








„51 


Der 
allgemeine Telegraph 


für bie 


deutſche Geſetzkunde. 
Uene Folge 


des 


Archivs 
für die 


neueſte Geſetzgebung aller deutſchen 
Staaten. 


Ein fortlaufended Repertorium ver wichtigften deutſchen 
Staatöverträge, Gejeße und Verordnungen, mit Fritifchen 
Beleuchtungen und Vorſchlägen zu Tegisla- 

tiven DBerbeflerungen, 





ım Vereine mit vielen Gelehrten herausgegeben 
von 
Mlerander Müller, 
Großherzogl. Sachfen » Weimarifcher Regisrungsrath. 
—n——— 
Erftier Band. 
— — 
Heilbronn: 


Verlag von Earl Dreqsler. 
| 1840. 


N 


— — — — 


Heilbronn, gedruckt in ver Schell’fchen Buchdruckerei. 


Inhalt des ersten Bandes. 


Großherzogthum Sachſen » Weimar. Legislative Ergebnifie des 
achten Landtags 1838 — 39 k S. 1—58. 324—353. 
Zur Geſetzgebung des deutfchen Bundes. ( Erledigung der Lu: 
xemburgifchen und Limburgifchen Territorialfrage) I. Staatsvertrag 
zwifchen Sr. Mafeftät vem König der Niederlande, Großherzog von 
Luremburg und dem Durchtlauchtigften Herzog von Naflau, vom 27. 
Suni 1839, mit einer gefchichtlichen Einleitung ; IL. Befchluß der hohen 
veutfchen Bundesverfammlung vom 5. Septbr. 1839, mit einigen ein- 
leitenden Worten über die diplomatifchen Schritte, die diefem Befchluffe 
zunächit vorangiengen ; S. 58-72, 
Bundestags:Beichluß vom 9. October 1838, die Austrägal Sachen bes 
treffend . ; r ©. 72. 
Veberficht ver Yunbestagsbefchlüffe ällgenseinerse Wichtigkeit, som Jahre 
1838 . 00. S. 245—249. 
Zur Handels- uns Bollgefepgebung k Schifffahrts » Vertrag 
zwifchen Preußen und den Niederlanden, den 3. Juni 1837 zu Bers 
lin abgefchloffen ; . A S. 73—80. 
II. Handelsvertrag zwifchen Preußen unb den Boll: -Bereins-Staaten ein- 
erfeits, und den Niederlanden ındererfeits, den 21. Jänner 1839 in 
Berlin abgefchlofien.  - . S. 80-85. 
WI. Weber die wahre Bedeutung ver vorfiehenben Verträge, ©. 85—106. 
IV. Königlic) Breußifche Verordnung vom 31. October 1839, die Ein, 
führung des Zollgewichts betreffend. ä R S. 107—108. 
V. Der neue Vereins-Zoll-Tarif für die Jahre 1840, 1841 und 1842 
zur Erhebung der Eingangs-, Durchgangs- und Ausgangs » Zölle 
S. 109-113. 
Sreundfchafts-, Handels- und Schifffahrts-Vertrag zwifchen den freien und 
Hanfeftädten Lüber, Bremen und Hamburg und der Hohen Pforte, 
unterzeichnet zu London am 18. Mai 1839 . . S.. 250-259. 
Der Bereins-Zoll-Tarif für die Jahre 1840, 1841 und 1842 zur Erhebung 
der Cingange-, Durchgangs⸗ und Ansgangszölle mit den von dem fön- 
54 * | 


iglich preußifchen Finanzminifterium durch Gircular = Verfügung vom 
15. Dezember 1839 befannt gemachten Beftimmungen über die richtige 
und übereinftimmende Anwendung diefes Tarife. . S. 595—656. 
Zur Familien-Gefeggebung bes deutfchen Adels. Das landes- 
herrlich beftätigte Statut der Stiftung für die rheinifche ritterbürtige 
Nitterfchaft zum Beſten der von der Succeffion in das Orundeigenthum 
ausgeſchloſſenen Söhne und Töchter . n : &. 113—132. 


Zur nationalöfonvmifhen Geſetzgebung. (Fabrikweſen) (Preuß⸗ 
en.) Das mittelſt Berichts des Staatsminiſteriums vom 9. März 1839 
dem Könige überreichte und durch eine allerhöchfte Kabinetsorde vom 
6. April 1839 für alle Landestheile der Monarchie mit geſezlicher Kraft 
verfehene Regulativ über die Befchäftigung — Arbeiter in 


Fabriken S. 133—135. 
Prgislative Borfchläge im Kapitel” des Zunftwefens und * Gewerbe freiheit. 
©. 201—219. 


VBrovinzialftände (Preußen) I. Verordnung, die Modification bes 
$. 12. des Gefehes wegen Anordnung der Provinzialftände für bie 
Provinz Weftphalen vom 27. März 1824, und der Artikel VIII. und 
XIV, der Berordnung wegen ber in erfterem Geſetze vorbehaltenen 
Beſtimmung vom 13. Juli 1837 betreffend D. D. den 8. Juni 1839. 
IL. Allerhöchite Kabinetsordre vom 22. Juni 1839 wegen der Inacdhträg- 
lihen Bekanntmachung der von bes Königs Majeftät getroffenen Bes 
ſtimmungen, wodurch in Betreff der Berechtigung zu Landtagsftimmen 
oder Theilnahme an fulchen, wie fie in den Ständegefegen urſprünglich 
normirt worben, etwas abgeändert ift, die aber bis jezt in der Geſetz⸗ 
fammlung nicht enthalten in . ,. ; \ ©. 135—137. 

Amneſtie. (Begnadigung.) Königlich Preußifche Kabinets-Ordre vom 11. 
November mit der Verfügung des Yuftizminifters vom 12. Nov. 1839. 

©. 137—139. 

Zur Firhliden Gefeggebung. Königlich baierifche Verordnung vom 
8. Juli 1839 über die Ertheilung der Difpenfation vom firchlichen 
Aufgebote proteftantifcher Verlobter . 0.68, 10-14. 

Handgelübde an Eivesftatt. ; — — S. 730—734. 

Staatsbürgerrecht. Königlich Großherzoglicher Beſchluß vom 18. Mo— 
vember 1839, über die Art, die en eines Luremburgers 
beizubehalten. . S. 141—142. 

Zur Strafgef ehgebung. Vergleichende guſammenſtellung der in den 
neueſten deutſchen Strafgeſetzbüchern und Entwürfen enthaltenen Be— 
ſtimmungen über die Verpflichtung zur Anzeige von Verbrechen und 
Vergehen . S. 153—167. 

Zur Brogeßgefepgebung. Königreich Sachſen. Geſetz, das gericht⸗ 
liche Verfahren in Streitigkeiten über ganz geringe Civil-Anſprüche, 
nebſt der dazu gehörigen Verordnung vom 16. Mai 1839. ©. 187-189. 


— Y — 


Rückblicke auf die Fortfchritte der Gefebgebung und Berwaltung im König- 
reiche Sachſen feit dem zweiten eunftitutionellen Landtage. ©. 219—230. 
Die neueften Landtagsftimmen aus — er vie Aufhebung der Patrimos 
nialgerichtöbarfeit. . . . ©. 230-244. 
Zur Geſetzgebung für den affentlichen Unterrißt. Württem- 
berg. Darftellung der Ginrichtung der ea, Säule in 
Stuttgart . ; . S. 260-269. 
Aphorismen für die Gefengebungs-Bolitit u . ©. 280—28B4. 
Ueberficht der wichtigften beutjchen Staatsgeſetze über die Trennung der 
Juſtiz don der Verwaltung, zum Zwecke einer genauen Sonderung des 
amtlichen Wirkungskreiſes ver Gerichte und der Verwaltungsbehoöͤrden, 

fo wie der Entſcheidung über desfallſige Competenz = Zweifel, 
S. 285—323. 545580. 
Zur 8 rſtgeſ erau Forſtdienſtprüfungen im Königreiche Würt⸗ 


temberg — S. 354—356. 
Koͤniglich fächfifcher Sefegentwurf, bie Aufhebung der Anrüchigfeit ber 
Abdedersfnechte betreffend . 00.68. 357-362. 


Wider die Monopolien! Rückblick auf einen Antrag in der zweiten Kammer 
der Stände des Großherzogthums Hefien auf dem Landtage won Jahre 
1832—33, wegen Abjchaffung der ausfchließlichen Wirthfchafts-, Braus, 
Brennerei-, und Zapfberechtigungen und Hinblid auf die fpäteren Land— 


tage in dieſer Beiehung . . S.. 363-378. 673—729. 
Das moberne —— in der Civiliſationsſache der Juden. 
S. 379—392. 


Zur Geſetzgebung über das Armenweſen im Großherzogthum 
Heſſen. Rückblick auf die ſtaͤndiſchen Verhandlungen auf dem Land⸗ 
tage vom Jahr 1833 im Großherzogthum Heſſen über feinen Antrag. 
wegen Errichtung von Armenverforgungs: und Armenarbeitshäufern. 
Zugleich Einleitung zu einer Darftellung der fländifchen Verhandlung: 
en auf dem Landtage v. 3, 183839, über den von der Staatsre— 
gierung vorgelegten Gefegesentwurf, wegen zwangsweifer Verbringung 
arbeitsfcheuer Perfonen in Gemeindearbeitsanftalten, und Beitrag zur 
parlamentarifchen Befprechung des modernen Pauperisin. S. 413—440. 

Zur Gefeggebung in Sachen der Juden. Die theilmeife Emanci⸗— 
pation der Juden in Baden und Württemberg mit befonderer Bezieh- 
ung auf die intellectuelle Erziehungsmetore . . S. 441-453. 

Königlih Preußische Verordnung, betreffend die Allodififation der nicht zur 
Klafie ver Bauerlehne gehörigen Iandesherrlichen Lehne im Herzogthum 
Weitphalen. Bom 28. November 1839. “ R S. 454-456. 

Königlich Preußifches Gefeg, betreffend die Nechtsverhältnifie des Grund⸗ 
befißer und die Ablöfung der Neallaften in ven Grafſchaften Wittgen- 
fleinsBerlebung und Wittgenflein-Wittgenftein. Vom 22. Dezbr. 1839. 

©. 457-411. 


Königreihd Sachſen. Die I. Kammer der Landftände im Gonflicte mit 
der 1. Kammer wegen Aufhebung ver Batrimonialgerihte S. 472—479. 
Zur Eivilprozeßgefeggebung. Ueber die in Sachen beantragte Ab: 
ſchaffung des Glaubens-Eides. Aue! . ; ©. 480—496. 
Zur Geſetzgebung über das Eiſenbahnweſen im Großherzogthum Heſſen. 
(Strafrechtlihes) . 1 ’ : a R 3 ©. 497-501. 
Landtagsftimmen für die Verkürzung ver extinktiven DVerjährungsfriften 
bei einzelnen Anfprüchen Tuer & — S. 581—587. 
Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Heſſen bei Rhein vom 7. Febr. 1840 
wegen wechſelſeitiger Uebernahme der Ausgewiefenen S. 588—591. 
Geſetzgebung im Großherzogthum Hefien, die Rheinfchifffahrt betreffend. 
‚I. Steuermannsordnung vom 11. Juni 1836. I. Gefeb vum 19. 
April 1839., die Ausübung des Steuerman usdienftes betreffend. 
©. 735—757. 
Hannover Ein Blid auf den Entwurf der neuen Berfafjungsurfunde 
für das Königreih Hannover, wie er der allgemeinen Ständeverfamm: 
lung im März 1840 zur freien Berathung vorgelegt worden ift, mit 
der Stimme eines hannoverfchen Publiciften über das fländifche Mit- 
wirfungsrecht hinfichtlich der Gefeßgebung, und einer Schlußnote des 
GHerausgebers Br, Men re ©. 758—766. 
Zur Breßgefesgebung. Entwurf eines Preßgefehes, wie es möglich 
und annehmlich ift. R ; ; } B . ©. 767-774. 
Königlich Baierifhes Geſetz, den Schub des Eigentfums an Gr- 
zeugnifien der Literatur und Kunft gegen BVeröffentlihung, Nachbildung 
und Nachdruck betreffend . . ©. 775—780. 


Kurze Notizen, Auszüge aus Gefeß- und BVerordnungsblättern, 
Miscellen und literarifche Nachweiſungen. 


Oeſterreich. Zur Vollſtreckung der Todesurtheile. . ©. 657. 
Preußen: Auszüge aus der me one Nach⸗ 
weiſung des Juſtizminiſteriums über die Zahl der Proceſſe und Unter: 
-fuchungen im Jahr 1838 — Schievsmänner in Schleſien — Ber: 
liner Griminalgericht, S. 143—144. SHeimathfcheine — Paßweſen — 
Aufferordentliher Andrang zum Staatsdienft. ©. 269--271. — Def: 
fentlicher Unterricht — Gefängnißwefen — FBörmlichfeiten bei Eidesab— 
nahme — Zur Handels: und Bollgefeßgebung — Webereinfunft zwifch- 
en Preußen und Sachfen zur Beförderung der Nechtapflege S. 393 
bis 397. Strafgefeßgebung; Schiedsmänner; Familien > Fideicommiffe, 
Stiftungen und Lehen ©. 502. Deauffichtigung der Privaffchulen und 
Privaterziehungs-Anftalten — Univerfitäts-Diselplin — Beneficialerb- 
en — Dortoren der Redhte . . —— . S. 781—782. 
Baiern: Geſetzentwürfe — Rechenſchaftsbericht. S. 272. Fabrikweſen — 
Staatsrechnungsweſen — Schutz des Eigenthums an Werken ver Li— 
teratur und Kunſt S. 397 — 399. Verfaſſungsfrage — Wechſelbriefe 


— vu — 


S. 503. Preßangelegenheiten; gegen Nachdruck und Nachbildung 

S. 657 — 658. 
Sachſen: Ständeverſammlung — Literatur — Thierquälerei — Rechen: 
ſchaftsbericht S. 147—148. Literatur S. 276. — Hannoverſche Ber: 
faſſungsfrage S. 514. — — des ie Buchhandels — 
Literatur — Civilgeſetzbuch . . S. 793—793. 
Hannover: Literatur S. 151. — Verbot — Druckſchrift: Gutachten 
der Juriſtenfacultät ꝛc. — Rückſtändige Steuern ©. 273—276. Wieder: 
berufung der Stände ıc. ©. 402 — 407. — Präjudicien des Oberap- 
yellationes Gerichts ©. 530. — des $. 106 des Verfaſſungs⸗ 
Entwurfs. . . . ©. 794—797. 
Württemberg: eiteratur — Finanzen 6. 145 — 147. — fiteratur 
©. 273. Kirchendisciplin — Die Zuftändigfeit der Verwaltungsbehörd- 
en bei Erſatzanſprüchen der Staatsfafie an die Staatsdiener ac. ıc. 
©, 400. 401. — —— ordnung — Handels- und Zollgeſetzgeb⸗ 
ung ©. 507. — Literarifche ° achweifungen — Bifitation der Mafe und 
Trinfgefchirre der Wirthe S. 658. 659 — Literatur . , ©. 783. 
Baden: Berorbnungen des Vega — Literatur ©. 148. 149. 
Berorbnung zur Sicherftellung der erzbifchöflichen Disciplinargewalt 
über die untergebene Geiftlichfeit — Preßangelegenheiten — Jagdweſen 
— Kirchliches — Strafgefehgebung S. 531. — SHannoverfche Ber: 
faffjungsfrage S. 659 — 663. — Prüfung — Ban — 

— Gegen Dazarhfbiele und Spielbanfen . 797 — 801. 
Kurheſſen: Ständeverfammlung‘ — Steitangelegefei — der heim⸗ 
gefallenen Domaine von Heſſen-Rothenburg — Erſparung von Ruheges 
Kalten ©. 149. — NRechtsverhältniffe ver Kurheffiichen Standesherren 
&. 407. — Hannoverfche Derfofjengefenge ©. * — Rückblicke auf 
das Jahr 1839. S. 802 — 803. 
Heſſen-Darmſtadt: Finan Geſeh S. 149. — Zur Schuldisciplin ©. 
407—408. — — Hannoverſche Verfaſſungsfrage — 
Gewerbverein ©. 537—544. — u Re 806—808. 


Holftein: Strafgefeßbud ’ . S. 411. 
Luremburg: Organifation ver Siilermaltung R . E. 408. 409. 
Sahfen- Weimar: Literatur . . . S. 152. 


Braunfhweig: Eröffnung des Landtags s. 151. 152. — Beibehaltung 
ver Todesitrafe ©. Zu ——— ©. 412. Criminalge—⸗ 
feßyebung . ©. 544. 802. 

allge om Ablöfung — Landeserediteaſſe — darbrehan Berwaltung 

410. — Rüuckblick auf das Jahr 1839. . S. 803-806. 

— Sondershauſen: Gegen — ©. 663—665. 

Schwarzburg-Rudolftadt: Münzverein ; . ©. 152. 

Homburg: Brandverficherung . . 0.0... 54. 

Freie Städte. Franffurt: Gefangnißwefen — Vereinszolltarif — Ge: 

werbverein — Literatur S. 150. — — ren in bürg⸗ 


erlihen Streitfahen . « 665—672. 
Lübed: Verordnungen in Betreff ver Sqhentvirthe und Krüger 
©. 150. Notariatswefen : .» S. 278—279. 
Hamburg: Gefängnifwfen . . ; : . S..4665. 


ee 


- 
. 
. 
= 
- 
' 
. 
2 
1 
J 
Fr 


Digitized by Google 


Grossherzogthum Sachsen- 
Weimar. 


Legislative Ergebniffe des achten Landtags 1838-39. 


Die Gefeßgebungsthätigkeit der Weimarfchen Landſtände ift ſchon 
verſchiedentlich Gegenftand der Befprechungen in dem Archive für Die 
neuefte Gefeggebung aller deutfchen Staaten u. f w. gewefen. Ge- 
genwärtig wollen wir aus den Landtags: Verhandlungen de feit dem 
25. November 1838 eröffneten achten Landtages dasjenige hervor: 
heben, was das Weſen verfelben auszumachen ſcheint. Nur das 
Hauptfüchlichfte der Ergebniffe ihrer Berathungen über die wichtig: 
ften ihnen vorgelegten — — legen wir ai nieder —* 





, 9 Zwei und wvierzig Geſetzegentwürfe wurden dieſem Landtage agefertiget 
um ſich in Ausübung des fechsten Laudſtändiſchen Rechtes ME deren 
Annahme zu berathen, nämlich: 5 

1) über die gerichtliche Todeserflärung verfehoffener Berfonen, 
2) Nachtrag zu dem Zunftgeſetz v. 25, Mai 1821, 0 10. 
3) über die Beſchränkung der öffentlichen Tänzer... 7 1". 
4) über das Pfandrecht Cin neuer Fafjung), . ee 
5) über die Borzugsrechte der Gläubiger, ———— 
6) über die Kündigungs- und Umzugs-Termine der Hirten und Schäfer, 
7) über bie Bekanntmachung und Vewelakeaß der Ziuclanes, age 
bücher und ‚Katafter, 
8) Nachtrag zu dem Gefebe über bie öffentliche andait * — 
verſicherung v. 28. Auguſt 1826. 
O) über die, Aufhebung der bisherigen Baufleuer-Breiheit PR über bie 
Bildung eines Prämien= uud a Ai 
| 


——— 


A. Nechtsgeſetzgebung. 


I. Das neue Strafgeſetzbuch. 


Die für das ganze Staatsgebiet unſtreitig wichtigſte Berathung, 


und welche auch Aberall im. Lande den lebhafteſten Anklang, das 
ungetheiltefte Intereſſe wat unjtreitig jene über das neue 
Strafgefezbudh, {1 | | 


* 


10) über die Grund-Einkommenſteuer, 
11) über die Verjährung zum Beſten derer, welchen Staatsſchuld- Mr: 
‚Innden auf ven Inhaber abhanden gekommen find, 


- 12) über die Ablöfung grundherrlicher Berechtigungen, 
19) Nachtrag zu der Geſinde-Ordnung v. 28. Juni 1823, über die all- 


gemeine (Einführung der Gefinde-Dienftbücher und — 
19 über die Beſteuerung der entbehrlichen Backöfen, 


15) üher die Ausleihung vormundſchaftlicher Gelder, 
16) über den Hauſirhandel, 


19 zur Entfcheidung zweifelhafter Rechtsfragen über die Gewährung 


4 


‘der Mängel veräußerter Sachen und die Aufhebung einiger Lan⸗ 
besgeſetze über die Gewährung der Viehmängel betreffend, | 


48) über die Maßregel gegen die Verfchleppung der unter den RR 


#r 


j 


ausbrechenden Krankheiten, 


19) über die Aufhebung der gefeglichen Beflimmungen wegen des Schul: 
denmachens der Militär-Perfonen, 


20) Nächtrag zu dem Gefeße v. 19. Juni 1823, * Rettung verun⸗ 


glückter Perſonen betreffend, 

21) Nachtrag zu dem Geſetze v. 13. April 1834 wegen Beſetzung der 
Gerichtsbank, 

22) über die Aufhebung der Geſchlechtsvormundſchaft, 

23) zur Entſcheidung einiger "zweifelhaften ET 

24) Medizinal = Ordnung, 

25) Apothefer -Tare, 3 

26) über vie Aufhebung des — 


RT) zum Schutz gegen den Nachdruck, 


a Gemeinde-Ordnung, 29) über den Bergbau, 30) über die Zuflän- 
-ftändigfeit der Kriminalgerichte, 31) über die Zuftändigfeit der Polizei- 
und Verwaltungsbehörden, 32) Depofiterigefeg, 33) über die Ab- 

fürzüng der Verjährungsfeiften, 34) über die Klage und Einrede 
des nicht gezahlten Geldes, 45) über die Fortführung der Steuer: 


Die Hegierung Hatte ven früher gefaßten Gevanfen, ein eigenes 
Strafgeſetzbuch für das Großherzogthum zu Stande zu bringen, 
aufgegeben. Sie ſchwankte, ob fie ſich für die Reception des K. 
Würtembergifehen over des K. Sächſiſchen Strafgefeg- 
buches entfcheiven folle. Die Wahl fiel für das leztere aus; und 
gewiß mit Recht. Gleiche Gefeggebung mit dieſem Nachbarſtaat 
Eräftiget nicht nur ven füchfifhen Nationalgeift, fondern erleichtert 
und befeftiget auch die Verbindung unter den fächjifchen Brüder— 
ftämmen, die fo fehr fittenverwandt find, und manche charakfteriftiiche 
Eigenthümlichkeiten im bürgerlichen und ftaatlichen Leben miteinan= 
der gemein haben, Ä 

Das in der Höchften Propofitionsjchrift den Ständen zur Ans 
nahme empfohlene Strafgefegbuh ift daher das für das Königs 
reihb Sachfen unterm 30. März 1838 erlaffene neue Straf: 
geſezbuch, nach dem Gutachten ver beiden Landesregierungen zu 
Weimar und Eifenach nur mit den aufferwefentlihen Abän— 
derungen und Zufäßen verfehen, welche wegen der Verfaffung und 
fonftiger Verhältniffe des Großherzogthums unerläßlich erfchienen. 
Aus welchen Gründen andere in die wefentlichen Beftimmungen des 
Geſetzes eingreifende Abänderungen man höchften Orts gänzlich ver- 
meiden zu müflen geglaubt hat, ift von dem Staatöminifterium in 
einem Schreiben dargelegt worden, worin auch den Minifterien der 
übrigen das Gefammt-Oberappellationdgericht zu Jena unterhalten- 
den höchſten Höfe die gleichmäßige Neveption und nicht ohne Er: 
folg empfohlen worden ift. Daher wurde auch dem getreuen 





Katafter, 36) Vollſtreckung der Todesftrafen, 37) über die Koften 
ber Slurzüge, 38) über die bei Bonitirung und Kataftirung der 
Grundſtücke den Grundbefigern zufommenden Leitungen, 39) Nach— 
trag zur Oberappellationsgerichts » Ordnung v. 20. Dezember 1816 
40) üher die Verhandlung der Injurienfachen, 414) Nachtrag zur 
Wechſelordnung v. 20. April 1819, 42) Ordnung in Verwaltung 
des proteſtantiſchen Kirchenweſens überhaupt und inſonderheit die 
Verwaltung des (damit zufammenhängenden Vermögens betreffend, 
43) Strafgeſetzbuch. 

Bei weitem die meiften von dieſen Geſetzesentwürfen find durch frühere 

Anträge des Landtages felbit veranlaßt worden. Diejenigen, worauf der 

Landtag fich ablehnend erflärt hat, und welche für die Geſetzgebung nicht 


von allgemeinerem Interefje find, werben hier unbejprochen gelaffen. 
1 % 


iu: 


Landtage gegenüber der Antrag auf Annahme des 
fraglichen Gefeges für dad Großherzogthbum dadurch 
bevingt, daß derſelbe fih zu diefer Annahme ohne 
alle wejentlihen Abänderungen entſchließen köͤnne 
und wolle, 

Mit dent Iebhafteften Intereffe Hat der Landtag dieſem hochwich- 
tigen Gegenftande feine ungetheilte Aufmerkffamfeit gewiomet. Er 
hat, vabei die Gründe zu würdigen gewußt, welche das Eingehen 
in einzelne Beftimmungen jenes Strafgeſetzbuches ald unangemeffen 
ericheinen ließen, und er hat jich demnach im Allgemeinen darauf 
befchränft, zu erwägen und zu prüfen: ob das Königl. Sächſiſche 
Kriminal= Gefegbuh dem Berürfniffe des Großherzogthums nach 
defien Verfaffung und invividuellen Verhältniffen entfprechen und 
denjenigen Gewinn darbieten werde, weldye eine auf richtige Grund— 
füße geftüzte, Eonjequent durchgeführte, milde und umfafjende Kris 
minal = Gefeggebung allen Theilen des Großherzogthums bringen 
müſſe. Der Landtag gelangte zur Ueberzeugung, daß Die Reception 
jened Strafgefezbuches dem Großherzogthum Weimar zum wahren 
Heil und Segen gereichen werde, 

Der Weimarifche Landtag hat das Glück, in feiner Mitte großen 
Theild Männer zu zählen, welche nicht allein die Bedürfniſſe des 
Landes Eennen, jondern auch Die ndthige Intelligenz bejigen, viefel- 
ben darzuftellen, und bie Mittel zur Abhülfe geltend zu machen 
und zu vertheidigen. Unter diejenigen, welche dabei große fachliche 
Einficht in die Gefezgebungs = Gegenitände bejigen, und ſich fchon 
großes Verdienſt durd ihre Vorträge bei ven lanpftänpifchen Ver: 
bandlungen darüber erworben haben, gehört befonders der Abge- 
ordnete und erfte Gehülfe des Landmarſchalls Dr. Baulfen aus 
Jena. Der Juſtiz-Sektion beigegeben, war er derjenige, welcher in 
der Berfammlung über das neue Strafgefegbuh Vortrag zu thun 
Hatte. Wir halten diefen Vortrag für fehr gelungen, und betrach— 
ten ihn als ein mufterhaftes Aktenftüf nach Inhalt und Form in 
der Gefihichte der Lanpftändifchen Behandlungsweiſe der Geſetzge— 
bungs-Vorſchläge; er zeigt, wie überhaupt die Landſtändiſchen Ver: 
ſammlungen bei ihrer Gefeggebungsthätigfeit verfahren follten *). 





*) Mehr oder weniger befolgen leider noch manche deutſche Lanpftände 
ein und daſſelbe Verfahren als Regel bei ihren Verhandlungen über 
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Da fein Vortrag auch hinſichtlich der Motive für die Landſtändi— 
She Zuftimmung zur Annahme. de8 K. ſächſiſchen Strafgeſetzbuchs 
ganz umfaſſend ift, überdies auch die Gefchichte ſowohl über vie 
Entftehbung des K. fachfifchen Strafgefeßbuchs als auch über vie 
ſchon früher bee bfichtigte Reform der Griminalgefeßgebung des Groß 





Gejeßesvorfchläge, daß, nach Ernennung eines Bortragenden und nad) 
vorgängigen Prüfungen in einem Ausfchluffe, die Geſetzesvorſchläge Pa- 
ragraph für Paragraph in voller Berfammlung vorgelefen, Befprechun: 
gen darüber eingeleitet, Bemerkungen erwartet und angenommen, Hinz 
und Herrevden zugelaffen, Zuſätze und Ausftreichungen beliebt werben, 
worauf denn endlich Abjtimmung, Paragraph für Paragraph, folgt, ob 
er angenommen oder abgelehnt und mit welchen Veränderungen derſel— 
be verjehen werden folle. Diejes Verfahren hat ſich entwidelt aus 
deutſcher Grünplichkeit, aber die daraus hervorgehenden Gefege haben 
an Grünplichkeit nicht gewonnen, und die dadurch veranlafte Koften- 
häufung ift Dielen ein Gegenftand des Aergerniſſes geweſen. Wozu 
aud) ein weitläufiges Verhandeln in voller Berfammlung, Silbe um 
Silbe, wobei die Meiften nichts oder wenig von dem verftehen, worauf 
es ankommt; wobei oft der Zufammenhang ganz zerriffen wird, alſo 
der Ueberblick ganz befunders für die Mehrzahl verloren geht? Wie 
ermübend maren 3. DB. bei dem MWürtembergifchen Landtage die dortigen 
Verhandlungen über das Strafgeſetzbuch, das Silbenftechen Zeile 
um Zeile, das Markten um Zufäge und Ginfchiebfel von ‘Partikeln? 
Solche Partifelzufüge und die vermeintlichen Redaktionsverbeſſerungen 
der Gefeßesentwürfe in den landſtändiſchen Verhandlungen verunftalteten 
nicht felten die Gefete. Was man von den Ständen und ihrer Mit: 
wirfung bei ver Gefebgebung verlangt, ift ihr Hinzubringen von Orts; 
verhältnifienfunde und welche etwaige Rürkfichten darum dienlich werdet. 
Haben hierüber die nöthigen Mittheilungen und Abwägungen Statt ge: 
funden, dann gilt es nur der Gefammtprüfung,-ob das Geſetz die Stände 
mit den verfafjungsmaßigen Nechten im Einflange und dem Bedürfniſſe 
entiprechend, alfv zur Ginführung geeignet finden. Die Redaktion als 
foldhe braucht nur die Sache Weniger zu feyn, verträgt auch eigentlich 
gar nicht die Einmiſchung Vieler. Hierin können und follen die Stände 
im Ganzen der Staatsregierung vertrauen. 

Freilich müffen die Ständeverfammlungen immer ſolche Mitglieder 
unter ſich haben, welche das fchon beftehende in den Hauptpunften zu: 
fammenzuftellen, das Ungenügende herauszuheben und dies mun in 
Bergleihung mit den wünfchenswerthen Abänderungen zu bringen 

verſtehen. Der Vortrag des Dr. Paulfen entfpricht gänzlich dem 

Zwecke, den man im Auge hatte. 
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herzogthums und über das Mangelhafte ihres bisherigen Zuſtandes 
liefert, jo glauben wir durch woͤrtliche Aufnahme veffelben ven Leſern 
diefer an die Stelle des erwähnten Archivs getretenen Monats- 
fohrift einen Dienft zu erweiſen. 

(Auszug aus den. Protofollen ver drei und zwanzigjten und 

fieben und zwanzigften Sigung. Weimar am 30. Januar 

und 4. Februar 1839) | 

IV. Bortrag über das zur verfaffungsmäßigen Erklärung mit- 
getheilt erhaltene Strafgefegbuch, gehalten von dem erften Gehülfen 
ded Landtags = Borftanded (Paulfen). 

Der Gegenftand, über welchen ich die Ehre Haben fol, der hohen 
Landtags: DVerfammlung Vortrag zu halten, gehört zu den wichtig- 
ften, auf das Leben und die Wohlfahrt unſrer Mitbürger den höch- 
ften Einfluß habenden unter denen, welche der dermaligen Verfamm: 
fung zur Berathung und Schluffaffung vorliegen. Es handelt fi 
von der Frage: Soll das Königl, Sächſiſche Kriminal-Gefegbuch, 
ohne alle und jede weientlihe Abänderung, für das 
Großherzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach eingeführt werben? 

Der vorige Landtag vom Jahre 1835 und 4836 trug in einer 
unterthänigften Erflärungsfchrift vom 25 Ian. 1836, ©. 143, 
Abth. II. der Landtags = Verhandlungen, Sr Künigl. Hoheit, dem 
Großherzoge, Folgendes ehrerbietigft vor: 

Auch bei dem damals verfammelten Landtage fei das Bedürf— 
niß einer neuen Kriminal= Gefezgebung für das Großherzog: 
thum jo allgemein und fo dringend anerfannt worden, daß 
der Landtag feinen Anftand nehmen dürfe, Ihro Königl. Ho— 
beit folches ehrfurchtsvollſt anzuzeigen. 

Da aber ver bisher zu dieſem Ziele gewählte Weg große, 
und, wie e8 ſcheine, ſobald nicht zu überwindende Schwierig- 
keiten gefunden, fo halte ſich der Landtag zu ver Bitte ber- 
pflichtet: ihm bei feiner- nächſten Zufammenfunft ein, in ei— 
nem anderen beutfchen Bundesſtaate recipirtes, neues Straf— 
Geſetzbuch, wozu ſich vielleicht der im Königreich Sachſen er= 
fihienene Gefeßedentwurf oder das neue Königl. Hanndverifche 

riminal-Gefegbuch eignen würde, ald Geſetzesentwurf für das 
GroßherzogthHum vorlegen zu laſſen. 

In Folge dieſes Antrages haben Se. Königl. Hoheit geruhet, 
mittelft der hoͤchſten Propojitions - Schrift vom 25. Nov. 1838 
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unter O, Ny. 48 dem Landtage das Koͤnigl. Sächſiſche ran⸗ 
ſetzbuch mit folgender Beſtimmung vorlegen zu: laſſen *). 

Nach dieſem beſchrünkenden Zuſatze iſt der Vntangeteeis ver 
von der Landtags-Verſammlung beſtellten Juſtiz-Sektion, hinficht- 
lich ihres Vortrages über das Königl. Sächſiſche Kriminal-Geſetz⸗ 
buch, ſehr eng begrenzt worden. ‚Sie, Die Sektion, hat, da eine jene 
wefentliche Abänderung an dem Gefegbuche als ausgeſchloſſen zu 
betrachten und nur ‚über Annahme oder Ablehnung des Geſetzhu— 
es in feinem Kompler beim Landtage zu verhandeln ift,, ihre 
Thätigkeit lediglich auf die Prüfung und Beleuchtung fo genver 
Punfte zu richten. gehabt: 

1) Ih eine Reform: unferer,, im: —— dermalen be⸗ 
ſtehenden Kriminal⸗Geſetzgebung für. nůͤtzlich oder gar 
für nothwendig erkannt worden? 

Wird, wäre dieſes der Fall, 

2) durch, die Annahme des Konigl. Saͤchſiſchen Kriminal-Befeh- 
buches dem Bedürfniſſe, nach unjerer Ag: — 
entſprochen? 

3) Sind die von den Großherzogl. REIN EBEN, zu Wei⸗ 
mar und Eiſenach vorgeſchlagenen Veränderungen und Zuſätze 
zu dem Gejegbuche, wegen welcher, auch„bingefehen auf. jene 
Beftimmaung- in.ver Propojitiond-Schrift, Mopififationen im— 
‚mer zuläfjig fein müßten, vom Landtage zu genehmigen?. < 

und find endlich, bei etwa zu. erklärender Annahme des Gefegbuches 

4) nicht ‚vielleicht Anträge und Wünfche in Beziehung ſowohl 
auf dad biöherige, als auf das Fünftige Gefingniß =, Syitem 
und andere bei ver neuen Kriminal= Gefeggebung in Betracht 

‚nflommende Ginrichtungen und , Anjtalten Sr. Königl. Hoheit 

zur hoͤchſten Prüfung und Verwirklichung vorzulegen? - 

Für den erften Punkt, die unberingt anerkannte Nothwendigkeit 
einer Reform, unferer vermaligen Kriminal-Gefeggebung, hat jich 
die Zuftiz.-, Sektion einftimmig erklären müſſen. 

‚ Die Gründe hierzu liegen nahe. Unfere Sandtags-Verhanplungen 
ae unwiderlegliches Zeugniß über die vielfach anerfannte Noth- 

| | und 

*) Wir — uns anf den. Gingung I Darſtellung, weidher die 

fer Beftimmung bereits gedacht hat, ... UCHEBIET)-» Pr: Pas 
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wendigkeit einer Reform. Seit Entſtehung unſerer durch das 
Grundgeſetz gebildeten dermaligen Verfaſſung, ſeit dem Jahre 4747, 
tft faſt kein Landtag vorgekommen, bei welchem nicht auf dieſes 
dringende Berürfniß hingewieſen und auf: Abſtellung deſſelben in- 
ftändigft angetragen worden.wäre, Schon im Jahre 1815 hatte 
unſere mweife und forgliche Staatsregierung dieſen Gegenſtand mit 
Ernft ins: Auge gefaßt, und es enthält vie höchſte Propofitions- 
Schrift vom 2. Februar 1917 bieſerhalb folgende Mittheilung an 
den Landtag: 

„nächſt der Herſtellung eines oberſten Juſtiz-Hofes in Civil— 

und Kriminal-Sachen Hat die einer zeitgemäßen Reform fo 

höchſt bedürftige KriminalsGefehgebung die Aufmerkfam- 

- Ket St. Koͤnigl. Hoheit vorzüglich auf ſich gezogen. Da das 

für das Königreich Baiern im Jahre 1813; erfchienene Straf: 
Gefegbuch allen Haupterfordernifjen eines Kriminal= Gefegbus 
ches entfpricht, fo werde eine Kommifiton zu Entwerfung eines 
Geſetzes, auf die Grundlage des Balerifchen Straf: Geſetbuches, 
niederzuſetzen ſein.“ 

Der Landtag des Jahres 1817, durch eine Erklärungsſchrift vom 
17. Februar deſſelben Jahres, dieſem Antrage unbedingt beiſtimmend, 
brachte feinen ehrfurkhtsvolliten Dank dafür dar, daß unabläſſig 
auf Mittel Bedacht genommen: werde, durch welche: die wichtigften 
Staatszwecke, das geiftige und materielle Wohl der Unterthanen, 
erreicht werben fünnten. Eine Kommifjion wurde zu dem bezeich- 
neten Zwecke niedergefegt. Schon im Jahre 4818 erdffnete ein De— 
fret vom 23. November veffelben Jahres dem wieder verfammelten 
Randtage, Daß, obwohl es in den MWünfchen gelegen , ven Entwurf 
zu viefem Geſetze mitzutheilen, die Vollendung deſſelben den Beauf- 
tragten "Staatsdienern neben ihren fonftigen wichtigen Berufsge— 
fchäften nicht möglich gewefen fei. Eben ſo wurde die Landtags— 
Berfammlung vom Jahr 1820 durch Defret vom 47. Dez. benach⸗ 
richtiget, daß der. Entwurf zu jenem Gefeße nicht ‘vorgelegt werde, 
weil die beauftragte, aus fehr--befchäftigten Staatsdienern beftehende, 
Kommiſſion in ihrer Arbeit nur langſam vorfchreiten fünne, und 
ein jo wichtiges Geſetz das Werk ver reifften Ueberlegung und ber 
durchdachteſten Prüfung aller Verhältniffe und Umftände fein müffe. 
Im Jahre 1823 erfolgte nun Die Vorlegung des :allgemeinen Thei- 
les eines derartigen Geſetzesentwurfes. Ein Ausfchuß des damaligen 
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Randtaged wurde zu beffen Prüfung nievergefegt und in der biefer- 
bald abgegebenen Erklaͤrungsſchrift som: Landtage beantragt, dahin 
zu wirken, daß auch in ven benachbarten und in ‘jeder Beziehung 
verwandten Landen, namentlich in denen, welche ſchon durch das 
Ober: Appelationsgericht zu Jena, als oberfien Gerichtshofs, in 
Hinficht ver Rechtspflege vereiniget wären, eine Gleichförmigfeit des 
Strafrechtes herbeigeführt werde. Auf das von jenem ftändifchen 
Ausſchuſſe drei Jahre foäter in der Sitzung am 4. Mai 1826 ge- 
gebene Gutachten beantragte der Landtag, ſich über das Geſetz, von 
welchem ihm nur der allgemeine Theil vorliege, exit alsdann be— 
rathen und erklären zu dürfen, wenn folches vollftändig vorhanden 
und dieſem der hoͤchſte Grad von Vollfommenheit gewährt worden, 
der ihm, mach Benugung aller zu Gebote ſtehenden Hülfsmittel, 
zu geben möglidy fei. Envlich im’ Jahre 1835, nachdem der Land⸗ 
tag die fefte Ueberzeugung gewonnen hatte, daß die bisherige Un— 
gleichheit, Verſchiedenheit und Ungewißheit der, in den einzelnen 
Zandestheilen des Großherzogthumes beſtehenden, ftrafrechtlichen 
Beitimmungen länger nicht ohne große Nachtheile für die Gefammt- 
beit fortpauern koͤnne und dürfe, — und daß die Stabilität der 
Kriminal=Gefeßgebung im den einzelnen Landestheilen des Groß: 
herzogthumes mit dem Portichreiten der Legislation in anderen 
deutfchen Staaten in dem auffallenoften Kontrafte feyn würde — 
ift jener. fchon früher erwähnte, ftändifche Antrag auf Vorlegung 
des Sächſiſchen Kriminal:Gefegbuches geftellt worden. Iſt, nach dies 
fer aftenmäßigen Darftellung, von faft allen früheren Landtagen, 
und jelbft von dem vermaligen, bei feiner früheren VBerfammlung, 
die Nothwendigkeit einer Reform unferer bisherigen Straf Gefeß: 
gebung unbedingt anerkannt und: vielfach ausgefprochen worden, 
und ergiebt ſich aus den entwickelten Verhältniffen zugleich, daß 
die Herftellung eines eigenen Gefegbuches mit faft nicht zu Löfenven 
Schwierigkeiten: verknüpft iſt, fo ftellt fich die Annahme der Seftion 
zum: erften Punkte als vollftändig gevechtfertiget dar, — Den zweis 
ten Punkt: die Frage" anlangend, wird durch die Annahme des 
Koͤnigl. Sächſiſchen Strafgeſetzbuches dem nnerläßlichen Bedürfniſſe 
des Großherzogthumes, in Uebereinſtimmung mit deſſen Verfaſſung 
und Verhãltniſſen, genügend entſprochen ? Haben ſaͤmmtliche Mitglies 
der der Sektion, nach genauer Durchſicht und Prüfung des fächjts 
ſchen Kriminal⸗Geſetzbuches, auch dieſe Frage aus voller: Ueberzeu⸗ 
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gung bejahen müffen, Das bei Entwerfung des Königl, Saͤchſiſch⸗ 
en Kriminal-Gefegbuches  fichtbar ‚und unabläfig verfolgte Beſtreb⸗ 
en, unter -fteter Feſthaltung des praktiſchen Gefichtöpunftes , vie 
Straf-Gejepgebung mit ‚ven geläuterten Anfichten der Rechtöwill- 
enichaft über Verbrechen und Strafen in Einklang zu bringen, bes 
fonderd die in fo vielen Fällen durch Die bisherige. veraltete Ge— 
fesgebung nur ‚angebrohten, aber in ver Wirklichkeit faft nie zur 
Ausführung gekommenen, Todesſtrafen auf wenige Verbrechen, 
bei welchen auch. jegt nur felten eine Begnadigung, nach, erfannter 
Todesſtrafe, ftattfand, zu befchränfen, auch in andern Fällen, vie 
unverhältnißmäßige Härte der auf manche Verbrechen gefegten Straf: 
en zu mildern, und durch möglichite Vollſtändigkeit, Deutlichkeit 
und Beftimmtheit der gegebenen Vorfchriften dem erfennenden Richt- 
er bei Beurtheilung der ihm vorliegenden Verbrechen einen, feiten 
Geſichtspunkt zu gewähren, die. bisher fort und fort worgefommenen 
Zweifel und Ungemwißheiten möglichft zu entfernen, und die häufig 
vorhanden gemefenen Lücken zu ergangen — dieſes Streben hat, 
nach dem Dafürhalten der Sektion, fein. Ziel moͤglichſt ‚erreicht, die 
geftellte Aufgabe ziemlich gelöfet. Die Sektion verfennt keineswegs, 
daß auch dieſes Gefeßbuch, wie. jedes menjchliche Werk, BVervoll- 
fommnung mehrfach noch zuläßt, dag auch hier, wie in allen Fäch— 
ern menfchlichen Willens, zu fernerer. Ausbildung noch Raum üͤbrig 
bleibt; allein fie Hat, bei dem, vielen. und ausgezeichneten Vorzügen 
dieſes Gefegbuches, über dasjenige hinwegſehen zu müſſen geglaubt, 
mas von biefer oder jener Seite her ald ‚mangelhaft angefprochen 
werden koͤnnte. Es dürften jich aber, auch Abänderungen nicht 
leicht treffen, eimaige Verbefferungen nicht wohl ‚anbringen laſſen, 
ohne in das, jenem Gefegbuche zum. Grunde liegende, :Syftem ftör- 
end einzugreifen. Die Verbeſſerung wird nach und nach nurch Die 
Zeit und durch Erfahrungen erreicht werben, und es würbe offen- 
bar nicht zu rechtfertigen fein, das wirkliche Gute um deswill— 
en von der Hand weijen zu wollen, weil man das Bollfonımene 
nicht fogleich zu erlangen wermag. Es würde, fich hier, auch in 
diefem Falle, der alte Sag erneuern: „Der groͤßte Feind des Guten 
iſt das Verlangen nach dem Befferen, unter gegebenen Berhältnifi- 
en oft Unerreichbaren.” Die unbeftreitbaren Vorzüge dieſes Gefeß- 
buches find ‚aber Milde, Vollſtändigkeit, Klarheit, Deutlichfeit: und 
Kürze: Als folche find. fie auch von einem. ver ausgezeichnetiten 
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Kriminaliſten Deutſchlands, welcher ſonſt die Mängel des Geſetzbuch⸗ 
ed ſcharf geahndet hat, preiſend anerkannt worden. Zutrauen zu 
dem Geſetzbuche erweckend, muß es auch ſein, wenn man in den 
Blick faßt, welche vielſeitige Beleuchtung und Prüfung es vor feiner 
vollſtändigen Abfaſſung zu beſtehen gehabt hat. Bei dem Geſetzes— 
entwurfe find die neueften und beften Entwürfe anderer deutſchen 
Staaten, der ded Königreich Hannover vom Jahre 1830, der des 
Königreichd Baiern vom Jahr 1831, und der des Königreichd 
MWürtemberg vom Jahr 1832, benußt, der Entwurf felbft ift von 
einem bewährten Braftifer bearbeitet, erfterer fovann von einer De- 
yutation der beiden fachfifchen Kammern gründlich geprüft und be- 
rathen, in den beiden Kammern forgfältig erwogen und discutirt, 
von einer Bermittelungs-Kommiffion find die Differenz-Punkte be— 
fprochen und fetgeftellt, von der Staatsregierung ift er wiederholt 
geprüft und durch eine Redaktions-Kommiſſion endlich das Ganze 
dann berichtigt und zufammengeftellt worven, Kommt nun hinzu, 
daß dieſes Gefegbuch, welches feit dem 1. April vorigen Jahres im 
Königreie Sachſen ind Leben getreten ift, nach dem allgemeinen 
Urtheile in deſſen verfchievenen Landestheilen als hoͤchſt günftig mirk- 
end fich bewähren ſoll, und kommt ferner hinzu, daß dad Groß— 
herzogthum Sachſen Weimar = Eifenah feiner Werfaffung , feiner 
Inſtitute und Einrichtungen, der Nationalität feiner Bewohner, 
deren Sitten, Gebräuche, Denf- und Handelsweiſe nach mit dem 
Königreiche Sachen in größter Uebereinftimmung fich befindet, daß 
alfo, was dort vortheilhaft und Heilbringend wirkt, auch für und 
als angemeffen und günftig ſich varftellen muß, und ift endlich auch 
zu gedenken, daß die beiden Großherzogl, Landed-Regierungen bier 
und zu Eifenach die Reception dieſes Geſetzbuches für Höchft meife 
und zweckmäßig erklärt haben, fo hat jich Ihre Sektion in ihrem 
Urteile für Annahme viefes Gefegbuches nur beftärft finden 
konnen. 

Befeſtiget aber in demſelben wurde ſie durch die ſcharfſinnigen 
und ſchlagenden Gründe, welche das Großherzogl: Staats-Miniſter⸗ 
ium in feinen Kommunikaten an die: Minifterien zu Altenburg, 
Koburg, Meiningen und die der Fürftl. Reußifchen Lande, um 
diefen die gleichzeitige Annahme dieſes Stra fgefegbuchs ue empfehl- 
en, umftändlich entwicelt hat. Diefe ſind fo einleuchtend, fo über: 
jeugend, daß id; mir um fo weniger, als auf viefelben in der Pro: 
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poſitions⸗Schrift Bezug genommen worden iſt, verſagen kann und 
darf, ſolche der Landtags = Berfammlung in Folgendem mitzu— 
theilen: F 

1) Mag es gleich gegründet ſeyn, daß, wenn man hier und da 
viel von angeftammten Rechten und von nationaler Eigenthümlich⸗ 
feit derſelben fpricht, nicht fomohl die Scheidung Deutſchlands in 
verfchiedene Staaten, ald der Gegenftand Deutfchlands zum Aus—⸗ 
lande, ind Auge gefaßt werde, fo ift doch unleugbar aus jener 
Scheidung und ihrer Gefchichte eine Verſchiedenheit des Rechte, 
mie es fich ausgebilvet hat und nicht gänzlich bei Seite gefeßt werb- 
en darf, ebenfalld hervorgegangen. Es offenbaret fich dieſe Ver— 
fchiedenheit fogar im der Nechtöfprache, dem Ideom, ver Sprach— 
weife in.dem Volke und für dad Volk, aber fie offenbaret ſich, 
entfchieden heroortretend, nicht von Ort zu Ort, nit von Amt 
zu Amt, nit von Provinz zu Provinz, nicht gerade von 
einer politifhen Abgrenzung zur andern, fonvern nad 
umfanglichern Landed-Strichen und Zügen. Wenn e3 deshalb ein- 
erjeitd großen Schwierigkeiten unterliegen dürfte, ein allgemeines 
Geſetzbuch für ganz Deutichland zu Stande zu bringen, fo iſt ed 
andererfeitö gewiß zu wünjchen, baß in Deutfchland nicht acht und 
dreißig eigene Gefegbücher gelten mögen, ſondern daß ſich zu ſolch— 
em Zwede immer meherere Staaten und gerade diejenigen zuſammen 
thun, welche ſonſt noch auf befonderen Grundlagen, neben ber 
allgemeinen deutſchen Grundlage, unter einander verbunden und 
vereint find — nämlich die Lande füchfifchen Rechts, fo weit fie 
noch von dem alten ſächſiſchen Fürftenjtamme regiert werben. Schon 
in den alten Berträgen dieſer Lande und Negierungen hat fich ein 
gar loͤbliches Streben ver Einheit des Rechtes immer hervorge⸗— 
than. J 

2) Jede Geſetzgebung bedarf, um ihrem Worte, ihrem Sinne 
und ihrem Geiſte nach, in dem Volke immer gewiſſer gekannt und 
lebendiger wirkſam zu werden, der Praxis; aber wird ihre Kraft, 
ihre Wirkfamfeit, ihren Werth un jo entfihievener offenbaren, je 
größer bis zu gewiſſen Grenzen ver Raum ift, auf welchem fie ſich 
in einer Richtung zu Außern vermag, und je gebrängter, natürlich 
und geſchichtlich werbundener, dieſer Raum zuſammen Liegt. Es ift 
in, dieſer Hinficht gewiß nicht unwichtig, daß wir bei den Praftis 
Fern. in allen füchjiichen Landen vie Werke von Garpzon, Leyſer, 
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Bauer x. vorfinden und benutzt fehen, während bei ihnen vie con- 
silia Argentoratensia und die consilia et responsa facultatis 
Tubingensis felten vorkommen und felbft zu der Seit, mo ein 
allgemeines veutjched Recht, auch der Form nad, noch beftand 
und als ein beftehenved zu nwerarbeiten war, feltener vorfamen. 
Auch Hier geht zu Tage. aus, was zufammen gehört und fich. zus 
fammen zu Halten firebt. Enplich 

3) ift Die wiffenfchaftliche Ausbildung und Fortbildung des Recht⸗ 
eö, befonders von den Lehrjtühlen aus, ein gar wichtiger Zweck. 
Gin gemeinfchaftliches Strafgeſetzbuch für alle ſächſiſchen Lande würde 
derfelben ſich auf den ſaͤchſiſchen Univerfitäten Leipzig und Jena 
um fo zuverläfjiger erfreuen dürfen, als fich die fächjifchen. Uni- 
verfitäten von jeher durch die Bearbeitung des partikularen vater— 
fändifhen Rechtes vor allen deutfchen Univerfitäten hervorgethan 
haben, Die Namen Püttmann, Hommel, Biener, Haubold, ſowie 
von Schaumburg bis zu Kori laſſen auf Nachfolge Hoffen, ſobald 
in dem neuen gemeinfamen füchrifchen Rechte für gelehrte Bildung 
und Studien ein andered Feld von Bebeutung gewonnen if. Was 
in Reipzig gefchieht, Fam ven übrigen. jächjifchen Landen mit zu 
gut, und Die Univerfität Jena würde bie — ——— mit Ehre 
zu löſen wiſſen. 

Auch für die Ausbildung unſerer jungen Juriſten würde ein 
Erhebliches gefchehen, zumal da bei ven meiften die praftifche Ten— 
denz vorherrfchenn iſt und die Achtung vor den Rechts = Studien. 
durch die Vorſtellung von dem — praftifcher ———— 
mit bedingt wird. 

Auf dieſe eben ſo gewichtigen als Aberzeugenden Grüne hin, 
in welchen auch zugleich die Motive zu finden find, meßhalb die 
Staatöregierung jede mejentlihe Aenderung des Geſetzbuches als 
imangemefjen erfennen mußte, haben fi das Herzogl. Säͤchſiſche 
Minifterium zu Altenburg ſowohl, ald das der Fürſtl. Reußiſchen 
' Rande jüngerer Linie zur Annahme des Königl. Sächſ. Kriminal. 
Gefegbuches, in feinem ganzen Komplex, bezüglich noch zu ermarten- 
der landſtändiſcher Zuſtimmung, für bereitwillig erklärt, indem fie: 
ich über die Zwerkmäßigfeit und lobenswerthe Binfachheit jener: 
Gefeßgebung in gleichem Maße anerfennend ausgeſprochen haben. 
Auch das Minifterium des Herzogthumes Sachſen-Coburg-Gotha 
foll ſich neuerer Zeit in Ahnlicher Weile erflärt haben. = 
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- Unter dieſen Umſtänden iſt mit Hoher Wahrſcheinlichkeit zu er⸗ 
warten, daß wenn unſere Ständeverſammlung ihre Zuſtimmung 
zur Reception jenes Geſetzbuches ertheilen ſollte, künftighin für eine 
Bevölkerung von. zwei und einer halben Million Sachſen eine 
und dieſelbe Kriminal- Legislation fattfinden werde. 

Welche hochwichtige Vortheile ein folches glückliches Ereigniß 
für das Wohl dieſer Bevölkerung Haben würde und haben müßte, 
laͤßt fich nicht verkennen. 

Daß dad durch die biöherige Ungleichheit der Nechtöpflege, im 
Hinblicke auf die verſchiedenen partifularen fehr abweichenden Befeß- 
beftimmungen der einzelnen Landestheile, häufig entftandene Miß— 
trauen gegen die Juſtiz Fünftig aufhören und vielmehr einem feſten 
Vertrauen zu derjelben Pla machen werde, liegt am Tage. Daß 
das Volk die Gefege mehr und beffer, als bisher, befolgen kann 
und befolgen wird, wenn ed aus einem verftändlichen Gefegbuche 
fich felbft zu unterrichten vermag, was ftrafbar fei, und wie das 
Strafbare geahndet wird, laßt fich nicht beftreiten. Daß aber end— 
lich neben ven geiftigen Intereffen auch das materielle gewinnen 
werde, in fo fern ald ein mit der Zeit eingemohntes Geſetzbuch dem 
unterfuchenden und dem erfennenden Richter fein Gefchäft fehr. er= 
leichtern, ihm daher ver Zahl der Sachen nach mehr vollbringen 
laſſen wird, und folglich die Zahl ver Beamten mit dem Aufwande 
für folhe fih im gleichen Grade vermindern Fann, ift — 
nicht wohl in Abrede zu ſtellen. 

Aus allen dieſen und den früher entwickelten Gründen hält es 
daher die Sektion für eine heilige Pflicht, der hohen Landtags— 
Verſammlung die Annahme des Königl. Sächſ. Kriminal-Geſetz⸗ 
buches dringend anzuempfehlen. 

Nunmehr übergehend zu dem dritten Punkte des Vortrages, 
die von den Großherzoglichen Landesregierungen vorgeſchlagenen 
Veränderungen und Zuſätze zu dem Geſetzbuche betreffend, bemerke 
ich, daß durch höchſtes Reſtript vom 10. April d. J. dieſe Landes— 
regierungen beauftragt waren, „nur und allein Abänderung 
im Ausdrucke und übrigens nur ſolche in Vorſchlag zu bring 
en, welche nach den etwa eigenthümlichen Verhäftniffen des Groß: 
berzogthumes ald nothwenvdig erfcheinen. 

Diefe Vorſchrift feithaltenn, haben vie Großherzoglichen Landes— 
tegierungen nur. wenige und faft nur die Form angehende Redakt⸗ 
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ton8-Beränderungen in Vorſchlag gebracht. Zu dieſem Icgteren 
gehören. insbeſondere die zu | | 

au. "2, 4, 5, 22, 23, 24, 51,54, 57, 58, 65, 81, 87, 89, 

- 104, 162, 163, ae 169, 226, 20% 307 und 326 des 
Geſetzbuches. 
Wichtiger, theils durch die — bei uns beſtehender Ge⸗ 
ſetze und alſo nur in Folge derſelben geboten, theils aber auch in 
das Weſentliche des Kriminal: Gejegbuches — no * Der: - 
änderungen. zu den - 
Art, 60, 211, 213, 222, 240, 257 und 282, 
Auch diefen, ‚mit Ausnahme jevoch der zu Art. 60 und 240, 
dürfte etwas nicht entgegen ſtehen, da fie nur dahin gerichtet find, 
die Beftimmungen des Gefegbuches mit mehreren bei uns beftehen- 
den Geſetzen in Einklang zu bringen, Anders‘ verhält es fich mit 
dem Zufaße der Art. 240, auf welchen im Art. 69 verwiefen worb- 
en iſt. Die Section hat fih gegen den Zufag zu Art. 240 aus- 
ſprechen zu müſſen geglaubt. Es ift zu demſelben ein Zuſatz da— 
hin beantragt: 
wenn aber ein ſolcher Verbrecher — nämlich ein rückfälliger 

Dieb, Hehler oder Partierer — durch eine ganz ungewöhnliche 
Häufung von Verbrechen gegen das Eigenthum dargethan, daß 
ihm dieſelben zu unbezwinglicher Gewohnheit geworden 
ſind, ſo iſt unter zuvor gedachter Vorausſetzung gegen ihn, 
als einen unverbeſſerlichen und der bffentlichen Sicherheit ent: 
ſchieden gefährlichen, bis auf lebenslanges Zuchthaus Sehen 
Grades zu erkennen. 

Abgeſehen davon, daß von einem Menſchen ohnehin wohl nie 
mit voller Gewißheit behauptet werden kann, irgend eine Klaſſe 
von Verbrechen ſei ihm zu einer unbezwinglichen Gewohnheit 
geworden, iſt der Sektion dieſe Strafbeſtimmung theils für zu hart, 
theils mit der im Kriminal-Geſetzbuche angenommenen Straf⸗Skala 
nicht in Uebereinftimmung ftehend erſchienen. Zu Hart; weil es ge⸗ 
nügt, ein der dffentlichen Sicherheit gefaͤhrliches Subjekt durch bloße 
Detention unſchädlich zu machen, die mit der Zuchthaus⸗Strafe er⸗ 
ſten Grades verbundenen Uebel, als das Tragen von Beineiſen, 
Dunkelarreſt, oder hartes Lager, oder Entziehung warmer Koſt bei 
ver Einlieferung, eine nicht zu rechtfertigende Quaͤlerei für einen 
folgen fein würden, der auf feine übrige Lebenszeit nur unſchad⸗ 
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fich. gemacht werben ſoll. Nicht zu vereinigen mit der im Geſetz⸗ 
buche beobachteten Stufenleiter der Strafen wäre e8 aber, wenn der 
unverbefjerliche Dieb mit Iebenslänglichem Zuchthaufe erften Grad: 
e8 belegt würde, während der Rückfall beim: Raube, nach Art. 165, 
auch nicht Höher, ja in gewilfen Fällen nur mit — 
Zuchthauſe zweiten Grades geahndet wird, 

Die Sektion it daher der Anficht, daß in Dem Zuſatze zu Art. 

240 ſtatt „Zuchthaus er ſten Grades" nur Zuchthaus zweiten 
Grades; in fo fern nicht vielleicht eine andere Detention ſchon vie 
nöthige Sicherheit bieten dürfte, angenommen werden ndge. 
- Dies ijt alles, was die Sektion zu dem dritten Punkte des Vor— 
trages zu bemerken gehabt hat; ich werde mir aber die Ehre geben, 
die fämmtlichen, zu dem Gefegbuche vorgefchlagenen. Abänderungen 
und Zufäge einzeln noch vorzutragen, 

Zu dem vierten Punkte des Seftions = — mich endlich 
wendend, ſind es drei Anträge inſonderheit, welche die Sektion für 
geeignet gefunden hat, zur Prüfung und Berückſichtigung der Staats— 
regierung empfohlen zu werden; und zwar folgende: 

1) die Verbeſſerung des bisherigen und auch nach dem König- 

ich Säaͤchſiſchen Kriminal-Geſebbuche — Gefängniß- 

ESphyſtems. 

Die Strafanſtalten find weder bei und, noch. im Konigreiche 
Sachſen ſo organiſirt, daß ihr wahrer und eigentlicher Zweck — 
Verbeſſerung der Gefangenen — genügend erreicht wird. Nament- 
lich iſt noch die in Amerika. ſo günſtig ſich bewährt habende Schwei- 
gensmethode nicht verſucht, noch iſt wegen Iſolirung der Gefangen— 
en zur Nachtzeit das Erforderliche geſchehen. Die Sektion hat da— 
her ‚geglaubt, Daß es geeignet ‚fein werde, dieſen hochwichtigen Ge— 
genſtand, der beſonderen Berückſichtigung der Staatsregierung ange— 
legentlichſt zu empfehlen und zu beantragen, daß derſelbe der gründ— 
lichſten und ſorgſamſten Prüfung unterworfen, deren Ergebniß aber 
dem nächſten Landtage mit den Koftenanfchlägen: der etwa noth— 
wendig werdenden neuen Ginrichtungen vorgelegt werden möge,  « 

2) In den Erfenntniffen, welche nach etwaiger Neception bes 

Sächſiſchen Kriminal-Geſetzbuches, auf, die Beftimmungen des 
legtern bin, gefällt werben follten, möge, auf dem Grunde 
‘einer zu erlaſſenden geſetzlichen Borfchrift, dem erkennenden 
Richter, oder. der. erkennenden Behörde die. Verpflichtung 
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auferlegt werden, ſtets den Artikel des Geſetzbuches anzuführen, 
auf welchen hin die Verurtheiluns des Angeſchuldigten ausge⸗ 
ſprochen worden iſt. 

Abgeſehen davon, daß eine ſolche Vorſchrift dem Oberrichter ſein 
Geſchäft ſehr erleichtern würde, indem er durch Anziehung der einfchlag- 
enden Gejegeöftelle ſich fogleih auf ven Standpunkt verfeßt fieht, 
von welchem aus der Unterrichter Die Sache betrachtet hat, würde 
diefe Vorfchrift um fo größeres Vertrauen zu der NRechtöpflege eins 
flößen müffen, und dadurch um jo mehr einen wohlthätigen Ein— 
fluß Außern, als dem Berurtheilten pie Möglichkeit gewährt würde, 
durch Einſicht der Gejegbeftimmung fich felbft vie Ueberzeugung zu 
verfchaffen, daß die über ihn verhängte Strafe nur eine gejegliche 
Folge feines Verbrechens geweſen fei, 

Endlich 
3) da die Verhandlungen der Großherzoglichen Staatsregierung 
mit denen des Herzogthumes Sachjen = Meinigen und der 
Fürftlich Reußiſchen Lande älterer Linie, wegen gleichmäßiger 
Annahme des Koniglih Sächſiſchen Kriminal - Gejeßbuches, 
der beabjichtigten Erfolg noch zur Zeit nicht gewährt haben, 
ed aber jehr erwünſcht fein muß, für alle zu dem oberften 
SuftizeTribunale, dem Ober: Appellations = Gerichte zu Jena 
vereinten Sande eine und biefelbe Kriminal-Geſetzgebung be⸗ 
ſtehen zu jeben, jo möchte ein Antrag auf weitere Verbands 
lungen mit jenen Regierungen, nach Anficht der Sektion zu 
richten fein. 

Die Veränderungen und Zuſätze der großherzoglichen Landesreg— 
ierungen zu dem Könige. Sächſiſchen Kriminalgefegbuch find nach 
ihrer Zufammenftellung folgende: 

Art. 2 ftatt: „Sächſiſche Uuterthanen" „Die des Großherzog: 
thumes“; 

= 4 ftatt: „Segen den Sächſiſchen Staat” „gegen das Großp— 
herzogthum“; N 

= = Statt: „einen Sächſiſchen Unterthan“ KEREN Stant3- 

angehörigen”; 

= = ftatt: „an das Juftiz- Minifterium zu erftatten und deſſen“ 

„die zuſtändige Landesregierung und deren‘ 

e 5 flatt: Gleichfalls ift an das Juſtiz-Miniſterium“ „an die 

höchſte Behbrde haben die Lanvedregterungen“; 
2 
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Art, 11 ſtatt: „Gerichtögefängniffen‘ „® efüngwif fen des hal 

terſuchungsgerichts“. 

Anſtatt der Beſtimmung Satz 2 ift auf Die Vorſchriften des bei uns 
beftehenten Regulatives über die Verpflegung der Gefangenen bei den 
Givil-, Kriminale und Polizei-Behoͤrden verwiefen worden, vorbe— 
haͤltlich jedoch der in den Art. 8 und 12 des Kriminal-Geſetzbuches 
enthaltenen Beſtimmungen. 

Arn 22. ſtatt: „Bezirks⸗ Appellationtgencht⸗ * er ———— 

Landesregierung‘, 
- 23: ift blos eine, Verweifung auf Art. 66 beigefügt worden; 
= 24: flatt:: „dem Juftiz- Dinijterium“ mer höch ſten Be: 
hörde"; ' 

51 für: „inländifchen Münzfuß“ ‚tafienmähigen Münz— 

fu Br 

ftatt: „weshalb „wegen deren“; | 

- 57 für: „Bezirks = Appellationsgerichts" „ber ha igen 

Landesregierung”; 

= 58 ftatt: „Gerichtögefängnifje” „Gefängniffe des Unter- 

ſuchungsgerichts“. 

Zu Art. 60. iſt ein Zuſatz: „vorbehältlich jedoch der Schlußbeſtim— 

mung des Art. 240“, auf welchen letzteren wir unten bei 
dent angezogenen Artikel zurückkommen werben. 

3" Art. 65 jind blos zu mehrer Volftändigfeit auf vie Art. 163 
und 164 Hinweiſungen gejchehen. 

Art. 81 und 87 jtatt: „Das ganze Königreich” „das Großher— 
zogthum‘ 

- 89, zwijchen: „auswärtigen Verbündeten und Regenten“ iſt ein— 

gefchaltet worden: „oder doch befreundeten“. 

Diefer Zufag ift um deöwillen nöthig geworben, weil das Groß: 
berzogthum der verbündeten auswärtigen Mächte wohl. weniger 
als das Königreich Sachſen haben mag, aber eben fo. viel der be- 
freundeten, 

Art. 104 Anftatt: „derſelbe“ „pie rin Landesregier— 
ung“ und ſtatt: „das Juſtiz— Minlſterium⸗ „pie HDäe 
Behbrde"; 

- 162 für: „fleiichlichen Verbrechen". ‚gef in Ber- 

cc breden“; 

::163 Pak: „einer Bande „einen Komplott; 
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Art. 168 enthält bios drei Balken auf die hier ut nn | 
enden Art. 151, 458 und 159. 

Art. 169 anftatt: „der Ständeverfammlung” „des Landtages”. 

Zu Art. 211 if der Zuſatz beigefügt worden: „doch wird in Ge- 
mäßheit des Geſetzes vom 1. Dftober 1823 einer völligen 
Trennung der Ehe gleihgeachtet die: mit landesherrlicher 
Beftätigung erfannte- Sonderung von Tifh und Bette für 
immer oder auf unbejtinmte Zeit.” 

Nach dem Gefege vom 7. Dftober 4823 über das Verhältniß 
der Fatholifchen Kirchen und Schulen im BRETTEN gilt naͤm⸗ 
lich der Grunvfag: | 

die erkannte lebenslängliche Trennung von Tiſch und Bette 
wird in dem Großherzogthum überhaupt und namentlich, was 
bie bürgerlichen Wirkungen anlangt, einer völligen Ehefcheiv- 
ung gleich geachtet. 

Ob ein folchergeftalt. gefchiedener Ehegatte eine Ehe mit 
einer anderen Perfon eingehen Eönne, wird von: Seiten des 
Staates lediglich dem Gewiſſen veffelben überlaffen. | 

Mit dieſem Grundfage des inländifchen Kirchenrechted würde obige 
Beitimmung des Geſetzbuches unvereinbar fein, und ift daher aus 
diejem Grunde obiger Zufag erfolgt. 

Art. 213: Zu mehrerer Klarheit und Vollftändigkeit iſt nach den 
Worten: „von Tiſch und Bette” der Zufa gemacht worden: 
„im Rechtswege auf gewiſſe Zeit“. 

Art. 226 Anftatt: „Kobalterzen,” die es im Großherzogtfume nicht 
gibt, ift gefeßt worden: „Bergbau = Produften, 
Torf ꝛc.“ 

Art. 240. Diefer hat ven Zuſatz erhalten: „Wenn ein ſolcher Ver— 
brecher (namlich ein rücfälliger Dieb, Hehler oder Parties 
rer) duch eine ganz ungewöhnliche Häufung der Ver: 
brechen gegen das Gigenthnm dargethan, daß ihm viefelben 
zu unbezwinglicher Gewohnheit geworben jind, fo ift unter 
der zuvorgedachten VBoraudfegung gegen ihn, als einen un⸗ 
verbefferlichen und der Öffentlichen Sicherheit entjchieden ge= 
fahrlichen, bis auf lebenslanges Zuchthaus. Erjten Gra— 
des zu erkennen.“ 

Die Sektion hat, wie ſchon in ihrem Berichte ausgefuͤhrt — 
die durch dieſen Zuſatz angeordnete Strafe als zu hart und mit 
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der im Geſetzbuche befolgten Straf-Skala unvereinbar angeſehen, 
und daher rückſichtlich der Strafe eine Abaͤnderung des Zuſatzes 
dahin beantragt: 
daß ſtatt Zuchthaus des er ſten Grades nur Zuchthaus zwei— 
ten Grades, geſezt werde, in ſo fern nicht vielleicht eine an— 
dere Detention ſchon die noͤthige Sicherheit hinſichtlich eines 
ſolchen der Geſammtheit gefährlichen Subjektes bieten dürfe. 

Art. 254 Anftatt: „ſich beigelegte amtliche Eigenſchaft“ ift richtigeꝛ 
geſetzt worden: „vorgeſpiegelte“ 

Art, 257 1) ſtatt: „ver geſetzlich vorgeſchriebenen Zeit” iſt für dns 

Großherzogthum, in welchem ein jene Zeit beftimmenves 
Geſetz nicht vorhanden,’ beftimmt worden: „in ven legten 
zwei Jahren”. 

2) Eben jo Hat im Hinblick auf den Mangel eines ſolch⸗ 
en Geſetzes der Zuſatz erfolgen müſſen: „die Anzeige ſeiner 
Zahlungsunfähigkeit fo lange, daß er feinem chirographar⸗ 
iſchen Gläubigern nach Abzug der bevorzugten Schulden 
nicht einmal Fünfzig für Einhundert zu bezahlen im Stande, 
der Behörde vorenthalten, ohne beibringen zu koͤnnen, daß. 
er durch plögliche und unvorbergefehene Unglüdsfälle fo 
weit herunter gefommen.” 

Art. 233. Anftatt diefes Artikels, welcher für das Großherzogtum 
unanwendbare Beftimmungen enthält, weil Berlmufcheln 
jtch bei und nicht vorfinden, ift ein Artikel des Inhaltes 
eingefchoben worden: 

„durch die Art. 275 bis mit 281 find nur die $$. 14 bis mit 27 

des Geſetzes vom 13. April 1821, die Jagden und Jagdgerechtſame 

betreffend, aufgehoben; dagegen bleibt der übrige Inhalt vefjelben, 
fo weit ihm dieſes Kriminal-Gefeßbuch nicht entgegen tritt, in Gül- 
tigkeit.“ 

Die nicht aufgehobenen K$. jenes Geſetzes umfaſſen Vorſchriften, 
welche neben dem Geſetzbuche füglich beſtehen koöͤnnen und, um eine 
Lücke in der Geſetzgebung zu vermeiden, fortbeſtehen müſſen. 

Art. 293. Hier. iſt anſtatt: „geſetzlich geſtatteten Zinſen“ geſetzt 
worden: „Zinjen zu Sechs vom Hundert” 

Art. 307 für:  „fleifchlichen Vergehungen“ „gefchlehtlichen 
Bergehbungen., 
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Endlich ift 
zu Art 326 nach dem Worte: „Unterfuchung‘ eingefchaltet worb- 
en: nach Befinden“, weil leicht Fälle eintreten koͤnnen, 
wo es von den Umftänden abhängen muß, ob die Dienft- 
behoͤrde in folchen die Unterfuchung felbft führen dürfe. 
Zu den von der großherzoglichen Landesregierung vorgefchlage- 
nen Veränderungen und Zufägen zu dem Gefeßbuche bemerke ich, 
dag durch höchftes Refeript vom 10. April v. 3. dieſe Landesre— 
gierungen beauftragt waren, nur und allein Abaͤnderungen im Aus= 
drucke und übrigens nur jolche in Vorfchlag zu bringen, welche 
nach den etwa eigenthümlichen DVerhäftniffen des Großherzogthums 
als nothwendig erfchienen. Diefe Vorfchrift feſthaltend, Haben 
die Großherzoglichen Landesregierungen nur wenige und fat nur 
die Form angehende Redactionsveranderungen in Vorfchlag gebracht. 
Da ich viefelben bereitd oben mitgetheilt babe, und dem Landtage 
"ein Bedenken dagegen nicht beigegangen ift, fo wäre e8 nur Zeit: 
verluft, viefelben zu wiederholen. Aus eben diefem Grunde wieder: 
hole ich nicht Diejenigen von mir auch fchon namhaft gemachten 
wichtigeren Veränderungen, welche theil durch die Abweichung bei 
ums beſtehender Gefege und alfo nur in Folge verfelben geboten, theils 
aber auch in das MWefentliche des Kriminalgefegbuches eingreifend 
find. Auch diefen, mit Ausnahme jedoch der zu Art. 60 und 240 
dürfte etwas nicht entgegenftehen, da ſie nur dahin gerichtet find, 
die Beftimmungen ded Gefegbuches mit mehreren bei und beftehenven 
Gefegen in Einklang zu bringen. | 
Anders verhält es fich mit dem Zuſatze zu Art. 240, auf welch— 
en im Art. 60 verwiefen worden ift. Der Ausfchuß hat fih gegen 
den Zufab zu Art. 240 audfprechen zu müffen geglaubt. Es ift 
zu vemfelben ein Zufag dahin beantragt: „wenn aber ein folcher 
Verbrecher — nämlich ein rüdfälliger Dieb, Hehler oder Partierer 
— durch eine ganz ungemöhnliche Häufung von Verbrechen gegen 
das Eigenthbum, dargethan, daß ihm viefelben zu unbezwinglicher 
Gewohnheit geworden find, fo iſt unter zuvor gedachter Vorauss 
fegung gegen ihn als einen unverbefferlichen und der dffentlichen 
Sicherheit entſchieden gefährlichen, bis auf lebenslanges Zuchthaus 
Erften Grades zu erfennen. 
Sch komme nun zu den Veränderungen und Zuſätzen zu dem 
Patente, vie Publikation des Kriminal-Geſetzbuches betreffenv. 
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Zu 1): Die Zeit, wann das Kriminalgeſetzbuch in Kraft treten 
ſoll, ift. bier noch unbeftinmtt gelaffen und es dürfte daher in der 
Erklärungsſchrift blos auf ſofortige Publikation. des Kriminalge- 
ſetzbuches anzutragen ſeyn 

Zu I. a: Anſtatt: „das Militär— Geſethbuch⸗ ſoll es heißen: 
„Die Soldaten-Geſetze, doch mit Ausnahme der Artikel 21 bis 
39 derſelben (der Solvatengejege), indem die gemeinen Verbrechen 
der Soldaten nad diefem Kriminal-Geſetzbuche zu richten find.“ 
Natürlich muß es hinfichtlich der Vergehen des Solvaten im Dienſte 
bei jenen Gefegen vorerft fein Bewenden behalten, weil dad Krimi: 
nal-Gejegbuch in dieſem Betracht fpezielle ——— nicht enthalt⸗ 
en kann. 

Zu U. h: Statt Univerfität: Leipzig“ fteht hier: Jena“. 

Zu IL.d: vor bffentlichen Abgaben iſt eingerückt: an 
oder Gemeinde= Abgaben”. 

Zu I. e und f: ſind blos diejenigen (andeögefeglichen Beſtim— 
mungen aufrecht erhalten, welche durch das Kriminal = Geſetzbuch 
nicht aufgehoben werben koͤnnen. 

Zu U. g: Hier find auch die Vorfchriften vorbehalten, welche 
wegen Ablieferung der Leichname zur anatomijchen Anftalt in Jena 
beitehen, 

Zu IH. h: Iſt auch das Fortbeitehen ver Verordnung vom 21. 
März 1337 über das Vagabunden-Weſen im Eiſenachiſchen Ober- 
ande ausgefprochen worden, Die Großherzogliche Landesregierung 
zu Eifenach, jo wie des Oberappellationd = Wericht hatten die Auf: 
hebung dieſer Verordnung als einer allzubarten und ftrengen bes 
antragt. Die Sektion iſt der Anjicht geweien: daß der Staatsreg⸗ 
ierung der Wunsch zu erfennen gegeben werden möge, wenn Zeit 
und Umftände es geftatten, diefe nur aus dem Gefichtöpunfte 
einer tranfitorifchen Beftimmung zu rechtfertigende 
Verfügung wieder einzuziehen, 

Zu V. Der Zufaß: „ausgenommen, wenn die in unterſuchung 
gezogenen Handlungen ſolche ſind, welchen eine oͤffentliche Strafe nicht 
mehr angedrohet ift; Unterfuchungen viefer Art find fofort beizuleg- 
en und es ift, mit Vollſtreckung ver darin erfannten ganz ober 
theilweife noch nicht verbüßten Strafe Anſtand zu nehmen“ findet 
in der Natur der Sache ſchon feine Rechtfertigung und es bedarf 
einer weiteren Ausführung nicht, 
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‘ Damit endete‘ der Vortrag des Referenten, ‘Dem dafür — 
Zuſtimmung und Dank ver Verſammlung wurde 

Auf die unterthänigſte Erklaͤrungsſchrift vom: 5. Februar 1839, 
die ganz gemäß des Vortrags ausfiel, it nunmehr die Publikation 
des Kriminalgefegbuches für das Großherzogthum erfolgt, und fo 
ift diefed einer umfaffenden und wohlgeordneten Kriminal- Legisla- 
tion theilhaftig geworden. Da übrigend das Strafgeſetzbuch nur 
dann feine mwohthätigen Wirkungen vollftändig Außer wird, 
wenn eine Reform der Strafanftalten im Großherzogthume ‚hinzu 
fommt, fo fand ſich der Landtag berufen, im feiner Erffärungs- 
ihrift die Prüfung und Beleuchtung dieſes hochwichtigen Gegenftand- 
es zu beantragen. Seiner Bitte, dieſe zu verfügen, und deren Er— 
gebniffe dem nächſten Landtage nebft Koftenanfchlägen zu etwaigen 
neuen Ginrichtungen vorlegen zu laffen, wird man von Seiten ver 
erleuchteten Staatsregierung möglichite Berückſichtigung widerfah— 
ren laſſen; denn dieſe iſt gewohnt, alles, was den Zeitverhältniffen 
entiprechend, und dem. Staatswohle zuträglich ift, mit größter Be- 
reitwilligfeit zu fordern, In diefer Beziehung erwarb fich ver Ab⸗ 
geordnete Dr. Kiefer aus Jena ein neues Derbienft, indem er in 
der zwei und. dreifigiten Sitzung über diefen Gegenftand' einen aus 
führlihen Vortrag hielt, welcher. ſehr fchägbare Materialien Tief 
ernd, ganz dazu geeignet ift, jene Prüfung zu erleichtern und zu 
fördern, fo ‚wie er denn auch zu dieſem Zwecke von dem Landtage 
in einer. befonderen Erklärungsfchrift yom 12. Februar 1839 em: 
pfehlend überreicht worden iſt. 

Da gegenwärtig “faft alle — der Ro des Sefäng- 
nißweſens, ver. Verbefferung der. Strafanftalten die 
größte Aufmerkfamkeit und Theilnahme winmen, und immer mehr 
die Nothwendigkeit hervortritt, die Strafanftalten, ohne ‚alle Rüd- 
ficht auf ven eriminalrechtlichen Erſolg, für Abfonderung und 
Einſamkeit der Verhafteten einzurichten, damit der Hauptzweck einer 
folchen Anftalt, Befferung erreicht werde, da in Diefer Beziehung 
ein edler MWettftveit in England und Holland, in der Schweiz, mie 
in Deutfchland bemerkt wird, und bei-allen Dischfjionen über- vie 
neuen Strafgefeßbücher dieſes Bedürfniß ziemlich gleichzeitig gefühlt 
und zur Sprache gebracht worven ift, jo wird es Feiner weiteren 
Entfhuldigung bedürfen, wenn mir im allgemeinen Intereſſe der 
Wenfhheit und ver gefammten Strafrehtam” =", (die wi 
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der Sicherung der Rechte aller im Staate auch die Beſſerung der 
Einzelnen bezwecken muß) jenen Vortrag des Herrn Kieſer hier 
niederlegen. Er iſt wichtig für den Geſetzgeber, wichtig für den 
Moraliſten, und würdig eines Freundes der Ordnung, Sicherheit 
und Wohlfahrt, würdig des Menſchenfreundes und Baterlands- 
freundes. 

Durch die Berathung über das neue Kriminal-Geſetzbuch iſt mir 
eine Idee wieder erweckt, die mich ſeit dem legten Landtage beichäf- 
tiget, und ein Vortrag wieder von mir zur Hand. genommen wor— 
den, der, für den legten Landtag beftimmt, — Mangel an Zeit 
zurück gelegt werben mußte, 

Die Idee betrifft die Nothwendigkeit, unfere Straf- und Zucht- 
häufer in Befferungsanftalten umzuwandeln, und der Vor— 
trag hatte zum Zwed, ven hohen Landtag auf vielen Gegenftand 
aufmerkjam zu machen und zu verfuchen, ob es nicht möglich fei, 
entweder in unferem Staate für fich, oder in vollfommnerem Grabe 
durch Zufanmentreten mehrer Staaten das, was von jenfeitö des 
Weltmeered zu und gefommen, zur Ausführung vorzubereiten und 
jo aud von unferer Seite zur ‚Forderung des deutſchen Gemein: 
wohles beizutragen. Ich meine die Einführung des fogenannten 
Ponitentiar-Syitemd (moralifhe Beſſerung der Kriminal- 
Verbrecher) entweder nun in dem Weimarifchen. Lande allein, oder 
auch in den Staaten des Thüringifchen Zollverbandes, in vollfom= 
menerem Maße und: mit Sohnenderem Reſultate, als einzelne Ber: 
fuche im Kleinen haben gewähren koͤnnen. 

Wenn in faſt allen veutfchen Staaten jetzt dafür gejorgt wich, 
daß Leib und Leben, Ehre und Eigenthum dem Staatöbürger ge— 
ſichert ſeien, wenn durch zeitgemäßere Kriminal= Gefegbücher die 
Verbrechen gegen dieſe Güter des Lebens verhütet und beftraft 
werben und. wenn auch auf unjerem gegenwärtigen Landtage einer 
der wichtigften Gegenftande der Berathung das neue Kriminal-Ge- 
ſetzbuch iſt: jo Hat auf ver anderen Seite in neueren Zeiten fich 
ein ſchoͤner menfhlicher Sinn dahin gewendet, zu verhüten, daß 
nicht die eriminaliftifchen Mafregeln auf eine andere Weiſe ver 
menſchlichen Geſellſchaft nachtheilig werden und das Boͤſe, was fie 
verhüten, durch anderes Böfe wieder erfegen, nämlich daß der Ver: 
brecher, anftatt ihn nad) überſtandener Strafe ver Gefellfchaft ges 
beſſert und als nügliches Mitgliev verfelben wieder zugeben, nicht 
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in den Strafanſtalten von anderen Meiſterverbrechern im Verbrechen 
unterrichtet und dadurch nur in Ausübung der Verbrechen vollen- 
det und als Meifter aus ver Schule der Strafanftalten zurüd- 
kehre. 

Ich habe zu der unbedingten Annahme des neuen Sächſiſchen 
Kriminal-Geſetzbuches freudig meine Zuſtimmung gegeben, um ver 
Einführung eines einen humaneren Geift athmenden und in einem 
ftanmverwandten Lande vielfach geprüften und bereit3 erprobten Ge- 
feßbuches Fein Hinderniß in den Weg zu legen. 

Jene unbeftimmte Zujtimmung legt mir nun aber auch das Ge- 
bot auf, Hier einige Bedenken auszufprechen und einige Hoffnungen 
anzudeuten, die die wichtigften Punkte der Kriminal = Strafen be— 
treffen: nämlich die Entehrung der Sträflinge und den Dangel 
eines Beſſerungs-Inſtituts für diefelben. 

Beide Bedenken werden gehoben in dem PBönitentiar = Syiteme 
der amerifanifchen Strafanftalten, jo daß mein vor drei Jahren 
zurücgelegter Vortrag jene mir von meiner Pflicht aufgelegte Ford- 
erung zugleich erfüllen kann. 

Diefes Pönitentiar = Syftem,. welches in Nordamerika in feiner 
größten Ausdehnung in Wirkiamkeit ift, aber auch in neuerer Zeit 
in der Schweiz, in Belgien, in Branfreih, in England und neu— 
erdings aud in einigen Staaten Deutfchlandd mit mehrerer oder 
minderer Konfequenz, oder auch nur verfuchöweile eingerichtet wor- 
den ,. hat ſchon die fehönften Früchte getragen. Während die Theorie 
deſſelben die Federn unferer Schriftjteller in raftlofe Tätigkeit ver- 
fezt hat und unfere erſten Griminalijten und Freunde der Menjch- 
beit verfucht haben, nach pſychologiſchen, ſtaatswirthſchaftlichen und 
juriftiichen Grundfägen die Theorie deſſelben feitzuftellen und felbft 
eine eigene Zeitichrift dieſem fchönften Kinde der neueren, durch 
Humanität ſich auszeichnenden Zeit gewidmet ift *), bat es jich in 
feinem Werthe faktifch beftätiget. Es ift nicht mehr bloße Theorie 
geblieben, ſondern hat ſich in derWirklichfeit bewährt, und nur bie 
großen Schwierigkeiten der Aufbringung der zu Anlegung folcher 
Poͤnitentiar-Häuſer nöthigen Koften, fowie die hierzu tauglichen 
Auffeher zu finden, find ald Urſache anzuſehen, daß die Aus: 
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*) Dr, N. H. Julius Jahrbücher der Straf- und Beſſerungsanſtalten 
und anderer Mere der chriftlichen Liebe. Berlin 1829. 
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fluͤhrung beffelben nicht: ſchneller und allgemeiner: vörchet: Dennoch 
iſt vorauszufehen, daß unſere Nachkommen vernteniwerben ,: mas 
wir: vorbereitend faen, und daß binnen 50: Jahren allenunfere ab- 
ſchreckenden Zucht- und Strafhäufer in nn Beſſer⸗ 
ungshänfer werden verwandelt werben. 1 

Indeſſen hat der Gegenſtand Anklang gefunden bei — und 
Niederen, und überall, wo das Volksleben nicht nach einſeitigen er— 
erbten oder übertragenen Anſichten, ſondern von einem hoͤheren 
Geſichtspunkte aus betrachtet wird. Er hat in unſerem Lande 
Theilnahme gefunden an einer Stelle, in welcher die Sorge für das 
Wohl de8 Ganzen wie des Ginzelnen fich konzentrirt und von wel- 
cher aus ein hoher Sinn mohlthätig erwärmend und: befebend aus- 
ſtrahlt in den Kreis des Staatslebeng, wie in Die ärmlichſte Hütte, — 
Auch in unferer Nähe, in der Meiningenfchen Strafanftalt zu 
Maasfeld und in ver Altenburgijchen Anftalt auf der Leucht— 
enburg find annähernde Einrichtungen "getroffen und mit Erfolg 
belohut worden, Und fo eines Theile innerlich verpflichtet, an— 
deren Theiles Außerlih ermuthigt und bedenkend, daß der Hohen 
Stänveverfammlung Fein’Gegenftänd, welcher das Wohl des Staats: 
lebens betrifft, fremd‘ fein kann, erlaube ich: mir, der hoben Ber: 
fantinfung jenen, vor drei Jahren - entworfenen: Vortrag noch jetzt 
widmen zu dhrfen, verändert und mit Zufäßen —— wie er 
genhen und Umſtände es möglich machten. 

Unter 43 von und u berathenden neuen Befgedentwürfen haben 
nur wenige auf das moraliſche und ſittliche Leben des Menſchen 
Beziehung. Die meiſten betreffen ven realen Beſitz des Staatsbür— 
gers. Ich bitte um Erlaubniß, auch für jene Seite des Lebens 
die Aufmerkſamkeit der hohen Verſammlung in Anſpruch ar 
zu Dürfen, 

Ueber vie bisherige Einrichtung unferer Straf: und guchunßel⸗ 
ten mich ausführlicher zu verbreiten, wird nicht nöthig ſein, da ſie 
allgemein bekannt iſt. Indeß muß hier berührt werden, daß dieſe 
Anſtalten, wenn unter „Zucht“ Beſſerung verſtanden werden ſoll, 
in der gegenwärtigen Einrichtung ihrem Zwecke nicht entſprechen 
koͤnnen, und daß fie vielmehr, wie ſich franzbſiſche Schriftſteller 
ausdrücken, als „wechfelfeitige Unterrichtöanftalten der 
Verbrecher“ dienen, und daß man bei und den jegigen Beſſer— 
ungshäufern eine „befondere Bevdlferung von entlaſſe— 
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nen Miſſethätern“ verdankt, welche täglich zahlreicher und 
drohender wird und nur durch dad Beſſerungs-Syſtem ver verein- 
igten nordamerikaniſchen Staaten eine — Rene: — 
kann. 

„Die Ueberzeugung“ ſagt Mittermaier (Neues Hedi des 
Krim. Rechtes, 127 Band, 18 Stück, S. 153) „daß die meiſten 
unſerer Strafanſtalten nur Schulen des Laſters ſind und wie gänz- 
liche ſittliche Entartung der Sträflinge begründen, wird immer all— 
gemeiner und fordert dringend die Regierungen auf, aus ihrem 
Schlafe zu erwachen und die gerechten Vorwürfe von’ ſich abzu— 
wälzen, daß die Regierungen ſelbſt durch ihre ſchlechten Strafan— 
ſtalten die eigentlichen Verführer derjenigen ſind, welche oft durch 
ein minder ſchweres Vergehen eine Freiheitsſtrafe verwirken, und]in 
die Häuſer der ſittlichen Peſt gebracht werden. Die Erfahrung von 
ganz Europa lehrt, daß die Zahl der rückfälligen ——— auf 
eine ſchauderhafte Weiſe anwächſt. 

Mißtrauen und übel verſtandene Sparſamkeit, Unklarheit der An— 
ſichten über die Aufgaben, die bei der Organiſation der Strafan— 
ſtalten vorſchweben müßen, ſind die Haupturſachen des ſchlechten 
Zuſtandes des Gefängnißweſens. Will ein Verein von Privat: 
Perſonen ſich bilden, um auf die Beſſerung der Strafgefangenen 
einzuwirken, ſo regt ſich bald (zwar nicht offen hervortretend, denn 
dazu hat man nicht ven Muth) die Beſorgniß, daß Privat-Perſo— 
nen in das SHeiligtbum der Staatögeheimniffe ſich einprängen und 
eine Kontrolle ausüben wollen, die man zu ſcheuen Urfache zu ha⸗ 
ben ſcheint. — 

Soll eine große, tief eingreifende Verbeſſerung der Gefängniſſe 
gemacht werden, ſo verweiſen die Miniſterien an die kleine Summe, 
die im Etat zur Dispoſition in Bezug auf Strafanſtalten geſtellt 
iſt. — Ein penſionirter Offizier, ver trefflich als Soldat gefochten 
hat, aber keine Vorſtellung von der Bedeutung einer Strafanſtalt 
beſitzt, iſt gewoͤhnlich der Direktor der Strafanſtalt; die Unterbe— 
amten ſind gleichfalls penſionirte Unteroffiziere und werden gewöhn— 
lich ſchlecht genug bezahlt. — Die Einrichtung ver Gefäͤngniſſe 
taugt nicht zur Befferung der Gefangenen und vie Selbfttäufihung 
mancher Staaten in diefer Beziehung ift fehr auffallend. Die Treffs 
fichfeit mancher neu organifirten Strafanftalten befteht entweder in 
einer zierlichen lateinifchen Infchrift an dem Gebäude, bei deſſen Er: 


richtung der Baumeifter Feine Vorftelung von dem: Einfluße des 
Pönitentiar= Syftemd auf die Konfteuftion der Gefängnilfe gehabt 
hat, oder die fugenannte Zweckmäßigkeit der Einrichtung. beftebt 
darin, daß eine große Reinlichkeit und Suboroination in ber 
Art im Gefangniffe herricht, daß jeder Gefangene, wie ver Sklave 
vor dem Zuchtmeifter bei dem Nahen feines Gefängnifvermalters 
zittert und den Heuchler fpielt, um ‚Hinter dem Rücken des Beobach⸗ 
ters ſich defto glänzender zu entjchänigen und des Thoren zu ſpot— 
ten, der fich täufchen ließ. — Möchte die Fackel der Bublizität ein- 
mal dad Dunkel erhellen, in welches abjichtlich in vielen deutſchen 
Staaten Unverjtand oder ſchlechtes Gewiffen die wahre Einzicht- 
ung der. Strafanftalten hüllt!“ 

Sp Mittermaier i. 3. 1830. Möge man uns nicht Unver— 
ftand vorwerfen, ein reines Gewiſſen bringen wir wenigftend mit 
zur Beiprechung ver hochwichtigen Frage, und möge, wenn von 
der Ausführung des neuen Straf-Syſtems die Rebe ift, ein gu— 
ter Wille aller Behörden, die hierbei mit zu berathen und 
mit zu fprechen berufen find: der finanziellen, ver juriftifchen,, der 
geiftlichen, dev Verwaltungs = und ver Baubehoͤrde, und entgegen 
fommen, um die Einjicht ‚der Nothwendigkeit diefer Sache zu ges 
winnen und viefelbe bei der höchſten Stelle zu vertreten. Wenn 
durch diefe Mängel der Strafanitalten es fo meit gekommen ift, daß 
der Privatmann bei begangenen Verbrechen, die ald Strafe Zwangs— 
arbeit fordern, in Verlegenheit geräth, ob er jeiner Staats-Bürger— 
pflicht, jie zur Anzeige zu bringen, genügen folle ober. nicht, und 
oft diefelbe dem philanthropifchen Gefühle nachftellt und feine An= 
zeige macht, aljo lieber Verbrechen verſchweigt, ald durch Anzeige 
derfelden den Verbrecher in die Schule des Verbrechens zu ſchicken 
und auf Zeitlebend zu verderben; fo ift fchon in mehreren europäi= 
chen Staaten diefer Gegenftand forgfältiger Berathung und Unters 
fuchung übergeben worden. Man hat bier, weil die Radikalhülfe 
ſchwierig ift, gedrungen durch das Gefühl, daß etwas gejchehen 
müffe, durch eine Aufjicht über entlaffene Verbrecher nach einer 
PalliativsHülfe gefucht, die aber, fo nüglich und nothwendig fie 
auch, am ſich ift, nicht ausreicht und bei der gegenwärtigen. Einrich- 
tung unferer Strafanftalten ſelbſt nachtheilige Folgen Haben kann, 
indem die biöherige Folge der Strafe hiervurch aufgehoben und ver 
entlafjene, aber moraliſch oft nur verborbenere Sträfling oft in eine 
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beffere Aufere Rage verfeßt wird, als der ehrliche Handarbeiter, und 
diefer fogar wünfchen koͤnnte, durch DVerbrechen fich in die gleiche 
günftige Lage mit jenem verfeht zu fehen. 

Diefem Uebelftande, nämlich dem Mangel der Befferung in ven 
Strafanftalten, jo wie den großen Koften der biäherigen Anftalten 
diefer Art abzudelfen, hat man in, den vereinigten Staaten Norb- 
amerifa’3 ſeit mehreren Jahren mit dem glüdlichften Erfolge gefrönte 
Berfuche gemacht. Diefe Berfuche haben fchon im Jahre 1830 vie 
Aufmerkfamkeit der franzdfifchen Regierung evregt, welche deßhalb 
eine eigene Kommiſſion nach Amerika fchiefte, wie dies in einer bes 
fonderen Schrift von Beaumont und Tocqueville *) nachzu⸗ 
leſen iſt, und fie hat bis in die neueſte Zeit dieſem Gegenſtande vie 
größte Sorgfalt gewidmet, um allmählig durch ſolche wahre Beſſer— 
ungsbäufer die bisherigen Strafanjtalten, die in Franfreich in ven 
Bagnos die Kulmination ihrer feelenmorvenden Schlechtigkeit fin= 
den, zu verdrängen — Eine Nachbildung dieſes amerifanifchen Bef- 
ſerungsſyſtems Hat ſchon in der Schweiz zu Genf und Laufanne 
Rattgefunden, und auch in mehreren Prenfifchen Provinzen werben 
neuerdings vorbereitende ——— zu allgemeinerer Einführung beſ⸗ 
ſelben gemacht. 

Man hat in Amerika zwei verſchiedene et verfucht. Das 
Weſentliche derfelben befteht darin: 

I) daß die Sträflinge zwar in Gemeinſchaft arbeiten, aber zu 
oblligem Stillſchweigen mit der größten Strenge angehal- 
ten werben und nur zur Nachtzeit, jeder in einer befonveren Zelle, 
eingefchloffen find, das Neuyorkſche oder Auburnfche Syftem ; vder 

2) daß die Sträflinge, Tag und Nacht völlig ifolirt, jeder 
in einer befonderen Zelle eingefperrt zur ſtillſchweigenden Ar— 
beit fich überlaffen bleiben, das Penfylvanifche oder Philavelphiafche 
Syſtem. Sc erlaube mir, Ihnen eine kurze Beichreibung beider: 
Syſteme zu geben, mit Borlegung der Abbildungen der zu a 
gehörenden befonders konſtruirten Gefängniffe. 





*) Du systeme penitentiaire aux Etats-Unis, et de son application 
en France etc,, par M, M. G, de Beaumont et A. de Tocgue- 
ville, Paris 1833, 8. Amerika's Verbeſſerungs-Syſtem und deſſen 
Anwendung auf Europa ıc,, aus dem Franzöfifchen der Herren ©. v. 
Beaumont und A. v. Tocqueville, nebft Erläuterungen und: 
Zufägen von Dr. N. A. Julius. Berlin 1833, 8. 
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+ Nah. vom Neuyorkſchen oder Auburnſchen Syſteme arbeiten die 
Sträflinge während des Tages in großen bis 160 Fuß langen 
und 26 Fuß breiten, 16 Fuß Hohen Sälen, in welchen fie aber non 
außen unaufhoͤrlich beaufiichtiget, und im Falle je dem Gebote, nicht 
zu reden, nicht ftreng nachkommen, durch Ginfperrung in einſame 
dunkle Zellen, durch Entziehung von Nahrung oder auch durch 
Schläge beſtraft werden. Des Nachts Dagegen werben: fie jeder 
einzeln in. eine Zelle eingefperrt, die nicht größer ift, als Der 
Schlafraum erfordert (Beaumont L. o, Taf. 3, 4 gibt die Ab— 
bildung). Dieſes Syftem erfordert große igemeinfchaftliche Arbeitsfäle 
mit Korridors um Diefelben, um die Sträflinge unaufbörlich zu beobz 
achten, und ſo viele einzelne Schlafzellen , als Sträflinge vorhan— 
den find, mit gleicher Einrichtung. der Bewachung, während der ur 
bewahrung derſelben zur Nachtzeit. 

Nach dieſem Syiteme, welches fchon feit 1771 zu Gent viele 
Sabre: beitand, wurde 1820 das erſte Gefängniß zuerſt zu Auburn 
in: Nordamerika errichtet und es finden ſich gegenwärtig 15 ver— 
ſchiedene Gefängniſſe dieſer Art in den vereinigten Staaten. 

‚Dad, zweite Syſtem, das Pennſylvaniſche oder Phila— 
delphiaſche beſteht darin, daß die Sträflinge, Tag und Nacht, jeder 
in.eine befondere, mit einem beſonderen Spazierhöfhen von 
18 Fuß Länge und 8 Fuß Breite-verfehenen, Zelle, melde 11 
Fuß 9 Zoll fang und 7 Fuß 6 Zoll breit: bei 16 Fuß 6 Zoll 
Höhe ift, eingefperrt find und unter fletem Stillſchweigen ſich 
der Arbeit überlafien Eönnen, zu welcher ihnen Raum und Gele: 
genheit gegeben wird. Die ficherfte, auch ven verhärteteften Ver: 
brecher zur Buße dringende, aber Eoftipieligere Methode, indem es 
fchmerer wird, jeden Gefangenen beſonders zu beichaftigen und die 
Kommunikation dejjelben mit anderen Verbrechern zu verhüten. Sie 
fordert ebenfalld. eine eigenthümliche Eoftipielige Bauart, ausgeführt 
zu Philadelphia nach. dem Strahlen = Syftent, in welchem jeve Zelle 
durch Auficher in den Korxidors zwiſchen :denfelben, und das Ganze 
vom Mittelpunfte aus überfehen werben kann 

(Beaumont J. e., Taf 1, Fig. 1 gibt die N des 
neuen Beſſerungshauſes zu Philadelphia.) 

Nach dieſem Philadelphiaſchen Syſteme, deſſen Vorzüge man erft 
in neuerer Zeit richtiger zu würdigen gelernt hat, find bis jeßt 8 Ge— 
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are in: Nerhaigerite ‚errichtet: und eine im engliſchen 
Canada. 

Zu dieſer Einrichtung einer duch Einſa MAT — Still— 
ſchweigen auf die innere moraliſche Stimmung wirkenden und 
Reue und moraliſche Beſſerung erzeugenden Behandlung kommt dann 
als weſentlich und. unumgänglich nöthig noch. Hinzu: moraliſcher 
Unterricht und täglicher Zufpruch wohlgefinnter, vom Geifte der, 
Anftalt durchdrungener Geiftlichen, um dem Reue fühlenden Verbre— 
er zu Hülfe zu kommen, feine beginnende Moralität zu. heben und 
feinen Vorſatz zur Belferung zu ſtärken, und hierdurch' ſtatt des 
bisherigen Unterrichtes im Verbrechen in dem Verbrecher eine mora— 
liſche Wiedergeburt zu befördern und zu vollenden. Der ſitt— 
liche und relgibſe Unterricht bildet daher Die zweite 
Grundlage ded ganzen Beſſerungs-Syſtems. 

Ueber die Vorzüge des einen oder des anderen, des Auburnſchen 
oder des Philadelphiaſchen Syſtems, hat man ſich ſeit Jahren viel— 
fältig geſtritten. Schon aus pſychologiſchen Gründen koönnte es 
ſcheinen, daß das Philadelphiaſche Syſtem, weil der Gefangene außer 
dem Zufpruche des Gefangenwärterd . und des  Geiftlichen. ſtets ber, 
Gefellichaft entbehrt, machtheilig auf die Geſundheit deſſelben eins 
wirken könne, und dieſe Meinung, war auch bis vor einigen Jah— 
ren die vorherrſchende in Anterifa. Allein man bat durch die. Erfah— 
rung gefunden, daß die Auburnfche Zucht eine mehr: phyſiſche und 
negative Richtung (duch Berhütung aller ſchädlichen Einwirkungen 
auf den Gefangenen), die Philadelphiaſche aber eine mehr moxali- 
fhe und pofitive Richtung (zur moralifchen Beſſerung der Gefanges 
nen) hat, während bei ver Auburnfchen Ginrichtung die Verbind- 
ung unter den. Gefangenen :mährend ihrer. gemeinfchaftlichen Arbeite= 
ſtunden bei Tage, fei es auch nur durch inftinftmäßig gelernte Fin— 
gerfpvache, bei aller. möglichen Strenge nicht zu vermeiden iſt, alſo 
die rafjinirten Verbrecher die Hauptwirfung der Anstalt aufheben ; 
wie denn auch die Londoner Diebe in Erwartung diefer fommenven Gin 
richtung die Fingerſprache fchon im Voraus einüben. Es kommt hinzu, 
daß nad dem Auburnfchen Syſteme die Verbrecher ſich perfünlich Fen- 
nen lernen, und wenn fie entlaffen werben, fihon Verbindungen unter 
einander haben, auch andere gebefferte und einem neuen Leben ſich hinge— 
bende Sträflinge durch Androhung der Berdffentlichung ihrer Bekannt 
haft zu neuen Verbrechen zwingen; Mängel, die bei dem Phila- 
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delphiaſchen Syfteme unmöglich ſind. So iſt denn, da neuere Un⸗ 
terfuchungen auch zeigten, daß der Einfluß des einfamen Gefüng- 
niffes nicht nachtheilig anf die Geſundheit fei, wie man früher an= 
nahm; in ven legten Jahren unter den competenteften Richtern vie 
Anficht herrfchenn gemorben, daß das Philadelphiaſche Syſtem der 
ſteten einſamen Einſperrung mit Stillſchweigen in jeder Beziehung 
den Vorzug verdiene. 

Ein juste milieu, wie ſich Mittermaier ausdrückt, zwiſchen 
den ſo eben genannten zwei amerikaniſchen Syſtemen, bildet das zu 
Genf ausgeführte Syſtem; gegen welches aber auch wieder manche 
Stimmen ſich erhoben haben *). | 

Außer dieſen Bußhäuſern hat man im Amerika in neuejten 
Zeiten noch Detentions-Häuſer für Unterfuchungsgefangene 
und wegen Heiner Vergehen Detenirter, und Befjerungd= 
ſchulen für unter 18 Jahre alte Verbrecher einzuführen verfucht, 
und über das ganze diefer Straf- und Befferungshäufer ein bejon- 
deres Gefegbuch entworfen. 

(Eivingſtons Gefegbuh über die Verbefferung und innere 
Einrichtung der Gefüngniffe ıc. Nah dem Franzdfifchen des Herrn 
C. Lucas von 8. Samhaber. Darmftadt, 1838. 8.) - 

Der Erfolg diefer wahren Beiferungsanftalten hat jih im Groß- 
en dahin bewährt: 

1) daß nicht nur durch die Arbeiten der Sträflinge die Koiten 
ver Detention größtentheild gedeckt wurden, fondern oft noch 
ein Weberfhuß für den Staat blieb, Das State - prison zu Bo— 
fton Eoftete im Jahr 1823 für 298 Gefangene im Ganzen 57,622 
Dollard. Die Einnahme für die Arbeiten der Gefangenen betrug 
58,834 Dollard. Der Gewinn für den Staat war alio 1,212 
Dollars **). 

Im Gefängniß zu Aubur in Amerika betrugen 1829 vie ſämmt— 





*) Die großen Vorzüge des Philavelphiafchen Syſtems find ausführlich 
‚angegeben in einer Heinen Schrift: Dr. Julius, die amerifanijchen 
Defjerungs - Syfteme, erörtert in einem Sendfchreiben an Herrn M.. 
Erawford, General-Infpektor der Großbritannifchen Gefängniſſe. 
Leipzig, 1837. 8, | 

**) Reife Sr. Hoheit des Herzogs Bernhard zu Sachſen-Weimar-Eiſe— 
nach durch Nordamerika im ben Jahren 1825 und 1826, 1. Theil. 
Weimar 1828. S. 87. 2 | ! 
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fichen Koften ver mehrere ‚Hundert Sträflinge enthaltenden Anftalt 
38,571 Pf. die Einnahmen 36,908: Pf., ver Staatdertrag war 
alfo 3,337 Pf. Sterl, — Die Ausgaben ded Maryland-Poͤniten⸗ 
tiar⸗Hauſes betrugen auf 317 Sträflinge jahrlih 18,796 Pf. und 
8,100 Pf. für die Beſoldung der Beamten. Die Einnahme über- 
flieg die Ausgabe um 9,804 Pi. (Mittermaierl.c. ©. 160.) 
In dem nad dem Philadelphiaſchen Syiteme erbaueten Strafhaufe 
zu Glasgow in Schottland, wo der Ertrag weniger günftig war, 
betrug dennoch der Verdienſt der Gefangenen. 85 Prozent der Ge: 
fammtfoften ver Anftalt. (Dr. Suliusa. a. O. ©. 47.) 

2) Der Erfolg hat ferner bewiefen, daß, wie die genauejten Un— 
terfuchungen ergeben haben, wirklihe moralifche Befferung 
der Gefangenen erreicht wurde; im welcher Beziehung das merf- 
würdige Beifpiel zur Beftätigung diefer Behauptung dient, daß ein 
großed Beſſerungshaus dieſer Art für 1000 Berbrecher in Amerika 
durch 100 auf dieſe Weife gebefferte Sträflinge binnen einigen Jah: 
ren erbaut wurde, freiwillig und ohne ihr Entweiden 
verhindernde Auffiht; daß aljo die Sträflinge ihr eigenes 
Gefängniß fi erbauten, weil ihre Moralität ſelbſt bis zu dem 
Punfte gehoben war, daß jie ihre Strafanftalt fich felbft freiwillig 
errichteten und im religiofen und Firchlichen Sinne ver Buße vie 
nothwendige Sühne des Verbrechens fich felbit auflegten *). In 


*) Beaumont a, a. D. S. 14. Die merfwürbige Stelle lautet: „Im 
Jahr 1825 wurde der Entwurf des Befferungshaufes in Singfing 
von ber Geſetzgebung genehmigt. Herr Lynds, der fih ald Vor— 
fteher der Anftalt in Auburn fo trefflich bewährt hatte, verließ felbige 
mit Hundert an Gehorfam gegen ihn gewöhnten Sträflingen und führte 
diefe an den Plag, wo das neue Gefängniß erbaut werden follte. 
Dort ließ er fie an den Ufern des Hudfons ſich lagern, und ohne 
Gebäude zu ihrer Aufnahme, ohne Mauern zur Einfperrung diefer 
gefährlichen Begleiter, fogleich ihre Arbeit beginnen,. indem er aus 
jedem von ihnen einen Maurer oder Zimmermann machte und zur 
Aufrechthaltung ihres Gehorſams feine andere Gewalt befaß, als die 
Beitigfeit feines Charakters und die Kraft feines Willens. So fuhr 
ten die Eträflinge, deren Zahl allmählig vermehrt wurde, mehrere 
Jahre lang fort, ihreigenes Gefängniß zu bauen, und jet enthält das 
Beſſerungshaus in Singfing taufend Zellen, die ſämmtlich durch die 
dort aufbewahrt geweſenen Sträflinge erbaut worden find.‘ 
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einem anderen Falle zu Auburn bildeten 500 Sträflistge bei aus: 
gebrochenem Feuer im Gefängniffe und bei offenen Thoren deſſelben 
freiwillig eine Kette, um dad Feuer zu löfchen, und- nicht einer be— 
nußte die Gelegenheit, zu entwifchen. (Mittermaier 1. co. © 
158.) Was würden unfere Zuchthäusler- im ähnlichen Falle tun? 
‘. Sollte nun‘ eine folche, auf Generationen 'wohlthätig wirkende 
Anftalt nicht auch bei und oder im Bereiche des Thüringiſchen Zoll 
sereind zu errichten fein? Sollten wir, die Vertreter des Weimari— 
fchen Volkes, nicht auch unfere gefallenen Mitbrüder, die traurigen 
Geftalten ner Zuhthaustßefangenen, die und im- Ketten: täglich auf 
der Straße begegnen, ind Auge faffen? Sollten wir nicht vertrauen 
den wohlmwollenden Gelinnungen der Hohen und Niederen, nicht 
nur zum Wohle diefer Unglüdlichen, ſondern auch dazu beizutra— 
gen, daß ihre Zahl, ftatt unaufhoͤrlich vermehrt, envlich einmal ver- 
ringert werde? — Und follte unfer Land wegen feiner ungefchlof- 
- fenen Grenzen und fleten Verbindung mit anderen - Ländern den 
Muth nicht Haben, für fich dies große Ziel zu verfölgen, fo frage 
ich: follten die Thhringifchen Staaten, wie jie zu eiter gemein- 
fchaftlichen Univerfität, zu’ einem gemeinföhaftlichen Oberappellations- 
Gerichte und zu finanziellen Sweden zufammen getreten find, und 
Hoffentlich gegenwärtig zu einem gemeinfchaftlichen Criminal-Ge— 
fegbuche fich vereinigen, nicht auch zu menfshenbefferndem und Ber- 
brechen verhütendem Zwede eine Verbindung treffen koͤnnen? Ich 
kann diefe Hoffnung nicht aufgeben, ohne an dem thätigen Mitge- 
fühle Aller, die da wirken koͤnnen zur Verbefferung des morali- 
fchen Lebens der Staaten, zu verzweifeln. Möge viefer Vortrag 
wenigftend dazu. dienen, die großartige Idee, die in Amerika fchon 
ind praftifche Leben übergegangen ift, auch in Deutfchland "mehr 
zur Sprache zu bringen. 

Die Folgen ſolcher Anftalten würden, außer ven angegebenen, 
in finanzieller Hinficht fein: » 
1) Geriugere Koften ver Criminal- Gerichte, indem 
nothwendig dieZahl der Verbrecher, - ftatt wie jezt zuzunehmen, 
fhon durch die geringere Zahl rückfälliger Verbrecher abnehmen, 
auch die Unterhaltung der Sträflinge durch Abkürzung der Straf: 
zeiten der moralifch Gebefferten weniger Eoften würde. Wenn mir 
jegt gendthigt find, einen beveutenden Mehraufwand für das Gris 
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minal-Gericht "In den: Etat aufzunehmen, fo würde: — dier Soige 
ſein, dieſe Summe wieder zu verringern. 

2) Geringere Koſſten des Unterhalts des ‚einzelnen, Sefange: 
nen. Schlüge man die jegigen „. bei: der ‚neuen. Einrichtung zum 
Theil gewiß wegfallenden Koſten der Erhaltung, der Sträflinge zu 
Kapital, fo würde. hiermit die Amortifation des Anlage⸗ Kapitals 
des neuen Strafhauſes von ſelbſt gegeben. 

Allerdings treten nun. aber. ‚große ‚Schwierigkeiten der Ausfühe 
rung entgegen, die ich nicht verſchweigen will, obgleich dieſe Ver⸗ 
haältniſſe die Ausführung, als in ſich nothwendig, nicht unmöglich 
machen, indem es bei nothmendigen Guten keine Unmöglichkeit gibt. 

Hierher gehört: 

4) Mangel an Fonds, Verhehlen wollen! wir und nicht, daß 
die Einführung dieſes Syſtems die ſtrengſte Aufſicht auf die Ge— 
fangenen nothwendig macht, und daß hierzu eine befondere ſtreng 
auszuführende Baueinrichtung der Gefängniffe erſte Bedingung iſt. 
Dr. Julius, der kompetente Richter in dieſer Sache, ſagt (Send⸗ 
ſchreiben ©. VD: „Anſcheinend geringe Abweichungen von den 
eigenthümfichen Baueinrihtungen beider Syſteme würden ſpaterhin 
die theilweiſe oder völlige Benutzung und Einführung, der nöthigen 
Zucht: und Hausorduung rein unmoͤglich machen. Daher an Ein— 
richtung und Akkomodirung unſerer bisherigen Gefängniſſe zu den 
Gefängniffen des Belferungs = Syſtems nicht gedacht werden Tann, 
fondern neue nach ftrengem Plan gebaute Gefängniffe durchaus 
nothwendig find.” — Hiezu würde allerdings bei einer Zahl von 
ungefähr 150 Zuchthaus-Sträflingen, wie wir fie burchfchnittlich 
haben, ein nach dem obigen Plane neu zu etbauendes Strafhaus 
einen Koſtenbetrag von vielleicht 30--40,000' Thlrn. noͤthig mach- 
en, der buch eine Staatsanleihe gedeckt werben müßte. Allein ver⸗ 
zweifeln wir nicht; werben die Zinfen gedeckt und’ elit’ficherer Amor— 
tifationd=-Fonds gebildet, fo würde das Ganze ſich Leichter‘ machen, 
und zu dieſer Dedung der Zinſen und zum Among ia 
— dienen, —— 

1) der Ueberſchuß der ——— Koſten ‚Schaltung. der. 
—— BAR: wie, ſchon bemertt, ih Arbeit derſelben groͤßern 


NM)nꝛ Die, Kofen * — — * Abe, Antlajiene Sträflinge, 
mit welchen ein bedeutendes Kapital gededt werden koͤnnte und zu 
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welchen mancher, der jetzt — beiſteuert, dann ae und —* 
beitragen würde. 


3) Höchften Orts werben betrůchlliche Summen im Stillen ver⸗ 
wendet zur mannichfachen Abhülfe des Elendes Helfen die Befſ— 
ſerungsanſtalten dem Elende ab, indem fie Rüdfülle ver Verbrecher 
verhüten und den Verbrecher zur Tugend führen, fo würde auch 
dieſe verfchwiegene Quelle wohl hierher fich ergießen, um andau— 
ernd zu erhalten, was ungeachtet ded beften Willens jest oft nur 
momentan erreicht wird. Aber felbit, wenn alle Quellen nicht 
ausreichten, fo frage ich den hohen Landtag: follte vie Erreihung 
eines fo großen Zweckes:? unſere Zuchthäufer, die bisher Schulen 
des Lafters find, in Beſſerungshäuſer zu verwandeln; follte der 
Zwei, den Sträfling, ftatt ihn bisher im Verbrechen vollendet 
aus der Strafanftalt hervorgehen zu ſehen, als moralifch genefen 
in die Gefellfchaft zurückzuführen; follte die hieraus hervorgehende 
größere allgemeine Sicherheit nicht einer befonderen Anjtrengung 
werth und würdig fein? Selbſt eine eigene einmalige Kopfiteuer, 
die für Weimar noch nicht 3 gr. auf den Kopf betragen würde, 
um 30,000 Thlr. zu erhalten, möchte zu einem ſo großartigen, fo 
tief ins moralifche Volksleben eingreifenden Zwed die Genehmigung 
jedes das Beſte wollenden Staatsbürgers erhalten, 


Wollte man aber an der Ausführung im Weimarifchen Lande 
für fi allein und auf eigene Hand verzweifeln, und wollte man, 
meinen früheren Vorſchlag berüdjichtigend, die fammtlichen Staa— 
ten des Thüringifhen Zollverbandes, oder auch die, welche ein ge- 
meinfchaftliches Dber- Appellationd = Gericht bejigen, zur gemein= 
ichaftlichen Theilnahme und zur Errichtung eined allgemeinen, für 
fännmtliche genannte Länder dienenden Beſſerungshauſes auffordern, 
womit die Koften bedeutend verringert werden würben, fo möchte 
ein anderes Hinderniß fein: | 


2) Mangel an Bereinigung und Verftändigung zur Errichtung 
einer folchen gemeinjchaftlichen großen Anftalt. Allein die Zoll— 
vereinigung, freilich zum Theil fehr durch unumgängliche Verhält- 
niffe geboten, hat ſchon ein Beifpiel ſolcher Vereinigung gegeben. 
Ich vertraue überdem zu fehr dem veutfchen Sinne unferer Fürſten 
für alles an ſich Große und Wahre, um nicht auch hier ein Ue— 
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bereinfommen zu Ausführung diefer großen und wahren Wee mog⸗ 
lich zu halten *). 

3) Mangel an tüchtigem Perſonal zur Aufſicht in dem Beffer: 
ungshauſe möchte einer der ſchwierigſten Punkte fein, da ohne daſ⸗ 
felbe die Ausführung unmöglich ift. 

„Die Eigenthümlichkeit des neuen Syftems- befteht hinfichtlich ver 
Beauffichtigung der Gefangenen darin, daß man die Wachfamfeit 
an die Stelle der rohen Kraft ſezt. In den neuen Gefäng— 
niffen Dürfen Auge und Ohr des Vorſtehers feinen 
Augenblid ruhen“ (Beaumont a. a. O ©, 286.) 

In Amerifa und fo -auch in den  fchmeizerifchen Staaten wirkt 
der Patriotismus ftatt des Geldes, und ohne Vergütung werben 
die wichtigften Stellen ver Oberauffeher freiwillig übernommen und, 
da innerer Trieb die Thätigkeit fpornt, forgfältiger verwaltet, als 
mo Bezahlung das Motiv des Handelns ift. Dr. Ju lius (Sendſchreib⸗ 
ben © VII) fagt hierüber unter anderm: „Eine befondere Beachtung 
in Deutjchland verdienen die amerifanifchen Infpeftoren jedes 
Gefängniffes. Sie find die unmittelbar unter der Staatöregierung 
ftehende Behoͤrde, 5 bis 12 an ver Zahl, auf mehrere Jahre aus den 
angefehenften, menfchenfreundlichften, unentgelolich dienenden Männ- 
ern des Orts, mo das Gefängniß ift, zufammengefezt. Einer ift 
Vorfigender, Einer Schazmeifter, welcher Bürgfchaft zu ftellen bat- 
Als Entfhärigung find fie von dem Landwehrdienſte, von dem Amte 
als Gefchworene und Schiedsmänner oder ald Armenpfleger befreit. 
Sie befichtigen das Gefängnif mindeſtens zweimal die Woche, und 
wachen über die Pflichterfüllung aller Gefängniß = Unterbeamten, 


*) Gegenwärtig haben fich das Herzogl. fächjifche Minifterium zu Alten- 
burg, wie auch das der Fürftlich Reußiſchen Lande jüngerer Linie, 
fodanır das Minifterium des Herzothums Sachen» Koburg: Gotha zur 
Annahme des Königlich-Sächſiſchen Eriminalgefeßbuches bezüglich ver 
noch zu erwartenden Landitändifchen Zuftimmung bereit erklärt; and 
von den anderen Thüringifhen Landen erwartet man ein Gleiches. 
Unter diefen Umftänden ift es mehr als wahrfcheinlich, daß Fünftig- 
hin für eine Bevölferung von zwei und einer halben Million Sachſen 
eine und dieſel be Eriminal-tegislation ftattfinden werbe. Sp Fünnte 
denn auch der Vorfchlag zur Ausführung fommen, daß ein allge- 
meines Strafhaus für die Thüringifchen Lande, nach Art der „mes 
rikaniſchen“ errichtet würde. 
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unter — der Vorſteher die Unteraufſeher anzuſtellen und zu ent- 
Iaffen hat. Sie forgen für die Ernährung und ‚Beichaftigung ber 
Gefangenen, ‚über ven Berfauf. ihrer Fabrikate, behalten den Schul— 
und Religionsunterzicht jorgfältig. im aaa und ie iahrlich 
an die Staatsregierung.“ 

Ich mag anich der, vielleicht Uſoriſchen, Hoffnung — ent⸗ 
ziehen ,. daß, hei rishtigem Angriffe Der Sache, auch unter uns, im 
monarchiſchen Staate, ſich Patriotismus genug finden moͤchte, um 
unentgeldlich dieſe Pflichten der Gefängniß-Inſpektoren, ‚ohne 
welche, das Ganze nach meiner feſten Ueberzeugung nicht auszu⸗ 
führen iſt und die De. Julius (a. a. O. S. IX), „für unerläß— 
liche Begleiter des Beſſerungs⸗ N Hält, zu übernehmen und 
gewiſſenhaft zu ‚erfüllen. 

4) Widerſtand der, ‚Zünfte, Die.amerklanifihen Beiferungshäufer 
erhalten ſich durch ven ‚Ertrag, der Arbeiten der Sträflinge. Wo 
aber. noch Zunftzwang: der. Arbeit, bejteht, würde. mit den, Zünften 
auf. irgend, eine, Art ein. Abkommen zu treffen fein. Beſſer gar 
keine Zünfte, als Verbrecher⸗Unterrichtsanſtalten. 

Der höhere Taglohn in Amerika gibt keinen Einwurf, indem der 
Preis der Handwerf3-Produfte ſich nach dem Lohn der Tagesarbeit 
richtet und der Preiß der Arbeit überall ſich mit dem Lohne des 
Tages ausgleicht, alſo bei höherem Taglohne höher, wie in Ame— 
rika, bei niederem Taglohne, wie bei und, niederer iſt; hierdurch 
aljo Befferungähäufer dieſer Art in Deutjchland relativ. ‚dajlelbel = 
‚merben ‚Eonnen, mas die amerifanifchen Befferungshäufer eintragen. 
| Ob nun dieſe Bemerkungen, als Nachtrag zu dem früheren, bei 
Gelegenheit der Annahme des Kriminal-Gefezbucdyes gemachten, An— 
trage des hohen Landtages, der Hohen Staatsregierung zur "geneig- 
ten Berüdjichtigung empfohlen over Leviglich in die Verhandlungen 
des Landtages aufgenommen werden follen, überlaffe ich ‚dem Gr= 
meſſen des hohen Landtages, mich begnügend, Diejen wichtigen Geg⸗ 
enſtand in Anregung und zu ——— Veſprechuns gcbracht 
zu haben“ 

Zum Schluſſe — wir; daß Deutſchland in Kurzem ein 
lehrreiches und auf Erfahrung’ gegründetes Werk über die Wer: 
befferung des Gefangenweſens aus der rühmlichſt bekannten Feder 
des Dompräbendar Dr. J. N. Müller aus Freiburg zu erwarten 
hat. Diefer nügliche Gelehrte, einer. der jüngeren Freunde Wef- 


— 39 — 


ſenbergs, der ſchon Durch viele Schriften für die Jugend, das Volk 
die Armen und inäbefondere für, die „Gefangenen“ fegensreich ge= 
wirkt bat, und feine Verdienſte durch die Ueberfegung mehrerer fein: 
er Werke ind Holländische, anerkannt ſieht: Hat eine größere Reife 
nad) der Schweiz, Frankreich, Belgien und Holland unternommen, 
in. der Abjicht, in den Gefängniffen viefer Staaten feine Anfichten 
zu prüfen, ven Bereich feiner Erfahrungen zu vermehren, und fo- 
dann Die Refultate, die er gewonnen, in einem umfaffenden Werke 
über die Anwendung der verfchiepenen Pönitentiarfyfteme in 
deutihen Gefängniffen mit Rüdjicht auf deutſche Geſezgebung 
und Sitten bekannt zu machen. Bereits hat er einen vollſtändigen 
Plan zur Errichtung einer Centralſtrafanſtalt in Baden der Landes— 
behörde vorgelegt, und einen ähnlichen für die Reform ber Gefüng- 
niffe in Frankreich entworfen, welcher dort gedruckt wird und aller 
Wahricheinlichkeit nach. die höchfte Berückſichtigung finden dürfte. 
‚ Wir werden nächſtens im dieſem Archive eine ver deutichen Ge⸗ 
jeggebung gewidmete Darftellung über viefen wichtigen tief in das 
phyſiſche and moraliſche Leben der Menfchheit und das Wohl ver 
Staaten ‚eingreifenden Gegenftand, verfaßt von. Diefem Gelehrten, 
verdffentlichen. 


II. Das Verfahren bei Vollſtreckung der Tod⸗ 
esſtrafen. 


Das zeither übliche und zum Theil geſetzlich vorgeſchriebene Ver: 
fahren bei Vollſtreckung ver Todesftrafen, wie folches eine dem Gri- 
minalgerichte zu Weimar im Jahre 1813 erteilte Inftruftion be 
fimmt, ift mit mancherlei Umftänvfichkeiten verbunden gemefen. 
Insbeſondere ift eined Theild der langſame feierliche Zug zur Richt: 
‚fätte, welcher, wie ev dem DBerurtheilten zu unndthiger Qual ges 
reihen muß, jo ganz befonders dazu dient, in ven bei ſolchem An— 
laß zahlreich verfammelten Zufchauern Mitleiven mit dem Verbre— 
her, ſtatt Abſcheu vor dem Verbrechen zu erregen, und fo nicht 
nur den weſentlichſten Zwed der Deffentlichkeit des Strafactes zu 
vereiteln,, ſondern ‚auch bei ver dadurch gefleigerten Ungeduld der 


großen Menge Unoronungen zu veranlaffen. Anderes Theils führt 
aber auch die biäher noch ftattgefundene Hegung des peinlichen 
Halögerichtes, welches bei dem jezigen Strafverfahren durchaus als 
eine leere zweckloſe Förmlichkeit erfcheint, viefelben Nachtheile herbei 
und kann außerdem noch weitere Verlegenheiten veranlafien, wenn 
es dem Derurtheilten einfallt, die Wiederholung feines Bekennt— 
niſſes zu verweigern oder gerabezu zu widerrufen, und biejenigen 
Schöppen, welche den Vernehmungen beigewohnt haben und daher 
im Stande wären, das Geftänpniß zu bezeugen, bei dem Halsge— 
richte nicht Haben zugezogen werden Fünnen, was doch oft genug 
der Fall feyn dürfte, da zwijchen dem Schluße der Unterfuhung 
und der Vollftrekung einer Todesftrafe, melcher zweimalige Ber- 
theivigung und zweimaliges Erfenntniß, fo wie die Landesherrliche Ge- 
nehmigung vorausgehen muß, ein längerer Zeitraum zu liegen pflegt. 
Ein in fieben Paragraphen beftehender Geſetzesentwurf, der ji 
an das Königliche Säachfifche Gefeh vom 27. Dezember 1834 über 
venfelben Gegenftand anſchließt, regulirt mit Abfchaffung jener un- 
nöthigen Formen das Verfahren bei Hinrichtungen der Verbrecher 
fo zwefmäßig und zeitgemäß, daß der Landtag auf den Vortrag 
ded Abgeordneten Herrn Steinberger feine verfaffungsmäßige Zu— 
ſtimmung unter nur wenigen Modificationen ertheilte, 


II. Schuß des Eigenthums an Werken der 
Wiſſenſchaft und Kunſt gegen Nachdruck und 
Nachbildung. 


Seit langen Jahren ſchon ward in Deutſchland über das diebi— 
ſche Gewerbe des Nachdrucks laut geklagt und der Nachtheil ſchmerz⸗ 
lich empfunden, den Schriftſteller und Verleger, den mehr oder 
weniger die National-Literatur dadurch erlitten. Vergebens ſuchten 
ſcharfſinnige Dialektik oder ſeeptiſche Grübelei den Begriff des liter— 
ariſchen Eigenthumes zu beſtreiten und zu verdunkeln; dem ſchlich⸗ 
ten Rechtsſinne konnte er nicht geraubt werden, und ſelbſt diejenigen, 
welche ven Nachdruck nicht ſchon nach allgemeinen Grundſaͤtzen für 
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widerrechtlich hielten, räumten doch meiſtens ein, daß es hoͤchſt 
wünſchenswerth ſey, ihn u ſpezielle Geſeze verpönt und abge- 
ftellt zu ſehen. 

Zur Ehre Weimar darf man anführen, daß er bier niemals 
geduldet wurde, 

Auf dem Kongreffe zu Wien (1814—15) vereinigten ſich Deutfch- 
lands Fürften und freie Städte, die Sicherftellung der Rechte ver 
Schriftfteller und Verleger: unter die Kategorie jener ausgezeichneten 
Nationalrechte zu flellen, die allen Unterthanen veutfcher Bundes 
ftaaten zuzuſichern jeien, und im 19. Artikel der deutfchen Bun— 
desacte vom 12. Juni 1815 ward Öffentlich ausgefprochen, daß bie 
Bundesverſammlung fich bei ihrer erften Zufammenfunft mit Ab= 
faffung gleichfürmiger Verfügungen über die Sicherftellung ver 
Schriftfteller und Verleger gegen den Nachdruck befchäftigen folle, 

Gleihmohl Fam erft am 6. September 1832 ein vorläufiger 
Bundesbeſchluß zu Stande: 

„daß die Herausgeber, Verleger und Schriftfteller eined Bun— 
desſtaates fich in jedem anderen Bundesſtaate des Dort be— 
ftehenven gefezlichen Schutzes gegen den Nachdruck zu er- 
freuen haben follten.“ 
(wodurch alfo der Nachdruck noch keineswegs für abge zu er= 
achten war.) 

Am 9. November 1837 envlich vereinigte man ſich zu einem 
umfaffenden Bundesbeſchluß; doch auch dieſer (vergl. gegenwärtiges 
Archiv 8. Bo. 1. Heft) konnte bei der großen Verſchiedenheit vor⸗ 
erft leider nur ungenügend ausfallen. 

Zwar ift darin das Eigenthum der Urheber literarifcher Erzeug— 
niffe aller Art, fowie der Werfe der Kunft, dffentlich anerkannt 
und beftimmt audgefprochen,, daß dieſes Eigenthum in allen Bund: 
eöftaaten mindeftend während eines Zeitraumes von zehn Jah— 
ren geſchützt werben foll — und allerdings ift ſchon dies für einen 
höchſt wichtigen Borfhritt zu achten — ; allein da jenes Minimum 
von Schuß an ſich nicht ausreichend ift und kaum zu erwarten 
fteht, Daß Diejenigen einzelnen Bundesſtaaten, welche dieſen Schuß 
zu erweitern geneigt find, ihn alle in gleichem Grabe aus— 
dehnen werben, fo ift vie Hoffnung auf die verheißene und fo wün— 
ſchenswerthe Gleihfbrmigfeit unerfüllt geblieben, wenigſtens 
bis zum Jahre 1842 vertagt, wo alsdann der Bundestag über 


— 42 — 


‚zu verlängernde Dauer des fraglichen Schubes abermals berathen 
will, ‚wenn, ſich das. Bevürfniß hierzu nicht noch früher. zeigen 
follte. 

Unter allen Bundesglievern — die Krone Preußen ſich am 
eifrigften und beharrlichften für die Rechte des literarischen Eigen— 
thums erklärt und verwendet, und fihon wenige Tage nach Publi- 
kation ded Bundesbeſchlußes ein eigenes Landesgeſetz „jum Schuße 
ded. Eigenthumes an Werfen der Wilfenfhaft und Kunft gegen 
Nachdruck und Nachbildung”, erlaffen (vergl, dieſes Archiv 8. Bo, 
1. Heft). welches aufs preißwürbigfte und umfichtigfte allen billigen 
‚Anforderungen und -Wünfchen entfpricht. 

MWeimars erhabene Staatsregierung, die in der Reform der Le: 
‚gislation beſonders dann nicht zurückbleibt, wo es der deutjchen 
Herrlichkeit durch freies Zuſammenwirken feiner Stämme für wach— 
ſende Kultur der Kunſt und Wiſſenſchaft und für den nachhaltigen 
Schuß diefer geiftigen Fundgruben gilt, fand fid) bewogen, dur 
die hoͤchſte Propojitionsfchrift vom 25. November 1838 dem Land» 
tage das gedachte Koͤnigl. Preußiſche Lanbeögejeg mittheilen und 
ihm. zur, Annahme. empfehlen zu laffen. EN 

Das Referat in dieſer hochwichtigen Sache fiel auf den rechten 
Mann, den Abgeoroneten v. Müller (Geheimerrath und Ganzler). 
Diefer vieljährig erprobte Redner für alle großartigen Ideen, zeigte 
der Verfammlung, wie genau und forgfältig fich dieſes Geſetz über 
jede Gattung literarifchen oder Fünftlerifchen Eigenthumes und über 
alle Arten der Verlezung dejlelben verbreitet, wie ſcharfſinnig es 
die lezteren charakterifirt und wie zweckmäßig es fie bedroht und 
verpönt, ohne Doch der freien Benutzung literarifcher und Fünftleri- 
ſcher Erzeugniſſe allzu enge Schranken zu fegen. „Sie fehen, — 
fagte er — melche große und wohlthätige Sicherung des rechtmäß- 
igen Vortheiles, den die edelſten Erzeugniſſe des Geiftes und der 
‚Kunft ihren Urhebern billig gewähren follen, dadurch erreicht 
wird, daß der Rechtsſchutz unbeningt auf vie ganze Lebenszeit des 
Autors und überdies noch auf dreißig Jahre nach feinem Tode zum 
Beften feiner Erben auögevehnt iſt.“ „Ich kann daher nur mit 
innigſter Ueberzeugung auf die Adoption dieſes Gefeßes antragen”. 
Einftimmig gab daher der Landtag feine verfaffungsmäßige Zuftim- 
mung. zu der Annahme jened Geſetzes, doch mit der einzigen Mo- 
vififation, daß der $. 38. wenigjtend nicht in feiner jezigen Faſſung 
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beibehalten. werde. Diefe Mopififation gründete ſich auf die Be- 
merfung des Redners: „daß die Annahme des Gefeges ſich wohl 
nicht auf; ven F. 38: in. feiner. jezigen Faſſung mit erſtrecken vürfte, 
nach welchen Die in einem fremden Stante erfihienenen Werke nur 
in- dem Maße nach dieſem Geſeze beurtbeilt werben ſollen, als Die 
dortigen Gefeße für im. dieffeitigen Landen erfcheinenne Werke 
gleichen Rechtsfchug gewähren; denn — fuhr der Redner fort — 
„wie weiſe und politifch zwedmäßig diefe Beftimmung in einem groß- 
en Staate-wie Preußen. darauf berechnet. iſt, durch Reciprozität 
allmählig allgemeinen, gleihfürmigen Rechtsſchutz in dem, ganzen 
gebildeten Europa. herbeizuführen, jo würde fie doch in unferem 
engeren Baterlande große Nachtheile befürchten Laffen, weil pie Flafjt- 
ſchen Werke, unferer ‚größten Schriffteller. fat alle in einem veut- 
ichen Staate. verlegt worden und erſchienen find, im melchem nad) 
zur Zeit der gefegliche Rechtsſchuz für literarifches und Fünftleri- 
fches Eigenthum nur der mindeſt- mögliche ift. Sie würben, 
nach dem Bundesbeſchluß von 1832, nur desjenigen Maßes von 
NRechtsichuß genießen, ven unſere Geſetzgebung, wie fie 1832 be— 
ftand, verlieh, der aber ein geringerer, minder, auägebehnter. war, 
ald der jezt-beabjichtigte. Wir koͤnnen alſo nach dem Grundfage 
der Reciprozität, in den Fall fommen, fihon nad wenig Jahren 
die unfterblichen Werke eines Goͤthe, Schiller, Herder u. f. w. 
mitten unter und eines Rechtsſchutzes beraubt zu ſehen, den bie 
unbedeutendſte, aber innerhalb’ des Großherzogthumes erſchienene 
Schrift vollgültig anſprechen dürfte. Und warum wollen wir nicht 
das, was wir für recht und billig halten, auch gegen denjenigen 
Ausländer üben und handhaben, deſſen Werke zufällig in einem 
ftammverwandten Lande erfihienen, worin. leider noch zur Zeit minds 
er wohlthätige Grundſätze gelten ?“ Dabei trug ver Redner darauf an, 
es möge die Reciprozität: gegen Staaten außerhalb Deutfchland vor— 
zubehalten und anzuwenden und demnach eine. befchränfende Faſſung 
des. $. 38 dem weiſen Ermeffen der Staatsregierung zu überlaffen 
fein, als wofür fih auch 27 Stimmen gegen: 2 Stimmen: ent- 
ſchieden. Bi 

So iſt nun auch im Großherzogthume Weimar ver verberblichen 
und gemeinſchädlichen Induſtrie des Nachdruckes für immer ein Eräft- 
iger Damm ‚entgegengefezt und dem geiſten Eigenthume der Schrift- 
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fteller, Künftler und Verleger der gerechtefte nr auf möglichft 
lange Zeit gefichert worden. 

Möchten andere Staaten nicht länger anftehen, das literariſche 
Eigenthum auch nah dem Tode des Verfaſſers dauernd ficher zu 
ftellen. Nur wenigen Schriftftellern, und nicht einmal immer ven 
begabteften, gelingt e8, bei ihrem Leben bereit? volle Anerkennung 
zu finden. Die größten Geifter, ein Gervanted in Spanien, Ca: 
moens in Portugal, Taffo in Italien, Milton in England, Bürger 
und‘ der Maler Müller, Hamann und Kraufe und fo viele andere 
in Deutfchland, die wir hier nicht aufzählen Fünnen, lebten in den 
tramvigften Umftänden und fanden erft nach ihrem Tode den Ruhm, 
den ihnen der. Neid oder die Beichränktheit der Zeitgenoffen ver: 
fagte. Für den Mann, der das Vorgefühl in ſich trägt, daß fein Name 
von der Gegenwart verkannt, mit ver Zukunft wachen werde ift ed ein 
Troft, den Seinigen ein Beſitzthum zu Hinterlaffen, welches vielleicht erft 
dann feinen vollen Werth erhält, wenn er felbft lange aus ihrer Mitte 
geſchieden ift. Nur ein Menfchenalter dürfte die Nechte der nächften An: 
gehdrigen fichern, und wir meinen, daß dies doch wohl nicht mehr 
als billig wäre. Sage ‚man dagegen nicht, daß im unferer Zeit 
das wahre Talent fi immer Bahn breche. Das, was in unfern 
Tagen, wie in jever früheren Zeit von den Menfchen in der Negel 
geehrt und schnell: anerkannt wird, iſt nicht.Die geiftige Ueberlegen— 
beit, fonderm die außere Lage: Reichthum, eine gute Stellung im 
Staate und in der Gefellichaft, Kamilienverbindungen und, was 
man fonft immer will, nur nicht das Talent. Verſtand und gei— 
ftigen Werth glaubt ein. Jever zu haben, und es ift Läftig, wenn 
irgend Einer fich gebährvet, ald ob er mehr Geift befüße, als vie 
anderen. Der großen Mehrzahl fehlt fogar jeder Maßſtab ver Be- 
urtheilung, denn um Geifteögröße beurtheilen zu fünnen, muß man 
ſelbſt Geift haben, und dieſer ift Fein fo allgemeines Gut, wie man 
annehmen müßte, wenn man alle die Anfprüche gelten Laffen wollte, 
die von allen Seiten erhoben werden. Wenn das Talent Aner- 
fennung findet, fo ift diefes daher gemdhnlich nur dem Zufalle zu 
danken. Der Zufall gewährt dem geiftreihen Manne die Gelegen- 
heit, eine Stellung zu gewinnen, in der er fein Talent zeigen Tann. 
Auch jezt wird die große Maffe, wenn fie nicht in dem erften Aug- 
enblicke verblüfft ift, fich lange -härtnädig weigern, die Ueberlegen: 
heit anzuerkennen, inzelne Verftändvige begreifen, was der Maffe 
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‚ immer verborgen bleibt; ſie fprechen ihr Urtheil aus und wieder— 
holen ed, und wenn die Maſſe oft ‚gehört hat, daß Diefer oder 
Sener ein beveutender Kopf, ein großer Mann. ſey, jo nimmt fie 
es gedanfenlos auf Glauben an. Freilich bürgt nichts dafür, daß 
das Urtheil, welches der Maffe ſo oft wiederholt wird, bis ed ihr 
den Glauben abnöthigt, ein begründetes fey. Im Gegentheile, man 
fann annehmen, daß die meiften der Herren, welche der Maſſe als 
große Geifter genannt und von ihr dafür gehalten werden, in ber 
Wirklichkeit nur ganz kleine Geifterchen. find, weil auch die Verſtänd— 
igeren im ihrem Urtheile durch Außere Rüdjichten geleitet, durch 
äußere Umſtände beftochen werden. Aber in diefem Sinne fann 
man fagen, daß das wahre Talent fich Bahn bricht. Der: faljche 
Ruhm vergeht mit ven zufälligen Umftänven, welche venfelben her- 
vorgerufen haben. Der wahre Ruhın allein. bleibt, weil der Grund, 
auf dem er ruht, ein ewiger tft. 

Reflexionen diefer Art find nicht überflüſſig, wenn von Veſtim⸗ 
mungen die Rede iſt, welche die Legislation zur Begründung eines 
wohlgeordneten Rechtszuſtandes für das literariſche Eigenthum zu 
treffen hat. Dadurch dringt ſich am fühlbarſten die Ueberzeugung 
auf, daß der Zeitraum, den der Bundestagsbeſchluß nach dem Tode 
des Verfaſſers für das literariſche Eigenthumsrecht vorerſt nur auf 
zehn Jahre beſtimmt, offenbar viel zu gering iſt. Es ſteht zu er— 
warten, daß dieſe erleuchtete Verſammlung ihre große Aufgabe, ei- 
men gehörigen Nechtözuftand im Gebiete der Kiteratur zu begründen 
und zu jichern, noch auf würbigere Weife erfüllen werde. Daran 
mahnet in unjerer- Zeit ein Tag dringender als der andere; denn 
Die außerordentliche literariſche und induſtrielle Thätigfeit bei den 
großen Metamorphofen unferer Lebendzuftände, der geiftige Verband 
der Kenntniffe, der wichtige und unentbehrliche Einfluß der Wilf- 
enſchaft und die Heilfamkfeit eines allgemeinen Intereffes dafür lagen 
niemals Earer zu Tage ald gegenwärtig, wo die Grgebniffe ftilfer 
Forſchungen fih in ungeheuren Reſultaten Fund geben und die Be— 
wegungen des bürgerlichen Lebens von Kräften ausgehen, vie fich 
in den einfamen, oft unbeachteten meift ungewürbigten Stätten des 
wiffenfchaftlichen Fleißes gebildet haben, und die auf den nachhalt- 
igen Schuß des GStaated um jo mehr rechnen, ald ver Forfcher . 
und. Gelehrte mehr verlangt, ald daß feine Gelebrität allein von 
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Gebildeten gefucht werde. Er will auch feine Thätigkeit von der 
Melt beobachtet und fein geiftiges Eigenthum für m und feine 
Nachkommen gefhäst und — ſehen. 





IV. Geſezliche Entſcheidung zweifelhafter Bet 
fragen. | 


1 er bie fpigfindigen Entſcheidungen des roͤmiſchen Rechts in 
vielen unter ſeiner Herrſchaft noch ſtehenden Materien und die hiebei 
hervortretende Verſchiedenheit in den Anſichten der Kechtsgelehrten 
kennt; der wird ‚mit dem dankbarſten Anerfenntniffe jede gejegliche 
Beſtimmung zur Befeitigung der Controverſen als ein Beweis hoͤch⸗ 
ſter Fürſorge für Hebung der Mangel in der Geſetzgebung zu wür— 
digen willen. 

Schon vieles Wünfchensmerthe ift in dieſer Beziehung in Weimar 
beſonders feit 1815 geſchehen. Die auf dem achten Landtage zur 
Berathung gekommenen zweifelhaften Rechtsfragen ‚gründen ji auf 
zwei ihm zu feiner verfaffungkmäplgen Erklärung, zugefertigten. Ge— 
feßentwürfen. 

In den erſten kommen — vier xExtſcheidungen zur Pro⸗ 
proftion. Au 


1. 

| Durch. Die. Anerkennung eines ungültigen Iezten Willens, fo wie 
durch den Antritt, dev aus einem folchen vermeintlich deferirten Erb⸗ 
ſchaft oder durch die Annahme des in ſolchem Vermachten, geht 
das Recht, die durch eine andere gültige Verordnung oder durch 
das Geſetz ſelbſt angefallenen DVortheile aus demſelben Nachlaſſe 
zu erwerben, nicht verloren. 
| nd IM. : 

Hat eine Perfon, welche aus dem Großherzogthume in ein nicht 
zum deutſchen Bunde gehöriges Land ausgewandert ift, eine Ehe— 
frau, eine Verlobte — bezüglich einen‘ Verlobten — Kinder oder 
Vermögen im Großherzogthum zurückgelaſſen oder lezteres nachher 
dajelbft noch erworben: fo finden wider die ausgewanderte Perſon 


the 


ei 


Klagen auf Ehefcheidung, auf Aufldfung des Cheverhäftniffes, auf 
Ertbeilung over Ergänzung des älterlichen Konfenfes zur Verhei— 
rathung und auf Befriedigung aus dem im Lande befindlichen Ver— 
mögen des Audgewanderten vor dem Gerichte des Großherzogthu— 
mes, welches vor der Auswanderung: zuftändig war, nach wie vor 
Statt, in foferne nicht Verträge mit dent Staate, in welchem ‘ver 
Ausgewanderte einen neuen Wohnfig begründet hat, ein Anveres 
beſtimmen. 

Wird in einem der bezeichneten Falle gegen einen Ausgewander— 
ten, welchen eine Verfügung durch. ummittelbare Requifition feiner 
orventlichen Gerichtsbehoͤrde nicht füglich behändigt werben ' kann, 
welcher auch einen Bevollmächtigten nicht zurückgelaſſen oder dieſen 
dem Gerichte feines früheren Wohnorted nicht angezeigt Hat, eine 
fatthafte Klage vor einem inlänpifchen Gerichte erhoben: fo find 
die Ladungen und die fonft in der. Sache ergehenden Verfügungen 

a.) wenn die Klage vor Ablauf von fünf Jahren von: Zeit 
der Auswanderung bei Gericht überreicht wird, einem, dent 
Ausgewanderten von Amtswegen zu — Anwalte zu 
behändigen, 

b.) wenn die Klage nach Ablauf der genannten greift erit an⸗ 
geftellt wird, durch Ediktalien zu erlaffen. 

1. 

Teftamente, d. 5b: letztwillige Verfügungen, durch welche Geben 
ernannt, oder Enterbungen ausgefprochen find, Fünnen ganz oder 
theilweife nur unter Beobachtung verfelben Formen gültig wider— 
rufen werben, unter welchen Teftamente zu errichten find, ohne daß 
ed jedoch auf das Alter des widerrufenen Teſtaments ankommt, noch 
deffen Zurücknahme aus etwaiger gerichtlicher Bermahrung over deſ⸗ 
ſen Vernichtung, oder die Errichtung eines neuen LTeſtamentb zur 
Wirkſamkeit des Widerrufs erforderlich iſt. 

Unter eben den Umftänden und mit eben ven Erforderniſſen, wie 
die Errichtung einer privilegirten Difpofition ftatt findet, kann auch 
ein foͤrmlich und gerichtlich errichtetes Teſtament widerrufen werden. 
Durch die Zurückforderung eines gerichtlich hinterlegten lezten Wil 
lens wird derſelbe nur dann entkräftet, wenn entweder der Wider: 
ruf der Difpofition — bei Teftamenten in ver eben beſtimmten 
Form — dabei ausdrücklich erffärt wird, oder wenn deren wirkliche 
Zurückgabe an den Errichter oder deſſen gerichtlich beftellter Bevoll— 
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mächtigten erfolgt ift; hiebei ſoll es auch Feinen Unterſchied machen 
wenn der. zurücgenommene Aufſatz noch unentjiegelt und ſonſt uns 
verändert bei dem Ableben des Erblaſſers vorgefunden wird. 

‚ Der Widerruf eines Teſtaments, und die Zurücknahme Teztwill- 
iger Verfügungen, welche vor. der Bekanntmachung dieſes Geſetzes 
gefchehen find „ unterliegen. ver Beurtheilung nad demſelben nur 
dann, wenn der Erbfall nah dem „.... 4839 eintritt. 


IV. 


Der darüber angeregte Zweifel: ob volljährige Kinder und ver- 
heirathete Töchter, welche fih in väterlicher Gewalt 
befinden, bei Betreibung ihrer Rechtsangelegenheiten 
yon dem Vater ferner vertreten werben koͤnnen, wird mit 
Rückſicht auf die Vorſchrift im $. 60. des Geſetzes vom 6. April 
1833 über die Erbfolge ohne Tejtament und Vertrag DEN geſetz⸗ 
R entjchieden : 
Zur Bertretung volljähriger Kinder oder verheiratheter hd: 
ter vor Gericht ift der Vater nur vermdge ausprüdlichen over 
vermutheten Auftrags, fo weit, was leztern betrifft, ein folcher 
in den Gejegen angenommen wird, bereshtigt. 


Auf den Vortrag des Abgeordneten Herin Büttner ertheilte der 
Landtag zu allen Abtheilungen dieſes Gejegentmurfed einftimmig 
feine Zujtimmung ; jedoch ſprach er in feiner Erklärungsfchrift vom 
6. Dezember 1838 den Wunfch aus; daß zu IL. dieſes Geſetz nicht 
blos auf Ehefcheivdungs = Klagen, fondern auch auf. Klagen wegen 
Nichtigkeit der Ehe erftreeft werben möge, weil der Grund des Ge- 
ſetzes auch hierauf paffe. Auch fhien es ihm zweckmäßig, zu IV. 
die Weglaffung der im Eingange befinplichen Worte: „welche ſich 
noch in väterlicher Gewalt befinden“ um deßwillen zu beantragen, 
weil verheirathete Töchter, eben durch Die Verheirathung, unbedingt 
aus der väterlichen Gewalt heraudtreten und was die volljährigen 
noch nicht verheiratheten Kinner anlangt, jchon ‚der angezogene 
$.60. des Gefeges über ‚Erbfolge ohne Teftament und Vertrag die 
wichtigſten Folgen der väterlichen Gewalt auf die Zeit ver Minver- 
jährigfeit befchranft hat und eine längere Dauer der heutigen vä— 
terlihen Gewalt ohnedied von manchen Seiten in Zweifel gezogen wird. . 

Der andere hieher gehörende Gejegentwurf betrifft die Entjcheid- 
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ung zwelfelhafter Nechtöfragen über die Gewährung der Mängel 

veräußerter Sachen und die Aufhebung einiger Landesgeſetze über 

die Gewährung der Vichmängel. Um über diefen für ven Verkehr 

wichtigen Gegenftand größere Gleichförmigfeit herbeizuführen, auch 

font zweckmäßigere Beftimmungen zu treffen, wird darin veroronet: 
$. 1. 

Die Wahl zwifchen der Wandelklage (actio redhibitoria ) und 
der Minderungsflage (actio quanti minoris) fteht dem Acquirent— 
en zu, ohne Unterſchied |. g. Haupt und MNebenfehler. 

$. 2. 

Eritere Klage verjährt ſtets binnen ſechs Monaten, tezeere binnen 
einem Jahre, welche Friſten, von Zeit der Uebergabe der veräufß- 
erten Sache an, ununterbrochen laufen. 

S. 3. 

Nur die Entſchädigungsanſprüche wegen verſprochener 
Eigenſchaften und wegen wiſſentlich verſchwiegener Mängel ſind 
an dieſe kurzen Verjaͤhrungsfriſten nicht gebunden, ſondern unter— 
liegen bloß der allgemeinen Klageverjährung. 

$. 4. 

Die in einigen Theilen des Großherzogthums geltenden Land— 
esgeſetze über Die Gewährung der Viehmängel, namentlich: das Ei— 
ſenachiſche Mandat vom 3. März 1780, die Fuldaiſche Veroronung 
vom 29. Jänner 1757 — beide ihrem ganzen Inhalte nach, — 
ferner: die erſte Fortſezung dev gemeinen Beſcheide vom 81. März 
1785, Ziffer IX, die Heſſiſche Verordnung vom 17. März 1767 
Ziffer XL, das Magdeburger Weichbild Art. 97, ingleichen vie ver: 
Idievenen Orts = Statuten und Gewohnheiten, foweit fie venjelben 
Gegenftand betreffen, werden hierdurch völlig aufgehoben, und es 
tritt an deren Stelle das gemeine Recht mit den in dem gegen: 
wörtigen Gefege enthaltenen näheren Beftimmungen. 

$. 5. 

Nur da, mo das Preußifche Landrecht im Großherzogthume noch 
gilt, finden die BOCHehenden Vorſchriften dieſes Geſetzes Feine An— 
wendung. 

a? 

Auch in denjenigen Viehgewäahrichafts-Streitigkeiten, deren Ge— 
genftand den Werth von 50 Ihalern überfteigt, findet das für 
minderwichtige Nechtöftreitigkeiten georbnete Verfahren * 
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In lebhafter der Handelsverkehr feit dem Beitritte des Großher⸗ 
zogthums zum allgemeinen deutſchen Zollvereine auch im erſteren 
geworden iſt, und je bedeutender namentlich der Viehhandel für die 
Bewohner einiger Theile des Großherzogthums erſcheint, um fo 
dringender war die Herſtellung eines gewifleren, allgemeineren und 
zugleich ſchnelleren Rechte und um fo freudiger ertheilte der Land— 
tag auch zu diefem Gefege feine Zuftimmung; nur folgende Abänd- 
erungen oder Zuſätze find ed, die er in feiner Erflärungsfchrift 
vom 10, Dezember 1338 beantragte: 

Zuf 2: Da fich verfelbe weder von der Nothwendigkeit verjchie- 
dener Derjährungsfriften für die Wandel- und Minverungsflage, 
noch von der Zweckmäßigkeit fo langer Friften, namentlich in Ber 
zug auf bewegliche Sahen, wie im Entwurfe vorgefchlagen find, 
überzeugen Fonnte, Doch aber der Meinung war, daß durch die 
Beitimmung einer Verjährungsfrift für Die Klagen noch nicht alle 
Gewährfchaftsitreitigkeiten mit Ablauf derſelben befeitiget fein dürf— 


ten, indem nach der gewöhnlichen Theorie Einreden nicht verjähr: 


en, jo bat der Landtag, den $. 2. auf geeignete Weife dahin ab- 
zuändern; 

daß in den Fällen der Wandelungs- und Minderungs: 
klage überhaupt dad Recht des Acquirenten einer unbeweg- 
lichen Sache nad einem Jahre, einer beweglichen Ieblofen 
Sache nah 6 Monaten und eines Thiered nach 4 Monaten 

von Zeit der Mebergabe verloren gebe. 
Zu $. 3: Aus den dem Landtage mitgetheilten Acten gieng 


hervor, daß die nad) einigen Rechtölehrern mit der Wandel- und 


Minverungsdflage konkurrirende Kontraftöklage nur in den bier an- 
gegebenen Fallen ftattfinden foll. Da indeß hier nur eine Frift für 
die Entfhädigungsanfprüche wegen verfprochener Eigenfchaften und - 


wiſſentlich verichwiegener Mängel beſtimmt, nicht aber ausgeſproch— 


en ift, daß die Kontrafts = Klage auf Aufhebung oder auf Minder— 
ung des Preißes ganz wegfallen folle, dies aber ala höchſt wünſch— 
enswerth erjcheint, weil ſonſt die Friften für die Eviktöflagen ganz 
zwecklos ſeyn würden, fo beantragte der Landtag zu $. 3., jedoch 
nur für den Fall, wenn diefer Punkt durch die Faſſung des $. 2. 
nicht feine Erledigung erhalten follte, den Zufag: 

daß die Kontraktsklage in den Fällen der Wandel- und 

Minderungsklage gar nicht ftatthaft fey. 
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Es unterliegt feinem Zweifel, daß durch vie Annahme dieſer beid⸗ 
en Gefeze einem ehr fühlbaren Mangel in ver Gefezgebung des 
Großherzogthums abgeholfen wird. Möchten noch viele andere Kon: - 
troverjen, infonderheit ded römifchen Rechts, auf ähnliche Weiſe 
entjchieden werden. Schon längft machte Profeffor Seuffert in 
jeinen „Beiträgen zur Gefeggebung” Würzburg 1823, einen hierauf 
gerichteten Vorſchlag. Er Hat aus verfchiedenen Theilen des Ci— 
vilrechts achtzig zweifelhafte Fragen hervorgehoben, die er als zur 
gejezlichen Entſcheidung durch einzelne Novellen geeignet halt, und 
wo ex überall die Meinung, die er für die richtige halt, angibt, 


V. ©ejeßed - Entwurf über die Klage und Einrede 
des nicht empfangenen Geldes wider Schuld— 
verſchreibungen und Quittungen. 


Wenn man ſich die zeither in Anwendung geweſenen Beltimm: 
ungen vergegenwärtigt, welche das römiſche Recht über die Klage 
und Einrede des nicht gezahlten Geldes oder Heirathsgutes aufge. 
ſtellt hat, ſo dringt ſich jedem darüber Nachdenkenden die Ueber— 
zeugung auf, daß dieſe Beſtimmungen in doppelter Hinſicht zu weit 
geben, einmal, indem fie der Handſchrift over der Quittung währ— 
end einer gemillen Frift gar Feine Beweisfraft, und dann, indem 
fie ihr fpäter eine unbevingte Beweisfraft beilegen. Neuere Ge— 
feggebungen haben dieſen Uebeljtand zu befeitigen gefucht nament- 
ih die Königlih Sächſiſche und Preußifche. ° 

Der Weimarfche Gefegesentwurf ſchließt jich ihren Beſtimmungen 
an. Er enthält alfo in der Kauptfache nichts völlig Neues, was er 
‚bejtimmt, Hat fich ſchon mehr oder weniger im Leben erprobt, fo 
wie er fich von jelbit ald zweckmäßig empfiehlt. Auch viefen Ge— 
jegesentwurf nahm daher der Landtag einjtimmig an, und trug 
in feiner deßfallſigen Erflärungsihrift von 30. Januar 1839 dar— 
auf an, daß im Entwurf noch die gleichmäßige Aufhebung der 
querela exceptio non numeratae dotis erwähnt werden möge, 
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VI. Entwurf zu einem Geſetze zum Beiten Derer, - 
welchen Staatsichuld-Mrfunden auf den Inhaber 
abhanden gekommen find. 


Die Verjährung zum Beften derer, welchen Staatsſchuldurkund⸗ 
en auf den Inhaber abhanden gekommen ſind, ſoll die Vermuthung 
wo nicht der Vernichtung dieſer Papiere, doch wenigſtens des höch— 
ften Grades von Schuld und Fahrläßigkeit ihres anderweiten In— 
habers begründen. Durch Ediktal-Prozeſſe fol fein Staatsgläubiger 
gefährdet werben, welcher jich in dem regelmäßigen und deß— 
halb immer zu präfumirenden Gefammtbefiße einer Ka— 
pital-Verfihreibung und der zugehörigen Zins = Dofumente befindet, 
wenn er nur in der Realifivung der gedachten Staatspapiere nach 
eingetretener DVerfallzeit nicht auf eine ganz ungewöhnliche Weife 
jich füumig erweifet. Es foll auch in Fällen gleichzeitigen Verlu— 
fte8 einer Kapital= Verfihreibung und der zugehörigen Zins = Doku- 
mente der Nichter nicht wegen der einen oder der anderen eine aus: 
ſchließende Ediktal-Procedur einleiten und dadurch eine von der reg— 
elmäßigen Wirklichkeit abweichende Trennung der einander beding- 
enden und rechtlich zuſammenhängenden Staatöfhuldurfunden im 
Rechtswege nicht erjt noch herbeiführen, während die Abjicht des 
Geſetzes vielmehr dahin geht, die etwa durch Zufall getrennten 
Dokumente wieder in der Hand ihres lezten Gefammtinhabers zu 
vereinigen. Bon diefen Erwägungen geleitet und in Betracht, daß 
die $$. 10 His mit 16 des Gefeged vom 19. April 1833 zu Sich: 
erftellung des Eigenthumes an den auf den Inhaber lautenden 
Staatsfchuld-Urkunden des Großherzogthumes nicht immer in diefem 
Sinne aufgefaßt worden find, zugleih aber auch in der Abficht 
dergleichen Beichädigten zu Erreichung ihres Zweckes jede Erleich-' 
terung angedeihen zu laſſen, welche möglich ift, ohne die Rechts— 
ficherheit oronungsmäßiger anverweiter Inhaber folcher verlorenen 
Staatöpapiere zu gefährden, wird in diefem Gntwurfe unter Auf: 
bebung der nur gedachten $$. 10. bis mit 16 des Geſetzes vom 
19. April 1833, nunmehr über die Verjährung zum Beften derer, 
welchen Staatsſchuld-Urkunden des Großherzogthums auf den In- 
haber lautend abhanden gefommen find, Folgendes beitimmt: 
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$. 1. 

Diefe Verjährung zum Beten des anmeldenden Beſchädigten 
findet Statt: 

a.)Rrückſichtlich ausgelooster Kapitals Verfähreibun: 
gen: wenn innerhalb zehn Jahren von Anmeldung des 
Verluſtes bei dem Landſchafts-Kollegium am gerechnet 
fein Dritter mittelft jener Dokumente ven Hauptflamm erhoben hat 
und diefer nicht etwa ſchon vor Anmelvung des Verluſtes der 
Staatöfaffe anheim gefallen ift, ($$. 5, 27 und 28 des Geſetzes 
vom 19. April 1833); 

b.) vükfihtlih noch in der Verloofung begriffener 
Kapital VBerfhreibungen und der dazu gehbrigen 
Zinnd=Dofumente: wenn nad Anmeldung des Verluſtes bei 
dem Landſchafts-Kollegium in einem Zeitraume von zehn Jahren, 
von einem Verzinnfungs = Termine zu einem andern 
gerechnet, weder die terminlich fälligen Zinnfen noch neuere 
Zinnsleiften (Talond) durch einen Dritten erhoben worden, indem 
biefed von den Zinnd = Dokumenten entlehnte Verjährungsmerkmal 
diefen und den Kapital = Verfchreibungen gemeinfchaftlich fein foll, 
fo daß, wenn beide zuſammen verloren giengen, wegen der einen 
oder der anderen eine befondere Verjährung und ein befonveres 
Eoiktal-Werfahren nicht Statt findet; 

ce.) rückſichtlich bloßer Zinn3=-Dofumente, voraudges 
feßt, daß diefe allein verloren giengen, alddann: wenn die Zinnd- 
Ieiften (Talons) ingleihen die Zinnsfcheine (Coupons) in den erft- 
en vier Jahren nach ihren bezüglihen Fälligkeits— 
Terminen bei ven Staatskaſſen nicht zum Vorſchein kamen, die 
Berluftanmeldung der lezteren aber erfolgte, ehe ſie der Staatskaſſe 
anheim gefallen waren, ($$. 5, 27 und 28 des Geſetzes vom 19. 
April 1833). 

$. 2. 

Ausnahmömeife foll denen, welchen die im $. 1. unter b bezeich- 
nete Verjährung dadurch, daß Feine volle Verjährungsfrift hiedurch 
die Präfentation der Zinnsdokumente bei der Staatskaſſe unterblich, 
vereitelt wurde, in Anjehung der Kapital = Berfhreibung 
felbft noch eine zehnjährige Verjährung von Ausloofung 
des Dofumented an gerechnet zu Statten fommen, welche Ver— 
jährung im Mebrigen der im $. 1 unter a georoneten gleicht, allein 
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fhon auf dem Grunde der vor der Ausloofung des Dokumentes 
gefchehenen Berluftanmeldung, und ohne daß es einer Wiederhol- 
ung der lezteren bevarf, zu laufen beginnt. 

$. 3. 

Hatte derjenige, welchem eine noch nicht ausgelooste Kapital- 
Verfchreibung ‚und die dazu gehörigen Zinnd-Dofumente, oder die 
erfte allein oder die lezten allein verloren gegangen, bereitd vor 
Eintritt des Verluſtes den nächftfalligen Zinns = Coupons ausge— 
geben: jo liegt ihm ob, viejes mit genauer Bezeichnung des ausge— 
gebenen Coupons bei Anmeldung des Berluftes mit anzuführen und 
darauf die in den $. 3. bis 9 des Geſetzes vom 19. April 1833 
vorgefchriebene Bemweisführung mit zu erftreden, weil außerdem, 
wenn der audgegebene Zinns- Coupon bei den Staatskaſſen zum 
Vorſchein kommt, dadurch die Verjährung unterbrochen wird. F 

$. 4. 

Aus gleichem Grunde muß ein Staatsgläubiger, welcher bloß 
die Kapital-Verſchreibung verlohren hat, und dagegen die in feinen 
Händen gebliebenen Zinnd-Dofumente ferner realifiren will, damit 
er nicht felbft die ihm zum Beſten geordnete Verjährung vereitele, 
nicht nur diefe Zinns-Dokumente gleich bei Anmeldung feines Ber: 
luſtes, wie fchon zum Zwecke des Beweiſes veifelben erforderlich ift, 
bei dem Landſchafts-Kollegium und bei ver Landesregierung zu Weis 
mar produckren, fondern auch die neuen Zinnsleiften (Talons) je— 
desmal unmittelbar felbft oder durch einen Bevollmächtigten bei der 
Landesichulden » Tilgungsfaffe erheben und um einen befondern Vor: 
merk hierüber in den Büchern verjelben anfuchen. 

$. 5. 

Bei den zu Anfange der Verjährung noch nicht ausgeloosten Ka— 
pital= Verfihreibungen fommt auf die fpäter erfolgte Ausloofung 
und die dadurch begründete Verfallzeit verfelben hinſichtlich der Be 
rechnung der DVerjährungszeit nichts an und durch die während 
ver lezteren erfolgende Ausloofung wird die Verjährung nicht un— 
terbrochen, 

| $. 6. 

Dagegen wird das eventuelle Anrecht eines Beſchädigten aus ein= 
em verlorenen Hauptdokumente nicht bloß zeitweife, fondern für 
immer vereitelt, wenn nad -dem Verluſte die Kapital- Vers 
fhreibung felbft zum Vorſcheine kommt, ja fhon, wenn ein 
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fpäterer Inhaber der verlorenen Staatspapiere ebenfalls mit ver 
gejeglich geeigneten und befcheinigten Verluſtanmeldung verfelben her— 
vortreten jollte, möge nun das eine oder das andere vor oder noch 
während der dem erſten Beſchädigten laufenden Verjährung oder 
fpäter im Ediktal-Termine oder noch bis zu Eröffnung des Prä- 
cluſiv⸗Beſcheides gejchehen. Die Behörven haben alddann,. wie. ſchon 
aus der Natur der auf den jevedmaligen Inhaber lautenden Staats— 
ſchuld-Urkunden folgt, ven fpäteren Inhaber oder ven fpäteren Ber: 
(uftbefchädigten vor dem früheren zu berückſtchtigen und dem fpät- 
eren fteht, felbft nach Befrievigung des früheren, noch die in $. 
25 des Geſetzes vom 19. April 1833 geordnete Reſtitutions-Klage 
auf ein Jahr von Eröffnung des Präckufiv = VBefcheived an gegen 
den früheren zu. | 
5. 7.. 

Die vorftehenven Beflimmungen finden, fo wie das ganze Geſetz 
som 19. April 1833, infoweit es nicht durch jene abgeändert word⸗ 
en, auch auf die Fälle bereitö laufender oder vollenveter Verjähr- 
ung Anwendung. ' 

Diefer Gejegedentwurf, der wegen feiner größeren Gonjequenz, 
Klarheit und Kiberalität ven Beftimmungen der bisher geltenden 
$$. 10 bis 16 des Geſetzes vom 19. April 1833 unftreitig vorzus 
ziehen ift, Hat die ungetheilte Zuftimmung des Landtages erhalten. 


VI. Abänverung des $. 74. und eventuell des 
$. 50. der MWechjelordnung vom 20. April 1819. 


Bei ver Münchener General = Zolleonferenz im Jahr 1836 war 
in Berückſichtigung des zu erleichternden Handelsverkehrs der Wunſch 
nach einer groͤßern Gleihmäßigkeit ver Handelsgeſetze, namentlich der 
Wechſelordnungen, ausgefprochen worden. Won Seite ded König: 
reich Preußen wird dieſem Gegenftande alle Aufmerkjamkeit ger 
widmet und ed ift von da aus fchon jezt Einleitung getroffen worb- 
en, in Bezug auf eine wichtige Beſtimmung des Wechjelrechtes in 
alfen verbündeten Staaten Gleichmäßigkeit herbeizuführen. Diefe 
allgemeine Beftimmung foll darin beftehen: daß die Erklärung über , 


Annahme oder Nichtannahme der Wechſel und Anweiſungen ohne 
Ausnahme fofort bei der Präfentation abzugeben fey. 

Die Weimarifche Wechfelorinung som 20. April 1819. fchreibt 
nun $. 71. fofortige Erklärung nur bei ven auf Sicht ohne. wei— 
tere Zeitbeftimmung geftellten Wechfeln vor, und laßt dem Traffats 
en bei dem auf einen in jeder Rüdjicht beftimmten Zahlungstag 
Iautenden und noch länger als 14 Tage Laufenden Wechſel Frift 
zur Erklärung bis zum 14. Tage vor der Verfallzeit, in allen 
übrigen Fällen aber noch 24 Stunden nach der Präfentation zu, 

Nicht zu verfennen ift, daß die Unterthanen derjenigen Staaten, 
deren Geſetze ſofortige Erklärung vorjchreiben, ſich gegen dies 
jenigen im Nachtheile befinden, deren Gefege eine Fürzere oder läng- 
ere Friſt hiezu nachlaffen. Die Sicherheit des Kaufmannes fcheint 
durch leztere gefährdet, und darum beftehen in den Königreichen 
Preußen und Sachſen feine deßfallſigen Friften, ja in mehreren 
Handelsſtaͤdten, wo die Gefeßgebung in dieſer Hinficht nicht günſtig 
ift, hat jich der Handelsſtand vahin vereinigt, ſich gegenfeitig Feine 
Friſt zuzugeftehen, und in Frankfurt a. M. befteht in biefer Hinficht 
fogar der Grundfag allgemeiner Reciprozität. 

Aus diefen Gründen beantragte die Staatsregierung die Abän— 
derung jener zwei Beitimmungen in der Wechjeloronung vom 20. 
April 1819 und der Landtag gab hiezu um fo bereitwilliger feine 
Zuftimmung, ald er überhaupt eine größere Uebereinftimmung des 
Rechtes in den zollverbündeten Staaten, eine größere Gleichfürm- 
igfeit ver Handelsrechte aber insbefondere für Höchft wohlthätig Hält. - 





VII. Aufhebung der gejeglichen Befchränfungen 
wegen des Schuldenmachens der Militairperfonen. 


Die für die altweimarfchen Lande in dem Girenlarbefehle von 
4. September 1773 und dem Referipte vom 5. Mai 1778, für vie 
ehemaligen Königlih Sächſiſchen Gebietötheile in dem Mandate 
vom 5 April 1783, und was die vormals Königlich Preußifchen 
Landestheile anlangt, in dem allgemeinen Landrechte Ih. 1. Tit. 
11. $. 678 bis mit 703 enthaltenen und in der Verordnung vom 
la. Auguft 1822 zum Theil erneuerten gefezlichen Beftimmungen 
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über das Schuldenwirken der Militairperfonen und deren Difpoft- 
tionsbefugniß, find für Diefen Stand fo höchſt drückend und läftig 
und befchränfen veffen Grevit fo ſehr, daß die hohe Staatsbehörde 
nach eingeholtem gutachtlichen Berichte der Landesregierung fich zu 
einem, die Aufhebung diefer Befchränkungen ausfprechenden Geſetzes— 
entwurfe veranlaßt fab. Ä 

Der Landtag gieng bei feiner Berathung von der jehr richtigen 
Anficht aus, daß in Bezug auf das Schuldenmachen zivifchen ven 
Militair = und Givil=Dienern ein Unterfchied nicht aufzufinden fey, 
und daß das Militair durch jene bis jezt geltenden gefeglichen Vor: 
Schriften mit minderjährigen umd nicht diſpoſitionsfähigen Indivi— 
duen auf eine Linie gejtellt, dadurch aber in der öffentlichen Mein: 
ung berabgejezt werde, und jeder vorkommende Ball eined durch 
das beftehende gefeßliche Verbot Herbeigeführten Verluſtes einer 
Forderung, deren Schuloner eine Militairperfon ift, dazu beitrag- 
en müße, die Achtung, die der Solvatenitand bei dem Publifum 
genießen joll, untergrabe. Ginftimmig wurde der Entwurf vom 
Landtage angenommen. Damit wird nun das MWeimarfche Mili- 
tair in dieſem Bezuge allen übrigen Staatsunterthanen gleichgefeßt, 
wie es ſchon längft in anderen Staaten, 3. B. im Königreiche 
Sachſen, Würtemberg u. f. w. der Fall iſt. | 


IX. Aufhebung der Geſchlechts-Vormundſchaft. 


Bon der gänzlichen Nutzloſigkeit der Gefchlechts - Euratel über- 
zeugt, bat man im Königreiche Sachſen durch ein Geſetz vom 8. 
Januai 1838 die Geſchlechts-Vormundſchaft, welche auf obrigfeit= 
licher Beftätigung beruhet, gänzlich aufgehoben, und dieſes Geſetz 
ift dem Gntwurfe zum Grunde gelegt worden, welchen man den 
Landftänden in Weimar zur Berathung mittheilen ließ. Einſtim— 
mig wurde die Aufhebung dieſes Läftigen Inſtituts genehmigt. Diefe 
Aufhebung erſtreckt fich auch auf Die in den vormals Erfurter Ges 
bietötheilen des Großherzogthums geltende Vorſchrift des König- 
lich Preußiſchen Landrechtes, wonach Frauensperſonen gewiſſe An— 
gelegenheiten nur mit Zuziehung eines Beiſtandes vornehmen koͤn— 
nen. Dem zu Folge haben in Zukunft alle von den Frauensperſo⸗ 
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nen unternommenen gerichtlichen und außergerichtlichen Handlungen 
diefelben rechtlichen Wirkungen, welche ihnen bisher durch Zuzieh- 
ung eined Gejchlechtsvormunded oder Beiftandes zu verichaffen ges 
weſen. Uebrigend ſoll jich dieſes Gefeg nicht auf diejenige Pfleg— 
Schaft erftredfen, welche den Chemännern in Anfehung ihrer Ehe— 
frauen in den Rechten beigelegt wird und welche unter dem Namen 
der ehelichen Vormundſchaft begriffen ift. Eben fo wenig foll hier— 
mit den Rechten ver Väter über die in ihrer Gewalt ftehenven Töchter 
Eintrag getban werben; vielmehr ift, in wiefern zur Gültigkeit der 
Handlungen der Ehefrauen oder der Töchter in väterlicher Gewalt die 
Einwilligung der Chemänner oder Väter erforderlich ift, auch in wie— 
fern dieſe Perfonen für jene ganz allein’ handeln fünnen, auch in 
Zukunft nach den beftehenden Rechten zu beurtheilen. 
(Die Fortfegung folgt im nächſten Hefte.) 


Zur Gefeßgebung des deutjchen 
Bundes, 
(Erledigung ver Luremburgijchen und Limburgifchen 
Territorialfrage.) 


1. Staatsvertrag zwilchen Sr. Majeität dem König 
der Niederlande, Großherzog von Luremburg und 
dem Durchlauchtigiten Herzog von Naſſau, vom 
27. Juni 1839. 

(Mit einer gefhichtlichen Einleitung.) 
Bekanntlich war in dem Vertrage der 24. Artikel beftimmt, daß 
der König der Niederlande ſich mit dem deutfchen Bunde und den 
Agnaten des Haufes Naffau über den für die abzutretende Hälfte 


von Luxemburg zu leiftenden Erſaz zu verftändigen habe, Die mef- 
entlichjten Hieher gehörenden Beftimmungen des Vertrages der 24. 
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Artikel, welche, nachdem fich der König der Niederlande zu veren 
Annahme entfchloffen hatte, durch den zu London am 19. April 
1839 von Franfreich, England, Oeftreih, Preußen uud Rußland, 
Holland und Belgien abgefchlofjenen Staatsvertrag, allfeitig geneh— 
migt worben waren, find folgende:, Art. 1. Das Belgifche Ge— 
biet wird aus den Provinzen Südbrabant, Lüttich, Namür, Henne: 
gau, Weftflandern, Ditflandern, Antwerpen und Limburg beftebhen, 
wie diefelben einen Theil des im Jahre 1815 gebildeten vereinigten 
Königreichd der Niederlande ausgemacht haben, mit Ausnahme vet 
im Art. 4. angegebegen Diftridte der Provinz Limburg. — Art. 
2. Sr. Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von 
Zuremburg willigt ein, daß das Großherzogthum Luxemburg 
getheilt werbe, und die dftliche Hälfte vem Großherzog von Luxem— 
. burg verbleibe, vie weſtliche Hälfte an Belgien fall. — Art. 3. 
Sr. Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von Luxem— 
burg, wird für die im vorhergehenden Artikel gemachten Abtretun— 
gen eine Gebietdentfchärdigung in. ver Provinz Limburg erhalten. 
Art. 4. In Vollſtreckung ded auf die Provinz Limburg bezüglichen 
Theiles des erften Artikels und in Folge der von Sr. Majeftät dem 
‚König der Niederlande im Art. 2. gemachten Abtretungen wird Sr, 
Majeftät. entweder in feiner Eigenſchaft als Großherzog von Lurem— 
burg, oder, damit ed mit Holland vereinigt werde, folgende Gebiets— 
tbeile beſitzen: 1.) der Theil der Provinz Limburg, der auf dem 
rechten Ufer der Maas liegt, wird die ndrbliche Hälfte, welche an 
der dftlichen Seite der Holländifhen Provinz Norvbrabant ſich 
hinzieht, einen Theil des Holländifchen Gebietd ausmachen, 2) Bon 
dem Theile der Provinz Limburg, der auf dem linken Ufer der 
Maas Liegt, wird die noͤrdliche Hälfte, welche an der dfllichen Seite 
der Hollänvifchen Provinz Norobrabant ſich Hinzieht, einen Theil 
des KHollänvifchen Gebiet? ausmachen. 3.) Die Feſtung Mäftricht, 
auf dem linken Ufer ver Maas, mit einem Umfreife von 1200 Toife 
en, von dem Aufern Glacis dieſes Platzes auf dem genannten Fluß— 
Ufer an gerechnet, foll fortwährend mit vollkommenem Souveraine- 
tätd- und Eigenthumsrechte im Belisthum Sr. Majeftät des Ko- 
nigs der Niederlande feyn. Art. 5. Sr. Majeftät dem Könige der 
Niederlande, Großherzoge von Luxemburg, bleibt es überlaffen, ſich 
mit dem deutfchen Bunde und ven Agnaten des Hauſes Naffau 
über die Anwendung der im Art, 3 und 4 enthaltenen. Stipulati= 


onen, fo wie Über die Ausgleichung zu. verftändigen, welche die ge- 
nannten Artikel, ſey ed mit den Agnaten des Haufes Naffau oder 
mit dem deutfchen Bunde, ndthig machen fünnten. Die Langwier— 
igfeit der vdießfallfigen Unterhandlungen wurde mit Unrecht !vem 
Kabinet des Könige Wilhelm im Haag Schulv gegeben, Diefer 
bat vielmehr wiederholt feine revliche Abjicht kund gegeben, die Zu= 
flimmung der Agnaten ded Haufes Naſſau und der hohen deutſchen 
Bunvded-Berfammlung zum DBertrage vom 15. Nov. 1831, Luxem— 
burg betr., zu erwirken. Allein die Sache war mit großen Schwier— 
igfeiten verbunden ; alte Familien-Verträge und Erbvereine, fo gültig 
‚als vollkräftig, legten unüberfteigliche Hinverniffe in den Weg. 

Ein Rapport, welchen der niederlindifche Minifter des Auswärt- 
igen Baron Verftolf von Soelen, am 1. April 1834 ven 
Generalftaaten vorlegte, und welcher, wie alle aus der Fever viefeg 
ernften, wahrbaften und offenen, mit jeltenen Gaben und Kennt: 
niſſen reichlichft ausgeftatteten Diplomaten gefloßenen Dokumente, 
als ein Meifterftück feiner Art betrachtet werden Eonnte, gab zu 
erkennen, daß der König den Grigenzen der Londoner Gonferenz 
gemäß, fih an die Agnate feined Hauſes und an den beutfchen 
Bundestag gewendet habe, um die Einwilligung der beiden, rück— 
fichtlich ver eventuellen Abtretung des Wallonifchen Theil® vom 
Großherzogthum Luxemburg zu erhalten. In diefer doppelten Mit- 
theilung war die Demarkationdlinie ver Gränzen, ſowie fie durch 
den 2. Artikel des Vertrags vom 15. November abgefteeft worden, 
forgfältig beibehalten. Allein der König: Großherzog gab zugleich 
die Unmöglichkeit zu erkennen, feinen Agnaten oder dem deutfchen 
Bunde irgend eine Territorialentihäpigung zufichern zu koͤnnen. 
Troß dieſes Umſtandes jedoch würbe man fortfahren, für alle vie 
Laften, welche nach der Bundesmatrifel das Großherzogthum Lu— 
zemburg in feiner Gefantmtheit träfen, Sorge zu tragen, in ver 
Vorausſicht, daß die Rechte veffelben, gegenüber der deutſchen Kon— 
föperation, unberührt gelaffen geblieben. 

Der Bundestag ftellte hierauf an das nieverländifche Gabinet 
die Frage: aus welchen Gründen der Lauf der Unterhanplungen 
nicht geftattet, dem Bundesgebiet ein vollgültiges Territorialäqui- 
valent an die Stelle ded abzutretenden Theild von Ruremburg, ein: 
zuverleiben? Der Königs Großherzog beantwortete diefe Frage auf 
die in feiner Lage ihm einzig mögliche Weile. Er rief feinen höch- 
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ſten und hohen Verbündeten die Ereigniſſe ſeit 1830, ſo wie die 
Reihe von Verluſten und Opfern in die Erinnerung zurück, welche 
er der legitimen Sache gebracht und welche ſo ſchmerzlich auf ihm 
und ſeinen getreuen Unterthanen laſteten. Die Spitze dieſer Note 
aber lief dahin aus: daͤß der deutſche Bund, nachdem er ſich auſſer 
Stande gefühlt, die Integrität des ganzen Großherzogthums zu 
behaupten, nunmehr doch wohl keinen Anſpruch auf eine Entſchäd- 
igung machen fünne, 

Bon Seiten der Naſſau'ſchen Agnaten giengen ebenfalld Feine 
befrienigenden Nachrichten ein. Der Herzog von Naffau, auf die 
Enticheidung der Londoner Gonferenz jich ſtüzend, welche ihm eine 
Entſchädigung im Limburgifchen, als Kompenfation des abzutreten- 
den Theils von Luxemburg verbürgt, und verfchanzt Hinter dem 
klar ſprechenden Erbyprein von 1793, Hatte eine völlig ausweich— 
ende Antwort gegeben. Dadurch war der Koͤnig-Großherzog, wen— 
igftend für den gegenwärtigen Augenblid, in die Unmdglichfeit ver— 
fezt, die von ihm begehrte Zuftimmung zu einer eventuellen Abtre- 
tung zu erhalten, welche nach dem Art. 6 der Wiener Schlußafte 
nicht anders, als mittelft Zuftimmung f — Mitglieder 
der Confoͤderation erzielt werden konnte. 

König Wilhelm Hatte fomit alle die — erfüllt, welche 
die Londoner Konferenz an ihn geſtellt, und gab feine Bereitwillig— 
feit zu erkennen, die audgefezten Negociationen mit venfelben wieder 

‚aufzunehmen, Die Höfe von Frankreich und England meigerten 
fich deſſen und juchten die Anjicht geltend zu machen: e8 habe jich 
um den Erfolg, nicht um das bloße Begehren jener Zuftims 
mung des deutichen Bundes und der Naffau’fchen Agnaten gehand— 
elt; vor der Verwirklichung dieſes Erfolges würde die Wiederauf- 
nahme der Konferenzen rein überflüfiig feyn. Auch waren fie der 
Meinung, daß es durchaus nicht fo ſchwer halten dürfte, eine Ent- 
fhädigung für die Abtretung ded Luremburgifihen Gebietätheild im 
Limburgifchen zu finden, wenn man anderd nur wirklich hiezu den 
Willen ernftlich hege. 

Herr Berftolf van Soelen, nachdem er den Generalftanten - 
den.ganzen Gang der diplomatifchen Unterhanvlungen nebft ver 
Wendung, welche die Sache in lezter Zeit genommen, triftig und 
Kar entwickelt, theilte nunmehr die Abjicht des Koͤniges- Großher- 
zoges mit, in Folge der Fruchtloſigkeit aller gethanen Schritte für 


eine Aenderung der Anfichten Englands und Frankreich in ver 
objchwebenden Angelegenheit, einen neuen Agenten in der Perjon 
de8 ehemaligen Minifterd, Grafen de Neede nach Biberich abzu: 
fenden, welcher, in Hebereinftimmung mit Bevollmächtigten Deftreich® 
und Preußens, bei dem Herzog von Nafjau diejenigen Hinderniffe 
zu bejeitigen trachten follte, auf welche vie biäherige Verweigerung 
dieſes Fürften, in Betreff der ihn angefonnenen Ceſſion, zuzuſtim— 
men, fich geftüzt hätte. Der König glaubte durch dieſen Entſchluß 
einen neuen Beweis von feinem feften Wunfche gegeben zu haben, 
fo bald wie möglich den Trennungs-Vertrag zwijchen Holland und 
Belgien zu Stande zu bringen, 

Die Unterhandlungen mit ven Agnaten vom Haufe Naffau, über 
die denſelben zu ertheilende Schadloshaltung für den Theil 
Luremburg, welcher an Belgien überwiejen worden, und worauf 
fie Kraft des Erbvereind von 1783 und der Wiener Congreßakte 
von 1815 bejtimmte Nechte hatten, wurden fortgejezt, wie jene, mit 
dem deutſchen Bunde; fie rückten auch allmählich dem Ziele näher. 
Richt nur gaben die AUgnaten vorläufig ihre Zuftimmung zu dem 
Austaufche Luxemburgs gegen Limburg, fondern es erfolgte auch 
1836 vie Einwilligung des deutjchen Bundes, jedoch unter der Bes 
Dingung, daß Belgien in dem ihm zufallenden Theile von Luxem— 
burg feine Befeftigungen anlegen dürfe, und der in Limburg zu 
leiſtende Erſatz, wenn er auch nicht einen im Areal und der Bevöl— 
erung gleichen Erſatz zu bilden vermöge, doch in Beziehung auf 
Gontiguität und Dertheidigungslinien den Intereffen des Bundes 
möglichft zufagen müſſe. 

Nachdem die wieder zufammen getretene Gonferenz der Großmächte 
durch den bereitd angezogenen Kondoner Vertrag v. 19, April 1839 
die Niederländisch = Belgifche- Frage unter wechjelfeitiger Garantie 
erlediget hatte, wurde am 27. Juni 1839 in Wiesbaden eine, Ueb— 
ereinkunft gefchloflen, durch welche der ( feitvem verftorbene) Herzog 
von Naffau für fich und feine Blutsverwandten, die Prinzen Adolph 
und Friedrich, und ihre Nachkommenſchaft, gegen eine Geldentſchä— 
digung von 750,000 Gulven für alle Zeit die Anfprüche abtritt, 
welche fie in Folge der ihnen früher als Agnaten des Hauſes Naſ— 
fau verliehenen Rechte auf das Großherzogthum Luremburg machen 
koͤnnten. 
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Nachſtehendee iſt ver Wort-Inhalt ver Uebereinfunft mit 
dem Haufe Naſſau. 
„Nachdem in Folge der beklagenswerthen *) Greigniffe des 
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*) Gewiß beflagenswerthe! Denn die beklagenswerthen Emeuten 
des Auguſt, welche einen unauslöfchlihen Flecken auf die Stadt Brüſ— 
fel werfen und ein verblendetes Volk zur Nebellion verführten, werb- 
en in den Annalen der europäifchen Diplomatie immer den Gegen- 
ftand eines unerhörten Kapitels bilden; denn während alle Mächte 
von Europa mit Bejonnenheit und Energie hätten handeln follen, 
um den Damm, den fie zur eigenen Sicherheit ſelbſt errichtet hatten, 
zu halten und zu fchüzen, fpielten fte die Trümmer eines Staates 
in die Hände einer Nation, deren Groberungsgeift diefer Staat zu 
hemmen beftimmt war. Eine fo völlige, plögliche, namentlich aber 
fo ungeitige Berwandlung der Politif ſämmtlicher Kabinette, ihre 
gleichfam ftillichweigend zu Stande gefommene Bereinigung, um die 
Zerftörung ihres eigenen Werfs zu bejchließen, wird dereinft die Ge- 
fchichte der Politif eben fo mißbilligen, als gerecht ſchon jezt die un- 
befangene Mitwelt das Benehmen des Königs der Niederlande aner- 
fennt, der, im Vertrauen auf die Necdhtlichfeit der Mächte und feiner 
Verbündeten, fo wenig feiner politifchen Nechtfchaffenheit etwas. ver: 
geben, als den ‚öffentlichen Verträgen entgegen handeln zu dürfen 
glaubte. Das Königreicy der Niederlande war Durch Nebereinfunft 
auf den Grundfag einer völligen Berfchmelzung feiner Fonftitutionellen 
Theile gegründet worden. Unter diefer Bedingung war die Souver— 
ainetit dem König Wilhelm angeboten und von ihm angenommen 
worden. Gr hieng zu gewifienhaft an feinen alten Verpflichtungen, 
um neue, jenen widerfprechende eingehen zu Fünnen, oder Pacificas 
tionsmittel fich gefallen zu lafjen, die mit den legitimen Intereſſen 
feines Fürftenhaufes oder mit denen des treuen Hollands im Widet- 
fpruch fanden. Die Etrenge feiner Grundfäße erlaubte ihm nicht 
einmal Hoffnungen, die nur durch den ungewijjen Beiſtand feiner 

Alliirten erfüllt werden fonnten, einfeitig auffteigen zu lafien. Durch— 
drungen von Achtung für die Nechte, die er von den Verträgen ge— 
noß, wich er feine Linie breit von dem ab, was fie mit Grund von 
ihm erwarten durften, und befchränfte fich darauf, was er auch anzu= 
fprechen das Recht hatte, ihre Verwendung zu fordern, um, im Ein- 
verftändniß mit ihnen, einen, wenn nicht identifchen, doch analogen 
Zuftand der Dinge mit dem, der urſprünglich auf diefelbe Art und 
für die Unabhängigfeit aller Völfer fefigefezt worden war, wieder 
herzuftellen. Cine fo männliche, fo uneigennüzige Politif der Ehre, 
der Nedlichfeit und der Hingebung an das Wohl aller, verdient bie 
fteigende — und den Dank aller Kabinette Europas. 

‚Anmerkung | bes Herausgebers. 
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„Jahres 1830 die Abtretung eines Theil des Großherzog- 
„thums Luxemburg eine politifche Nothwendigkeit für Sr. Mas 
„jeſtät den König der Niederlande, Großherzog von Luxem— 
„burg, geworden war, und dieſer Theil wirklich durch Ge. 
„Majejtät durch den Art. 2 des am 19. April d. 3. zu Lon- 
„von abgefchloffenen Vertrages abgetreten worden ift, und Se. 
„Majejtät zu diefem Ende, in Gemapheit ded Familienpaktes 
„von 1783, die Zuftimmung der Durchlauchtigften Agnaten 
„verlangt hat, find als Bevollmächtigte fir dieſen Gegenjtand 
„betreffenden Unterhandlungen von Seiten Sr. Medjeftät des 
„Könige der Niederlande ernannt worden: der Herr Baron 
„Hugo van Zuylen van Nyevelt, Kommandeur des 
„Königlichen Ordens des Niederländifchen Löwen, und von 
„Seiten des Durchlauchtigften Herzogs von Naffau der Hr. 
„Karl Wilderih Graf von Walderdorff, Ritter 
„des Mathefer Ordens, welche, unter dem Vorbehalt der Ra= 
„tifieation ihrer erlauchten Höfe, folgende Uebereinkunft abge- 
„Ihloffen Haben: Artikel 1. S. D ver Herzog von Naffau 
„verspricht, nachdem er die im Art. 2. ſtipulirte Entſchädigung 
„erhalten hat, für ih, für © D. den Herrin Erbpringen 
„Adolph von Naffau und feine übrigen männlichen Des— 
„eenventen, fo wie für feinen Durchlauchtigften Herrn Brud— 
„er, den Prinzen Friedrich von Naffau, auf die Rechte 
„Verzicht zu leiften, die in Gemäßheit des Kamilienpaftes von 
„1783 und der Wiener Kongreßafte vom 9. Juni 1815 ver 
" Linie Walrams vom Haufe Naffau auf jenen Theil des Groß— 
„herzogthums Luremburg zufamen, ven Str. Majeität der Kb— 
„nig der Niederlande, Großherzog von Luremburg, durch den 
„Art. 2. ded Londoner Vertrags vom 19. April 1839 abge— 
„treten hat. Art. 2. Nachdem von Seiten des Königs der 
„Niederlande erklärt worden ift, daß er nicht in der Lage fei, 
„ven Agnaten eine Entſchädigung in Gebiet und Bevölkerung 
„in Tauſch geben zu Eönnen, und nachdem, zu gleicher Zeit, 
„die Nothwendigfeit erwiefen worden ift, durch die Zuſtimm— 
„ung der Agnaten ein Hinderniß zu heben, das der Feftftellung 
„allgemeinerer und wichtigerer Intereffen im Wege ftehen Fünnte, 
„haben die hohen Agnaten ſich bereit gezeigt, unter dieſen 
„dringenden Ymftänden nicht mehr auf einer Gebiets⸗Entſchäd— 


„igung in der Provinz. Limburg - zu beſtehen, nun es ift bes 
„ſchloſſen worden, daß, flatt diefer Entihädigung, Se. Mai. 
„ver König der Niederlande Sr. D. dem Herzog von Naſſau 
„ein Kapital von 750,000 fl. im 24 Gulvenfuß zahlen. Art. 
„3. diefes Kapital von 750,000 fl. im 24 Gulden Fuß foll 
„innerhalb drei Monaten in groben Münzforten, koſtenfrei, 
„zu Wiesbaden oder Frankfurt a, M. ausbezahlt werben, und 
„zu gleicher Zeit follen die in gehdriger Form abgefaßten Zu— 
„Nimmungsakten Sr. Dedes Erbprinzen von Naffau und ver 
„Durchlauchtigſten Prinzen Friedrich von Naſſau ausgemech- 
„Selt werden. Art. 4. Die Rechte der Linie Walrams vom 
„Haufe Nafjau auf ven bleibenden Theil des Großherzogthums 
„Luxemburg, mit Inbegriff der Staat und Bundesfeftung 
„gleichen Namens, bleiben in ihrer urfprünglichen Stärfe und 
„Kraft und unter ven nämlichen Bürgichaften, die durch die 
„Wiener Kongreßakte feftgeftellt worden find. Art 5. Von 
„Seiten des Königs der Niederlande follen die ndthigen Maß— 
„regeln getroffen worden, damit die dem abgetretenen Theile 
„ned Großherzogthums aufgelegten Bundesverpflichtungen nicht 
„dem bleibenvden Theile dieſes Großherzogthums zur Laft fallen, 
„Art 6. Gegenmwärtige Uebereinfunft foll ratifizirt und die 
„Ratififationsakten jollen innerhalb 14 Tagen oder früher zu 
„Wiesbaden ausgewechſelt werden. Alſo gegeben zu Wiesba- 
„ven, ven 27. Suni 1839. Unterz. $. van Zuylen van Nye- 
„welt. Graf von Waldersporff.” 

Die Ratificationen dieſer Uebereinfunft wurden am 9. Juli aus- 


gewechſelt. 


II. Beſchluß der hohen deutſchen Bundesverſamm⸗ 
lung v. 5. Sept. 1839. 
die Luxemburgiſche und Limburgiſche Territorialfrage betreffend; 


(mit einigen einleitenden Worten über die diplomatiſchen 
Schritte, die dieſem Beſchluße zunächſt vorangiengen). 


Nach der Unterzeichnung des Vertrages mit dem Hauſe Naſſau 
war der Zeitpunkt eingetreten, wo der. Koͤnig⸗ Großherzog ſich auch 
1840 I de: 


—— 


mit der deutſchen Bundes-Verſammlung zu vereinbaren 
hatte, über Die dem Bunde zu gebende Schaploshaltung für ven 
Theil Luremburgsd, welchen Se. Majeftät der König-Großher: 
zog an Belgien abzutreten ſich gendthigt gefehen. Am 16. Aug. 
1839 wurden von dem nieverländifch = Zuremburgifchen Gefandten 
bei der deutfchen Bundesverſammlung Namens des Königs = Groß- 
herzogs die Anträge dieſes Königd dargelegt. Diefelben bejtanden 
hauptfächlich darin, daß der Theil Limburgs, welcher nad 
dem Londoner Vertrage wieder einen Theil Niederlands ausmachen 
foll, ein befondered Herzogthum bilde, mit Ausfchluß je- 
doch der Zeitungen Mäſtricht und Venloo, vie ganz Niederlande 
verbleiben follen; dieſes neue Herzogthbum würde eben fo. wie das 
Großherzogthum Luxemburg, ‚in jo weit dieſes dem König = Groß: 
herzog verblieben ift, einen Theil des deutſchen Bundes aus: 
machen. Bon Seiten Sr. Majeftät wurde ver deutfchen Bund— 
eö-Verfammlung die Berficherung ertheilt, daß Höchſtdieſelbe Sorge 
tragen würde, daß die Stellung des Herzogthums Limburg. unter 
viefelbe politifche Apminiftration (Staats = Regefing) und diefelben 
Gefeße, Die Niederland befizt, nicht binverlich fein ſolle, ven. Ver: 
pflihtungen, welche dem. König = Großherzog ‚Durch die Gefeze des 
deutfchen Bundes in Anjehung Luremburgs aufgelegt feyn möchten, 
nah den Berbindlichkeiten, welche daraus für Se, Majeftät ber: 
vorgehen. Es wurde noch hinzugefügt, daß, da die Bendlferung 
des an Belgien übergehenden Theils Luremburgs jich auf 149,572 
Seelen belaufe, und die des wieder an die Niederlande gefommenen 
Theild Limburg. 147,527 Seelen beträgt, dieſelbe demnach unge- 
führ auf das gleiche herausfomme, der deutiche Bund durch dieſe 
Uebereinkunft aljo feine Bevblkerungs = Verminderung, noch einen 
Berluft an dem Gontingent in Mannjchaft und Geld erleiden werde, 
welche der Großherzog verpflichtet fey, für den abgetretenen Theil 
Zurembugd dem deutjchen Bunde verfügbar zu halten *). Die 


> 


*) Bon der wörtlichen Erklärung, wie fie der niederländifche Gefandte 
in der Sechzehnten Sigung, den 16. Auguft 1839 bei der Bundes» 
verfammfung zu Protokoll gab, laſſen wir bier einen biplomatifch 
genauen Abdruck folgen: 

„sn der 12ten Sigung am 27. Yunt d. J. hat je K. niederländis 
fche, Großherzogl, Luxemburgiſche Geſandte die Ehre gehabt, viefe 
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hohe deutſche Bundes: VBerfammlung hat in ihrer 19. Sitzung vom 
3. Sept. 1839 dieſe Anträge mit Stimmen=Einhelligfeit angenom= 
men, und dedwegen der König-Großherzog ihre Befriedigung aus: 
druͤckt. | 





hohe Verſammlung davon in Kenntniß zu fehen, daß Se. Majeftät 
der König-Örofherzog zu der in Folge des Londoner Vertrags vom 
19. April d. 3. nöthig gewordenen neuen NRegulirung der agnatifchen 
Derhältnifie Unterhandlungen mit dem Herzoglich Naffauifchen Hofe 
hätten eröffnen laffen. Es gereicht Sr. Majeftät zum Vergnügen, 
dieſer Mittheilung jchon jezt die Anzeige folgen laffen zu fünnen, daß 
die erwähnten Unterhandlungen mit einem glüdlichen Erfolge gefrönt 
worden, und eine vollftändige Verftändigung über die agnatifchen Ber: 
hältniffe und Anfprüche, in Beziehung auf die Abtretung eines Theils 
des Großherzugthums Luremburg, und die den MAgnaten des Haufes 
Nafjau dafür zu leitende Entfchädigung, zwifchen den beiden Linien 
des gedachten hohen Haufes flattgefunden hat, wie ſolches von Seite 
des Herzoglich naffanifchen Hrn. Gefandten ohne Zweifel beftätigt 
werden wird, In Folge diefer Berfländigung finden Se. Majeftät 
der König-Großherzug fich nunmehr im Stande, dem deutfchen Bunde 
folgende Eröffnung machen zu laſſen: Wenn Se. Majeftät unterm 
15. Juni v. 3. Diefer hohen Verſammlung erklären ließen, daß All: 
erhöcdhitviefelben geneigt feyen, den Aten Artifel des nunmehr ratifis 
eirten Londoner Vertrags vom 19. April d. I. im Einne einer Ter- 
ritorialentfchädigung für den deutfchen Bund anzunehmen, jo waren 
damit noch feineswegs alle Schwierigfeiten der Frage: wo und inners 
halb welcher Gränzen das zur Entſchädigung des deutichen Bundes 
beftimmte Territorium zu finden ſey? befeitigt. Im Gegentheil ftell- 
ten ſich diefelben bei jedem Verſuche einer näheren Exörterung biefer 
Trage nur noch mehr heraus, indem einerfeits die auf den Beſtim— 
mungen des „benerwähnten Artifels beruhenden Anfprüche des deut— 
fchen Bundes von Sr. Majeftät zwar anerfannt, andererfeits aber 
auch die Nechte des Königreichs der Niederlande auf alt= nieverlän- 
diſche Befigungen, weldye von den übrigen geographifcy uicht zu tren= 
nen waren, durch die dem Tractate vorangegangenen Londoner Ver— 
handlungen feitgeitellt worden waren. Hiezu fam die Betrachtung, 
dag eine abermalige Scheidung der unter die Herrfchaft Str. Maj. 
des Königs = Großherzogs zurüffehrenden Limburgifchen Gebiets: 
theile, fo wie deren gänzliche Trennung von dem Königreich der Nies 
derlande, auf die moralifchen und materiellen Interefjen derfelben von 
wefentlich nachtheiligem Ginfiuß feyn würde, Don diefer Heberzengs 
ung geleitet, haben Se- Majeftät zunächit in Folge der mit Dem Here 
5 * 


SE: — 


Diefer Befhluß ver hohen deutſchen Bundesver— 
fammlung vom 5. Sept 1839 lautet nach feinem wörtlichen 
Inhalte, wie folgt: 

‚Die Bundeöverfammlung erkennt mit Befriedigung in ber 
„von Seiner Majeftät dem Könige der Niederlande, Großher— 
„z0g von Luxemburg, gefaßten GEntichliegung, an die Stelle 
„des durch den Artikel IT. des zu London am 19. Apr. L 3. 





zoglich naffauifchen Haufe abgefchloffenen Hebereinkunft, feftgefezt, daß 
die oben erwähnten‘, großentheils jchon altniederländifchen, nach dem 
4ten Artikel des Londoner Bertrags unter Allerhöchſtihrer Regierung 
zurücdfehrenden Gebietstheile für ewige Zeiten nach der für die nie= 
derländifche Krone beftehenden Surgeffionsordnung vererbt werden 
follen, Allerhöchitdiefelben haben ferner befchlofien, daß jene Gebiets- 
theile ungetrennt bleiben, und als Herzogthum Limburg wieder her- 
‚geftellt werden follen, wogegen das Königreich der Niederlande im 
Beſitz der beiden Städte und. Feftungen Mäftricht und Venloo, mit 
ihren Rayons, verbleiben wird, Se, Majeſtät beabfichtigen, an die 
Stelle des durch den 2ten Artifel des Londoner Vertrags abgetrete— 
nen Theils des Großherzogthums Luremburg, mit dem ganzen Her: 
zugthum Limburg, fo weit es jezt von Allerhöchftiinen gebildet word: 
en, dem beutfchen Bunde beizutreten, ‚und wenn auch Allerhöchitviefel- 
ben bei dieſer Erflärung fich vorbehalten müßen, nach Maafgabe ver 
oben angedeuteten Verhältnifie, das Herzugthum Limburg unter diefelbe 
Berfafjung und Verwaltung mit dem Königreich der Niederlande zu 
ftellen, fo verbinden Se. Majeſtät doch damit die Zuficherung, daß 
diefer Umftand die Anwendung der deutfchen Bundesverfafjung auf 
das erwähnte Herzogthum in feiner Weife hindern fol. Da zufolge 
der angejtellten Berechnungen die Bevölferung des abgetretenen Theile 
des Großherzogthums Luremburg 149,572 Seelen beträgt, während 
derjenige des Herzogthums Limburg fh auf 147,527 Seelen beläuft, 
fo fann diefer geringe Unterjchied ohne allen Einfluß auf ven bisher 
für das Großherzogthum Kuremburg beitandenen Matrifularanfaß blei- 
ben. Gleichwie nun Se. Majeftät der König -Großherzog auf diefe 
Weife im Stande feyn werden, allen ihren früheren Berpflichtungen 
als Bundesglied ungefchmälert nachzukommen, und fich auch beeifern 
werden, nicht nur das Luremburgifche, fondern auch das Limburgifche 
Bundescontingent bald möglichft bundesfriegs-verfaffungsmäßig her- 
zuſtellen, fo behalten Allerhöchitviefelben dem nunmehrigen Großher— 
zogthum Luremburg und Herzugthum Limburg collectiv alle Diejenigen 
Rechte und Borzüge vor, welche nach der Bundes-Verfaffung und in Folge 
beionderer Bundesbejchlüfe bislang dem Großherzogtum Luremburg 
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„abgefchloffenen Staatövertrag an Belgien abgetretenen Gebiets 
„im Großherzogthum Luremburg mit dem ganzen eine Be: 
„völkerung von 147527 Seelen in fich begreifenden, neu ge— 
„bildeten Herzogthum Limburg dem veutfchen Bunde beizu— 
„treten, eine genügende Erfüllung derjenigen Bedingungen, un= 
„ter welcher allein ver deutjche Bund, vermöge des, in ber 
„13ten Sitzung vom Jahr 1836 gefaßten Befchlußes, zu der 
„Abtretung eines bisher demſelben einverleibten Gebiets feine 
„Ginwilligung geben zu wollen erklärt hat, So wie daher 
„der deutſche Bund von nun an das Herzogthum Limburg 
„als zum Bunvesgebiete gehörig betrachten wird, fo bleiben 
„auch Dem nunmehrigen Grosherzogthum Luremburg und 
„Herzogthbum Limburg collectiv alle Diejenigen Rechte und 
„Borzüge vorbehalten, welche biöher mit dem Großherzog: 
„tum Luxemburg allein verbunden waren, Belangend dad 
„matritularmäßige Verhältniß für Mannfchaft: Stellung und 
„Kür Geloleiftungen, fo ijt daſſelbe verfaſſungsmäßig durch Die 
„von den Bundesglievern angegebene Volkszahl bevingt, und 
„es wird daher nach dem von Sr. Majeftät dem König-Gro$: 
„Herzog in der Erklärung vom 16. Aug. l. 3. angegebenen 
„ZahlenBerhältniß die Bundes-Matrifel berichtiget werden. Die 
„Bundesverfammlung findet übrigens in der Erklärung Sr. 
„Majeftät, daß unbefchadet ver mit dem Königreiche der Nie- 
„derlande gleichen Verfaſſung und Berwaltung des Herzog: 
„thums Limburg die Anwendung der Bundesgeſetze auf das 
„Herzogthum Limburg in Feiner Weife beeinträchtiget werden 
„Tolle, die ficherfte Bürgfchaft dafür, daß die Weisheit Sr. 
„Königlichen Majeftät Maaßregeln treffen werde, welche geeig- 
„net find, ven Unzufönnlichkeiten vorzubeugen, die fonft mög- 
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allein zuflanden. Schließlich ift der Gefandte zu der VBerficherung autori— 
firt, daß, fo wie Se. Majeftät fich vertrauungsvoll der Hoffnung üb: 
erlafjen, daß die vorftehende Cröffnung von Ihren höchften und hohen 
Mitverbündeten als ein neuer Beweis ihrer füderativen Gefinnungen 
entgegengenommen werben wird, Allerhöchftdiefelben nicht minder be- 
reit feyn werden, auch in Ihrer Eigenfchaft als König der Nieder: 
lande, bei vorkommenden Veranlafjungen, dem deutfchen Bunde Bes 
weife Allerköchitihrer Freundſchaft und nachbarlichen Zuneigung zu 
ertheilen.‘ 


ni Be 


„licherweiſe aus viefen Verhäftniffen entftehen Eönnten. Die 
„bei diefem für ganz Deutfchland wichtigen Anlaße auch in 
„der Eigenſchaft ald König der Niederlande dem veutfchen 
„Bunde fund gegebenen wohlmwollenden Gejinnungen von Freund: 
‚haft und nachbarlicher Zuneigung zu jeder Zeit zu erwie— 
„dern, wird ver Bund fich ftets jo bereit ald verpflichtet 
„finden.“ 

Vorftehenver Bunvdestagsbefchluß fo wie der dieſem vorausgegang- 
ene Vertrag über die Abfindung der Agnaten des Hauſes Naffau 
find alfo jene zwei wichtigen Urkunden, welche in Abficht auf Deutich- 
fand die gänzliche Loͤſung der Limburgiſchen Territorialfrage ent- 
halten. Die Abtretung an Belgien eined Theild des Großherzog: 
thums Luxemburg, wozu der KönigeGroßherzog ſich gendthigt fah, 
ift dem deutſchen Bunde vergütet worden durch einen Territorial- 
erfag in dem unter des Königs Herrfchaft geftellten Theil von 
Limburg. Diefer Theil von Limburg bleibt fortwährend unter ver 
nieverländifchen Krone, ift jedoch unter dem Titel eined Herzog— 
thums, mit Ausnahme der Städte und Feftungen Mäftricht und 
Venloo und deren Rayons, in dem beutichen Bund als Mitglieb 
und Bundesftaat aufgenommen. Es bat alfo fener Lanpftrich be- 
fondere Berpflichtungen dem Bunde gegenüber, in Hinficht auf 
welchen er zwar ein Surrogat bleibt für ven abgetretenen Theil 
des Großherzogthums, nicht aber mit Beziehung auf die Walramiſche 
Linie des Hauſes Naſſau, welche gegen Schadenerſatz völlig darauf 
verzichtet hat. — Die im Berlauf der Zeiten mögliche Erbfolge 
der Walramifchen Linie in Luremburg, im Falle des Ausfterbeng 
der männlichen Dttonifchen Linie, welche der König = Großherzog 
repräfentirt, erſtreckt fich alfo von nun an nur auf den dem Kb— 
nig-Großherzog erhaltenen veutfchen Theil des Großherzogthums, 
fo mie derſelbe bis jezt beftanden hat. — Das Herzogthum Lim: 
burg envlich, mit den Niederlanden vereinigt, verbürgt dieſem König- 
reich nicht nur die Fortdauer finanzieller Hülfdquellen für ven all: 
gemeinen Schaf, fonvdern auch ven von allen Hinderniffen und 
Schwierigkeiten befreiten, leichten Zugang zu der Feftung Mäft- 
richt, und zugleich für immer vie wortheilhaftefte Grenzlinie. Diefe 
Erledigung der Limburgifchen Frage, wie fle Durch die von dem 
Londoner Vertrag und von der Natur der Verhältniffe geforderte 
Dereinbhrung als nothwendig fich darftellte, genügt unter ven ge: 
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gebenen Umftänden den Intereffen aller Parteien und. verleihet 
den Einwohnern Limburgd die günftigfte Stellung. - Und fo tie 
der König = Großherzog ſtets durchorungen von Ehrerbietung für 
geichloffene Verträge es jich zur Pflicht machen wird, in Erfüll- 
ung der Wünfche des deutſchen Bundes, durch geeignete Maaß— 
regeln - alle Gollifionen zu verhüten, welche aus ven zweifachen Ver- 
hältniffen im Herzogthum Limburg irgend entftehen Fönnten, eben 
fo gewiß Fann die unter feine Herrfchaft zurückkehrende Bevölk— 
erung des neuen Herzogthums Limburg auf die fleigende Landes— 
Wohlfahrt rechnen; denn König Wilhelm 1. fennt Feine andere 
Aufgabe, ald feinen Staat reich zu machen, die Induſtrie zu beleb- 
en, vie Nationalfraft zu Fräftigen, alle Phaſen des dffentlichen 
Lebens zu überwachen, den Gemeinjinn zu ermuntern und das 
patriotifche Gefühl zu weden und zu ftärfen. Mit feinem fihöpf: 
erifhen Willen begünftigt er Alles Nüsgliche und Würdige, in 
Wiſſenſchaft und Kunit, was Wohlfahrt, Glanz und Ruhm 
bringen mag, und mit feinen Beftrebungen für das Materielle gehen 
die für Vervollkommnung der moralifchen Zuftände Hand in Hand. 
Dabei kennt er feine Schranfen und Hinderniffe, als die Tradition— 
en der Gewalt in ver Religion und in vem Intereſſe feines Volks. 

Das neue Herzogtbum Limburg im deutfhen Bunde 
ift in politifcher Beziehung von einer fehr zu beachtenden Bedeutung 
fowohl für Deutjchland als die Niederlande, Deutichland, nament- 
fih Preußen, hat durch deſſen Ermwerbung auf der ganzen Strede 
von Aachen bis Gleve eine durch den Maasſtrom jehr geficherte Gränze 
erhalten. Daß vie beiden Feftungen in Deutſch-Limburg, Mäft: 
richt und Venloo, ganz im Befige des Königreichs der Niederlande 
verbleiben, hat auch den Vortheil, daß. an diefer Stelle Deutichland 
und die Niederlande ſtets folivarifch zu ihrer DVertheidigung vereint 
ſeyn müffen, während e8 durch die Verbinrung, worin Limburg 
mit dem Könige der Niederlande fteht, unmöglich ift, daß dieſe Feſt— 
ungen gegen Deutfchland gebraucht werden fünnen. Das genauere 
Anschließen des Königreichs ver Niederlande an das deutſche Mut— 
terland und die innige Verfchmelzung der beiverfeitigen Intereffen, 
welche aus der neuen Schöpfung des Herzogthums Limburg und 
ver diefer zum Grunde liegenden Politik hervorgehen, find übrigens 
ver fprechenpfte Beweis, daß Nieverland jezt mehr, wie je erkennt, 
wie die Verbindung mit dem großen Volke, zu dem ed durch Abs 


ſtammung, Sprache und Gefchichte gehört, für feine noch größere 
Selbftftändigkeit die ficherfte und doch gefahrlofefte Bürgichaft ift. 


Bundestags: Beichluß vom 19. Det. 1838, die Aus- 
trägal- Sachen betreffenv. 


Die deutfche Bundedverfammlung zu Frankfurt am Main hat 
in ihrer 29ten Sigung des Jahres 1838 am 19. Dft. den nach— 
ftehenden Beſchluß gefaßt. 

„Denjenigen Regierungen, deren oberfte Gerichte aus mehreren 
Senaten befteben, und, auffer dem Präfidenten oder Director, mehr 
als 12 Mitgliever zählen, ift geftattet, einen befondern Senat für 
die Ausrrägalfachen zu bilden, der jedoch, mit Einſchluß des Vor— 
jigenven, wenigftend aus 13 Mitgliedern beftehen foll. Gin folcher 
Austrägal= Senat ift entwever aus zwei Senaten des oberften Ge— 
richtöhofes, unter Beobachtung einer beftimmten Reihefolge, zu bil- 
den, oder ed find diejenigen Mitglieder, aus welchen der Austrägal- 
Senat bleibend beftehen jo, im Voraus zu benennen und zur Stell- 
vertretung für verhinderte oder abgegangene Mitglieder zwei Erſatz⸗ 
männer zu bezeichnen, auch bei dem Austritte eines Mitgliedes oder 
Erfagmannes die feftgefezte Zahl fogleich wieder zu ergänzen. In 
dem erftern Falle, nämlich wenn eine Reihenfolge jtattfinvet, muß 
eine jede Austrägalfache bis zu deren Beendigung bei einem und 
demfelben Austrägal = Senate verbleiben, Sowohl die Reihenfolge, 
nach welcher die Bildung des Austrägal-Gerichtd aus alternivenden 
Senaten ftatt haben foll, als auch die perfünliche Zuſammenſetzung 
der bleibenden Austrägal- Senate find bei der Bundesverfammlung 
ftet8 in Evidenz zu halten, damit, noch vor der Wahl eines Aus: 
trägal= Gerichts über die Zufammenfegung der Austrägal= Senate 
bei fümmtlichen oberften Juftizftellen der Bundesglieder Fein Zweifel 
beftehen koͤnne. Die Anwendung dieſes Beichluffes auf bereits 
anhängige Austrägalfahen kann nur mit Ginmilligung ver betheil- 
igten Regierungen flattfinden. 
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Zur Handels- und Zollgesetzgebung. 
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I. 


U: Vertrag zwiſchen Preußen und den 
' Niederlanden 2 


den 3ten Juni 1837 zu Berlin abgeſchloſſen. 


Artikel 1. 


Die Breußifchen Schiffe, welche mit Ballaft oder beladen in die 
Häfen des Königreichd der Niederlande einlaufen, oder aus dieſen 
auslaufen, und umgekehrt die Nieverländifchen Schiffe, welche mit 
Ballaft oder beladen in die Häfen des Königreichd Preußen ein- 
laufen oder aus diefen auslaufen, follen feinen andern oder höheren 
Tonnen=, Blaggen=, Hafen-, Anker-, Lootſen-, Schlepp>, Feuer: 
Schleuſen-, Kanal, Quarantaine-, Bergegelvern, Niederlage = Ges 
bühren, ingleichen feinen anderen oder höheren Abgaben oder Ges 
bühren irgend einer Art oder Benennung unterworfen werben, fie 
mögen im Namen oder zum Vortheile ver Regierung, ver dffentli- 
Gen Angeftellten, oder Kommunen, oder irgend einer Anftalt er- 
hoben werden, als denjenigen, welche ven Nativnal-Schiffen bei de— 
ten Einlaufen in die gedachten Häfen, ihrem Aufenthalte daſelbſt 
oder bei ihrem Ausgange jezt auferlegt find, oder Fünftig etwa auf- 
erlegt werben möchten. 

Art. 2. 

Alle Erzeugniffe und andere Hanvelögegenftände, beren Einfuhr 
oder Ausfuhr auf National = Schiffen in den Staaten der hohen 
contrahirenden Theile gefezlich Statt finden darf, ſollen daſelbſt auch 
auf den dem anderen Staate zugehörigen Schiffen ein= ober von 
dort auögeführt werben bürfen. Ä 
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Art, 3. 

Da ed die Abjicht der hohen contrahirenvden Theile ift, zwifchen 
den ihren beiverfeitigen Staaten angehörigen Schiffen in Rüdjicht 
auf deren Nationalität keinen Unterſchied in Betreff des Ankaufes 
der auf denfelben eingeführten Erzeugniſſe oder anderen Handels⸗ 
Gegenftände zuzulafien, fo ſoll in diefer Beziehung weder unmittel- 
bar noch mittelbar, weder von den hoben contrahirenden Theilen, 
noch Durch in deren Namen oder unter deren Autorität handelnde 
Gefellichaften, Corporationen oder Agenten den Einfuhren ver ein- 
heimiſchen Schiffe eine Priorität oder irgend ein Vorzug einge: 
räumt werden. 

Art. A. 

Alle Produkte und andere Kandelögegenftände ohne Unterfchten 
ded Urfprungs, welche direct aus den Häfen ded Königreichs Preu- 
Ben auf Preußifhen Schiffen in europäifche Häfen des Königreichs 
der Niederlande, oder aus lezteren auf Niederländifchen Schiffen in 
Preußifche Häfen eingeführt werben, ingleichen alle Produkte und 
andere Handeld-Gegenftände ohne Unterſchied Des Urfprungs, welche 
direct aus Preußifchen Hafen auf Niederländiſchen Schiffen nad 
Nieverländifchen .europäifchen Häfen, over aus Iezteren auf Preußi: 
schen Schiffen nach Preußifchen Häfen ausgeführt werden, follen 
in den betreffenden Häfen Feine anderen oder höhere Abgaben ent— 
richten, ald wenn die Einfuhr oder Ausfuhr derſelben Gegenftänbe 
auf National-Schiffen erfolgt wäre. 

Die Prämien, Rückzblle, oder andere Vortheile diefer Art, welche 
in ven Staaten eined der hohen contrahirenden Theile der Einfuhr 
oder Ausfuhr auf National= Schiffen bewilligt find, follen gleicy- 
mäßig auch bei der direct zwifchen den beiderfeitigen Häfen auf 
Schiffen ded anderen Staates erfolgenden — = oder Ausfuhr ge: 
währt werben. 

Aut. 5 

Wenn einer der hohen contrahirenden Theile in ver Folge einem 
anderen Staate irgend eine beſondere Begünftigung in Betreff ver 
Schifffahrt zugeftehen follte, fo fol diefe Begünftigung auch dem 
anderen Theile mit zu Gute fommen, welcher verfelben, wenn fie 
ohne Gegenleiftung zugeftanvden ift, ebenfalls ohne eine folche, wenn 
fie aber an die Beringung einer Vergeltung geknüpft ift, gegen Be- 
"willigung derfelben Vergeltung genießen wirb. 


* 
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Art. 6. 

Die Beftimmungen der vorftehenden Artikel finven ſowohl auf 
die Seefchifffahrt wie auf die Flußichifffahrt Anwendung. 

Es follen gegenfeitig ald Preußifche und Niederlaͤndiſche Schiffe 
diejenigen angefehen werden, welche in den Staaten, denen fie an= 
gehören, als folche in Folge der beftehenden Gejege und Reglement 
anerkannt jind; wobei jevoch fich verſteht, daß der Beweis ihrer 
Nationalität ftetd von den Führern der Seeſchiffe durch Seebriefe, 
welche in ver gebräuchlichen Form ausgeftellt und mit der Unter: 
Schrift der betveffenden heimathlichen Behoͤrde verfehen find, und von 
den Patronen der Mheinfchiffe durch vas in Gemäßheit des Art. 42. 
der Mainzer Convention von 31. März 1831 ausgefertigte Patent 
geführt werben muß. 

Art. 7. 

Zu dem Zwecke, um die Entwidlung des Nheinhandeld und ver 
Rheinfchifffahrt zu beförvern, haben vie hohen contrahirenden Theile 
in Betreff ver Schifffahrts-Abgaben auf Diefem Strome zu folgen- 
den Beftimmungen ſich vereinigt: 

A. Seine Majeftät der König von Preußen bewilligen, die Nie⸗ 
derlaͤndiſchen Schiffe an allen Vortheilen Theil nehmen zu laß— 
en, welche auf dem Preußifchen Theile des Rheinſtroms ven 
preußifchen und den dieſen gleich gejtellten Sa bewilligt find. 

Demgemäß follen 

1.) die Nieverländifchen Schiffe für ihre Ladungen gänzliche 

Freiheit von dem, in dem Tarif, welcher der Mainzer Gon- 

vention vom 34. März 1831 unter Lit. C. angehängt ift, 

feftgefezten Rheinzolle genießen: 

a.) bei der Ausfuhr aus Preußen, ftrom auf= oder rom 
abwärts aller inländiſchen oder ausländifchen Gegenftände, 
die fich im freien Verkehr befinden; 

b.) bei dem Transporte aller Gegenſtände aus einem, nach 
einem anderen Preußifchen Hafen; 

e.) beider Einfuhr ausländischer Gegenftände auf ver Preuf- 
tischen Rheinftrede zum Verbraudhe; fie mögen num direct 
aus dem Auslande, ober aus den zum deutſchen Zoll- 
vereine gehörigen Staaten unter Stener-Gontrole fommen; 

d.) bei dem Transporte der im freien Verkehr befinplichen 
Gegenftände nicht überfeeifchen. Urſprungs, welche entweder 
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in einem oberhalb Eoblenz belegenen Preußifchen Orte, 
oder in einen der Häfen des Rheins und feiner Neben- 
firdme, welche in den Königreichen Bayern und Würtem- 
berg, in den Großherzogthümern Baden und Heffen oder in 
dem Gebiete der freien Stadt Frankfurt Liegen, eingeladen, 
und zur Einfuhr in einem Preußifchen Nheinhafen oder 
zur Durchfuhr nach den Niederlanden beftimmt find; 

e.) bei ver Waaren-Durchfuhr Durch das Gebiet des Zoll- 
vereind, bei welcher nur ein Theil des Preußifchen Rheins 
benuzt wird, wenn dieſe Waaren zu Lande auf dem 
rechten Rheinufer eingeführt und auf dem Nhein ausge: 
führt, oder auf dem Rhein eingeführt werben und auf 
Landwegen des rechten Rheinufers ausgehen. 

II.) Die Niederländiſchen Schiffer ſollen bei der Binnenfahrt 
zwiſchen Coblenz und Emmerich, ohne Ueberſchreitung 
der einen oder der anderen dieſer Zollſtellen, der Freiheit 
von der Schiffsgebühr genießen, welche in dem der Mainzer 
Convention vom 31.März 1831 angehängten Tarif Lit. B. 
beftimmt tft. 

II.) Endlich follen die Schiffer bei der directen Durchfuhr nicht 
gehalten feyn, die Schiffahrts-Abgaben an den verfchiedenen, 

‚in Gemäßheit der vorgedachten Mainzer Convention errich— 
teten Zollftellen zu erlegen; ſondern es foll ihnen geftattet 
feyn, die Gefammtheit der Abgaben bei der Thalfahrt, für 
bie fieben Zollftellen von Goblenz bis Wefel, zu Coblenz, 
und bei der Bergfahrt für die Zollftellen von Emmerich bis 
Eoblenz, zu Emmerich zu entrichten. 

B.) In Erwiederung dieſer dem Handel und der Schiffahrt ver 
Niederlande günftigen Zugeſtändniſſe bewilligen Seine Majeftät 
der König der Niederlande; 

- 1.) gänzliche Freiheit von den in dem Tarif, Anlage Lit. €. 
der Mainzer Convention vom 31ſten März 1831, verzeich- 
neten Rheinzolle für alle Gegenftande ohne Unterfchied, welche 
auf dem Rhein thalwärts auf Preußifchen Schiffen einge 
führt werben, und zur Ausladung in einem Nieverlänvifchen 
Hafen beflimmt find, um port entweber der Gonfumtion 
übergeben, ober in die Nieverlagen gebracht zu werben. 

2) Herabfegung der vorgebachten Abgabe auf die Hälfte für 
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alle Gegenftände, ohne Unterfchien der Herkunft ober ber 
Beitimmung, welche in einem Nieverländifchen Hafen auf 
Preußische Schiffe geladen find, und auf dem Rhein zu Berg 
ausgeführt werben. 

3.) Befreiung der Preußifchen Schiffe von der oben unter IL, 
gedachten Schiffägebühr bei ver Binnenfahrt zwifchen Lobith, 
Krimpen und Gorcum ohne Ueberfchreitung einer dieſer 
Zollftellen. 

Die Hohen contrahirenden Theile verpflichten fih außerdem gegen⸗ 
feitig, die Schiffe de anderen Landes und deren Ladungen an den— 
jenigen Befreiungen und Erleichterungen hinfichtlich der Rheinfchiff- 
fahrts-Abgaben , fo wie an jedem anderen Vortheile Theil nehmen 
zu laffen, welche fie in der Folge ven National-Sciffen oder beren 
Ladungen etwa bewilligen möchten. 

Die dem einen der beiden Staaten angehörigen Schiffer foflen 
berechtigt jeyn, die Binnenſchifffahrt zwifchen verfchievdenen Orten 
des rheinifhen Stromgebietes des anderen Staated zu treiben, ohne 
dafelbit einer hoͤhern Gewerbe- ( Patent:) Steuer, ald die aa 
[hen Schiffer, unterworfen zu werben, 

Art, 8. 

Um fo weit als möglid Alles zu entfernen, was dem, rheinifch- 
en Hanvel und der Rheinſchifffahrt hinderlich ſeyn Fünnte, mollen 
die hohen contrahirenden Theile es jich angelegen jeyn laffen, fo 
weit al3 thunlich, die ihren Zoll: Gefegen und Ordnungen vorge . 
fchriebenen Formalitäten in dieſer Hinjicht zu vereinfachen. 

Art. 9. 

Die hoben contrahirenden Theile wollen jich fofort über vie An- 
wendung des Art 52. der Mainzer Convention vom 31. März 1831 
in Betreff der Goncefjionen vereinbaren, nelche für die Aufitellung 
von Dampfichiffen erforverlich find, die zum. Transport von. Reif- 
enden, deren Gepädf over Wagen, und auch von Waaren, in regel- 
mäßiger Fahrt zwifchen zielen oder mehreren, ven beiderfeitigen 
Staaten angehörigen Orten beftimmt: werben ; veögleichen über bie 
nad der Beitimmung des Art. 63, der. gedachten Convention zu 
ergreifenden Maßregeln, um die Dampfihifffahrt auf dem, Rhein 
zu befördern und zu fihügen, und dem Kandel die anerkannten 
Vortheile dieſes neuen Zweiges der Gemerbtbätigkeit zu fichern. 
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Dieſelben werden hiebei von dem Grundſatze einer volllommenen 
Gegenſeitigkeit und der Zulaſſung einer nach dem Bedürfniſſe zu 
regelnden Concurrenz ausgehen. 

Art. 10. 

Die hohen contrahirenden Theile werden fortfahren, ihre Auf- 
merkſamkeit und Sorgfalt auf die Verbeſſerung und Unterhaltung 
der zwilchen ihren Staaten befindlichen Landſtraßen umd überhaupt 
auf die Erleichterung der Communicationd-Mittel zu richten. 

Wenn die hohen contrahirenden Theile jich vereinft wegen An: 
legung einer die beiverfeitige Grenze überfchreitenden Eifenbahn, und. 
über die Benugung des Trandportd auf verfelben geeinigt haben 
folkten, fo ſoll dieſe Unternehmung zu allen den Bortheilen ohne 
Unterfchied zugelaffen werden, welche von ihnen irgend einer ander: 
en ähnlichen Unternehmung einer ihre Grenzen überfchreitenven 
Eifenbahn bewilligt ift oder künftig bewilligt werben follte. 

| Art. 11. 

Da die hohen contrahirenden Theile aufrichtig wünfchen und 
beabjichtigen, weitere Vereinbarungen zum Zwede der möglichften 
Befoͤrderung der gegenfeitigen Handels = Beziehungen und des Aus: 
taufches der Erzeugniffe ihrer Staaten zu treffen, ſo behalten vie: 
jelben jich vor, zu einer näher zu verabredenden Zeit hierüber Uns 
terhandlungen zu eröffnen. 

Inmittelft verpflichten vie hohen contrahirenden Theile ſich, für 
die Dauer eined Jahres von Unterzeichnung des gegenwärtigen Ber: 
trages ab, 

1.) feine Eins oder Ausfuhr = Verbote anzuordnen, welche vie 
Ein- oder Ausfuhren des anderen Landes treffen würden, 
während diejenigen dritter Staaten bei Gegenftänden derſelben 
Gattung davon unberührt blieben; 

2.) die gegenfeitigen Ein- oder Ausfuhren mit feinen — 
oder höheren Abgaben oder Laſten irgend einer Art zu be— 
legen, als mit denen, welche in ihren in Kraft flehenden Ta— 
tifen allgemein, ohne Unterfchiev des Landes, wo die Waar— 
en berfommen, oder wohin fie beftimmt jind, feitgefezt feyn 
werben; 

3.) ihre Unterthanen und Erzeugniffe gegenfeitig an allen Prä- 
mien, Zollvergütungen und anderen DVortheilen diefer Art | 
Theil nehmen zu Laffen, welche in ihren Staaten für gewiſſe 

” 
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Gegenftände der Einfuhr over Ausfuhr allgemein, ohne Un: 


terſchied des Landes der Herkunft oder der Beilimmung, bes 
willigt werden koͤnnten. 


Art. 12. 

Die Hohen contrahivenden Theile erklären, daß fie die in gegen- 

wärtigem Vertrage gegenfeitig gemachten Zugeftänpniffe als verabre- 

det betrachten, um in ihrem ganzen Zufammenhange als Bergelt- 

ungen für die durch denſelben Vertrag erworbenen Vortheile zu 
dienen, und daß fie mithin jene Zugeftänpniffe nur in Ermwiederung 

dieſer Vortheile eingeräumt haben. 


Art, 13. 

Der gegenwärtige Vertrag foll vierzehn Tage nad Auswechslung 
der Ratificationen in. allen feinen Artikeln in Ausführung gebracht 
werden, und bis zum Ende des Jahres Ein taufend acht hundert 
und ein und vierzig in Kraft bleiben, und wenn ſechs Monate vor 
dem Ablaufen dieſes Zeitraumes Feiner von beiden hohen contrah- 
irenden Theilen dem Anderen feine Abficht, die Wirkung des Ver: . 
trages aufhören zu laſſen, mittelſt einer officiellen Erklaͤrung kund 
thun ſollte, ſo wird derſelbe noch ein Jahr über dieſen Zeitraum 
hinaus, und ſo fort von Jahr zu Jahr verbindlich bleiben. 


Art. 14. 

Der gegenwärtige Vertrag fol ratifieirt, und die Natificationss 
Urkunden deſſelben follen innerhalb ſechs Wochen vom Tage det 
Unterzeichnung ab, oder wenn es feyn kann, noch früher zu Berlin 
ausgewechſelt werden. | 

Zur Urkunde deſſen haben die obengenannten Bevollmächtigten 
denfelben unter Beifügung ihrer respectiven Siegel unterzeichnet. 

Geſchehen zu Berlin den 3. Juni Ein taufenv acht hundert und 
fieben und dreißig. 


+ 


11. 
Handels : Vertrag 


zwifchen Preußen und den Zoll» Vereins - Staaten 


einerfeits, und den Niederlanden anderer Seits 
ven 21. Januar 1839 in Berlin abgejchlofien. 


Art. 1. 
Seine Majeftat der König der Nieverlande bewilligen zuzu— 


laſſen. 
A, Bei der Einfuhr über die Niederländiſch-Preußiſche Grenze ſo— 


— 


wohl zu Lande als auch firommärtd unter der Flagge eines 
der obengenannten, ven Zoll- und Handelöverein bildenden Staat- 
en, die folgenden Gegenftände, ohne Unterfchten des Uxfprungg: 
4, Wein in Faffern zu zehn Genten nieverländifch vom Hertoli- 


. ter; 2, desgleichen in Flafchen, deren 116 oder mehr auf Einen 


Hectoliter gehen, zu Fünf Gulden für 100 Flaſchen; 2. Ge— 
treide, namentlih Weizen, Roggen, Gerfte, Hafer, Spelz und 
Buchweizen mit einer Ermäßigung der allgemeinen Gingangs- 
Abgabe um Zehn Prozent; 3. Bruche und behauene Steine, 
als: flache Steine zu Grabfteinen und Schwellen, Marmor 
in Bloͤcken, Flurfteine u, f. w. zu dem . von Drei Pro- 
cent vom MWerthe; 

Bei ver Einfuhr über die Niederlandiſch Preußiſche Grenze 
ſtromwaͤrts unter der Flagge eines Vereinsſtaates; Nuß- und 
Bauholz in ungebrochenen Schiffsladungen oder in Flößen, zu 
fünf und zwanzig Genten nieverländifch für die Tonne. Fünf 
und zwanzig Gentner follen einer Tonne gleich geachtet und 
als ungebrochene Schiffeladungen ſollen folche angefehen werben, 
deren Hälfte in Holz befteht. 


C.) Bei der Einfuhr fowohl zur See ald auch über die Niederlän- 


difch-Preußifche Grenze zu Land und firommwärts unter Gon= 
trole und mit Urfprungs-Zeugniffen: 1. Zeuge, Gewebe und 
Bänder aus Seide zu dem Sage von zwei Gulden niederlän= 
diſch für das Kilogramm; 2, Strümpfe und Strumpfwirkerwan- 
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waaren, Spitzen und Tülle zudem Sage von Fünf Procent vom 
Werthe; 3. Meiferwaaren und kurze Waaren (nach ver Spe- 
eification des jeßigen nieverländifchen Tarifs) zu dem Sage 
von Drei Procent vom Werthe. | 

Man wird im gemeinfamem Einverftändniffe die Gontrolmaß: 
regeln und die Förmlichfeiten fir Die vorermähnten Urſprungs— 
Zeugnifje feftfegen ; die betreffenden Behörden werden demzufolge 
mit den erforderlichen Anweifungen verfehen werden. 

Art, 2, | 

Seine Majeſtät ver König der Niederlande werben fortfahren, 
ohne andermweite Gegenleiftung die Erzeugniffe ded Bodens und des 
Kunftjleißes der Staaten des Zoll- und Handels-Vereins bei ihrer 
Einfuhr in vie niederländischen Golonien aller derjenigen Vortheile 
und Begünftigungen genießen:zu laffen, welche ven Erzeugniſſen des 
Bodens und des Kunftfleißes irgend der begünftigteften europäifchen 
Nation jezt zugeftanven jind, oder in Zukunft zugeſtanden werben 
möchten. J | 

Art. 3. 

Se. Majeftät der König der Nieverlande bewilligen, daß die Be- 
fimmungen Lit. B. Niro. 1 und 2 des Art. 7. des Schifffahrts- 
Vertrags zwifchen Preußen und ven Niederlanden vom 3. Juni 1837, 
£raft welcher die Waaren, welche in einem nieverländiichen Hafen 
eingeladen find oder audgeladen werben, auf niederländiſcher Seite 
respective der gänzlichen Freiheit von ver in dem Tarif, Anlage € 
der Mainzer Convention vom 31. März 1831, feſtgeſezten Abgabe, 
oder einer Verminderung verfelben genießen, gleichmäßig auch An- 
wendung auf diejenigen Waaren erhalten, jollen, welche auf den ver 
Rheinfchifffahrt durch dieſe Konvention eröffneten Wegen unter ver 
Flagge Preußens, oder eined der anderen Uferftaaten, die an den durch 
den gedachten Bertrag ver Schifffahrt auf dem niederländischen Rhein 
zugeftandenen Wortheilen Theil nehmen, direct nach der See oder 
umgefehrt, tranjitiren. 

Art. 4. 

Die Regierungen der den Zoll: und Handelsverein mn 
Staaten bewilligen zuzulaffen : 

A.) Bei der Einfuhr über die preußifch= niederländiſche — 
ſowohl zu Lande als auch ſtromwärts, die nachbenannten nie: 
derlaͤndiſcher Erzeugniſſe: Butter, Kaͤſe, Ochſen und Stiere, 
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Kühe, Jungvieh, zur Hälfte der Eingangsabgaben, welche durch 
den jezt in Kraft beftehenvden Tarif feftgefezt find, oder Fünf- 
tig in den Staaten des gebachten Dereind feſtgeſezt werden 
moͤchten. 

B.) Bei der Einfuhr, ſowohl zur See als auch zu Lande, und 
ftrommärts ; 1. niederländifchen Rumpenzuder, zum Gebrauche 
der Siedereien in den Staaten ded Zoll-e und Handelövereing, 
und unter amtlicher Gontrole dieſer Verwendung zur Hälfte 
der für den Lumpenzuder durch den gegenwärtigen Vereins— 
Tarif feitgefezten Cingangs-Abgabe. 2. niederländiſchen raf- 
finirten Zuder zu dem Sage von Zehn Thalern preußifch vom 
Gentner von 50 Kilogrammen. 3. niederländiichen Neid zu 
dem Sabe von Zwei Thalern preußifh vom Gentner von 50 
Kilogramnmıen. 

Außerdem willigen bie Mitglieder des Zollvereind ein: 

zu B 1. den niederländischen Lumpenzucker in Eeinem Fall künftig 

einer Gingangsabgabe zu unterwerfen, welche diejenige ‚Abgabe, wo= 

mit die gleichfalld zum Gebrauche ver in ihren Staaten befindlichen 

Sievdereien beftimmten Rohzucker belegt werten, um mehr ald Zehn 

Procent überfteigen würde. 

Zu B 2. in dem Falle, daß die Abgabe, welche durch den ge- 
genwärtigen Tarif auf die zum vorgedachten Gebrauche beftimmten 
Rohzuder gelegt ift, vermindert würde, gleichzeitig und in demfelben 
Berhältniß auch die Abgabe von ven nieverländifch raffinirten Zuckern 
in jo weit zu ermäpigen, daß leztere Abgabe niemald das Doppelte 
der Abgabe von den Rohzuckern überfteigen wird. 

Die Beftimmung Bit. A. des gegenwärtigen Artikels wird uns 
mittelbar nach ver Publikation des Vertrages und diejenige Lit. Bi. 
acht Wochen nach viefer Publikation in Kraft treten, während die 
Beilimmungen B 2. und 3. erft mit dem 1. Januar 1840 in 
Vollzug gefezt werben follen. 

Art. 5. 

Die Staaten des Zoll- und Handelsvereins werden die durch 
den gegenwärtigen Tarif feftgefezten Gingangs- Abgaben von nachbe- 
nannten Artikeln; Gaffee, Tabak roh und fabricirt, Gewürze, Thee, 
Häringe, Saatdl und Branntwein aller Gattung für die Einfuhr 
diefer Artikel aus den Niederlanden, ſowohl zur See, als auch zu 
Lande und ſtromwärts nicht erhöhen. Es wird jedoch verftanden, 
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daß dieſe Beſtimmung den Fall nicht einbegreifen ſoll, daß künftig 
etwa der Centner von fünfzig Kilogrammen ſtatt des preußiſchen 
Centners, als Gewichtseinheit für den Tarif des Zoll- und Han— 
dels-Vereins angenommen würde, ohne daß dabei die Abgabenſätze 
des gegenwärtigen Tarkts binfichtlich der vorbenannten Artikel ver⸗ 
mindert würden, J 
Art. 6. 

Sollte die in den Staaten des Zoll- und Handelsvereins gegen- 
wärtig zu Gunften des Großhandeld mit Wein beftehenvde Nabatt- 
bewilligung auf die Eingangdabgaben von den unmittelbar aus ben 
Ländern der Erzeugung eingeführten Weinen noch über den 1. San. 
1840 hinaus fortgefezt, oder follten andere: Begünftigungen dieſer 
Art jenem Handel zugeftanden werden, jo ift man für diefen Fall 
übereingefommen, daß von ven gedachten Zeitpunfte ab, dieſe Bes 
günftigungen gleichmäßig auch auf vie aus ven Nieverlanven ein- 
geführten Weine angewendet werden follen. 

Art. 7. 

In Rückſicht auf die Nüglichkeit ver Anlegung einer Eifenbahn 
zwifchen Preußen und den Nieverlanden ift verabredet worden, daß 
wenn eine Gejellfchaft von Actionärs bei der preußifchen Regier— 
ung eine Goncefjion zur Errichtung und Benugung einer Eifenbahn 
nachjuchen follte, welche zur Verlängerung einer auf niederländiſchem 
Gebiete bereits beftehenven oder anzulegenven Eifenbahn dienen würde, 
die preußifche Regierung dieſe Gonceflion, nad) erfolgter Berftand- 
igung mit dem nieverländifchen Gouvernement über den Anjchließ: , 
ungspunft an der Grenze unter den Beringungen ertheilen wird, 
welche in Preußen für diefe Art von Unternehmungen gegenwärtig 
allgemein beftehen oder jpäterhin angenommen werden möchten, 

Art. 8. j 

Die hohen contrahirenden Theile verpflichten jich gegenfeitig: 

a.) feine Ein- oder Ausfuhrverbote anzuoronen, welche die Ein- 
oder Ausfuhren der Staaten des andern Theiles treffen wür— 
den, während diejenigen dritter Länder bei Gegenftänden der— 
felben Gattung davon unberührt bleiben, 

b.) Die gegenfeitigen Ein- oder Ausfuhren, ohne Unterſchied des 
Landes, woher jie fommen oder wohin jie bejtimmt find, weder 
zu Bunjten der Regierungen no der Communen mit anderen 
oder höheren Zöllen, Abgaben oder Lajten irgend einer Art 
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zu belegen, als mit denjenigen, welche in ihren in Kraft ſteh— 
enden Tarifen und Geſetzen allgemein feitgefezt feyn werben. 

0.) Ihre Untertanen und Erzeugniffe gegenfeitig an allen Prä— 

mienzollvergütungen und anderen Vortheilen dieſer Art Theil 

- nehmen zu laſſen, welche in ihren Staaten für gewiffe Gegen= 

ftände der Einfuhr oder Ausfuhr allgemein, gleichfalls ohne 
Unterfchien des Landes der Herkunft oder der Beftimmung be= 
willigt werben fünnten, 

Art. 9. 

Die Hohen contrahirenvden Theile erklären, daß fie die in gegen= 
wärtigem Vertrage gegenfeitig gemachten Zugeftänpniffe als verab- 
redet betrachten, um in deren ganzen Zuſammenhang als Bergelt- 
ungen für die durch venfelben Vertrag erworbenen Bortheile zu 
dienen und daß ſie mithin jene Zugeftänpniffe nur in Erwieverung 
diefer Vortheile eingeräumt haben, jedoch ſich vorbehalten, dieſelben 
auch anderen Staaten mit oder ohne Gegenleiftungen zu bewilligen, 
oder auch fogar deren Anwendung allgemein eintreten zu lafjen. 

Art, 10. 

Sollte einer der contrahirenden Theile in der Folge irgend 
einem anderen Staate andere oder größere Vegünftigungen zuge- 
ftehen, als die durch den gegenwärtigen Vertrag vereinbarten, fo 
follen viefelben Begünftigungen auch dem anderen Theile zu Gute 
fommen, welcher verjelben, wenn das Zugeftänpnig ohne Vergeltung 
gemacht ift, ebenfalld ohne eine folche, wenn daſſelbe aber an vie 
Bedingung einer Gegenleiftung gefnüpft ift, gegen Bewilligung einer 
Vergeltung genießen wird, die in biefem Falle ven Gegenftand einer 
befonderen Uebereinfunft zwifchen ven hohen contrahirenden Theilen 
ausmachen wird. ge 
Art. 11. 

Der gegenwärtige Vertrag ſoll unverzüglich allen betheiligten Reg— 
ierungen zur Ratification vorgelegt, und die Ratifications-Urkunden 
follen binnen acht Wochen nach dem Tage der Unterzeichnung, oder 
wenn ed jeyn kann, noch früher zu Berlin ausgewechjelt werben. 
Derfelbe fol fofort wach Auswehslung der Ratificationsurfunden 
publicirtt und unmittelbar darauf in Vollzug gefezt werben, mit 
Ausnahme der Beftimmungen, wegen welcher im Artikel 4 ein an- 
derer Zeitpunkt verabredet worden ift, 

Der gegenfeitige Vertrag wird bis zu Ende des Jahres ein 
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Taufend acht Hundert und ein und vierzig in Kraft bleiben, und 

wenn fechd Monate vor dem Ablaufe dieſes Zeitraums Feiner von 

beiden hohen contrahirenden Theilen feine Abſicht. die Wirkung des 

Vertrags aufhören zu laſſen, mittelft einer offiziellen Erklärung 

fund thun follte, fo wird derſelbe noch ein Jahr über dieſen Zeit 

raum hinaus, und fofort von Jahr zu en verbindlich bleiben, 
Zur Urkund deſſen ꝛc. ꝛ⁊c. 


LII. 


Ueber die wahre Bedeutung der vorſtehenden 
Vertraͤge. 


Unterwerfen wir den zwiſchen den Niederlanden und den deutſch— 
en Zollvereinsſtaaten abgeſchloſſenen Vertrag im Zuſammenhange 
mit dem Schifffahrtsvertrage vom Jahr 1837, einer forgfältigen 
Unterfuhung, fo ergeben fich von felbft zmei ee 
unter welche verfelbe geftellt werden kann. 

Der erftere dieſer Gefichtöpunfte ift der rein materielle; wenn 
man von demfelben ausgeht, jo mwägt man die Vortheile und Nach: 
theile, welche vielleicht in der nächften Zukunft fehon für ven einen 
oder den anderen Theil aus dem Tractate erwachſen, die muthmaß- 
liche Schäplichkeit oder Unfchäplichkeit einzelner Beftimmungen deſ— 
felben gegeneinander ab. Der zweite ift der Höhere politijche und 
biftorifche Gefichtspunft ; ex faßt Die allgemeinen Völkerverhältniffe, 
durch die der Vertrag bevingt ift, auf welche verfelbe feine Eins 
wirkung Außern wird — er faßt das Sonft und Seht ind Auge; 
endlich erhebt er fich über die Betrachtung ber einzelnen Beftimm- 
ungen, der einfeitigen Vortheile und Nachtheile, der Bevorzugung 
oder Benachtheiligung einzelner Klaffen oder befonderer Intereflen; er 
geht auf die Prineipien zurüd, aus denen fammtliche Beftimmungen 
zufammen hervorgegangen find, die dem ganzen Vertrage zum Grunde 
liegen, die das charakteriſtiſche Merkmal find, durch welche verjelbe 
fi von früheren oder fpäteren Handelsverträgen unterfcheibet. 

Wenn man erwägt, mie fehr ver Menfch geneigt ift, über dem 
Befonderen das Allgemeine zu vergeſſen oder in den Hindergrund 
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treten zu laſſen, d. i. die Facten in ihrer Iſolirung und die Inte— 
reſſen in ihrer Particularität zu betrachten, ſtatt jene in ihrem Zu— 
fammenhange, und dieſe in ihrer Totalität zu erfaflen; jo wird man 
ed ſehr natürlich finden, daß auch der fragliche Vertrag vorzugs- 
weile, man kann fagen faft allein, von dem erften Geſichtspunkt 
aufgefaßt worden ift. Und doch ift der zweite der bei weitem höh— 
ere und wichtigere — es ift derjenige, welcher der vorliegenven Ueb⸗ 
ereinkunft eine ausgezeichnete Stellung in der Gefchichte der Hand— 
elöverträge anmeifet, welcher demfelben eine hohe Bedeutung gibt auch 
für die fpatere Zufunft. 

Stellen wir uns auf den erften der beiden genannten Standpunfte, 
und betrachten wir von dieſem aus Die Vortheile, die der eine Theil 
dem anderen gewährt, fo wie die Zugeſtändniſſe, welche derſelbe fich 
von dem anderen machen läßt, fo leuchtet gewiß jedem unpartheiitch 
Prüfenden ein, daß von beiden Seiten nicht unbeträachtliche Opfer 
gebracht, und von Beiden ſehr wejentliche Erleichterungen zugefland- 
en werden, 

Die den Niederlanden gewährten Vortheile beitehen eritend in ber 
Beftimmung, daß die Einfuhrabgaben auf gewiſſe Golonialwaaren, 
fo wie auf Tabak, Haringe, Saatol und Branntwein, wenn diefe 
Artikel von Holland aus in das Vereinsgebiet einpaffiven, nicht 
erhöhet werben follen, und das ift Doch in der That nicht unbillig, 
fovann in dem Verfprechen (Art. IV. B) , daß ver niederlendiſche 
Kumpenzuder zum Gebrauche der Sievereien in den Staaten des 
deutichen Zoll- und Handeldvereind zur Hälfte der für den Lump— 
enzucker durch den gegenwärtigen Vereinstarif feftgefezten Eingangs 
abgabe zugelaffen werben joll; envlich in verfchievenen, der nieder— 
länvifchen Viehzucht durch Herabſetzung des Eingangszolls für vie 
Erzeugniſſe derſelben gewährten Erleichterungen. 

Was die nieverlänvifche Regierung dagegen ven Zollvereindftaaten 
zugeiteht, befteht zuvörderſt in anfehnlichen Ermäßigungen des Im— 
portationszolls für verfchiedene der wichtigften deutfchen Produkte 
und Fabrifate, nämlich für Wein, Getreide, Bau- und Nughol;. 
Bruch- und behauene Steine, feivene Zeuge, Gewebe und Bänder, 
Strumpfwaaren, Spite und Tülle, Meffer und kurze Waaren; fer= 
ner in Begünftigung der Handeltreibenden des Zollvereind beim 
Verkehr mit den niederländiſchen Golonien, und zulezt in eben der: 


— 


gleichen auf den niederländiſchen Rheinarmen bei der Durchfuhr von 


Waaren. 


Von allen dieſen Beſtimmungen hat man, im Intereſſe der inn⸗ 


landiſchen Rübenzuderfabrifation und der vereinsländiſchen Raffi— 
nerien, am meiſten die dem niederländiſchen Lumpenzucker gewährten 


Zollermäßigungen angegriffen. Und doch iſt in Wahrheit mittelſt 


derſelben nur das Verhältniß hergeſtellt, welches vor dem Jahre 
1837 beſtand, und welches man als das richtige anerkennt. Der 
Shut übrigens, den die Vereinsländifche Zollgefeßgebung der Runk— 
elrübenzuder-Fabrifation gewährt, kommt ungefähr 40 Procent vom 
Werthe der Waare gleich, und das ift doch wahrlich eine fo be- 
beutende Unterftügung, Daß gewiß keinem vernünftigen Menfchen 
die Ausbildung und Ausdehnung dieſes Gemerbzweiged münfchens- 
werth erjcheinen dürfte, falls derſelbe beim Eintreten jener Ermäß— 
igungen nur mit Gefahr feine Eriftenz zu friften vermöchte. Den 
Raffinerien der Vereinsländer wird eö, in Folge ver mit dem Zoll- 
tarif vorgenommenen Aenderungen, fünftig freiftehen, fremde Lump— 
en= oder Rohzucker zu verarbeiten; denn die Abgabe ift fo regulirt, 
daß das eine wie das andere vortheilhaft bleiben wird. Sollte defl- 
en ungeachtet eine oder die andere jener Raffinerien ihren Geſchaͤfts— 
freiß in etwas zu verengern durch die neue Einrichtung gezwungen 
werden, fo würde diefer Nachtheil überdies Hinfänglich Durch den 
Vortheil des wohlfeileren Preifes ſich compenfiren, deſſen jich die 
gefammte Maffe der innlänvifchen Confumenten zu erfreuen hätte *). 





*) Alle von diefer Seite ſich manifeftirenden Angriffe des Vertrags zei- 
gen, wie ſchwer es den meiften ift, allgemeine Iuterefien und Fragen 
rein für fich zu betrachten, und befonderen Interefien, die bei jeder 
Handelsfrage mit einfpielen, ihre gebührende d. h. untergeorbnete 
Stelle anzumeifen. Die großen Zuderraffinateurs, indem fie bie 
Nebenfrage d. h. den Handelsartifel Zuder zur Haupt- und Le— 
bensfrage machen, verrüden oFenbar den Geſichtspunkt aus dem 
Allgemeinen ins Befondere. Aus Liebe für ihre Zucerinduftrie, die 
fie für eine gemeinfame beutiche Sade ausgeben, umgehen fie die 
Hauptfrage, die fich nicht um Sonderintereffen, fondern um den Ges 
fammtvortheil der Zollvereinftanten drehet. Wenn jept durch die 
veränderte Arbeitsmethode, je nachdem der eine über freiem Feuer 
fiedet, der andere aber die Dampffraft zu Hülfe nimmt, die großen 


und Kleinen Zuderfräfte verfchievene Wege einfchlagen, wenn nament- 
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Aehnliches laͤßt ſich auf den Tadel entgegnen, der von verſchieden⸗ 
en Seiten gegen die den Producten der holländiſchen Viehzucht ge— 
währten Erleichterungen ausgeſprochen iſt. Denn der Schaden, ver 
durch die lezteren der Vereinscaſſe erwächft, iſt offenbar nur ſehr 
gering: für die übrigen, von Holland entfernter liegenden Vereins— 
gebiete erwachſen aus venfelben durchaus feine Nachtbeile, un) var 
bei fchließen viefelben für die Gonfumenten in den nieverrheinifchen, 
zunächit den Niederlanden benachbarten Landichaften weſentliche Be— 
günftigungen in fih. Die Gründe, durch welche man die von 
Seite der nieverländifchen Regierung zugeftandenen Gonceffionen für 
unbedeutend oder gänzlich illuforifch zu erklären verfucht Kat, find 
böchft fonvderbar. Die deutſchen Weine, hat’ man gefagt, ſeien jezt 
erſt den franzdfifchen nur gleich gefezt, fie gendßen auch künftig durch⸗ 
aus feiner excluſiven Begunftigungen; die der Getreide-Einfuhr ges 
währte Grleichterung komme großentheild ven Hollänvern felbft zu 
Gute, die Holländer braten überhaupt durch afle jene Conceſſio⸗ 
nen nur dad Opfer eined verminderten Ertrags ihrer Zollcaffe. 
AB ob, wenn unfere Produktion, und namentlich unfer Aderbau, 
jih hebt und vervollfommnet, unfere Fabriken und Manufakturen 
aufblühen, unfere Erportation ſich erweitert, ed nicht ganz gleich- 





lıdy bei demjenigen, der duch Dampffraft aus rohem Zucker mehr 
Kriftallzuder hervorbringen zu können glaubt, das Interefie an den 
Lumpen wegfällt, für welche er früher gleich allen Nichtvampffiedern 
geftimmt war, was hat biefes für den Handel und unferen deutſchen 
Verkehr überhaupt für Wichtigfeit? Schwerlich wird eine Regierung fich in 
den SInterefienftreit der Fleinen und großen Raufherren und derjenig- 
en, die aus vorgeblicher Vaterlandsliebe den Runfelrübenzuder bes 
reiten, mifchen. Dem großen Blicke der contrahirenden Staaten wird 
es nicht einfallen, weder den einen noch den anderen Theil zu bevorzugen. 
Es ift ſchwer zu begreifen, wie man nur einen Augenblicd die Lumpen 
zur gemeinfamen Sache gewerbihätigen Bölfer und er— 
leuihteter Regierungen machen Fann. Beide, Bölfer und Re— 
gierungen haben es nur mit ben großen @rgebniffen des Ge— 
jammtvortheils zu thun, nicht aber mit den Ginzelinterefien, die zwar 
für die Ginzelnen fehr wichtig find, aber in der Waagſchaale ge- 
werbthätiger vder vielmehr gewerbeinfihtiger VBölfer und er— 
teuchteter Regierungen ganz anders gewogen werben, Diefe haben 
vielmehr fehr erwogen, daß gute Nachbarfchaft überhauptein großer 
Vortheil ift, für Holland und Weiveutfchland aber Verſtand. 
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gültig wäre, ob jenes Refultat durch birecte Bevorzugungen, ober 
duch Erbrechung der Feffeln bewirkt worden ift? Als ob der Wahn 


nicht 


längft zerftört wäre, daß durch Krelufionen ein dauernd Yor- 


theilhaftes Berhältnig zum Auslande begründet werben koͤnnte? 
Ad ob wir und nicht vielmehr darüber freuen, als betrüben müß- 
ten, wenn die von anderen Staaten und gewährten Vortheile auch 
mit Erleichterungen für die eigenen Unterthanen verfelben verbund- 
en find! *), 
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Wenn Holland vorderhand mehrere Millionen durch ſeine Conceſſionen 
verliert, ſo kann das keinem Unbefangenen auffallen. Seiner Be— 
völkerung ſchadet es dadurch nit, Es vermindert zwar im Augen- 
blick den Ertrag feiner Zollcaſſe, aber es verſichert fich dadurch der 
Zufunft und "erbauet fie in der Gegenwart; es fichert ſich feinen 
Zuderhandel und natürlich alle mit dieſem Handel zufammenhängenden 
Gefchäfte. Und wenn es an einer Seite opfert, um an der anderen 
zu erndten, wohl einfehend, daß im Handel, wie in Künften und 
Wiſſenſchaften, alles zufammenhängt, ſo ift das nur ein neuer Ber 
weis feiner Hugen Handelspolitif, An wen verliert aber Holland 
vorderhand jene Millionen? Offenbar doch nur an Deutfchland, deſſen 
Zucferfieder nun ihr Product um fü viel wohlfeiler vem Gemein 
famen ablaffen können. Wie mögen nun deutfche Zuderraffinateurs 
aus lauter Patrivtismus (?) die hulländifhe Großmuth verbächtigen, 
die uns Gefammtdeutfehen zu Gute kommt? Die hierunter beob- 
achtete Klugheit trägt auch ſchon für Holland ihre Früchte, denn der 
Bertrag mit dem deutjchen Verein, welcher ihm feinen Zuder- 
abfat nach Deutfchland fichert, ift eine der Haupturfachen der jegt 
in ungeheurer Zunahme begriffenen Produftion der holländifchen Co— 
Ionien, Auf dem vermehrten Abſatz fait aller holländischen Golonial- 
erzeugnifie nach Deutfchland, welches dafür ber große Marft ift, be- 
ruhet die Möglichkeit für Holland, feinen neueften Finanzausfall auf 
Java abzumwälzen. Der Bertrag mit Deutichland ſetzt Holland in 
den Stand, ein neues Anlehen von 54 Millionen Gulden für Java 
vorzufchlagen. 

Alle die Argumente, welche die Eigenſucht und Leidenfchaftlichfeit 
wider den Vertrag aufbringt, hängen an den Fäden der Runfel- 
rübe, die natürlich alle vom Krämergeifte eingegeben werben, von 
dem aber das Vaterland, das Bolf und der Verkehr nichts willen 
will. Dem Handel frommen nie Surrogate, wenn fie feine Ver— 
flärfungen und Berbefferungen find. Keine Pflanze gibt eigent- 
lien Zuder, als blos das Zudercohr, eine tropifche Pflanze, die 
über die Mendefreife nicht gebeihet, Die Meinung ift für ben 
Zuckerrohrzucker und gegen ven Runfelrübenzuder. Was gegen bie 
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Aus der biäherigen Auseinanderfegung fcheint fl) zu ergeben, 
daß, bloß von dem Gefichtäpunfte der Gegenwart und partieller 
Intereffen aus, die Zugeſtändniſſe Hollands gar nicht unwichtig 
find und für verfchievene Zweige der vaterländifchen Produktion und 
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Natur it, kann ſich ſchon aus dieſem einzigen Grunde nicht |halten, 
und wird untergehen, wie man es auch fchügen und aufrecht halten 
mag. Das franzöfifche Minifterium war flug genug, den Nüben- 
zuder in feine Grenzen zu verweifen. Eine K. Orbonnanz vom 

. 21. Auguft 1839, auf einen Bericht des Handelsminifters, Hrn. 
Cunin Gridaine erlafien, verfügt vom 10. September 1839 an auch 
eine Verminderung des Zolls von Kolonialzuder. Der Minifter geht 
in feinem Berichte davon aus, daß ver Bau des Zuderrohrs die, 
hauptfächlichfte, vielleicht die einzige Hülfsquelle der franzöftfchen 
Kolonien fey und durch Feinen anderen Kulturzweig erjeßt werben 
könne; daß diejes Product dem franzöfifchen Seehandel Nahrung 
gebe und für die Handelsmarine fehr einträglich fey; dag endlich, 
weil die Coloniſten einen großen Theil der landwirthfchaftlichen und 
induftriellen Erzeugniffe des Mutterlandes verbrauden, Alles, was 
ihnen wejentlihen Schaden bringe, auch den wichtigiten Intereſſen 
des Mutterlandes ſchädlich ſey. Sogar die Engländer lehnten die 
Einführung des Runfelrübenzuders ab, um nicht ihren wirflichen 
Handel durdy einen erträumten zu verderben. Das praftifche Deutfch- 
land hält nach gemachten Erfahrungen den Runfelrübenzuder 1) für 
einen unnatürlichen Handelszweig, 2) für einen 'unflugen und hands 
elövernichtenden Handelszweig, 3) für einen Volk- und Freiheitver- 
nichtenden, der folgerecht durchgeführt zum amerifanifchen Sclav- 
en= und Plantagenwefen führen würde. Wir verweifen auf bie 
fharfiinnige mit vieler Kenntnig und Einfiht in die Geſchichte und 
den Welthandel verfaßte Schrift unter dem Titel: Holland und 
Deutfchland, Köln 1838. Der geiftreiche Verfaſſer Hat hierin 
auch die Zuderfrage aus einem allgemeineren Gefichtspunfte aufs 
gefaßt. \ 

Begreiflih find übrigens die Runfelrübenzuder - Debatten; denn 
das Zeitfind Runfelrübenzuder ift einmal: da, die Kapitalien find 
aufgewendet, die Mafchinen im Gange. Begreiflich ift der Mißmuth 
derjenigen, die nun ahnen, daß die Runfelrübe nicht durchdringt. Ihr 
Sammer verdient Entfehuldigung ; denn fie haben ihre Anlagen ge- 
macht. Jeder erhält, fchübt, vermehrt gern das Seinige und fucht 
fein Kapital möglichft zu retten. Aber der Schrei ihres Entfegens, 
der ganze Gegenden erfüllt und im manche Deputirten -» Kammer 
dringt, wird er Die Sache der Klugheit und die des Gefammtvortheils 
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Induſtrie maͤchtige Hebel zu werden verſprechen, daß andererſeits 
die vom Zollverein gewährten Conceſſtonen eine gerechte und billige 
Recompenſation der empfangenen Vortheile in ſich ſchließen, und da— 
wo aus denſelben für einzelne Vereinsſtaaten feine Begünftigungen 
hervorgehen, doch mindeſtens keine Nachtheile erwachſen. Aber wenn 
das alles auch nicht in dem Grade gerühmt werden koͤnnte, in 
welchem es wirflih der Kal ift, fo würden fich dennoch genug 
Gründe finden, den Vertrag zu empfehlen, und als ein fehr wicht: 
iged Greigniß binzuftellen. Dies jind die Gründe, welche der all- 
gemeine und höhere politiſche Geſichtspunkt an die Hand gibt *). 





ändern? Ich ſager Nein. Wie groß müßte der Verſtand der 
Regierungen, wie ausgedehnt deren Macht, wie unbegrenzt deren 
Pflichtkreis ſeyn, ſollten ſie überall für Erſatz und Ausgleichung 
ſorgen, wo mißlungene Spekulationen und fehlgeſchlagene Hoffnungen 
eiuzelnen Societäten und Familien Verderben brachten!! Sie ver— 
dienen, dieſe Unglücklichen, wie jeder andere Kaufmann, der ſchuldlos 
fallirte, Nachſicht und Mitleid. Aber Ihretwegen darf das wahre 
Princip des Handels — das des gemeinſt amen Wohls — keinen Augenblick 
aus dem Auge verloren werden. Unwandelbar iſt dieſes Princip, 
aber wandelbar war und bleibt das Erdenloos der Kaufherren unter 
dem Einfluſſe ihres Geſtirns — der Herrſchaft wechſelnder Weltcon— 
juncturen. — Nichtsdeſtoweniger iſt jenes Princip in ſeiner allge— 
meinen Anwendung das vermittelnde und ſtets ausgleichende, 
zwiſchen Verluſt und Gewinn, im Ganzen, wie im Einzelnen. An 
dieſes muß ihre Zukunft appelliren. 

*) Vom rein materiellen Geſichtspunkte ausgehend, hat H. F. Oſi— 
ander den mit Holland abgeſchloſſenen Handelsvertrag in der „Vier— 
teljahrsſchrift“ (Nro.8.) einer ſcharfen Kritik unterworfen. Nach 
den vielen Ausſtellungen, die er gegen die einzelnen Zollſätze macht, 
ſollte man glauben, daß Holland für die ihm gewährten Begünſtig— 
ungen fehr wenig geboten habe, und daß defien Conceſſionen nur Acte 
ber Gerechtigkeit ſeyen, die es fich nicht hätte abzwingen laſſen follen. 
Hr. Oſiander fuchtzu zeigen, daß die gegenwärtige Zollgeſetzgebung 
Hollands eben fo fehr gegen fein eigenes Interefje verftoße, als. gegen 
das Interefje des hinter ihm gelegenen Binnenlandes. Nach feiner 
Anficht hätten die preußifchen Commiſſäre, welche die Unterhands 
lungen geleitet, die großen Gebrechen jener Zullgefeßgebung mehr 
im Ayge behalten, und dem flarren Geifte, womit Holland fie beibe— 
Hält und handhabt, eine würdevolle unbeugfame Haltung entgegenfeß- 


en, und vorallem auf gänzliche Aufhebung feines höchſt unpopulaiven 


J 
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Bon dem lezteren aus wird ſich ergeben, daß durch den vorlieg- 
enden Handelsvertrag der Anfang gemacht wird, ſehr wohlthätige 
Beränderungen fowohl in ven Völferverhältniffen zunachft des weit: 
lichen Europas, fodann aber in den Principien der bisher geltenden 
Handelöpolitif vorzunehmen. Mit anderen Worfen: man verfucht 
durch den Vertrag die commerciellen Beziehungen der Nationen auf 


neuen ©etreivegefeßes anbringen und unwiderruflich darauf beftehen, 
auch von Holland eine gänzliche Reviſion feines Zolltarifs auf einen 
Buß, wie ſolchen das gegenfeitige Intereffe fordert, verlangen follen. 

Mir betrachten den Vertrag aus dem ſchon angevdeuteten höheren 
Gefichtspunfte, daher es außer unferer Aufgabe liegt, die materiellen 
Bortheile und Nachtheile, die durch den Bertrag bald Holland bald 
den Bereinsftaaten erwachfen können, abzuwägen. Herr Ofiander, 
der diejes thut, fcheint jedoch das durch den Vertrag gefährdete Han— 
dels⸗Intereſſe der Hanfee-Städte zu fichtbar in feinen Argumenten ver: 
treten zu haben, Denn fo wie dieſer Kritifer S. 212, es beflagt, 
daß nicht zuerfi mit Hamburg und Bremen ein Vertrag abgeſchloſſen 
und denfelben in Grwiederung ihres freifinnigen Handelsfyftems Er: 
leichterungen in ihrem Verkehr eingeräumt worden ſeyen, ungefähr 
in demfelben Geifte, wie von Bayern, Würtemberg und Baden gegen 
die Schweiz geſchehen; fo auch betrachtet er es S. 213. für die höchfte 
Ungerechtigkeit, den freundlichen deutſchen Schweſterſtädten dasjenige 
zu verfagen, was einem nichts weniger als freundlichen fremden Nach— 
barjtaate eingeräumt worden !! 

Uns will e8 bebünfen, als ob manche Gründe, womit Hrn, Oſi— 
ander ſich gegen viele Beftimmungen des Bertrags erklärt, theils 
in einem zu tief gewurzelten Borurtheile wider das holländifche Han: 
velsfyitem, theils in einer zu merklichen Abneigung wider die Su: 
prematie, die Preußen in der Regulirung der gemeinfchaftlichen Han: 
velsinterefien über die andern Vereinsſtaaten auszuüben feheint, ihre 
Duelle gefunden hätten. Seht ſchon behaupten, wie Hr. Ofiander: 
„daß der Vertrag mit Holland die in Deutfchland gehegten Wünſche 
nichts weniger als befriedige,” ift mindeftens fehr gewagt und vor: 

‚eilig. Sp urtheilte man auch anfänglich in einigen Kammern der 
eonftitutionellen Staaten vom Anſchluß an das Preußifche Zollfyitem, 
für den jetzt die öffentliche Meinung nicht Worte der Anpreifung 
genug hat. Nichts ift wohl entfchiedener, als daß durch den preuß- 
ifchen Zollverein für die Förderung der materiellen Interefien mehr 
gefchehen ift, als in irgend einem Lande Europa’s. Wer hätte vor 
zehn Jahren vorausgefagt, dag die Deutfchen jet MWollwaaren zur 
Ausfuhr nad) China, nach englifhen Märkten mwohlfeiler und befier 


= BB — 


das urfprüngliche und natürliche Verhältniß, die Handelspolitik auf 
natürliche und gefunde Principien yurüdzuführen. 

Betrachten wir das PVerhältniß, in welches Die Nieverlande zu 
den Territorien des weftlichen Deutſchlands, und dieſe zu jenen durch 
die Natur geftellt find, und halten wir damit dasjenige Verhält— 
niß zufammen, welches fich im Verlaufe der Zeit allmählich zwifch- 
en beiden. gejchichtlich gebildet hat, fo werben wir zwifchen den bei: 
den erwähnten Verhältniffen eine entjchievene Disharmonie, eine 
auffallende Differenz gewahren. Wenn wir nur einen oberflädhli- 
hen Blick auf die Karte werfen, fo ergibt jich von felbft, daß das 
gefammte weftliche und theilweife das ſüdliche Deutfchland, fo wie 
die Niederlande durchaus gegenfeitig aneinander gewiefen find. Beide 
koͤnnen fih ohne Nachtheil nicht entbehren. Die Niederlande bilden 
die Küfte des weftlichen Deutfchlands ; der Hauptſtrom des lezteren 





liefern würden, als die Engländer ſelbſt? Mer hätte damals daran 
gedacht, daß die deutfchen Tücher und felbit baumwollene Zeuge den 
englifchen und franzöfifchen in den amerifanifchen Märkten ven Rang 
ablaufen würden? Deutfchland thut in dieſem Augenblid mehr, die 
Macht und den Einfluß Englands nad Weiten hinüber zu drängen, 
als die Diplomatie größerer Reiche. Es iſt vorauszufehen, daß fich 
Holland durd) noch liberalere Grundfäße immer inniger und feiter 
an Deutfchland anfchliefen werde. Sobald dann Preußen das Ziel 
feiner Suprematie — die moralifch -politifche Einheit und mit ihr 
die Gontinental-Allianz erreicht hat, welcher Großbritannien mit allen 
Maffen entgegenarbeitet, wird die Marine Deutfchlands und Hollands 
die materiellen Interefien beider Staaten noch wunderbarer und glän= 
zender entwideln. Diefe Ausficht eröffnet der jegige Vertrag mit 
Holland, über deſſen Zweckmäßigkeit die nächfte Zufunft viel wichtiger 
entfcheiden wird, als eine vom Materialismus, von den Interefien des 
Augenblicks und der Dertlichfeit zu fehr befangene Kritif es zu thun 
rermag, die niemals Maafftab für Nativnalität und Kosmopolitismus 
feyn kann. Damit wollen wir nicht behaupten, daß der Vertrag 
mit Holland in feinen tarifmäfigen Bellimmungen nicht mancher 
Abänderungen und Berichtigungen fähig jey. Hr. Ofiander hat 
mit Sachkenntniß und Intelligenz gezeigt, wo hierunter nacdhgeholfen 
werden dürfte. Die Preußifchen und Holländifhen Finanzmänner 
werben manche feiner Winfe gewiß nicht unbenugt laffen, fobald der 
Zeitpunkt der Reviſion und Verlängerung des Vertrags eingetreten 
feyn wird. Wie viele wichtige Beränderungen bringt nicht der neue 
’ Bolltarif der Bereinsftaaten für 1840 — 423 
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mündet dort in dad Meer; die Häfen Hollands find in der That 
die natürlichen Häfen der an den Nhein jich lagernven oder mit 
demjelben in Berbindung ftehenden Lanpfihaften. Demnach bilden 
die Niederlande ihrer Lage nad) den natürlichiten Abſatzpunkt für 
die Binnenländifchen, von Weftveutichland über See beftimmten 
Maarentransporte; fie find für das Binnenland der natürlichſte 
Meg, um Golonialproducte von der See aus zu beziehen. Ueber: 
dieß jind die Niederlande ein wohlhabendes, ein reiched Land, das viele 
und große eigene Bevürfniße durch Hinzuziehung des Auslandes be- 
friedigen muß; dabei befigen fie ausgedehnte Golonien, treiben ein= 
en audgebreiteten Seehandel, jo daß auch Die Befrievigung mannich— 
facher und zahlreicher fremder Bedürfniße in ihre Hände gelegt ift. 
Wie koͤnnten fie jene eigenen und dieſe fremden Bedürfniſſe angemef- 
fener ftillen, ald durch Benugung jener großen Straße, welche vie 
Natur ihnen felbit angewiefen hat?! urfprünglich war das der Fall; 
der Welthandel ded weftlichen Deutichlands wurde in früheren Jahr: 
- hunderten lediglich durch feine natürlichiten Vermittler, durch die 
Niederlande betrieben; der Welten juchte vorzugsweiſe von ven lez— 
teren aus feine Bedürfniſſe zu befriedigen ; dorthin vor allen andern 
fezte er die Heberfchüffe feiner Natur: und Knnſtprodukte ab. Später 
wurde es, leiver! anderd, Im jtürmifchen Drang wilder Kriegs: 
jahre und bei fortwährend zunehmender Schwäche und Zerfallen- 
beit des deutfchen Reichs, wußte Holland aus feiner vortheilhaften 
Lage ven größtmöglichſten Nugen zu ziehen, ed gab der Verſuch— 
ung, der jedes Küftenland mehr oder weniger ausgefezt it, nad, 
das zum Stromgebiete des Rheins gehörige Binnenland fich tribu— 
tär zu machen. Welche Folgen, welche Rückwirkungen dieſe einſei— 
tige, diefe nicht große Politit Hollands, die nur darin Entſchuldig— 
ung findet, daß auch andere Staaten einer ähnlichen Verfahrungs: 
weije nicht abhold waren, hervorgebracht hat, welche Entfremdung 
dadurch zwifchen den beiderfeitigen Regierungen und Bevdlferungen 
berbeigeführt wurde, ift fattfam befannt. Das war allerdings vie 
Zeit Holländischer Monopolfuht. Da aber jezt alle Völker ans 
fangen, in Handels- und Monopolfachen billigere Begriffe zu be— 
fommen, fo bleibt auch Holland Hierin nicht zurüf. Man Tann 
in Wahrheit von ihm behaupten, daß es, durch cine ernfte Betrach- 
tung der Vergangenheit, durch eine gründliche Erwägung der neu= 
eren politifchen Verhältniffe, feine commercielle Iſolirung aufzugeben 
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im Begriffe iſt, und ſich anſchickt, ſich Deutſchland, dem es in uralten 
Zeiten durch mancherlei Bande angehoͤrte, wieder anzuſchließen. Der 
alte Zwieſpalt beginnt ſich auszugleichen, und bei der ſich fleigernd- 
en höheren Bildung und Einficht werden die Grundfüge der Hand— 
elöfreiheit und die Begriffe des Gefammtvortheild nicht bloß zum 
Mitgefühle der großen Mehrheit gebracht, fondern wirklich auch 
angewendet. Deutjchland kann eine folche Annäherung Hollands 
nur mit aufrichtiger Freude begrüßen, weil einerſeits jelbft aus den 
Beſtimmungen des Vertrags fich zur Genüge ergibt, daß von Ueb— 
ervortbeilungen des einen Theild durch den anderen nicht die Rede 
jein Fonne, daß nur das Prinzip der vollfommeniten Gegenfeitigfeit 
Anwendung finden folle, und daß, falld fpäter das Gegentheil in 
Bezug auf den einen oder den anderen Punkt jich ergeben follte, 
Mittel und Weg zur fchleunigen Abhülfe gegeben feyen; weil and- 
ererjeitö in dem Vertrage jelbft die Bürgfchaft der Dauer der Ans 
näherung beider Theile enthalten iſt. Denn es find nicht einzelne 
PVarcellen Deutichlands, welche hier mit Holland contrahiren, und 
welche von demſelben übervortheilt werden fünnten; es ift eine große, 
eompacte Maſſe, es jind fümmtliche zollvereinte deutſche Staaten in 
ihrer Bereinigung, in ihrer Achtung einflößenden Gefammtheit, mit 
denen tranfigirt ift. Zum erftenmal treten bier vie Zollvereinsftaaten 
in ihrer Gefammtheit in große und ausgedehnte commerzielle Be— 
ziehungen mit einem viel bedeutenden Hanvdeld-Staat; zum erftenmal 
werben den Mereinditanten und deren Grzeugniffen beim Verkehr 
mit fremden Golonien die Rechte und Vortheile ver begünittigiten 
Nationen zugeftanden; im Anfang, der gewiß um fo weniger ohne 
fernere wohlthätige Folgen bleiben wird, da ſeit dem lezten Decen- 
nium Die deutſche Zollvereinigung vdergeftalt ausgebilvet und befeft= 
iget ift, und wirklich eine ſolche Stellung eingenommen hat, daß 
die Aufmerkjamfeit des ganzen Auslandes auf fie gerichtet ift, und 
eine wohlthätige NRivalität in der Anfnüpfung von Verbindungen 
mit verjelben über nicht gar zu lange Zeit fich zeigen dürfte, 
Wenden wir und zulezt zu den, dem Vertrage zu Grunde lieg- 
enden Principien, jo werben wir bei forgfältiger Erwägung finden, 
daß auch viefe eine Rückkehr zum Urfprünglichen, eine Abweichung 
von der Erfünftelung nach der Natur hin bezweden. 
Handelöverträge follten immer. nur gefchloffen werden, um ven 
Handel zwifchen zwei Nationen dergeftalt zu veguliren, daß derſelbe 
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zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen ungeſtoͤrt betrieben werben 
kann; überdieß aber, um ven gegenfeitigen Bahr zu beleben, ven 
Markt beider Theile zu erweitern, 

Die Alteften, während des Mittelalterd abgefchlofienen Handels— 
verträge verfolgten im Wefentlichen vdiefen doppelten Zweck. Man 
contrahirte, um den Handel vorzüglih von den Hinderniffen zu 
befreien, welche aus der Unficherheit des Beſitzes einerfeits, und der 
Willkühr der Herren in der Anlegung von Zöllen auf ihrem Ge— 
biete andrerfeitö erwuchfen. Wenn man alfo, dachte man, für vie 
Sicherheit der Schiffer und Handeltreibenden forgte, forge man zu— 
gleich für Erleichterung und Befdrverung des Verkehrs. Im Ver— 
laufe der Zeit aber wurde ed anderd. Se höher ver Grad ullge- 
meiner Sicherheit wurde, je weniger man ndthig hatte, fih durch 
Stipulationen vor Beeinträchtigungen mittelft Gewalt zu fichern, 
um jo mehr nahm man bei Negelung der Handelöverhältniffe der 
Staaten unter einander zur Ueberliſtung feine Zufludt. Die Ge: 
fehichte der in ven beiden lezten Jahrhunderten abgefchloffenen Han— 
delöverträge legt Hinlänglich Zeugniß darüber ab. Auch vie Hanz 
velögefeßgebung der Staaten erhob fich nicht zu höheren Geflchts= 
punkten. Wenn man 3. B. die brittifhe Navigationsacte, den Me— 
thurntractat von 1703 und den Afjiento von 1713 ihrem Inhalt 
nad) genau betrachtet, fo tritt aus folchen und ähnlichen Actenſtücken, 
die fehr haͤufig als Mufter Eluger Handelspolitik gepriefen worden 
find, jofort der eigentliche Zweck und fehr deutlich entgegen, Diefer 
beftand in nichts Anderem, als in der möglichiten gegenfeitigen Ver— 
drängung vom Markte, in dem Streben, wo möglich alles ſelbſt 
haben zu wollen, und, wenn dieß nicht angieng, dem andern Theil 
doch fo viel als möglich durch Prohibitionen, Zölle und andere Abs 
gaben das Spiel zu ververben. Es leuchtet ein, daß bei Abjchließ- 
ung folcher Verträge — die demnach gar nicht waren, was fie jeyn 
follten, feine Erleichterungsmittel des gegenfeitigen Verkehrs, ſond— 
ern nur Mittel und Mafıhinen, um ein’ Land auf Koften des and— 
dern feinen Handel treiben zu laſſen — nicht die Natur der Ver— 
hältniffe, fondern fait allein die Perfönlichkeit des Unterhändlers 
entfcheiven mußte. Je größer die Gewandtheit des legtern, je com= 
plicirter das Syſtem der Ueberliftung, welches er anwandte, je zahl- 
reicher feine Kniffe und Schliche, je größer die Furcht, Die er in 
feinem Gegner zu erweden, je größer die Unwiffenheit, in welcher 
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ex denſelben zu erhalten wußte, um fo größer, meinte man, io 
dad Meifterftüd, welches zu Stande gebracht worden. 

Alle Altern Handelsverträge fonnten, weil der größte Theil des 
Inhalts. derſelben Der Perſoͤnlichkeit der Unterhändler zugefchrieben, 
oder auf die Schwäche oder Unkunde des einen, Theil bajirt- war, 
fein bleibendes Verhaͤliniß begründen. Sie beftannen, fo lange 
ed dauerte, fo fange; bis der verlezte Theil zur Einficht ver Ueber: . 
vortheilung gelangte und ſich ver Feſſeln zw entlevigen fuchte. Weil 
man ‚nicht eine natürliche Entwicklung der beivrrfeitigen Verkehrs— 
verhäftniffe zu begründen ;geftrebt, weil: man alles auf morjche Bafen 
erbaut; eine, Berfünftelung aus ver einfachiten Beziehungen bewirkt 
hatte, jo konnte natürlich am Ende das Reſultat nicht: jehr erfreu— 
lich ſeyn. Man: Hatte den Handel auf. Bahnen geleitet, die demſel— 
ben. nicht natürlich waren ; man hatte ihn weniger. jicher und wen— 
iger nüglich gemacht, als derfelbe io ſonſt zeigen konnte und ge— 
zeigt haben würde. 

Es gehört zu den, Schwärmereien, bemerkt Mac = Culloch mit 
Recht, wenn eine Nation jich einbilvet, von einer andern Vortheile 
ober Begünftigungen im Handel zu erhalten, ohne daß die andere 
irgend einen Vortheil dagegen erlange. Und wenn ein Kandel: 
Vertrag, welcher ausfchliepliche Vorrechte gewährt, wirklich und treu 
von dem Lande gehalten wird, welches viefelben eingeräumt, fo kann 
man gemiß ſeyn, daß die Gegenverpflichtungen von dem Lande, zu 
vefien Gunften die erftern gewährt worden find, wo nicht entgegen: 
gefeßt, Doch nicht in: gleichem Umfang erfüllt werden, Wer nah 
dergleichen Begünftigungen im Kandel hafcht, oder wer es verfucht, 
diefelben von den Schwachen oder Unmiffenven unter feinen Nach— 
barn herauszuloden, pflegt in ven meiften Fällen feinen Zweck zu 
veriehlen. Ale, wirklichen Nutzen bringenden DBereinigungen in 
Handelsgeſchäften beruhen einzig und allein auf Gegenfeitigfeit und 
gleichen Rechten, und ficherlich wird diejenige Nation für fich ſelbſt 
am beſten forgen und den blühenpften Handel treiben, welche mit 
Allen nach gleichen Grundfägen verfährt und feinen bevorzugt, ſon— 
dern mit einem Seven Handel treibt, wenn ſolches ohne Nachthen 
geſchehen Faun, 

Vergleichen wir den in Frage ſtehenden Sanvelövertrag vom 21 
Jan. 1839 mit den älteren Tractaten, fo werben wir fofort inne, daß 
derjelbe feinen Prineipien nach ji durchaus von den lezteven unter- 
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ſcheidet, daß er mit venfelben in der That nichts gemein Hat, als 
den Namen, daß mehrere Beitimmungen deſſelben nicht undeutlich 
auf die Verwirklichung jener ivealen Zuſtände Hinzielen. 

Der Vertrag vom 21. Januar 1839 tragt einen doppelten Cha— 
rakter an ſich — den eines Schifffahrtd = und‘ den eines KHanveld- 
Tractatd. Gin Vertrag der erfteren Art bezweckt nur Erleichterung 
ded Transport? — ein Vertrag der zweiten Art weit mehr, näms 
fih Erleichterung und Erweiterung des Abſatzes der eigenen Natur- 
und Kunftproducte innerhalb des Gebietes des anderen, Beide Zwecke 
werben durch den vorliegenden Tractat verfolgt. 

In der Eigenſchaft eines Schifffahrts-Vertrages überträgt verfelbe 
auf die Gefammtheit der DVereinsftaaten in ermeiterter Weiſe dieje— 
nigen Rechte und DVortheile, welche in Folge des zmifchen Holland 
und Preußen unterm 3. Juni 1837 abgeſchloſſenen Schifffahrts: 
Tractatd zugeftanden waren. Durch diefe aus dem Mertrage von 
1837 aufgenommenen Beftimmungen aber, welche eine Befreiung, 
beziehungsweife Verminderung der auf den Tranfit dur Holland 
gelegten Abgaben ausfprechen, bilvet verfelbe eine Ergänzung und 
Bervolllommmung der Rheinfchifffahrts-Acte vom Jahre 1831, die 
zu verbeffern und zu einer definitiven Maaßregel umzuwandeln da⸗ 
mit alſo ein neuer Anſtoß gegeben iſt. 

Zulezt kann nicht genng hervorgehoben werden, wenn wir den 
Tractat in feiner Eigenſchaft als Handelsvertrag betrachten, daß der: 
ſelbe, trotz dem daß die contrahirenden Theile ſich Zugeſtändniſſe 
machen, Feine Härte, Feine Ausſchließung gegen andere Staaten ent- 
hält. So billig und gerecht auch die Vortheile und Ermäßigungen 
ſeyn mögen, welche der Zollverein den Holländern eingeräunt hat — 
der Vertrag würde dennoch verwerflich ſeyn, wenn die begunft- 
igten Waaren, wie namentlich Zuder und Reis, nur bei vem Be: 
zuge durch die Niederlande mit erniedrigten Zollfühen zu erlangen 
wären, nach anderen Seiten bin aber vie höheren Einfuhrabgaben 
beibehalten würden. Denn in viefem Falle würde Holland für eis 
nen großen Theil des Vereindareald ein Monopol einpfangen, während 
die ihrer Lage nad) entfernteren Vereinsſtaaten, die nicht von Holland 
beziehen könnten, vielmehr von anderwärts her ihr Bedürfniß befriedigen 
müßten, auf höchft unbillige Weife benachtheiligt wären. Der Ber: 
trag ift nichts weniger, als monopofijtifch, nichts wertiger als excluſiv. 


Obwohl beide Theile dur "Gewährung ‚gegenfeitiger. Vortheile die 
Annäherung zu: verftärken, das beide Theile verfnüpfende Band zu 
befeftigen trachten, ‚halten: ſie fich doch volllommen freie Hand,» os 
wohl für die Zukunft, falls fpäter die getroffenen Beftimmungen 
den einen oder den anderem Theil nicht ‚befriedigen follten, wie. hin- 
ſichtlich ver Erweiterung: ihres: Verkehrs. mit anderen Nationen. Der 
He Artikel des Vertrags: beſagt in: dieſer Bezichung ausdrücklich, 
daß, wenn: auch. im: Allgemeinen: die gewährten Zugeſtändniſſe ala 
Erwiederung der empfangenen Vortheile angefehen . werden jollen, 
doch beide Gontrahenten : jich vorbehalten, ‘jene Gonceffion auch: and: 
eren Staaten: mit oder ohne Gegenleiftungen zu bewilligen, oder 
auch fogar deren Anwendung: allgemein eintreten zu laſſen. — — 
Damit ift der Keim des Fortſchritts angedeutet, damit ift die Abs 
ficht ‚der “weiteren Entwicklung des new aboptirten Syſtems aus: 
geſprochen. Dem Auslande, welches mit dem Zollverein noch nicht 
eontrabirt hat, tft damit Die Bahn geöffnet; es wird die Aufforver: 
ung zu deuten. wiflen Dem. Miteontrahenten: jind Dadurch eine 
Reihe von Rivalen in den Hintergrund gejtellt, die ihn gewiffer- 
maßen: zu einem billigen und gereihten Verfahren, zu.’ größerem 
Entgegenfommen zwingen. Im Uebrigen kann ev ebenfalls nicht 
Serlieren, auch wenn der Berein fpäter mit andern: Staaten: trans 
ſigirt; denn wenn lezteren fpäter andere oder größere Begünftigung: 5 
en, als der vorliegende Vertrag enthält, eingeräumt werden ſollten, 
fo find. ihm dieſe ebenfalls. unter denfelben Beringungen mittelft 
einer deminächit abzufchließenven befonveren Uebereinkunft zugeſproch— 
en, Was aljo der Vertrag will, was er deutlich genug ausfpricht, 
ift, daß er den gegenfeitigen Verkehr der Staaten auf andere und feftere 
Bafen begründen will, als auf denen man denſelben früher faft all: 
gemein beruhend dachte. . Er betrachtet die contrahirenden Staaten 
nicht al3 iſolirte Individuen, ihr Verkehrsareal nicht als ein ab— 
gefchloffenes Gebiet — alle Bölfer find ihm nur Glieder in ver 
großen Kette, die den allgemeinen Verkehr vermittelt — der ihnen 
angemwiefene Wirkungskreis iſt ihm die ganze Erde. Jever Nation 
ift eine Bahn: gedfnet, auf welcher fie jih Größe, Macht, Neich- 
thum, auf welcher fie ſich eine würbige Stellung erringen kann. 
Diefen ihr von der Natur zugewieſenen Beruf wird fie aber nur 
zu erfüllen im Stande: feyn, wenn, wohin der Vertrag zielt, aller 
Orten bie freieſte Entwidlung aller Kräfte geſtattet * 
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Gewiſſe politiſche Seher, ver Flankenbewegung angehbrend, wollen 
dem Vertrage vom 21. Januar 1839 auffer ver: merkantilen Be 
deutung auch noch eine politifche Seite: abgewinnen. ja ſie gehen 
foweit, daß ſie feinen Urſprung fait nur aus einer politifchen Duelle 
ableiten zu müſſen glauben. Man folgt hierin dem Beifpiele ein- 
iger Blätter, die auch hinter dem neuen Kandeld- und Schifffahrt: 
Vertrag zwifchen: Defterreich und Großbritannien eine Friegerifche 
Demonftration wider andere Staaten, ‚eine wirkliche. Allianz beiver 
Mächte fucchen, over wie der „Courrier frangais” glauben, dieſer 
Bertrag werde für Defterreich. der Ausgangspunkt: einer ganz neuen 
Bolitif ſeyn. Als ob Handeld- und Schifffahrts-Verträge nicht: zu 
allen-Zeiten :abgefchlofjen worden. wären, :ohme. daß. es darum Je 
mand eingefallen wäre, fogleich Volker- und Cabinets⸗Allianzen dar: 
aus folgern zu wollen. - Beſtehen doch dieſe ſelbſt unter Staaten 
von zum Theil ganz entgegengefezter politifcher Richtung, Und. has 
ben nicht Frankreich, Schmweben, Preußen, Portugal, vie vereinigten 
Staaten von Nordamerika, Brafilien uud andere: Mächte ähnliche 
Berträge. mit England abgejchloffen? Der neue dfterreihifche und 
großbritannifche ift nichts Neues, ſondern im Wefentlichen nur eine 
Wieverholung und Erneuerung der im Jahre 1829 zu. London ge 
troffenen Uebereinfunft. Defterreich gehet dabei von derſelben Po: 
litik aus, die ed im Oſten ſtets befolgt‘ bat. Iſt ſein Vertrag ein 
äuferes Zeichen der freundſchaftlichen Annäherung zwiſchen ihm und 
England, fo ift er zugleich und noch mehr das erfreuliche Zeichen, 
daß beide Mächte darüber einig find, die. Schifffahrt der Donau um 
jeden Preis frei zu erhalten, und nicht zuzugeben, daß andere Mächte 
ſich dieſes wichtigen. Gommunicationsmittel8 bemächtigen, um es zu 
ihrem Vortheile zu monopolifiren, oder die Mündungen des mäch— 
tigen: Stromes, der beftimmt.ijt, den Producten des halben Welt: 
theild als Abzugsfanal zu dienen, nach Willkühr und Belieben zu 
verſchließen. Es iſt eine Lebensfrage für die öͤſterreichiſchen Länder, 
daß die Donau auf ihrem ganzen Laufe frei bleibe, und daß ihrem 
im vafchen Aufblühen begriffenen Handel und der ins Leben geruf: 
enen Dampfichifffahrt der Cingang ind ſchwarze Meer und vie dir: 
efte Verbindung mit den — des mittellännifchen unverfümmert 
erhalten werde. 

Sp wie wir. daher in dem Bertrage. zwifchen Dejterreich und 
Großbritannien nichts anderes ald die Bürgfchaft erbliden, daß 
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England mit Oeſterreich vereint, vie. Freiheit der Donau behaupten 
werde, jo auch erblicken wir mit: freudigem Stolze in ver neuen 
Einigung der Niederlande mit: Deutjchland nicht eine neue aus 
blofen politiſchen Gründen nur hervorgegangene Handelsmacht, ſond⸗ 
ern die Ernenerung jener. durch das gemeinſame Handelsintereſſe 
von jeher. beſtandenen Einigung, welche nicht. allein, wie vor Zeiten 
die alte Hanſe, den. Wohlftand und die Macht des Vaterlandes zu 
erhöhen, ſondern daneben auch. Die erhabene Beſtimmung zu erfüllen 
bezweckt, den Gedanken ver Handelöfreiheit unter ven Völkern der 
Erde auf das Fräftigfte: verwirklichen zu helfen, 

Diejenigen Zeitgenoffen, welche in Dem zivifchen den Niederlanden 
und den deutſchen Zollvereinsſtaaten abgeſchloſſenen Schifffahrts⸗ und 
Handelsvertrag nur eine politiſche Verbindung der vereinten Cabi— 
nette wider Belgien und Frankreich wittern und meinen, daß ihm 
beſonders die Bemühungen der Niederlande, ſich die Allianz des 
Berliner Hofes zu erwerben — die im neuerer Zeit fo auffallend 
fihtbar geworden — die Entſtehung zu verdanken hätten, verfenn- 
en offenbar ven Vertrag fo wie dad Weſen und die Geſchichte der 
beutich = holländischen Frage. Wir haben fchon bemerkt, daß der 
Vertrag in Feinerlei Beziehung für den zu erweiternden Verkehr mit 
anderen Nationen als excluftv zu betrachten ift, und wienerholen, 
daf Holland, indem es den erſten Schritt zum vorliegenden Han: 
delsvertrage that, nichts weiter im Auge hatte, als die Einheit der 
Gefinnungen und Zwede, welche Deutfchland und Holland natur= 
gemäß von jeber- verbrüberte, zur Wahrheit werben zu lafjen. Es 
if eine ausgemachte Thatſache der Klugheit und Gefchichte, daß 
Deutſchland und Holland zufammen Freunde und Bundesgenoffen 
fon müffen. So lange Holland am Meere, Deutfihland Binnen 
legt, und unfere Welt unfere Welt ift, fo lange hat Holland zu 
geben, Deutfchland zu nehmen; und fo lange es Menſchen gibt, 
wird, der Magen: die Speifen. vom Munde, das Binnenland von 
der Küfte nehmen; der Vortheil knüpft aljo Deutjchland und Holl- 
md von felbft zufammen; und fo fange der Rhein feinen natür- 
lichen Abflug ach Holland beibehalten wird, werden auch Deutfch- 
lands und Hollands Bortheile mit einander verwebt bleiben. Holl- 
and wird immer bevürfen, und Deutfchland an den holländiſchen 
Bedůͤrfniſſen Ueberfluß haben. Es ſind zwei von ver Natur für 
einander .beftimmte Erguͤnzungslaͤnder, Ho Hand Deutſchlands 
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Küſtenland, Deutſchland Hollands Binnenland. Und ſoll vie 
Politik mitentſcheiden, ſo ſehe man nur die Karte an, und man 
wird leicht erkennen, daß Holland nicht nur Die germaniſche Sand: 
elspforte ift, ſondern auh die Marspforte, nicht nur bie 
MWaaren= auch Kriegsftraße. Holland ftand als Wehrmauer für Weft- 
deutfihland immer da, Die erft nievergeworfen jeyn muß, che der 
Feind ind Herz des DBaterlanded dringen kann. Es ift ein, Elend, 
daß manche Leute Feine Gefchichte ftudiren, oder doch dieſe ſo leicht 
vergefien. Diefen ift nicht genug zu wiederholen, daß das kleine 
holländische Kraftvolf e8 war, welches unter Ludwig XIV ı— dem 
Frauen Napoleon. — Deutſchland, wenigſtens im Norden rettete; 
und daß von Holland die, Sicherheit der deutſchen Rheinlande, von 
dieſen — deutſchen Binnenlande Seine I — he 
3F | 1 4 
.n Man hat Holland, ſelbſt zur. Zeit, als das niebe. landiſche Königreich 
noch in ſeiner Integrität beſtand, für feinen Militairftant gelten laſſen 
wollen’ Eine Anſicht, die Hollands Stellung im heutigen euröpäifch- 
en ‚Staatenfnften ganz und gar nicht entfpricht, auch «mit feiner nicht 
‚nnbedentenden Marine im Widerſpruch ſtehet. Schon die Thätfache, 
} daß Holland mit feinen Wehrburgen au Schelve, Maas und, Rhein 
„Per weſtdeutſche Schild it, der erſt durchſtoßen ſeyn muß, ehe man 
ins deutfche Haus gelangen Fann, weifet diefem fehr beziehungsreichen 
Staate in der Reihe ver Militairmächte einen nicht unwichtigen Rang 
am. Daß die Kaufherrenwelt, die freilich in Holland immer oben 
ſchwimmen will und wird, der aber — wir fahen es — am Ende 
doch auch die Haut lieber ift, als das - Prozentchen, ‚herunter ganz 
‚ eigne, Begriffe hat, ‚rührt wohl nur daher, daß ſie die Handelsmacht 
von der See- und Militairmacht trennen. . Aber. daß dieſe Vereinig— 
ung ſo möglich als fegensvoll ift, beweifet gerade bie Geſchichte des 
holländiſchen Staates. Als Philipp, der ſchwarzgallige Tyrann, vor 
deſſen Scepter ſich Millivnen bückten, in deſſen Staaten man nie vie 
Sonne untergehen ſah, mit den damals geübteſten Kriegern der Welt 
Holland überfiel und Alba, der würdige Diener ſeines Herrn, das 
kleine Ländchen durch Mord. und Brand und alle; Gräuel,die nur 
eine lebhafte Phantafie ſich ausmalen Fann, ‚vertilgen-wollte, — „ba 
wirkten die Niederländer Wunder. Keine Drangfalen,.. Feine Leiden, 
wie fie heißen mochten, beugten ihren Muth! Alles fämpfte um des 
Lebens höchſte Güter, um Freiheit und Unabhängigkeit! Die Untet- 
drückten ſiegten endlich ; die -fremben Horden wurden nach ahtelängen 
Kämpfen vertrieben, und anf der rauchenden Trümmern der Zerſtör⸗ 
ung erhob ſich tröſtend das wallende Pauner der. Republik, ESeit 
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heißt Deutfchland geſchützt, und böchitens eine beftochene Stimme 
oder ein Nundelvubenzuder-Fabrifant Fann anders denken. Holland 
ift, gegen Frankreich geitellt, ein deut ſches Land; esift alſo unſer 
freiwilliger und nothwendiger Bundesgenoffe, und braucht nicht erft 
durch einen: Handelsvertrag im Jahre 1839 dazu gemacht zu werd 
en. Was fihnitt dem gemaltigen Napoleon ven Lebenönern durch ? 
Antwort: Hollands Befreiung. Bei dem Schuge und der Selbit- 
fländigfeit Hollands find nicht allein die nächiten deutſchen Nach- 
barftaaten, ſondern alle in auffteigenver Linie ſtark intereffirt; denn 
von der Lebenskette trennt fich Fein Glied ohne Schaden fürd Ganze, 
Verödet der Unterrhein, erlahmt ver Mittel- und Oberrhein von 
ſelbſt, der Todesſchlag trift den Main und die Nebenflüffe mit, 
und bie Ermattung. jteigert fich bis ins Herz des Vaterlandes. Um: 
gekehrt ift vaflelbe. ver Fall. Wollen die Binnenländer fich felbft 
genügen, vereinfamen die Nachbarn, und die Todtenftille Außert ihre 
nothwendige Rückwirkung bis an die Außerfte Grenze, Im lezter 
Lage befanden wir und feit dem breißigjährigen Kriege, und weil 
jeder für fich gieng, darum erlahmten alle. 

Nicht genug zu. feguen find daher alle Maaßregeln, die zur Ver— 
nichtung. jener Vereinzelung . abzweden, wie ver veutjche Zollver- 
band, der. Ludwigs-Donau⸗-Main-Kanal, und der zwifchen ven Ver— 
einsftanten und. den Niederlanden abgefchloffene Schifffahrtd- und 
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jenem entjcheidenden Momente, wo die gewöhnte Allmacht eines ge: 
waltigen Deſpoten an dem unbeugfamen ehernen Muthe einer Hand- 
voll Menſchen zerfchellte, datirt fich Hollands Kriegsmacht. Mehr 
„ als einmal zitterte England vor Niederlande Fühnen Seehelven und 
De Ruyter donnerte wiederholt dem britifchen Neptun ein furdhtbares 
—„quos ego!“ zu. Als England zu jener Zeit in feine gefürdhtete 
Flagge ein Spinnengewebe aufnahm, gleichfam als wolle es anzeigen: 
es könne feine Feinde oder Nebenbuhler wie Fliegen darin fangen, 
erſchien Niederland mit einem Befen in feiner Flagge, um zu be 
deuten: es fey ihm ein Leichtes, die Spinnengewebe zu befeitigen, 
Es fey nun hiermit, wie es will, foviel ift gewiß, daß Holland da— 
mals die englifche Präponderanz zur Eee nicht anerkannte. Hollands 
Militairgewalt nicht anerkennen, heißt feine Geſchichte ignoriren. Die 
Controverſe: ob es nur ein Hanbelsftaat oder zugleich ein Militair⸗ 
ftaat fey, iſt auch durch feine neueren Freiheitsfämpfe und durch fein 
Conſeriptionsſyſtem entſchieden. 
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Handelsvertrag. Lezterer wird die Kräfte des’ Vereins zur vollen 
Entwicklung bringen und zeigen, was Holland im Kandel: mit ei: 
nem freien Deutfchland, und dieſes im freien Verkehr mit. einem 
Handel fchaffenvden Holland bei ungeftörtem Umlauf aller Kräfte 
werden Fünnen. Seine wohlthätigen Folgen werden nicht lange auf 
fich warten laffen; und bald Iehrreicher fprechen, als alle Sprüche 
der Weifen, Ä 

Eine andere politifche Frage ift die: ob nicht in- dem Kandeld: 
Vertrag zwifchen den Niederlanden und den deutſchen Zollvereins⸗ 
ſtaaten die Initiative fürsHollands Anfchluß an ven veutfchen Bund 
zu erbliden ift? Die Vortheile, welche dadurch einerſeits für Holl- 
and, andererſeits für Deutfchland erwachfen würden, find fo eins 
leuchtend, daß man diefen Anfchluß für ſehr mahrfcheinfich Halten 
muß. Die Vortheile, vie für die Niederlande aus dem Anfchluße 
an den deutfhen Bund erwüchfen, würben ſich nicht bloß auf Die 
Sicherftellung feiner politifhen Exiſtenz befchränfen, fonvern feine 
Intereſſen würden dadurch noch auf anderen Wegen mächtig begün— 
fligt werden und zwar: 4) die abfolute Gewißheit der Hilfe der 
fehr bedeutenden Bundesarmee würde eine beträchtliche Reduction 
der nieverländifchen Armee möglicd machen, und folglich würden auf 
eine fühlbare Weife’ die Kaften und Ausgaben des Staatsſchazes 
für dad Departement des Kriegs vermindert werden; 2) vie Aus: 
gaben, welche ver niederländifche Staat für feine an der belgiſchen 
Grenze gelegenen Feftungen biöher allein zu beftreiten hat, würden 
ſich ebenfalls anfehnlich vermindern, da Diefelben in Bundesfeſtung— 
en umgewandelt würben, und fo bie Erhaltung derfelben dem ganzen 
Bunde zur Laft fiele; 3) Dadurch würde die Ausdehnung der nie- 
derländiſchen Marine durch deutfche Kraft und Mitwirfung bemdg- 
licht, — Ein folder Anfchluß würde aber auch dem deutſchen 
Bunde vielfache Vortheile bringen, und feine Intereffen weſentlich 
befördern; denn 1) würden dadurch feine Macht und fein Anfehen 
bedeutend vermehrt werben, indem er in den Belt einer rvefpectab- 
ein Linie von Feſtungen gegen Belgien hin Time; und 2) würde 
er dadurch in den Beſitz der ganzen Meeresküfte von der Schelve 
bis an die rufjifche Grenze gefezt, zum Range der Seeftaaten er: 
hoben, wodurch zugleich neue Wege, die großer Ausnehnung fähig 
wären, für feinen Handel in alle Theile der Welt und in, Folge 
deſſen für die Gonfumtion feiner Produckte eröffnet würden — Wohl- 


fanpsquellen, Die bisher wegen Mangels einer Marine nicht: be; 
tust werden Fonnten. So Lange Deutichland feine: Marine: hat, 
koͤnnen deſſen Induftrie und Handel nicht den Aufidwung nehmen, 
nicht die &rdße erlangen, worauf es, vermödge feiner Lage und. Aus: 
dehnung, der Thätigkeit und Intelligenz feiner Bewohner gerechten 
Anfpruch Hat. Ohne Marine kann Deutſchland nicht die Kraft und 
Machtiventmwiceln, welche. ihm: wegen feiner. Stellung zwiſchen den 
größten Gontinentalmächten, wegen: feiner nad allen Seiten. offenen, 
feicht rangreifbaren Grenzen: ſchon zu feiner blofen Sicherheit noth- 
wendig find. So lange Deutjchland Feine Marine hat, Fann ji 
daſſelbe auch Eeiner wahrhaften merkantilen Unabhangigkeit erfreuen. 
Wodurch erlangte Holland, dieſer fonft-Eleine Staat, feine ‚große 
Bereutung, ald Handelöftaat'? Durch: feine Flotten, Warum fonnte 
alles Ungemach, das über Holland ſeit beinahe anderthalb Jahr: 
bunverten hereinbrach, bDiefem ‚Sande nicht den Todesſtoß beibring⸗ 
en? Warum: blüht es jezt auf mit jugendlicher Kraft, warum macht 
fein Hanvel, feine Induſtrie ſeit wenigen Jahren bewunderungs⸗ 
werthe Fortſchritte? Es befigt Schiffe, welche überall neue: Märkte 
aufjuchen, und feine Producte nach allen: Weltenven verführen ; es 
bat Colonien wieder erworben, erweitert und zum Blühen gebracht, 
worin fein Wille, Gefeß iſt, es hat den Schiffbau und- die. Schiff- 
fahrt mit den: größten Opfern unterftügt; mit einem Wort: ed hat 
fih einen. Handel, einen: Berkehr geſchaffen, der lediglich nur von 
ihm ſelber, von feinem Nachbar, von; feinem Dritten abhängig if. 
Durch ein inniged Zuſammenwirken mit Deutſchland durch feinen 
Anſchluß an daſſelbe, durch gemeinjame Maaßregeln, Inftitutionen 
und: berechtigte: Koͤrperſchaften würde Holland auf. dieſer Bahn noch 
größere Fortſchritte machen. An. ihm iſt e8, zu ergänzen, was ihm 
noch abgehet, um ganz das große Ziel zu erreichen, melches ihm 
die Borfehung auf der Bühne ver Welt vorbehalten hat. Diefes 
größe Ziel wirt ed, vereinigt mit: einer deutſchen Marine, deſto 
ficherer. und fchnefler erreichen. :So würden für Holland wie für 
alle deutfche Staaten. die nachhaltigen Stützpunkte für: einen leb— 
haften. überſeeiſchen Verkehr, ſo die Mittel zur Herſtellung einer 
mädhtigen, Achtung gebietenden vereinigten Marine gewonnen: Was 
würde und müßte für deutfche und holländiſche Induſtrie nicht alles 
erhlühen! Deutſchland bejigt nicht bloß Küften, Häfen, Kräfte und 
Mittel dazu, ſondern es ift ihm auch eine maritime Neigung und 
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Richtung nicht abzufprechen. Die j Deutſchen fühlen ſich mohl und 
heimisch auf hoher See, nie vergeht ihnen Die Geduld in langer 
Fahrt, nie bie Ausdauer in Noth und Gefahr — ſchon unver 
denflih war ven Germanen das Mellenroß ein jo edler, ebenbürt: 
iger Kampfgenofje ald das muthigfte Landroß, noch heute find es 
in den. meerherrjchenden Völkern die germanifchen Beitanptheile, 
melche ihnen die Wichtigkeit zur See verleihen, noch heute’ find 
Normanen die Fühnften und unerfchrodenften Seefahrer. 

Eine Holländisch = deutfche Marine kann zu einem Verein der pro: 
teftantifchen Eleineren Seemächte führen. Und warum folkte eine 
fo fosmopolitifche Idee, wie eine vereinigte Marine Preußens, Dane: 
marks, Schwerend, Hollands und der drei Hanfeftäbte nicht durch⸗ 
geführt werben Förmen, zumal wenn Preußen die maritime Zeitung 
dem geübteren Holland. überlaffen. wollte? . Keine Zeit war dazu 
günftiger, al3 vie jegige, in der man das inhumane Prohibitiv- und 
Excluſtons - Syftem immer "mehr mildert und befhränkt, und all: 
mählig zur Ueberzeugung gelangt, daß möglichft freier Welthandel 
in frienlicher Cintracht mit ven gleichfalls von der Natur dazu be 
rufenen Nationen, jelbft ver größten Nationen Vortheil ſey. Fürcht- 
en wir nicht, daß ed zu Spaltungen zwiſchen England: und jener 
vereinten See= Concurrenz fommen werde. England ſieht ein, daß 
bei ver ſteigenden Entwidlung ver: nordamerifanifchen Marine das 
ungerechte Monopol der Meere gegen die europälfchen Staaten, fol 
anders nicht ein ewiger Krieg an ven eigenen Hülfsquellen Britan: 
iens nagen, auf. die Dauer nicht fortgefezt werben Fann. "Großbri- 
tanien wird bei aller See⸗Concurrenz immer eine Ehrfurcht gebiet: 
ende Macht bleiben. Es wird in Induftrie, Erfindungen, Majchin- 
enweſen u. f. w. noch lange anderen Staaten ald Vorbild voran: 
ſchreiten. Und jemehr fich fremde Regierungen und Völker be 
freunden, die eingewurzelten Nationalvorurtheile abſchworen, und fid 
durch. nähere Kenntniß und freundliche Annäherung unter dem Del: 
zweige des Frievend achten und mürbigen, defto mehr wird ‚England 
Gelegenheit gewinnen, feine Manufacte, bei möglichft- freiem Handel 
und ihm günftigen — — in alle Laͤnder der Weli zu 
ik 


Königlich Preußiſche —— vom 3. Detober 
‚1839, die Ginführung bed Zollgewichts betreffend. 


‚Bir risdeig Btsheim. son Gottes: Gnaben, König: son 
Preußen 17 ic. verordnen, mit. Rückſicht auf die in den Zoflverein- 
igungöverträgen enthaltenen -Berabrenungen wegen Annahme eines 
gemeinfchaftlichen Zollgewichts in faämmtlichen zum Zoll und: Hand⸗ 
elövereine verbundenen Staaten, und in Erwägung ber hieraus für 
die .Zollerhebung., und Einrichtung hervorgeheuden Erleichterungen 
nah dem Antrag unſres Staatsminifteriums, wie folgt: $. 1. Bom 
1. Jan. 1840 an follen Die Berechnung ver Ein-, Aud- und Durch⸗ 
gangszöfle umd die zu dieſem Zwecke bei den Zollftellen vorkommt 
‚enden Berwiegungen nach dem in ſämmtlichen Zollvexeinsftaaten - 
gleichmäßig: zur Anwendung kommenden Zofleentner und deſſen Unt— 
erabtheilungen (Zollgewicht) flatt finden. Die Beftimmung des $: 27, 
der Anweifung zur Berfertigung der: Probemaße und Gewichte vom 
46. Mai 1816; wonach bei allen ‚öffentlichen Verhandlungen Feine 
andern als die in. dieſer Anweiſung beſtimmten Gewichte angewendet 
werben ſollen, wird daher in Betreff ber Zollerhebung hierdurch 
aufgehoben. $.: 2.:Der Zolleentner, welchen: 100 Zollpfunde ent⸗ 
hält, deren jedes in: 80 Loth getheilt wird, iſt gleich 106 Pfund 
28,21581484 Loth Preußiſch, oder ziemlich nahe 106 Pfund: 282 
Loth (Einhundert und ſechs Pfund und acht und zwanzig und neun 
und‘ zwanzig zwei und dreißigſtel Loth) Preußiſch. Das Zollpfund 
iſt gleich 1 Pfund 27209158108, Loth Preußiſch, oder ziemlich nahe 
1 Pfund 2%, Loth ( Ein Pfund und zwei und dreizehn wierund 
fechzigftel Loth) Preußiſch. Das Zoll-Loth ift gleich, 1,140908?7 
Loth Preußifch, oder ziemlich nahe 1%,, Loth (Ein und neun vier 
und fechäzigftel Loth) Preußisch. F. 3. Die dem Zolleentner und 
deffen Unterabtheilungen entfprechenden Gewichte (Zollgewichte), mit 
welchen die Zollftellen verfehen werden, müflen gehörig geftempelt 
feyn, und ed kommen die Beftimmungen ver $$. 13 und 18 ber 
Maß- und Gewichtdordnung vom 16. Mai 1816 auch Hinjichtlich 
diefer Gewichte gleichfall8 zur Anwendung, mit der Maßgabe, daß 
die regelmäßige Prüfung derſelben nur alle drei Jahre, und zwar 
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bei den Eichungscommiſſionen, zu veranlaffen ift. F. 4. Somohl vie 
Normaleihungscommiljton zu Berlin, ald die Eihungscommilffion- 
en in ven Regierungsdepartements find mit einem Sage von Norm: 
algewichten zu verfehen, welche den in $. 2. beſtimmten Verhaͤlt⸗ 
niſſen zum preußiſchen Gewichte entſprechen und. in Gemäßheit des 
F. 5. der Maß- und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816 in An— 
ſehung ihrer fortdauernden Richtigkeit regelmäßig zu prüfen find. 
$. 5. Für den gemeinen Verkehr bewendet es in Anſehung der Ver⸗ 
pflichtung zur Anwendung des preußiſchen Gewichts überall: bei 
den Beſtimmungen ver. Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 16: Mai 
1816. undfveren Erläuterungen. und, Ergänzungen: Urkundlich unter 
unferer Höchft eigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 'Kbnig: 
lichen Inſiegel. Gegeben. Berlin, ven 31. Oktober 1839: (UL. B.) 
Friedrich Wilhelm. Friedrich Wilhelm, Kronprinz. Freih. v. 
Altenftein. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. — Graf von 
Alvensleben. Freih. v. Werther. v. Rauch.“ 

Noch vor. einigen Jahren hat man. — — es werde 
je zu’ einer: gemeinſchaftlichen Münze, je zu gemeinſchaftlichem Maaße 
und Gewichte in Deutjchland fommen. Schwierig war: die Aufgabe; 
doch fie iſt zu großem Theile gelbßt. Schon ſehen wir aus allen 
Münzftätten des deutſchen Zollvereins , alfo für ein Gebiet von 
mehr als 25,000,000 Seelen. eine gemeinjame Hauptmünze her: 
vorgehen: und mit dem vorftehenven Geſetze jehen wir nun: auch vie 
Einführen; eines allgemeinen deutſchen Gewichts, des „Zollcent⸗ 
ners“ welcher dent großherrlich Heffifchen, dem: großherrlich Badiſch⸗ 
en x. und dem: halben : Kilogramm gleich ift, in dem ganzen Um: 
fange des ZoHlvereingebietes, vorläufig zwar nur für die Zollerheb- 
ungsftätten und Zollregifter angeorbnret, aber damit auch. für Die 
Handlungsbücher und ven Verkehr ii — dürfen wir 
noch weitere u Duhefen. : ei | 


V. 


Der neue Bereins- - Zoll: Tarif für die Jahre 1840, 
1841 und 1842 zur Erhebung der Gingangs- 
_ Dirchgangs- und Ausgangszölle, Ä 


Die wichtigeren in dieſem neuen Tarif bemerkbaren —— 
en in ſo weit ſie von allgemeinen: Intereſſe find, und nicht für 
bejondere Provinzen ober Induftriegweige ehe ————— erleden, 
folgende: 

A. Eingangs Sdtle. Die ———— —— iſt ‚eine 
zweifache, fie betrifft L fümmtliche nach Gulden rechnenden Staaten 
befonderd, - II: Preußen und fammtliche Nereinsftaaten gemeinfchaft- 
ich, 1. Bei dem Tarif von 1837 — 39. hatte Preußen ven Preu— 
ßiſchen Gentner (von 110. Berliner Pfund ) als Gewichts: Einheit 
angenommen, während vie fünlichen Wereinsftaaten ven Gentner von 
50 Kilogramm annahmen, der 2%0 Zollpfd. leichter ald der Preuß- 
ifche ift. Nach dieſem Verhältniß waren bisher die Abgabenſätze des 
24”, Gulvenfußes berechnet. Mit dem neuen Tarif nahm. auch 
Preußen ven Zolleentner zum Mapftab der Verzoflung an, ohne 
an den. Abgabefägen im 14 Thaler Fuß etwas zu ändern, was die 
Folge hatte, daß ſich die Zölle in Preußen durch vie bloſe Aniwend- 
ung eines leichteren. Gewichtes um 2%, Bit. erhöhen, während 
in den nach Gulden rechnenden Staaten Die Tariffüge um das gleiche 
Berhältnig Höher gefezt werden mußten. Wir geben bier ein Ver: 
zeichniß der wichtigeren Artikel mit Angabe des neuen Zollfages für 
den Zollcentner von venfelben, wie er für die Jahre 1840 — 1842 
güftig ift, und ſezen zur Vergleichung vie bisherigen Zollfüge, wie 
fie für. die Jahre 1837—39 gelten, in Klammern ( ) bei: Oelſaat, 
Steinkohlen ıc, x. (4 fr.) 4, Er. ; Knoppern, Schwefel ıc. (8kr.) 
8°, Er; Farben:Erve, Galläpfel, Krapp ıc. ıc. (17 Er.) 17%, fr; 
Eifen-Vitriol,  PBottafche, Mineralwafler ꝛc. ıc. (25 Er.) 26%, Er. 
Terpentin, gemeine Töpferwaaren ꝛc. x. (34 Er.) 35 Er. Zinn in 
Bloͤcken, Stangen x. x. (50 Er.) 52, kr.; Rauchwaarenfelle ıc. ıc. 
(1. fl. 83% Er.) 1 fl. 10 Er; gefchmievet Eifen, "grobe Gußwaar— 
en (1 fl. 20 kr.) 1. fl. 45 Er; Maun, Salzjäure ic. x, (2 fl. 
17° 86.) 2 fl. 20 Er; Oel in Fäffern (2 fl. 48%, kr.) 251.55 fr; 
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ungebleichted Baummollengarn ꝛc. w. (3fl. 26%, Er.) 3 fl. 30 Er, 
Hopfen ıc. x. (4 fl. 16%, Er.) 4 fl. 22", Erz Talg und GStearin, 
ſchwarz Eifenbled 1. ꝛc. 5 fl. 6%, Er) 5 fl. 15 Er; Butter, Käſe 
(6 f. 15 kr.) 6 fl. 25 Er; Weißblech, Eiſendraht, Lichte, Auſtern 
ꝛc. ic. (6 fl. 46%, fe) 7 fl; Rohzucker für Siedereien ꝛc ꝛc. (8 fl. 
30 Er.) 8 fl. 45 £r.; Tabaksblätter (Afl. 22” Er.) 9 fl. 37, Fr; 
grobe Eiſenwaaren, geſchmiedetes Kupfer w. ⁊xc. (10 fl. 12, kr.) 
10 fl. 30 Er; Gewürze, Kaffee, Kaffeefurrogate, Gacao ꝛe, 30: CHT fl. 
24%, Er.) Ud fl. 22%, Er; Wein, Branntwein ꝛc. ꝛc. (L3fl 38; Eu.) 
14 fl; Rohzucker und Farin (Zuckermehl) (15 fl. 18% Fu) AS 
45 fr; feine Eifenwaaren, feine Holzwaaren (16 fl. 58% Fr) 17fl: 
30 Er; Cacaomaſſe, Chofolade ꝛc. ze. (48 fl. 4 Er.) 19: fl: 15 Er, 
Tabaksfabrikate, Thee, gebleichte Leinwand (18 fla 45 fr.) 19 fl. 
15: Er; Teppiche, wollene ꝛc. ꝛc. (34 fl. 3, Er.) 85 fl; feine Led⸗ 
erwaaren, leinene Bänder 1. 20. (37 fl. 30 Er.) 88: fl. 80 ri; 
Porzellan, farbiges ıe. ı. (42 fl. 30 Er.) :43 fl. 45kr. j Tücher, 
wollene, Wollzeug und Strumpfwaaren 2c.:2e. (51 fl. 21, Er; 
52 fl. 30 fr.; Baummollenwaaren ꝛc. 20. (85 fl.) 87 fl. 30 fr.) 
Zwirnfpizen, halbſeidene Waaren ꝛc. ıc. (93 fl. 32%, Er.) 96 fl 
15 fr.; Seivenwaaren, neue Kleider ıc. ꝛxc. (187 HL 5 fr) 192 fl. 
30 fr. Bei den nach der Schiffslaſt zu verzollenden Waaren wurd: 
en bisher in Preußen. 4000. Berl. Pfund als eine Schiffslaſt an— 
genommen, während die ſüdlichen Staaten 40 Zoll: Gentner dafür 
techneten. Nachdem nun folche allgemein a 37’, Zoll-Centner be: 
ſtimmt wurde, ohne die Tariffäge in 14 Ihaler Fuß abzuändern, 
ſo veränderten fich dadurch nachſtehende Sätze im 24y,. Gulven 
Fuß; Bei dem Waffertrandport oder bei dem Landtransport zur Ber: 
fchiffungs- Ablage für 37, Gent., (während der biöherige Zoll für 40 
Gentner gereihnet war): Bruchfteine und behauene Steine aller Art, 
Müuͤhl-, grobe Schleif- und Wezfteine, Tuffteine, Traß, Ziegel- und Bad: 
fteine aller Art ıcıc. (bisher 56 fr.) 52% Er.; Buchenz, Fichten“, Tan: 
nen⸗, Laärchen⸗, Bappeln=, Erlen und andered weiche Holz, Saägwaaren, 
Dauben, Banditdde, Stangen, Faſchinen, Pfahlholz, Flechtweiden 
x. ıe. (1 fl. 158.) Lil 10 Er; Eichens, Ulmenz, Eſchen-, Kirfches, 
Birns, Apfel und, Kornelholz (2 fl. 30 Er.) 2. fl: 20 Er. 

A. Die Abänderungen des Tarifs, welche ſämmtliche Bereing- 
ftaaten betreffen, finden ftatt: a) bei ver Klaſſifikation der zallbar- 
en: Artifel, b.) bei dem AUbgabenfage im. 14 Thaler Zuß e.) bei der 
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Tara, d.) bei den zollfreien Gegenſtänden; a) die Klafjification ver 
zollbaren Artikel ift nun beftimmter, und die Zahl der namentfich 
benannten mit Folgenden vermehrt: Oelkuchen, als Nüdftände bei 
dem DOelfchlagen aus Kein, Rep, Rübfaamen ꝛc. x : ingleichem 
Mehl aus folchen Kuchen, und Rückſtände bezahlt Zoll für den 
Center 3%/, kr.; Kali, ſchwefelſaures und ſalzſaures Natron, ſal⸗ 
peterſaures 17%, Fr; Blei⸗, Silber und Golvglätte 26%, Er; Zinn 
in Stangen 52%, fr; Schmierfeife 1 fl. 45 Er; Blei, gerollics 
3 fl. 30 Er.; Lorbeerblätter 7-fl.;: Lumpenzucker für inländiſche Sie— 
dereien zum Raffiniren unter den. vorgefchriebenen Bedingungen und 
Gontrollen 9 fl. 37'/, Tr; Glas, abgeriebenes, in Formen gemufters 
te8 10 fl, 30 Er; Baumwollen Garn, ungebleichtes, drei und mehr 
vräthiges 14 fl.; Zinkwaaren, feine, auch lafirte Spiegel, , deren 
Glastafeln nicht über 288 Preußiſche Quadratzoll das Stück inef 
fen 17 fl. 30 fr. Die Begünſtigung, welche bisher Steinfohlen bei 
dem Eingange an der badiſchen Gränze oberhalb Kehl genoffen, ift _ 
nun auch auf die bairiſche Gränze rechts des Rheins ausgedehnt. 
(Zolffag 1 fr. per Gentner.) b.) Folgende Abgabenfüge (im 14 
Thaler Fuß) find nienriger gefezt worden: Neis, ven Gentner (3 TH. 
5 fl. 6%, &) 2 The, 3 fl. 30 Er; schemifche Fabrikate für den 
Mevizinal- und Gewerbsgebrauh, auch Präparate, ätherifche und 
andere Dele, Säuren, Salze, eingedickte Säfte, desgleichen Malerz, 
Waſch-⸗, Paſtell-Farben und Tufche, Farben und. Tufchkäften, feine 
Pinfel, Mundlack, englifch Pflaſter, Siegellack ec. ꝛc. überhaupt: bie 
unter Apotheker-Droguerie- und Farbwaaren gemeiniglich begriffe— 
nen Gegenftände, ſofern fie nicht beſonders ausgenommen ſind (37/, 
Thlr 6 fl. 15 kr.) 3%, Ihe, 5fl. 50 kr. Seife, gemeine, weiße, 
(fl. 15 Er.) 5 fl. 50 kr; Zinkbleche und grobe Zinkwaaren 
(6 fl. 15 Er.) 5 fl. 50 kr; Anker und Ankerketten (4 Thlr., 6 fl. 
46,/, Er) 3 Thlr., 5 fl. 15 fr; Syrup (5 Thlr, 8 fl 30 fi.) 
4 The, 7 fl; feine Wachsleinwand, Wachstafft und Malertuch 
(5, Thlr., 9 fl. 221% Er.) 5 Ihe, 8 fl. 45 fr; Brod und Hut⸗ 
Iandisbruch oder Lumpen- und weißer geftoßener Zuder (11 Thlr. 
18 fl. 45 Er.) 10 Thlr., 17 fl. 30 Er;  Spiegelglas, belegted und 
unbelegtes, gegoffenes und geblafenes, wenn das Stück mißt über 
1400— 1900 preuß. Quabratzoll,; per Stüf (22 Thlr., 38 fl. 
HD Fr.) 20 Thlr., 35 fl; über 1900 preußifche Q.Zoll, per Stk. 
(33 Thlr., 57 fl. 45 fr.) 30 Thlr., 52 fl. 30 Er; kurze Waaren, 
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Duineaillerien ıc. 10, feine Baft- und Strohhüte, Fayence, Steinz 
gut, Porzellan und Gmail in Verbindung mit. edlen Metallen (55 
Thlr. 93 fl. 321, Er.) 50 Thlr., 87 fl. 30 Er. o.) Bei den Taras 
fügen wurben die Bruchtheile meggelaflen, wodurch die Berechnung 
bereinfacht wird, ine‘ namıhaftere Abänderung , erlitten nur. Die 
Tarafäge bei Tabakablättern und dem Zucker in Faffern von weich— 
em Holze. Für Gigarren: in kleinen Kiftchen und Körbchen und für 
Zucker in aufßereuropäifchen Nobrgeflechten findet ſich num gleich— 
falls eine Tara-Beftimmung. (Die Zahl der zollfreien Gegenitände 
wurde vermehrt mit Feldfrüchten und Getreide in Garben, ‚wie der— 
gleichen unmittelbar ‚vom: Felde eingeführt. werben, Kalf und. Gips) 
gebrannter (fonft 171, £r..per 4 Scheffel zahlenn ) Eönnen in ſo— 
fern fie ald Düngmaterial benügt werben, auf Ne Crlaub⸗ 
nißſchein frei eingehen. 

B. Ausgangszölle, Sie wurden Durch die ſchon ermäßnte An: 
nifme eined gemeinfchaftlichten.. Gewichts erhöht: | 
von 8. 17. :25. 34.50. 2. 48°,Er. 5fl, 26%, en. 
auf 807, 170% 261). 35. 52%, fr. 2fl. 55 fr. Sf. 30 
- Der Zoll auf Lumpen und. andere Abfälle zur Papier-Fabrika- 
tion wurde von 2 Thlen. oder 3 fl. 26%, Er. erhöht auf 3 Thlr. 
oder 5 fl. 15 Er. 2er ’ 

O. Durdigangs = Zölle. Sie find in demſelben Verhäftniffe er= 

Höht, fo daß vie Gegenftände. und IRRE welche bisher bes 

zahlten: 
15. 31%. 50 Er. 1 fl. 40 Er. 

nun 15%. 35.  Ö52ykr.1fl. 45 ir. 
bezahlen. Die im fünlichen Vereinsgebiet (in Würtemberg, Balern 
und Baden) gelegenen Straßenzüge gehören jedoch größtentheils zu 
den niedrigen angelegten furzen Straßen und die bisherigen Tran— 
fit-Crleihterungen auf vdenjelben find, laut ver Bekanntmachung 
des Königl. Würtembergifchen Finang⸗ Miniſteriums 25. Oft, 
d. 3., ermeitert worden. 

Der Handeld und Gewerbſtand wird in ben Beflimmungen: des 
Tarifs die Bemühungen der Mitglieder des Zollvereins und ihrer 
Bevollmächtigten, in Betreff eines immer freiſinnigeren, gleichartig- 
eren und einfacheren. Syſtems nicht verkennen. 

Die Mehr:Einnahme, welche Die Erhöhung mehrerer Zollſaze ge⸗ 
währt, wurde nur dazu benüzt, eine Verminderung bei einigen 
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anderen Artikeln eintreten zu laffen. Es jind folches der Schiff- 
fahrt unentbehrliche, oder der Fabrikation ala Rohſtoff dienende, oder 
alfgemein ald Nahrungsmittel verwendete, oder mit einem fehr be— 
deutenden Zolle belegte Waaren. Zwar gehören Leztere in die Kaffe 
der feineren oder der Lurusartifel, allein eben darum find ſie auch ver 
Mode jehr unterworfen, und der dem Kaufmann unvermeidlich als 
Pavel bleisende Theil verjelben, den er entweder im Preiſe herab- 
jegen muß oder gar nicht anzubringen vermag, bringt ihm nicht 
nur einen Verluſt am Fabrifwerthe, jondern auch an den ausgeleg— 
ten Zöllen. Die Ausdehnung der ten Niederlanden gemachten Zu— 
geftänpniffe auf die allgemeine Ginfuhr, von welchem ausländifchen 
Staate jie bewirkt werde, kann nur dazu dienen, jede fremde Eifer- 
fucht zu verbannen und einer fpätern engeren Annäherung an mehr: 
ere Nahbarjtanten nicht hemmend in ven Weg zu treten. 

Auch die Runfelrüben = Zuderfabrifanten dürften fich durch vie 
Herabjegung des Zolld auf Hut- und LumpensZuder um 1 Thaler 
nicht befchwert finden, da ihnen Zoll und Fracht immer noch einen 
fehr bedeutenden Schuß gewähren und der für den Handel beftimmte 
Rohzuder und Farin auf dem biöherigen Zollfage gelaffen wurde, 


Zur Familien:Gefeßgebung des deut: 
fchen Adels. 


Das landesherrlich beftätigte Statut ver Stiftung 
für dierheinifche ritterbürtige Ritterfchaft zum Be- 
jten der von der Suceeffion in das Grundeigen— 
thum ausgejchloffenen Söhne und Töchter. 

Bir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König 

von Preußen x. ı. 


Urkunden und befennen hierdurch, daß nachdem diejenigen ritter- 
bürtigen Familien der rheinifchen Ritterfchaft, welchen Wir durch 
Unjere Ordre vom 16. San, 1836-und Unfere Verordnung vom 

1840. I. 8 
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21. San. d. $. die autonomifche Dispofitiondbefugniß wieder zu ver: 
leihen geruht haben, zur Gelobung gedachter Unferer Verordnungen 
über die in Gemäßheit zu errichtenne Stiftung für fich und afle 
diejenigen, welche verjelben in der Folge beitreten werben, zu Düffel- 
dorf unterm 28. Febr. d. 3. ein Statut abgefapt umd Uns zur 
lanveöherrlichen Beftätigung eingereicht haben, Wir das gevachte, 
biebet angeheftete Statut der Stiftung zum Beften der von der 
Suceeffion in das Grundeigentbum ausdgefchloffenen Descenventen 
de dato Düffelvorf ven 28. Feb. 1837 feinem ganzen Inhalte nach 
vermdge lanveöherrlicher Macht und Gewalt, kraft dieſes beftätigen 
und zugleid der gedachten, Stiftung die im $. 9. gedachten Rechte 
einer Öffentlichen Korporation hiedurch beilegen, mit Vorbehalt je— 
doch Unſerer und Unjerer Nachfolger jin der Krone, Hoheit und 
Gerechtfame, Wir befehlen daher Unferen Behörden und Unterthans 
nen famt und fonders, gevachted von Uns landesherrlich bejtätigtes 
Statut aufrecht zu, erhalten und nad demfelben fich zu achten. 
Urkundlich unter Unſerer Allerhöchiten Unterfchrift und Unferem 
Königlichen Siegel. Berlin den 13. Mai 1837. 

Srievrih Wilhelm, 
v Kampg. Mühler v. Rochow. 


Statut der Stiftung für die rheiniſche ritterbürtige 
Ritterſchaft | 


Nachdem Se. Maj. unfer Allergnädigfter König und Herr, auf 
unfer allerunterthänigfted Anfuchen durch die Allerhöchfte Kabi- 
netsordre vom 16. Jan. 1836 unfern Familien das Recht ver Au— 
tonomie in Exrbfällen wiederum beizulegen und dabei zu befehlen 
und und zu geftatten geruhet haben, ein Statut zur Bildung einer 
Stiftung zum Beften-und im Intereffe der von der Succeſſton in 
das Grundeigenthum ausgefchloffenen Söhne und Töchter unferer 
Familien zur Allerhoͤchſten Konfirmation und Beftätigung vorzu= 
legen, find wir unterzeichnete Mitglieder des vheinifchen ritterbürti- 
gen Adels zu diefem Behufe zufammtengetreten, und haben wir ung 
nach forgfültiger und gewiffenhafter gemeinfamer Berathung über 
die nachſtehenden Punkte, deren Aufrechthaltung wir zur feften Grün: 
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dung und teten Erhaltung der Zwede unjerer Vereinigung uner: 
faplich halten, vereinbart. Mit dem allerunterthänigften und ehr: 
furchtsvollften Danke verehren wir dabei die Fönigliche Huld und 
landesväterlihe Gnade, welche durch Anerkennung der alten Rechte 
und Verfaffungen in unfern Bamilien und die Hoffnung aufs Neue 
begründet, daß unter göttlihem Schub und Segeh unfern Famili: 
en ihre Bejizthümer und ihr zeitliches Gut für ferne Zeiten werde 
erhalten und im Laufe der Zeiten gemehrt werden, wir würden 
aber eben fo glauben, die Allerhöchſte Willendmeinung Sr. k. Maj. 
nur unvolljtändig zu erfüllen, als wir die unfrige nicht vollftändig 
augiprechen würden, wenn wir lediglich Außerliche Oronungen und 
Satungen feftfezten, und dadurch die Meinung erregen wollten, als 
fen durch folche Regulation allein der innere Kern des Wohls und 
des Heild der Familie irgend dauernd zu erhalten und zu wahren. 
Es ift unfer dringender und angelegentliher Wunfch, daß unfern 
Nachkommen ihr Erbgut unverminvert und ungerfplittert erhalten 
werde. Aber jelbit ein folcher außerer Sergen kann zum Fallftride 
werben, wenn eine reine ehrenwerthe und treue Gefinnung den 
Bejiger fehlt. Vor allem muß es und daher am Herzen liegen, 
und liegt ed und am Herzen, eine ſolche Gefinnung bei den Unſ— 
rigen bewahrt zu willen, und damit die Zuverficht faffen zu können, 
daß ihnen der Hauptſegen nicht fehlen wird, welcher die Grundlage- 
ihres irdifchen Wohls bilden muß, wenn diefed von Beſtand feyn, 
und wenn dadurch ihr ewiged Heil nicht gefährdet werben ſoll. Da 
dieß durch Außere Sagungen und durch rechtliche Ordnungen allein 
nicht zu erreichen ift, fo Halten wir es für unſere unerläßliche und 
für eine heilige Pflicht, allen unfern Nachkommen, für welche wir 
zugleich in Beziehung auf ihr zeitliches Wohl zu forgen bemüht 
find, Far und beftimmt die Gefinnung hier offen zu legen, in ver 
wir diefe ganze Fürforge für ndthig und unferer Pflicht gemäß ges 
halten Haben, und zu der wir fie väterlich und dringend unter Ver— 
heißung unſers Segend ermahnen. Es ift hiernach unfer evnftes 
Verlangen und dringendes väterliches Anmahnen, daß fie vor allem 
in Gefinnung und Wandel fefthalten an ver Gottesfurdt, daß fie 
ſelbſt einen hriftlichen, ernten Lebenswandel führen und darauf hal— 
ten, daß von allen ihren Kindern und Untergebenen ein ſolcher ge- 
führt werbe. 

Bir ermahnen jie dringend, zu allen Zeiten fich das gegenwärtig 
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zu halten, daß ohne eine unverbrüchliche Treue gegen ihren Herr= 
gott all ihr Thun und al ihr Befigthum nicht beftehen Fann, und 
daß ihnen, zu allem ver allein haltbare Segen fehlt, wenn fie 
von ihm loslaſſen. Wir ermahnen fie ferner dringend und väter- 
lich, ihrem Könige und Heren und Seinem durchlauchtigſten Haufe 
in diefer Gottesfurdht eine unwandbelbare Treue zu bewahren, Gie 
follen wiffen und in allen Tagen daran denken, daß es ihr adelig- 
er Beruf ift, mit Darangabe ihres Gutes und Blutes, wo dieß 
erforberlich wird, Diefe Treue zu üben, daß jie eine fefte Mauer bild— 
en follen um den von Gott gegründeten Thron ihres Landes— 
herrn, welche nievergeriffen werden müßte, bevor diefer berührt werd— 
en koͤnnte. Sie follen fih in Gejinnung und Wandel ganz frei 
und rein halten von allen ven ververblichen Kehren, welche unter 
irgend einem Schein und Vorwand in dem Verhältniß zu ihrem 
Könige und Herrn nicht eine heilige und göttliche Verordnung an— 
‘erkennen, vielmehr willen und daran halten, daß ſie mit einer Ver: 
leßung diefer Treue zugleich einen Frevel aegen ven heiligen Willen 
Gottes begehen würden. Wir ermahnen fie, einen hriftlichen Haus- 
ftand zu führen, ihren Kindern und Untergebenen, wie allen, mit 
denen fie in Berührung fommen, durch einen ehrenwerthen, fitt- 
lichen und ernften Lebenswandel vorzuleudhten, in einer ftrengen 
Nevlichkeit, in Wahrhaftigkeit in Worten und Werfen; in einer 
Unverbrüchlichkeit ihres gegebenen Wortes, ihrer Verträge und Zus 
fagen, in Feſtigkeit und. männlicher Stanvhaftigkeit in Zeiten ver 
Noth und Gefahr ihre Ehre zu fuchen, ihren Kindern eine ſorg— 
fame und auf eine Ausbildung ſolchen Sinne gerichtete Erziehung 
zu geben, dabei aber auch auf eine gründliche wifjenfchaftliche Aus: 
bildung derfelben forgfältig Bedacht zu nehmen, damit diefelben in 
befonderem Grade fähig werden, im Dienjte ihres Königs oder fonft 
ihrem Berufe tüchtig und mit -fegendreichem Erfolge vorzuftehen, 
Wir ermahnen dringend unfere Nachkommen, ſich mit einer wahr: 
haft adeligen Gejinnung von allem unabhängig zu halten, mas 
eine treue Beobachtung aller vorftehenn gedachten Verpflichtungen 
erfchmeren könnte, alſo unabhängig in Anfehung ihrer Außen Ver: 
hältniffe und ihres Vermögens und eben jo unabhängig von aller 
kleinlichen Gefinnung und Eleinlichen Berechnung ded eigenen Vor— 
theils. Wir ermahnen fie deßhalb, durch gute Wirthſchaft und 
Berwaltung ihres Vermoͤgens dieſes zu erhalten und, wenn ihnen 


dieß der gdttliche Segen verleiht, zu mehren, fih von allem eiteln 
Luxus, der dem Adel nicht anfteht, fern zu halten, dabei aber in 
allen ihren Kreifen und fo weit dieſe gehen, ſich wohlthätig, uneig- 
ennügig, fürforgend mit Rath und That und überall helfend zu 
zeigen. Ä | | 
»Sie follen ihren Adel durch einen ritterlichen, männlichen Sinn, 
durch eine fefte, unerjchütterliche Haltung in allen Lebensbegegniſſen, 
aber audy durch Milde und Wohlwollen gegen Andere bewähren, 
Ihre Häufer und Herzen müflen Zufluchtöftätten für alle Hülfs— 
bevürftigen und Berrängten feyn, und ihre Hände müffen bereit 
feyn für Jeden, dem fie irgend wie ohne Verlezung Heiligerer Pflicht: 
en beiftehen Fönnen. Wie fie für die Rechte und Außern Vorzüge, 
welche jie der ‚göttlichen Gnade verdanken, Anerkenntniß in An— 
ſpruch nehmen, ebenfo müfjen fie ein gleiches Anerkenntniß jedem 
Rechte, jedem wahren Verdienſte und allem Ehrenwerthen in and- 
ern Ständen und Klaſſen willig zu Theil werden laffen, und fich 
von allem Hochmuthe, Stolze, Vornehmthun und gleichgültigen 
Herabblicken auf Andere freihalten. Sie Fünnen ſehr wohl und 
müffen dabei auf ihre Stanvesehre wachen, dieſes aber befonvers in 
- einer hochherzigen Gejinnung und darin fuchen, daß fie Alles, was 
‚ gerechten Tadel und Makel auf jie werfen kann, alles Unſittliche, 
Rohe und Gemeine in Beichäftigung, Beluftigung, Sitte und Um— 
gang, alles, was die Achtung für Sittlichkeit und Anſtändigkeit 
verlezt, überhaupt alles, was in der Öffentlichen Meinung durch Ein= 
zelne einen Madel auf den Stand merfen kann, vermeiden. Wir 
wünfchen aber auch, daß fie den Charakter, der nach der beftehend- 
en Ordnung ihrem Stande beimohnt, rein und unverfäljcht erhalt: 
en, nicht auf Gewerbe, durch welche fie auffer ihrem eigentlichen 
Beruf treten würden, fich einlaffen, namentlich aber nie ſich fo= 
weit vergeflen, Öffentliche Spielbänfe zu halten und mucherliche Ge: 
fchäfte zu betreiben. Gegen alle ihre Untergebenen, und gegen alle 
Perfonen, die nach ihren Verhältniffen in einer gewiffen Abhäng- 
igfeit von ihnen ftehen, ſeyen fie wohlwollend und vorforgend, wie 
ein Vater für die Seinigen. Sie feyen mie ein Schutzherr gegen 
die, welche fich ihnen anvertrauen, auch in den ihnen wirklich zus 
ſtehenden Anſprüchen nicht drückend, ſondern wo es Noth thut, 
nachſichtig und aushelfend. Pächter, deren Verhältniſſe ſich ſeit 
undenklichen Zeiten vom Vater auf den Sohn vererbt haben, Guts— 


} 
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untergebene, deren Familie nie wechſeln, und alte Diener, find 
ein Schmud und eine Zierde eined adeligen Haufe, Wie wir nun 
' alle miteinander ‚gelobt haben und uns hiemit geloben, an viefen 
Gefinnungen feitzuhbalten und im dieſer Richtung unfern, von Gott 
und unvertrauten Beruf zu erkennen; fo ergeht unfere dringende 
und ernfte, väterliche Anmahnung zu einem gleichen Sinn und 
Mandel an unjere Nachkommen, denen wir dazu den göttlichen 
Beiftand eben jo, wie den Gegen Gottes’ zum Schuß für diejenige 
Stiftung wünjchen, über deren Grundſätze und Verfaſſung wir in 
PVorausfegung und mit Vorbehalt der allerhöchften landesherrlichen 
Betätigung nachſtehender Maßen übereingefommen find. 


Erſter Abfchnitt. — Bon der Stiftung überhaupt. 


$. 4. Die Stiftung ift in Gemäßheit der. Allerhöchften Kabi- 
netsordre vom 16. Jan. 1836 beftimmt, um in den an der Gtif- 
tung theilnehmenden Gefchlechtern die ftandesmäßige Erziehung und 
dad Fortkommen, die Abjindung und vie Ausfteuer der, vermdge 
der autonomifchen Difpofitiong-Befugniß von der Succeſſion in das 
Grundeigenthum ausgefchfoffenen Söhne und Toͤchter zu befördern. 

$. 2. Dieſe Stiftung zerfallt in zwei Abtheilungen, welche zur 
ſammen die. Gefammtftiftung bilden, von. welchen jedoch eine jede 
in Rüdfiht fowohl des Beitritt und ver Theilnahme ald der in= 
nern Verwaltung, eine bejondere Stiftung bildet, namlih I. eine 
Stiftung zu Präbenden für unverheirathete Tüchter, und wenn die 
Berhältniffe es geftatten werden, zur Gründung eined Fräuleins— 
ftifts, und II. eine Stiftung zur Grziehungd : Anftalt für Söhne, 
Bon den bisher vorhandenen Fonds ift die Summe von 30,000 
Rthlr. Courant für Die erfte, und die Summe von 66,500 Rthlr. 
für Die zweite Stiftung beftimmt; vie Genoſſenſchaft enthält vie 
fernere Beftimmung über vorhandene Kapitalien, bie zur Erreich- 
ung jener Zwecke nicht erforberlich feyn follten, fich vor, jedoch mit 
der Maaßgabe, daß fie nur zu dem, diefer Stiftung überhaupt zum 
Grunde Fiegenden Zwed verwandt werden koͤnnen. ($. 8.) 

$. 3. Für jede diefer beiden Stiftungen: werden bei deren weit- 
eren Ausbildung die erforderlichen beſonderen EN mit lan 
desherrliher Genehmigung erlaffen werden. 
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$. 4, Jedem Mitgliede der Genoſſenſchaft fteht frei, bei feinem 
Eintritte zu beftimmen, ob e8 beiden Stiftungen (der Gefammt- 
fiftung) oder nur einer verfelben beitreten will, in welchem lezteren 
Falle das Mitglied und feine Nachkommen nur die Vortheile vers 
jenigen Stiftung, welcher ed beigetreten ift, zu genießen bat. 

$. 5. Die Stiftung wird durch die Beiträge der Familien, für 
welche jie beftimmt ift, begründet. Gin Jeder, welcher in vie Ge: 
noffenfchaft aufgenommen wird, ift daher verbunden, einen Beitrag 
zum Stiftungsfonds zu leiften, ber nicht unter der Summe von 
Eintayufend Thaler Gourant betragen darf, und zwar ohne Unter— 
fchied, ob er für beide Stiftungen oder nur für eine derſelben bei- 
getreten ift. | | 

$.6. Ob vie Beiträge von den Mitgliedern baar einzuzahlen 
oder nur von ihnen zu verzinfen find, hängt von der Befchlußnah- 
me der Genoffenfchaft ab. 

$. 7. Wird von viefer die Verzinnfung gewählt, fo erfolgt Diefe 
mit vier Prozent, auch muß für Kapital und Zinnfen der Genof: 
fenfchaft ausreichende Sicherheit gejtellt werden, Jedes Mitglied 
‚muß das Kapital ganz oder theilweife auch fpäter einzahlen, wenn 
die Genofjenjchaft vie Einzahlung des ganzen Stiftungsvermögeng 
oder eined Theild deſſelben nach Verhältniß der Beiträge befchließen 
jollte. Auſſerdem ift jever, der in Grlegung der Zinnfen drei Mo: 
nate nah dem Verfalltermin rückſtändig feyn follte, auf erfolgte 
vreimonatlihe Kündigung zur Einzahlung des ganzen Kapitals 
verpflichtet. 

$. 8. Der Stiftungdfonds und deſſen Zinfen follen nur zu dem 
im $. 1. gedachten Zwede und auf die dafür beflimmte oder noch 
zu beftimmende Art verwandt werben. Die Aufjicht auf die Stift: 
ung und das Stiftungd-Vermögen und die daraus hervorgegangen 
en Anftalten, fo wie die Wahl, Anftellung und Entlaffung des 
dabei zu gebrauchenvnen Perſonals, gebührt der General-:Berfamm: 
lung der Genofjenfchaft, und die Verwaltung dem Ausfchuffe, als 
Kuratorium dieſer Stiftung. Die nähern DVerhältniffe der Mer: 
waltung werben durch Beichlüffe der Genofjenfchaft beftimmt werden. 
S. 9. Des Könige Majeftät werden allerunterthänigft erfucht 
werben, der Stiftung die Rechte einer dffentlichen Korporation bei: 
zulegen. | 

$. 10. Das Eönigliche Landgericht zu Düffelvorf, oder das Fünf: 
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tig in deſſen Stelle tretende Landes = Juftizkollegium fol für alle 
Angelegenheiten, in welchem die Stiftung und überhaupt die Ge— 
nofienfhaft in Anfpruch genommen wird, fo wie für Die aus deren 
Verwaltung unter ihren Mitgliedern und Gefhäftsführern hervorgeh— 
enden Differenzen, ohne Rüdjicht auf den fonftigen, perfönlichen 
oder Dinglichen ——— der ausſchließliche BEE erfter 
Inſtanz ae 


Zweiter Abschnitt. — Bon der Genoffenfchaft. 


$. 11. Sämmtliche Familien des rheinifchen ritterbürtigen Adels, 
deren Häupter ihren Beitritt zu dieſer Stiftung bis zum 1. Mat 
1837 erklärt, bilden als urfprüngliche Gründer der Stiftung eine 
Genoſſenſchaft, deren gemeinfchaftliches Eigenthum das Stiftungs- 
Vermoͤgen ift. 

$. 12. Im diefer Genoſſenſchaft und zu verfelben ftehen aber 
die Mitglieder der gedachten Familien in einem doppelten Verhält— 
nige, namlich 1. in dem eines ftimmfähigen Mitglieves, welches in 
der Generalverfammlung der Genoffenfchaft Sit und Stimme bat, 
und 2. in dem eines nicht flimmfähigen Mitgliedes, dem aber im 
Allgemeinen ein Recht zur Theilnahme an den Vortheilen der Stift- 
ung zuiteht. 

$. 13. Allgemeine Regel ift, daß die jevesmaligen Häupter ber 
berechtigten Bamilien, und nur dieſe zu den flimmfähigen Mitglie 
dern gehören, daß aber alle übrigen Familienglieder, alfo Die weib⸗ 
lichen und diejenigen männlichen, welche von der Succeffion in das 
Stamm = Grundvermdgen auögefchloffen find, im Allgemeinen das 
Recht haben, an den Vortheilen der Stiftungen in ver befonderen 
Ordnung und Regel, welche für diefe noch gegeben werben wird, 
Theil zu nehmen. An den Vortheilen der Erziehungsanftalt aber 
nehmen alle Söhne der berechtigten Familien ohne Unterſchied Theil, 

$ 14. Theilt fich in den einzelnen Familien das Grundvermöd- 
gen in irgend einer Generation, ober wird andered und neued Grund 
vermögen von einem Familienglieve erworben, fo kann eine folche 
Familie auch mehrere Bamilienhäupter haben, Beringung für vie 
Eigenfhaft eines Familienhauptes ift aber immer ver Beſitz eines 
landtagsfähigen rheinischen Ritterfiges. : 

$. 15. Die flimmfähigen Mitgliever ver: berechtigten Familien 
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gehdren zur erſten Klaſſe der Genoſſenſchaft, die andern nicht 
fimmfähigen zur zweiten Klaffe derſelben. Es gilt die Bermuth- 
ung, dad alle Mitgliever der Eriten Klaffe ganz gleiche Rechte 
unter einander haben. Soll eine Differenz der Befugnifje eintreten, 
jo muß dieß in diefem Statute ausdrüdlich verordnet feyn. Diefer 
Grundfag gilt aud für die Mitglieder der zweiten Klaffe, doch 
muß bei viefer überhaupt und namentlich auch Hinfichtlich der Orb- 
nung, in welcher, und der fonftigen Modalitäten, unter denen 
das einzelne Mitglievd zweiter Klaffe zur Hebung und zum Genuffe 
eines Vortheils aus der Stiftung gelangt, auch dasjenige beobadht- 
et werden, mas in dem ver landesherrlichen Beftätigung unterworf- 
enen, und noch zu entwerfenden Stiftungs-Reglement angeordnet 
werden wird. 

$. 16. Die Rechte der erſten Klaſſe der Mitglieder beſtehen: 
1) in dem Rechte zur Wahlfühigkeit und Wählbarkeit zum Aus— 
ſchuß und zur Wählbarkfeit zum Schiedsgericht; 2) in dem Rechte, 
über die Aufnahme eines neuen Mitgliedes zu flimmen ; 3) in dem 
Rechte, allen Verſammlungen der Mitglieder erfter Klafle der Ge— 
noffenfchaft, d. H. der Generalverfammlung ohne Unterſchied beizu= 
wohnen und über die Angelegenheiten derfelben zu bevathen und zu 
fimmen, und 4) in dem Rechte, für ihre Kinder die Vortheile aus 
den Stiftungen in Anfpruch nehmen zu koͤnnen. 

$. 17. Die $. 11. bezeichneten erften Begründer ver Genoſſen— 
haft und Stiftung find zum Theil felbft, wo vief aber nicht der 
Fall geweſen, find wenigſtens ihre Väter indgefammt notorifch und 
erweißlich bei den rheinifchen, weftphälifchen oder andern deutfchen 
ritterfchaftlichen Körperfchaften wirklich aufgeſchworen und immatri= 
kulirt geweſen. Alle dieſe jebigen Häupter ver Familien, welche 
dieſes Statut vollzogen haben, erfennen fich alfo gegenfeitig ohne 
Ausnahme als folche an, die zum ritterbürtigen rheinifchen Adel 
gehören. Sie machen eben fo zur Bebingung, daß der volle Ge- 
nuß aller gemeinfchaftlichen Rechte auch nur denjenigen etwa nen 
aufzunehmenden Bamilien auftehen follen, welche zu dem nn 
igen Adel gehören. 

$. 18. Eine fernere Bedingung. der Theilnahme an ven . Reit 
en eines Mitgliedes erfter Klaffe ift aber, daß das Familienhaupt 
jelöft ritterbürtig iſt, d. h. von Eltern ehrlich abftammt, von denen 
jeder vier rittermäßige Ahnen bat, fo daß es ſelbſt acht Ahnen. 
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bat; dieſe Ahnen müffen nach venfelben Grunpfägen nachgemiefen 
werden, nach denen vieß bi zum Jahre 1805 zur Aufnahme auf 
dem bergifchen Landtag gejchehen mußte. Eine Ausnahme von vief- 
em Nachweiſe findet nur. dann Statt, menn dieß in viefem Statut 
ausdrücklich nachgelaffen ift und fo weit dieß gefchehen. Im Falle 
diefe perjönliche Ritterbürtigfeit einem der $ 11, bezeichneten Fa— 
milienhaupter abgehen jollte, genießt’ vafjelbe zwar vie Rechte eines 
Mitgliedes erſter Klaffe, mit Ausnahme jedoch der $. 416. unter 
No. 4. und 2. bezeichneten Nechte, deren Ausübung auch feinem 
Nachkommen erft dann zuftehen joll, wenn fie die oben feftgejezten 
acht Ahnen wieder erlangt haben. In Anfehung der Ehen, in welch: 
en die $. 11. bezeichneten Gründer, der Genoſſenſchaft früher gelebt 
haben oder jezt leben, wird hiermit feftgefezt, daß ohne Rüuückſicht 
auf die Ritterbürtigkeit ver Ehefrauen, die aus jenen Ehen entſproſ⸗ 
fenen Nachkommen im Allgemeinen gleich berechtigt jeyn jollen, daß 
fie jedoch der $. 16 unter Neo. 1. und 2 bezeichneten Rechte nur 
in fo fern theilhaftig feyn follen, als fie jelbit acht Ahnen Haben. 
$. 19. Kein Mitglied der erſten Klaſſe kann die Rechte, melde 
. ihm als folche beimohnen, eher ausüben, bevor es nicht das einund- 
zwanzigite Jahr vollendet hat. 

$. 20. Niemand kann Mitglied der erſten Klaffe ſeyn, ver nicht 
ein landtagsfähiges rheiniſches Nittergut beſitzt. 

F. 21. Ueber die in F. 11. bezeichneten Familien ſoll binnen 
drei Monaten nach erfolgter allerhochſter Beftätigung dieſes Statuts 
eine Matrikel aufgenommen werden, in der die Namen ver alsdann 
vorhandenen Haͤupter der berechtigten Familien verzeichnet werben, 
Für dieſe Matrikel ſoll die Allerhöchite Beftätigung allerunterthän- 
igft erbeten werden. Iſt viele erfolgt, fo wird die Matrifel in das 
Archiv der Genofjenfchaft niedergelegt. 

$. 22. Jedes immatrikulirte Familienhaupt ift fehuldig, einen 
Stammbaum feines Gefchlechts, der fich auf die Eltern, Großeltern 
und deren Eltern des Stammhauſes erſtreckt, im Achiv der Ge 
noſſenſchaft niederzulegen. Es foll verfelbe aber nicht eher in das 
Archiv aufgenommen werden, bevor feine Richtigkeit nicht von ben 
Mitgliedern des Ausfchuffes atteftirt ift. 

$. 23. Der mit diefen Erforverniffen der Miitglievfchaft ($. 12.) 
in der Genoffenichaft verfehene Ehemann einer mit einem landtags⸗ 
fähigen Ritterfige angefeffenen, aus einer vitterblirtigen Familie ent- 
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fproffenen Ehefrau wird in Rüdficht auf dieſe Korporation und die 
Ausübung der Korporationsrechte ald Eigenthümer des Ritterguts 
angefehen. 

$. 24. Kommt ein Sohn aus einer der berechtigten Familien, 
deſſen Vater noch lebt, zum Beſitze eines ſolchen Gutes, jo gehen 
die Genofjenfchaftd Rechte auf ven Vater fo lange über, als der 
Sohn in deſſen väterliher Gewalt fteht, oder vem Water doch ver 
Nießbrauch zufteht. Ä 

$. 25. Das Mitgliedſchaft - Recht eriter Klaffe wird fußpenbirt, 
wenn: 1) ein jolches, Mitglied nach dem Tage der VBollziehung dieſ— 
es Statut3 durch die Mitglieder, eine nicht ritterbürtige Ehe ein= 
geht, d. 5. eine folche, in ver die Ehefrau nicht acht vitterbürtige 
Ahnen hat, und 2) wenn die Familie aufhört, ein landtagsfähiges 
rheiniſches Rittergut zu ‚bejigen. Dieje Sufpenjion dauert fo. Lange 
fort im erften Falle, bis wieder eine Generation eintritt, die die acht 
erforderlichen Ahnen hat, und im zweiten Falle, bis die Familie 
wieder ein landtagsfühiges cheinifches Rittergut erwirbt und dadurch 
ein ftimmfähiges Mitglied erhalt. Die aus einer Ehe ver vorfteh- 
end bezeichneten Art. entjproffenen Abfommlinge, welche nicht acht 
Ahnen haben, nehmen auch nicht an den Vortheilen der Stiftung 
Theil, jedoch. mit Ausſchluß der Erziehungsanftalt für die Söhne, 
deren Bortheile auch den Söhnen aus den berechtigten Familien, 
welche nicht acht Ahnen haben, zu gut fommen follen. Tritt die 
Eufpenjion megen Berluftes des Rittergutes ein, fo treten in Anz 
ſehung der Abkommen des Familienhauptes, deſſen Rechte ſuſpen— 
dirt jind, Diejelben Folgen ein; die vollen Befugniffe zur Theilnahme 
an der Stiftung werden von ihnen erſt dann wieder erivorben, wenn 
die Familie wieder ein rheinifches landtagsfähiges Rittergut erwirbt, 
Ob in einem Falle der Sufpenjion den Kindern des Familienhaup- 
ted, deſſen Rechte jufpendirt find, ausnahmsweife auch andere Vor— 
theife aus der Stiftung neben denen aus der Erziehungs = Anftalt 
zu Theil werben follen, das ift Lediglich von dem Beichluffe der 
Genoſſenſchaft abhängig. Es fann aber nur in der Generalverfamm: 
lung, und nur, wenn zwei Drittheile der Anweſenden dafür flimm= 
‚en, eine folche ausnahmsweiſe Begunftigung befchloffen werben, Der 
Sufpenfion der Rechte des Familienhauptes als Mitglied erſter 
Klaſſe ungeachtet, müſſen aber die Beiträge zu. der Stiftung fort- 
gezahlt werben, welche daſſelbe ohne die Sufpenjion hätten entrich- 
ten müſſen. 
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$. 26. Sollte ein Mitglied der Genoffenichaft ich fo meit ver- 
geſſen, daß es einen offenbar ärgerlichen und fchimflichen Lebens— 
wandel führte, oder gar wegen eines entehrenden Vergehens zu ein= 
er Strafe verurtheilt wird, fo ift die Generalverfemmlung der Ge: 
noffenfchaft befugt und ſchuldig, auch einem ſolchen Mitgliede alle 
Genofienfchaftsrechte zu entziehen. Es kann dieß durch einfache 
Stimmenmehrheit gefchehen und bleibt dabei die Prüfung, ob das 
Bergeben, weßhalb vie gerichtliche Werurtheilung eingetreten, ein 
entehrenvdes ift, und ob der geführte Lebenswandel wirklich als ein 
offenbar ärgerlicher und fchimpflicher zu betrachten ift, lediglich dem 
pflihtmäßigen, auf ihre abelige Ehre abzugebenven Gutachten und 
Ermeffen der Genoffenfchaftsmitgliever überlaffen. Soll vie Entzieh: 
ung der Genofjenfchaftsrechte in einem Falle eintreten, in welchem 
feine DBerurtheilung wegen eines entehrenven Vergehens erfolgt, fon= 
dern nur ein Lebenswandel der bezeichneten Art geführt it, jo muß 
jedoch einem folchen Beichluffe, wenn er gültig und von Folge ſeyn 
fol, eine zmweimalige Mahnung vorbergegangen ſeyn, welche ber 
Ausſchuß in einer von ihm mit Sorgfalt auszumählenden Form 
durch zu wählende Mittelöperfonen an das betreffende Mit- 
glied hat ergehen laſſen. Es muß diefen dabei ausdrücklich er— 
bffnet werben, daß, wenn daſſelbe von dem Argerlichen Lebenswandel 
nicht ablaffen werde, die Frage: ob ihm nicht die Genofjenfchafts- 
techte zu entziehen feyen, in der Verfammlung der Genoffenfchafts- 
Mitglieder zur Abftimmung werden gebradit werden. Sollten viefelben 
Fälle bei einem Familienglieve eintreten, welches nicht Genoffen- 
fhaftsrechte, dagegen aber Befugniffe zur Theilnahme an den Vor: 
theilen der Stiftung Hat, jo können ihm dieſe VBortheile unter gleich: 
en Vorausfegungen und in derſelben Art entzogen werben. 

F. 27. In feinem der $. 26. gedachten Falle werben aber bie 
Korporationdrechte und die fonftigen Befugniffe der Nachkommen 
eines folchen Mitglieves gefchmälert. 

F. 28. Die Mitglieder des Genoffenfchaft find zwar berechtigt, 
aus derſelben zu treten, es erldfchen aber dadurch auch die Rechte 
ihrer Nachkommen, und find fie nicht befugt, ihren Beitrag zum 
Stiftungsfonds zurückzufordern, fondern find, wenn diefer in Zinſen 
befteht, dad Kapital derfelben vor ihrem Austritt zum Stiftungs- 
fonds, welchem daſſelbe verfallen ift, zu zahlen, und ihre Beiträge 


is, 


zu ven Verwaltungskoſten der Genofjenfchaft noch für das nächſte 
Jahr nach ihrem Austritt fortzufezen verbunden, 

$. 29. Sollte ver Hal ver Erloͤſchung oder Aufhebung ver 
Stiftung auf irgend eine Weife, wie fie nur Statt finden Fönnte, 
fih ereignen, jo fallt das Vermoͤgen verfelben denjenigen Familien— 
bauptern, welche dann noch air ia der Genoſſenſchaft find, pro 
rata ihrer Beiträge anheim. 


Dritter Abſchnitt. — Von der Aufnahme neuer 
ritterbürtiger Mitglieder. 


F. 30. Wenn in Zukunft, und namentlich nach dem 1. Mai 
1837 ein Mitglied derjenigen Familien, welche zu den ritterbürtigen 
Geſchlechtern der Rheinprovinz oder eines andern Landes gehoͤren, 
der Genoſſenſchaft beizutreten wünſcht, jo kann dieſes nur vermitt— 
elſt der Aufnahme nach einer freien Berathung und Abſtimmung 
durch eine Stimmenmehrheit von zwei Drittheil der anweſenden 
Mitglieder der Generalverſammlung auf dieſelbe Weiſe, wie ſolch— 
es beſchrieben werden wird, unter folgenden Bedingungen erfolgen: 
1) Erimuß die eheliche Abſtammung von acht ritterbürtigen Ahnen 
vorſchriftmaͤßig nachweifen; 2) er muß mit einem landtagsfähigen 
Ritterſitz in der Nheinprovinz angeſeſſen ſeyn; 3) muß er das 
einz und zwanzigfte Jahr erreicht haben. 

$. 31. Das Gefuh um Aufnahme wird mit der Nachweifung 
der vorgefihriebenen Erforvernijfe und namentlich mit Beifügung 
einer, mit- Schild und Helm gemalten, mit vem Namen verjehenen, 
und überdem vollfommen belegten Stammtafel bei dem Direktor 
des Ausfchuffes eingereicht, und von lezterem mit Zuziehung von 
vier ritterbürtigen Standeögenofien geprüft, und der nächiten Ver— 
jammlung zum Beſchluß über die Aufnahme vorgelegt werben, Zur 
Aufnahme folcher zu den vheinifchen ritterbürtigen Gefchledhtern 
gehörigen Mitglieder, ift vie lanvesherrliche Genehmigung nicht er= 
forberlich, und werben ihre Namen von dem Direktor inhdie Ma— 
trifel eingetragen. 

$. 32. Der Aufgenommene muß die Beobachtung der gegen= 
wärtigen Statuten und der übrigen den Genoſſenſchaft und bie Stif— 
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tung betreffenden Vorſchriften mittelft Handſchlags angeloben, und 
der Stiftung mit einem Beitrage ($$. 5. 6. 7.) beitreten. 

8.33. Die auf diefe Weife aufgenommenen, ritterbürtigen Ge— 
fchlechter erhalten alle volle Nechte und haben alle Verpflichtungen 
der Familien, deren Häupter dieſes Statut vollzogen haben, und 
werben von Zeit der Aufnahme an gerechnet, in jeder Sinfict die⸗ 
ſen ganz gleich beurtheilt. 


Vierter Abſchnitt. — Von der Aufnahme anderer 
adeligen Geſchlechter. 


F. 34. Die Genoſſenſchaft iſt befugt, außer den ritterbürtigen 
auch Mitglieder anderer adeligen Familien ſowohl der Rheinpro— 
vinz als anderer Länder mit allerhöchiter landesherrlicher Genehm⸗ 
igung aufzunehmen. 

F. 35. Die Aufnahme kann aber nur unter nachſtehenden Be— 
dingungen erfolgen: 1) der Aufzunehmende muß das 21. Lebensjahr 
vollendet Haben, 2) einen landtagdfähigen Nitterfig bejigen, 3) er 
muß dem Stande der adeligen Rittergutöbefiger angehören und 
neben demfelben nicht Handel und Gewerbe treiben, von guten 
Rufe und von Öefinnungen und Grunpfügen ſeyn, die ihn für ven 
Geift und Zweck der Genoffenfchaft geeignet machen, 4) er muß 
endlich fich verpflichten, einen in der Rheinprovinz gelegenen ſchul— 
denfreien Grundbejig von mindeftend Fünf Tauſend Thlr. preuf. 
Courant jährlichen Kataftral= Reinertrag durch Errichtung eines 
untheilbaren Fideicommiſſes feinem Gefchlechte zu fichern, und dar: 
über, daß dieß gefchehen, binnen Sahresfrift den erforderlichen Be: 
weis beibringen. Wird dieſer Beweis nicht geführt, fo tft die Auf: 
nahme ohne Wirkung und in der nächſten General: Verfammlung 
wieder auffer Kraft zu fepen. 

$. 36. In ven ($. 35.) gedachten Fällen wird das Gefuh um 
Aufnahme mit den erforderlichen Nachweifungen bei dem Direktor 
des Ausfchuffes eingereicht und von dem leztern nach vorgängiger 
Prüfung bei allen ritterbürtigen Mitglievern ver Genofjenfchaft, 
drei Monate vor der General = Verfammlung, in welcher über 
die Aufnahme beichloffen werben fol, in der Art in Umlauf 
gefezt, daß jedes Mitglied ver Generalverfammlung wenigftend 
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acht Tage vor dieſer felbft das Geſuch und deſſen Anlagen zur Ein: 
ficht mitgetheilt erhalten Hat. Die Aufnahme, welche nach einer 
ganz freien Beurtheilung aller Berhältniffe auch dann noch vers 
weigert werben kann, wenn die Vorausſetzungen des $. 35. erfüllt 
find, kann nur in einer General-Berfammlung und nur durch eine 
Mehrheit von drei Viertel der im derſelben gegenwärtigen Mitglied- 
er, mittelft geheimer Abftimmung befchloffen werden, Die Aufnahme 
bedarf indeffen der, vom Ausſchuſſe nachzufuchenden landesherrlich- 
en Genehmigung, und erfolgt nach deren Eingang durch eine vom 
Ausfchuffe zu ertheilende Urkunde und durch Eintragung in die 
Rittermatrifel ($.21). Die legtere darf aber erft erfolgen, nachvem 
der Aufzunehmende zuvor der Vorſchrift des $. 35 genügt hat. 

$. 37. Bei der in Gemäßheit ver $$. 35 und 36 erfolgten Auf: 
nahme muß der von dem Aufgenommenen zum GStiftungsfonds zu 
leiftende Kapitalbeitrag mindeſtens die Hälfte des F. 30. unter 4 ges 
dachten Kataftral-Reinertvagd des Fideicommißguts betragen. 

$. 38. Die auf diefe Art Aufgenommenen erwerben alle Rechte 
eines Mitglieds erfter Klaſſe ver Genofjenfchaft mit alleiniger Aus- 
nahme der $. 16. unter No, 1. und 2. aufgeführten Rechte. Auch 
Diefe werden ihnen aber zu Theil, wenn fie in ver Folge werben 
erweifen koͤnnen, daß jie durch fortgefezte Verheirathung ihrer männ- 
lichen Descendenz in alt adeliche Gefchlechter die erforderliche Ahn— 
enzahl werben erlangt haben, 

$. 39. Die Ausübung der übrigen Rechte auffer ven $. 16. 
unter Nro. 1 und 2 bezeichneten, und die Theilnahme an den Vor— 
theilen der Stiftung fteht daher dieſen Mitgliedern für ihre Perſon 
und ihren Dedcendenten von der Zeit der Aufnahme zu. Sie müff- 
en aber auch viefelben Pflichten, wie die Übrigen Genoffenfchafts- 
glieder erfüllen und jind gleichfalls venfelben Bedingungen ($$. 1. 
15. 25. 28. 32.) und der unter gewiffen Umftänvden eintretenden 
Sufpenjion der Rechte ($. 25. und * unterworfen. 


Fünfter Abſchnitt. — Von der Geſchäfts-Verwalt— 
ung der Stiftung. 
I. Ausſchuß. 


$. 40. Die Verwaltung der Stiftung, Leitung und Belorgung 
der übrigen gemeinfamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft ift einem 
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aus der Mitte ver Generaf-VBerfammlung gewählten Ausſchuſſe üb- 
ertragen, welcher in allen, dieſe Gegenftänd, betreffenden Angelegen: 
beiten, in fofern ſie durch die Statuten nicht zum Bejchluffe ver 
Generalverfammlung verwiefen find, infonderheit in Prozeſſen und 
andern gerichtlichen Verhandlungen vie Genofjenfchaft, ohne daß e3 
einer weitern Vollmacht von deren Seite bedarf, vepräfentirt. 

$. 41. Der Ausſchuß befteht aus einem Director und vier 

Mitgliedern, welche von den Mitgliedern der Genoſſenſchaft in einer 
Generalverſammlung nach einfacher Stimmenmehrheit auf Lebens⸗ 
zeit gewählt werben. 
. 42. Zur Wühlbarkeit wird. erfordert: 1) Ritterbürtigfeit und 
im Falle ver Verheirathung auch ritterbürtige Ehe; 2) die Befug- 
niß zur Ausübung der Rechte eined Mitgliedes erſter Klafje ver 
Genofienichaft ; 3) ein Alter von mindeftens 25 Jahren. 

$. 43. Jedes Mitglied der Genofjenjchaft tft zur unentgelolichen 
Uebernahme und Verwaltung eines dieſer Chrenänter, fo wie deren 
GStellvertretung ($. 48.) verpflichtet, und davon nur zu entbinden, 
wenn der von ihm vorgetragene Entfchuligungsgrund vom Aus- 
ſchuß einftimmig oder von der Generalverfammlung durch Stim: 
menmehrheit für genügend erklärt wird, 

6. 44. Der Direktor und die übrigen Mitglieder des Ausſchuſſes 
ſcheiden aber aus, wenn ſie aufhoͤren, Mitglieder erſter Klaſſe der 
Genoſſenſchaft zu ſeyn, und wenn ſie eine nicht ritterbürtige Ehe 
eingehen. 

$. 45. Der Ausſchuß Hält feine Sitzungen in Düſſeldorf. 

$. 46. Der Direktor (Ritterhauptmann) wird von des Königs 
Majeftät beftätigt und durch einen Königlichen Kommiffarius im 
engern Ausſchuſſe in Gegenwart von breisdazu einzuberufenden Mit- 
gliedern der Genoſſenſchaft, auf die treue Beobachtung und Hand: 
babung des Statuts und der übrigen Vorfchriften des Vereins be- 
eidigt. 

$. 47. Die übrigen Mitglieder des Ausſchuſſes (Ritterräthe) 
bedürfen feiner landesherrlichen Beſtätigung und werden im Aus— 
ſchuſſe von dem Direktor in dem F. 46 beſtimmten Maße in Eid 
und Pflicht genommen. 

$. 48. In Fällen der Behinderung des Direktors tritt für bie 
nächte Zeit der dem Lebensalter nach älteſte Ritterrath als deſſen 
Dertreter ein, If in Folge eines Ausfcheivend von Ritterräthen 
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aus dem Ausfchuß die Zeit, während welcher: die fungirenden Nit: 
terräthe dieß Amt befleiven, eine verſchiedene; fo ift derjenige ver 
Pertreter des Ritterhauptmanns, welcher am längjten Mitgliev des 
Ausfchuffes ift, und entfcheivet in dieſen Fällen das Lebensalter 
nur dann, wenn die Mitglieder, welche am längften fungirt —— 
gleichzeitig in ven Ausſchuß eingetreten ſind. 

$. 49. Dem Ausſchuß wird zur Beihülfe und infondernbeit zur 
Bearbeitung und Begutachtung wichtiger Gegenftände und infond: 
erheit ver Rechtsangelegenbeiten ein bewährter Mechtögelehrter ala 
Synvifus, mit berathender Stimme, beigeoronet und in einer all- 
gemeinen Berfammlung ver Genoflenfchaft durch Mehrheit ver Stimm 
en gewählt. Die nähern Bedingungen feiner Anftellung werben 
dem Abkommen zwifchen der Genofjenfchaft und ihm Übetlaffen, und 
erwird in eben der Art, wie die Mitglieder des Ausſchuſſes ($. 47.) 
von vemfelben in Eid und Pflicht genommen. 

$. 50. Der Ausſchuß beichließt durch einfache Mehrheit ver 
Stimmen, wo jerody, im Fall der Gleichheit, die des Direktors 
entſcheidet. 

F. 51. Zu einer gültigen Beſchlußnahme des Ausſchuſſes iſt 
die Anweſenheit von wenigſtens drei Mitgliedern, mit Einſchluß 
des Direktors oder ſeines Vertreters erforderlich. 

$. 52. Der Direktor iſt der Vorſtand des Ausſchuſſes, leitet 
die Berathungen und Geſchäfte deſſelben, verfaßt die Geſchäftsord— 
nung, er beruft den Ausſchuß, vertheilt Die Arbeiten unter die Aus: 
fhußmitgliever, fammelt die Stimmen und vollzieht allein bie Aus⸗ 
fertigungen der Beſchlüſſe des Ausſchußes 

$. 53. Der Ausſchuß muß von feiner Adminiſtration, fo wie 
über alle Handlungen, melche nicht durch einen Befchluß ver Ge— 
neralverfaınmlung gerechtfertigt werden fünnen, Rechenfihaft ablegen, 
erftattet darüber der Genofienfihaft in der orbentlichen General- 
Berfammlung jährlich Beriht und legt in verfelben vie Jahres: 
Rechnung ab. 

$. 54. Aufler diefen jährlichen ——— iſt der Aus⸗ 
ſchuß dazu nur dann verbunden, wenn wenigſtens zehn Mitglieder 
der General-Verſammlung über beſtimmte Handlungen des Aus— 
ſchuſſes Auskunft und Rechenſchaft fordern. Wenn eine ſolche Ford: 
erung bei dem Direktor eingegangen iſt, jo ladet derſelbe ſäͤmmt— 
liche Mitglieder erſter Klaſſe der Genoſſenſchaft zu einer General⸗ 
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Berfammlung ein, auf welcher ver Ausſchuß die begehrte Mechen- 
ſchaft ablegt. | 

$. 55. Sollte die vom Ausſchuſſe in ordentlichen oder auſſer⸗ 
ordentlichen General-Verſammlungen gegebene Auskunft und Rech— 
nungsablegung von der Verſammlung ungenügend befunden worden 
ſeyn, jo kann die General-Verſammlung, jedoch nur auf den An— 
trag von mindeſtens zehn Mitgliedern und nur durch eine Mehr- 
heit von zwei Drittheilen der Stimmen und rüdfichtlich des Direk⸗ 
tors mit Vorbehalt der landesherrlichen Beftätigung, die Wahl ver 
Mitgliever des Ausſchußes zurüdnehmen und zur Wahl eines neuen 
Ausſchuſſes fchreiten, welcher, nachdem die Mitglieder ftatutenmäßig 
beeidigt worden, . die Verwaltung unverzüglich übernimmt und die 
Streitpunfte mit dem bisherigen Ausſchuſſe und deſſen Mitglievern 
audgleicht ober zur rechtlichen en vor die. orbentlichen 
Gerichte bringt. 


II. Kommiffionen. 


$. 56. Der Ausfhuß ift berechtiget, zur Berathung über ein: 
zelne Angelegenheiten Mitglieder erſter Klaffe dev Genofjenfchaft 
einzuberufen, oder die Bearbeitung berjelben befondern von ihm zu 
diefem Zweck aus jenen Mitglievern zu ernennenden Kommiljionen 


zu übertragen. 


ID. General = Verfammlungen. 


$. 57. Im den General: Berfammlungen haben fammtliche zur 
Ausübung der Genoffenfchaftsrechte befugte Mitglieder der erften 
Klaffe und nur diefe Sih und Stimme; die Mitglieder der Ges 
nofienfchaft wollen ohne wichtigen RORSIADSCHAÄNGUHRE nicht ver: 
abfaumen, dieſen Verſammlungen beizumohnen. 

$. 58. In diefen Berfammlungen erfolgt mit Ausnahme des 
$. 36, vorgefehenen Falld die Abftimmung durch namentlichen 
Aufruf von Seiten ded Direftord des Ausſchuſſes und mündliche 
Abgabe des Votums. 

F. 59. Die Beſchlußnahme erfolgt, mit Ausnahme ver $$. 25. 
36. 55: gedachten Fälle, durch einfache Stimmenmehrheit. 
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8 60. Die vegelmäpige General-VBerfammiking wird, wenn kein 
Hinderniß eintritt, jährlich am 12. Janr. zu Düffelvorf gehalten 
und ergeht‘ zu. derjelben an wile nn Dier — Ba den 
Ausſchuß. 

$. 61. Sn Fällen, — * ſchleunige Berakhung und Be 
ſchlußnahme erfordern‘, Eönnen aber aufferorventliche General⸗Ver— 
ſammlungen ftatt finden, welche von: vem — ch und 
zuſammen berufen werden. 

F. 62. Der Direktor des Aueſchuſſes und an Verhiarecunge⸗ 
falle ſein Vertreter im Ausſchuß hat den Vorſitz ſowohl auf den 
ordentlichen, als den außerordentlichen General-Verſammlungen. 

$. 63, In denſelben werden der Geſammtheit von dem. Aus: 
ſchuſſe über den Zuſtand der Stiftung und alle übrigen ihm an— 
vertrauten Angelegenheiten Bericht erſtattet und Rechnung abgelegt, 
die neuen Wahlen gehalten, und die Befchlüffe über vie Aufnahme 
neuer Mitglieder und überhaupt über alle Angelegenheiten der Ge- 
noffenfchaft gefaßt, im fo meit fie an zur tn des Aus⸗ 
ſchuſſes gehören. 


IV. Allgemeine Beftimmungen. | 


.$. 64. Der Genoſſenſchaft bleiben die Ynorbnungen wegen, der. 
übrigen Gegenftände ver Gefhäftsführung und des van erforder⸗ 
lichen Perſonals überlaſſen. 

F. 65. Sie iſt verpflichtet, die zu — * Geigäftaführung erfore 
derlichen Koften aufzubringen, ohne daß dazu der Stiftungsfonds 
und deſſen Zinfen verwandt werden dürfen. Der -jahrliche Beitrag 
der Mitglieder zu dieſen Gejammtfoften und die Grundfüße dieſer 
Aufbringung werden von der Generalverfammlung beftimmt, 

$. 66. Jedes Mitgliev ijt verpflichtet, ven ihn treffenden Bei— 
trag in der beftimmien Art zu leiften. 

$. 67. Der Ausihuß Hat darauf zu alten, daß dies geſchehe, 
und im Saͤumungs-Fall Zahlungs-Aufforderungen, und nad) frucht- 
loſem Ablauf der darin gefezten Frift, ereeutorifche Verfügungen zu 
erlaffen, welchen die Kraft ver ereeutorifchen Klaufel landesherrlich 
beigelegt ift. 

Zur Urkunde dieſer Saßungen und Vereinbarung haben wir, 

9 * 
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nachdem Seine Majeftät, unfer allergnäpigfter König und Herr, 
viefelben durch. die Allerhöchfte Kabinetäorpre vom 16. Janx. 1836 
zu genehmigen geruhet haben, eigenhändig vollzogen, um fie zur 
Ianveöherrlichen Beftätigung einzureichen. 

So geſchehen Düffeloorf, ven 28. Febr. 1837. | 

So. Wild. Frhr. v Mirbach zu Harff.— Franz Graf v. 
Spee. — Maril. Schr. v. Los zu Allner. — Adolph Frhr, 
Raitz v. Freutz zu Schleuderhan. — Ludwig Frhr.v. Spieß 
v. Büllesheim zu Hall. — Graf Droſſte zu Viſchering von 
Neſſelrode Reichen ſt ein — Clemens Frhr.v. Fürſtenberg 
zu Borbeck.—Clemens Fıhr.v. Eltz Kübenach. —Friedrich 
Frhr.v. Loä zuWiſſen. — Clemens Frhr.v. Los zu Wiſſen. 
Emmerich Frhr. Raitz v. Freutz zu Garr at h.— Frhr. v. dem 
Buſche.— ppenburg, genannt v. Keßel.—Friedriſch Frhr.v⸗ 
Wenge. — Friedrich Frhr.v Vittinghoff genannt Schell. 
Clemens Frhr. Waldbott v. Baſſenheim Bornheim.— 
Kranz Egon Graf v. Hoensbroech. — Edmund Graf v. 
Hatzfeld.— Mar Graf Wolff Metternich. — Aug. Frhr. v; 
Naagel Dornid.— Friedrich Wilhelm Frhr. v Wendt zu 
Hardenberg — Emmerich Jo. Frhr. Raitz v. Freuß zu 
Kellenburg — Georg Carl Frhr. v.Nolshaufen zu Thür— 
nid. — Levin Graf Wolff Metternich. —Clemens Graf. 
Boos Waldeck. — Franz Hugo Frhr. v. Spies Bülesheim 
zu Maubach.— Ferdin. Frhr. v. Bongart,— Franz Ludwig 
Graf Beiffelv. Gymnich. — Earl Frhr. v. Dalwigk. — 
Franz Egon Frhr. v. Fürftenberg Stammheim. 
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Zur national-ötonomifchen Gejeh: 
gebung. 


Sabrifwefen. 


Preußen. Das mittelft Berichtd des Staatsminifteriums 

vom 9.März 1839 dem Könige überreichte und durch 

‚ eine ;allerhöchfte Kabinetsordre vom 6. April 1839 

für ‚alle Landestheile der Monarchie mit gefezlicher 

Kraft verjehene Regulativ über bie Beſchaftigung jug⸗ 
endlicher Arbeiter in Fabriken. | 


Darin wird in 10 88. folgended verorbnet: 

$. 1. Bor zurüdgelegtem neunten Lebensjahre darf Niemand 
in einer Fabrik oder bei Berg-, Hütten- und Pechwerken zu einer 
regelmäßigen Befchäftigung. angenommen werden. — $. 2. Wer 
noch nicht einen dreijährigen regelmäßigen Schulunterricht. genofjen 
hat, ober durch ein Zeugniß des Schulvorftandes nachweiſt, daß 
er feine Mutterfprache geläufig lefen Tann und einen Anfang im 
Schreiben gemacht hat, darf vor zurückgelegtem fechözehenten Jahre 
zu einer ſolchen Beichäftigung in den genannten Anftalten nicht 
angenommen werben. ine Ausnahme hievon ift nur da geftattet, 
wo die Fabrifherren durch Errichtung und Unterhaltung von ar 
briffchulen den Unterricht der jungen Arbeiter ſichern. Die Beur— 
theilung, ob eine folche Schule genüge, gebührt den Regierungen, 
welche in dieſem Balle auch das Verhältniß zwifchen Lern- und 
Arbeitözeit zu beftimmen haben. — $. 3. Junge Leute, melche das 
ſechszehnte Jahr noch nicht zurückgelegt haben, dürfen in diefen An- 
ftalten nicht über zehn Stunden täglich befchäftigt: werben. Die 
DOrtöpolizeibehörve ift befugt, nur vorübergehende Verlängerung 
dieſer Arbeitäzeit zu geitatten, wenn durch Natur = Ereigniffe over 
Unglüdsfälle ver regelmäßige Gefchäft3- Betrieb in den genannten 
Anftalten unterbrochen und ein vermehrtes Arbeitsbedürfniß Dadurch 
herbeigeführt worden iſt. Die Verlängerung darf täglich nur eine 
Stunde betragen und darf höchftens für Die Dauer. von vier Woch⸗ 


— 14 — 


en geftattet werden. — $.4. Zwiſchen den im vorigen Paragraphen 
beſtinunten Arbeitsftunden iſt den. genannten, Arbeitern Bor- und 
Nachmittags eine Muße von einer DViertelitunde und Mittags eine 
ganze Freiftunde, und zwar jedesmal auch Bewegung in freier Luft 
zu gewähren, — $. 5. Die Beichäftigung folcher jungen Leute vor 
5 Uhr Morgend und nach 9 Uhr Abends, fowie an Sonn= und 
Feiertagen, ift gänzlich unterfagt. — $. 6. Chriftliche Arbeiter, die 
noch ‚nicht zur. ‚heiligen Gommunion angenommen find, dürfen im 
denjenigen Stunden, welche ihr orbentlicher Seelſorger für ihren 
Katecpumenelt 2 id Konfirmanden Unterricht bejtimtimt hat, nicht 
in den genannter‘ Anſtalten beſchäftigt Werben. —8.7. Die Eig⸗ 
enthlimern;ved bezeichneten Anſtalten, welche. ‚junge Lente in denſelben 
beichäftigen, / And verpflichtet, eine, genaue und yollſtaͤndige Lifte 
deren Namen, Alter, Wohnort, Aeltern, Eintritt in die Fabrik ent- 
Haltend, zu führen, viefelbe in dem Arbeitslokal aufzubewahren und 
den Polizei = und Schul: Behörden auf Verlangen worzulegen.. — 
F. 8. Zumiverhanblungen gegen dieſe Verordnungen follen gegen 
die Kabrifgerren oder deren mit Vollmacht verfehene Vertreter durch 
Strafen: von 1 bis: 5. Thalern für jedes vorſchriftswidrig beſchäf— 
tigte Kind’ geahndet werden. — $. 9: Die unterlaffene. Anfertigung 
oder Fortführung der im $. 7. vorgefihriebenen tabellarifihen Lifte 
wird. zumerftenmale mit einer Strafe von 1 bis 5 Thalern ge⸗ 
ahndet, die zweite Verlegung dieſer Vorſchrift wird mit riner Strafe 
von 5 bis 50 Thalern belegt. Auch iſt die Orts - Polizei befugt, 
die ‚Lifte zu jeder Zeit amfertigen oder vervollftändigen zu laſſen. 
Es geishieht dieß auf Koften des Gontravenienten, welche zwangs⸗ 
weite im ‚abminiftrativen Wege beigetrieben werden fünnen, Im 
Schluß Paragraphen wird es den Miniftern dev Mevizinal = Ange- 
legenheiten, der Polizei und der Finanzen vorbehalten, diejenigen 
bejonderen fanitäts-, bau= und fittenpolizeilichen. Anoronungen zu 
erlaffen, . welche fie zur Erhaltung ver — und Moralität 
der. eier für erforderlich halten. 





In ven ‚Schriften über die Nationalöfonomie, welche fich / über bie 
Nachtheile verbreiten, die den Arbeitern von dem ungeregelten, bie 
Graͤnzen ver Maͤßigung überfchreitenden. fabrifmäßigen Betriebe ver 
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Induſtrie zugehen, wurde” ſchon oft darauf aufmerkffam gemacht, 
wie nothwendig ed fen, feinen Arbeiter unter 15 Jahren in ven 
Werkſtätten anzuftellen. Die Verwendung der Kinder vor einem ge: 
wiffen Alter, und die willführliche Steigerung der Arbeitszeit über 
ein gewiſſes tägliched® Maaß führt unverkennbare Nachtheile für vie 
jungen Arbeiter herbei. Diefem Uebelftande wird durch obige Ver- 
ordnung abgeholfen, vie daher als ein preiswürdiger legiälativer 
Fortfchritt in der zweckmaͤßigeren Geftaltung des Fabrikweſens auch. 
von anderen Staaten cipirt werben follte, 


Provincial = Stände. 


Preußen. I) Verordnung, die Modifikation des $. 12. 
des Geſetzes wegen Anordnung der Provincialftände 
für die Provinz Weftphalen vom 27 März 1824 und 
der-Artifel VIII. und XIV. ver Verordnung wegen 
der in erfterem Geſetze vorbehaltenen Beftimmung vom 
13. Juli 1837 betreffend. D. D. ven 8. Juni 1839. 


Wir Friedrich Wilhelm von Gotted Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ıc. haben für nöthig erachtet, die in dem Gefeße weg— 
en Anordnung der Provinzialftäinde vom. 27. März 1824 und in » 
der daffelbe ergänzenden Verordnung vom 13. Juli 1827 für unfere 
Provinz Weftphalen enthaltenen Beftimmungen über die Exforber- 
niffe bei den Wahlen der Kandtagsabgeoroneten, und deren GStellver: 
treter, mit den in nämlicher Beziehung für Unſere übrigen Provinz⸗ 
en gültigen BVorfchriften in Mebereinftimmung zu fegen und verord⸗ 
nen daher, wie folgt: F 

8. 1. Der 8. 12. des vorgedachten Geſetzes vom 27. März 1824 
wird dahin ergänzt, daß die Waͤhlbarkeit zum Abgeordneten des 
vierten Standes einen ald Hauptgewerbe felbft bewirthfchafteten, ei- 
genthümlich oder erblich nugbaren Grunvbefig im Waͤhlbezirk von 
dem vorgeföhriebenen Grunpftener-Betrage erforbet. 

$. 2, Die Beftimmung des Art, VII. ver Verordnung vom 
13. Jul. 1827, wonach ſtaͤdtiſche Grumbbefiger, welche gewählte 
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Vertreter der Gemeinde jind, den Magiftratöperjonen in Beziehung 
auf die Wahlfähigkeit gleich geachtet werben follen, wird hierdurch 
aufgehoben, und bewendet es Fünftig lediglich bei der Vorfchrift. des 
$: 11. des Geſetzes vom 27. März 1824, daß nur jolche ftäntifche 
Grundbejiger, welche Magiftratöperfonen oder Gewerbtreibende fin, 
zu Landtagsabgeordneten gewählt werden Eünnen. 
$. 3. Damit Zweifeln vorgebeugt werde, wie fie bisher in Aus 
legung de8 Art. XIV. der Verorpnung vom 13. Juli. 1827 über 
die Neibenfolge der Stellvertreter bei denjenigen ftändifchen Ver— 
banden und Gorporationen, die mehrere Abgeorpnete und demzufolge 
auch niehrere Stellvertreter zu ermwählen haben, entflanvden jind, 
follen fünftig die einzelnen Wahlafte nambaft auf die Wahl, bezieh- 
ungsweiſe des erjten, zweiten &. f. w. Stellvertreters, gerichtet und 
als folche in den Wahlprotofollen ausdrücklich bezeichnet werben. 
Gegeben, Berlin den 8, Juni 1839. 
(L. S.) Srievrih Wilhelm. 
Friedrih Wilhelm, Kronprinz. 
Frhr. v. Altenftein. Graf v.Xottum. v. Kamp 
Mühler v. Rochow. v. Nagler v. Ladenberg. 
Rother. Graf v. Alvendleben. Frhr. v. Wer: 
ther. v. Rauch. 


11.) Allerhöchſte Kabinetsordre vom 22. Juni 1834 


wegen der nachträglichen Bekanntmachung der von des Königs 
Majeſtät getroffenen Beſtimmungen, wodurch in Betreff der Berech— 
tigung zu Landtagsſtimmen oder Theilnahme an ſolchen, wie ſie in 
den Ständegeſetzen urſprünglich normirt worden, etwas abgeändert 
iſt, die aber bis jezt in der Geſetzſammlung nicht enthalten ſind: 

‚Auf den Vortrag der unter Vorſitz meines Sohnes des Kron— 
prinzen Koͤniglicher Hoheit, angeordneten Immediatkommiſſion für. 
die Ständeangelegenheiten finde Ich angemeſſen, daß diejenigen von 
Mir getroffenen Beftimmungen, wodurch in Betreff der Berechtig⸗ 
ungen. zu Landtagsſtimmen oder Theilnahme an folchen, wie jie in. 
den Ständegefegen für die. verfchievenen Provinzen urfprünglich nor- 
mirt worden, etwas geändert ift, die aber bis jezt in der Gefeg- 
ſammlung noch nicht enthalten jind, nachträglich Durch dieſelbe be— 
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kannt gemacht werben. Es gehören hieher nachſtehende Ergänzungen 
und Modificntionen einzelner Stellen der vorgedachten Geſetze. 

Zu $. 4. des Geſetzes wegen Anorbnung der Provinzialftänne 
in der Provinz Weftphalen vom 27. März 1824. (Art. 1 der Ver: 
oronung wegen der in vorgedachtem Geſetze vorbehaltenen .Beftim- 
mungen ». 13. Jul. 1827). 

a.) Von den sub I. des angeführten $. 4. (5. Art. 1) be⸗ 
nannten Stimmberechtigten des erſten Standes iſt der Fürſt 
von Kaunitz-Rietberg wegen der von ihm geſchehenen Ver— 
üußerung der Grafſchaft Rietberg ausgefallen. Dagegen 

db.) den daſelbſt aufgeführten Stimmen der von mir dem Graf— 

en von Weftphalen verliehene, von ihm perjdnlich im Stande 
der Fürften und Herren zu führende Civilſtimme hinzuge— 
treten, 

Ich beauftrage das Staatsminiflerium, dieſe meine Orbre durch 
die Gefegfammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 24, Juni 1839. 

An das Staatöminifterium. 


\ 


Friedrich Wilhelm. 


Amneſtie. (DBegnadigung. ) 


Preußen. Königliche Kabinetöordre v. 11. Novbr. 1839. 


Sie lautet wörtlich, wie folgt: 

„Um bei ver religidfen. Feier des denkwürdigen 300jährigen Re: _ 
formations-Feſtes auch denen, welche fich folcher Vergehen ſchuldig 
gemadht haben, wobei mehr Uebereilung als böfer Wille zu Grunde 
liegt, durch einen Aft lanvesherrlicher Gnade zur Freude und Bei: 
ſerung Beranlaffung zu geben, habe Ich befchloffen, innerhalb der 
Gränzen, in denen das Feſt grundſätzlich gefeiert werben follte, eine 
Begnadigung eintreten zu laffen. Ich beftimme daher, daß mit Aus⸗ 
ihliegung aller Verbrechen, welche in eigennügiger Abficht verübt 
iind, Diebftahl, Betrug u. ſ. w. jo wie aller Beichänigungen frem> 
den Eigenthums aus Rache over Bosheit, 1.) alle Vergehungen, 
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welche Höchftens mit einer Geldbuße von 50 Thlr. oder fechömäch: 
entlicher Freiheitöftrafe belegt worden, oder damit nach ben befteh- 
enden Gefegen in jedem einzelnen Falle zu beftrafen feyn würben, 
mithin auch Vergehungen gegen die Poftgefege, das SKlaffen = Ges 
werbe, Mahl, Schlaht:, Maiſch-, Braumalz: und Tabaksſteuer⸗ 
Geſetz, infofern bei allen dieſen die erfannte oder zu erfennende 
Strafe dad oben beftimmte Maaß nicht überfteigt; 2.) mörtliche, 
ſymboliſche oder mit geringen Thätigfeiten verübte Injurien (in 
Vorausſetzung der Berfühnungd:Gefinnung der Beleidigten); 3.) un= 
erlaubte Selbfthülfe ohne Gewalt an Berfonen; 4.) Eleine Wider: 
feglichfeiten gegen Beamte des Staates, wobei Feine Mishandlungen 
der Lezteren vorgefallen find, vergeben ſeyn follen, in jo fern das 
Bergehen ſich vor dem 1. Nov. d. 3. zugetragen hat und der Ber: 
urtheilte oder Angefchulpigte fich im erften Falle ver Verübung be: 
findet. Es foll dabei, auf einen Unterſchied des Glaubensbekennt⸗ 
niffes nicht anfommen, und alle in die vorſtehenden Kathegorien 
fallende Vergehen der Begnadigung unterliegen, vie Unterfuchung 
mag ſchon eingeleitet feyn oder nicht, das Erfenntniß bereit er- 
gangen, oder die Strafe angetreten feyn. Auch die Koften dieſer 
Unterfuchungen follen, fo weit fie noch rückſtändig find, bis auf vie 
baaren Auslagen exlaffen, und die lezteren von den dffentlichen 
Fonds übernommen werben. Sch beftimme ferner, daß die vorſteh— 
end auögefprochene Begnadigung auh 5.) auf die Verlegung der 
beleidigten Majeftät in der Art Anwendung finden foll, daß vie 
minder ftrafbaren Vergehen diefer Art. ($. 200. Titel 20. Thl. II. 
des allgemeinen Landrechts) zur Hälfte. erlaffen feyn follen. Sie 
haben viefe Ordre durch die Amtöblätter zur Öffentlichen Kenntniß 
zu bringen, und zu deren Ausführung die betreffenden Gerichte, 
Strafanftalten und Berwaltungsbehörden mit der erforberlichen An- 
weiſung zu verjehen.“ 

Berlin, d. 11. Nov. 1839. 
Friedrich Wilhelm. 

An die Staatöminifter Mühler, v. Rochow, v. Nagler um 
Graf ſv. Alvensleben. 


Verfügung des Juſtizminiſters Mühler v. 12 Nov. 1839. 
„Es werben die betreffenden Gerichte hiedurch angewieſen, die vor: 
ſtehende allerhöchfte Ordre genau zu befolgen und fchleunigft in 
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Ausführung zu bringen. Ausgeſchloſſen von der Begnadigung find 
alle Verbrechen, welche in eigennüziger Abjicht verübt find, Dieb- 
ftahl, Betrug u. f. w., fo mie alle Befchädigungen fremven Eigen 
thums aus Rache oder Bosheit. Mit Ausschluß diefer Verbrechen 
follen vergeben ſeyn: alle Eleineren Vergehungen, welche höchftens 
mit einer -Gelvbuße von 50 Thlr. ‚over 6 wöchentlicher Freiheits— 
ſtrafe belegt worden, over. damit nach den beſtehenden Gefegen in 
jedem einzelnen Falle zu beſtrafen ſeyn würden; ‚auch diejenigen, 
welche gegen gewiſſe, in der Allerhöchiten genau bezeichnete fiöfal- 
iſche Steuer-Gefeße begangen worden. ſind; alle woͤrtliche ſymboliſche 
oder mit geringen Thätlichkeiten verübten Injurien „ wobei die ver— 
fohnlichen Gefinnungen der Beleivigten. vorausgeſezt werden. Ges 
fangene diefer Art jind- daher. fofort in-Freiheit zu fegen, und nur, 
wenn die Beleidigten ihren, Widerſpruch ausprüdlich erklären, ift 
darüber zu berichten, und alle Vergehungen, welche in unerlaubter 
Selbſthülfe ohne Gewalt an Berfonen oder In Kleinen Widerſetzlich— 
keiten gegen Beamte des ‚Staats beftanden haben, wobei Feine Miß- 
handlungen der Lezteren vorgefallen jind, — Einer theilweifen Bes 
gnadigung follen ſich auch Diejenigen erfreuen, welche fich in ven 
minder ftrafbaren Fällen des Verbrechens der beleivigten Majeftät 
nah $. 200 Titel 20. Thl. II. des allgemeinen Landrechts ſchul— 
dig gemacht haben. Bedingung aller viefer Begnadigung ifl, 
daß das Bergehen fh vor dem 1. November d. $. zuge: 
tragen, und daß der Verurtheilte oder Angefchulpigte fih im er— 
fen Falle der Verübung befunden hat. Auf einen Unter— 
ſchied des Glaubensbekenntniſſes fol e8 dabei nicht ankommen, und 
eben jo wenig darauf, ob vie linterfuchung bereits eingeleitet ift oder 
nicht, und ob bereits erkannt oder die Strafe bereitd angetreten word⸗ 
en. Auch die Koften der viesfälligen Unterfuchungen follen fo weit 
fienoh rüdftändig find, bis auf die baaren Auslagen erlafj- 
en und vie Lezteren von den öffentlichen Fonds übernommen werben. 
Es verfteht ſich von felbft, daß dieſe Gnadenbeſtimmung auch auf 
diejenigen Vergehungen der vorftehenden Art Anwendung findet, 
wo die Strafe bereit verbüßt worden iſt. Bei der Entlaflung der 
Verhafteten ift venfelben zu eröffnen, daß fie ver ihnen widerfahre— 
nen koͤniglichen Berzeihung. fih würdig machen und daraus einen 
Antrieb mehr entnehmen ‚mögen, ihr Vergehen zu bereuen und 
üch für die Zukunft zu beſſern. Berlin, ven 12, Nov, 1839. 
Der Zuftizminifter Mühler. 
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Zur Firchlichen Geſetzgebung. 


Bayern. Allerhöchfte Verordnung vom 8. Juli 1839. 
über die Ertheilung der Diſpenſation vom kirchlichen 
Aufgebote proteſtantiſcher Verlobten. 


Wir haben Und veranlaßt geſehen, vie über vie Ertheilung ver 
Dijpenfation vom firchlichen Aufgebote proteftantifcher Verlobten 
beftehenden Beftimmungen, insbefondere jene vom 27. Febr, 1809, 
vom 11. Aug. 1813 und vom 2. Janr 4820: einer Reviſion uns 
terftellen zu laflen, und veroronen Hierauf, nach Vernehmung unf- 
eres Staatsrathe, was folgt: 1. die gänzliche Difpenfation vom 
firchlichen Aufgebote im Allgemeinen bleibt, wie bisher, Unſerer 
allerhöchften Entjcheivung, nach Vernehmung Unferes proteftantifch- 
en Oberfonfiftoriums, vorbehalten. 2. Nur in höchſt dringenderl 
Fällen ſoll ven proteftantifchen Konfiftorien in gleicher Weife, wie 
bisher den Kreidregierungen, ‚geftattet feyn, aus wichtigen Gründen 
dieſe Difpenfation im Allgemeinen zu ertbeilen. 3. Die Ertheilung 
diefer Difpenfation vom zweiten und dritten Aufgebot wird ben 
Königlichen proteftantifchen Konfiftorien übertragen. 4. In Fällen, 
wo nahe Todedgefahr zu beforgen ift, follen felbft die Föniglichen 
Defanate zur Ertheilung ver Difpenfation ermächtigt feyn, jedoch unt- 
er der Verpflichtung, hievon unter Aufführung der Gründe dem 
betreffenden -proteftantifchen „Konfiftorium gleich Anzeige zu machen. 
5. Diefe Befugniffe der Konfiftorien find in Anfehung des Dekanats⸗ 
‚ Bezirks München, zu welchem gemäß unferer Verordnung vom T. 
März vorigen Jahrs fammtliche proteftantifchen Kirchengemeinden von 
Dberbaiern gehören, und welches gemäß verfelben Verordnung Unferm 
Paoteftantifchen Oberfonfiftorium unmittelbar untergeorpnet ift, von 
Unferem Oberfonfiftorium auszuüben. 6. Im Falle ver gänzlich- 
en Erlaffung des Aufgebotes ift beiden Verlobten das juramentum 
de statu libero vor der Trauung durch den Pfarrer, mie biäher 
abzunehmen. 7. In Anfehung ver Taren behält es bei ven Beftim- 
mungen v. 27. Febr. 1809 und 11. Aug. 1813 fein Bewenden. 8. Die 
der gegenwärtigen Verordnung entgegenftehenden früheren Beſtimmung⸗ 
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en find aufgehoben. Unſer Minifterium des Innern ift mit dem 
Bollzuge diefer, durch das Regierungsblatt, befannt zu machenven 
Verordnung beauftragt. - 
München, ven 8. Juli 1839. 
Ludwig, Frhr. von Giſe. Frhr. v. Schrenk. v. 
Wirſchinger. v. Abel. v. Gumppenberg. Nah 
dem Befehle Sr. Maj. des Königs, der expedirende Geh. 
Sefretär: P. Hexamer. 


— — — ——— 


Großherzogthum Luxemburg. Königlich großherzog- 
licher Beſchluß v. 18. November 1839, über 
die Art, die Eigenſchaft eines Luxemburgers 
beizubehalten. 


„Wir Wilhelm x. In Erwägung, daß es nubthig iſt, das 
Schickſal derjenigen feftzuftellen, deren Eigenschaft ald Luxemburger 
durch die Verträge vom 19. April lezthin könnte geſchmälert feyn, 
die aber gegenwärtig im Luremburgifchen Funktionen verfehen, oder 
die ih irgend in Unſern Staaten niedergelafien haben, oder die jich 
dort noch in Gemäßheit des Art. 17. ded mit Belgien abgefchloffe- 
nen Vertrags niederzulaffen wünfchen ; in Betracht daß dieſe Per— 
fonen ein erworbened Recht befigen, ferner als Ruremburger betrach- 
tet zu werden, ohne daß fie darin durch mit Belgien abgefchloffene 
Verträge benachtheiligt werden koͤnnen, haben wir nach Anhörung Unf- 
tes Geheimen Rath für die Angelegenheiten Luxemburgs befchloffen 
was folgt: Art. 1. Diejenigen, deren Eigenfchaften als Luxemburg: 
er in Folge der Verträge vom 19. April lezthin einige Veränder— 
ung erleiden fünnten, die aber gegenwärtig im Civil- oder Militär- 
dienfte des Großherzogthums angeftellt find, follen dieſe Eigenfchaft 
beibehalten, wenn fie ferner im Dienfte bleiben, ohne daß ed irgend 
einer Erklärung von ihrer Seite over einer Erlaubniß von Seite 
der Regierung bedarf. Art. 2. Diejenigen, die im Falle des Art. 1. 
find, ohne Öffentliche Funktionen zu verfehen, vie aber im Lande 
wohnen, und darin bleiben, follen ebenfalls ihre Eigenfchaft als 
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Luxemburger beibehalten, wenn fie in ver Frift vom ſechs Monaten, 
vom Tage des gegenwärtigen Befchluffes an gerechnet, ihre Exflär- 
ung in viefer Hinficht bei der Gommunal = Verwaltung‘ ihres Wohn: 
orts ablegen. Sie müffen zugleich anzeigen, daß fie dort ihr Domicil 
wählen. Diefe Erklärungen follen in das hiezu beftimmte Regifter 
eingetragen werden. : Art. 3. Alle übrigen, in ven: beiden vorher: 
gehenden Artikeln nicht bezeichneten: Verfonen, die ihre Eigenschaft 
als Luremburger, auf welche die: nämlichen Verträge Einfluß aus: 
üben könnten, beizubehalten wünjchen, müffen in ver Frift von zwei 
Sahren, vom Tage der Ratification diefer Verträge an gerechnet, 
Uns dieſen Wunfch darlegen, und die Erlaubniß, fich im Luxem— 
burgifchen niederlaffen zu fünnen, nachſuchen. Wird diefe Erlaub: 
niß ihnen bewilligt, fo müßen jte fich wirklich in der Frift eines 
Jahres im Großherzogthum niederlaffen, und eine ähnliche Erklär— 
ung, wie jene, die durch den Art. 2, vorgefchrieben ift, ablegen, und 
die von Und erlangte Grlaubniß vorzeigen, welche Erklärung eben: 
falls in das Regifter eingetragen werben foll. Werben dieſe Formalitäten 
Durch fie in der alfo feitgeftellten Friſt nicht erfüllt, fo ſoll Unſere Erlaub— 
niß als nicht gefchehen betrachtet werben. Art. 4. Die oben erwähnten 
Friften follen zu Gunften derjenigen Perfonen, vie aufferhalb Bel: 
giens wohnen, verlängert werden, nämlich: auf drei Monate, wenn 
fie in Europa find; auf ſechs Monate, wenn fie ſich in ver Le— 
yante, in Afrika, Weftindien oder in dem dftlichen Theile Ameri: 
kas, und auf ein Jahr, wenn fie fich in Oftinvien ober in dem 
weitlihen Amerika befinden, mit Vorbehalt jedoch des Falles, wo 
es erwiefen feyn würde, daß fie ſich in ven alfo verlängerten Frift: 
en nicht erflären koͤnnten. Die Minderjährigen, die, als folche viele 
Frift nicht Haben benugen Eönnen, follen noch die Anwendung des 
gegenwärtigen Befchlußes innerhalb des Jahres nach ihrer Groß: 
jährigfeit verlangen Fünnen. Sämmtliche Autoritäten des Groß: 
herzogthums haben jich nach dem gegenwärtigen Befchluffe zu richt: 
en, mit deſſen Vollziehung der Geheime-Rath, ‚Chef der Civildienſte, 
beauftragt ift, und der in dad En und tee Mem: 
orial eingerückt werden foll. 
Haag, 18. November 1839." 


— 143 — 


Kurze Notizen, Miscellen und litera: 
rifche Nachweifungen. 


Brennen. Das 34. Stüd der Geſetzſammlung von 1838 ent= 
bält: die Allerhöchften Kabinets-Ordres, unter Nr. 1944 vom 13. 
Oktober, betreffend die anderweite Modifizirung der Allerhöchiten 
Kabinet3-Orde vom 20. Mai 1833, durch die Aufhebung des Ver: 
bots des Beſuches ver Univerfitäten in ven übrigen veutfchen Bun— 
veöftaaten durch preußische Unterthanen; Nr. 1945 vom 14. ejusd, 
die Zulaffung von jüdiſchen Handwerksgeſellen aus deutſchen Bund: 
eöftaaten um bei inlänvifchen Meiftern als Geſellen zu arbeiten, 
betreffend; und Nr. 1946 vom 24. ejusd., über die Befugniß des 
Richters zur Aufrechthaltung der Ruhe und ber EBENEN bei ge⸗ 
— Verhandlungen. 


Bei dem Vorſtande der Berliner Kaufmannſchaft iſt der Antrag 
gemacht worden, im Verein der übrigen kaufmänniſchen Korpora— 
tionen der Monarchie, höchſten Orts um die Einleitung und An— 
nahme einer Briefpoſtreform zu bitten, in der Art, wie ſie zum 
Beſten des Handels und aller geſellſchaftlichen Zuſtände in Amerika, 
England, Frankreich und Belgien beabſichtigt wird. 


Aus den neueſten Nachweiſungen des Juſtizminiſteriums er: 
gibt fh, daß die Zahl ver Prozeſſe und Unterſuchungen 
auch im lezt verfloffenen Jahre wieder bedeutend größer war, ald im 
vorangehenden. Im Ganzen wurden (ausjchlieglich Rheinland und 
Neuvorpommern) im Jahre 1838 695,548 Prozefe und 295,196 
Unterfuchungen geführt. Im Jahre 1837 645,539 Prozeffe und 
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252,613 Unterfüchungen. Es ergibt ſich alſo für 1838 ein. Plus 
von 50,009 Prozefien und 42,583 lUmnterfuchungen, wobei allein 

an Unterfuhungen wegen Holzdiebſtahl 33,474 mehr geführt wurd— 
| en, als im Jahre 1837. Auch in der Rheinprovinz haben vie Pro: 
zeffe, jedoch nicht in dem Maße, zugenommen Bemerkenswerth ift 
jedoch, daß überall im Staate der gemühnliche Civilprozeß abge: 
nommen bat. Die einfachere und. rafchere Juſtiz des Rheinlandes 
zeigt jich beſonders im Vergleich der Zahl unerledigter Rechtsſachen, 
denn während dort nur 496 Prozeſſe, 91 Aſſiſen-Verhandlungen— 
310 Kriminalunterfuchungen und von 10,449 Zuchtpolizeifachen 
750am Sch luſſe ded Jahres 1838 unbeendigt blieben, behielten vie 
Gerichte der alten Provinzen 133,942 ſchwebende Prozeſſe und 
39,282 Unterfuhungen. Ein Refultat, welches für die Gefeßgebung 
in Beziehung auf ven zu würdigenden Einfluß der Friedens: und 
Polizei= Gerichte fo wie ded mündlichen Verfahrend von Bedeut— 
ung if. 


Der Geſchäftskreis und die Wirkſamkeit ver „Schievsmänner" 
des Oberlandögericht3 von Schlejien (17 Kreife mit 1,193,002 Seel: 
en mit Ausichluß des Militaird) hat im Jahr 1838 ſich beveut- 
end erweitert. Von 1295 Schiedsmännern find 10,179 Streitſach— 
en, alfo 1853 mehr ald im Jahr 1837, verhandelt, und davon 
find 8885, fomit 1415 mehr. als im Jahr 1837, duch Vergleich 
erledigt worben. Anhängig blieben am Schluffe des Jahres 1838 
noch) 148, | er 


Von der nun eingetretenen neuen Ordnung für das Berliner 
Griminalgericht verfpricht man ſich mwohlthätige Wirkungen. 
Sie unterwirft ſämmtliche geringe Unterfuchungen, kleine Diebftähte, 
Mivderfpenftigfeiten, Wiverfeglichkeiten u. f. m. einem ſummari— 
Then Verfahren. Sie werden durch Kommifjarien fehnell in erft- 
er Inftanz abgeurtheilt. Und fo wird jezt nicht mehr vorkommen, 
daß, geringfügiger Vergehungen wegen Menfchen Wochen fang un- 
ter Schloß und Riegel gehalten, die Gefängniffe überfüllt und Ueb- 
elthäter aller Gattung zufammen gefperrt werben. 
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Baiern. : In dem „Archiv für eiviliftifche Praris“ XXII 
Bd. 2 Heft. XI. ©. 296 — 314 werden die Ergebnijfe ver 
Ständeverfammlung des Königreihd Bayern im 
Jahre 1837, in Bezug auf Civilrecht und Civilprozeß 
dargeftellt von dem. Königlich Bairifchen Regierungsaſſeſſor und Biö- 
eal⸗Adjunet Dr. 305. Jak. Laub in Münden — 

Hr. Dr. Franz Mater, Rath am Königlichen. Dberappellar 
tiondgericht von Dberbaiern hat in feinem Werke, betitelt: Gefchicht- 
liche Darftellung des Staatsſchuldenweſens des Königreichs Baiern 
mit Rückſicht auf deſſen Kurrant = Finanz = Verwaltung nebſt einer 
rechtlichen Erörterung der neueren Gefeße über die Erloſchung von 
Forderungen an das Baierifche Nerar, Erlangen 1839, ein gedrängt: 
es Bild über den Zuftand der baierifchen Staatsſchuld und ver 
Kurrantfinangvermaltung vom Anfange des 19. Jahrhunderts bis 
auf die Gegenwart geliefert, und entwidelt darin auf hiſtoriſche 
Meife die in ihrem Weſen höchſt verfchtevenen gefeglichen Beftimm: 
ungen über die Erldfchung von Forderungen an das baierifche Aerar. 
Er zeigt zugleich, gegen welche Kaflen, und: vor welchen Gerichten 
ſolche Forderungen mit Erfolg anzubringen ſind. — 

Rah dem neueften Regierungsblatt find vie num gewählten 
Abgeordneten auf den 28. Dezember zum Landtag einberufen 
worden, 

Württemberg. Das Meg. Blatt vom 15. Nov. 1839 ents 
hält eine Verfiigung des Minifterlums des Inneren, mach welcher 
Gemeindebeamte ( Schultheifen, Gemeinvepfleger, Theilvechner, Ge⸗ 
meinderathsmitglieder), welche eine Verkaufs =, Verpachtungs- over 
eine andere vergleichen Verhandlung in Gemeindefachen vornehmen, 
leiten oder als Urfundsperfonen beauffichtigen, an derſelben in feiner 
Meife, offen oder verdeckt, unmittelbar oder durch Zwifchenperfonen, 
ald Parthei Theil nehmen dürfen, und es darf ihnen eine Ermiächt- 
igung dazu von Feiner dem Minifterium des Inneren nachgefetten 
Stelle ertheilt werden. Zu einem fpäteren Einjtehen in eine zuvor 
abgeſchloſſene Berfaufs-, Verpachtungs= oder andere vergleichen Ber- 
bandlungen varf jenen Gemeinvevienern nur ausnahmsweiſe, aus ber 
fonders wichtigen und dringenden Gründen, und nach der forgfält- 
igiten Erwägung aller Umſtaͤnde, die Ermächtigung ertbeilt werben, — 

‚Ueber die: Entwicklung ver: Würtembergifchen Vefaſſung, der 
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weiteren Ausbildung des Staats im Inneren und die manigfaltige 
Thätigfeit der Geſetzgebung des Königreichs in der neueren und 
neueften Zeit ꝛc. ꝛc. gibt Hr. Chriftian Heinrih Köftlin, 
beider Rechte Doctor, eine fehr werthvolle Darftellung in feinem 
Werke: Wilhelm der Erfte, König von Württemberg 
und die Entwidlung der Württembergifhen Verfaſſ— 
ung vor und unter feiner Regierung Stuttgart, 1839, 

Nah den zur verfaffungsmäßigen Prüfung der Steuerverwend- 
ung. dem ftändifchen Ausfchuße bereitd mitgetheilten Ergebnißen des 
Stantd-Rechnungsabichluffes vom Aten Juli 1838 bis 1839 hat 
diefes Finanzjahr an Ergiebigkeit die vorangegangenen Jahre bes 
deutend übertroffen, fo reichlich auch Die Früchte der Lezteren erfcheins 
en mochten, ald von ven angefallenen Einnahme-Ueberſchüſſen bei 
dem jüngften Landtage über vier Millionen Gulden zu auſſerord⸗ 
entlicher Verwendung theild für vollftandigere Ausftattung von 
Penſionsanſtalten, theil3 für anfehnlichere Strafen und Hochbauts 
en dargeboten wurden. Es betragen nemlich für das Jahr 1838 
bis 1839 die Einnahmen 12,098,931 fl. 17 Er., mehr ald der Vor— 
anichlag 2,774,228 fl. 29 kr., die Ausgaben 9,718,054 fl. 26 fr, 
mehr ald der Voranſchlag 380,126 fl. 48 kr., es ergiebt fich alfo 
nad); Vergleichung der Einnahmen und Ausgaben ein wirklicher 
Ueberfhuß von 2,380,876 fl. 54 fr. und gegen den Voranſchlag 
ein Mehr von 2,394,161 fl. 41 fr. Bon viefem Veberfchuffe find 
indeſſen bei der lezten Finanzverabſchiedung ſchon vorläufig gegen 
1%, Millionen zu Renten-Ablöfungen und einer aufferorventlichen 
Staatsfchulven : Tilgung beſtimmt worden. An dem Etats = Ueber: 
fchuffe ver Einnahmen kommen 1,743,742 fl. 9 Er, auf den Ertrag 
des Kammergut3 und 1,030,546 . 20 fr. auf die Steuern. Bon 
diefen haben hauptfächlich die Verkehr: und Berzehrungs- Auflagen 
Mehreinnahme gewährt, melche zugleich ein erfreuliches Fortfchreiten 
der Volksbetriebſamkeit anzeigen. 
Ueber das Strafgefegbud für das Königreich Württemberg 
vom 1. Merz 1839 find bereit zwei Gommentare an das Licht 
getreten. Der eine hat ven C. F. Hufnagel, der andere den Ferb, 
Carl Theodor Hepp zum Verfaſſer. 

Auch über das neuefte Polizeiftrafgefeg für das Königreich 
Württemberg vom 2ten Dftober 1839 ift in der J. G. Gottafchen 
Buhhandlung in Stuttgart und Tübingen ein ausführlicher Kom- 


wentar erfchienen. Der Verfafler, Dr. Hermann Knapp, Ober 
Conſiſtorialrath und Oberftubienrath, verfelbe, welcher dem Publi- 
fum durch fein Württembergifches Kriminalrecht und feine Bemerk- 
ungen zu dem Gtrafgefegentwurf auf die verbienftlichfte Weife bes 
kannt ift, bat bei feinen Erläuterungen dieſes Geſetzes zugleich das 
Wichtigfte aus den Motiven der Regierung und den der Verab- 
ſchiedung dieſes Gefeged vorangegangenen fländifchen Verhandlungen 
mitgetheilt. 

Der Fever veffelben Gelehten verdankt auch die „Monatsfchrift 
für die Juftiz = Pflege in Württemberg” 4. Bo. 1 Abth. 1. Heft, 
(Rudwigsburg 1839) einen fehr werthvollen Beitrag zur Kritif und 
Anwendung dieſes Strafgefeßbuches in Betreff ver Beftrafung 
des Rüdfalles bei ven Verbrechen der ul 
igen Eigenthbumd=- Beeinträchtigung. 


Sacfen. ( Königreih.) Am 11. November 1839 traten vie 
Kammern auf dieſer Stänvdeverfammlung zum erftenmale in dffent- 
liher Sigung in Wirkfamkeit. In der zweiten Kammer mwurbe 
die erfte Sitzung, die bei gefüllten Tribunen ftattfand, vornehmlich 
dadurch intereffant, daß die Verfammlung ihre Erörterungen als— 
bald mit Belprehung der Hanndverfhen Angelegenheit 
eröffnete. 

Herr 2. Schüler, Oberappellationdgerichtsrath hat vor Kurz 
em fchäßbare Beiträge zur Beurtheilung des Griminalgefehbuchs 
für das Königreich Sachen herausgegeben. Sie erfihienen in Jena, 
und find bereits in den „Eritifchen Jahrbüchern für deutſche Rechts⸗ 
wiffenfchaft, Zehntes Heft 1839 vom Herrn Appellationsrath Dr. 
Krug in Zwidau recenfirt worden. — 

Am 8. Mai 1839 ift eine ergänzende Inftruftion für die Cen- 
foren im Königreih in Beziehung auf kirchlich religidfe Gegen- 
flände erlaffen worden. — — 

Wie ſchon vorlängft an mehreren Orten in Württemberg hat ſich 
nun auch in Dresven auf Antrieb des Advokaten von Ehrenftein 
ein Verein gegen Thierquälerei gebildet. Das Unternehmen Hat viel 
Anklang gefunden, ſo daß die Anzahl ver Mitglieder fchon jezt fehr 
bedeutend ifl. — 

Der ven jezt verfanmelten Ständen vorgelegte vollſtändige 
Rehenfhaftsbericht auf die Finanzperiode von 1834, 1835 
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und 1836 weißt seine Erübrigung von 1,435,403 Thlr. nach, welche 
zur. Verfügung der Stände geftelft wird. Nach Abrechnung viejer 
Summe zeigt ſich das Staatdvermögen (ungeredjnet die Immobi: 
fien und die nutzbaren Regalien) deſſen ungeachtet ald von 8,349,562 
Thlr. auf 9,360,471 Thlr. geftiegen. 


" Baden. Das Reg.-Blatt vom 5. November enthält eine landes⸗ 
herrliche Bekanntmachung, womit der von der General = Confereng 
der Zollvereinäftaaten für die dreijährige Periode v. 1. Ian. 1840 
bis dahin 1843: ausgearbeitete und genehmigte Vereinszolltarif, for 
weit derſelbe nicht fchon zum voraus die landſtändiſche Zuftimmung 
erlangt hat, als prowiforifches Geſetz verfünnet wird und zu voll- 
ziehen iſt. Die meientlihe Veränderung des Tarif gegen bie bis— 
berigen Säge liegen in der Ermäßigung des Cingangszolld auf Reid 
und Lumpenzucker. Auch ift im ganzen Tarif allgemein ver Zoll: 
Gentner (= 1. Bad. oder Großberzogl. Heſſ. Centner) ald Ge: 
wichtseinheit angegeben, und vie betreffenden Abgabenfäge im 14 
Thaler: und 24°”, Gl. Fuß angegeben. 

Daſſelbe Regierungsblatt enthält ferner eine Berorbnung des 
Großherzogl. Miniſteriums des Innern, wornach die Vorleſung aus 
dem Lehrkurſe der philoſophiſchen Fakultät, welche jeder in den drei 
erſten Semeſtern feiner akademiſchen Studienzeit zu hören hat, ver 
fich zu einem  willenfchaftlihen Berufsfache, wofür die Landesgeſeze 
einen afademifihen Kurs und eine Staatöprüfung vorgefchrieben, 
widmet, wöchentlich wenigftend vier Stunden betragen müflen. — 
herr J. Fr. H. Abegg hat Eritifche Bemerkungen über den re 
vidirten Entwurf eines Strafgeſetzbuchs für das Großherzog. 
thum Baden vom Jahre 1839, in Demmes Annalen deutſcher 
und auslandifcher E&-N.: Pflege nievergelegt, wonon auch ein Se: 
paratabdruck bei Julius Helbig in Altenburg erfchienen if. — 

Dad Regierungsblatt vom 21. November 1839 enthält eine Ver: 
orbnung, wonach die Staatddiener nach Ablauf ihres vierten 
Dienftjahred dem vorgejezten Minifterium. die fchriftliche Anzeige 
vom Eintritt in dad fünfte Dienftjahr. zu machen haben. Nach An: 
Eunft dieſer Anzeige hat das vorgefezte Minifterium über Befähig— 
ung, Fleiß und Gittlichfeit des Dieners fogleich die ndthige Erkund- 
igung einzuziehen, die ſtreng gewiflenhaft ertheilt werben foll. Wo 
über Tüchtigfeit und Würbigfeit überall kein Zweifel. obwaltet, iſt 
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208 Miniſterium Eraft diefer DVerorinung befugt, ſelbſt die Anftell- 
ung für umwiberruflich zu erklären und Se, K. H. nur die An 
zeige davon zu.erftatten. Zeigen fich dagegen Anftände, fo wird Ge. 
K. 5. auf erftatteten Vortrag. entfcheiden, ob ein folder Diener 
fofort zu entlaffen ſey, oder ob deſſen Probezeit noch verlängert 
werden fol. Tritt aber Untauglichkeit und Unwürdigkeit bei einem 
Diener ſchon früher hervor, fo ift die vorgefchriebene Anzeige nicht 
abzuwarten, fonvern ſolches von ven betreffenden Behörden aldbald 
zur Kenntniß des vorgejezten Minifteriums und von biefem an 
S. K. H. zu bringen, 





Kurheſſen. Durch eine Verfügung des Kurprinzen und Mit— 
regenten vom 16. Oktober iſt die Kurheſſiſche Ständeverſammlung 
für ven 25. November 1839. nach Caſſel einberufen worden. — 

In der befannten Streitangelegenheit wegen ver heimgefallenen 
Domainen des erloichenen Hauſes Heflen- Rothenburg ift eine Be— 
fchlußnahme des deutſchen Bundestags erfolgt und dem landſtänd— 
iſchen Ausfchuffe befannt gemacht worden, Die veutiche Bundesver⸗ 
fammlung bat e8 abgelehnt, in ven Gegenftand der von Seiten der 
Eurhefliichen Stänvdeverfammlung an fie gerichteten Bittfchrift ein= 
zugehen, und zwar aus dem Grunde, weil nad) ihrem Dafürhalten 
ftändifcher Seits noch nicht alle Mittel erfchöpft feyen, deren Ans 
wendung die Kucheffiiche Verfaffungsurfunde varbieten, bevor bie 
Nothwendigkeit einer Vermittlung durch die Bundesbehoͤrde einträte, 

Eine Verordnung vom 9. Dftober 1839 vegelt das Verfahren bei 
Verforgung von Unteroffizieren, Solvaten und Spielleuten im 
Staatödienft. zur Eriparung von NRuhegehalten. Es werben eigene 
Prüfungsceommiffionen zu dem Behufe gebilvet, vie Fähigkeit ver 
zu verforgenden zu dieſem oder jenem unteren Staatdamte zu er- 
forfchen,, die für fühig Befundenen werden in eine Verforgungslifte 
aufgenommen und bei erlevigten, für fie paſſenden Stellen vorzugs- 
weile berücjichtigt, - | 


Seffen - Darmftadt. Das Negierungsblatt Nro. 30 enthält 
dad Finanzgefet für die Jahre 1839—1841, welches im Ganz- 
en den Kortbezug der bisherigen Steuern anordnet. Im Kalle aber, 
daß über die Handelöverhältniffe. und über die Anlage ver gemein- 
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ſchaftlichen Zölle weitere Uebereinkünfte zwiſchen den dermaligen Ver⸗ 
einsſtaaten ſo wie mit anderen deutſchen Regierungen zu Stande 
kaͤmen, ſpllen im Laufe der Finanzperiode hinſichtlich der Zoͤlle und 
der Zollgeſetzgebung diejenigen Abänderungen eintreten, welche als 
nothwendige Folge ſolcher Stantöverträge erfiheinen. 


— — 





Freie-Städte. Frankfurt a. ME. Bei der neuen geſezgebenden 
Berfammlung der freien Stadt Frankfurt a. M. foll auch das Ge— 
fängnißmefen zur Sprache kommen. Man beabfichtigt auch hier 
deſſen Verbeſſerung nach dem Vorbilde eined — der beiden Nord— 
amerifanifchen Syfteme, 

Der am 8. November ausgegebene 12—18 Bogen des 6, Bandes 
3. Abth. der Frankfurter Gefeg- und Statutenfammlung bringt 
den Vereins-Zolltarif für die Jahre 1840, 1841 und 1842. 

Nah Genehmigung ded Senats wird, von Anfang ded Monats 
November an, an unbeftimmten Tagen, fo oft Hierzu der Stoff vor: 
liegt, eine Ertrabeilage zu den Frankfurter Blättern, unter dem 
Titel: Mittheiluugen aus den Protofollen der geſetz— 
gebenden Verſammlung erſcheinen. — 

Der Gewerbverein zu Frankfurt a, M. macht ven Antrag, es möge 
der Bundedtag gebeten werben, feine Beftimmungen vom 9. Nov. 
1837, ven Nachdruck betreffend, auch auf alle technifchen Erfindung- 
en auszubehnen. Da aber ein folcher Antrag an den Bundestag 
ein ganz beſtimmter feyn müßte, fo erflart fich ver Verein gleich 
zum Voraus gegen die Patente oder Privilegien. Er jtellt das Ver: 
fahren der societe industrielle von Mühlhaufen als Mufter und 
Norm auf, wobei für beftimmte poftulirte Erfindungen Preiſe aus: 
gefegt und die Preifefummen ver Gefellfchaft durch Subferiptionen 
zugefichert werden. Endlich flellt ver Verein noch den Gedanken 
auf, daß fich alle Vereine von ganz Deutfchland vereinigen follten, 
die Anträge ver Erfinder anzunehmen und den betreffenden Gewerb— 
treibenden zur Abnahme anzubieten, und ebenfo die Poftulate ver 
Gewerbtreibenden anzunehmen, um die poftulirte Erfindung hervor: 
zurufen. | | 


Lübeck. Der Senat hat am 2. November 1839 eine Verord⸗ 
nung erlaffen, nach welcher ven Schenfwirthen und Krügern 
gegen ihre Gäfte für genoffenen und erebitirttenBranntwein und 
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vergleichen geiftige Getränke Hinfort überall Fein Klagrecht zu— 
ſtändig ſeyn foll, mithin wegen veßfallfiger Forderungen vor den 
Gerichten Feine Klagen zugelaflen werben dürfen, 

Nach einer andern Verfügung dieſes Senats wird den Schenk: 
wirthen bei ftrenger Strafe, iſelbſt Entziehung der Conceſſion ver 
boten, an Perfonen, die fh, wenn auch nur in geringem Grabe 
des Rauſches befinden, geiftige Getränke zu verabreichen. 





Sachſen⸗Coburg-Gotha. Bon der Regierung. und dem be— 
vorſtehenden neuen Landtag. erivartet man 1) eine Hypothekenord⸗ 
nung, 2) eine neue Civilprozeßordnung, 3) ein Strafgefezbuch, 4) 
eine Stabtorbnung, 5) ein Wildſchadengeſetz und 6) ein billigeö Ge- 
ſetz über Ablöfung fammtlicher Feudallaften. — 


Hannover. Bon dem Herrn Advofat Chbhardt-in Hannover, 
welcher bereitd durch das von ihm entworfene, im Jahr 1834 im 
Berlage ver Hahn'ſchen Hofbuchhannlung erfchienene, allgemeine Re— 
gifter zu den Gefegfammlungen für das Königreich Hannover vom 
Jahre 1813 bis 1833 den Gefhäftsmännern eine fleißige und ge: 
fungene Gabe .vargebracht, ift neuerdings ver erfle Band einer Zu— 
fammenftellung der Geſetze, Verordnungen und Ausfchreiben für 
dad Königreih Hannover aus dem Zeitraume von 1813 bis 1339 
herausgegeben. Die noch übrigen Bände dieſer Zufammenitellung 
jollen balvigft nachfolgen, und das Ganze wird ein vollftändiges 
Regifter und ein chronologifches Verzeihniß der aufgenommenen 
Geſeze ze. ꝛc. befchließen, 


Braunfchtweig. Durch nachftehenn® Bekanntmachung ift die 
Ständeverfammlung auf dem 9. Dezember 1839 einberufen worden: 

„Bon Gotted Gnaden Wir, Wilhelm, Herzog zu Brauns 
ſchweig und Lüneburg ıc. Nach Anficht des $. 128 des Grundge— 
fees haben Wir befchloffen, Unfere getreuen Stände zur Erdffnung 
des dritten orbentlihen Landtags um Und zu verfammeln Wir 
verordnen daher, daß die Mitglieder der Ständeverfammlung ſich 
Montag, ven 9. Dezember d. Jahres, in Unferer Reſidenzſtadt 
Braunfchweig einfinden, um in Gemäßheit der Gefchäftsordnung 
das Regitimationd = Verfahren zu beginnen, und werden demnächſt 
wegen Eröffnung des Landtags das Weitere anorbnen. Wir werb- 
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en unfern getrene Ständen bie Entwürfe folgender Gefee vorleg⸗ 
en laffen: 1) eine MWegeordnung; 2) wegen Anlegung von Torf- 
ftihen; 3) wegen. des Verkaufes ‘von WArzneimaaren und. Giften ; 
4) wegen dev Erhebung der Gontribution und des. Landſchatzes vom 
Viehe; 5) einer Declaration ver 99. 47 und 109 des Gefeges vom 
23. April 1835., die Ein-,Aus- und Durdhgangs: Abgaben betreffs 
end; 6) wegen der Abänverung des Gefehes vom 11. Mai 1835, 
die ftaptifchen Abgaben in Braunfchweig und Wolffenbüttel betreff: 
end; 7) wegen ver Aufhebung ver Abgabe des Impoſtes im den 
Drtichaften ded vormaligen Amtes Campen ; 8) wegen Declaration 
einiger Beitimmungen ver Poſtordnung; 9) eines Griminalgejeg- 
buches; 10) wegen der Schulpflichtigkeit und des Schulgelded in 
den Dorfgemeinden. Alle, die es angeht, haben jich hienach zu acht— 
en. Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und beigedruckten 
Herzoglichen geheimen Ganzlei-Siegels. 
Gegeben Braunfchmeig, ven 11. November 1839. 
Wilhelm Herzog von Schleinig” 


Schwarzburg-Rudolftadt. Diejes Fürſtenthum iſt dem un- 
ter den ſüddeutſchen Staaten gefchloffenen Münzverein beigetveten. 
Die Regierung macht ſich verbinplich, eine nad) Maafgabe der Be: 
vöfferung treffende Sunme von 36,000 fl. und zwar davon 24,000 
in halber Guldenſtücken bei einer zum ſüddeutſchen Münzverein ge: 
hörigen Münzftätte ausprägen und in Umlauf jegen zu laffen. 


Sachſen-Weimar. Der Geheime Regierungsrath. Dr. Em: 
minghaus in Weimar bat in „ver Zeitfchrift für Mechtspflege 
und Verwaltuug zunächitefür das Königreich Sachſen“ Bd. 2.1839 
XV, ©, 224—240, die Tendenz des Weimariſchen Geſetzes über 
die Uebertragung des Eigenthums an Immobilien vom 
29. April 1833, dargeſtellt und begleitet den Inhalt dieſes Geſetzes 
. in mehreren Abſchnitten mit Anmerkungen. — 

Derjelbe Gelehrte commentirt in vem „Archiv für die‘ eiviliſtiſche 
Praxis“ XXII. Bd 2.9. X. ©. 267-277, die Weimarifchen 
Gefege vom 1. April 1839, den Widerruf der Teſta— 
menteund a a lezter Willen 
betreffend. — 
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Zur Strafgesetzgebung. 


Bergleichende Zufammenftellung der in den neueften 
deutichen Strafgefeßbiüchern und ntwürfen 
enthaltenen Beſtimmungen über die Verpflicht— 
ung zur Anzeige von Verbrechen und Ber: 
gehen. 


Defterreich. 


Mir beginnen mit dem Strafgefegbuche von 1803, das jezt in 
dem ganzen dfterreichifchen Kaiferftante mit Ausnahme Ungarns und 
der Militairgrenzen, in Kraft iſt. Diefe Gefeßgebung ftellt ala 
Grundjag auf, daß derjenige, welcher ein, Verbrechen nicht hindert, 
wenn er ed ohne Gefahr hätte thun können ($. 191.) und ders: 
jenige, welcher e8 der Obxigkeit anzuzeigen unterläßt, ($.193.) ſich 
eined befondern Verbrechens fehuldig made. Die Strafe de Nicht: 
anzeigend ift Einfperrung von einem halben Jahre bis drei Jahre 
($. 194). Befreit davon find die Ascendenten und Defeendenten, vie 
Verwandten im erften Grade, die Brüder, Schweftern, Vettern, Baf- . 
en und der Gatte ded Strafbaren ($. 195). 

Nur in zwei Fällen erklärt das dfterreichifche Strafgefehbuch ven 
Nichtanzeiger ald Mitſchuldigen des nicht angezeigten Verbrechens, 
nemlich bei Hochverrath und geſetzwidrigem Verhafte (8.55 und 78). 
Die Strenge diefer Abweichung vom gemeinen Rechte ift groß; dem 
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ungeachtet ſpricht der $. 55. ſtatt ver Todesſtrafe lebenslaͤngliches 
Gefaͤngniß aus, und überdieß darf dieſe Strafe nicht verhängt werd⸗ 
en, wenn die Anzeige von feinem Nutzen geweſen wäre. Auch be— 
ftrafen die zwei angeführten Baragraphen nur die willführliche Ver: 
ſchweigung und jehließen auf dieſe Art viejenige aus, welche eine 
Folge der Achtlofigkeit ift, | 


Preufßen. 


Das preußiſche Kriminalrecht ſtellt als allgemeinen Satz für jed⸗ 
es Individuum die Verpflichtung auf, die projectirten Verbrechen 
der Behoͤrde oder derjenigen Perſon anzuzeigen, gegen welche ſie 
gerichtet find *); fehlt es an Zeit oder an Gelegenheit zur Anzeige, 
fo verlangt $. 81, daß man fich alle Mühe geben folle, fie zu, hin- 
dern, wenn e8 ohne große Gefahr gefchehen kann; im Uebertret- 
ungsfalle wird eine willführliche Strafe verhängt ($. 82). Auffer 
diefen allgemeinen Vorfchriften enthalt das preußifche Geſetzbuch 
noch befondere Beftimmungen, die mit dem Gegenftanve, mit meld: 
em wir und bejchäftigen, in Beziehung ftehen. 

Im Falle des Hochverrathd wird der Nichtanzeiger mit Feftungs- 
Arreft von zehn Jahren bis auf Lebenslänglichkeit beftraft; ($. 97.) 
weder Eltern, noch Kinder, noch der Ehegatte find von der Ber: 
pflichtung, es anzuzeigen, befreit. ($. 98.) 

Der $. 104 fpricht Die nemliche Strafe für Nichtanzeige folcher 
Verbrechen aus, welche gegen Die Außere Sicherheit des Staates 
‚gerichtet find; wenn dad Verbrechen nicht vollzogen worden ift, fo 
foll die Gefangenhaltung des Nichtanzeigerd nur 8 bis 10 Jahre 
dauern ($.105.). Bei Staatsverbrechen vom 2ten Range tritt nad 
den allgemeinen Beitimmungen über diefen Gegenjtand ($$. 117. 
82.) willführliche Strafe ein. Endlich liegt ($. 131.) jedem Staats: 
bürger die Verpflichtung auf, den Staat gegen jede drohende Gefahr 
zu fchüßen, und ven Behörden jede Unternehmung anzeigen, die ihm 
verdächtig oder gefährlih vorkommt Zum Glüde 
‚geht dieſer unbeftimmten Verfügung die ftrafrechtliche Sanction ab. 





*) 8. 80. die angeführten Paragraphen find aus Titel XX. des 2ten 
Theils des preußifchen Gefegbuches von 1794, das noch jezt in biefem 
Königreiche in Kraft ift. 
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Derjenige, welcher faliches Geld erhalten Hat, oder weiß, daß 
ſolches exiftirt, ift gehalten, ven Behörden die Anzeige davon zu 
machen $. 261; wer diefe Anzeige unterläßt und die falfchen Münz- 
en wieder in Umlauf bringt, wird mit einer Gelpftrafe von dem - 
gierfahen Betrage verfelben und überdieß noch mit einer andern 
Gelvftrafe von fünf bis fünfzig Thalern oder mit Ginfperrung von 
acht Tagen bis ſechs Wochen beftraft ($. 262). — Daß preußifche 
Geſetzbuch verlangt auch, unter Androhung von Gefängnißitrafe 
die Anzeigen im Falle ver Defertion eined Solvaten (f. 476). - 

Das preußifche Strafrecht enthält: noch eine Menge von Verfüg— 
ungen, welche Anzeigen vorjchreiben, vie ſich aber auf ven vorlieg- 
enden Gegenftand nicht beziehen. Es jind folche, welche das Geſetz 
in Beziehung auf Amt oder Beichäftigung von den Aerzten, Heb— 
ammen, Geiftlichen over obrigfeitlichen Perſonen verlangt; Anzeig⸗ 
en, durch welche man die Juſtiz von irgend einer erlaubten Hand⸗ 
fung oder zuläßigen Sache in Kenntniß fezt *), 


Bayern. 


Das baierifche Strafgefegbuch, treu dem Syfteme feines berühmt- 
en Verfaſſers, Herrn Feuerbach, erkennt dadurch das Dafeyn 
einer negativen Mitjchuld oder Theilnahme an, daß ed die Perſon 
in die lezte Klaſſe der Mitſchuldigen ftellt, welche es verſäumt bat, 
der Behörde die Verbrechen, welche begangen werden oder die man 
im Schilve führt, anzuzeigen; die Strafe ift aber fehr gering und 
befteht, nad Umftänden nur in einem bffentlichen Verweiſe over 
Einfpetrung von einem Tage bis auf einen Monat (Art, 78 ad 1) 
Iſt jedoch die Anzeige in der Abjicht unterlaffen, damit dad pro= 
jectirte Verbrechen gelinge, fo wird die Strafe im Verhältniß zu 
der Schwere des nicht angezeigten Verbrechens verfchärft und ver 
Richter kann in folhem Falle bis auf ſechs Jahre Gefängnißftrafe 
verhängen (Art, 78, ad 2). Aſcendenten und Defcenvdenten, Brüder 
und Schweftern, der Ehegatte und die Verwandten im erften Grave 
des MVerbrechers, find von der Anzeige befreit; wollen fie aber ver 
im Art. 78, verhängten Strafe entgehen, jo müffen die Aſcendent— 
en durch alle ihnen zu Gebote ſtehenden Mittel die Verbrechen ver 


*) Man ichez.B. die 88. 185, 349, 930,933, und bie folgenden und 912. 
11 * 


— 
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Minderjährigen, vie unter ihrer Gewalt ftehen, fo wie ver Ehe— 


mann die Verbrechen feiner Frau zu verhindern ſuchen (Art. 79). - 


Der Artikel 88 jchreibt jedem Staatäbürger die Anzeige der 
begangenen DBerbrechen vor, verhängt aber nur gegen viejenig- 
en eine Strafe, melde es verfüaumen, ein Berbrechen anzuzeigen, 
dad mit Tod, Ketten, over Gefängniß belegt wird, weldye nach dem 
Aten Artikel des baierifchen Strafgefeßbuches die drei härteften 
Strafen find. Die Perfon, welche in viefem Falle es unterläßt, die 
Anzeige zu machen, erhält einen Verweis oder wird hoͤchſtens auf 
prei Monate eingefperrt. Die Perfonen, welche in Art. 79. aus: 
genommen find, find ed auch in viefem Falle (Art. 89). Diejes 
Gejegbuch enthält Feine weiteren Verfügungen in -Beziehung auf 
Anzeige von Verbrechen. Der berühmte Profeſſor Kleinſchrod hatte 
in feinem Strafgefeg = Entwurf für die Staaten ded Kurfürften von 
Baiern das nemliche Syſtem angenommen *), 

Die $$. 103 — 107 dieſes Entwurfs, welcher ungeachtet feines 
MWerthes nie Gefegeöfraft erlangt hat, legen jedermann die Pflicht 
auf, vie Verbrechen eines andern dadurch zu verhindern, daß man fie 
der Behoörde oder demjenigen anzeigt, der darunter leiden fol. Iſt 
diefe Anzeige nicht möglich, fo ift man gehalten, dem Verbrechen 
durch jedes andere Mittel vorzubeugen. Derjenige, welcher abſicht⸗ 
lich dieſer Prlicht nicht nachkommt wird mit dem MViertel der gegen 
das nicht angezeigte Verbrechen verhängten Strafe und mit der 
Hälfte derſelben belegt, wenn der von der Nichtanzeige Benachrich— 
tigte durch feine Stellung ald Vater, Vormünder, oder Vorgeſetzter 
des Verbrecher bejonderd verpflichtet war, das Verbrechen -zu ver: 
hindern. Der Entwurf enthält feine weitere befondere Verpflichtung 
zu einer Anzeige ald für den Kal einer Falſchmünzerei (F. 584 bis 
5836), diefe Verfügungen find viefelben, wie die in den $$. 261 bis 
262 des preußifchen Geſetzbuches; nur ift die Geloftrafe geringer; 
fie ift nur das Doppelte von dem Werthe der in Umlauf gefezten 
Münzen, wenn viefer Werth ven Werth von zehn Thalern über: 
fteigt ; ift er geringer, fo ift die Gelbftrafe dieſem Werthe gleich. 


Der Strafgefegentwurf, der im Jahre 1822 für Baiern gemadt , 


J 


*) Dieſer Entwurf erſchien unter dem Titel: Entwurf eines peinlichen 


Geſetzbuches für die Kurpfalz-Baieriſchen Staaten, München 1802. 
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wurde und ‘welcher gleichfall8 nicht angenommen wurde *), bat auf 
ganz gleiche Weile den Staatöbürgern die allgemeine Verpflichtung 
auferlegt, verübte, fo wie folche Verbrechen anzuzeigen, welche ver: 
übt werden wollen (Part. II. Art. 240, 241) während er die nädh- 
fien Verwandten freifprab (Part. I. Art. 58). Das Merkfwür- 
dige bei Diefem Entwurfe if, daß er den Nichtanzeiger nicht mehr 
unter die Mitſchuldigen jezt, wie vieß im Entwurfe von 1802 und 
in dem Strafgefegbuche von 1813 ver Fall iſt; die Nichtanzeige 
aller Verbrechen wird in demſelben Verlegung der Öffentlichen Sich- 
erheit genannt, und mit Gefängniß oder einer Gelvftrafe belegt, 
was Oerſted zu bedeutenden Einwendungen Veranlaſſung gibt **). 


Oldenburg. 


Das Strafgefehbuh des Herzogtums Oldenburg, das fich fehr 
wenig von dem baierifchen Strafeoder vom Jahre 1813 unterjcheivet 
und das durch ein Decret vom 10, Sept. 1814 öffentlich befannt 
gemacht wurde, enthält vie nemlichen Verfügungen in Beziehung 
auf unfern Gegenftand; nur enthalten die Artikel 85 und 96 einige 
Zuſätze; der erfte diefer Artikel fügt den Perfonen, die von ber 
Verpflichtung zur Anzeige befreit find, auch noch den Oheim -und 
die Tante, den Better und die Bafe des Verbrecherd bei; der and— 
ere fchreibt Anzeige bei der Behörde von jedem zum Verkaufe aus: 
gebotenen Dinge aus, von welchem man entweder wegen des ver- 
langten niedern Preifes oder aus irgend einem andern Grunde ver- 
muthen Fünne, daß es geftohlen worden ſey. Die Perſon, welche 
ſolche Gegenftände Fauft, ift einer Geloftrafe unterworfen, welche 
nicht unter dem dreifachen Werthe des Gegenſtandes feyn, aber auch 
das Serhöfache defjelben nicht überfteigen darf ***), 


*) Man fehe die gelehrte Benrtheilung diefes Entwurfs von dem dänifch- 
en Rechtsgelehrten Derfted, unter dem Titel: Ausführliche Prüfung 
des neuen Entwurfs zu einem Strafgefehbuh für das K. Baiern, 
erfhienen in München 1822. Kopenhagen 1823. 

*2) Man fehe p. 28 und bie folg, 182 und die folgenden, 194 und bie 
folgenden. 

+4) S. Mittermaier in dem: Neuen Archiv des Kriminalrechts 1821, 
Tom. IV. pag 162 u. ff. 


% 
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Das olvenburgifche Strafgefegbucd, gilt auch in ver freien Stabt 
Lübeck. 


Hannover. 


In dem Entwurfe zu einem Strafgeſetzbuche für das Königreich 
"Hannover, welcher von den gefeggebenden Kammern von 1834 und 
1835 erörtert und angenommen wurde, wird eine Anzeige nur im 
Falle von Verbrechen gegen die Sicherheit des Staates geforvert 
(Art. 127). Den in diefem Artikel ausgenommenen Perfonen ha— 
ben die Kammern noch die Verlobten, die Schwäger und Schwäg— 
erinnen des Verbrechers beigefellt. Ein Zufag, welcher zum Zwede 
batte, dieſe Ausnahme auch auf die Beichtväter auszudehnen, und 
ein zweiter, welcher vorfchlug, die Verpflichtung zur Anzeige fremder 
Verbrechen ganz aus dem Geſetzbuche zu ftreichen, wurden von 
den beiden Kammern verworfen *). 


Sachfen. 


Das neue fächfifhe Strafgefehbuh, das am 30, März 1838 
publicirt wurde, ift auf die Anficht wieder zurüdgefonmen, welche 
die Nichtanzeige als eine Theilnahme an dem Verbrechen jelbft be— 
trachtet. Der Artikel 39 dieſes Gefeßbuches fhreibt vor, den Be— 
börden, oder der bevrohten Perfon die projectirten Verbrechen 
von Hochverrath, Verrätherei in Kriegözeiten, Aufruhr,, Mord, 
fhweren Berwundungen, Notbzucht, qualifizivtem Diebftahle, Brand: 
einlegung oder Falſchmünzerei anzuzeigen **). Die Nichtanzeige der 
andern Verbrechen wird nur dann beftraft, wenn fie in Folge einer 
Speculation auf das Gelingen des Derbrechend unterlaffen wird, 
oder wenn man vermdge feiner Amtöverrichtungen verpflichtet ift, 
diefe Verbrechen anzugeben. 

Die Anzeige begangener Verbrechen wirb nur von den Be— 





*) Diefe Berathungen find von dem Profefior Zachariä in Göttingen in 
dem Archiv für das Kriminalreht 1836 p. 430 u. ff. veröffentlicht 
worden. 

*#) Die Verbindlichkeit zur Anzeige ift auf ſolche ſchwere Verbrechen bes 
fchränft, welche der öffentlichen Sicherheit befonders gefährlich find. 
St. Schr. ©. 546. 
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amten und von der Perfon verlangt, welche weiß, daß ein Unſchuld⸗ 
iger unter der Klage vor Gericht leidet (Art. 40) *). Die Gatten, 
Acendenten und Defeendenten, Gefchwifter, Verwandte bis zum zmeit- 
en Grade inclusive, Pflegeltern und Pflegfinder find von der Ver— 
plihtung zur Anzeige befreit (Art. 4.) **). 

Im allgemeinen ift die Strafe der Nichtanzeige hoͤchſtens halbjäh— 
riges Gefängniß oder eine Geloftrafe (Art. 47), nur im Falle des 
Hochverraths befteht die Strafe in vierteljähriger bis zmweijähriger 
Einferferung (Art. 86.) 


Württemberg. 


Wir gehen jezt zum Strafgefegbuh für das Königreih Würt- 
temberg über, dad am iten März 1839 feine Sanction erhielt. Die 
ausführliche Gefchichte dieſes Gefeßbuches bilden der Entwurf vom 
Sabre 1832, der Entwurf vom Jahre 1835 nebſt feinen allgemein- 
en und fpeciellen Motiven, vie Berichte der ſtändiſchen Commiflt- 
onen, die Minifterial- Vorträge und die Verhandlungen ver Stände- 
verfammlung. Schwere Debatten haben fich über die Pflicht zur 
Anzeige von Derbrechen und Dergehen und über die Strafe ver 
unterlafjenen Anzeige in den beiden Kammern erhoben, Dadurch 
ift über den vorliegenden Gegenftand viel Licht verbreitet worden. 
Mir werden daher auch bei Württemberg etwas länger verweilen. 

Der Artikel 93., welcher wegen feiner zu großen Allgemeinheit 
und Faſſung im Entwurf zuerft an die Commifjton verwieſen word: 
en war ***), verlangt gleichfalld unter Androhung von Gefängniß- 
oder Geloftrafen durch die augenblicliche Anzeige bei ven Behoͤrden 


) In diefem Falle fordert bie Staatsbürgerpflicht, auf, zu vermeiden, 

daß nicht ein Unfchuldiger ven Beſchwerden einer Unterfuhung aus- 
gefegt und der Unterfuchungsrichter dadurch nicht von Erforfchung des 

wahren Thäters abgeleitet werde. Dep. Ber. d. 2, K. ©. 54. 

**) Die Beitimmung hinſichtlich der Berfchwägerten ift aufgenommen 
worden, weil das Verhältniß mit benfelben oft ein eben fo inniges 
ift, als mit Verwandten, wo aber der umgefehrte Fall eintritt, eine 
Anzeige ftets den Schein der Gehäffigfeit auf den Denuncianten wirft; 
eben fo über Plegeltern und BPflegefinder gegen einander, bei denen 
das Gefühl ver Dankbarkeit das der Kindesliebe erfezen full. St. 
Schr, S. 547. 

”**) S. Allgemeine Zeitung vom 18. Februar 1838. Artik. Stuttgart: 
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oder der bedrohten Perfon Verhütung von Verbrechen Anderer. 
Handelt es jich von Verbrechen oder Vergeben, welche nur auf bie 
Klage des verlezten Theils gefeglich verfolgt werden koͤnnen, fo. ift 
‚ die Anzeige bei ven Behörden nicht erforberlich. Auch die Württem- 
bergifche Gefeggebung halt es für unnatürlih, Perfonen,. welche 
durch natürliche Bande zu befonderer gegenfeitiger Liebe und Treue 
angewieſen jind, welche bejonvere perfünliche Pflichten gegen andere 
übernommen, und dafür von biefen Achtung, Dankbarkeit und Erz 
gebenheit zu erwarten haben, wegen Begünftigung von Verbrechen 
zu beftrafen, wenn diefe Begünftigung nur den Schub der Perſon 
des Thäterd bezweckt. Wenn fich gegen eine ſolche unnatürliche 
Strafe das Gefühl immer gefträubt, und die Forderung des ftreng- 
en Rechts, wo möglich mit der gelindeften Ahndung, gewöhnlich mit 
einem Verweiſe abzufertigen gefucht hat, fo ift jezt in Württemberg 
die durch die engften natürlichen und bürgerlichen Verhältniſſe ges 
botene Nachſicht gefeglich ausgeſprochen. Der Art, 92. befreit von 
der Anzeige die nemlichen Perfonen, wie Art. 41. des ſächſiſchen 
Geſetzbuches und fügt denfelben noch VBormünder und Mündel bei. 
Es verfteht jich jedoch von jelbit, und es ift auch in dem Artikel 
deutlich ausgedrückt, daß wann die Begünftigung von Seiten eben 
diefer Perfonen. auf einem an der That felbit genommenen Intereſſe 
beruhe, alsdann auch gegen fie die Beſtimmung des Art. 90. *) 
zur Anwendung komme. Im diefem Falle werden die perfünlichen 
Verhäftniffe die Strafbarfeit ver Begünftigung nicht nur nicht mind- 
ern, fondern fie werden folche nach Umftänden fogar erhöhen. 
Bei diefem Artikel muß die Frage entftehen, ob er auch auf das 
Zeugnißgeben vor Geridht in Straffahen anwendbar 
fey, ob nämlich die im Artikel genannten Perfonen fich gegen eine 
Vernehmung ald Zeugen entjchuldigen und demnach zur Zeugfchaft 
nicht genoͤthigt werden koͤnnen, ob namentlich auch die biäherige für 
Württemberg gejeßliche Beftimmung, daß Ehegatten und nahe Ber: 
wandte bei jchweren DBerbrechen zum Zeugniß gendthigt werben 
fünnen, aufgehoben fey. Dr. C. F. Hufnagel bejaht viefe Frage 





€) Diefer Artikel lautet: Der Begünftiger ift, fofern der befundere Theil 
des Geſetzbuchs nicht ein Anderes beftimmt, mit Rüdficht auf die 
Größe und Befchaffenheit der Run zu Gefängniß oder Geldbuße 
zu verurtheilen. 


— 161 — 


in feinem Gommentar über das Strafgefegbuh für das Königreich 
Württemberg. Stuttgart 1839. Er fagt ©. 187. „Es ſcheint 
angenommen werden zu müflen, daß fihon jezt und vor dem Er—⸗ 
iheinen der bevorftehenden Strafprozeßordnung die Beftimmungen 
des Strafgefegbuches ihren Einflug ın der erwähnten Beziehung 
auf Das gegenwärtig beſtehende Strafprozeßrecht Aufern. Es liegt 
überhaupt im Geifte des Gefegbuches, daß jolche enge Verhältniffe, 
wie fie unter ven bezeichneten PBerfonen Statt finden, berücdfichtigt 
werden, Daß dieſen Perfonen nicht zugemutbet werde, folche Vers 
bältnifje zu verlegen. Es laßt fich aber ferner durch einen Schluß 
von dem Mehr auf dad Weniger (a majori ad minus) darthun, 
daß diefen Perſonen die Verbindlichkeiten in Strafjachen zu zeugen, 
nicht auferlegt wird. Der Art. 92. geftattet diefen Perfonen vie 
Begunftigung, wenn fie 6108 zum perfönlichen Schuße des Thäters 
ſtattfindet; der Artikel läßt zu, daß dieſe Perfonen durch eine po= 
fitive Handlung die Perſon des Thäters vor der Obrigkeit ſchützen, 
daß fie ven Thäter verbergen, daß fie ihm zur Flucht behülflich 
iind; wie follte es dieſen Perfonen hiernach nicht geftattet ſeyn, 
weniger zu thun, nämlich dem Richter zu erklären, daß fie zur 
Berurtheilung der verbundenen Perfonen nicht poſitiv mitwirken, 
daß jie gegen diefelbe nicht zeugen wollen * Diefe Anficht wird auch 
durch Art. 94. unterftüzt, wornach jene PBerfonen felbft dann nicht 
ven Thäter eined DVerbrechend zu denunciren ſchuldig find, wenn 
fatt feiner, ein Unfchuldiger in Haft und Unterfuchung iſt. Hier— 
duch ift doch im Allgemeinen audgefprochen, daß fie wegen des 
engen Verhältniffes, in welchem ſie mit dem wahren Thäter ſtehen, 
den Prozeß ganz ignoriven dürfen, auf ihn Feine Nückficht nehmen 
müffen, daß fie alfo ein ihnen angefonnenes Zeugniß ablehnen koͤnn⸗ 
en. Aber es fteht Lediglich bei ihnen, ob jie von ihrem Rechte 
Gebrauch machen wollen, die Zeugfchaft in einer, einen Angeſchul⸗ 
digten betreffenden Sache abzulehnen, zu welchem fie in dem Akt. 
92, bezeichneten Verhältniffe ftehen. Dem Richter ift es unbe: 
nommen, dergleichen Perfonen zur Zeugfchaft in einem Griminal- 
falle aufzufordern; nur hat er fie von jenem Rechte, und daß ſie 
aljo nicht wider ihren Willen zur Zeugnißablegung angehalten wer: 
den Fonnen, in Kenntniß zu fegen, und ed dann darauf ankommen 
zu laffen, ob jie davon Gebrauch machen wollen oder nicht.‘ 

Was die Anzeige ver verübten Merbrechen over Bergehen 
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betrifft, fo erklärt der Art. 94, vie unterlaffene Anzeige eines ſolchen 
Verbrechens oder Vergehens für ftraflos, fofern der befondere Theil 
des Geſetzbuches nicht ein Anderes veroronet. Mebrigens enthält 
diefer Artikel die nämliche Beftimmung, wie der ſächſiſche Koder, 
daß nämlich Jever, welcher ven Urheber eines Verbrechens Eennt, 
und weiß, daß ein Unfchulviger wegen des lezteren in Unterfuchung 
gezogen worden, unaufgefordert zur Anzeige des Thäters verpflichtet - 
ift. Eine Ausnahme tritt ein, in Betreff der im Art. 92 genannt 
en Perfonen, oder wenn die Kenntniß des Thäters unter dem Siegel 
der Beichte erlangt worden ift, 

Die wahren befo'nderen Ausnahmen, welche der beſondere Theil 
des Geſetzbuches von der aufgehobenen allgemeinen Anzeigepflicht 
macht, find nur 

1) die Pflicht eines ‚jenen Unterthanen, eine Hodnerräth: 
erifhe Verſchwbrung oder Unternehmung, jevenfalls 
längftens binnen 24 Stunden anzuzeigen. Der Art, 143. befiehlt 
diefe Anzeige unter Androhung einer Gefängnißſtrafe im Kreiöge: 
fängnif von einem Jahre bis zu ſechs Jahren. Iſt das Verbrechen 
nicht von der Art, die Sicherheit des Staates zu gefährden, jo wird 
derjenige, welcher die Anzeige unterlaßt, mit Kreiögefängnipftrafe 
bis zu zwei Jahren belegt. Verwandte in auf- und abfteigender 
Zinie, Ehegatten und Gejchwifter find zwar zur Anzeige bei ver 
Obrigkeit nicht verpflichtet, bleiben aber nur dann ftraffrei, wenn 
ſie alle jonft in ihrer Macht ftehenven Mittel angewendet haben, um 
die Ausführung des Verbrechens zu verhindern. 

2.) Die Pflicht eines Seven, die im Art 92. 93. benannten 
Perſonen ausgenommen, eine Falfhmünzung oder Münzver— 
fälfehung, over eine Niederlage over die Verbreiter fal- 
ſcher oder verfälfchter Münzen anzuzeigen. Der Art, 213. 
bevroht Hier die unterlaffene Anzeige mit Gefängniß bis zu ſechs 
Monaten, Zu den Berfonen, welche nad dem Württembergifchen 
Strafgeſetzbuch weder zur Anzeige bei der Obrigkeit noch zur Be— 
nachrichtigung des Gefährveten eine Obliegenbeit haben, gehören 
auch die Beichtväter. GSelbft vie Folgen muß und darf ver 
Beichtvater nicht durch eine Anzeige zu verhüten fuchen; wie 

er folches auf andere Weiſe ald durch Verlegung des Beichtgeheim- 
nißes bewirken wolle, ift feiner — und Klugheit 
überlaſſen. 
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Bei der erften Berathung in der zweiten Kammer wurde die Uns 
verletzlichkeit des Beichtfiegeld ohne Unterſchied der Confeſſion, nam= 
entlich aud) in Beziehung auf vie evangelifche, anerkannt; der 
angetragene Nachjag hieß: „vie gleiche Ausnahme tritt ein und 
zwar ohne die Verbindlichkeit zur Benachrichtigung des Gefährbet- 
en, wenn die Kenntniß des Verbrechens unter dem Giegel ver 
Beichte erlangt worden *). Ä 

Die Kanımer der Standesherren erklärte, fie jey materiell mit 
vem Nachfage einverftanden nur wäre vemfelben eine veutlichere 
Faffung in folgenden Worten zu geben: „Auch füllt Die Obliegen- 
beit zur Anzeige bei der Obrigkeit, fo wie zur Benachrichtigung 
des Geführdeten von Seite des Beichtvaterd hinweg, injofern 
hierdurch nah den Grundſätzen feiner Kirche das 
Beihtgeheimniß verlezt würde” Die Commilfion der 
zweiten Kammer war mit diefer Abänderung in der Faſſung nicht 
einverftanden; fie fagte: „nach der Faſſung der erjten Kammer 
koͤnnte entweder die Unverleglichkeit des Beichtjiegeld in Beziehung 
auf die Proteſtanten ald nur hypothetiſch ausgedrückt ericheinen, 
was nicht in der Abficht der zweiten Kammer gelegen habe, weil 
diefe Unverlezlichkeit auch im proteftantifchen Kirchenvechte ange: 
fprochen werde; ober es koͤnnte hienach als unentjchieden be= 
trachtet werden, ob bei der einen oder der anderen Kirche dad Beicht- 
fiegel verleglich oder unverleglich fey, in welchem Falle eine Straf: 
beftimmung nicht zu rechtfertigen wäre.” Bei der weitern Berathung in 
der zweiten Kammer wurde wirklich behauptet, vaß vie Grundſaäͤtze 
über dad Beichtfiegel in ver proteftantifchen **) und befonvers in 





*) ©. Berk. der Kammer d. Abg. 24. Sikung S. 37—64. 

**) Die Stelle in Eichhorns Kirchenrecht, auf welche fich in der Debatte 
der zweiten Kammer berufen wurde, lautet Bd. 2. ©, 293; „Der 
Beichtvater ift verbunden, das ihm in der Beichte (sub sigillo con- 
fessionis)' anvertraut wird, niemand zu entdecken, die Verletzung bie: 
fer Amtspflicht foll mit der Depofition beftraft werden. Begangene 
Derbrechen darf er dahernicht anzeigen, und felbft zur Verhütung der 
nachtheiligen Folgen, welche fienoch haben fönnen, nur im Allgemein- 
en warnen, ohne die Perfon Fenntlich zu machen: felbft wenn ihm ber 
Vorſatz gebeichtet wird, ein Verbrechen zu begehen, darf er nicht mehr 
thun, wiewohler fich bemühen muß, die Aenderung des Borfaßes durch 
feine Ermahnung zu bewirken und bie Abfolution verfagen muß, 
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der Württembergifchen Kirche gar nicht feftgeftellt feyen, und ob= 
gleich auch die Stelle ver Cynosura ecclesiastica angeführt 
wurde, worin es heißt, daß ver Geiftliche von dem, was ihm ein 
Beichtender als heimliches Anliegen geoffenbart hat“ ohne hohe Be= 
feivigung feiner Pflicht und ohne Vermeidung fehwerer Strafe das 
Geringfte nicht ausſagen dürfe, ſondern alles ſtillſchweigend mit fich 
in das Grab zu nehmen habe” (eine Stelle, die nach ihrer allge= 
meinen Faffung nicht blo8 vom Beichten verübter, fondern auch vom 


wenn erdie Zuficherung hierüber nicht erlangen kann. Er kann mithin 
auch zur Ausfage über das, was er im Beichtituhl erfahren hat, nicht 
vorgeladen werden. Die evangelifche Kirche hat die Anwendbarkeit 
diefer Grundſaätze als Regel nie in Zweife gezugen, und beftraft da= 
ber die Verlegung des Beichtfiegeld mit NRemotion. Die Beobacht- 
ung deſſelben darf aber Feine höhere Pflicht verlegen; Diele nehmen 
daher überhaupt an, daß den Geiftlichen das Bekenntniß des Hoch: 
verraths oder des Vorſatzes, ein Verbrechen zu begehen, wenn ber 
Beichtende nicht ernſtlich und feierlich angelobt, davon abzuftehen, 
zur Anzeige verbinde, was in neueren Geſetzen ſich beitätigt findet. 
(Preußifches Landrecht I. 11. $. 80, 81.) | 

Für die Gefehgebung gibt es Feine dringendere Pflicht, als die in 
der Kirche gangbaren Grundfäß: über die Unverleglichfeit des Beicht- 
fiegels, über die Pflicht des Beichtpriefters zum Beichtgeheimnife, und 
feine Befreiuung von der Pflicht zum gerichtlichen Zeugniffe, im In— 
terefie der allgemeinen Sicherheit und der Staatswohlfahrt einer ſtreng— 
en Revifion zu unterwerfen. Die Heiligkeit des Beichtfiegels darf 
der Gerechtigfeits-Pflege im Staate feinen Damm ſetzen. Auch bleibt 
es immer bevenflih, dem Gewiſſen und der Klugheit des Geiftlichen 
zu überlafien, ob er fich verpflichtet fühle, jey es, wegen ber Folgen 
eines ſchon begangenen Berbrecheng, oder um ein foldhes zu verhüten, 
der Obrigkeit Anzeige zu machen. Bei dergleichen Berathungen ſollte 
die Tradition über die lare Moral der jefuitifchen Beichtväter eine 
befondere Erwägung finden. Unter den vielen warnenden Beifpielen 
die uns diefe überliefert, erinnern wir nur an bie Gefdhichte Lud⸗ 
wigs XIV, Der Sefuiten = General erlangte durch die Beichväter 
die genaueften Nachrichten über die Kriegsmacht, Cinfünfte und 
Ausgaben der Staaten, fo wie über bie Abfichten, Pläne, und 
Gefinnungen der Fürften, Daß das Beichtfiegel ſolchen Berichten 
nicht im Wege fland, ergibt fi, wäre es auch nicht hiftorifch ge— 
wiß, daß die vollftändigen Beichten der Fürften dem Generale mitge- 
theilt worden find, ſchon aus dem gefährlichen Grundſatze diefes wie- 
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Beichten beabfichtigter Verbrechen zu verftehen ift (Verh. d. K.d. 
Ag. 71 Sitz. ©. 33.) ſo ſchien Doch die Mehrheit ver Kammer 
anzunehmen, daß bie proteftantifchen Grunvfäge über das Beicht- 
fiegel nicht fefigeftellt feyen, und daß es nicht zuläßig oder nicht 
nothwendig ſey, bei Berathung deß Strafgefegbuches von einer 
feiten Beftimmung auszugehen, daß vielmehr ver Richter in einzel- 
nen Fallen von der proteftantifchen Kirchenbehörve fich ein Gut— 


der allenthalben ſich verbreitenden Ordens, wornach der Zweck die 
Mittel Heiligt; man darf fogar annehmen, daß die Mittheilung der 
Beichte an den General oder feinen Bevollmächtigten für feine Ver— 
legung des Beichtfiegels gehalten wurde. Diefes folgt auch aus ver 
Inſtruktion felbft, nach welcher ſich der Beichtiger von dem Obern 
leiten und von dieſen „in dubiis casibus‘‘ ſich die „spiritus Do- 
mini directio‘ erbitten muß, welche begreiflicher Weife ohne voll 
ffändigen Bericht nicht ertheilt werden Fann. 

Mie wenig die frommen Bäter der Gefellihaft Jeſu das Beicht- 
fiegel refpectiven, beweißt z. B. die Thatfache: daß der Erjefuit 
Monjperger in dem Profeßhaufe zu Wien (1760) in einem Wanp- 
ſchränkchen ihinter einem Gemälde ein Futteral mit der Auffchrift 
fand: „Beichten der Großen und Mächtigen“ und darin 
waren die Beichten ber Kaiferin, der Erzherzoge, einiger Minifter :c. 
(. Feßler, Rückblicke auf meine fiebzigjährige Pilgerfchaft. Breslau 
1824, und die betreffende Stelle auch in Friedrich, der Freimaners 
bund und die jefuitifch = hierarchifche Propaganda. Darmſtadt 1838. 
S. 45.) Ebenſo ift befannt, daß die Raiferin Maria Therefia 
nur durch die Verlegung des Beichtgeheimnifjes, die der Pater Bars 
hammer begieng, zur Aufhebung des Jefuiten = Ordens beivogen 
wurde. (ſ. Bahl über den Obfeurantismng ꝛc. Tübingen 1826. 
©: 274.) 

Der Wunfch nad) einer beffern Legislation im Capital des Beicht- 
geheimnifjes beruhet auf vem Wohl der gefammten Staatsgenofjenfchaft. 
Das Vertrauen des Beichtenden in die Schweigfamfeit des Beichts 
vaters ift gewiß ein refpertables Menfchenrecht; aber die Pflicht des 
Priefters, zur Verhütung fchwerer DBerbrechen, von denen er als 
Beichtvater Kenntnig erhält, auch auffer dem Beichtftuhle mitzuwirken, 
ift eine auf ihm ruhende dringende Staatsbürgerpflicht, die durch Fein 
Kirchengefeg erfchüttert werden darf. Wer möchte daher mit Ger 
wiffen eine Gefeßgebung gutheißen, die jedes Zwangsrecht gegen den 
Beichtvater auf Revelation der Beichtgeftändnife felbit dann verwirft, 
wenn fich dieſes im Intereſſe der Gerechtigkeit zum Beften der Juſtiz⸗ 
pflege und überhaupt aus höheren Staatsrüdfichten rechtfertigt! 
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achten koͤnne auöftellen laſſen. Es wurde daher die Faſſung der 
erften Kammer mit 40 gegen 38 Stimmen angenommen. 


Baden. 


Der Entwurf zu einem Strafgefeßbuche für das Großherzogthum 
Baden, der fih vom Jahre 1836 vatirt, enthält in feinen $$. 124 
und 125 die nemliche Verfügung, wie der Artikel 93 des württ— 
embergifchen Strafgefegbuches, nur befchränft er die Verpflichtung 
zur Anzeige auf diejenigen Verbrechen, weldye Todesftrafe oder leb— 
endlängliched Gefängniß zur Folge haben. Die Artikel 126128 
enthalten wörtlich den Artikel 94 ve württembergfchen Strafges 
ſetzbuches. 

Der großherzoglich badiſche Geſetzesentwurf legt überdieß noch 
den‘ badiſchen Unterthanen vie Verpflichtung auf, der Behoörde das 
Ausfegen eines Kindes oder jeder andern verlaffenen Perſon anzu 
zeigen, wofern jie es nicht vorziehen, jich eines jolchen Unglüdlichen 
anzunehmen ($. 231,). Stirbt eine ſolche Perſon, ſo ift vie Strafe 
für die Nichtanzeige Gefängniß; entipringt aus der Nichtanzeige 
nur eine Krankheit, fo kann die Gefängnipftrafe in eine Gelvftrafe 
von höchſtens 300 Gulden verwandelt werden. 

Nach Artikel 39 it Dad Marimum ver Dauer der Haft ein 
Sahr. — Darvie Verfügungen, welche die Verbrechen gegen den 
Staat fo wie gegen Falſchmünzer betreffen noch nicht befannt ge- 
macht worden jind, jo koͤnnen wir nichts darüber fagen. 


Heſſen. 


In dem Großherzogthum Heſſen iſt ein Entwurf zu einem Straf— — 
geſetzbuch im Jahr 1836 erſchienen; er unterſcheidet ſich weſentlich von 
den bereits erwähnten dadurch, daß er feinem Staatsbürger die allgemeine 
Verpflichtung auferlegt, Verbrechen, die zu ſeiner Kenntniß kommen, 
anzuzeigen; er legt nur die Verpflichtung zur Verhütung derſelben 
den jedesmaligen Amtsverrichtungen, dem Dienſte, der Gewalt des 
Vaters oder Vormünders auf. Die Strafe iſt in dieſem Falle Ge: 
fängniß oder Geloftrafe (Art. 62. Nro..7. Art. 63.) Die Anzeige 
wird ebenfalld nur von denjenigen Perſonen verlangt, welche ver- 
möge ihrer Amtöverrichtungen dazu verpflichtet find; überdieß findet 
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die im Artifel 63. beftimmte Strafe nur in dem Falle ihre An- 
wendung, wenn die Nichtanzeige mit ven Urhebern oder Mit 
fhuldigen des Verbrechens verabredet wäre (Art. 62. Nro. 8, 
Art. 63.). Man Eönnte die Benennung Mitſchuldiger tadeln, melche 
dieſer Entwurf auf die oben angegebenen Perſonen anwendet und 
welche und ungerecht fheint. 

Endlich Hat man in dem heffifchen Entwurfe die Anzeige einiger 
Verbrechen oder befonderer Vergehen in ven zweiten Theil verwief. 
en, der yon polizeilichen Vergehen handelt. So beſtimmt der Ar- 
tifel 422 eine Geloftrafe von 5—8 Gulven 1) gegen denjenigen, 
welcher der Behörde unbekannte oder vervächtige Perfonen die ihm 
werthvolle Gegenftände, ohne fich über ihren Beſitz gehörig aus⸗ 
weifen zu koͤnnen, zum Kaufe, Taufche oder als Pfand anbieten, 
nicht anzeigt (Nr. 7.), 2) gegen denjenigen, ver ein neugebornes 
Kind findet, ohne der Behörde die Anzeige davon zu machen (Mr. 11.) 
3) gegen denjenigen, welcher einen Leichnam findet und vie Anzeige 
der Obrigkeit davon zu machen unterläßt. 


Zur Prozessgesetzgebung. 





Königreich Sachfen. 


Geſetz, das gerichtliche Verfahren in Streitigkeiten 
über ganz geringe Givil-Anfprüche, nebft der 
. dazu gehörigen Verordnung vom 16. Mai 1839. 


Wir Friedrich Auguft, von Gottes, Gnaden König 
von Sachſen x. ı. | 

haben wegen Behandlung ganz geringer Rechtöfachen, fo wie zu 
Abänderung einiger in ver erläuterten Prozef-Orpnung vom Jahr 
1724. ad Tit. I. $. 6., und in dem Mandate vom 28. November 
1753 enthaltenen Beftimmungen ein beſonderes Gefeg zu erlaffen 
beichloffen, und verordnen daher unter Zuſtimmung Unferer getreu- 
en Stände, wie folgt: 
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Einführung eines abgefürzten Verfahrens wegen ganz geringer 
Eivil-Anfprüche. 
$. 4. In Streitigkeiten über ganz geringe Civilanſprüche fol 
künftig ein noch einfacheres und Fürzered Verfahren, als das für 
andere geringfügige Rechtsſachen gefezlich vorgefihriebene, beobachtet 
werben. 
| Beichaffenheit und Betrag derſelben. 
$. 2. Nach ven im gegenwärtigen Gefeze $. 6 bis mit 40 er: 
theilten Vorſchriften find zu behandeln, alle diejenigen Rechtöftreit- 
igfeiten über Givilanfprüche, deren Gegenftand ven Betrag oder 
Werth von 20 Thlen. fachfifch nicht überfteigt. 
Ausgefchloffen davon jind jedoch 
1.) Anfprüche, welche auf den Erwerb, das Eigenthum, oder ven 
Eivil-Befi eines Grundſtücks gerichtet find, ingleichem 
2.) folche, welche die mit dem Befige eined Grundſtücks verbum- 
denen Berechtigungen und Verpflichtungen betreffen, 
und 
3.) folche, deren rechtliche Beurtheilung auf Erörterung umfänge 
licherer Rechte und Verbindlichkeiten beruht, welche der Aldger 
dabei in Anſpruch nimmt. 


Fortſetzung. J 

F. 3. Vorſtehender Beſtimmung unter 2 und 3 ungeachtet, Eön- 
nen auch Anfprüche auf Rüdftände größerer Leiftungen, oder ver: 
fallene Termine verfelben, ingleichem Capital- oder Miethzinfe, jo 
wie Real-Laſten von Grundftüden, wenn dieſe Anſprüche an fidh 
den Werth von 20 Thlrn. ſächſiſch nicht überfteigen, in dieſer Pro: 
zeBart eingeflagt und verhandelt werben, fo lange nicht die Haupt: 
verbindlichkeit felbft, auf welcher vergleichen Anfprüche beruhen foll- 
en, ftreitig mird. 

Der Richter hat daher auch“ die dahin gerichteten Klagen anzu: 
nehmen, und in den $. 6. folgenden vorgefchriebenen Formen fortzus 
fellen, ven Prozeß jedoch fofort zu fiftiren, fobald der Klagegrund 
foweit geläugnet ift, daß .in Ermanglung eined andern, (3. B. auf 
ein beſonderes DVerfprechen gerichteten) vie Entſcheidung der Sache 
von der rechtlichen Ausführung der Hauptverbindlichkeit abhängig 
wird. In diefem alle ift der Kläger zu Anftellung einer andern 
Klage zu verweilen, ober es ifl, — dafern der Kläger bie ange: 
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brachte Klage fortzuftellen fich erklären würbe, darauf die anderweite 
Ausfertigung, nach Maasgebung der nad Befchaffenheit ver un 
zur Anwendung kommenden Prozeßgeſeze anzuordnen. 


Berechnung des Betrags. 


$. 4. Ob der Werth des Gtreitgegenitanded Die angegebene 
Summe überfteigt, oder nicht, ift leviglich nach dem Betrage der 
Hauptforderung zu beftimmen. Auf Zingen, Nuzungen, Schaden 
und Koften, melche neben dem Hauptigegenftande gefordert werben, 
ift biebet Feine. Rüdficht zu nehmen, felbft wenn die Nebenforber: 
ung ein Mehreres, ald die hauptjächliche, betragen follte. 

Inſonderheit der Klage wegen mehrer Anfprüche. 

$. 5. Auf ein Klagvorbringen, welches mehrere für fich befteh- 
ende Anfprüche umfaßt, ift das in dieſem Gefeze vorgefchriebene Ber- 
fahren nur dann einzuleiten, wenn der Gefammt-Betrag der einzeln- 
en Sauptforverungen, ſie mögen auf einem und demfelben Grunde, 
ober auf verfihienenen Gründen beruhen, en 2. beftimmte Summe 
nicht überſteigt. 


‚ Verfahren. 
A.) Meberhaupt: 
mändliche Verhandlung zu Protokoll. | 
$. 6. Die Gerichte haben alle wegen dergleichen ganz geringer 
Anfprüche ($. 2. und folg.) entftehenven Streitigkeiten mündlich zu 
erörtert, und zu entfcheiden; es find jedoch ſowohl über die Anz 
bringer, und die zu verpflichtenden Erklärungen ver Partheien, als 
über die ertheilten Entſcheidungen, Furze Protofolle aufzunehmen. 
| Geſezliches Erfcheinen der Partheien. 

$. 7. Die Partheien haben entweder perjönlid,, oder durch ge⸗ 
hörig legitimirte, und mit vollſtaͤndiger Inſtruktion verſehene Be— 
vollmaͤchtigte in den zur Verhandlung der Sache angeſezten Terz 
minen zu ericheinen, infoweit nicht Hinfichtlich des Erfcheinens durch 
präfumtive Stellvertreter $. 8. fowie in Bezug auf die Gemeinheit- 
en und Genoſſenſchaften, $. 9. ein Anderes nachgelaffen ift. 

Das Erfcheinen durch einen nicht, oder nicht gehörig legitimirten 
Bevollmächtigten ift eben fo, wie das gänzliche Ausbleiben im Xer- 
mine, zu betrachten, und die von vem Bevollmächtigten. mit Bezug- 
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nahme auf den Mangel ver'ndthigen Inſtruction, erfolgende Ab- 
lehnung beſtimmter Auslaffungen und Erffärungen, gilt für ein 
Zugeftändniß des thatfächlichen Umftanves, worüber die Abgabe- einer 
beftimmten Erklaͤrung abgelehnt wird. 

Auf Erſaz der Koſten wegen der Zuziehung eines Seiſtandes, ober 
wegen des Erſcheinens durch einen Stellvertreter: — ein An- 
ſpruch — ſtatt. 

| Bevollmaͤchtigte. 

$ 8, Zur Bepollmächtigung genügt die Beibringung einer von 
dem Machtgeber eigenhändig unterzeichneten Schrift, in welcher der 
Gegenftand des Streites unzweifelhaft bezeichnet, und die Auftrags: 
Ertheilung deutlich, wenn auch nur in allgemeinen Ausdrůcken, er- 
flärt ift.. Der Beauftragte: wird dadurch ermächtigt, jede auf 
den Streitgegenftand ſich beziehende Handlung’ vorzunehmen, und 
verbinpliche Erklärungen abzugeben, wenn auch ſonſt den Geſezen 
nach, eim ganz befonderer Auftrag dazu ndthig Fern follte. 
Ein Stellvertreter, welcher die gefezliche Vermuthung eines Auf: 
trags für fich bat, ift zwar ohne Weiteres zum Verhöre zuzulaſſen, 
hat jedoch nach der Verhandlung binnen einer vom Gericht zur be- 
ſtimmenden Frift die ee der von = vertretenen Parthei 
beizubringen. 

Steffvertreter von Gemeinfeiten. 

$. 9. Gemeinheiten und andere Genoffenfihaften werden durch ihre 
Vorſteher, oder durch Abgeordnete aus ihrer Mitte, oder durch an- 
dere Bevollmächtigte vertreten. Diefe Abgeorpneten und Bevoflmädht- 
igten haben ſich durch eine, von den Vorftehern, unter Beidrückung 
des Gemeinftegel®, oder von fämmtlichen Mitgliedern der Gemeht- 
heit auögeftellten Vollmacht, welche den $. 8. angegebenen Erfgris 
erniffen entfpricht, zu rechtfertigen. 

Eines befondern Nachmweifes über die Befolgung der, in der all- 
gemeinen Städteordnung $. 185. enthaltenen Beſtimmung, bei welch— 
er es übrigens verbleibt, bedarf es — Volftändigkeit der Voll⸗ 
macht nicht. | 

Beichränfung fchriftlicher Anträge und Erfärungen, 


$. 10. Den Partheien iſt zwar geflattet,; vor und nad) der münd: 
lichen Streitverhandlung Anträge und Erklaͤrungen ſchriftlich an das 
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Gericht gelangen zu laſſen, und lezteres darf dergleichen Eingaben, 
wenn ſie von der Parthei ſelbſt, oder von einem, zu Betreibung 
ber Advokatur berechtigten Sachwalter unterzeichnet find, nicht zurüil⸗ 
weifen. Zum Grfaz der, Gebühren und Auslagen dafür, kann jedoch, 
der Gegner, auch wenn er fachfällig wird, niemald angehalten merd- 
en, und die Parthei ſelbſt ift ihrem Sachwalter dergleichen nur info- 
fern zu: entrichten ſchuldig, ald fie venjelben zu Entwerfung ver 
Schrift ausdrücklich beauftragt hat. ; 


B.) Insbeſondere. 
Anmeldung des Anfpruches. 
$. 11. Wer Jemand wegen eines ganz geringen Civilanſpruchs 
belangen will, Hat dem zuftändigen Gerichte, mündlich oder fehriftlich 

a) den Namen, Stand und Wohnort des DVerflagten, 

b) den Grund und Gegenftand des Anfpruches mit deutlicher 
Bezeichnung defjelben, auch mit genauer Angabe des Geld— 
betrags oder Werths, (3. B. 5 Thlr. Darlehen, 6 Thlr. 
S gr. Kaufgeld für Leinwand. 10 Thlr. 12 gr. Mieth- 
zins) anzuzeigen, und um Vorladung des Gegners zu bitt- 
en. ine nähere Auseinanderfegung des Sachverhältniges 
ift bei dieſem Anbringen nicht erforderlich. 


Perfügung an die Partheien. 
$. 12. Das Gericht hat Hierauf Tag und Stunde der Verhand⸗ 
lung zu beftimmen, und die Partheien dazu durch Beftellzettel vor- 
zuladen. Cine mündliche Vorladung durch den Gerichtsboten ifl 
nur dann geftattet, wenn die Sache gar feinen Aufichub Teivet. 
Bleibt jedoch die mündliche Beftellung unbefolgt, oder fommt unter 
den Partheien, wenn fie auf eine folche erjcheinen, eine Vereinig— 
ung nicht zu Stande, jo kann eine Entſcheidung vom Gericht nicht 
fofort ertheilt werden; vielmehr find folchenfalls die Partheien auf 
einen andern Termin durch Beftellzettel vorzuladen. 
Inhalt der Beftellzettel. 
$. 13. Die Beftellgettel müffen enthalten: 
1.) den Namen, Stand und Wohnort der Partheien, 
2.) den Gegenfland und Betrag des Anfpruchs, mit Furzer 
* Bezeichnung des fpeciellen Grundes, worauf folcher berubt. 
ı.* 
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3.) den zur Verhandlung beftimmten Termin, 

4.) die Verfügung an ven Verklagten, ven Kläger zu befrieb- 
igen und vie gefchehene Befriedigung noch vor dem Ter- 
mine nachzuweifen; für den Fall aber, daß dieß nicht ge— 
ſchieht, 

5.) die Vorladung beider Theile zum geſetzlichen Erſcheinen im 
Termine, und zur mündlichen Verhandlung über den ftrei= 
tigen Anfpruch, infonderheit 

a) des Klägers, zum gehörigen Anbringen feiner Klage, 

b) des Derflagten, zur beitimmten Erklärung darüber, 
unter der Verwarnung, daß er außerdem des Klag- 
Vorbringens für geftändig und feiner mit dem Klage: 
Anfpruche in Verbindung ftehenden Einreden für ver- 
“ fuftig werde geachtet werben. 

6.) Die Bemerfung, daß jede Parthei bie, auf dad angezeigte 
Schulvverhältniß fich beziehenden Urfunven, wenn bergleich- 
en vorhanden feyn follten, mit zur Stelle zu bringen, auch 
die etwaigen andern Beweismittel im Termine anzuzeigen, 
und nach Erörterung der Sache die fofortige Ertheilung 
eines Beſcheids zu erwarten habe. 


Verordnung vom 16. Mai 1839. 


Zu Ausführung des Gefezed vom heutigen Tage, dad gerichtliche 
Berfahren in Streitigkeiten über ganz geringe EINE be- 
treffend, wird — folgendes verordnet. 


J. 
ad $. 13. und 15. 


1.) Jede ver beiden Partheien hat einen Beftellzettel zu erhalten. 
Befteht eine Parthei aus mehreren Gonforten, fo ift ver, für 
diefe beftimmte Beftellgettel einem jeden Conforten zu infinuir- 
en, und ſodann demjenigen zu belafien, welchem folcher zulezt 
infinuirt wird. 

2.) Die Gerichte mögen zu ihrer Erleichterung fih hiezu eines 
lithographirten Schemas bebienen. 

In den Anlagen sub 1 und 2 find Schemas zu vergleichen 
Beftellzetteln, je nach dem fie die erfte Vorladung, ober bie 
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Verlegung eines Termins betreffen, und in dem erfleren Fall 
für Bellagten oder Kläger beftimmt find, beigedrudt. 

3.) Ein zweites Gremplar das an Beklagten ergangenen Be: 
ftellzetteld (IT. a.) ift ausgefüllt, und mit ber nöthigen Be- 
merfung, daß auch der Kläger vorgeladen worden, als Con— 
cept zu den Acten zu nehmen, und im weiteren DVerfolg mit 
den Infinuationd-Bemerkungen zu verfehen. 


Frift zum Termine. 

F. 14. Die dem Beklagten einzuräumende Friſt darf höchftens 
acht Tage in ſich faflen, wenn nicht die befondere Verfaſſung des 
Gerichts ein Anderes erfordert, oder der Kläger felbft eine längere 
Frift beantragt, oder bewilligt. Es müffen jevoch zwifchen dem Tage, 
an welchem‘ ver Beftellzettel den Partheien behändigt worden ift, 
und dem zur Verhandlung beftinmten Termine wenigftend vier Tage 
inne liegen. Unter Einräumung einer fürzeren Frift kann ver Wer: 
flagte nur dann durch Beftellzettel peremtorifch vorgeladen werben, 
(vergl. $. 12.) wenn er am Orte ded Gerichts gegenwärtig ift, und 
die Sache feinen längeren Auffchub leidet. 


Verlegung deſſelben. 


$. 15. Bis zum Tage des Termins fleht e8 jedem Theile frei, 
um DBerlegung vefjelben, auch ohne Angabe einer Urfache, zu bitt- 
en, und dad Gericht hat ein ſolches Gefuch, gegen Berichtigung ver 
dadurch veranlaßten Koften, zu gewähren, dafern nicht Gefahr auf 
dem Verzuge haftet. Einem Gefuche verfelben Partbei um noch: 
malige Verlegung des bereits einmal aufgefchobenen Termins, ift 
nur gegen Angabe, und fofortige Befcheinigung eined ausreichenden 
Grundes flatt zu geben. | 

Die richterliche Verfügung auf Verlegung des Termin ift den 
Partheien durch die, zu Infinuationen verpflichtete Perfon, mit Aus: 
Bändigung eines, auf ven Inhalt des vorigen Beſtellzettets verwelſ⸗ 
enden, die Sache und den Tag des anderweiten Termins kürzlich 
bezeichnenden Zettels bekannt zu machen. 


Erſcheinen der Partheien, ohne vorherige Ladung. 


$. 16. Den Partheien iſt geftattet, ohne vorherige Ladung ges 
meinſchaftlich an Gerichtsſtelle fich zu begeben, und auf ſofortige Er- 


— 114 — 


drterung und Enticheidung ihres Streites anzutragen. Das Ge- 
richt hat einem folchen Gejuche, wenn ed zur gewöhnlichen Gerichts- 
zeit, oder an einem ver, zu dergleichen Verhandlungen etwa beſond⸗ 
ers beſtimmten Gerichtstage angebracht wird, unverzüglich Statt zu 
geben, ſo weit dies ohne Nachtheil für andere, bereits zuvor ange— 
ordnete, oder dringendere Gefcyäfte geſchehen kann. 

Daſſelbe gilt bei andern mündlich oder ſchriftlich angezeigten Com⸗ 
promiffen der PBartheien auf einen von ihnen bezeichneten, und von 
dem Richter genehmigten Terminstag. Die Bartheien aber haben bei 
ver Verhandlung vaffelbe zu beobachten, was ihnen obliegen würde. 
wenn fie auf die $. 13. angegebene Weife vorgelaven worden wären, 


Termin zur Verhandlung. 
Ausbleiben des Klägers. 
$. 17. Wenn auf erlaffene Vorladung der Kläger in dem be- 
flimmten Termine ſich nicht meldet, jo wird die Sache bis auf wei- 
tered Anfuchen beigelegt, unn ver Kläger zu Bezahlung ver verur- ' 
ſachten Koſten angehalten. 


Vorbringen des Klägers. 
Verwerfung unbegründeter Klagen. 

$. 18. Erſcheint der Kläger, jo hat derſelbe, ſoweit es nicht be— 
reits beim erſten Anbringen geſchehen iſt, die thatſächlichen Umſtände 
anzugeben, auf welche er ſeinen Anſpruch gründet. Das Gericht 
hat ihn dabei durch greignete Fragen‘ zu unterſtützen. Ergibt 
ih, daß die angezeigten Thatfadyen vie behauptete Forderung 
weder ganz, noch zum Theil begründen, fo hat das Gericht Den 
Kläger, audy wenn die Gegen-Parthei nicht erfchienen tft, fofort zu 
befcheiven, daß jein Geſuch in Beziehung auf das angegebene, und 
erdrterte Mechtöverhältnig ſchlechterdings unftatthaft fey. 

Die Klage wegen Unvollftänvigfeit, oder Unfchlüßigfeit des Vor— 
bringens blos angebrachtermaßen abzumeifen, ift nicht geftattet. 


Verfahren auf eine Ichlüßige Klage. 
a.) wenn der Verklagte ausbleibt. 
$. 19. Wird durch Die angegebenen Thatfachen, die Richtigkeit 
derjelben voraudgefezt, der Antrag des Klägerd ganz oder zum Theil 
begründet, fo ift der Verklagte, wenn er auöbleibt, fofort zur Ge— 
währung des daraus Hervorgehenden Anfpruches, in feinem Falle 
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jedoch zu einem Mehreven, als bei, ver Anzeige verlangt worden, zu 
verurtheilen, und Die — — * dr von; — ein⸗ 
ai a De 
| a | ») wenn er erſcheint | 
Vergfeiche. - Verſuch. 


$. 20. Erſcheinen beide Theile, jo Hat das TEN über das 
Verlangen des Klägers, die Grflärung des Verklagten zu erfordern, 
und wenn dieſer den Anfpruch nicht zugefteht, mit Rüdjicht auf das 
gegenfeitige Vorbringen, allen Fleiß anzumenden, um die Partheien 
in Güte zu vereinigen. Kommt ein Vergleich zu Stande, fo ift le— 
diglich der Inhalt deſſelben zu Protokoll zu bringen, und dabei dag, 
was dabei ftreitig war, nur in foweit zu erwähnen, ald e8 zum 
Berftänpniß der Vergleichsbedingungen erforderlich ift. Der niever- 
geichriebene Vergleich. hat auch. hier alle Wirkungen einer rechtöfräft- 
igen Entſcheidung. — 


Gegenſeitige Erfirungen ı der Bartfeen. | 


£. 21. Kann eine Bereinigung nicht bewirkt werden, ſo hat der 
Verklagte ſich darüber, was er an dem thatfächlichen Vorbringen 
des Klägers zugeftehe,. oder läugne, beftimmt zu erklären, und feine 
etwaigen Einreden eben fo genau, wie es bei der Klage erforbert 
wird, und. unter gleicher Mitwirkung des Gerichts ($. 18.) vorzu: 
bringen, über welches Vorbringen dann auch. dem Kläger gleich- 
mäßig fich zu erklären obliegt. Daſſelbe gilt von den etwaigen Rep⸗ 
liken und Dupliken. 


Behandlung von Enreven, deren Gegenſtand über 
| 20 The. beträgt. 


$. 22. Schůzt der Verklagte einen Gegenanſpruch vor, wacher 
bie Summe von 20 Thlr. überſteigt, jo fünnen zwar: die Partheien 
ich: dahin vereinigen, daß die Gegenforderung ihrem. ganzen In— 
halte nach, gleich einer geringeren, nach den Vorſchriften dieſes Ge— 
ſetzes erörtert, und darüber fofort eine, auch gegen ven Kläger wolls 
ſtreckbare Entſcheidung gegeben: werde. Auffer dem: Falle einer ſolch⸗ 
en Bereinigung. aber kann ver Verklagte feinen Gegenanfpruch nur 
bis zum Betrage der Forderung des Klägers, und lediglich zu dem 
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Endzwecke geltend machen, um von der Klage losgeſprochen zu werd⸗ 
en. Sollte jevoch. über den in Anrechnung zw bringenvden ‚Theil des 
Gegenanfpruches nicht entjchieven werden fünnen, ohne dadurch zu: 
gleich einer fünftigen Entfcheivung wegen des Ueberreftes vorzugreif: 
en, fo hat der Verklagte einftweilen ven Kläger zu befriedigen, und 
feinen Gegenanfpruc ‚was ihm ohnehin freifteht, in ver geeigneten 
Prozeßart befonders auszuführen. 

Zu feiner Sicherftellung kann verjelbe, unter den Vorausfegungen, 
unter welchen es nach ver erläuterten Prozeßordnung zu Tit. IV. 
$. 1. rückſichtlich der Widerklage geftattet ift, ven Schulobetrag ge— 
richtlich deponiren. Wenn er jedoch binnen 4 Wochen, von Zeit 
der Depofition an, wegen des behaupteten Gegenanfpruches nicht 
Klage erhebt, fo ift der nievergelegte Schulvbetrag dem Kläger zu 
verabfolgen. 


Anzeige der Beweismittel. 


$. 23. Wird von einer oder der anderen Parthei ein erheblicher 

TIhatumftand geläugnet, jo hat derjenige Theil, welcher denſelben für- 
fih anführt, fofort anzuzeigen, durch welche Mittel er ſolchen zu 
deween im Stande fey. 


Gebrauch einzelner Arten — 


a.) Urkunden. 


$. 24. Unter den Beweismitteln ſind die Urkunden ſogleich im 
Termine beizubringen. Der Gegner deſſen, der eine bemeisfähige 
Urkunde vorzeigt, bat ſich über die Aechtheit derfelben, wenn er 
vom Gerichte dazu aufgefordert wird, auf ver Stelle zu erklären, 
unterläßt er dies, fo wird jelbige für anerfannt geachtet. 

Hat eine Parthei die Urkunde, die fie ihrem Gegner vorlegen 
will, noch nicht beizubringen vermocht, oder auch nur unterlaffen 
felbige mit an Gerichtöftelle zu bringen, fo fteht es ihr zwar frei, 
darauf anzutragen, daß zu Vorlegung der Urkunde, jo. wie zu Fort⸗ 
fegung und Beendigung ver Verhandlung ein anderer Tag beftimmt 
werbe, fie hat jedoch jevenfalld die IR veranlaßten — zu 
tragen. | 
Der zweite Termin iſt vom Gerichte ſofort mündlich — 
ohne daß es dabei einer erneuerten Verwarnung bedarf. Bleibt die 
beweispflichtige Parthei im zweiten Termine aus, ober wird in 
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felbigem die erforderliche Urkunde nicht beigebracht, Me iſt dieſes 
Beweismittels für verluſtig zu achten. 

$. 25. Urkunden, welche ſich in Verwahrung des Gerichts be— 
finden, ſind von dieſem auf Anzeige der Partheien herauszugeben, 
und vorzulegen. Wird die Herausgabe vom Gegner gefordert, ſo 
bat dieſer, wenn er überhaupt dazu geſezlich verbunden iſt, ſpäteſtens 
in einem zweiten Termine (F. 24.) vie verlangte Urkunde herbei- 
zufchaffen, over eivlich zu verfichern, daß er fie weder beſitze, noch 
den Beſitz derſelben abjichtlich aufgegeben habe, noch auch wiſſe, wo 
fie fonft anzutreffen jey. Wenn ſich ein Theil auf Acten oder Urkund— 
en bezieht, welche jich bei einer andern inlänvifchen Behoͤrde  befind- 
en, jo ift viefelbe von dem Prozefigerichte, blos: durch Mittheilung 
des, den Editionsantrag enthaltenden Protokolls um die Edition an= 
zugehen, und von der requirirten Behdrve dieſem Antrage, durch 
Zufendung der betreffenven Urkunde oder Arten an das Progeßge- 
richt, ohne Beifügung eines bejondern Schreibens ‚ zu entfpredhen. 
Wegen Herausgabe anderwärts befindlicher Urkunden, ift ein gericht» 
liches Verfahren in dieſer Prozeßart nicht geftattet. Kann daher bie 
beweispflichtige Parthei eine foldhe Urkunde bis zu dem erwähnten 
zweiten Termine nicht herbeifchaffen, fo ift, ohne Ruͤckſicht auf dieſes 
Beweismittel, die Sache fofort hauptſächlich zu entfcheiven. Daffelbe 
findet auch dann flatt, wenn der an eine andete inlänvifche Bes 
hörde gerichtete Evitiond = Antrag, weil diefelbe ſich nicht im Beige 
der fraglichen Arten, oder Urkunde befindet, nicht gewährt werben 
fann. 


b.) Zeugen. 

$. 26. Den Partheien fteht frei, Zeugen fogleich im Termine - 
mit zur Stelle zu bringen, und erforberlichen Falls abhbren zu 
laſſen. Iſt dies jenoch nicht gefchehen, fo Hat das Bericht, wenn 
- von der beweiöpflichtigen Parthei Zeugen angegeben werben, zu Ab⸗ 
börung derſelben, und zur gleichzeitigen Wiederaufnahme ver Ber: 
handlung, wie in dem $. 24. erwähnten Falle, einen andern Tag . 
zu. beftimmen, und foldyen ven Partheien bekannt zu machen. -Den 
Partheien bleibt ed unbenommen, biejenigen wefentlichen Umſtände, 
worauf fie den Beweis durch Zeugen ftellen wollen, zum Protofolle 
beftimmt zu bezeichnen, ohne daß jedoch der Richter dadurch be⸗ 
hindert wird, das, was dabei keinen Einfluß auf die Entſcheidung 
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der. Sache hat, hinwegzulaſſen, oder das, was etwa auſſerdem zu 
Aufklärung des Sachverhältniſſes ndthig iſt, hinzu zu fügen: 

Sind die Zeugen einem anderen Gerichte unterworfen, und ftellen 
fie. fich nicht freiwillig vor dem Prozeßgerichte, jo: ift zum Behuf 
ihrer Abhoͤrung das. über die Verhandlung gehaltene Protokoll jen- 
em Gerichte, ohne befonderes Erfuchungsschreiben, mitzutheilen, Nach 
Eingang des Abhörungsprotofolls hat das Prozefigericht den. Ter- 
min zur. ‚weiteren Verhandlung unverzüglich. feftzufezen, und. Die 
Partheien dazu mittelft ———— ohne u Berwarnung 
vorzuladen. 

$. 27, Die Zeugen find aͤber die Umftände, welche durch ihre 
Ausſagen bewiefen werben jollen, fummarijch, jenoch einzeln, zu Pro: 
tokoll zu verhoͤren. Den Partheien iſt geftattet, bei.der- Abhoͤrung 
gegenwärtig zu. ſeyn. Der requirirte inlaͤndiſche Richter Hat zu dieſem 
Behuf den Partheien von dem Abhbrungs-Termin münpliche, ober 
nach Befinden fhriftlihe Nachricht zu geben. Sie dlırfen das richt: 
erliche Verhoͤr nicht unterbrechen, jedoch am Schluſſe deſſelben das 
Gericht auffordern, dem. Zeugen ‚zur Erläuterung oder Ergänzung 
feiner Ausfage noch eine oder mehrere Fragen. vorzulegen. Nach 
Beendigung des Verhoͤrs haben die Zeugen mittelft Handſchlags an 
Eidesftatt zu verfichern, daß. die ‚von ihnen. erflattete Ausfage der 
Wahrheit gemäß ſey. Es ift ihnen jedoch zuvor zu eröffnen, daß 
eine wahrheitswidrige Verſicherung an — die EN des 
Meineids nach. fi ziehen würde. Ä 


Verordnung vom 16. Mat 1839. 
u | Kr | 
. ad $. 26. und 27. 
e I: Wenn auch die Zeugen in Beifein ver. Partheien — 
‚find, fo verſteht es ſich doch von ſelbſt, daß fie vor ihrer Abhör- 
ung weder ber Verhandlung unter nen Partheien, ey der Abhoͤr⸗ 
ung ber; übrigen Zeugen: beimohnen. dürfen, — 

2.). Da. die. Adcitation der Partheien zu peu Bengrnuerkän,. wenn 
dieſes nicht. ;mit der Verhandlung felbft ‚verbunden werben kann, be- 
ſonders aber in: ven. Fällen, wenn: die Abhörung vor andern Ge 
richten. erfoßgen muß, manchen Zeit⸗ und Koſtenaufwand verurfachen 
wird, und. die Gegenwart der Partheien zwar geflattet, «jedoch nicht 
geboten iſt jo. hat der Richter der Sache, fobald von. ihm zu Ab: 
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hörung der Zeugen ein anderer Tag beftimmt, oder ein auswärt- 
iged Gericht angegangen werben muß, die Partheien zu befragen, 
ob ſie der Abhörung beiwohnen wollen? und wenn: fie hierauf ver- 
zichten, dies im Protokoll zu bemerken. 

In einem folhen Falle braucht daher auch der ie 
ven PBartheien von dem Abhörungdtermin Feine Nachricht zu geben. 

3.) Der zur Abhdrung aufgeforderte fremde Richter hat das über 
die Abhörung aufgenommene Protokoll dem Richter der Sache im 
Driginal, und ohne daß ed ver Zurüdbehaltung einer as: e> 
darf, zuzufenden, umd zu deſſen Acten zu überlaffen. 

$. 28. Auch) die Ausſage eined einzigen Zeugen kann dann für 
ausreichend erachtet werden, eine unbedingte Derurtheilung oder 
Losiprechung darauf zu gründen, wenn der Zeuge vollfommen 
glaubwürdig ift, und von ihm aus eigener Wahrnehmung die zu 
beweifende Thatfache in ihrem ganzen Umfange bejtimmt — 
wird. 


c.) Sacverftändige, | 


$. 29. Sachverftändige fünnen vom — theils unaufgeford⸗ 
ert, theils auf Antrag der Partheien befragt werden. Die Wahl 
derſelben ſteht jedoch in beiden Fällen lediglich dem Gerichte zu, 
dafern nicht die Partheien ſelbſt über die zu wählende Perſon ſich 
vereinigen. Hat der vom Richter gewählte Sachverſtändige nicht 
fhon einen allgemeinen Berpflichtungs - Eid geleiftet, fo ift derſelbe 
ebenfalld nur durch Handgelobniß an Givesftatt zur gewiſſenhaft— 
en Abgabe feines Gutachtens zu verpflichten, Das Gutachten eins 
es Cinzigen genügt, um über den Gegenftand der ihm vorgelegten 
Frage die zur Entfcheivung erforverliche Gewisheit zu erlangen 
vorauggefezt, daß von den Partheien gegen vie Berfon ded von dem 
Richter gewählten Sachverflänvigen, over gegen veffen Angaben ent= 
weder Einwendungen nicht erhoben werben, oder ſolche für unbe: 
gründet oder unerheblich zu befinden find. 

d.) Eiv. 

$. 30. Wird über Thatfachen, welche des Veweiſes bebürfen, 
der Eid angetragen, fo hat ver Gegner des Antragenden fofort zu 
erklären, ob er den. Ein leiften over zurüdgeben wolle, Diefer Er— 
Härung ‚ungeachtet kann verfelbe, wenn er Urkunden oder Zeugen 
bereitö mit zur Stelle: gebracht bat, :. durch dieſe Beweismittel den 
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Ungrund der auf den Eid geſtellten Behauptungen darzuthun ver⸗ 
fuchen. Bleibt ſodann noch ein erheblicher Umſtand zweifelhaft, fo 
ift das Gericht nicht behindert, im Beziehung auf venfelben,, einer 
andern Parthei ald derjenigen, welche nach jener Erklärung zu 
fhmören gehabt haben würve, die Eidesleiſtung aufzulegen. 

$. 31. Das Gericht ift ermächtigt, auf einen Beftärfungseid zu 
erkennen, wenn aus den Erklärungen der Partheien, oder aus bei- 
gebrachten Beweismitteln, follten auch vdiefe ihrer Form oder ihrem 
Inhalte nach mangelhaft feyn, eine MWahrfcheinlichkeit für vie Be— 
hauptung des einen oder des andern Theild hernorgeht. 

$.:32. Vor Ertheilung des Beſcheides darf mit Abnahme eines 
Eides, welcher zur Entſcheidung der Sache für ndthis erachtet wird, 
niemals verfahren werden. 


Entſcheidung. | 


F. 33. Es hat aber das Gericht nach Beendigung der Verhand⸗ 
lung fofort bauptjächlich zu entfcheiden, wenn auch die Entfcheiv- 
ung von einer Bedingung abhängig zu machen ift. Befteht vie Be- 
dingung in einer Eidesleiftung, fo iſt in dem Erfenntniffe nicht blos 
die Folge des geleifteten Eivded, fondern auch das, was bei unter: 
bleibender Gidesleiftung eintreten fol, ausvrüdlih und beftimmt - 
mit audzufprechen. 

Der Befcheid ift mit Furzer Angabe der Gründe zu Protokoll zu 
bringen, und den Partheien noch im DVerhörungdtermine felbft be: 
Fannt zu machen. In Verhinverungsfällen Tann jevoch dieſe Be: 
kanntmachung auch an einem der nächften Gerichtstage erfolgen, 
welchenfalls die Partheien dazu entweder noch bei ihrer Anwefen: 
heit im Gerichte mündlich, Ober fpäter durch Beſtellzettel vorzu: 
laden ſind. 


Leiftung zuerkannter Eide. 


. 34. Iſt auf Leiſtung eines Eides erkannt, fo kann zur Ab⸗ 
nahme deſſelben unmittelbar nach Bekanntmachung des Beſcheids 
vorgeſchritten werden, wenn die Partheien ſich dem Erkenntniſſe ſo⸗ 
fort unterwerfen, und beide Theile in die ſofortige Abnahme willig⸗ 
ne. Aufferdem iſt die Rechtskraft des Beſcheides abzuwarten, und 
nad Gintritt derfelben ein befonderer Schwörungstermin anzufegen. 
Zu dieſem find die Partheien mit Ginräumung einer adttägigen 
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Frift, und unter abfchriftlicher Zufertigung ber Eidesnotul durch 
Beftellzettel vorzuladen, in welchem die nah den Vorfchriften der 
allgemeinen Prozeßgefeze erforverlihe Androhung ausgedrückt ſeyn 
muß. 


'  Rechtömittel. 


$. 35. Gegen die Entfcheinung des Gerichts (einfchließlich ver 
$. 18, erwähnten abweifenden Befcheidung an den Kläger) ift ven 
Partheien das Rechtömittel der Appellation auf gleiche Weife, wie 
in den, nach dem Mandate vom 28. Novbr. 1753 zu behanvelnp- 
en Rechtsſachen (vergl. $. 43.) geftattet. 

Eine fürmliche Nichtigkeitsbeſchwerde findet in dieſer Progeßgatt- 
ung nicht ftatt, fondern es find, wo die Nichtigkeit überhaupt ber 
Ausführung durch ein Rechtsmittel bedarf, vie Gründe verfelben 
mittelft Appellation, binnen ver zehntägigen Frift nach Bekanntmach⸗ 
ung des Beſcheides, anzubringen. 

$. 36. Iſt gegen den Beſcheid appellirt worden, fo Hat dad Ge 
richt in den nächften drei Tagen nach Ablauf ver zehntägigen Frift 
den Gegner des Appellanten von der eingewenveten Berufung in 
Kenntnif zu fegen, und demſelben unter Mittheilung einer Abfchrift 
des Appellationd-Schreibend, oder des über Einwendung des Rechts— 
mittel8 aufgenommenen Protokolls zu eröffnen, daß unverlängt nad) 
dem Ablaufe von acht Tagen auf die Appellation zur vorgefezten 
Behörde Bericht erflattet werben folle. Diefer Bekanntmachung 
und Mittheilung bedarf es jedoch nicht, wenn die Appellation im 
Beifein des Gegners eingewendet und protofollirt worden iſt. Bis 
zum Abgange des Berichts fteht e8 übrigens jeder Parthei frei, mit 
einer Ausführungs- oder Widerlegungs-Schrift einzufommen (Vergl. 
jedoch Hinfichtlich der Koftenerftattung $. 10.) 

$. 37. Appellationen gegen das gerichtliche Verfahren, welche 
in einer nad) diefem Gefeze zu behandelnden Nechtöfache von einer 
Parthei vor der Entſcheidung eingewendet worben, find nicht zu 
beachten. Es fteht jedoch ver Parthei, welche durch die Verfahr- 
ungöweife verlezt zu feyn glaubt, frei, ihre ‚hierauf gegründeten Be- 
ſchwerden durch Appellation gegen den Beſcheid geltend zu machen. 
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Vollſtreckung der Entſcheidung. 
$. 38. Bei Vollſtreckung ver Entſcheidung find die allgemeinen 
Vorſchriften zu befolgen. Es hat jedoch das Gericht 
a.) den Schulvbetrag feitzuftellen, audyt wenn eine Berechnung 
defjelben beim Anbringen des Vollſtreckungsgeſuchs nicht üb— 
ergeben worden ift, und 
b.) dem Berurtheilten zu Befriedigung des obſiegenden Theils, 
nur eine SEIN: Friſt einzuräumen. 


Stempel - Abgabe. 


$. 39.. a.) Bis zur Ertheilung des Befcheives, oder Abichließ- 
ung eines Bergleichs, welcher die Entfcheivung entbehrlich macht, find 
alle Verfügungen ded Gerichts, und etwaigen Eingaben der Parthei: 
en ſtempelfrei. 

b) Wegen ver Entſcheidung, oder des Vergleichs ſelbſt iſt bei 

Gegenſtänden, die nicht über 10 Thaler betragen, eine Stempelab⸗ 
gabe ebenfalld nicht zu erheben; bei folchen aber, deren Werth mehr 
als 10 Thaler, jedoch nicht Über 20 Thlr. beträgt, 2 Gr. Stemp- 
elimpoft zu entrichten. 
. ec.) Für die Eingaben und Erpevition wegen Vollſtreckung des 
Erkenntniſſes find 2 Gr. und für fammtliche Schriften bei einge: 
wendeten Appellationen, einfchließlich ver Eutſcheidung 4 Br. Stemp- 
elimpoft zu verwenden, 


Verordnung vom 16. Mai 1839. 


IH. 
ad $. 39. 


Der für ſaͤmmtliche Schriften bei eingewendeten Appellationen 
vorgeſchriebene Werthsſtempel an 4 Gr. iſt bei dem Untergericht, 
und. zwar ſofort bei der Einwendung der Appellation zu verwenden. 
Ebenſo iſt der Werthsſtempel für die Vollſtreckung des Erkennt⸗ 
niſſes an 2 Gr. ſoſort bei dem Antrag auf Execution zu ver- 
wenden, 
| Koſten. 
F. 40. a.) Die Gerichtskoſten find nad) folgenden Anfäzen und 
Beftlimmungen zu erheben. 


— 183 — 
1.) für Anmerkung eines mündlichen Arbringens, und 


Anordnung der Vorladung . - . . 2 ®r. 
2.) für einen Beftellzettel, mit Einfchluß bet Reinferift 

oder Ausfüllung. . . "2.2, 18 
3.) für Behäandigung veffelben dem Diener 0". rl Or. 


Bei Vorladuug entfernter Partheien ift dem Gerichtöboten auff: 
erdem noch das gewöhnliche Botenlohn zu entrichten, fomweit nicht 
zu Erfparung deſſelben die Behändigung des Beftellzetteld dem Bot: 
en bei Gelegenheit anderer Verrichtungen am Wohnorte des Vor: 
juladenden, oder auch einer dortigen Gerichtäperfon übertragen werb- 
en kann. ee a 

4) für die gerichtliche Verhandlung der Sache, Vermittlung 

eined Vergleichs, oder Ertheilung der Entjäpeivung, mit — 
ſchluß etwaiger Zeugenverhöre, 
a.) wenn der Gegenſtand des Streites nicht über 10 
Thaler beträgt . - j . ... 658 8 ©r. 
b.) wenn berfelbe mehr als 10: Thlr. ———— 12 bis 16 Gr. 

Eben ſoviel kann für die Fortſetzung der Verhandlung in einem 
neuen Termine, wenn ſolcher ohne — des Gerichts ia 
wird, angefezt werben. 

5.) Für Abhörung eined oder — Zeugen, auf 


Erſuchen eines andern Gerichts. .. .6 Gr. 
6.) für Bekanntmachung des —— in einem befonb= 
ern Termine . . . . 2 Gr. 


Diejenigen Grichiskoſten, — nad Bekanntmachung des Be⸗ 
ſcheids entſtehen, find nach ver Hälfte ver niedrigſten Saͤze zu er: 
heben, welche vie RN en den ordentlichen Prozeß zu ford 
ern geftattet. U 2007 at 

b.) Sachwalter, welche von einer ‚Barthel zugezogen werben, dürft 
en für ihre fümmtlichen Bemühungen bis zur Beicheidsertheilung 
ein Mebrererd: nicht, ald 16 Gr. von ihren: Machtgebern fordern. 
& Merven ihnen nach diefer Zeit noch Arbeiten oder Berrichtungen 
Agetragen, fo find fie dafür die Hälfte: ver bei . Rechts⸗ 
ſachen geoxdneten Anfüge zu verlangen befugt. - 


Berhältni dieſes Verfahrens ‚zu andern Prozeßarten | 
injonderheit zu den Urkunden⸗Prozeßen. 
6. 41. Auch wenn die Richtigkeit eines nach 52. und’ folgennen 
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für ganz gering zu achtenden Anfpruch® Durch Urkunden nacdhge: 
wiefen werben kann, ift nach den im gegenwärtigen Geſeze ertheilt- 
ten Vorfchriften, nicht aber nach denen des Executiv-Prozeſſes, zu 
verfahren. Es bleibt jevoch geftartet, wegen vergleichen Forderungen 
a.) aus Öffentlichen Urkunden ven Ererutiond- Prozeß, und 
b.) aus Wechjeln den Wechſelprozeß 
anzuſtellen. 


b.) Zu dem Handelsgerichts-Prozeß. 
8.42. Auf das Verfahren beim Handelögerichte zu Leipzig jind 
die Beftimmungen dieſes Geſezes nicht anzuwenden. 


0.) Zu dem Berfahren nah dem Mandate 
vom 28. Novbr. 1753. 


g. 43, Die Vorfchriften ded Mandats vom 28. Nonbr. 1753. 
und der darauf jich beziehenden fpäteren Gelege und Verorpnungen, 
find zwar bei denjenigen ganz geringen Rechtsſachen, wegen welcher 
durch gegenmärtiged Gefez ein bejonvered Verfahren angeoronet 
worden ift, nicht weiter in Anwendung zu bringen ; im Uebrigen 
aber ift venfelben, bis zu Erlaffung eines vollftändigeren Prozeß— 
Gefezed, unter Beobachtung IDIBeRDer Beflimmungen, noch ferner: 
bin nachzugehen. 

1.) Statt des in der erläuterten Prozeßordnung gu Zit. 1. $. 6. 
und in dem erwähnten Mandate $. 1. feitgefezten Betrags von 50 
und von 100 Meißnifchen Gulven, foll Eünftig nicht blos in ver 
Dberlaufig, fondern auch in den Kreißlanvden die Summe von 50 
Thalern Sihfifh, und wenn eine Klage mehrere auf verfchiedenen 
Gründen beruhende Anfprüche umfaßt, von — 100 Thalern fächt- 
ifch, als diejenige angenommen werden, nach welcher zu beftimmen 
iſt, ob der Gegenfland einer Klage, fofern- verfelbe nicht zu dem im 
Mandate $. 1. unter a. bezeichneten Gerechtfamen gehdrt, für wicht: 
ig oder minder wichtig zu achten. jey. 

2.) Bei der zu. dieſem Zwecke erforderlichen Berechnung. find 
Zinge, und andere mit dem KHauptgegenflande zugleich. eingeflagte 
Rebenforderungen auch dann nicht in Anfchlag zu bringen, wenn 
fie den Betrag der Hauptforderung überfteigen jollten. 

3.) Wenn in einer nach dem erwähnten Mandate zu behandelnd⸗ 
en Rechtsſache der Verklagte einen Gegenanfpruch vorſchüzt, melch- 
er die Summe von 50 Thlen. überfteigt, fo ift dasjenige, was in 
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diefem Gefeze $. 22. wegen Gegenforderungen von mehr als 20 
Thalern beftimmt worven, gleihmaßig anzuwenden. 


Verordnung vom 16. Mai 1839. 


IV. 
ad $. 43. 


Zugleich wird auf den Antrag der Stände, die Vorfchrift $. 10. 
des Mandats vom 28. Novbr. 1753, wonach in geringfügigen 
Rechtsſachen die Sachmalter ihrer Koften, dafern fie folche nicht 
vor Ertheilung oder Einholung rechtlicher Entſcheidung zu den Act- 
en verzeichnet, verfuftig erachtet werben follen, hiermit eingefchärft 
und da wahrzunehmen gewefen, daß hierauf beſonders in ben Fall- 
en, wenn eine Koften-&ompenfation eintrat, nicht immer erfannt 
worden, den entjiheidenden Behörben andurch aufgegeben, ven Ver: 
luft der nicht zu den Acten verzeichneten Koften jedesmal und ohne 
Unterfchied, ob: auf Reftitution oder Gompenjation der Koften zu 
erkennen, ausdrücklich auszufprechen. i 


Verwandlung eined größeren Anfpruches in einen 
geringeren, nach erhobener Klage. 


$. 44. Wenn der urfprünglich beträchtlichere Gegenftand einer 
Klage duch Erklärungen oder Handlungen der Partheien, oder 
auch ohne deren Zuthun, fich foweit vermindert, daß nur ein ganz 
geringer Anſpruch übrig bleibt, fo ift, dafern fich dies 

a.) noch vor dem Termine, oder in demſelben bei vem mündlich: 
en VBerhöre ergibt, die Sache fofort nach den DVorfchriften des ges 
genwärtigen. Geſezes zu behandeln, und zu entfcheiven. 

b.) Erfolgt aber die Veränderung erft aldvdann, wenn die Par: 
theien bereits ein jchriftliches DBerfahren angetreten Haben, fo ift 
zwar der NRechtöftreit in denjenigen Fällen fortzuftellen, welche zu 
beobachten feyn würden, wenn diefe Veränderung nicht eingetreten 
wäre; die Entjcheivung aber ift mit Rüdjicht auf die wegen Bes 
gründung derfelben in gegenwärtigem Gefeze gegebenen Beftimm- 
ungen zu ertheilen, und nad Bekanntmachung des Beſcheides das 
weitere Verfahren, ebenfalld viefem Gefeze gemäß einzurichten. 


1840. L 13. 
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Compromiſſe auf das Verfahren nach dieſem Geſetze. 


F. 45. Streitigkeiten über höhere oder andere Anſprüche, als 
die 8. 2. angegebenen, koͤnnen nad) den Vorſchriften dieſes Gefezes 
behandelt worden, wenn die Betheiligten mit Zuftimmung des Ge: 
richts fich dazu vereinigen. Der Kläger hat ſolchenfalls bei An: 
meldung des Anfpruches ($. 11.) zugleich feines Gegner Einwill- 
igung in die gewählte Verfahrungdart beizubringen. Findet das Ge- 
richt nicht ; fofort ein erhebliches Bedenken, dem. gemeinfchaftlichen 
Antrage Statt zu geben, fo bat daſſelbe vie Partheien auf vie 
$. 13 vorgefchriebene Weile vorzuladen. Es fteht jedoch demſelben 
frei, noch im Berhandlungstermine, nach Anhörung des gegenfeitigen 
Vorbringend, die Genehmigung des Compromifjes zu verfagen, und 
die. Bartheien auf einen: fürmlicheren Rechtsweg zu mweilen, wenn 
ihm dies wegen der Wichtigkeit des Gegenftandes oder: Verwidlung 
des Sachverhältniffes angemeflen jcheint. 

Uebrigens bleiben die Richter, der in ein ſolches Compromiß er- 
theilten Zuftimmung ungeachtet, ſowie die Sachwalter,. berechtigt, 
die Koften nach denjenigen Säzen zu liquidiren, welche für die Ex— 
pedition in größeren Nechtöfachen durch die Targefeße, und bezieh: 
endlich durch dad Mandat von 1753 georpnet find. 

$. 46. Unſer Juftigminifterium ift mit Vollziehung der Be: 
flimmungen dieſes Geſetzes, welches übrigens auf bereitd anhangige 
Rẽchtsſachen Feine Anwendung leidet, beauftragt. 

Urfundlich haben wir dieſes Geſetz eigenhändig unterſchrieben und 
das Koͤnigliche Siegel beidrücken laſſen. 

So geſchehen, Dresden den 16. Mai 1839. 

Friedrich Auguſt. 
(L. 8.) Juliud Traugott, 
Jakob von Könneriz. 
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Beilage. 
T’. 
Bepelt. Zettel 
ne f t. 
Johann Gottlieb UnBen.: Babrifantem in Gräfenberg 


| zur mündlichen Verhandlung 
auf den 10. Auguft 1839. 


Ghriftian. Bus, — zu Sräfenbeg 
hhat wider 
Johann Gottlieb Ungern, Fabrikanten raſeſt, 
eine Klage auf zehn: Thaler bedungenes Fuhtlohn * — er. 
gefahrened Meßgut 
angemelvet, | Ä 

Beklagter wird daher bebentet, den Kläger 4 zu Sefriebigen; und die 
geichehene Befriedigung noch vor dem Termine nachzuweiſen, für 
ven Fall aber, daß folches nicht geſchehe, andurch vorgeladen, ven 
10: Auguft 1839. Nachmittagg um 3 Uhr vor unterzeichneten 
Gericht perfünlich, oder durch einen nach F. 8 des Geſezes vom 
16. Mai 1839. hinreichend legitimirten, und vollftändig inftruirten 
Bevollmächtigten zur mündlichen Verhandlung über den ftreitigen 
Anſpruch zu erfcheinen, und Über die angebrachte Klage ſich beſtimmt 
zu erklären, bei Strafe, ver Klage für gefländig, umd der mit. dem 
Klaganfpruch in Verbindung ftehenven Einreven für verluftig ges 
adhtet zu werben, 

Bellagter hat zugleich. die auf das — Schuldverhaältniß 
ſich beziehenden Urkunden, wenn vergleichen vorhanden find, im 
Termine mit zur Stelle za bringen, auch die etwanigen andern Be- 
weißmittel im Termine anzuzeigen, und nach Erörterung der Sache 
der fofortigen Ertheilung des Beſcheids gewärtig zu feyn. 

Oſchaz den 3, Auguſt 1839. 

—— N Sulz Amt anfelbft. 


Be 


inte des — ————— 


ge 
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Ab 
Beitell - Zettel. 
für -. 


Chriſtian Pabft, Fuhrmann zu Gräfenberg 
zur mündlichen Verhandlung 
auf ven 10. Auguft 1839. 
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Auf die von Chriſtian Pabſt, Buhımann zu Gräfenberg 

wider 

Johann Gottlieb Unger, Fabrikanten dafelbft 
wegen zehn Thaler Fuhrlohn, angemelvete Klage ift obengenannter 
Tag zur mündlichen Verhanvlung anberaumt worden. 

Für den Fall, daß Kläger bis dahin vom Beklagten nicht be 
friedigt worden, wird daher Kläger andurch vorgeladen, den 10, 
Auguft 1839 Nahmittagd 3 Uhr vor unterzeichneten Gericht per: 
fünlich, over durch einen nach $. 8. des Gejezed vom 16, Mai 1839 
m. fegitimirten, und vollftändig inftruirten Bevollmächtigt⸗ 

en zur mündlichen Verhandlung zu — und die — 
Klage vollſtaͤndig vorzubringen. 

Klaͤger hat zugleich im Termin die auf das angezeigte Schuld⸗ 
Verhauniß ſich beziehenden Urkunden, wenn dergleichen vorhanden, 
mit zur Stelle zu bringen, auch die etwanigen andern Beweismittel 
anzugeben, und nach Eroͤrterung der Sache der — — 
ung eines Beſcheids gewärtig zu ſeyn. | 

Oſchaz, den 3. Auguft 1839. 

; Königl. ale JZuſtiz⸗ Amt. 
N. 


a ded —* Vorſtandes. ) 


2: 
Beftell = Zettel. 


In Sachen Chriftian Pabſts, Fuhrmanns zu Oräfenberg, Klaͤg⸗ 
ers, wider 

Johann Gottlieb Unger, Fabrikanten daſelbſt 
Beklagten, wegen zehn Thaler Fuhrlohn, iſt auf Antrag Klägers 
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der auf den 10 Auguſt 1839, anberaumt gewefene Termin zur 
münplichen Verhandlung auf 
2 den 20. Auguft 1839 

verlegt worben. | | 

Die Partheien werden daher vorgeladen, an diefem Tage Vor: 
mittags um 11 Uhr vor unterzeichnetem Gericht zu erſcheinen, und 
alles dasjenige zu beobachten, was im vorigen DBeftellzettel vom 
3. Auguft 1839 angebeutet worden ift, auf welchen hiedurch ver: 
wiefen wird. 

Ofhaz,den...... 


| Könige. Sächſ. Juſtizamt. 
(Unterſchrift des Gerichts-Vorſtandes.) *). 


Zu ven Vorfchlägen für Oeffentlicheit des Gerichts- 
Verfahrens, in befonderer Beziehung auf 
Sachſen. 


Die gewichtigſten Stimmen der Neuzeit betrachten die Deffent- 
lihkeit und Münplichfeit des gerichtlichen Verfahr: 
end ald das wahre und unentbehrlihe Pallavium alles Rechts, 


*) Anmerfung des Herausgebers. Aus einer werthvollen Feder 
werden fpäter Bemerfungen zu dieſem Gefeze nachfolgen. Der fächf- 
iſche Rechtsgelehrte, der diefe liefern wird, will nur eine gewiſſe Zeit 
feiner Anwendung vorübergehen laſſen, um in feiner Kritif aud) das⸗ 
jenige hervorzuheben, was fi) in Folge der Grfahrung als empfehl: 
ungs⸗ ober tadelnswerth herausgeftellt hat. Solche Bemerkungen haben 
dann das Verdienſtliche, daß fie nicht nur das Verſtändniß, die Aus— 
legung und Anivendung des Gefeßes fördern, fondern — da fie auch in 
Beifpielen zeigen, zu welchen nicht wünjchenswerthen Ergebniffen oder 
auch Inconvenienzen, Ungleichheiten und Verirrungen daſſelbe bei 
feinem Gebraude führte — der Fünftigen Nevifion des Geſetzes wei: 
entlich vorarbeiten. Mebrigens läßt diefes für die Nechtspflege wohl- 
hätige und unſchwer auszuführende Geſetz nach der kurzen immittelft 
gemachten Erfahrung den günftigften Erfolg erwarten, fowie denn 
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als 'zuverläßigfte  Gewährleifterin ver Redlichkeit und wirkfamfte 
Ermunterung des Eiferd der Richter, und als: eröffnete Appellation 
an das unbefangene und verftändige Urtheil der Welt, welches 
allein geeignet ift, über Rechtsſachen in Höchiter Inſtanz zu ent— 
fcheiden *). Umnfere Prozeß-Kiteratur ift in biefer Beziehung an eben 
fo gelehrten als praktifch wichtigen Erdrterungen fo reich **), daß 


auch dafjelbe bei einigen Nachbaritaaten bereits volle Anerkennung 
gefunden hat, in denen fich achtbare Stimmen für defien Rereption 
erklärt haben. 

*) Bergl. Joh. Chrift. Freiherr v. Aretin, Staatsrecht der con: 
ftitutionellen Monarchie, fortgefezt von Carl v. Rotted. 2te Auf. 
Leipzig 1839. Bd. 11. ©. 245. 

**) Hieher gehören befunbers folgende Schriften: 

Feuerbach Betrachtungen über die Deffentlichfeit und Mündlich— 
feit der Gerechtigfeitspflege. Gießen 1821, die Refte der Deffentlid;: 
feit und Münpdlichfeit im deutfchen gemeinen Givilprozeße in der „Zeit 
ſchrift für Civil- und Griminalrecht in gleichmäßiger Rückſicht auf 
Gefchichte und Anwendung des Rechts, auf Wiffenfchaft und Gefep: 
gebung, von Dr. E. F. Roßhirt, Heidelberg 1832 S. 204, 

Hiftorifche Skizze der brandenburgifchen und preußifchen Gefeßgeb: 
ung über das mündliche Prozeßverfahren vor verfammeltem Gerichte 
in der „Zeitfchrift für wiſſenſchaftliche Bearbeitung des preußifchen 
Rechts, herausgegeben von A. H. Simon und H. L. v. Strampf.“ 
Abh. 4. 

Abhandlungen über Deffentlichkeit und Mündlichkeit der Rechtspflege 
in bürgerlichen Rechtsfachen im „niederrheinifchen Archiv für Gefep- 
gebung, Rechtswifienfchaft und Rechtspflege von G. v. Sandt und 
C. Zumbad. Br. 2. ©, 135. 154. 156. 161. 224. 292. 366. 370, 
Br. 3. ©. 42. 64. 72. 130. 187 und 225. Vd. 4. ©. 89. 110. 248 
und 186. fodann in den „Beiträgen zur Gefehgebung und Praris 
des bürgerlichen Nechtsverfahrens von Dr. Wolfgang Heinrid 
Puchta, Erlangen 1822. Abh. 3. 

Ueber das öffentliche und mündliche Derfahren in Eivilfachen, mit 
Rückſicht auf die Schrift von Dr. Paul Wiegand, in der „allge: 
meinen juriftifchen Zeitfchrift, herausgegeben von Prof. Chr. Fr. 
Elvers und Obergerichts:Affeffor Bender’ Göttingen 1828. ©, 
133. 141. 387 und 401. 

Ueber Deffentlichkeit und Mündlichkeit der Rechtspflege in ben 
„Beiträgen zur Gefeggebung und praftifchen Jurisprudenz mit be: 
ſonderer Rüdfiht auf Baiern, herausgegeben von Fr. Aug, Freiheren 
von Zu Rhein“ Münden 1826 (der Verfaſſer v. Meng, will bie 
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jeve weitere Begründung dieſer auf das Entſchiedenſte ausgefprochs 
enen Ueberzeugung als eine Ilias post Homerum erfcheinen dürfte 
Und in ver That laßt jich auch nicht in Zweifel ziehen, daß man 
jezt in ven meiften veutfchen Staaten ahf mehr Oeffentlichkeit und 
Münvlichkeit ver Nechtöpflege hinwirkt. Ohne länger an veralteten 
Vorurtheilen zu Eleben, verhehlet man fich nicht, daß die Rafchheit 


Deffentlichfeit vor der Hand auf die Partheien befchränft, und viefe 
mit einem fchriftlih mündlichen Verfahren vereinigt wiffen Bo. 1. 
&. 173.) 

Einige Vorſchläge in Beziehung auf das mündliche und öffentliche 
BDerfahren in dem „nieverrheinifchen Archiv von Sandt und Zum: 
bad“ Eöln 1817. ©. 118. Gründe für und wider die mündliche 
und öffentliche Rechtspflege in bürgerlichen Rechtsfachen. (Ebenda— 
ſelbſt) S. 166. | 

Ueber die Einführung des öffentlichen und mündlichen Verfahrens 
in ben Gerichten der rheinifchen Bundesſtaaten in „Zahariäg 
Staatsrecht der rheinifchen Bunbesftaaten, Heidelberg 1819. Abh. 3. 

Ueber die Deffentlichkeit der Juſtiz-Verwaltung, mit befonderer 
NRüdficht auf die von Feuerbach diefem Gegenflande gewidmete 
Schrift in der „allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift von Elvers und 
Bender” 1830 ©. 173 und 177. 

Ueber Deffentlichfeit der Rechtspflege nach den in den älteren Theil: 
en des Großherzogthums Heſſen beftehenden Rechtsnormen in der 
„zeitfchrift für Gefeßgebung und Rechtspflege des Churfürftenthums 
und Großherzogthums Heffen und der freien Stadt Franffurt,a. M, 
herausgegeben von Dr. J. F. ©. Böhmer jun. (Novofat zu Franf: 
furt aM.) Phil. Bopp (Hofgerichtsadvofat in Darmftadt) und Dr. 
Jäger (Aſſeſſor bei dem Dbergerichte in Marburg)”. Darmitabt 
1834. ©. 54. j 

Bemerkungen über Deffentlichfeit des Verfahrens, veranlaßt duch 
den Entwurf der Großherzoglich Heſſiſchen Civil-Prozeßordnung von 
1818, im „Archiv für die civiliftifche Praris“ 1827. Bd. 10. S. 90. 

Ueber Dffenfundigfeit der Rechtspflege durch die Tagesblätter und 
über die Gazette des tribunaux in ber „allgemeinen juriftifchen Zeit- 
fchrift von Elvers und Bender” (1828) ©. 417 und (1829) 
©. 313, 

Entwurf der Grundzüge einer Gerihts-Drbnung für das öffentliche 
Verfahren in Civil- und Griminal-Sachen bei Obergerichten nad) 
den jezt in Baiern dieſſeits des Rheins geltenden Gefeben ohne Der: 
änderung der Gerihts:Organifation. CDiefer Entwurf umfaßt nur 
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des Verfahrens durch die mündliche Behandlung der Sache unenp- 
Tich gewinnen müße, und daß das Vertrauen der Bürger in vie 
Rechtsſprechung nur dann erft wahrhaft gegründet feyn  Fünne, 
wenn ed jedem unbenommen ift, das Thun und Treiben der Juſtiz 
im Öffentlichen Gerichtsfanle felbft mit eigenen Augen zu durch—⸗ 


ſchauen. 

Daß die deutſche Legislation Hierin eine ſchwere Aufgabe zu löſ— 
en bat, iſt begreiflich. Ihre Loͤſung würde bedeutendere Fortſchritte 
gemacht haben, wären die in dieſem Kapitel bisher zur Sprache 


zwei Seiten. Vergl. den Anhang in den Beiträgen zur juriſtiſchen 
Praxis von Dr. E. C. Wendr. Nürnberg 1826.) 

Die Deffentlichfeit und Münbdlichfeit des Verfahrens vor Golleg- 
ial-Gerichten nad) dem 43ſten Titel des Entwurfs der Prozefordnung 
für Baden, zufammengeftellt mit den Motiven dazu im „Archive für 
die Rechtspflege und Gefeßgebung im Großherzugthum Baden, her- 
ausgegeben von Dr. 3. ©. Duttlinger, Freiherrn ©. v. Weiler 
und 3. v. Kettenader“. Freiburg 1832. S. 200. 

Don ganz befonderem Werth für die Geſetzgebung find noch folg- 
ende Schriften von Mittermaier: 

Die öffentliche mündliche Strafrechtspflege und das Gefchwornen- 
gericht in Dergleichung mit vem,deutfchen Strafverfahren. Landshut 
1819. 

Anleitung zur Bertheidigungsfunft im deutſchen Griminalprozeffe 
und in dem auf Deffentlichfeit und Gefchwornengerichte gebauten 
Strafverfahren. Landshut 1828. 

Das deutfche Strafverfahren in der Fortbildung durch Gerichtsge— 
brauch und Partieular-Geſetzbücher, und in genauer Vergleihung mit 
dem englijchen und. franzöfifchen Strafprogefie. Heidelberg 1833. 

Der gemeine deutſche bürgerliche Prozeß in Vergleichung mit dem 
franzöfifchen Givilverfahren und mit den neueſten Fortfchritten der 
Prozeßgefebgebung. Bonn 1820—23. 1823. 27. 32, 38. 

Sehr ſchätzbare Bemerkungen über die Nothwendigfeit der Deffent: 
lichkeit für die Acte der Gerechtigfeitspflege findet man noch in ber 
Schrift: deutſche Nechtspflege, wie fie ift und feyn follte. 
Altenburg 1831. Auch verbreitet fich hierüber Lud. Hofmann in 
den ftaatsbürgerlichen Garantien, oder über. die wirffamften Mittel, 
Throne gegen Empörung und die Bürger in ihren Rechten zu fichern‘ 
2. Aufl. Leipzig 1831. Diefe Schrift in Berbindung mit Hof: 
manns Unterfuchungen über die wichtigften Angelegenheiten des 
Menſchen ald Staats: und Weltbürger, 2 Thle. Zweibrüden 1830, 

verdienen in biefem Kapitel ganz befonders verglichen zu werben. 
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gekommenen Vorfchläge und Entwürfe mehr aus der unbefangenen 
Anerkennung der Vorzüge unfrer veutfchen Givil- und Criminalrechts⸗ 
pflege hervorgegangen, und weniger auf Verpflanzung ver franzdf- 
ischen Rechtöinftitute auf deutſche Provinzen berechnet geweſen. 

Die Deffentlichkeit in Givilfachen ift weniger dringend, als in 
Eriminalfachen. Beginne man alfo mit einer zweckmäßigen Oeffent- 
fichkeit in den Griminalgerichten, ohne daß dadurch die Vorzüge 
unfres jezigen Verfahrens in Griminalfachen, nämlih vie Ent: 
ſcheidung durch Rechtsgelehrte und der —— 
verloren gehen. 

Dieſe Umſtände wohl berückſichtigend, hat Dr. — Ad⸗ 
vokat in Leipzig, in der „Zeitſchrift für Rechtspflege und Verwalt⸗— 
ung zunächſt für das Königreich Sachſen, 3 Bds. 2. Heft Leipzig 
1839 folgende Abänderungen des jezt in Sachſen üblichen Ver— 
fahrend in wichtigeren Griminalfällen in Vorſchlag gebracht: „Das 
Verfahren vor dem Unterfuchungsrichter würde im Allgemeinen daſ— 
felbe bleiben, welches jederzeit - flatt gefunden hat, nur dürfte die 
Uebereinftimmung der Protokolle mit den gerichtlichen Verhandlung⸗ 
en auf eine zweckmäßige Weile zu controliren feyn. Die Oeffent— 
lichkeit, ald Controle für viefen Theil des Griminalprozefies, für 
das Unterfuchungdverfahren felbft, hat allerdings manches gegen fich. 
Namentlich würde diefelbe nachtheilig auf den Gang ver Unterfuch- 
ung einwirken. Zwecdmäßiger erfcheint vie Zuziehung unbefcholt- 
ener und zuverläßiger Staatöbürger, welche ner Reihe nah an den 
Berhören Theil zu nehmen Hätten, oder des Vertheidigers felbft. 
Gewiß würde jeder achtbare Staatöbürger dieſes Ehrenamt, wenn 
ihn die Reihe träfe, gerne übernehmen und die Unabhängigkeit dieſ— 
er Gerichtözeugen, fo wie der Umftand, daß die Aufmerkſamkeit der— 
felben nicht durch Alltäglichkeit gefchmächt werben koͤnnte, würde 
den Protofollen eine weit größere fides judicialis fichern, als bie 
Anwefenheit ver jezigen Gerichtöbeifiger. Auch läßt fich nicht ein- 
wenden, daß diesfalls manches Geheimniß der Unterfuchung vor der 
Zeit ind Publikum gebracht werden würbe. Denn theils läßt jich 
voraudfegen, daß Diejenigen, welchen dieſes Ehrenamt übertragen 
wäre; die ihnen auferlegte Verſchwiegenheit eben fo gut Halten 
würden, ald gegenwärtig bie Gerichtöbeifizer, theild würde jeder 
Gerichtszeuge nur einen Eleinen Theil der Verhandlungen kennen, 
und daher nicht einmal befähigt feyn, über den Stand der Unter: 
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fuhung Aufihluß zu geben. Hätte der Unterfuchungsrichter fein 
Verfahren gefchloffen, jo würben die Acten dem DVertheidiger, und 
einem zu beftellenven Staatsanwalte, welcher übrigens ein Mitglied 
des erfennenden Bezirks⸗Appellations-Gerichts ſeyn Fünnte, zur Ein: 
ficht mitgetheilt, vamit beine fich von der Sache in Kenntniß jeßen, 
nach Befinden weitere Erdrterungen über Punkte, welche noch nicht 
Hinlanglich aufgeklärt wären, beantragen, und dadurch jeden mög: 
lichen, aus Unwiſſenheit, Vorurtheilen, Nachlaͤßigkeit oder Parthei: 
lichkeit des Unterfuchungsrichterd entfpringenven Ungerechtigkeiten 
begegnen könnten. Nach erfolgter Erledigung diefer Anträge wird: 
en die Acten zum Bezirfsappellationdgericht eingefenvet; welches einen 
Tag zur Öffentlichen Verhandlung anzufezen hätte. Zu diefer Verhand⸗ 
lung erjchiene das erkennende Appellationd>®ericht, der Staatsan— 
walt, welcher, wenn er Mitglied des erfennenden Appellationd = Ge: 
richt wäre, natürlich jeder Theilmahme an der Berathung und Abs 
flimmung fich zu enthalten hätte, der Inculpat mit feinem Vertheid— 
iger, und endlich jeder, welcher der Verhandlung beimohnen mollte. 
Ob denjenigen der Zutritt zu verfagen wäre, welche nicht die Eig- 
enfchaft zur vollen Ausübung aller bürgerlichen Rechte befiten, 
welche nicht fchon den Verfaſſungseid gefchworen haben, welche nicht 
durch Amt, Eigenthum, oder ſtaͤndiges Gewerbe anfällig find, 
v. Feuerbach a. a. O. ©. 179. 
ob endlich Frauen von diefen Verhandlungen auszufchließen wären, 
ne eontra judieitiam sexui congruentem alienis oausis se im- 
miserant, 
L. 1. $. 5. Dig. de postulando. (8. 1.) 

find Fragen, die der Verfaffer allerdings bejahen würde, die jedoch 
nur fecundär biebei in Betracht Eommen. In dieſer Öffentlichen Ge: 
richtsſitzung würde zuvoͤrderſt die Sache durch einen, vom betreff- 
enden Appellations-Gerichte dazu erwählten Referenten, vollftänvig 
vorgetragen, wobei es fowohl dem Staats-Anwalte, ald auch Dem 
Vertheiviger geftattet feyn müßte, etwaige Fehler und Mängel des 
Vortrags zu verbeffern. s 

Hiedurch würde man eine völlig treue Darftellung ver faktifchen 
Verhältniffe erlangen, vie erfte und wefentlichfte Bedingung eines 
richtigen Erfenntniffes, Nach beendigtem Bortrage hätte zuvörderſt 
der Staatsanwalt feine Anträge zu ftellen, ſodann aber der Ver: 
theidiger die ihm im Intereſſe des Inculpaten wichtig ſcheinenden 
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Momente hervorzuheben. Daß hier die Tiraden der franzbfifihen 
Redner ohne Erfolg feyn würben, daß fich Fein Vertheidiger mit 
Cicero würde rühmen konnen se temebras  offudisse judioibus 
(Quinctilian J. O0. I. e. 17 — 21.) | 
dafür bürgt der Umftand, daß nur Mechtögeiehrte dad Urtheil zu 
füllen haben. Gewiß würden daher alle falfihen Rebnerfünfte 
welche nur fruchtlos ſeyn koͤnnten, fich nie in dieſe Gerichtöfigungen 
wagen, fein Bertheiviger Die „vetustissima nobilitas et recens 
memoria patris" rühmen. Nach gehaltener Wertheidigung hätte 
fich der Gerichtähof in. ein befonderes. Zimmer zu verfügen, ſich da⸗ 
ſelbſt zu berathen und abzuftimmen,. hierauf aber an vemfelben, 
oder in meitläuftigeren Sachen an einem zu beflimmenven fpäteren 
Tage dad Urtheil mit den Entfcheivungs-Gründen dffentlich bes 
fannt zu machen *). Daſſelbe Berfahren würde dann, wenn ſich 
der Inculpat der Entſcheidung nicht fubmittiren wollte, bei dem 
Oberappellations-Gerichte ftattfinden. Da Übrigens vergleichen öͤff— 
entliche Verhandlungen nur in Dredven, Leipzig, Zwikau und Bauz⸗ 
en, wo die Appellationd-Gerichte, und resp. dad Oberappellations- 
Gericht ihren Sig haben, vorkommen koͤnnten, jo würde ed auch 
an einem paſſenden Locale für dieſe Verhandlungen nicht fehlen. 
Der Berfaffer Fann fich nicht enthalten, noch des Vortheils zu 
gevenfen, ven diejed Verfahren mittelbar für die Stellung des 
Advokatenſtandes haben würde, eined Standes, der zwar in 
neuerer Zeit der Stufe, welche er im Staate einnehmen follte, näher 
gefommen ift, dieſelbe jedoch noch keineswegs erreicht hat, eines 








*) Für die Deffentlichfeit ver Abftimmung, (nicht auch der Discuffion, 
welche aus augenfälligen Gründen nicht öffentlich fattfinden Tann) 
Spricht fi unter andern v. Aretina. a. O. ©. 248. aus. Da 
jedoch, auch abgefehen von dem nachtheiligen Einfluffe, welchen die 
Deffentlichfeit der Abftimmung möglicher Weife auf die freie Will- 
ensäufferung haben könnte, das erfennende Eollegium als Einheit 
betrachtet werben muß, fo erfcheint es ausreichend, wenn das Er- 
fenntniß, für welches fich daſſelbe entweder einftimmig, ober durch 
Stimmenmehrheit entfchieden hat, nebft ven Gründen zur öffentlichen 
Kenntniß gelangt, wogegen es jedem einzelnen Mitglieve des Eolleg« 
iums, welches fich von der Richtigkeit der durch die Stimmenmehrheit 
gebilligten Anſicht nicht überzeugen kann, frei fleht, ein Separate 
Votum abzugeben. 
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Standes, der fo alt wie das Richteramt, fo ebel wie. die Tugend, 
fo nothwendig, wie die Gerechtigkeit ifl. 

d’Augussau discours sur l’independence de l’avocat. 

Oeuvres J. 1. p. 3. 

Daß viefer wichtige Stand noch Mitglieder zählt, welche Feines: 
wegs geeignet find, ihm die nothwendige Achtung und dad Ber: 
trauen des Publikums zu jichern, ift leider nur zu wahr, und eb- 
en deshalb ift ed Plicht, dem entgegenzumirken, damit nicht von ein= 
zelnen Mitgliedern auf den ganzen Stand gejchloffen werde. Das 
wirkſamſte Mittel zu Erreichung viefes Zweckes aber find Advokaten⸗ 
Bereine,. welchen die Gewalt verliehen ift, die Rechte der Gefammt: 
heit des Standes zu vertreten, über venfelben Aufjicht zu führen, 
und die ihm am beften befannten unwürdigen a a zu ent- 
fernen *). 





*) Ich verweife hier befonders auf die treffliche Abhandlung von Mitter- 
maier im Archiv für die eivilififche Praris Br. XV. Nro. VII. 
XI und XV. Auch in Sachſen find dem Vernehmen nach in neuerer 
Zeit von Seiten eines hochgeftellten Staatsbeamten Schritte zu Ber: 
befierung der Stellung des Abvofaten-Standes gethan worden, welche 
jedoch durch ein Zufammentreffen ungünftiger Umftände bis jezt noch 
ohne Erfolg geblieben find, 

Einfender dieſes Aufjages bemerkt mit Vergnügen, wie fehr fich 
die neue Literatur und Legislatur die Hebung und würdige Stellung 
des Advokatenſtandes zur Aufgabe gemacht hat. Höchſt beachtungs⸗ 
werth ſind folgende Schriften und Verordnungen: 

Eine Abhandlung im civiliſtiſchen Archive über die künftige Stell— 
ung bes Advokatenſtandes, 1832, Bd. 15. ©. 138, 277 und 303. 

Neue Reform des Advokatenſtandes im Königreiche Hannover. Eben: 
daſelbſt S. 222. 

Vorſchlag zu einer Advokaten-Ordnung im „Archiv für Rechtspflege 
und Gefeggebung im Großherzogtum Baden”. Freiburg 1832, Bp, 
2. ©. 196. 

Mittheilungen einer Vorſchrift für die Advokaten im Herzugthum 
Oldenburg, die Führung eines Inftruftionsprotofolls über die einzeln» 
en Prozefie betreffend. Siehe Berg, Dr. Heinrich v. Günther, 
Hof: und Kanzleirath und Advokat zu Hannover, juriftifche Beobacht- 
ungen und Rechtsfälle, Hannover 1806. Thl, 3. ©. 259 

Mittheilungen über den neuen Aovofatenverein in London in ber 
„kritiſchen Zeitfchrift für Nechtswifienfchaft und Gefeßgebung des 
Auslandes“ herausgegeben von Mittermaier und Zach ar iä. Hei— 
delberg 1829, Bo. 1. S. 342. 


Würde ein. dffentliches: Verfahren in den 4 Bezirksftänten -einge- 
führt, fo fänden fich hierin Vereinigungspunfte für die Advokaten 
dieſer 4 Bezirke, was die Einführung von Advokaten-Vereinen fehr 
erleichtern würde Durch dieſe Vereine würde jich der Advokaten⸗ 
Stand unabhängiger entwickeln koͤnnen, er würde in freier Selbft- 
ſtaͤndigkeit den Partheien zur Seite, und dem Gericht gegenüber 


Ueber den Advofatenftand in Frankreich, und über bie Trennung 
. bes Amts der Advokaten von dem der Anwälte. Ebendaſelbſt, Bd, 
2. ©. 262. 

-Meber den Advofatenftand in England. Ebendaſelbſt, Bd. 5. S. 90. 

Bon dem Abdvokatenſtande überhaupt, der Würde des Advokaten und 
den Pilichten des Staats gegen felbige, fo wie von. den Pflichten 
berjelben gegen ven Staat. Siehe Hellfeld, Erläuterung verfchies 
dener Materien des bürgerlichen Rechts u. ſ. w. Gifenberg 1828, ©. 89. 

Projeft einer auf Deffentlichfeit und Mündlichkeit der Rechtspflege 
berechneten Advofaten - Ordnung. Straubing 1828. 

Betrachtungen über Advokaten, wie fie feyn follen u. ſ. w. Siehe 
Gefterding, Ausbeute aus Nachforfchungen über verſchiedene Rechts: 
materien. Greifswalde 1827. Abb. 6. _ 

Einige Worte über den Novofaten- Eid, mit Rückficht auf eine zur 

ya gefommene Berpflichtungsformel vom September 1830, 

Im „Achivgfür die Rechtspflege und Geſetzgebung i Im Großherzugthum 
Baden.” Freiburg 1830, ©, 144. 
| Hannoverſche Verordnung über die Prüfung und Anſtellung ber 
Advofaten. S. diefes Archiv (1832) Bo. 4. ©. 251. 

Zufammenftellung der bisher über die Qualification der Advokatur 
in den Preußifchen Rheinprovinzen ergangenen Berorbnungen, im 
„Archiv für das Givil- und Griminal-Redht der K. preußifchen 
Rheinprovinzen.“ Göln 1824, Br. 5. ©. 1. 

- Auszüge aus den reglementarifchen Vorſchriften des badifchen 

Oberhofgerichte, für feine Sadwalter, bis zum Jahre 1822 einichließ- 

lich in ven „Jahrbüchern des Großherzogl, Badiſch. Oberhofgerichts 
zu Mannheim,“ gter Jahrgang 1825, S. 101 —134, 

Ueber den Advokatenſtand im Königreiche Hannover in. der „juriftis 
ſchen Zeitfchrift für das Königreich Hannover, herausgegeben von 
Dr, € Schlüter und Dr. 2. Wallis.” Lüneburg 1826, Heft 1. 
©, 16. — Heft 1. S. 26. und Heft 2. S. 94 und 102. 1829. 
Heft 1. ©. 174. m 

ae zur — des Abvokatenſtandes in Hannover. 
Ebendaſelbſt 1834, Heft 2. ©. 14. 30. 40 und 74. 
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ſtehen; er würbe in Sachen feines Berufe unerreichbar der Ge— 
walt der Richter, vor welchen, und gegen welche er das Necht be 
fhügen fol, auch die Freiheit haben, feinen Beruf aus unbeengter 
Bruft mit muthigem Wort zu erfüllen; feine Mitglieder würden, 


Ueber die Ausübung der Advofatur in 
Ebendaſelbſt 1830. Heft 2. ©. 49. 

Ueber die Beftrafung der nachläßigen Advofaten, und insbefondere 
über den Beſchluß des Großherzogl. Sächfifihen und Fürſtlich Reußi⸗ 
ſchen DOberappellationdgerichts zu Jena vom 22. Detober 1819. Siehe 
Gar! Reinhard, Abhandlungen über einige wichtige Gegenflände 
des Criminal- und Eivil-Rehts, mit Bemerkungen über. Deuticdy- 
lands Zuftand in rechtlicher Hinfiht. Gera 1830, Abt. 2, 

Bon’ der Suspenfion und Remotion der Aovofaten, und den Stras 
fen ac., welche gegen fie erfannt werben. Siehe Dr. Theodor Ha: 
gemann und Friedrich v. Bülomws praftifche Erörterungen aus 
allen Theilen ver Rechtsgelehrfamfeit u. |. w. Bd. 6. ©. 216. 

Bon den öffentlichen Strafen und den Privat-Anfprücdhen, welchen 
Aovofaten und Procuratoren ſich ausfegen, weiche vor Gericht unan= 
ftändig reden, oder fehreiben verunglimpfen und injuriren. Ebenda⸗ 
felbft Br. 7. ©. 86. en 

Bon dem Ehrenfolde der Advofaten im „Archiv für die civiliſtiſche 
Praxis.“ Bd. 16. ©. 271. | | 

Ueber die Frage, ob es billig fey, den Advokaten die Koften für 
auffergerichtlichen Vergleichsverfuche abzuerkennen in ver „juriftifchen 
Zeitung für das Königreich Hannover.” 1828. Heft 2. ©. 165, 

Ein Advokat kann für feinen Glienten Fein glaubwürbiges Zeugs 
niß ablegen, wenn er gleich in der Sache, worin er zeugen foll, dem- 
felben nicht mehr bedient ift. Siehe Dverbeds Meditationen über 
verfchiedene Nechtsmaterien. Bd. 4. ©. 13. 

Ueber die Frage: ob ein Gerichtshalter in derfelben Sadje, worin 
er als Richter ein Erkenntniß abgegeben hat, in den höheren Inftan- 
zen den Appellanten als Advokat bevienen fönne. Siehe Hayes: 
mann und Bülomws praftifche Grörterungen, Br. 4. ©. 265. 

Trefflihe Winke für die Reform der deutſchen Advofatur, (die man 
leider bei ung nur für ein nothwendiges Webel hält, während fie In 
Franfreich noch jegt als die Schule der ausgezeichnetſten Männer 
betrachtet wird, und die höchſte Achtung genießt). liefern noch folgende 
Schriften: — vr — ——— 

Deutſche Rechtspflege, wie ſie iſt und ſeyn ſollte. Altenburg, 1831, 

ſodann en zul “. 

Hofmann, fldatsbürgerlihe Garantien: Leipzig; 4834, 


der Graffchaft Bentheim. 
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ald Glieder eined Standed der Ehre durch die Achtung ihrer Mit: 
bürger und des Staates an die Würde ihres Berufes fortwährend 
erinnert, an einem edlen Stolze eine edle, jeder Nichtswürdigkeit 
feindliche Gefinnung nähren.” 

(2. Feuerbach a. a. D. ©. 391.) 

Wir betrachten diefe Vorſchläge ald einen dankenswerthen Ver- 
fuch eines allmähligen Uebergangs von den alten beftehenden Ver— 
bhältniffen, zu einer neuen befferen Einrichtung, der eine nähere Be- 
fprehung, Prüfung und Würdigung verdient; hoffen aber von 
Sachſen, daß ed auf Halbem Wege nicht ftehen bleiben, ſondern 
dem Grundfaße der Deffentlichkeit nicht blos in Eriminalfachen, ſon— 
dern auch in Givilfachen in deutſcher Weile Bahn brechen werde; 
denn iſt auch. die Deffentlichfeit in Civilfachen weniger dringend, 
als in Griminalfachen, fo ift fie doch für beide unabweisbares Be— 
dürfniß. 

Es iſt bedauerlich, daß in Sachſen noch immer die „Vatri⸗ 
monialgerichtsbarkeit“ es iſt, die jeder durchgreifenden Verbeſſerung in 
der Juſtiz-Adminiſtration und ganz beſonders einer auf Mündlich— 
keit und Oeffentlichkeit baſirten neuen Prozeßgeſetzgebung hemmend 
im Wege ſtehet; und in der That hört man von derſelben Mein— 
ungen äußern, als fey mit ihrer Aufhebung die Sicherheit des füchf- 
iſchen Staates und Thrones gefährdet! *) 

Welche Meinung man haben mag über die Nothwendigkeit und 
Nüglichkeit ver Deffentlichkeit bei ver Nechtöpflege, fo wird man 
deren allmählige Einführung auch in Deutichland nicht. verhindern 
Tonnen. Diefelbe wird nicht blos durch den fliegenden Einfluß der 
Wiſſenſchaft auf die Gefezgebung herbeigeführt, fondern auch durch 
den täglich mehr fteigenden Verkehr und den, den repräfentativen 
Einrichtungen zugewendeten Geift ver Völker, ‚Die politiiche Deff- 
entlichkeit bat das Publikum zum DVertrauten aller großen Staats— 
geichäfte erhoben, Es gibt Fein Staatögeheimniß mehr. Die conſti— 
tutionellen Minifter, unabläßig befragt, haben nur die Wahl, ent: 
weder ſtumm vor ihrem Ankläger zu flehen, oder Aufflärungen zu 





*) Die Aufhebung ber Batrimonialgerichte in Sachſen ift übrigens jetzt 
mehr als je im Ausficht geftellt. Vergl. den weiter unten folgenden 
Auffag: Einige Landtagsfiimmen aus Sachſen für bie 
Aufhebung ber Batrimonialgerichtebarfeit, : 


geben. Ein Eonftitutioneller Minifter, welcher heut zu Tag allein 
denken und ſchweigen und die öffentliche Meinung verſchmähen 
möchte, würde fich ſelbſt flürzen. Und fo wie die dffentlichen 
Scidfale niht mehr von dem Urtheile zweier oder dreier Köpfe 
abhängen, fo aud verlangt das Volk vie Deffentlicyfeit als 
Gontrole der Richter, die forthin das Geheimniß fo wenig fehügen 
fol, ald die Minifter. Die Verwaltung der Juſtiz liegt ganz be— 
ſonders im Intereſſe eined jeden Staatsbürgers, folglih muß ihm 
auch vie Möglichkeit gegeben ſeyn, die Gefegmäßigkeit verfelben zu 
prüfen, und fich von der Fähigkeit, Thätigfeit und Nechtlichkeit ver 
Richter zu Überzeugen. Ohne Deffentlichfeit ift viefe Controle nicht 
möglich ; mit derfelben aber wird für die fittlihe und politifche 
Erziehung der Richter dad Meifte gethan. Und ift etwas geeignet, 
die intellectuelle Bildung der Mittelklafle des Volkes immer mehr 
und mehr zu fördern, damit diefe mit dev Summe der errungenen 
conftitutionellen Preiheiten auf. gleiche Höhe gelange, was bis jezt 
noch nicht der Fall ift, fo ift es gewiß eine angemeflene Oeffent— 
fichfeit. Sie meihet die verfchiedenen Volksſtände nach und nad 
in die Kenntniß und in die Achtung ver Geſetze ein, und indem 
fie den Rechtsfinn einprägt, berichtigt fie die Raunenhaftigfeit, welche 
nur zu oft unfer Urtheil ſchwankend macht. Wenn jeder ungehind- 
ert ſehen und hören kann, wie jedem fein Necht wiverfährt; wenn 
er felbft die Leidenſchaften und Interefien wahrnehmen Tann, vie 
fih) um den Fuß der Gerichte drängen, werben die Bürger gendth- 
iget fein, in bürgerlichen Tugenden und überhaupt in der Geſitt— 
ung, Fortſchritte zu machen. Die Deffentlichkeit bildet nicht nur 
die Öffentlichen Sitten, fondern erhebt auch alles, was unter ihrer 
mächtigen Aegive vorgehet und betrieben wird, zum edlen Stoff 
für die innere Thätigkeit der Nation, Gebilvet im Intereffe des 
Volkes und der Krone, ſchützt die Deffentlichkeit vie bedrohte 
Schwäche der Einzelnen, mie die gefährbete Stärfe der Staatsge— 
walt und der gejellichaftlichen Intereffen. Sie gibt dem Volke eine 
Seele, ein Gewiſſen und eine Unſterblichkeit; jie gibt auch ver 
Krone alle Kraft, deren dieſe bedarf, um die Gejege vollziehen zu 
laffen, und gewährt ihr gleichmäßig die Hülfe, welche fie gegen eine 
gemeinfame Gefahr fchügt. 

Die Mängel gefeglicher Ginsichtungen und die Art ihrer Abhülfe 
koͤnnen jih nur durch Die Deffentlichkeit geltenn machen, und bie 
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öffentliche Kritik belehrt zugleih am Beften die Regierung hinſicht⸗ 
ich ihred wahren Vortheil3 und bewahrt jie vor fonft unvermeid⸗ 
lichen Gebrechen und vor dem höchft verberblichen Echo ihrer ein- 
feitigen: Meinungen, Die Deffentlichkeit ift daher nicht. blos für vie 
Nechtöpflege, fondern auch ſelbſt für die Gefeggebung un- 
entbehrlich. Eben weil Gerechtigkeit die einzige wahrhafte Stüße ver 
Staaten und ihrer Regierungen bleibt, diefelbe aber durch die Deff- 
entlichkeit vorzüglich bedingt ift, fo erfcheint die leztere zugleich als 
die mächtigfte Stüße des monarchiſchen Prinzipd. Dies ift fie 
auch fchon deßhalb, weil durch ſie nur allein vie dem Staate jo 
hoͤchſt verderblichen Verbindungen ver. abgejonverten Intereſſen, 
desgleichen die Umtriebe des bösartigen Egoismus neutraliſirt und 
die ſaͤmmtlichen Intereſſen des ganzen Volkes zuſammen gehalten 
werden koͤnnen. Ja ſie erſcheint zugleich als das einzige Mittel, 
wodurch die Monarchie, ihre und des Volkes feindſeligen Reactions— 
partheien, die Ariſtokatie und Hierarchie, auf einem ſtreng rechtlichen 
Wege ohne Anwendung von Gewalt zu bekämpfen im Stande iſt. 


Für national⸗ökonomiſche Geſetz- 
gebung. 


Zu den legislativen Vorſchlägen im Kapitel des 
Zunftweſens und der Gewerbefreiheit.. 


So gewiß fein denkender Staatsmann der Gegenwart dem Zunft: 
und Innungsiwefen, jo wie ven Bannrechten, in ihrer urfprünglich- 
en mittelalterlichen Geftalt das Wort reden wird, fo gewiß ift doch 
auch die Thatfache, daß namentlich in ven legten Jahren, und jelbit 
in der Mitte deutſcher conftitutioneller Staaten, viele gewichtvolle 
Stimmen gegen die völlige Gewerbefreiheit ſich ausgefprochen 
haben, Unter diefen Männern find keineswegs blos ‚die jtahilen 
Vertheidiger jedes hiſtoxiſchen Rechts, welchen. vie Inſtitute des 
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Mittelalters als Hbhepunkte der Staatsweisheit gelten, ſondern auch 
ſehr beſonnene, praktiſche Maͤnner, welche auf dem Wege zeitge⸗ 
mäher Reformen das Veraltete zu beſeitigen, das Lebenskfräftige in 
den von der Vorzeit überfommenen Unftalten im Verhältniſſe zur 
Gegenwart beizubehalten und neu zu fügen, überhaupt das Be 
ftehende mit der neuen’ Geftaltung des Staatölebend auszugleichen 
fuchen. 7 u er | 

Die Gewerbefreiheit worzübereiten, das Gewerbsweſen in Ein 
fang mit der erreichten Höheren ſtaatsbuͤrgerlichen und politiſch⸗ 
en Freiheit zu bringen, und unzähfige Mißbräuche aufzuheben, 
die nicht einmal urſprünglich, ſondern erſt allmählig, dem Zunft— 
und Innungsweſen einverleibt wuiden, muß die Aufgabe für jede, 
den Forderungen unfrer Zeit entfpreihende, Staatswirthſchaft ſeyn. 
Dabei kommt es aber weit weniger auf die Verwirklichung gewiſſ 
er ſtaatswirthſchaftlicher und nationalbkonomiſcher Dogmen an, ber: 
en Allgemeinheit‘ und Vernunftgemäßheit in abstracto fein Denk— 
ender bezweifeln wird, als auf die umfichtige Berückſichtigung ber 
örtlichen DVerhältniffe. Da, mo man mit Aufferachtlaffung der 
drtlichen Intereſſen und Verhältniſſe mit Durchhauung, nicht Loͤſ⸗ 
ung des Knotens, ſich für die unbedingte Gewerbefreiheit entſchied, 
fängt man an, den begangenen Fehler einzufehen. Selbit in Bay: 
ern, obgleich der größere Theil der Geſammtbevölkerung keines— 
wegs von Gewerben und Fabriken Lebt, hat man feit einigen Jahr⸗ 
en von den früheren, im’ Jahre 1825 ertheilten Bewilligungen, be- 
(ehrt durch Die gemachten Erfahrungen, fehr wieder eingelenft, und 
ähnliche Stimmen liegen ſich in der württembergifchen Stände: 
Verſanmlung vernehmen, die man, in anderen Hinſichten gewiß 
nicht des Mangel an Liberalität bejchuldigen Farin. Je weniger 
die Aeten in biefer wichtigen Angelegenheit beveits zum definitiven 
Spruche reif find, und je wichtiger es ift, eben hier alle Gründe 
pro und contra und zwar aus dem Buche des wirklichen Lebens, 
wo dad Recht und das Wahre in feinen taufendfachen Formen 
und mit feinen manchfaltigen Verhältniffen wie: leibhaft vor unf 
erer finnlichen Anſchauung vorübergeht, unpartheiiich abzumägen, 
deſto willfommener müffen Darftellungen ſeyn, in welchen der Stand: 
punkt der Sache gründlich und vielfeitig aufgenommen und be 
ſprochen wird. Dies ift denn der Fall, mit einer Abhandlung, 
"welche die deutſche Viertel jahrs⸗Schrift October — Dezember 1839 
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Nro. 8. ©. 34-81 liefert. Unter der Aufichrift: Zunftwefen 
und Gewerbefreiheit, mit Anjichten über Vermittel- 
ung, Uebergang und NReeonftruftion ſucht der Verfaſſer 
zu beweifen, daß neben einer vollftändigen Gewerbefreiheit doch eine 
Zunftoronung wohl beftehen Eünne, ja zum Gedeihen des Ganzen 
und der Einzelnen beftehen müſſe. Nach einer Eurzen Betrachtung 
über den Urfprung der Zünfte zeigt ver Verfaſſer, daß man bei 
Durhführung des Syſtems der Gemwerbefreiheit wieder zu fehr in 
den entgegengefegten Fehler, alfo in die Auflöfung aller Ordnung 
verfaflen fey. Ohne die unendlichen Mißbräuche und Thorheiten 
aufzuführen, im welche die Zünfte verfunfen waren, werben die 
guten Seiten verfelben herausgehoben mit Darlegung der Gründe, 
aus welchen dieſe fehr wohl neben der Gewerbefreiheit aufrecht er— 
halten werden fünnen. Dann werden die Urfachen aufgeführt, aus 
weldyen befonvderd im Preußiſchen Staate, welcher fchon vor 50 
Jahren fo viel für eine freie Gewerbthätigkeit gethan har, es doch 
nicht zu einer beſſeren Geftaltung der Zünfte gekommen it, daß 
aber jezt der Zeitpunft dazu eingetreten feyn möchte, zulezt zeigt 
dann der DBerfaffer, in melcher Urt eine neue Ordnung derſelben 
hervorgerufen. werben müßte, ohne weder der Gemwerbefreiheit noch 
den Vortheilen zu fihaden, welche eine Zunftoronung hat. Der 
Verfaſſer Hat bei feinen Vorſchlägen zur Reorganifation der Zünfte 
vornehmlich den pyeußifchen Staat im Auge. Laſſen wir ihn bier 
ſelbſt reden: | 

„Nachdem die preußifchen Provinzialftände im Jahr 1815 ins 
Leben getreten find, und den Provinzen dadurch Gelegenheit gegeben 
if, ihre Wünfche auszufprechen, haben viefelben wiederholt, fo wie 
auch viele Städte, eine neue Gewerbe: und Zunftorbnung in Anz 
trag gebradht.“ 

„Es ift denjelben auch der Entwurf zu einem deshalb zu erlafl- 
enden Geſetz vorgelegt, und nad) dem, was darüber aus den Pro— 
pinzen verlautet, jind die Erklärungen der Stände zwar fehr ver- 
fhiedenartig ausgefallen, fommen aber Doch in der überwiegenden 
Mehrheit vahin überein, daß Die Gemwerbefreiheit in ihren vollen 
Mürden beftehen möge, daß fie aber durch Gewerbe = Drpnungen, 
und Zunfts:Berfaffungen möge geregelt werden.” | 

„Srei.ich koͤnnen die Wünfche ver jo weit audeinander gelegenen 
und in fo verfihiedenen Stufen der gewerblichen Entwicklung fteh- 
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enden Provinzen nicht in allen Stücken übereinftimmen, und bei 
einem für das Ganze zu erlaffennen Gefeg würde es daher nur 
darauf ankommen, möglichft allgemeine Grundſätze feftzuftellen, da 
Eigenthümlichkeit ver Provinzen, und felbft der Orte den ndth- 
igen Spielraum zu geben, auch fo wenig Zmang als möglich da— 
bei eintreten zu laflen; denn ſelbſt das Gute, was aufgevrungen 
wird, hat viel weniger Werth, ald wenn es aus eigener Weberzeug- 
ung gewählt wird”. 

„Es möchte auch nicht ſchwer feyn, die zu erlaſſenden Beftimm: 
ungen, wenn nur erft ein Entichluß über die Grundſäze gefaßt ift, 
in guter bündiger Gefegeöfprache zufammen zu tragen“, 

‚Man dürfte jich die betreffenden Paragraphen des Landrechts zum 
Mufter dienen lafjen, von melden fogar viele unverändert ftehen 
bleiben fönnten, wenn nur das Ganze den Grundſätzen ver Ge 
werbefreiheit. angepaßt würde. Durch die Gefeßgebung in Württs 
eınberg ift auch darin fihon fehr gut vorgearbeitet, und es würde 
tem preußifchen Staate zur Ehre gereihen, das Gute zu benügen, 
mo es fich findet”. 

„Württemberg hat dieſelbe Criſis beftanden, wie der preußifche 
Staat, und hat fih daraus jchon die Erfahrungen. entnommen, 
die es in feiner desfallſigen Gefeggebung ausſpricht.“ 

„Was aber den Inhalt der für Preußen zu erlaffenden Zunft: 
Ordnung betrifft, fo dürfte diefelbe ver Württeribergifchen nicht in 
allen Stücken gleich ſeyn; jie müßte nicht, wie die ehemaligen Ge: 
werböprivilegien, Gewerbs- Berechtigungen sorfchreiben, da dieſe mif 
der Gewerbefreiheit in realer und perjönlicher Hinficht nicht befteh- 
en fünnen; es darf daher auch Niemand in der Ausübung eines 
Gewerbes dadurch Beichränfungen erleiden, noch dürften Zwangs— 
oder Bannrechte dadurch wieder eingeführt werben.‘ 

„Die neuen ZunftsOrtnungen dürfen nur Beflimmungen ent: 
halten: 

{.) über vie focialen Berhältnifje ver zu einer Zunft vereinigten 
Gewerbetreibenden ; 

2.) über die Erziehung der zum Gewerbe. bejtimmten Jugend zu 
fühigen, redlichen und wohlgeſitteten Bürgern ; 

3.) über die Befdrverung des Bildungsganged der Gewerbegenoff- 
en, in fittlicher und gewerblicher ar zur ——— Ne 
Keiftungen ; 
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4.) über Nachweis der Fauͤhigkeit, das Gewerbe zu treiben, auf 
welches Jemand fich in einer Commun etabliven, und Lehrlinge an- 
nehmen will; 

5.) über die Unterftügung eines Zunft:Genoffen zu feinem Fort: 
fommen in der Welt, bei Krankheiten, und andern Unglücksfällen, 
und über die Unterflügung der MWittwen und Waifen; 

-6.) über die Befeitigung der Streitigkeiten, welche zwiſchen Meift- 
ern, Gefellen und Kehrlingen unter fih, und gegen einander ent= 
ftehen, auf dem einfachften Wege durch die GewerkssAffefforen und 
Altmeifter ; 

7.) über die Sicherung des Publikums gegen fhlechte Arbeit, 
Uebertdeurungen und ſchlechtes Betragen von Seiten der Zunft: 
Genoffen.“ 

„Aus diefen allgemeinen Andeutungen folgt fehon, daß man bie 
Fee aufgeben muß, Zünfte für den ganzen Umfang der Monarchie 
einzurichten, noch weniger für ganz Deutfchland, wie fie ehemals be- 
fanden, und zum Theil noch vegetiren. Dadurch werben auch alle 
nacht heiligen Folgen befeitigt, welche weit ausgedehnte Verbindungen 
haben Fünnen. In jeder Gemeinde, oder in jedem Kreid-Bezirke muß 
es verftattet ſeyn, für fich beftehende Innungen einzurichten, welche 
nur die oben angezeigten Zwecke haben dürfen.‘ 

„Sind derjenigen, welche felbitftändig ein Gewerbe treiben, nicht 
genug von einer Art, jo koͤnnen auch Meifter verfchiedenartiger Ge- 
werbe in eine Innung zufammen treten, oder fich zu der des be- 
nadhbarten Orts halten. Bejonders darf aber Fein Zwang, ven neu 
zu bildenden Innungen beizutreten, vorhanden feyn. Diefe müffen 
vielmehr fo eingerichtet werben, daß e8 einem Jeden Ehre und Vor: 
theil gewährt, darin aufgenommen zu werden, daß aber ein Jever 
ungeftört fein Gewerbe betreiben kann, wenn er e8 feiner Conven— 
ienz nicht gemäß findet, der Innung beizutreten, oder aus verfelb- 
en zu fcheiden. — Diefe Freiheit ift auch fchon die Grundbeding— 
ung bei den wahren Faufmännifchen Gorporationen, welche in ver 
neueren Zeit fich im preußifchen Staate gebildet haben, und vie fich 
dabei ganz gut befinden.’ | 

„Aus diefer Freiheit eines Jeden, fich zu einer Zunft zu halten, 
oder nicht, folgt aber auch, daß Feine Zunft gezwungen werden fünne, 
Perfonen aufzunehmen, oder zu behalten, vie fich der Achtung ver 
Gewerbs-Genoffen uuwürdig gemacht haben; ja es müßte fogar die 
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Aufnahme derjenigen unterjagt, und deren Verbleiben bei ver Zunft 
unzulaffig feyn, welche durch eim richterliches Erfenntniß wegen 
Vergehen und Verbrechen verurtheilt find, jo daß nur auf den Ans 
trag eined Gewerks von der Ortsobrigkeit eine Diipenfation ein= 
treten kann, welche nur in dem Falle zu ertheilen, wenn der Mor: 
alität eines dem Geſetz DVerfallenen nichts entgegen fteht. Ebenfo 
müffen Zünfte auch befugt und verpflichtet feyn, folche ihrer nicht 
würdige Perfonen aus ihrem Zunft = Verbanvde auszuſchließen.“ 

„Schon allein durch vie Beftimmung, daß weder Meifter noch 
Gefellen und Lehrburſchen gezwungen find, fich bei dem Gewerf 
aufnehmen zu lafjen, oder darinn zu bleiben, fallen die meiften 
Mißbräuche weg, melche fich bei den Gewerken eingefchlichen hatt- 
en. Ihnen konnte damals feiner der Gewerbtreibenven ihrer Art 
entgehen, ſie hatten ihn in Händen, und gegen tägliche Verationen 
fonnte die obrigfeitlihe Hülfe durch vie thätigften Affefjoren doch 
immer nicht nahe, oder nicht eindringlich genug ſeyn.“ 

„Diefe Freiheit, der Innung beizutreten, oder ‚nicht, wird den Mit- 
gliedern derjelben auch Antrieb ſeyn, fich fo ehrenwerth und an— 
ftandig zu betragen, und Plafereien zu vermeiden, daß jeder an— 
ftandige Mann oder Jüngling fein Bedenken tragen wird, fich der- 
jelben anzufchließen. Ein Hauptgrund, daß der Handwerksſtand 
nicht jo in Ehren war, wie er jeyn follte, daß viele Eltern ed vor: 
zogen, ihre Kinder lieber in das jo abhängige und meift fchlecht 
bezahlte Verhältnig eines Bureaudienftes zu geben, ftatt fie ein Hand⸗ 
werf lernen zu laffen, lag darin, daß fie gezwungen waren, fie 
dann aud der Innung beitreten zu laffen; ohne welche weder das 
Erlernen, noch das Betreiben eines Gewerbs möglich war, und durch 
welche vdiejelben dem fihlechten Umgange, ja felbft der Brutalität 
roher Gefellen audgefezt waren.‘ 

„Sp lange ein Zwang vorhanden ift, muß nothwendig auch jever 
Verbrecher, nach Abbüßung feiner Strafe, berechtigt feyn, der Zunft 
beizutreten, oder wieder dahin zurüczufehren, weil man ihn fonft 
ganz vom Brod : Erwerb ausſchließen müßte. So war denn aud 
früher eine Verordnung ergangen, daß junge Menfchen, wenn: jie 
auch Zuchthausſtrafe erlitten, doch bei der Zunft aufgenommen werd⸗ 
en mußten.‘ 

„Welche Freude und Ehre kann ed aber feyn, zu einer Corpora— 
tion zu gehören, zu welcher auch alle Verbrecher freien Zutritt 
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haben, und mit welchen man vaher — oder. minder in Gemein: 
ſchaft leben muß.“ 

„Es ſcheint, daß man noch im Preußiſchen von der Drffentlich- 
keit zu wenig Gebrauch macht. Es würde ficher der Autorität Des 
Staatd ganz unſchädlich jeun, wenn der Entwurf einer Zunft-Ord— 
nung, aus gegebenen Geſichtspunkten zum Gegenftand einer dffent- 
lichen Preisbewerbung gemacht würde, und der Staat jich dadurch 
vorarbeiten ließe. Es mag eine fihwierige Aufgabe für einen Beamt- 
en feyn, vielleisht,gar neben feinen currenten Gefchäften ſolche fehr 
in die Details: gehenden Verordnungen zu entwerfen, beſonders da 
fo manche Erfahrungen aus den gewerblichen, und in der :höhern 
Sphäre weniger gefannten Verhältniſſen des bürgerlichen ‚Lebens 
dazu gehören, ohne welche fich ein folder Entwurf nicht ge— 
nau demfelben anpafien läßt. Geſeze über Gerichts = Orbnungen 
und über das Civil-Recht laſſen jich viel leichter geben; venn alle 
die, melche damit. beauftragt werden, find. während ihrer ganzen 
Amtszeit damit vertraut geworden. Anders verhält ſich dieſes aber 
mit einer Zunftorpnung ; diefe,müßte recht eigentlich aus dem Molke 
hervorgehen, und zuſammen geftellt werden duch Männer, welche 
mit deſſen Bevürfniffen vertraut jind. Wie man fagt, ift im Preuß: 
ischen Fein einziger Magiſtrat über den Entwurf einer. Gewerbe— 
Dronung gehört worden, noch ein folcher von ihm ausgegangen, 
und die Berathungen der Provinzialftände, fo wie ded Staatsraths 
reichen für eine zweckmäßige Verfaſſung nicht aus, da wohl wenige 
Mitglieder darin ſeyn mögen, welche die Kenntniſſe dazu haben.“ 

„Geſchehen muß aber im Preupijchen etwas, um in den Verhält— 
niſſen des Handwerksſtaudes das herzuftellen, was zu feinem ruh— 
igen und gedeihlichen Beſtehen erforderlich ift, und wodurch er fich 
fruber fo auszeichnete, daß der deutſche Handwerker in aller Theil 
en Europas, und ſelbſt in der neuen Welt, immer als der brauch— 
barfte und der geieglichite geachtet wurde, weil das deutſche Zunft- 
weſen die tüchtigften Arbeiter lieferte, und fo ven nügkichen. Mitts 
elſtand bilvete.” 

„Es möchte nicht rathſam ſeyn, dieſen durch Michtachtung ſeiner 
Erziehung, und feiner Verhaͤltniſſe immer mehr zurükkommen zu 
laſſen, und wie Herr v. R. vie Aeuſſerungen des erfahrenen Gu— 
bernialſekretairs in Mailand wiedergibt, nach Art der franzöoͤſiſchen 
Revolution, den Gewerbleuten, als Sachkundigen das Gewerbe zu 
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entreißen, um es dem Geldkapital mit feinen Vortheilen in bie 
Hände zu fpielen. Durch Nichtachtung und Vernachläßigung ver 
Gorporations = Verhältniffe, durch Aufldfung des geiftigen Bandes, 
und der. Berfnüpfungen, welche viefelbe gewährten, kann auch ohne 
Poͤbelbewegungen, ohne Mord. und Verbeerung, unter dem trüger: 
ifchen. Anfchein eines ruhigen Fortfchreitend zum Beffern, allmählig 
eine gleich verderbliche Aufldfung des Ganzen herbeigeführt werden.“ 

„Dieß kann auch dadurch geichehen, daß man ed dem Wolfe be: 
quemermweife überläßt, wie es jich ſelbſt Helfen, und welche Einvicht- 
ungen es freiwillig treffen wolle, denn folche Selbſthülfen möchten 
leicht etwad unbequem. werben, und einer richtigen Staatspolitik 
nicht entſprechen.“ 

Für die gewerbliche Geſehhebung bietet mit hoher Sad: 
fenntniß zu Stand gebrachte Schrift reichhaltigen Stoff, und ba 
der. Berfaffer feine eigenen: Anfichten auf ftaatöwirthfchaftliche und 
politifche Gründe zurüdführt, und namentlich feine Vorfchläge mit 
der edlern "Bedeutung des Zunft: und Innungsweſens, fo mie mit 
den. wichtigften ragen des bürgerlichen Lebens ſtets in Verbind⸗ 
ung bringt, fo. kann man von ihr fagen, daß fie unter ven neueften 
Schriften über dieſen Gegenftand  unftreitig den größten Fortſchritt 
in dieſer Ungelegenheit des praftifhen Staatslebend beurfundet 
und beſonders für Preußen von befonderen Werthe ift " 

„Die Mahnung der Zeit nach zweckmäßiger Reform ver hier und 
da noch beſtehenden älteren Innungsartifel wird von den Regier: 
ungen immer mehr beachtet. In dieſer Hinſicht iſt Sachſen ge 
genwärtig beichäftigt, vie bisher ſtattgefundenen Mängel bet Prüf: 
ung der Baubandwerfer zu verbeflern, und fo zeitgemäß auf 
Vervollkommnung in ver Baufunft hinzuwirken. Durch die Er: 
richtung von Baugewerkſchulen war zwar in dieſer Beziehung ſchon 
ein erfreulicher Fortfchritt gefchehen und hierdurch‘ den Bauhand— 
werfern Gelegenheit zur Erwerbung gründlicher Kenntniffe gebot: 
en worben, dach erfcheint eine veränderte Ginrichtung ver Prüfung- 
en derſelben um jo nothmendiger, ald es jich bier zugleich Darum 
handelt, mehrfache, Küngft beftanvene und anerkannte Mißbraͤuche 
zu entfernen. 

Die Königlich Saͤchſſche Sinntörchlerung bat ſich daher Kraft 
ihres Oberaufſichtsrechts und Kraft ihrer Befugniß, auf dem Ver: 
waltungöwege die Innungsartifel von Zeit zu Zeit zu revidiren, 
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fie zu ändern, zu befchränfen over zu erweitern, bemogen gefeben, 
den gegenwärtig in Dresden verfammelten Ständen einen ſchon feit 
längerer Zeit entworfenen und vorbereiteten. Plan der Erricht- 
ung tehnifher Prüfungsbehörden für DERJERN: 
werfer zur Berathung und Begutachtung vorzulegen. 

Das offizielle Actenſtück, welches vie Grundzüge der beabſichtigt⸗ 
en Einrichtung und die Motive verfelben enthält, verbient wegen 
des allgemeinen Intereffed und der Wichtigkeit des Gegenſtandes 
die höchſte Beachtung und Anerkennung. 


88 lautet: 


Die einzuführenden Prüfungen bei den Bau— 
handwerfern betreffend. 


Je größer die Nachtbeile find, welche durch Unmiffenheit und 
Ungefchicflichfeit der Kategorie von Handwerkern, denen die Ent— 
werfung von Baupfänen und Ausführung von Bauten aller Art 
zugewiefen ift, der Natur der Sache nah für dad Gemeinmwefen 
ſowohl, als für das Eigenthum und ſelbſt die perfünliche Sicher⸗ 
heit der Privaten erwachfen koͤnnen, um fo mehr ift ſchon feit läng- 
erer Zeit die Nothwendigkeit fühlbar geworden, Mafregeln zu treff- 
en, wodurch das Publikum gegen die Benachtheiligung durch uns 
wiffende und unerfahrne Bauhandwerker mehr, ald durch eine bloſe 
Handhabung der Innungsverfaffung möglich, ficher geftellt werben 
fönne. Denn jelbft eine Abftellung der, insbeſondere bei den Baus 
hanpdwerferinnungen einzelner fleiner Orte vorfommenden groben 
Mißbräuche, ſowohl Hinfichtlich des Aufdingens der Lehrlinge, als 
namentlich Hinfichtlich ber Meifterrechts — Prüfungen, — wonach 
Zeute, Die weder lefen noch fehreiben Eonnten, ohne die vorgeſchrieb— 
enen Zeichnungen gefertigt zu haben, oder doch auf den Grund der 
ungenügenpften , vielleicht nicht einmal felbft gefertigten Riffe und 
Anfhläge, gegen Erlegung einer beftimmten Geldſumme zu Meift- 
ern gemacht worden find, und die Meijterrechtd ⸗-Ertheilung, be: 
günftigt durch den Umftand, daß die Landmeiſter an gewiffe Inn— 
ungen nicht gebunden find, und ſich daher am Tiebften dahin wend— 
en, wo fte ihren Endzweck am leichteften erreichen, ald Erwerbs: 
quelle der betheiligten Innungsmitgliever angefehen worden find, — 
würde dem Bedürfniſſe zu genügen nicht vermögen, da ed Sache 
ver Erfahrung if, daß noch zur Zeit eine große Anzahl von June 
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ungdmeiftern zum Theil in Folge jener Mißbräͤuche, auf einer fo 
niedrigen Stufe technifcher Ausbildung fteht, daß auch jelbit. eine 
unter gemiffenhafter Beobachtung ver artifelmapigen Erforbernifje 
vorgenommene Meifter-PBrüfung, ſchon megen der Individualität 
der Prüfenden Die zu wünfchende Garantie für eine fachverftändige 
und eingehende Beurtheilung ver. Befabigung des in Die Innung 
Einmerbenden nicht zu geben vermag. . 

Die Ueberzeugung von vieler Unzulänglichkeit der —— 
Meiſterrechts-Prüfungen mußte. daher eine veränderte Prüfungs— 
methode als ein dringendes Bedürfuiß erſcheinen laſſen. 

Schon die vorigen Stände brachten den Gegenſtand beim Land— 
tage 18'7/,, in Anregung und in der allerhöchſten Reſolution ad 
pet. 17. ver intercessional. gen. wurde in dieſer Beziehung zu 
erfennen gegeben, daß wenn es an Heinen Orten bei den Innung— 
en der Maurer=,und Zimmerleute an Meijtern fehle, welche vie 
erforderliche Gefchicklichkeit befüßen, Die zum Meiſterſtücke zu fert 
igenden Riffe und Anfchläge gehörig zu prüfen, folchen Innung- 
en aufgegeben werben folle, Niemand das Meijterrecht zu ertheil— 
en, der nicht vorber cine angemeffene Prüfung feiner Kenntniffe 
anderwärts, nad Befinden bei den Kunjt- Akavemieen in Dresden 
und Leipzig beftanden Habe. 

ALS fpaterhin im Jahre 1824 der Gegenftand bei ben Behörden 
wieder in Anregung gelangte, gieng. man ebenfalld davon aus, daß 
es erforderlich fei, neben den durch die Zunftverfaſſung vorges 
ſchriebenen Meifterprüfungen eine zweite von Staatswegen anzuord= 
nende Prüfung durch eigends beitellte Prüfungs-Commiſſionen ein- 
zuführen, die, wie fie einestheild dem Standpunkte der gewerblichen 
Bildung der Bauhandwerfer anzupajien, ſo anbererjeitd auf ſolche 
Grundzüge zu bajiren fein würden, daß dadurch ven, Betheiligten 
ein möglichft geringer Aufwand an Zeit und Geld erwachfe. 

Dabei ward jedoch nicht verfannt, daß die Anoronung von Prüf- 
ungen allein nur ald eine unvollftändige Maßregel jich harftelle, 
inſoweit nicht gleichzeitig den die Erlangung des Meiſterrechts be— 
abjichtigenden Bauhandwerkern das Mittel der entſprechenden Bes 
fühigung in ver Begründung. von Baugewerkfchulen, durd) deren 
Befuch jie ſich die nöthigen Kenntniffe zu erwerben im Stande feien, 
dargeboten werde. Nichtöpefloweniger wurden durch allerhöchftes 
Sperialrefeript vom 17. Februar 1830 die immittelft ausgearbeite— 
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ten Grundzüge für die Organifation zweier, vor ber Hand in 
Dresden und Leipzig Herzuftellenden Prüfungs = Gommiffionen ge- 
nehmigt, wenn ſchon die bald darauf eingetretenen Beitverbältniffe 
die definitive Ausführung des Plans verhinderten. 

Die Nothwendigkeit, diefen wichtigen Theil der Gewerbspolizei 
auf feſte Normen gebracht zu feben, hat indeſſen neuerlich wied— 
er Beranlaffung gegeben, auf bie frühern Vorarbeiten und Er: 
Ödrterungen zurisdzufommen und die vorhandenen Materialien einer 
nochmaligen forgfältigen Erörterung zu unterwerfen, zumal da vie 
ſchon Eingangs bemerkten IJnnungs-Mißbräuche und Ungebührniffe 
noch immer nicht vwollftändig zu befeitigen gewefen find, während 
andererjeit3 Die in den füniglich preußifchen Staaten beſtehende Ein— 
richtung, wonad nur geprüfte Bauhandwerker zum felbftftändigen 
Gewerbbetriebe zugelaffen, daher aber vie fächfifchen in ven Grenz- 
gegenden wohnenden Bauhandwerker von der Uebernahme von Ar- 
beiten Jenſeits der Grenze ausgefchloffen werben, während Diefjeits 
den Tractaten gemäß die Zulaffung preußifcher Bauhandwerker nicht 
verwehrt werden kann, Die Herftellung einer Reciprozität nicht 
minder wünfchenswerth für Das Interefje der Grenzdiſtricte erſchein— 
en laßt. Man überzeugte fich jedoch, daß ein entfprechender Erfolg 
ver dießfalls zu treffenden Einrichtung erft dann erwartet und von nur 
einigermaßen höheren Anforderungen erft dann ausgegangen werben 
fonne, wenn. wenigftend der erfte vollfländige Curſus an den feit- 
dem ind Leben geiretenen Baugewerkſchulen abgelaufen fein und 
dadurch einem Theile der Baugewerfe die Gelegenheit, fich eine 
wiffenfchaftlichere Befähigung und die zum Beftehen einer auch nur 
mäßige Forderungen flellenden Prüfung erforverlichen Kenntniffe 
anzueignen, geboten worden fein würde. 

Da nun diefer Zeitpunkt immittelft herbeigekommen ift, jo glaubt 
man mit der Ausführung des Vorhabens nicht länger anftehen zu 
dürfen, | 

Bei den hierbei feftzuftellennen Grundzügen kommt es zunäd 
auf die Frage an: Wer foll geprüft werden? Nach den in 
den Foniglich preußifchen Staaten beftehenvden Vorſchriften ſiud 
nächft den Gewerben der Maurer und Zimmerleute auch andere 
Bauhanpwerfer, die Brunnen und Röhrmeifter, die Mühlenzeug- 
arbeiter .ıc. der Bebingung des Beftehend der vorfchriftmäßigen 
Prüfung unterworfen. Es laßt fi auch das Zweckmäßige einer 
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folhen erweiterten Maßregel an ſich nicht verfennen; anvererfeits 
treffen jedoch Die der Einrichtung von Prüfungen zum Grunde 
liegenden polizeilichen Bedenken vornämlich ven. Handwerksbetrieb 
der Maurer und Zimmerleute; zudem ift e8 gerade der Zunftver- 
band diefer Claſſe der Bauhandwerker, welcher eine veränderte Ein— 
richtung in der zeitherigen Modalität der Meifter- Prüfungen nach 
den vermaligen hoͤhern Anforderungen an die Intelligenz und tech- 
‚nische Zuverläfiigkeit eines Baugewerken auch in pofizeilicher Hin 
ficht als Höchit ndthig motivirt, während zu einer Ausdehnung der 
vorfeienden Mafregel auf die nicht zünftigen Gewerbe ver Brunn- 
en- und Nöhrmeifter, ſowie ver Mühlenzeugarbeiter weder die be— 
ftehende Geſetzgebung noch das Bedürfniß in obigen Bejtehungen 
ein Anhalten gibt, beſonders da durch die Errichtung mittlerer 
Gewerbſchulen die Verbreitung mechaniſcher Kenntniffe auch rück— 
ſichtlich leztgenannter Gewerbe wefentlich gefördert werden dürfte. 
Hiernaͤchſt ift, als fich von felbft verftehend anzunehmen, daß, ſo— 
bald die neue Einrichtung ind Xeben getreten fein wird, alle Maus 
rer- und Zimmergefellen, melche Deeifter. werden wollen, ohne Aus— 
nahme der Prüfung fich zu unterwerfen haben werben, wogegen es 
unbillig fein würde, auch rückſichtlich derer, welche das Meifterrecht 
bereits erlangt haben, den Fortbetrieb des Gewerbes von dem Er— 
gebniffe einer nachträglich zu beftehenden Prüfung abhängig zu 
machen. Es würde vielmehr rüdjichtlich der ſchon im Beige des 
Meifterrechts befinvlichen Gemerbtreibenden Sache ihrer eigenen 
Entſchließung bleiben, ob fie fich ver Brüfung unterwerfen und da= 
duch den Credit ihrer Tüchtigkeit noch höher ftellen mollen oder 
nicht? Namentlich wird der Fall in der Nähe der preußifchen 
Grenze, zum Behufe der Befähigung, auch jenfeit? ver Grenze, in- 
fomeit dort nur geprüfte Bauhanpwerfer zugelaflen werden, zu ar= 
beiten, vorfommen koͤnnen. 

Anlangend ferner die Prüufungs-Behödrden, an welche vie 
betreffenden Bauhandwerker zu vermweifen fein werden, fo hat der 
Wunſch, dieſe Behoͤrden felbft allen Lanvestheilen möglichft nahe 
zusbringen und dadurch die Nothwendigkeit einer weitern Reife 
für "bie zu Prüfenden thunlichit zu -befeitigen, e8 am angemefjenften 
erfcheinen laflen, daß für jenen Kreisdirectionsbezirk eine, ſoweit aus: 
führbar, im Mittelpunfte des Bezirks befindliche Prüfungsbehörve 
beftellt werde. NRüdjichtlih der Bezirke ver Kreidvirectionen zu 
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Dresden, Leipzig und Budiffin kann e8 nicht zweifelhaft fein, daß vie 
gedachten Städte gleichzeitig ald Sig der Prüfungs :- Commifjionen 
zu bezeichnen feien, meil fie jich ihrer Lage oder doch ihren Ver— 
bindungen zu dem Bezirke nach, und megen der vorhandenen Ele— 
mente für die Brüfungsbehörven vorzugäweife dazu eignen. Es würde 
biernach wünſchenswerth fein, eine vierte Prüfungs = Behörbe in 
Zwidau zu errichten. Bei ven deßhalb angeftellten Erdrterungen 
hat man jedoch. vie Meberzeugung gewonnen, daß Ehemnig, woſelbſt 
die Gewerb> und Bangemwerkfchule, mithin vie Elemente der gemerb- 
lichen Bildung vorhanden find, und bei der Menge größerer Neu— 
baue dad Vorhandenfein höher befahigter Innungsmeifter, die zu— 
gleich als Mitgliever der Prüfungs: Behörden fungiren koͤnnten, 
am zuverläfjigften fich  vorausfegen läßt, vorzugsweiſe zum Sitze 
der Prüfungs-Behoͤrde ſich eigne. 

In Bezug auf die Zufammenjegung der Prüfungs-Behörven ſtellt 
ſich ſchon zur formellen Geſchäftsleitung und zu mehrer Begründ— 
ung der Autorität ver Prüfungs :Behörve, die Theilnahme einer 
obrigkeitlichen Berfon, welche die Function eined Vorſitzenden zu 
übernehmen haben wird, ald durchaus nothwendig var; es läßt fich 
auch nach Maßgabe der bisherigen Erdrterungen erwarten, daß vie 
am Site der Prüfungs- Behörden befindlichen Dbrigfeiten bei ver 
Wichtigkeit der Sache, und da ed ſich nur um ein in wenigen 
Tagen beendetes Gefchäft Handelt, der Mitwirkung bei dem Prüf- 
ungs-Inftitut in der obangegebenen Weife fih nicht entichlagen 
werden. Am wichtigften für das materielle Prüfungsgefchäft ift 
unbezmeifelt bei der durch die Erfahrung mit verhältnißmäßig felt- 
enen Ausnahmen bewährten Unzulänglichfeit der Innungsmeifter- 
Prüfungen und dem Mangel an Perfonen, welche Zuverläffigkeit 
mit technifcher Befähigung verbinden, vie Zuziehung : eines oder 
mehrer höher befähigter und ven betreffenden Innungen als Mit- 
glieder nicht angehdrigen technifchen Beamten. Nur hat ed nicht 
völlig fachgemäß gefchienen, viefelben bei ver Prüfung ausfchließend 
wirffam ſeyn und die. außerdem noch zuzuziehenden gefchidten Inn— 
ungdmitgliever nur ald Zeugen an ver Prüfung Theil nehmen zu 
laffen, da gerade vie praftifche Befähigung. der: zu Prüfenden von 
zuverläfjigen Innungsmitglievern am ficherften : beurtheilt. werden 
fann, während eine leviglich von Technifern ausgehende Prüfung 
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eine den Berhältniffen weniger. entſprechende, rein theoretiſche Richt— 
ung annehmen köonnte. 

- Aus diefen Gründen, und da namentlich an dem Sitze ver Prüf: 
ungs-Behoͤrden höher befahigte praftifche Innungsmeifter allent- 
halben vorhanden find, hat es für den Zweck der Sache richtiger 
geichienen, auch. den zuzuziehenden Innungsangehörigen und zwar 
im: der Art, daß zmwifchen ihnen und den adhibirten Theoretifern, 
wobei vorzugsweiſe auf die Lehrer an den Baugewerkichulen Rüd- 
ficht zu nehmen fein würde, jederzeit dad numerifche Gleichgewicht 
erhalten werde, eine unmittelbar. wirkfame Theilnahme an dem 
Prüfungsgefchäft einzuräumen, 

“ Die Zugiehung eined SProtofollanten wird ſchon um deswillen 
erforverlic), damit das Ergebniß der mündlichen Prüfung Behufs 
der darauf zu begründenden Genfuren = Ertheilung in glaubhafter 
Weiſe feſt ftehe. 

Anlangend Ort und Zeit der Prüfungen, ſo werden ſich in erſter 
Beziehung geeignete Localitäten in den bezeichneten Städten ver 
Anzeige nach ohne Beſchwerde ermitteln laſſen. Die Beitimmung 
der Zeit ift .dagegen davon abhängig, wie oft im Jahre überhaupt 
Prüfungen vorzunehmen fein werden; bei Beurtheilung dieſer Frage 
aber ift das bisher. durchſchnittlich ftattgefundene numerifche Ber: 
haͤltniß der Meifteriprüche bei den Maurer: und Zimmer: Innungen 
zu berückſichtigen geweſen. Nach den darüber vorliegenden Anzeigen 
bat die Zahl verjelben in ven resp. Bezirken der Kreisdirectionen 
zu Dredven bei ven Maurer= und Zimmer = Innungen zufammen 
etwa 13, in Leipzig 23 — 24, in Budiſſin 5— 6, im Bezirke der 
Zwidauer Kreidvireftion, wo die Durchſchnittszahl nicht genau be: 
zeichnet worden ift, jevdenfalld noch etwas mehr ald im Leipziger 
Bezirke jährlich betragen, 

Bei angemeffener Strenge ver Prüfungen wird ſich dieſe Zahl 
eher mindern als mehren, und es dürften hiernach zwei im Laufe 
des Jahres zu veranftaltende Prüfungen allenthalben ausreichen, 
welche, um nicht mährend des Sommers die Leute ver Arbeit zu 
entziehen,. im Frühjahre und Herbſte, in welche Zeit ohnehin bie 
gewöhnlichen Innungsquartale fallen, zu veranftalten und ver Ter: 
min einige Zeit vorhermbefannt zu machen fein. würde. 

: Die wichtigfte Frage ift die: worauf die Prüfungen ihrem ma— 
teriellen Inhalte nach zu richten, und in welches Verhältniß fie zu 
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den bisher üblichen Meifterprüfungen zu ftellen, ob jie neben oder 
anftatt verfelben anzuordnen feien, oder ob es rathſam und thunlich 
ſei, Beides mit einander zu vereinigen. 

Darüber kann man nicht zweifelhaft ſein, daß von der Ablegung 
einer praktiſchen Probe ver Meifterrechts = Befähigung: wegen der 
Schwierigkeit, dazu. jederzeit eine paſſende Gelegenheit zu finden, der 
dadurch nothwendig verurfachten Ausdehnung der Prüfungsgeichäfte 
und des damit für die Candidaten jelbft verbundenen Zeitz und 
Koftenaufiwandes abzujehen,. dagegen ‚aber. ein. glaubhafter. Nachmeis 
per erlangten Tüchtigkeit im praftiichen Handwerksbetriebe zu er— 
fordern, umd der legtere bei dem vorzunehmenden mündlichen Exa— 
‚men vorzugsmweile in’d Auge zu faſſen fein werde, 

Ebenfowenig fann man die Meifter- Prüfungen in dem bisher: 
igen Maße neben dem Eramen fortbeftehen laſſen, indem folches 
offenbar einen unnoͤthigen Aufenthalt der Meijterrechtö-Gewinnung 
und eine zweckloſe Erſchwerung verjelben zur Folge haben müßte 
Endlich war in’d Auge zu faffen, daß den Innungen das Recht der 
Meifterrehts = Ertheilung jevenfalld verbleiben und nur das 
Beſtehen der Prüfung als nothwendige Vorausfegung zur Geminn- 
ung des Meifterrechrd aufgeftellt werden folle, dergeftalt, daß wied⸗ 
erum nicht die leßtere, jondern, wie bisher, die Gewinnung des 
zunftmäßigen Meifterrechtg die Berechtigung zum felbftftandigen 
Gemwerböbetriebe ald Maurer = oder Zimmermeifter ertbeile, mithin 
beides, Prüfung und Meifterreht3=-Gewinnung in eine unmittelbar 
mitwirfende Verbindung zu bringen ſei. Es handelt ſich aber hier- 
bei um die Vorlegung, Beaufſichtigung und Begutachtung der als 
Grundlage der fpäterbin ftattfindenden mündlichen Prüfungen vor— 
zufchreibenven Prüfungsarbeiten, welche, wie ſchon zeither nach den 
Artikeln ver betreffenden Innungen, jo auch Eünftig in dem Ent— 
werfen eines Baurifjed und eind Bauanſchlags zu be 
ftehen Haben würden Ä 

Da die ganze Mafregel ihren Grund in dem durch langjährige 
Erfahrung begründeten Mißtrauen in das Verfahren mander Inn: 
ungen bei der Meifterrechtd = Extheilung hat, fo würde ed an fid 
wohl am vurchgreifendften geweſen fein, die Innungen bei Stellung 
und Beauffichtigung ver Aufgaben ganz auszufchließen, den zu Brüf- 
enden die am Orte der Prüfungs = Behörde unter fortwährender 
Aufficht ver Tegtern zu bewirkende Ausführung einer Zeichnung und 
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eines Anſchlags aufzugeben, und fomit ven Innungen unter gänz- 
lichem ‚Wegfall ver zeitherigen Meifter-Prüfungen nur ven Act ver 
Meifterrechtö - Ertheilung für den Fall der wohlbeftandenen Prüf- 
ung vorzubehalten. Und allerdings wird nad) ‚der bisherigen. Er- 
fahrung eine - richtige Auswahl. und Beurtheilung vorzulegender 
Meifterftüce auf Seiten mancher Innungen in Eleinen Stäbten oder 
auf dem Lande, bei der nievern Stufe der Intelligenz, auf welcher 
der größere Theil ver Bauhandwerker fteht, nicht zu erwarten jein. 
Anderntheils Hat aber nicht unerwogen bleiben fünnen, daß fchon 
bei den bisherigen Meifter-Prüfungen, da, wo fie mit: Strenge und 
Gewiffenhaftigkeit auf Seiten der. Innungen ſtattgefunden haben, 
die Entwerfung eined Riſſes und Anſchlags Wochen, ja Monate 
lang, vie Thätigkeit des Meifterrechts = Bewerberd in Anfpruch ge— 
nommen bat, und daß daher, wollte man darauf beftehen, die An— 
fertigung nur einigermaßen gründlicher Arbeiten am Orte ver Prüf: 
ungsbehoͤrde und bei viefer felbit vorzufchreiben, der. Zeit- und Koſt⸗ 
enaufwand für die zu Prüfenden fich mefentlich erhöhen müßte. 
Dazu kommt, daß, der gänzliche Wegfall: aller Goncurrenz ber 
Innungen bei ven Prüfungen, während die Ertheilung des Meijter- 
rechts an die Geprüften, ald eine, alled eigene Ermeſſen ausjchliep- 
ende zmwangsweife Verbindlichkeit der Innungen ihnen verbliebe, 
die Theilnahme der Innungen zur bloßen Formalität herabſinken 
laſſen, dad Anſehen verfelben in ven Augen ihrer. eigenen Gewerbs— 
genoffen auf eine: in anderer Beziehung bevenkliche Weife Herabjegen 
und dann die ganze Einrichtung um jo zuverlichtlicher mit dem 
Haſſe ver Innungsmitgliever zu Fampfen haben würde, ald damit 
zugleich eine, wenn auch durch ven Wegfall der zeitherigen Bemüh— 
ungen gerechtfertigte, aber voch für den Einzelnen empfinvliche Ent- 
ztehung erlaubter Emolumente an Schaumeiftergebühren und fonft 
verbunden fein würde. Deshalb und weil fich übervieß erwarten 
läßt, daß eine, gehöriger Controle unterworfene bedingte .Betheilig- 
ung der Innungen bei der Ausführung der Meifter - Prüfungsauf- 
gaben, zur Fefthaltung des Gefichtöpunftes beitragen werde, daß 
bei den einzuführenden Prüfungen mweientlich das praftifch Brauch— 
bare und Nothwendige zu berüdfichtigen fei, hat ed bei reiflicher 
Erwägung am zwedmäßigften gefchienen‘, eine Theilung der Meift- 
er-PBrüfungen zwifchen der Innung: und ver Prüfungs: Behdrbe ein- 
treten zu lajfen, vergeftalt, daß zwar die Stellung der Aufgaben 
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von der. Prüfungs-Behörve auszugehen hätte, die Beauffichtigung 

der am Drte der betreffenden Innung nachzulaffenden Ausführung 

des Broberiffed und Bauanſchlags aber und die erſte Beurtheilung 

der gelieferten Arbeit der betreffenden Innung verbleiben würde. 

Letztere hätte die Arbeiten, falls fie fich nicht ihrerſeits ſelbſt zur 

Zurückweiſung eined für untauglic erkannten Meiſterſtücks veran- 
laßt fünte, nebft einem begutachtenden Zeugniffe an die Prüfungs- 

Behörde einzureichen, mo jie dann anderweit geprüft und dem weit- 

ern mündlichen Gramen zum Grunde gelegt werden würden. Der 

Prüfungs-Commiſſion würde aber nicht nur die Befugniß einzu- 

räumen fein, ein von ver betreffenden Innung approbirtes Meifter-- 
ſtück demohngeachtet entweder ganz zurückzuweiſen, over die Anfert- 

igung anderer Aufgaben vorzufchreiben, jondern e8 würde auch die— 

felbe zu ermächtigen fein; da nöthig die Entwerfung eines ander: 

weiten, wenn auch nicht völlig auszuarbeitenden Riffes und An— 

ſchlags am Drte der Prüfung namentlich dann: aufzugeben, wenn 

bei zuläfig befundenen Meifterarbeiten gegründete Zweifel über vie 

Selbftverfertigung derſelben fich ergeben follten. 

Auf diefem Wege würde eine mehre Gleichförmigkeit in ven zu 
ftelenden Prüfungsaufgaben erreicht werden und doch dabei das 
erlaubte Intereffe ver Innungen thunlichft berüudfichtigt, die Prüfung 
felbft für den Einmwerbenden verhältnifmäßig erleichtert, im Allge— 
meinen aber den gegen die Concurrenz der Innungen zu hegenden 
Bedenken begegnet, ohne daß ver Zwed der Einrichtung als ge 
faͤhrdet zu erachten märe. 

Es kann übrigens hierbei nicht unerwähnt bleiben, daß mehrfeitig 
in Frage geftellt worben fei, inwieweit e3 den Verhaͤltniſſen ent-_ 
fprechend fein möchte, die Prüfungen ſchwerer oder leichter einzus 
richten, je nachdem ver Meifterrecht3-Bewerber in eine große Stadt, 
in eine Mittel- oder Fleine Stadt, oder auf das platte Land fich 
zu wenden beabfichtigt? Man gieng dabei von ver Voraudfegung 
aus, daß an den gewöhnlichen Landmeiſter, oder in Fleinen Skädt— 
en niedrigere Forderungen zu ftellen feien, ald an denjenigen, der 
präfumtiv jich mit größern ftäntifihen Bauten befchäftigen wird, und 
glaubte ein Anhalten hierzu in ver Vorſchrift der General-Innungs: 
artifel Gap. IH. $. 11. zu finden, wonach beim Einwerben aus 
einer Eleinen in eine größere Innung die Bertigung eines andern - 
Meiſterſtücks angeordnet werben Tann, 
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Bel weiterer Erwägung des Gegenftanves hat es jedoch entfprech- 
ender gejchienen, von einer Clafjification der Städte in Beziehung 
auf die Beſchaffenheit und größere oder geringere Strenge der Prüf: 
ungen, fowie dem dabei zu berüdjichtigenden Unterfchied in der Ar— 
beitöberechtigung der Stadt: und Yandmeifter, gänzlich abzufehen. 

In der That würde es fehr ſchwer fein, dabei eine feſte Grenze 
zu finden. Die bemerkte Glafjification paßt nicht anf die Beſchaff— 
enheit des Landes in baulicher Beziehung, da größere Bauten auf 
dem platten Lande fo gut als in Mittel- und großen Städten vor- 
fommen, abgefehen davon, daß alle Drte auf richtig conftruirte, folid 
und feuerfeft ausgeführte Bauten gleichen Anjpruch haben. Zudem 
würde eine Vorſchrift des Inhalt, daß ein nur für eine untere 
Claſſe geprüfter Meifter in größern Orten nicht arbeiten dürfe, 
ohne fich einem andermweiten Sramen unterworfen zu haben, in ver 
praftifchen Anwendung und Durchführung auf die größten Schwie= 
rigkeiten ftoßen. 

Da ſich jevoch auf ver andern Seite nicht verfennen läßt, daß, 
wenn zumal in der nächften Zeit der dermalige im Allgemeinen 
niedrige Standpunft der technifchen Intelligenz der Bauhandwerker 
bei ven Prüfungen noch zum Mapftab genommen werben muß, 
das Beftchen verfelben nur die Gewähr einer nothrürftigen Befäh— 
igung geben werde, wogegen in vielen Fällen dem Bauenden dar— 
an gelegen fein wird, zu mwiffen, ob dem betreffenden Meifter eine 
mehr-ald nur mittelmäßige Dualification beimohne, und ob ihm 
auch eine fchwierigere Arbeit mit Vertrauen übertragen werben 
fünne, fo bat in Ddiefer Beziehung vie Ertheilung ausführlicher 
Genfuren an die von der Prüfungd= Behörde approbirten Meifter 
als empfehlenswerth fich vargeftellt, indem durch eine derartige Ein— 
richtung der Prüfungs-Behörde Gelegenheit gegeben wäre, fich über 
die Tauglichkeit des Geprüften zur Ausführung größerer und wicht- 
igerer Bauten ausdrücklich mit audzufprechen und es folchenfalld dem 
Publikum überlaffen bleiben Fünnte, in der Wahl ver Handiwerks- 
meifter ſich vorzuſehen. 

Endlich die feſtzuſtellenden Prüfungsgebühren anlangend, 
ſo ſoll überhaupt nur eine mäßige Gebühr erhoben werden, nur 
zu dem Ende, um dadurch den Aufwand der Prüfung von einem 
Jahre zum andern zu decken. Im Voraus läßt ſich dieſer Betrag 
nicht beſtimmen, da ſich die nothwendigen Ausgaben theils für bie 
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nach. Befinden nöthige Ermiethüng, Heizung und Beleuchtung ver 
Localien, theils für die Remuneration: ver Mitgliever der Prüfungs— 
Behörven,. denen, da die Einrichtung Feine Lorale, jonverm eine den 
ganzen Bezirk betreffenve-ift, eine ganz unentgeldliche Leiſtung nicht 
angefonnen werden kann, erſt dann werden überſehen laſſen, wenn 
die Prüfungen eine Zeit lang werden beſtanden haben. Vorerſt 
wird man nur einen muthmaßlich ausreichenden Gebührenſatz mähl-- 
en, der aber in feinem Kalle ven Betrag von Fünf Thalern — — 
überfteigen, übrigens für alle Reh: des — —— zu 
normiten fein würde. 

Das Deputationsgutachten der erften aammer if arbhlentheils 
im Einverſtäͤndniß mit der Regierungsvorlage ausgefallen, und vie 
Kammer hat ſich, einverſtanden mit dem Inhalt des von der De— 
putation gefaßten Beſchluſſes für die Annahme des Geſetzentwurfes 
unter einigen dazu gemachten Zufägen einftimmäg erklaͤrt. 


Rückblicke auf die Fortichritte der Geſetzgebung und 
Verwaltung im Königreiche Sachen feit dem 
zweiten conftitutionellen Landtage. z 
(Nach der officiellen überfichtlichen Mittheilung, vor- 
getragen von, Sr. Excellenz dem Herrn Staatömi- 
nifter v. Lindenau, bei Eröffnung. des gegenwärt- 
igen dritten conftitutionellen Landtages, am Ir 
en November 1839.I *) 


Der zweijährige Zeitraunt, der gwifchen dem Ende des vorigen 
und dem Beginnen des jetzigen Landtags inne liegt, war durch 
Frieden von Auſſen und innere Thätigkeit ein wohlthätig beglück⸗ | 
ender; ruhig und ungeftört Eonnten vie Beichlüffe der lezten Ständ— 


*) Anmerfung des Herausgebers. Bon Sachſen kann man 

mit voller Meberzeugung fagen, daß in der. furzen Zeit feiner conftis 

‚tutionellen Entwidlung für die Berwirflihung feiner. Berfaffung mög- 

lichſt Vieles gefchehen it. Die zufammenfaffende Betrachtung bes 

Geſchehenen und der darin rückhaltslos ausgeſprochenen Geſtnnung 

König Friedrich Aug uſts und ſelner Minifter für das Beſte des 
wu 
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everſammlung zur Ausführung. gebracht, Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung immer mehr vervollſtaͤndigt und vervollklommnet werben, 
während im. ganzen Lande und unter allen. Klaffen ver Staatd- 
bürger ein reges, gewerbliches Leben ſich entwickelte, was das 
Gluͤck und den Wohlſtand des Koͤnigreichs immer feſter zu begruͤnd⸗ 
en und zu befoͤrdern verſpricht. War das Streben der letzten Jahre 
vorzugsweiſe nach materiellem Vorwaͤrtsſchreiten gerichtet, fo iſt doch 
auch das Geiſtige nicht vernachläſſigt und. für Univerfität, Kirche 
und Schule nach Kräften geſorgt worden. ' 

Mit wenig Ausnahmen haben im ganzen Lande die Volksſchulen, 
ach dem: Gefeg vom Juni 4835, eine neue und befiere Geftaltung 
erhalten‘, während durch. bie Errichtung eines neuen, auf 60 — 70 
Zöglinge berechneten Schullehrer-Seminard zu Grimma die Mittel 
zur Bildung tüchtiger Schullehrer einen dem vorhandenen Bedürf⸗ 
niß entiprechenven Zuwachs erhielten. 

Die durch eine Verwilligung des legten Landtags ermöglichte 
wichtige Maasregel, den Superintenvdenten für ben Wegfall des 
größten Theils ihrer Gebühren ein ſeſtes Dienfteinfommen zu ge= 
währen, ift zur Ausführung gebracht ud dadurch eben fo fehr das 
Anfehen und die mwürbige Stellung diefer Männer, als das Beſte 
der dadurch von einer oft drückenden Leiſtung befreiten Gemeinden, 
begünſtigt worden. | 
Durch angemefjene Berorbnungen über die Ausführung des Par 
ochialgeſetzes, über die Begründung einer Penſionscaſſe für Predig- 
er-Witrwen und Waifen, über Erläuterung des Volks⸗Schulgeſetzes, 
über Beſchraͤnkung des Begräbniß= Aufwandes, über eine zweckmaͤß⸗ 
igere Einrichtung der Cireular⸗Predigten und durch eine wuͤrdige 
Feier des 300jährigen Reformationsfeſtes, hat ſich die lebendige 
Theilnahme des Staats an Kirche und Schule beurkundet und deſſen 
Furſorge für deren Gedeihen bethätiget. Ä 
BEE | 

Landes ift für alle Sachen vie ficherfte Bürgfchaft, daß au) bie 
Ergänzung des noch Fehlenden erfolgen werde. Sachſen zeigt, was 
eine weiſe und wohlwollende Regierung mit pflichtgetreuen Ständen 
vermag, die würbige Glieder find in der ſchönen Kette, die König 
und Volk, Regierung und DBaterland umfchlingen, und welche, erfüllt 
yon der Wichtigkeit ihres Berufes, die Staatsregierung in ihren 
weiſen Beflrebungen unterftügen, und jo die vertrauensvolle Liebe 
eines münbigen und freien Volks zu feinen Regenten eultiviren. Und 
as ift ver wahre Segen Eonftitutioneller Regierungen. 
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Unter allen induſtriellen Unternehmungen dev neuern Zeit nimmt 
die nun vollendete und mit vorzüglichem Erfolg ind Leben getret- 
ene Eiſenbahn von Keipzig nach Dresden unftreitig den erften Rang 
ein und gereicht durch die Großartigkeit der Anlage und deren rafch 
gelungene Ausführung ſowohl dem Baterlande überhaupt, als der 
Betriebfamfeit und Intelligenz der Unternehmer, wahrhaft zur 
Ehre. 

Nicht blos zwifchen den beiden Kauptftänten, fondern im ganzen 
Lande, ift durch dieſes zeiterfparende Verbindungsmittel der Per— 
fonenverfehr bei weitem erleichtert, vermehrt und find Berührungen 
hervorgerufen worden, an die man früher nicht dachte. Allemal 
werden die Vortheile diefer neuen Benugung einer unbefchränkten 
Kraft für das Beite der bürgerlichen Gefellfchaft die überwiegenden 
feyn, wenn auch vielleicht Hier und da durch veränderte Art und 
Richtung des Verkehrs einzelne Intereffen verlegt werben. 

Die. Verlängerung der füchjifchen Eifenbahn nah Magveburg 
fihreitet fo rafch vorwärts, daß deren Beendigung bereitd im Laufe 
des Fünftigen Jahres und dann ein noch erhöhtes ———— Leb⸗ 
en für die unſrige zu erwarten iſt. 

Da der Wohlſtand des ſaächſiſchen Landes und feiner Bewohner 
weſentlich mit vom Gewerb⸗ und Fabrik-Betrieb abhängt und dieſ— 
er gegen Verkümmerung und Verfall nur durch beſtändiges Vor: 
mwärtöfchreiten zu verfichern ift, fo wurde auf eine allgemeinere und 
höhere technifche Bildung der heranwachlenden Jugend Durch Be- 
günftigung und Vermehrung ver Sonntags-, Gewerbs-, Bau= und 
Klöppel= Schulen befondere Sorgfalt verwendet; am Fünftigen Er— 
folg diefer Maßregeln ift nicht zu zweifeln, da der dargebotene Un— 
terricht in der Bildſamkeit und Gelehrigfeit des ſächſiſchen Volks 
regen Anklang findet. 

Zum erhöhten Gebeihen ver füchfifchen Landwirthichaft trägt das 
wobhlthätige Wirken des Frohnabldfungsgefeges, ſowie Die neuer. 
dings ind Leben getretenen größern lanvwirthfchaftlichen Berfamm- 
lungen, verbunden mit den auf Vervollfommnung des landwirth— 
ſchaftlichen Betriebs ausgefegten Pramien, wejentlich bei. Ueber 
das ungeftörte Vorwärtsfchreiten der Ablöfungen, Gemeinheitätheil- 
ungen und Grundftidd-Zufammenlegungen ift in den Leipziger Zeit: 
ungen von Zeit zu Zeit Nechenfchaft abgelegt worden, und der bis 
über zwei Millionen Thaler angeftiegene Betrag der audgegebenen 
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———— beurkundet den weiten —— der bereii gelungenen 
Abloͤſungen. 

Jedenfalls muß die — der — endwirth⸗ 
ſchaft und die Vermehrung der landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe vor: 
zugsmeife das Beſtreben des Staats, wie ded Einzelnen ſeyn, da 
‚Die verminderte Einbringung fremden Getreided eben fo wichtig, als 
ver Ackerbau überhaupt, wenn auch nicht Die reichfte, noch vie id 
erfte Duelle des Nationalwohlſtandes ift. 

Die Handelsecriſis des Jahres 1837 Hat allerdings auch für 
Sachſen empfindliche Folgen gehabt, die jedoch, Dank ſey es der 
umſichtigen Vorſicht des. ſächſiſchen Fabrik: und Handelsſtandes, nicht 
ſo ſtoͤrend und tief eingreifend, wie anderwäͤrts, waren. Wenn einige 
Fabrikzweige, namentlich die der Bänder und der Baummollen- 
fpinnerei, jich noch jegt in einem leidenden Zuftande befinden, jo 
haben dagegen die; ſächſiſchen Produkte aus Seine, Kein, Schaaf- 
und Baummwolle, deren Appretur und Bleihe, an Umfang und 
Vollkommenheit gewonnen, und das günftige Ergebniß der legten 
Leipziger Mefle, verſpricht unfern fait übervölkerten Fabrifgegenven 
Arbeit und Verdienſt für nächften Winter. 

- Lüht es fich nicht verfennen, daß die im Lauf der letzten Jahre 
überhäuften und überſpannten Actien-Unternehmungen für viele dar— 
an Theilnehmende empfindliche Verluſte herbeiführten, ſo gebührt 
dieſen Vereinigungen doch allemal das große Verdienſt, die gewerb⸗ 
liche Technik beforvert, große Unternehmungen ermdglichet, bedeut⸗ 
ende Gapitalien gemeinnügig gemacht und den arbeitenden Klaffen 
veichlichen Verdienſt gewährt zu haben, jo daß es lebhaft gewünſcht 
werden muß, der Mißbrauch möge dem ferneren nüglichen Gebrauch 
dieſes Fraftwollen inpuftriellen Hebel nicht Hinverlicd werben. Die 
im DBerwaltungsweg verfuchte Ausbildung dieſer Gefchäfte fcheint 
den Wünfchen der, Betheiligten im. wejentlichen entfprocdhen ‘und 
fomit die Nothwendigkeit gejeglicher Vorfchriften für jet befeitiget 
zu ‚haben. Durch die feit dem legten Landtag erlaffenen Admini- 
ſtrativgeſetze, 

über die Wahl der Vertreter. des Fabrik: und Sandelöftandes, 
die bürgerlichen Berhältniffe ver Juden, . 

Lotto und Lotterie, 
Aufhebung des Bier- und Vabldpangen 
Landgemeindeordnung, 
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über Errichtung von Geldbanken, 

= Drganifation der untern Medicinalbehörven, 

= Erwerbung von Bauerngrundftüden, 
ift Die gefammte Verwaltung weſentlich vervollftändiget und fomit 
den Beitimmungen der Berfaffungsurfunde Genüge geleiftet worben, 
Die Refultate fcheinen zwedentfprechend und wohlthätig für die beff- 
ere Geftaltung der bürgerlichen Verhältniffe zu wirfen, wenn auch 
freilich die Zeit der darüber gemachten Erfahrungen noch zu kurz 
ift, um ein beflimmteres Urtheil füllen zu Eönnen. 

Dad nach vollenveter Kataftration mit dem Aften Auguft 1839 
vollftändig zur Ausführung gekommene neue Brandeaſſengeſetz läßt 
Hoffen, daß die in ven letzten Jahren eingetretene weſentliche Ver— 
minberung der Brandcaffenbeiträge auch ferner fordauern wird. Lieb: 
er die mehrfeitig gewünfchte Ausdehnung der Verficherung auf den 
vollen Werth der Gebäude wird dem Landtag eine Vorlage gemacht 
werden. Die beantragte Begünftigung ver inländiſchen Pferdezucht 
iſt Durch Erweiterung der Befchälanftalt, Vermehrung der Vefchät- 
ftationen und GErtheilung von Prämien beabjichtiget und bezweckt 
worden. | 

Das für die minder bemittelten und arbeitenden Klaffen fo mohl- 
thätige Inftitut der Sparcaffen findet einen immer mehr zunehm- 
enden Anklang im Lande, und wenn, auffer den Hauptſtädten, der— 
en neuerdings auch zu Chemnig, Plauen, Pirna, Hain, Meißen 
und Leifnig errichtet wurven, fo fann der Menfchenfreund nur 
wünfchen, immer allgemeiner eine Einrichtung verbreitet zu ſehen 
mittelft der ein Geift der Orbnung und der Sparjamfeit entwickelt 
und eine. Beihülfe für Zeiten der Krankheit, des Alterd und ver 
Verdienſtloſigkeit gewährt wird. 

Ein lange Jahre ſchwieriges und durch einen mit dem Kaufe 
Schoͤnburg im Oktober 1835 abgefchloffenen Vertrag feflgeftelltes 
ftaatörechtliches Verhältniß ift erft neuerdings infofern zur völligen 
Ausführung gefommen, ald den dortigen Receßunterthanen für vie 
durch erftern eingetretenen neuen Abgaben-Verhältniffe, mittelft ver 
aus den Staatökaffen zugeflandenen Renten, eine angemeffene Ent- 
ſchäͤdigung gewährt wird, 

Die im October 1836 ergangene Verordnung über Verwaltung 
der Preßpolicei hat durch die fpätere vom December 1838, nach 
Maßgabe ver ftänvifchen Anträge, mehrere Nachträge, Erläuter— 
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ungen und Abänverungen erhalten. Ein Prefgejeg im Sinne des 
$. 35. der Berf.Urf. und der bumdesgefeglichen Vorſchriften und, 
wenn thunlich, ein zweites, damit im nahen Zuſammenhang ſteh— 
ended, über den Schuß des Eigenthums an Werfen der Wifjen- 
[haft und Kunft gegen Nachdruck und Nachbildung wird dieſem 
Landtag vorgelegt werden. 

Unfere Zandeöverjorgungdanftalten haben durch die Bermilligung- 
en des legten Landtags einen werthvollen Zuwachs gewonnen; vie 
für Spatencultur bejtimmte Waifenanftalt zu Groshennersdorf ift 
vollftändig und die verfchiedene Zwecke in fich vereinigende Landes— 
anftalt zu Hubertusburg im MWejentlichen zur Ausführung gebracht 
und wir dürfen von biefen ver Bildung, Heilung und Pilege Ver— 
fafjener, Kranker und Armer zunächft gewinmeten Anftalten Wohl- 
thätiged mit Zuverficht erwarten. 

Die gefammte Finanzverwaltung Hat im Laufe viefer Finangper- 
iode ihren geregelten und ungeflörten Fortgang genommen, und bie 
bereit3 früher in Ausführung gebrachte Umgeftaltung des indirecten 
Abgabenweiensd und der Perjonalabgaben hat fich fortwährend als 
zweckmäßig bewährt. Die Nüglichkeit des großen deutſchen Zollverbands 
tritt mit deſſen Fortdauer immr mehr und mehr hervor. Durch ein- 
en mit den Regierungen von Hannover, Oldenburg und Braun- 
ſchweig abgejchloffenen Vertrag find mehrere flörende Ginwirkungen 
auf deflen finanzielle Ergebniffe befeitiget und die Verfehrö-Verhätt- 
niffe mit dieſen Staaten erleichtert und befördert worden. Der Ab- 
ſchluß eines Handelsvertrags mit der niederlandifchen Regierung hat ven 
erjten Beweis geliefert, daß die im Zollverband vereinigten Regier- 
ungen nunmehr im Stande jind, ihre Verfehröbeziehungen mit auß- 
erdeutichen Staaten im Vertragswege zu ordnen und zu erweitern. 
Das am legten Landtag mit den getveuen Ständen berathene Zoll: 
gefeg ift nebft dem Zoll- und Gteuerftrafgefeg erlaſſen und ge— 
wiflenhaft in Anwendung gebracht worden. 

Mit Veräußerung. ver dazu beſtimmten Domainen ift eben fo, 
wie mit Ablöfung der auf der Staatscaſſe haftenden Berpflichtung- 
en und der auf dem fiscaliſchen Grundeigenthum ruhenden Berecht- 
igungen und Befugniffe thätig fortgefahren und damit der jo wünſch— 
enöwerthen Vereinfachung ber Berwaltung immer I getreten 
morben. 

Die Ablöfung und Regulirung der Privatgleite ift dem Schluffe 
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nahe; die mehreren Inſtituten zugebilligten Erleichterungen bei der 
Schlachtſteuer, ſo wie die für vormalige Trankſteuerbefreiungen auf 
die Staatscaſſe übernommenen jährlichen Zahlungen, find, mit wen— 
igen Ausnahmen, durch Gapitalabfindungen befeitiget; die Ablöf- 
ung der für den aufgehobenen Bierzwang zu zahlenden Renten tft 
in vollem Gange. 

So verſchwinden ohne Rechts- und Eigenthums-Verletzung nad 
und nach alle, die Einheit und Gleichheit der Finanzverwaltung 
ſtörende Vorrechte, und wenn erſt, nach der nicht mehr ſehr fern— 
en Vollendung der Vorarbeiten zu dem neuen Grundſteuerſyſtem 
und der Grmittelung des fleuerfreien Grundeigentbumd, auch vie 
“bei der Grundſteuer ftatt findenden Freiheiten durch deren Ablbſ— 
ung, nach den bereitö feftftehenden Grundſaͤtzen, ihre Erledigung er⸗ 
halten werden, fo wird dann mit vollem Grunde behauptet werben 
fonnen, daß die Beſtimmungen der 88. 37, 38, 39, der Verf.Urk. 
vollftändig verwirklichet worden find. 

Die Abzahlung der Staatsfhulden nimmt, nah Vorſchrift der 
feitftehenden Schulventilgungspläne, ihren geregelten Fortgang, und 
der Gredit des füchfifchen Landes möchte durch den irgend eined 
andern Staated wohl nicht übertroffen werben. 

Neben den nicht unbeträchtlichen aufferorventlichen Zahlungen, 
welche die Befeitigung der vorgevachten Berechtigungen erheifchte, 
fehlt es den Staatöcaffen nicht an den erforverlichen Mitteln, um 
den betretenen Weg zu verfolgen, alle Verbindlichkeiten auf das 
Pünftlichfte zu erfüllen und zu neuen Anlagen und Berbefferungen 
die erforvderlihen Summen zu gewähren; auch wird dieſer Zuftand 
der Gafjen es thunlich machen, dem Lande durch Fünftige Exheb- 
ung ber Abgaben im 14 Thalerfuße, mit geringen Ausnahmen ohne 
Agiovergütung, eine wefentliche Erleichterung zu gewähren. 

Durch den Abſchluß einer Münzconvention im Zollverein ift der 
Mebergang zu einem veränderten, längfigewünfchten Münzfyiten vor= 
bereitet worden, und ed werben die deshalb vorzulegenden vier Ge— 
fege, in Verbindung mit dem, was durch das Gefeg vom 8. Januar 
1838 und im Verwaltungdwege vorgefehrt wurde, die Ueberzeug- 
ung gewähren, daß dieſe wichtige Maßregel, wenn aud mit nicht 
unbedeutenden Geldopfern, doch ohne wefentliche Störung des Ver—⸗ 
kehrs, in möglicht Eurzer Zeit durchzuführen feyn wird. 

Konnte. man ſich im Laufe der vorjährigen Münzverhanplungen 
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über die Annahme eines gleichfürmigen Maaßes und Gemichtes 
nicht vereinigen, fo wird fich Die Regierung dadurch nicht abhalten 
Laffen, über ein, auf die Baſis des neuen Zollpfundes zu begründ- 
ended rationelles Maaß- und Gewichtäfyftem dem Landtage eine 
Mittheilung zu machen. 

In Veranlaſſung dev ſtändiſchen Wünfche foll die Salzregie einer 
veränderten Einrichtung unterworfen, dabei die zeitherige Ungleich- 
heit in ven Anfuhrlöhnen des Salzes, mit einer Einnahmevermind⸗ 
erung von mehr als 30,000 Thlr., befeitiget und darüber ein Ge- 
fe vorgelegt werben. 

Die immer zunehmende Lebhaftigkeit des Verkehrs erheifcht eine 
befonvere Aufmerkfamfeit auf den Bau und die Unterhaltung ver 
Straßen, und es wird mit den dazu in Anfpruch genommenen be— 
deutenden Mitteln nicht andzureichen, fondern ein Gefeh zu bevath- 
en feyn, wie dem Ruin der Ehauffeen vorgebeugt werden kann. 

Haben lange Jahre des Friedens günftige Verhältniſſe für Ader- 
bau, Kandel und Gewerbe, verbunden mit einer umſichtig forgfam- 
en Verwaltung, das Gedeihen der füchfifchen Finanzen begründet 
und. erhöht, jo glaubt vie Regierung dieſen Zeitpunkt auch für die 
Beförderung der Kunft benügen und eine Verwilligung für die Er— 
bauung eines Theaters, deſſen Bedürfniß längft fühlbar geworben 
war, fo wie auch eine? Muſeums beantragen zu müflen, was dazu 
beftimmt ift, einigen ver vorzüglichften vaterländifchen Kunftfchäge 
eine beffere und würdigere Aufbewahrung und Aufftellung zu ges 
währen, ald dies gegenwärtig. der Fall ift. 

Keine Gelegenheit ift verfaumt worden, um die mit auswärtigen 
Regierungen beftehenven freunpfchaftlichen Verhäftniffe zu erhalten 
und bei fich darbietender Gelegenheit neue anzufnüpfen. WBorzugs- 
weiſe wurden Die bieöfeitigen biplomatifchen Agenten benugt, um 
;bei jever Veranlaffung die Intereffen biefiger Unterthanen zu ver- 
treten und geltend zu machen; durch vie bereitö erfolgte Errichtung 
von Gonfulaten zu Paris und Neuorleand und die befchloffene zu 
Amſterdam, Rotterdam, Livorno und in der Schweiz werben bie 
Handelsbeziehungen hieſiger Staatsbürger zum Auslande gefichert 
und erleichtert. Beſonders war man auch neuervings bemüht, vie 
ſchwierigen Verhältniffe wegen gegenjeitiger Uebernahme der Aus- 
gewiejenen durch neue Gonventionen und zweckmaͤßige Umgeftaltung 
per bereits beftchennen mit mehreren deutſchen Bundesſtaaten in 
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einer Art zu ordnen, die den zeither nicht immer zu vermeidenden 
Zweifeln und Irrungen vorzubeugen verſpricht. 

Für ein Land wie Sachſen, was durch die immer —* 

Ausdehnung ſeines Handels und ſeiner Producte nach und nach mit 
allen Theilen ver Welt in Beziehungen tritt, find zahlreiche viplo= 
matifche Verbindungen zum Schuß und zur Gmpfehlung feiner 
materiellen Interefien eben ſo wichtig, als unentbehrlich, und bie 
Regierung glaubt, jich des Erfolgs ihrer desfallſigen Bemühungen 
erfreuen zu fonnen, da der fachliiche Kaufmann und Fabrifant 
überall, eine ehrende Anerkennung findet. 
Das wichtigſte Refultat des vorigen Landtags — das Griminal- 
geſetzbuch — wurde, nady veffen enplicher Mevaction, im purchgäng- 
igen Einverſtändniß mit der dazu befonders nievergefegten ſtaͤndiſch⸗ 
en Deputation, unter dem 30. März vorigen Jahres zur Publikation 
gebracht; gleichzeitig find die Geſetze über einige Abänvderungen in 
dem linterfuchungsverfahren und das Forfiftrafgefeg in das Leben 
getreten, auch einige ſonſt hierbei von den Ständen gemachte An— 
träge durch die Verordnung vom 27. April 1838 erlediget worden. 
Zu Beleitigung der bei Einführung neuer gefegliher Beftiinmungs 
en und deren Anwendung auf frühere Berhältniffe und bereits an— 
bangige Rechtsſachen unvermeivlichen Schwierigkeiten, wurden durch 
gleichzeitige Verordnung einige tranfitorifche Beſtimmungen getroff- 
en, und bei der rühmlichen Sorgfalt und Genauigkeit, womit bie 
rechtfprechenden Behörden in den zu ihrer Enticheivung gelangten 
Unterfuchungen die BVerhältniffe der altern und neuern ſtrafrecht— 
lihen Beitimmungen zu einander und die hiernach eintretende An— 
wendung der einen oder andern, im concreten Falle, beurtheilt und 
ermejien haben, find feine aus dem Zufammentreffen dieſer verfchien- 
enen gefeglichen Beftimmungen hervorgehende Mebelftände wahrzu- 
nehmen geweſen. Aus ähnlichen Rückſichten ift das Maaß der 
beim Erſcheinen des Geſetzes bereits in Vollzug geſetzten Strafen 
für die in den Strafanſtalten befindlichen Sträflinge einer genauen 
Erwägung und Prüfung unterworfen und bei deren zu großem 
Mipverhältnig zu den neuen Strafbeftimmungen im u; der Be- 
gnadigung nachgeholfen worden. 

Zur befondern Genugthuung muß es gereichen, daß das Crimi⸗ 
nalgeſetzbuch auch im Ausland Anerkennung gefunden hat und in 
dem nachbarlich⸗befreundeten Großherzogthum Sachſen⸗Weimar faſt 


— 238 — 


ohne alle Modification bereits angenommen und eingefuͤhrt worden 
iſt, während, nach .officiellen Mittheilungen, von einigen ‚andern 
Nachbarſtaaten Gleiches beabjichtiget wird. 

Auch die übrigen auf Verbeſſerung der Rechtspflege gerichteten 
und mit den Ständen verabjchiedeten Gefege: namentlich 

„dad. Berfahren bei Vollſtreckung gerichtlicher Entfcheinungen 

und 

„dad Berfahren bei Streitigkeiten über ganz geringe Forder— 
ungen betreffend,’ 
wegen Zufammenfegung der Behörve zu Entjcheivung von Com— 

petenzzweifeln in hoͤchſter Inſtanz und dem Verfahren dabei, und 
wegen einiger andern am lebten Landtag zur Sprache gebrachten 
eingeinen Gegenftände ver Rechtspflege, werben den getreuen Ständ- 
en Gefeßedentwürfe vorgelegt werben, 

Auch die Bearbeitung ded Gefeßed über das Verfahren in Un— 
terfuchungsfachen ift fo weit vorgefihritten, daß deſſen Vorlage noch 
im Laufe des gegenwärtigen Landtags erfolgen koͤnnte. Infofern jedoch 
deſſen Umfang einen großen Aufwand von Zeit und Mühe bei deſſen 
dermaliger Ianptäglichen Prüfung und Berathung verurfachen müßte, 
und bei dem dringenden alljeitigen Wunfch, die diesmalige, ohnedies 
Schon mit fo vielen und wichtigen Gegenftänden befchäftigte Ver— 
fammlung nicht allzu lange dauern zu laffen, erachtet ed die Reg: 
ierung für angemeflen, daß eben fo, wie es bei der Vorlage des 
Griminalgefegbuchs geihah, die Stände im Laufe ded gegenmwärtig- 
en Landtags Deputationen wählen, welche in der Zwiſchenzeit von 
- biefem bis zum folgenden Landtag den Entwurf prüfen und der 
näcften Stänveverfammlung Bericht darüber erftatten, 

Sp. ſehr man ed gewünfcht hätte, dem gegenmärtigen Landtag 
einen Gefeßedentwurf über die Benugung fließender Gewäſſer vorleg: 
en zu können, fo hat doch die Befeitigung ver Schwierigkeiten über 
die dabei anzunehmenvden Grundfüge noch nicht gelingen wollen: 
denn ein Gefeh, was dazu beftimmt ift, 

„die freie Benutzung ver Gemäffer zu BANNER: ohne anderer 
Seits die Freiheit zu befchränfen” 

„eine größere Gemeinnüßigfeit fließenver Gewäffer im Intereſſe 
der Staatswirthſchaft herbeizuführen, ohme erworbene Rechte und 
die im Vertrauen auf das Beftehende mit Aufwand gemachten 
Anlagen zu beeinträchtigen" und 
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„bie aud der doppelten Natur des Waffers, als treibende und 
producirende Kraft, hervorgehenden fehr verfchiedenartigen Privat: 
und flaatöwirthfchaftlichen Intereffen gegen einander abzumägen 
und zu verfchmelzen,’ 

ein ſolches Geſetz erforbert zu einer befrienigenden Bearbeitung zu 
viele. ſpecielle Erfahrungen und Erdrterungen, um in dem Eurzen 
Ziwifchenraum eined Landtags zum andern vollendet zu werden. 

Die feit dem legten Landtag and dem Kriegs-Minifterium er- 
gangenen drei wichtigen Gefeße, 

„des erften Theild der Ordonnanz,“ 

„des über Militair-PBenfionen” und 

„des Milttair-Strafgefegbuches,” 

Bilden, ‚nebjt dem im Jahre 1834 erichienenen Geſet über Erfüllung 
der Militairpflicht, den vorzüglichſten Theil ver geſammten Mili— 
tairverwaltung und. haben im Weſentlichen ven Kreis der Militair— 
Gefeßgebung befchlofien. Wenn ver in ver Ordonnanz ausgeſproch⸗ 
ene Grundſatz, daß alle Naturalleiſtungen aus der Kriegscaſſe ver: 
güter werben follen, dem Rechtsprinzip der Abgabengleichheit ent= 
ſpricht, und für Stadt und Land eine große Erleichterung gewährt, 
fo ift durch den neuem Militair-Strafcoder und das Militair:Ben- 
fiondgefeg eine Uebereinftimmung mit ber in beiverlei Beziehung 
beftehenvden bürgerlichen Gefeggebung bezweckt worden, wie der An- 
fpruch des Wehrſtandes auf gleiche ftaatsbürgerliche Rechte und 
Pflichten folche erheifcht. 

In Beranlaffung der neuen Ordonnanz find in allen Infanterie— 
garnifonen Gafernivungsanftalten eingerichtet worden, und in den 
übrigen mit Gavallerie belegten Garnifonen ift die Unterbringung 
der Mannfchaft und Pferde durch Cinmiethen bei ven Hausbefiß- 
ern ohne Anftoß erfolgt, und dadurch das läftige Servis-Rechnungs- 
mefen in ven Garnifonsftädten gänzlich befeitigt worden. 

Auf Ausbreitung und Ermunterung der inländijchen Pferdezucht 
wird durch Pferbeauffäufe zur Armee im Lande thunlichft Hinges 
wirft, . 

Der. bei * legten Staͤndeverſammlung beſchloſſene Neubau eines 
Militairhofpitald in Dresven ift zur zweclmäßigen Ausführung ge 
fommen und ’entipricht dem vorhandenen Bebürfniffe. 

Trog der in ven letzten Jahren bebeutend geftiegenen Getreive- 
preife hat der für die gefammten Militairbedürfniſſe bewilligte Etat 
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zu deren Befriedigung nicht nur vollſtändig ausgereicht, ſondern 
auch einen nicht unbedeutenden Ueberfchuß gewährt: 

Die fo eben abgelegte Rechenfchaft über das feit dem letzten Land 
tag Vollbrachte belegt dad DBeftreben der Regierung, alle das Ge- 
fammtwohl bezwedenden landtäglichen Anträge und Beichlüffe zur 
gelungenen Ausführung zu bringen. Allein tro& des vielen be: 
reits Gefchehenen geht doch auch gleichzeitig aus dieſer Darftell- 
ung dad Ergebniß hervor, daß noch immer im Staatshaushalt 
manches nachzuholen und zu vervolfftändigen iſt. Darf ſich bie 
Regierung dad Zeugniß geben, daß eben jo, ' wie bei den lebten 
Landtägen, auch die dem jegigen zu machenden Vorlagen feinen and- 
ern Zweck Haben, ald die Grunpfäße der Verfaffungsurfunde immer 
meiter zu entwideln, Rechtöpflege und Verwaltung zu verbejfern und 
zu vervollfommnen, Glück und Wohlſtand des Landes und feiner 
Bewohner zu befordern und zu erhöhen, fo kann fie fich zu ſolchem 
Zwed der treuen Mitwirkung der verfammelten Stande gewiß im 
Voraus verjichert halten und mit Zuverficht hoffen, daß auch dieſer 
dritte verfaffungdmaßige Landtag das ſchoͤne Beifpiel geben werde, 
wie zur Grreihung bed Rechten und des Guten Regierung und 
Stände im Königreich Sachfen flet3 in fefter Eintracht vorwärts 
fehreiten. | Ä 
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Die neueſten Landtagsſtimmen aus Sachſen für 
die Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit. 


Schon auf den früheren Landtagen iſt die Aufhebung der Patri⸗ 
monialgerichtöbarfeit in Sachen befprochen, berathen, ja durch und 
durch Discutirt worden. Diele Mitglieder der zweiten, Kammer 
ftimmten ftet3 für die Aufhebung der Parrimonialgerichte. 

Daß diefe in der Abficht des Juſtizminiſteriums liegt, ift eine 
wohl verftandene Sache. Wie diefed jedes Jahr einige Steine aus 
dem alternden Bau der Juftiz zieht und einer durchgreifenden Vers 
änderung berfelben überall vorarbeitet, fo auch Hat dieſes auf dem 
Zandtage 1833 und auf dem Landtage 1836 Anträge auf eine neue 
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DOrganifation der Untergerichte und als Borbevingung dazu Anz 
träge auf Abgabe der Batrimonialgerichte an die Stände gebracht, 
Das Minifterium bat dabei ausführlich entwidelt, wie ed die Abs 
gabe der Pratrimonialgerichte für eben fo zweckmäßig als noth— 
wendig zur befjern Nechtöpflege anfehe, und daß aud) dieſe Maß— 
regel gegen die Gerichtäherren eine gerechte wohl "genannt werben 
koͤnnte, nicht aus Mißtrauen gegen die Patrimonialgerichte, fondern 
wegen der Gebreihen, die im Inftitute ſelbſt Liegen und nothwendig 
liegen müflen *). 

Es ift bevauerlich, daß die ſaͤchſiſchen Stände bereit auf zmei 
Zandtagen über tie bei der beabjichtigten Organijation der, Unter- 
gerichte im Lande an die Spitze gejtellte Vorfrage — Aufhebung 
oder Beibehaltung ver Patrimonialgerichte — ji zu vereinigen 
nicht vermochten. _ 

Erfreulich dagegen war es, daß eine auf Erleichterung ver frei⸗ 
willigen Abtretung hinzielende Miniſterial-Bekanntmachung vom 
26. April 1838 **), nicht ohne Erfolg blieb, indem eine nicht un- 
beveutende Anzahl von PBatrimonialgerichten an. ven Staat theils 
bereitö abgetreten, theils ihm angeboten worden if. Sah fi 
hierdurch die Staatsregierung bewogen, auf dem bisher betretenen 
Wege die freiwillige Abgabe auch noch ferner durch Einräumung 
zugelicherter Befugniffe zu erleichtern, Dagegen von einer Wieber- 
vorlage des Gefegentwurfed wegen Bildung der Uintergerichte auf 
gegenmwärtigem dritten conftitutionellen Landtage abzufehen; fo 
ift ed andererſeits ald eine die fortſchreitende Heberzeugung der Mehr- 
beit von den Uebelftänden der Patrimonialjuftiz bekundende Erz 
fheinung zu betrachten, daß nach dem Vortrage des Berichts ver 
erſten Deputation ***) dieſe in ihrer Majorität ſich veranlaßt fah, 
zu beflagen, daß eine Maßregel, wodurch allein eine gleichmäßige 





— 


*) Statt der vielen Schriften, welche die Literatur gegen die Patrimo- 
nialgerichte aufzumeifen hat, verweifen wir nur auf die eine: die 
Patrimonialgerihtsbarfeit in ihre,vem Gemeinwohle 
nachtheiligen Vernunft: und Rechtswidrigkeit. Bon 
einem Königl. Sähfifchen Juſtizbeamten. Leipzig. 1832. 

**) ©, das Gefeß- und Verordnungsblatt von 1838. 11 Stüf, Nr. 51, 
S. 367 f. 

**2) Vergl. Mittheilungen über die Verhandlungen des ——— u 
Kammer, Ar, 10 und 11 (1839,) 
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und vollfommenere Gerichts- und Nechtsverfaffung im Lande er- 
möglichet werben fünnte, — die Aufhebung der Patrimonialge- 
richtsbarkeit — noch fernerhin aufgefchoben werden ſolle. Da je— 
doch die Hoffnung gehegt werden darf, daß durch die fortgehende 
freiwillige Abtretung von Patrimonial- und Municipalgerichten 
an den Staat und die hierüber ſowohl, als über den Einfluß dieſ— 
er Frage auf die Geſetzgebung und Verfaſſung des Landes ſich 
immer erweiternde Erfahrung, die Bedenken und Beſorglichkeiten 
ſich mehr und mehr mindern und zerſtreuen werden, welche bis jetzt 
einer allgemeinen Maßregel geſetzlicher Aufhebung der Patrimonial⸗ 
und Municipalgerichte entgegengeftanden haben, jo hat eben dieſe 
Majorität der Deputation ver Kanımer vorgefchlagen: 

andermeit und im Vereine mit der erften Kammer einen Antrag 
an die hohe Staatöregierung um Wievervorlegung des Gefegent- 
wurfs, die Organifation der Untergerichte im Lande betreffend, auf 
nächſt künftigem Landtage zu befchließen. 

Eine Minorität von 14 Kammermitglievern wünfchte nicht, daß 
die Aufhebung der PBatrimonialgerichte wiederum beantragt werde, 
Doch wurde der Antrag derDeputation mit 57 Stimmen zum Kam: 
merbeſchluß erhoben. 

Gründlih und belangreih find die Abftimmungen, worin auch 
dießmal die geehrten Abgeoroneten v. Thielau, Eifenftud, ver 
in der Sache beftellte Referent Pr. von Mayer und der Abge 
ordnete Todt ihre Gründe wider das Patrimonialgerichtsweſen 
entwideln. Sie find für die Gefeßgebung und Gerihtdapminiftrat- 
ion von fo allgemeinem Intereſſe, daß wir fie als dad Reſultat 
einer gewonnenen befjeren Ueberzeugung Hier wörtlich folgen laſſen: 


Abjtimmung des Abgeordneten v. Thielau. 


„Ich Halte mich verpflichtet, mich, über den Gegenftand, wenn au 
nur mit wenig Worten audzufprechen, weil man vielleicht aus 
meinem Stillfchweigen jchliegen möchte, ich hätte meine Anfichten 
vom vorigen Landtage geändert, indbefondere da ich zu denen ge: 
böre, melde die Batrimonialgerichte an den Staat abgegeben haben. 
Ich für meinen Theil kann der Einrichtung, welche das Juſtizmi— 
nifterium in dem Bezirke, welchem ich angehdre, getroffen bat, nur 
meine volle Beiftimmung geben und bezeugen, daß, fo viel mir be- 
kannt ift, weder die Patrimonialgerichtäherrfchaften noch die Ge- 
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richtsunterthanen irgend einen Grund zur Beſchwerde haben. Die 
Gründe, welche vie meiften Gegner ver Aufhebung der PBatrimon- 
ialjuftiz angeführt haben, laſſen fich eigentlih auf einen einzigen 
zurüdführen und ich erlaube mir, denſelben durch einen vielleicht 
trivialen Ausdruck zu bezeichnen, nämlich ich fage: man will nicht 
eher in das Waſſer gehen, ald bi8 man jchwimmen kann. Darauf 
reduciren fih am Ende alle viefe Gründe. Der Eine ift der An- 
ficht, fo lange nicht, eine Totalreform erfolgt, kann man fie nicht 
abgeben; der Andere fpricht, fo lange die Richter in ven Privat: 
wohnungen exrpediren, kann man jie nicht abtreten; fo lange nicht 
Münpvlichkeit und Deffentlichkeit der Gerichtsverhandlungen ſtatt⸗ 
findet Hält man es ebenfalls nicht für rathſam, die Patrimonial- 
gerihtöbarfeit aufzuheben und eben jo ſoll die Freiheit der Preſſe, 
die nicht eriflirt, ein Hinderniß ſeyn, fie an den Staat. abzutreten. 
Nun, meine Herren, ich begreife nicht, wie alled das hervorgerufen 
werden joll, wenn nicht zuvor die PBatrimonialgerichte abgetreten 
werden. Deffentlichfeit und Münplichkeit ver Gerichtöverhandfung- 
en bei den PBatrimonialgerichten herzuftellen, das ſcheint ein PBrob- 
lem zu feyn, was zu löfen feinem Juftigminifter in ver Welt ge 
fingen wird. Alfo alles, was wir erlangen wollen, fünnen wir 
nicht eher erlangen, bevor nicht eine Einheit in vie Gerichtöver: 
faffung gekommen ift. Ich will mich nicht auf Widerlegung ein- 
zelner Punkte einlafjen, fondern will nur einige Anfichten des lezt- 
en Sprecherd zur berichtigen juchen. Er fagte unter andern: vie 
Patrimonialgerichte müffen erhalten werben, weil die Batrimonial- 
richter mit den Bevürfniffen ihrer Gerichtsunterthanen mehr bekannt 
wären, ald es vie Behdrven in den Kreisämtern feyn könnten. Ich 
laſſe mir das gefallen, wenn ich voraudfegen darf, daß der Patri— 
monialrichter im Orte wohnt, und derſelbe nicht mehr als eine 
ganz Kleine Anzahl von Gerichten bat. Aber ich möchte in ver 
That wiffen, wo ein Patrimonialrichter, der vielleicht zehn, zwöͤlf, 
ja vielleicht noch mehr Gerichtöhaltereien zu verſehen bat, bierin 
die nöthige nähere Kenntniß erwerben joll, ald derjenige, ‚ver jich 
in dem Kreidamte befindet, und ver eben fo wenig bei jever Geleg- 
enbeit zu den Leuten hinkommen kann, mie es bei dem Kreisamte 
der Ball iſt. Bei Unterfuchung der Berhältniffe des. Einzelnen 
fheint aber wenig darauf anzufommen, ob der Richter gerade im 
Orte felbft Die Leute anhört, oder ob die Leute zu ihm kommen. 
1840. L 16 
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Daß der Richter im Orte des Clienten expedirt, iſt ein Vortheil 
der Patrimonialgerichte, der nicht zu verkennen iſt, bei den Aemtern 
aber eben ſo zu erreichen iſt, und ich glaube ſogar, daß dieſe Ein— 
richtung in der Abſicht des Juſtizminiſteriums liegt, Es iſt wünfd- 
enswerth, daß gewiſſe Gefchäfte an Ort und Stelle abgemacht 
werden, und fo viel ich weiß, iſt bereits an mehrere Aemter In— 
ftruction ergangen, folche Gefchäfte an Ort und Stelle abzuthun. 
Daß übrigend der Patrimonialrichter nicht ebenjo oft von dem 
Orte entfernt exrpevire, leugne ich gerade zu; denn ich möchte willen, 
welche Patrimonial-Gerichtäherrichaft: Tag für Tag einen Wagen 
bereit halten wird, um den Gerichtöhalter herauskommen zu: lafien, 
wenn irgend ein Gerichtöunterthan ein gerichtliched Geichäft abzu= 
machen bat. Ich weiß fehr wohl, daß die meiften Gefchäfte in den 
Wohnungen der Patrimonialrichter abgemacht werden, und daß Die 
Gerichtöunterthanen flundenweite, ja ich möchte fagen meilenmweite 
Wege machen müffen, um ven Gerichtöhalter über ihre Angelegen- 
heiten zu. befragen und Rath und Abhilfe zu erlangen; nun wird 
aber auch fchwerlich der Patrimonialrichter gerade in ver nächſten 
Stadt des Gerichtdortd wohnhaft ſeyn, da dies ganz in ver Wahl 
des betheiligten Gutöbejigerd liegt, von woher er den Gerichtöhalter 
nehmen will, und Häufig Die nächſte Stadt tie Gelegenheit nicht 
bietet. Es hängt Died ganz von dem Gutöheren ab, und ich kann 
aus meinen eigenen DVerhältniffen anführen, daß der Gerichtähalter 
drei Meilen weit entfernt war, mas aus dem Grunde der Fall 
war, weil ich venfelben ald einen ausgezeichneten Mann Fannte, 
und ich aljo glaubte, daß meine Gerichtäunterthanen, nicht beſſer 
verforgt werden koͤnnten. Damald Hatten fie drei Meilen Wegs 
zu machen, um zu dem Gerichtöhalter zu gelangen, während ſie jegt 
nicht weiter als eine Stunde in das Kreisamt zu gehen haben. 
Was die Koften betrifft, jo. kann man von diefen nicht fo fchnell 
Seiten des Staates eine Ermäßigung eintreten laffen; menn fie 
geringer ausfallen follen, müſſen erft fo viele Gerichte abgetreten 
werben, daß die Koften gedeckt: werben koͤnnen. Ich bitte. meine 
Herren, zu beachten, daß, wenn das Juſtizminiſterium nur einzelne 
Gerichte übernimmt, vie Ausgaben vielleicht keineswegs im Ver— 
hältniß zu den Einnahmen ftehen; es fäßt fich das‘ erft überſehen, 
wenn eine Einheit in vie Sache gekommen. ift. Ich ſchließe mich 
daher der Majorität ver Deputation an.“ 
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Abſtimmung des Abgeordneten Eifenftud. 

„So oft dieſer Gegenſtand ſowohl auf dem erſten, als auf dem 
zweiten conſtitutionellen Landtage zur Sprache kam, habe ich meine 
Ueberzeugung von demſelben ausgeſprochen; ich halte es für meine 
Pflicht, auch jezt mich wieder darüber zu erklääͤren. Meine Meins 
ung hat fich micht geändert, tch bin noch jezt verfelben Ueberzeug— 
ung, die ich früher hatte, als ich der Berathung in diefem Saale 
beimohnte. Ich kann mir in der That, wie auch) der geehrte Red— 
ner vor mir. erwähnte, nicht denken, daß die heilige Juftiz, vie heilige 
Nechtöpflege ein Gegenftand fey, der gleichlam im Handel und 
Mandel, in das Privateigenthum übergehen fünne, der Staat 
Darf fich deſſen nicht entäuffern; es ift das hoͤchſte Gut, was wir ber 
zwecken, was wir verlangen Fonnen. Der erfte und heiligſte Zwed 
ift Die Sicherheit der Perfon und des Eigenthums durch das Ger 
feß, und die Mechtöpflege. Hat nun der Staat die Obliegenheit, 
diefen feinen erſten Zmed zu verfolgen, und zwar im jeder Bezieh- 
ung, jo fann er ſich auch nicht der Mittel entäuffern, und jede Gnt- 
äufferung der Gerichtöbarfeit, von Seiten des Staats ifl, meiner 
Anficht nach eine folche, die jich nach allgemeinen Grunpfägen nicht 
rechtfertigen läßt. Nun, meine Herren, geben Sie weiter: Wir jind 
— das müffen wir uns. beftätign — wir find im Kortfchreiten, 
in mehr als einer Beziehung, ebenfo auch rückſichtlich der Juftiz, 
der Rechtspflege und ver Gefeßgebung überhaupt begriffen. Wir 
haben ein Griminal-Gefegbuch, es joll ein Gefez über das Grimin= 
algerichtsverfahren noch an die Stände gelangen, es fteht, — ob: 
wohl noch in weiter Ausficht — worüber ich mir einen beſondern 
Antrag bei fpäterer Gelegenheit erlauben werde — ein vollftänd- 
ige8 Givil- Gefehbuch zu erwarten; es wird ferner in Werbindung 
mit dem Givil-Gefegbuche eine Civil-Gerichts-Ordnung erfheinen; 
wollen Sie nun dieſem Fortfchreiten nicht die Hand bieten? moll- 
en Sie, vaß alle dieſe Gefege zur Bekanntmachung und Ausführ- 
ung fommen, und nun die Patrimonial:Gerichtöbarkeit fortwährend 
beſtehen laſſen? Ich glaube, ein Jever werte fich mehr und mehr 
überzeugen, daß die Patrimontal= Gerichtsbarkeit nun einmal nicht 
mehr zu halten ſey; es ift bier, mie das fo oft in der Welt gefchieht, 
ein Prinzip in Frage, was die Prüfung nicht beftanven hat, des— 
bald. nicht Haltbar ift, und num fich ſelbſt beftraft. — Glauben 
Sie nicht, daß ich Hier der Lobredner der Königlih Sächfifchen 
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Juſtizaͤnter ſeyn will, glauben Sie nicht, daß ich bier auftreten 
will, um die Patrimonial=- und Munizipalgerichte zu taveln, kein— 
eswegs; innerhalb Trojad Mauren, und außerhalb verfelben wird 
gefündigt, das geftehe ich offen, und wer die Sache unbefangen 
erwägt, wird mit mir gleicher Meinung ſeyn. Aber wie fol 
man dem MUebelftande begegnen, wie fol man bie Juſtizämter 
zweckmäßig organifiven? Es gibt Fein andered Mittel, ald das 
Aufhören der Patrimonial = Gerichtöbarkeit; Sobald aljo viel: 
er Grundfag anerfannt werden muß, daß pie Untergerichte ein- 
er zeitgemäßern Organifation bevürfen, daß die jetzige Einricht- 
ung der Juftizämter ebenfalls einem Tadel unterliegt, daß die Pa: 
trimonialgerichtöbarfeit an verfelben Krankheit mehr oder weniger 
darnieder liegt, denn follte ich glauben, daß man eine allgemeine 
zweilmäßigere Form der Untergerichte nur als fehr wünſchenswerth 
anerkennen müfje. — Einer der geehrten Redner vor mir fprach von 
der Deffentlichfeit und Münpvlichkeit im Gerichtöverfahren. Ich 
flimme ihm bei.. Sowohl im Strafrechts- ald auch im Givilrechts- 
Berfahren ift die Deffentlichkeit jehr gut, und ich bin ver innigften 
Ueberzeugung, daß jelbft die hohe Staatsregierung, wenn fie auch 
früher gegen die Deffentlichkeit ſich ausgefprochen hat, ſpäter doch 
zu der Meberzeugung gelangen werde, daß ohne Deffentlichkeit eine 
Griminalvechtöpflege mit Erfolg, und mit Vertrauen im Molke 
fchwer zu realifiren ſeyn werde. Derjelbe geehrte Sprecher hat fich 
noch weiter verbreitet über die Preſſe. Nun im dieſer Beziehung 
wird ein neues Geſetz an und gelangen. Aber noch eins liegt mir 
jo fehr am Herzen, daß ich ſchon allein dieſes Motiv für ausreich- 
end anfehen würde, eine zwedfmäßigere Neform ver Untergerichte zu 
beantragen; es ift dieß nämlich, vie Beichaffenheit der Gefängniffe. 
Gehen Sie im Lande umher, und forfchen Sie, wie es in ben Ge: 
fängniffen ausſieht; wir Iefen in Schriften über vie Gefäng- 
niffe in Norbamerifa, in England, Frankreich und Italien, und 
überall muß man fich überzeugen, daß gerade von einer zweckmäß— 
igen Handhabung der Gefängniffe, und ver fonftigen Strafanflalten 
in Bezug auf die Befdrverung und Erhaltung der Moralität un: 
gemein viel abhänge Nun gehen Sie in’ unfere Gefängniffe; fie 
find bei den Juftizämtern oft auch nicht weit beffer beſchaffen, wie 
bei den Patrimonialgerichten., Wenn einer eine — Monate Lange 
Haft zu verbüßen hat, wie geht er hinein, und wie fommt er her⸗ 
aus? Beſſer kommt er gewiß nicht heraus. Ich bin überzeugt, 
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daß bei .unferer jezigen Befchaffenheit der Gefängniffe, bei ver un- 
zwedmäßigen Handhabung der Gefängnifftrafen, auf die Moralität 
nur nachtheilig gewirkt werde. Nun glaube ich, Deffentlichkeit und 
Mündlichkeit im Gerichtöverfahren, ferner, zweckmäßigere Gefäng- 
niffe Fönnen bei unfern taufend und aber taufenden von verfchiene- 
nen größern und Fleineren Gerichten zuweilen nur aus ein Paar 
Häufern, und wenigen Einwohnern beftehend, nicht eingeführt werb- 
en. &3 fcheint mir das ganz unmdglich zu ſeyn. Wir Fünnen alfo, 
ohne und felbft täufchen zu wollen, die Ueberzeugung nicht aufgeb- 
en, daß es unumgänglich nothwendig ſey, die Patrimonialgerichts- 
barkeit aufzuheben. Man hat ferner eingewenbet, es erwachfe dem 
Inhaber der Patrimonialgerichte ein Dermödgendverluft aus der 
Aufgabe verfelben; allein ih kann mir wahrhaftig nicht denken, 
wie die Juſtiz einen Gewinn oder Verluſt darbieten koͤnne; es ift 
aber demungeachtet die Aufgabe der PBatrimonial = Gerichtäharkeit 
‚an gewiſſe Beringungen geknüpft, und allerdings hat der Staat ein ' 
vielleicht nicht unbeveutendes Opfer zu bringen, wenn er viefelbe 
übernimmt; ich bin davon überzeugt, allein ich glaube, die Sache 
fey fo wichtig, daß man von Seiten des Staated auch nicht das 
größte Opfer fcheuen dürfe, um dem MWaterlande eine geregeltere 
Rechtöpflege zu verschaffen. Sie war das größte Gut, was Sachſ— 
end Fürften ftet3 fo hoch geftellt, und immer feft gehalten haben. 
Wenn e8 das Höchfte gilt, darf Fein Schritt zoͤgernd gethan, Fein 
Dpfer gefcheut werden. — Will man enplich den finanziellen Nach: 
theil des Betheiligten vorfchügen, fo glaube ich, darf man das nicht; 
er ift aber auch nicht vorhanden, in der That nicht. Worauf kommt 
ed denn nun noch an? Dann fängt ed an, ein blofer Ehrenpunft 
zu werden. Nun weiß ich nicht, ob diejenigen Befiger von Ritt: 
ergütern, und biejenigen Stabträthe, welche ihre Gerichtöbarkeit 
abgetreten haben, nicht an Achtung und Vertrauen ihrer vormal- 
igen Gerichtäunterthanen werden mehr gewonnen, als verloren hab: 
en. Mir ift menigftens feine Klage darüber zu Ohren gekommen, 
daß abgetretene Gerichtöunterthanen den frühern Gerichtäherren gleich- 
fam die Stine böten. Nehmen Sie alfo auch noch diefe Rüd- 
ſicht weg, fo glaube ich, ift in der That nichts vorhanden, was bie 
großen Vortheile aufmägen koͤnnte, welche dem Staate dadurch er- 
wachlen, wenn er die Nechtöpflege allein beforgt. Gehen wir, meine 
Herren, weiter zurück, jo fehen wir, wie denn die Gerichtöbarkeit 
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in die Hände der Patrimonialgerichts = Inhaber übergegangen ift, 
fo bemerfen wir, daß in ben Zeiten des Mittelalterd vie Gewalt 
ven Ausfchlag gegeben Hat. — Der geehrte Redner vor mir hat 
unter andern noch erwähnt, daß unfer Vaterland einer guten Ber: 
faffung vdermalen ermangele; ich *Eönnte dieſe Anjicht nicht theilen. 
‚Ueber die Garantie, die die Prepfreiheit bietet, will ich mich nicht 
verbreiten, vielmehr habe ich hier nur die Deffentlichkeit und Münd— 
lichkeit des Gerichtöverfahrend im Auge Wenn ferner Bedenken 
aufgeworfen worden find, über ven erhöhten Einfluß, ver der Reg: 
ierung durch die Aufhebung der Batrimonialgerichtöbarfeit erwüchſe, 
ſo glaube ich, der Richter ftehe unabhängig genug da; ver Königl. Rich: 
ter muß und joll, wenn er feine Pflicht erkennt, ebenfo unabhängig 
daſtehen, wie ver PBatrimonialrichter. Nicht unbeachtet, meine 
Herren fonnen wir dad Mipverhältniß laffen, in welchem bei Pa: 
trimmpnial-Gerichten der Richter mit dem Gerichtöinhaber fteht. Hat 
man ferner, was die Municipalgerichte betrifft, jo hoben Werth 
darauf gelegt, daß ed doch von großem Vortheile ſey, wenn Ein- 
wohner ver Stadt mittelbaren oder unmittelbaren Einfluß auf die 
Wahl derer Hätten, welche der Ausübung des Rechts vorftehen, fo 
muß ich bekennen, daß mir das Necht ſelbſt zu Hoch ftebe, als daß 
ich für folchen Einfluß fo begeiftert feyn fonnte. Man muß bie 
Sache. von einer andern Seite betrachten ; daſſelbe Vertrauen, was 
ich 3.3. in der Stadt, in der ich lebe, zu einem Richter Habe, ven 
ich felbft wählte, muß ſich auch auf ven Richter irgend einer and: 
ern Stadt erfireden; wenn ich in Meißen, oder Pirna jemand ver: 
lagen will, jo muß ich ebenfalld das feſte Vertrauen haben, mir 
werde dort Recht gefchehen, ald wenn ich hier Klage erbebe. Nehm- 
en Sie einen Richter an, der nicht redlich ift, fo wird es einerfei 
feyn, ob er Königlicher, oder PBatrimonialrichter fey; von Dem red⸗ 
lichen Richter dagegen fann ich nie erwarten, er werde feine GStell- 
ung mißbrauchen, und die Gerechtigkeit nicht jo handhaben, wie es 
feine Pflicht erfordert. Handelt er nicht pflichtgemäß, fo: ift ed, wie 
ihon ermähnt, ganz daſſelbe, ob er Munizipal-, Batrimonial-, oder 
Königlicher Richter fey; aljo kann in diefer Beziehung ein Unterfchied 
durch Die Stellung des Richterd nicht begründet werben. Wie man 
alfo vie Sache auffaffen möchte, immer muß ich. in unjerer Geſetz⸗ 
gebung, wie in ver Rechtöpflege, und dem Injtanzenzuge ein Fort⸗ 
fihreiten erbliden, woraus uns. unläugbare Bortheile erwachien. 
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Allein der eigentliche Schlußflein wird immer noch fehlen, fo lange 
Die Untergerichte nicht zweckmäßig organifirt find, und die Patri- 
monialgerichtöbarkeit nicht aufgehoben ift. Ohne diefe. Hilft vie befte 
Organijation ver höhern Inftanzen nichts. Allerdings ift dem Staate 
noch niemals das Necht ver Oberaufjicht abgefprochen worden, wie 
fol er aber dieſes Recht handhaben, wenn er eine ſolche große 
Menge größerer und Fleinerer Patrimonial- und Municipalgerichte 
infpieiren fol? Welche Gebrechen bereit? daraus hervorgegangen 
finv, Hat die Erfahrung genugfam beftätigt. Ich gebe zu, daß auch 
die Juſtizämter nicht ganz mafellos find, aber immer find fie beffer 
zu beauffichtigen geweſen, ald die Patrimonial= Gerichte. Alle Be: 
mühungen aber, um vie Zuftiz auf ven höchften Standpunkt zu 
bringen, werden nur eine halbe Maßregel bleiben, wenn die Pa: 
trimonialgerichte nicht in Fünigl. Untergerichte umgeſchaffen werben.” 


Abftimmung des Abgeorvneten Dr. v. Mayer. 


„Die Frage ift an mehreren Landtagen, und auch heute mieder 
fo erfchöpft worden, daß ich im Allgemeinen nichts hinzuzufügen 
habe. Nur zur Motivirung meiner eigenen Abſtimmung habe ich 
zu erklären, daß ich der Meinung der Majorität angehöre, und 
wie bei den vorigen Landtagen, fo noch jezt von denjelben Ideen 
durchdrungen bin. Ich ‚gehe von berfelben Anſicht aus, welche 
die Deputation an die Spite ihres Gutachtens geftellt bat 
und Die, joviel auch ‚gegen den Antrag gefprochen worden ift, doch 
bis jegt von feinem Kammermitglieve widerlegt wurde. Es ift un: 
laugbar, daß eine gleichmäßige und vollfommene — allervings re: 
lativ vollkommen, — jo weit es menjchlicherweife ındglich ift, daß 
eine gleichmäßige und vollfonmene Rechts- und Gerichtöverfaffung 
bei Patrimonialgerichten nicht möglich ift, durch Patrimonialges 
richte niemals erreicht werden kann, und daß, wenn ein folches Ideal 
erfivebt werben foll, die Patrimonialgerichte fallen müſſen. Mögen 
Sie die Volltommenheit und Zweckmäßigkeit der Juftiz fuchen in 
der Unabhängigkeit des Richteramtd, oder im: einer immer zugäng: 
lichen ‚Gerichtöftelle, oder in einer moͤglichſt jchnellen und fchleunigs 
en Juſtiz, oder im einer mindeft Foftipieligen Rechtöpflege, immer 
werben . Sie darauf zurüdfommen, daß ohne Aufgeben ver Patri: 
monial-Gerichte dad nicht erreicht werden fünne Wenn Sie red: 
lich der Meinung find, daß ohne Deffentlichkeit und Mündlichkeit 
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eine gute Gerichtöverfaffung in Sachſen nicht möglich jey, ‚jo tft 
diefed Kriterium nicht zu erlangen, fo lange vie Batrimonialgerichtd- 
barkeit befteht. Deſſen ſchienen ji auch einige Sprecher gegen Das 
Deputationd-Gutachten befchieden zu haben, fie jcheinen nur zu vers 
langen, daß die Sache vergeftalt Zug für Zug gehen foll, wie et= 
wa bei einem SKaufcontracte, daß das Juftizminifterium mit ber 
einen Hand die Patrimonial= Gerichte nehmen, und mit der andern 
Hand Mündlichkeit und Deffentlichkeit geben ſolle. Ia, meine Herren, 
ich würde den recht gerne beipflichten, wenn ed nur in Sachen 
der Adminiftvation und Gefeßgebung möglich wäre, ein ſolches Der: 
fahren ald Bedingung zu fezen, und das Eine nicht ohne dad And- 
ere zu thun. Es läßt ſich das wohl bei Privatverträgen, nicht 
aber bei ver Landesverwaltung, bei der Legislatur ausführen. Aber 
das gebe ich zu bevenfen, jo lange Sie die Patrimonialgerichte be- 
ftehen laſſen, ſchieben fie ver Deffentlichkeit und Mündlichkeit im 
Gerichtöverfahren einen Riegel vor, Wenn Sie diefe wollen, jo 
müffen Sie dad Mittel. dazu nicht verfchmähen. Ich laſſe dahin 
geftellt, was über die Muͤndlichkeit und Deffentlichkeit gefagt word: 
en ift; ich bin gleichfalld ein Anhänger von ihr, und wenn ein Ab- 
georpneter jagt, er habe in MWeftphalen nachtheilige Erfahrungen 
diesfalld gemacht, fo muß ich dagegen ‚bemerken, daß der Präfivdent 
des ehemaligen Appellationdhofes zu Celle, (im ehemaligen Wephal- 
en) v. Strombed, für die Münplichfeit und Deffentlichkeit fich ent- 
ſchieden ausgefprochen hat. Er jagt in einer Schrift: Darftellung- 
en aus meinem Xeben und meiner Zeit ıc. ıc., daß er am Abende 
jeined Lebens, nachdem er alles. durchgemacht, in ver Actenftube ge: 
ſeſſen, dann die Münpfichfeit und Deffenilichfeit in der Rechtöpflege 
purchlebt hätte, und endlich wieder zu dem Actenweſen zurüdge- 
fehrt wäre, die Meberzeugung ausfprechen müffe, daß nur im ber 
Mündlichfeit und Deffentlichfeit ein wahrer Rechtsſchutz zu finden 
ſey. Nach einer folchen Autorität gebe ich dem Abgeordneten zu er: 
wägen, ob die Erfahrungen eines folchen Mannes nicht überwiegend 
für die Sache ſeyn möchten. Wenn von einem andern Abgeorv- 
neten hervorgehoben worden ift, daß die Hauptbedenken gegen Auf: 
hebung der Patrimonialgerichte vornämlich conftitutioneller und 
financieller Natur ſeyen, fo muß ich dagegen Folgendes bm rfen. 
Zuvdrberft kann id die conftitutioneflen Bedenken nicht theilen, 
Mögen die Patrimonialgerichte beftehen, oder fallen, fo wird das 
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in den Reihen ver Rittergutsbeſitzer und bäuerlichen Abgeordneren 
feinen Unterfchievd machen. Eben fo wenig wird ed in der 
Claſſe ver Fabrik: und Hanvelöftände einen Unterfchied herbeiführ- 
en, ob noch Gerichtöverwalter fünftig exiſtiren, ober nicht. Es 
müßte alſo ver große Abfall unabhängiger Deputirten in ber 
Glafje der Städte gefucht werben, und das ift mir ebenjo une 
begreiflih. Segen Sie ein Gewicht in die ‚Unabhängigkeit jur: 
iftifch befühigter Abgeorvneier, fo dürfen Sie annehmen, daß. die 
Zahl der unabhängigen Advokaten durch Aufhebung der Patrimonial- 
Gerichte eher zu= ald abnehmen wird; und daß ed ſonach dem Lande 
an geeigneten Candidaten zu Abgeorventen nie fehlen wird, noch fehl- 
en kann. Was die finanzielle Hinſicht betrifft, jo kann ih mich 
dagegen zunächft auf den Juftizminifter felbit ſtüzen, ver gefagt bat, 
ed ſeyen bereit? gegen 100 Gerichtöftellen an den Staat abgegeb- 
en worden, und bie Koſten hätten jich gegen 1833 nicht vermehrt. 
Auf der andern Seite muß ich aber noch bemerken, daß, wenn 
auch aus ver Aufhebung der Patrimonial- Gerichte eine für die 
Staatskaſſe etwas Eoftfpieligere Juſtizverfaſſung hervorgehen follte, 
die einzelnen Unterthanen doch offenbar gewinnen. Es wird das 
Suchen des Rechts für den Einzelnen unbedingt mohlfeiler werben, 
und wenn dieſer Mohffeilheit noch zur Zeit Hemmungen entgegen 
ſtehen, jo ſind es gerade die Patrimonial = Gerichte, welche ihr ent= 
gegen ftehen. Nehmen Gie vie Sportel- Tare! Diefe kann, was 
die Gerichts-Gebühren betrifft, fofort gemindert werben, wenn bie 
Batrimonial-Gerichte fallen. Jetzt muß man bei Beurtheilung der 
Sportelfäge allerdings verjchievene Nüdjichten im Auge haben, man 
muß auf die Exiftenz ver Gerichtöhalter Bevacht nehmen, die weiter 
feinen Berbienft haben. Endlich kann ich, um zum Schluß zu 
fommen, nicht unbemerkt laffen, daß mir, fo lange ich Mitglien der 
erſten Deputation bin, faft noch fein Juftizgefeg vorgefommen iſt, 
wo ed nicht in der Deputation geheifen hätte, dad — oder jened 
ift nicht auszuführen, weil die Patrimonialgerichte da find! — Ja 
wenn wir feine Patrimonial = Gerichte hätten! ꝛc. ꝛc. — Nun ich 
gebe der Kammer anheim, ob wir folche Hemmniffe noch fortbeftehen 
laſſen wollen; ich bin damit einverſtanden, daß man nichts über- 
eile, daß man die Sache felbft ſich Bahn brechen laſſe. Ich kann 
auch den Hoffnungen, welche vom Herrn Juſtizminiſter ausgeſproch⸗ 
en worben find, und bie auch in dem Berichte angeführt ftehen, 
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nur beiftimmen, daß die Bedenken und Beforgniffe immer mehr 
von Tag zu Tag fich mindern werben, welche noch bis jezt der ge— 
feßlichen Aufhebung der Patrimonialgerichte entgegengeftanden hab- 
en, und ich darf mich daher ver Ueberzeugung hingeben, daß wir 
nicht fern mehr von dem Zeitpunkte flehen, wo zur Errichtung einer 
gleichmäßigen und vollkommenen Gerichtöverfaflung und Rechtspflege 


im Lande auch dieſer legte Ueberreft des Mittelalterd verſchwinden 
wird.” - 


Abftimmung des Abgeordneten Todt. 


„Bereits zweimal an. zwei verſchiedenen Landtagen hat die zweite 
Kammer den jezt verhanvelten Antrag geftellt. Es muß alfo ver 
Regierung auch darum zu thun ſeyn, zu erfahren, ob die zweite 
Kammer an viefem dritten Landtage über. diefen Gegenſtand ihre 
Gefinnung geändert oder beibehalten hat. Denn ich meine, daß ge- 
rade auf Die Abgabe dieſer Erklärung in die ſer Kammer infofern 
etwas ankommen müffe, als fie die Volfsfammer, die Wahllammer 
ift, wenn das gleich bei ver Gefebgebung jelbft nicht von Einfluß 
ift. Und fo bin ich denn der Majorität beigetreten, welche die An— 
ſicht hat, die die .meinige ſchon früher geweſen ift, welche mich. aber 
auch noch beſonders anfpricht, weil ich einen Grund für Aufheb— 
ung der. Patrimonialgerichte mehr in der Zerriffenheit der jegigen 
Einrichtung des Gerichtsweſens finde. Der Abgeoronete Eifenftud, 
alſo derjenige, welcher: das Gutachten der Majorität vertheidigt 
hat, aber auch die Gegner haben darauf hingeveutet, daß es bei 
dem, wie ed ſich jett geftältet hat, nicht bleiben koͤnne. Diefes ift 
wahr und it für mich imfonverheit ein Grund gewefen, dem Gut: 
achten. der Majorität mich anzufchließen. Man fast, die Patrimo- 
nialgerichte könnten noch bleiben, fo lange nicht die Königlichen Ge- 
richte eine beffere Organifation erhalten hätten. Allein ich fürchte, 
es wird dieſe beffere Einrichtung eben nicht zu treffen ſeyn, fo lange 
nicht eine allgemeine Maftegel möglich iſt Wahr ift e8, bie 
königlichen Gerichte haben bei weitem nicht Diejenige Berfaflung, 
die wir vorausfegen, die wir fordern müflen, wenn von einem voll- 
ſtaͤndig gejicherten Rechtözuftande die Rede feyn ſoll. Es gibt größ- 
ere Amtsbezirke, es gibt Fleinere; mir haben collegialifch eingerich: 
tete Koͤnigl. Behörven, wir haben büreaufratifch eingerichtete; es gibt 
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gute Amtleute, es gibt andere; es gibt bei Patrimonialgerichten 
große und Eleine Bezirke; es gibt folche, die die Dbergerichte ald 
Exbgerichte zugleich Haben, und folche, vie nur die Erbgerichte be— 
figen. Kommt num noch dazu, daß in fehr vielen Orten Amts: 
und Patrimoniafgerichtsbezirke unter einander laufen, wie vie Adern 
im menschlichen Körper, fo möchte wohl Hinlänglicy dargethan ſeyn, 
daß bei einer folder Einrichtung kaum mehr durchzukommen ift: 
Wenn nun eine durchgreifende Abänderung nicht möglich ift, das 
fern nicht diefe Abänderung auch auf die Patrimonialgerichte Über: 
getragen wird, fo möchte das wohl ein Grund feyn, der und alle 
beftimmen muß, vie Aufhebung ver Batrimonialgerichte zu wünfch- 
en. Nun Hat man zwar früher und auch heute ſchon viel’ vor dem 
VPopanz der Gentralifation gewarnt, und ich muß geftehen, daß das 
wohl etwas für fih hat, und daß, wenn alles in die Hände von 
Staatövienern gelegt wird, zu gewiſſen Zeiten und in gewiffen FAN: 
en ein Grad von Gefahr auch für die Nechtöpflege hervortreten 
kann. Allein ver erfte Sprecher flellte den Satz auf, daß wenn 
wir Deffentlichkeit und Münplichkeit des Verfahrens, wenn wir freie 
Prefie hätten, dann er felbft, der jest als Gegner aufgetreten ift, 
für die Aufhebung der Patrimonialgerichte fprechen würde. Nun, 
auch ich gehöre zu denen, die der Anficht find, daß bei der Einricht- 
ung von lauter Füniglichen Gerichten durchaus nicht? zu fürchten 
ift, wenn wir ein dffentliched und münbliches Gerichtöverfahren, 
wenn wir freie Prefje haben. Nun fagt man zwar, wie die Sach— 
en jegt ftehen, wird ed mit ver Einführung jener Inftitute nicht fo 
ihnell gehen. Das laßt jich nicht ganz leugnen.‘ Allein ich age: 
was fein muß, ift nicht unmöglich, und wenn wir treu zufamm= 
enftehen, wird nicht ausbleiben, was fommen muß, wenn unfer 
conſtitutionelles Staatöleben zur Vollendung gelangen fol. Mein 
Votum ift daher das alte; ich flimme für Aufhebung ver Patri- 
monialgerichte.” 


Der Herausgeber dieſes Archivs flimmte ſchon längſt dafür in 
feiner Schrift: die leßten Gründe wider alle Eigenthumsge— 
richte, nebft einer Hiftorifchen Ueberficht ver, in verfchievenen 
deutjchen Staaten erfolgten Reform der Stande: und Gutäherr- 
fihen Gerichtsbarkeit.“ Neuſtadt 1826. 
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Keine Patrimonialgerihte mehr! 

jo tönt es von allen Seiten, und ed kann dieſer Ruf in der That 
für die allgemeine Stimme der wahren Volfövertreter mit Ausnahme 
einer Hand voll Bevorrechtigter angefehen werden. Der Widerwille 
gegen die Patrimonialgerichtöbarkeit ift allgemein. Eine eigene Ge 
richtöbarfeit, die der gängelnden Hand der Gutöherren dazu dienet, 
das Feld ver Paſchawillkühr zu cuftiviren, gehört unter die größten 
Uebelftände unfrer Zeit. 

Bevor im Kampfe wider die Patrimonialgerichtsbarkeit nicht vie 
Wahrheit fiegt, bleibt die beffere Gerichtsorganiſation nur ein from- 
mer Wunſch und ein Beleg zu Goethes Kernſpruche: „Es erben 
fich Gefeß und Rechte wie eine ew'ge Krankheit fort.” Ja, fo lange 
Eigenthumsgerichte, diefe Zwickmühlen“ der Feudalherren, viefe Aus. 
wüchſe einer Pſeudo-Juſtiz exiſtiren, kann auch eben fo wenig ſich 
das monarchiſche Syſtem vollkommen befeſtigen, indem jede Sond⸗ 
erung von dem gemeinſamen Intereſſe für die geſetzliche Ordnung, 
Feinde und materielle Verbündete gegen die letztere erwecken wird. 
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Zur Geſetzgebung des dentfchen 
Bundes. 


Meberficht der Bundestags-Beichlüffe allgemeinerer 
Wichtigkeit, vom Jahre 1838. 


In Austrägalfachen zwiſchen 

a.) den Kronen Preußen, Baiern, Hannover und Württemberg, 
den Großherzogthümern Baden, Heffen-Darmftadt, Sachfen-Weim- 
ar⸗Eiſenach, und Oldenburg, den Herzogthümern Sachjen-Eoburg- 
Gotha und Naffau, dem Fürſtenthum Walde, der Landgraf: 
ſchaft Heffen Homburg, und der freien Stadt Frankfurt einer — 
und dem Kurfürftenthum Heſſen andererfeits ; 

b.) den Kronen Hannover und Württemberg, dem Kurfürftenthun 
Heffen, den Großherzogthümern Baden und Sachſen-Weimar, dem 
Herzogthum Naffau, dem Fürftentfum Walde, und der freien 
Stadt Frankfurt an einem, und den Kronen Preußen und Bai— 
ern, den Großherzogthümern Heffen und Oldenburg, dem Her— 
zogtbum Sachen - Coburg: Gotha, und der Landgrafſchaft Heffen- 
Homburg am andern Theile; 

©) den Kronen Hannover und Württemberg, dem Kurfürftentfum 
Heilen, ven Großherzogthümern Baden, Heffen, Sachfen-Weimar 
und Oldenburg, ven Herzogthümern Sachfen = Coburg = Gotha und 
Naffau, ver Landgraffchaft Heſſen- Homburg, dem Fürftenthum 
Waldeck und der freien Stadt Frankfurt, Kläger am einen 
und den Kronen Preußen und Baiern, Beklagten am and 
Theile, | 
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das Schulden⸗ und Penfiond- Weien der vormaligen beid⸗ 
en Rheinkreiſe betreffend, 


wurden am 8. März die von dem Königl, Württembergifchen Ober: 
Tribunal in Stuttgart, ald erwähltem Austrägal= Gerichte, respv. 
am %, Ndbvbr. 7°, Novbr. und 22. Novbr. a abgegeb- 
enen Erfenniniffe vorgelegt, dahin lautend: 
ad a 
„daß die Kuchefitfche Regierung wegen des von Heſſen-Caſſel 
„im Jahr 1795 abgeichloffenen Separatfrievens, ſich der Ver— 
„binvlichkeit nicht entziehen könne, die von dem Oberrheinifchen 
„Seife über dad Orbinarium von 2', Simplis von 1796 
„bis 1799 ausgejchriebenen. Römer: Monatd zu bezahlen, und 
„an der Tilgung der in diefer Periode aufgenommenen Schul: 
„Gapitalien Theil zu nehmen, vielmehr zur Nachzahlung jener 
„rückſtaääͤndigen Römermonate, ſammt Zinßen zu fünf vom Hund— 
„ext, je von der DVerfallzeit an, und zur Theilnahme an den 
„gedachten Kreisfchulden verbunden fey; aud ihren Geg— 
„mern die Koften des —— Verfahrens zu er— 
„ſtatten habe; 
ad bh. 
„daß die gegenwärtigen Beſitzer der auf dem linken. Rheinufer 
„gelegenen vormaligen Kreisländer die Schulven beider Rhein: 
„kreiſe antheilig zu übernehmen, und die von den vormaligen 
„Sreisftänden bi8 zum Jahr 1802 ausgefchriebenen Römer: 
„Monate, und PBactitiond = Gelver nachzuzahlen nicht ſchuldig 
„ſeyen, und Die betheiligten Negierungen die auf das austräg- 
„algerichtliche Verfahren aufgewendeten Koften ohne Erjag 
„ſelbſt zu tragen haben; 
ad o. 
„Daß 
1.) die für ihre jenſeits des Mheind verlornen Kreisländer dies— 
ſeits entfchädigten, oder in dem damaligen Umfange der zwei 
Rheinfreife nicht mehr pofjefjionirten vormaligen Kreisſtände 
zu den noch vorhandenen Kur= und Oberrheinichen Kreis- 
fehulden bis zum Lüneviller Frieven vom "März 1801 
und nicht weiter beizutragen verbunden feyen; 
. 2.) die wegen der linförheinfeitigen Kreisländer betheiligten Reg- 
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ierungen auch diejenigen. Kreisſchulden mitzutragen haben; welche 
in Gapitalien befteben, die zwar nach Abſchluß des Lüneviller 
Frievend aufgenommen, aber und jo meit dieſes gefchehen, zu 
Tilgung folder Schulden verwendet worben find, Die zur Zeit 
des Lüneviller Friedens bereitö beftanden haben; wohin nam- 
entlich unter eben viefer Vorausſetzung das von dem oberrhein- 
ifchen Kreife aufgenommene Capital von Einmal hundert und 
fünfzig taufend Gulven gehört; die Damit getilgten Schulven 
mögen nun in älteren Capitalſchulden, und. deren rückſtändig— 
en Zinfen beftanden, oder von andern Kreiöbevürfniffen herge- 
rührt haben; . 

3.) die zur Zeit des Abſchluſſes * Luͤneviller Friedens vorhand⸗ 
en geweſenen Kur- und Oberrheiniſchen Kreisſchulden, in dem 
Falle, wenn hierüber, nach Einſicht der betreffenden Rechnungs 
en zwifchen ven betheiligten Regierungen noch etwas. freitig 
bleiben follte, durch ein are un audzumitteln 
ſeyen; 

4.) die betheiligten Regierungen, die auf das austragalgericht⸗ 
liche Verfahren aufgewandeten Koſten ohne Erſatz ſelbſt zu trag— 
en haben (Sitzung 1.) 
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Am 17. Mai ward beſchloſſen, das Verzeichniß der für die Jahre 
1838, 1839 und 1840 von den ſiebzehn Stimmen des engeren 
Rathes ernannten Spruchmänner bei dem zu Folge Beſchluſſes vom 
30. Oktober 1834 angeordneten Schiedsgerichte durch die Zeitung: 
en zur Öffentlichen Kenntniß bringen zu laſſen. (Sigung 8.) *). 

Auf den Antrag Sr. Durchlaucht, des fouveränen Landgrafen 
zu Heſſen-Homburg, wegen Regelung feines Stimmverhältniſſes in 
der Bundeöverfammlung, wurde am 17. Mai befihlofien: 

1.) St. Durchlaucht, den Grafen zu Heſſen-Homburg in pleno 
mit einer Stimme zu betheilen, und denſelben unbeſchadet ſein⸗ 
es Ranges, den ſouverainen Fürſten in der Weiſe anzureihen, 
daß er den Platz vor den freien Städten einnehme; 

2.) Sr. Durchlaucht zu veranlaſſen, ſich im engern Rathe den 
zur 16ten Geſammtſtimme vereinigten Fürſten anzuſchließen, 


*) S. dieſes Archiv Bd. 8 Heft 1., wo das Verzeichniß mitgetheilt iſt. 


% 
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demgemäß wegen Begrüßung und Verſtändigung mit den Glieb- 
ern der 16ten Curie Hinfichtlich der erforderlichen innern Or- 
‚ganifation die geeignete Ginleitung zu treffen ; 

3.) Sr. Durchlaucht dem Herrn Landgrafen in Ermwiederung auf 
fein Schreiben vom 9. DOftbr. v. J. durch das Präfivium 
von diefen Beichlüffen mit dem Bemerfen in Kenntniß zu ſetz⸗ 
en, daß nach erfolgter Einigung mit den Glievern ver 16ten 
Eurie der Bundedverfaffungsmäßigen Ausübung feines Stimm: 
rechts in der engern Verfammlung * Hinderniß im Wege 
ſtehen werde: 

4.) die fürſtlichen Glieder der 16ten — unter An⸗ 
erkennung ihrer Bereitwilligkeit wegen Aufnahme des Land— 
grafen von Heſſen-Homburg in ihrer Mitte, durch ihre Ge— 
ſandſchaft zu erſuchen, ſich wegen der nothwendig werdenden 
Veränderung in der innern Organiſation der Curie, mit dem 
Kandgrafen von Hefjen, in dad Einvernehmen jegen, und feiner 
Zeit über die flattgefundene Verſtändigung megen Ausübung 
des Stimmrechts in der engern Verſammlung die Anzeige an— 
her machen zu wollen. ( Sigung 8.) 


— 


In Austrägalſachen des Herzogthums Naſſau, Klägers, der Krone 
Preußen, Beklagten, wie auch der mitbetheiligten freien Stadt Frank— 
furt, wegen Auseinanderfegung ded Kur =Trierifchen Schuldenweſ— 
end, war am 26. Juli dad von dem Öberappellationd= Gerichte zu 
Gele, am 8. Juni abgegebene Erfenntniß vorgelegt, wodurch vie 
freie Stabt Frankfurt von der Verpflichtung zu vatlichen Ueber: 
nahme KursTrierifhen Schulen und Laſten, insbeſondere der Sus— 
tentationdfoften ded vormaligen Kur = Trierfchen Dom = Kapitels 
und der vormaligen Kur = Trier/fhen Dienerfchaft, von wegen 
des fogenannten in der freien Stadt Frankfurt gelegenen Trier: 
fhen Hofes, gänzlich freigefprodhen, und dem Herzogthum Naffau, 
und der Krone Preußen die Hebernahme ver Kur-Trierifchen Landes— 
und Kammerfhulden unter genauer Beitimmung des Theilungs: 
Berhältniffes, allein auferlegt wird. (Sigung 17.) 
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Anerkennung des Herrn Heinrich Eduard For, als koͤnigl. Grop- 
britannifchen Bevollmächtigten Minifter. beim deutſchen Bunde, in 
Stelle des abberufenen Sir Gartwright. (Sigung 17. vom 
26. Juli.) 


Anerkennung des Herrn Marquid Fabius Pallavicini, als 


Königl, —A aufſeordẽcdi chen Bejgupten ergo Tmäc- 


igten Minifter bei dein deutfchen Bunde, in Stelle des berufenen 
Herrn Grafen von Rofji. (Situng 29. v. 19. Oftbr.) 


eiuf Sem Anleag der Koͤniglich Hannsbelſchen Hegkkring ‚ihlden 
Bilvichgiibiefomdierer Ansträgaifenamte, maria 19. 
Dftober, zur Modificirung des Bl Austrägal, + Berfahreng 


ein Beſchuß ‚gehabt ‚Sigung 2 a 0 
n ir 140 f * 


Am 49.” Oktober "erklärte det Bund’ hunter lgeibiffen Bedingungen 
feine Zuftimmung zur Fortführung dei hrojettirten Eiſenbahn zwifch- 
en Frankfurt, Mainz und Wiesbaden durch den Rayın und Die 
Werke ver Feftung Mainz. (Sitzung 29.) 


Für das Jahr 1839 wurde a 20. Nobember eine neue Re— 
clamations-Commiſſion gebilvet, durch Ernennung der Ge- 
fanbten Bayerns,’ Königreichd Sachſens, Badens, a 
der. beiden Großherzogthümer Mecklenburg. (Sigung 34 
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Freundſchafts⸗ Handels· und Schifffahrts⸗Vertrag 

zwiſchen denn freieri und Hanſeſtädten Lübech 
Bremen und· Hamburg und "der Hohen, Pforte, 
unterzeichnet’ zu London, am 18. Mai 1839. 
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Freundſchafts⸗ Haubels⸗ und SäHFluhn- Trac —— 
der Hohen Pforte und den freien Hanſeatiſchen Repub⸗ 
liken Lübeck, Bremen und Hamburg. 


n5 inc nt chi sur Ihr } k YIRRBUTA 


Rodnem die Senate der een Sasisatifäen. ‚Republiten. Rübet, 
Bremen und Hamburg ven Wunfch zu erfennen gegeben, die Grund: 
lagen der Freundfihaft und des guten Vernehmens mit der Hohen 
Pforte durch den Abfchluß eines Handels- und Schifffahrts-Ver— 
trags zwifchen Seiner Majeftät, dem Padiſchah der Ottomanen 
einerjettd und den Senaten der genannten Staaten (eined jeden für 
ſich beſonders) andrerfeits, zu befeftigen; fo haben ver Senat ber 
freien Hanfeatifchen Republif Kübel, der Senat der freien Hanjea- 
tifchen Republif Bremen And der Senat der freien Hanfeatijchen 
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Republit Hamburg zur Verhandlung und Abſchließung der: Artikel: 
des beſagten Vertrages bevollmächtigt den Herrn Jamiesı@olquf 
boun, Doctor ver Rechte, Ehrenbürger der genannten Republiken, 
und gegenwärtig diplomatiſchen Agenten ‚verfelben bei ver erlaucht⸗ 
en Megiernug Ihrer Majeftät der Königin des vereinigten: König: 
reichs Großbritannien und Irland —— des ren — 
—— — > Te — — 

Auf dieſen Wunſch Aehenn - threrſeitz die Hohe Viori 

Kraft der ihm durch die erhabene Perſon ſeines Souverains und 
Herrn, des Durchlauchtigſten, Glorreichften, Großwürdigſten und 
Grogmächtigften Sultan Mahmud IE übertragenen: Vollmacht⸗ 
en, ernannt und ermächtigt, Seine Excellenz Muftafa Reſchid 
Paſcha, einen der Veziere und Großwürdenträger des Reichs, 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, Inhaber der mit Brill: 
anten ‘(ls beſonderm Zeichen feines Hohen Ranges) verzierten 
Inſignien des Kaiſerlichen Ordens Nifhant Iftihar und Groß: 
freuz des Franzoͤſiſchen Ordens der Ehrenlegion, des Belgiichen 
Leopold-Ordens und des Spaniſchen Ordens Iſ abellens der 
Catholiſchen. 
Die vorgenannten Bevollmächtigten find in. Berathing — 
und Haben vie nachſtehenden achtzehn Artikel verabredet und feſt⸗ 
geſetzt, aud —— genehmigt und mit ihren Ren ver⸗ 
— | 


Artikel 1. 


Zneifihen den Staaten. und Unterthanen der Ste; orte und 
den Hanfeatifchen Republifen, deren Bürgern und Einwohnern fol 
fortan immerwährende Freundſchaft beſtehen. 


Artikel 2. 


E⸗ — demzufolge die nalerthaue⸗ und Bürger | der Per 
contrahirenden Theile in völliger Sicherheit ihre beiverfeitigen Bes 
fitungen befuchen, daſelbſt ihren Kandel ju Waller und zu Lande 
betreiben, auch Käufer und Speicher miethen ; ihre Verfonen werd⸗ 
en dort jederzeit geachtet jein und in Allem, was ihre perjünlichen 
Borrechte fo wie dad Recht zum Handels- und eignen Geſchäaͤfts— 
betrieberanlangt, follen fie gegemfeitig alle diejenigen Borzüge/ges 
nießen, ‚deren ſich in den Gebieten. der: Hohen: Kontrahenten dien Un⸗ 
| 17 * 
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terthatien: und: Wihtged® ver: meiſtbegünſtigten Nationen erfteueu 
Die; Freundſchaft Aunter den Hohen‘ contrahirenden Theilen wird 
ſelbſt im Fall eines Krieges eines derſelben mit einer dritten Macht 
Feine, Anterbrechung leiden. Die MHanſtatiſchen Republiken/ ir ihrer 
Neutralität. verharrend, werden immer imitiverfelben Achtun Jvie 
Flaggen iund-Unterthanen ben! Hohen Pforte ;. feien. ed) Dttom ınen 
oder Rayas bei jich aufnehmen, denen feinerlei Beeinträchti zung 
winerfahren, vielmehr die Sortfegung ihrer Hanbeldverbindungen 
ungefränft ‚verbleiben. wird, ‚Und.-in. Erwiederung wird bie Hohe 
Pforte den. Bürgern: der Hanſeatiſchen Republiken die gleiche Auf: 
nahıne angeveihen laſſen, deren — und ee immer re⸗ 
nen: werden — 
0 Metitel 3, — 

‚Die, ———— * Hohen Biorte; ‚fie emdgen ET 
ea; welche die Gebiete der Hanfeätifchen Republiken betreten, 
follen bei ihrer Ankunft und während ihres Aufenthalts mit der— 
felben Auszeichnung behandelt: werden und ſich derſelben Vorzüge 
und Privilegien erfreuen, wie die Unterthanen der am meiſten be 
güntigten ‚Nationen. Auf gleiche Weiſe dürfen‘ die Hanſeatiſchen 
Bürger, fie mögen Kaufleute fein. operumicht, welche die Meere 
Gewäfler; : Häfen und «Lande: der Hohen Pforte durchreiſen, beſuchen 
oder bewohnen, dort nicht beeinträchtigt oder beläftigt werben, und 
haben fie feine anderen Zölle und ſonſtige Abgaben zu entrichten, 
ald diejenigen, denen bie Kanflente und Unterthanen der am meift- 
en: begüunftigten Nationen: unterworfen ‚find. — m m. werd⸗ 
en den Reiſenden Päaſſe Apniligen. 

* 21 72 
Artikel 1. | 

Die Bürger der Hanfeatifchen Republiken, welche die Gebiete des 
Ditomanifchen. Reichs befuchen: wollen, : fönnen ſolches mit Sicher: 
heit thun,. und ‚werden: zu dem Zwed einen Geleitäbrief Kaiſer— 
lichen Befehl} erhalten, kraft deſſen ſie nirgends auf ein a 
Roßen, — ——— — uud; Beifinab ee. erden. “ 3 


 uh. fi 3: » —* 3,3 


— "Artikel 5. 


* ſammtlicheni Staaten der Hoden forte: ſollen — — 
iſchen Bürger miemals und unter feinem Vorwand in ihren Ger 
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ſchaͤften geſtbrt werden; und wird man ihretwegen überhaupt das 
namliche Herkommen befolgen, was rückſichtlich der meiſt begünſt⸗ 
igten Nationen feftfteht.. Zu ihren Handelsgeſchäften moͤgen ſie ſich 
inch Belieben ver — — Bar ‚und jedes Glaubens be: 
dienen. J — nit ttröte) — 


‚Artikel, A 


68 —9— — Gohen Pforte: frei, in allen Stähten — Säfen 
der: Hanſeatiſchen Nepublifen Eonfuln und Vice- Conſuln (Sha- 
benders) anzuſtellen; bieje:jollen überall Schug und Beiftand find- 
en und» mit der ihrem Stande gebührenden ; und: den in den :Hanz 
featifchen Republifen reſidirenden Perfonen gleichen Ranges ver am 
meiften begünftigten Nationen zuerfannten Auszeichnung behandelt 
werden. Die Hanfeatifchen Republiken haben vie gleiche Befugniß 
zur Anſtellung ‚von: Gonfuln oder Vice: Conſuln, fomohl aus ver 
Zahl ihrer eignen: Bürger, als ı andter Fremden, mögen diefe zu: 
gleich: Gonfulat: Funktionen: im Dienfte einer. dritten. Macht: ausüben 
over..niht, in allen Plägen;, Häfen: oder: Hanvelsftäpten der Hohen 
Pforte, wo immer deren Gegenwart duch das Hanfeatifche Intereffe 
geboten werbeniimag. “Die Hohe Pforte wird ihnen Fermane ‘ober 
Berats zuftellen: und. den — un ——— und Aus⸗ 
— — laflen, > ..:' 
PR SE TEE RE Artikel 7. 

Reh Hanfentifcher Bürger; fei er Kaufmann ‚ober nicht, — — 
Selaven gemacht werden. Gleiches gilt mit Bezug auf. die Moha= 
medaner oder fonftigen Unterthanen der' Hohen Pforte in'ven Hat: 
featifchen Republiken. HSinfichtlich der Güter von Hanfeatifchen, in 
den Staaten der Hohen Pforte verftorbenen Bürgern, ſo wie um: 
gekehrt von Dttomanifchen Unterthanen, bie in den Gebieten ver 
Hanſeatiſchen Republiken verftorben, dient das in Betreff der meift- 
er — — Verfahren als ae 


„Artikel 8. 


En San: * RER oder eines Brozeſes zwiſchen mena 
en der Hohen Pforte und Hanſeatiſchen Bürgern ſollen die Barth- 
eien nicht anderd vernommen, und das Urtheil nicht anderd gefproch- 
en werden, als in Gegenwart des Hanſeatiſchen Dragomans. So 
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oft im einer. Sache der Streitgegenftannd 500 Piaſter an Merth 
überfteigt, wird. fie. dem Richterſpruch ver Hohen Pforte unterzog⸗ 
en, damit biefe nach den Gefegen des Rechtes und der Billigkeit 
entſcheide. Hanſeatiſche Bürger, welche ihren. Handels- und ſonſt⸗ 
igen Gefchäften redlich und friedlich obliegen, dürfen niemals durch 
die Ortsbehoͤrden zur Haft gezogen oder ſonſt beläſtigt werden; 
im Fall eines Verbrechens oder Vergehens aber ſoll die Sache 
ihrem Miniſter, Geſchäftsträger, Conſul oder Vice-Conſul, der dem 
Orte, wo das Verbrechen: begangen worden, am nächſten wohnt, 
überwieſen werden; die Angeſchuldigten ſollen dann von ihm ge⸗ 
richtet und nach dem in a ber» — ——— — 
beſtraft werden. 

eh —— ws 

Die Flagge ber. ae: Pforte ſoll in wen’ Hanfentifchen Repub 
liken reſpectirt werden, und ſollen die, Hanfentifihen: Kriegsfahrzeuge 
in Betreff ver Handelsſchiffe des Ottomaniſchen Reichs die im. der 
Marine üblichen Zeichen der Freundſchaft und Hoͤflichkeit beobachten 
Gleiches Verfahren haben die Ottomaniſchen Kriegsſchiffe gegen wie 
Hanſeatiſchen Handelsſchiffe zu befolgen, und es ſollen die Hanſea⸗— 
tiſchen Flaggen ebenſo in allen Staaten der Hohen: Pforte reſpect⸗ 
irt werden. — Die Hanſeatiſchen Schiffe koͤnnen unter ihrer eig⸗ 
enen Flagge in völliger Sicherheit ſegeln; in keinem Falle aber 
bürfen je ihre Slagge weder den Fahrzeugen Ottomanifcher Unt: 
erthanen, noch. denen anderer Nationen leihen, Die, Gefandten, ‚Ge: 
fhäftäträger, Gonfuln oder Vice-Bonfuln der. Senate der Hanſeat⸗ 
ifchen Nepublifen dürfen ntemals, weder: dffentlich: noch insgeheim, 
einen. Raya der. Gewalt der Hohen Pforte entziehen, noch ihn durch 
Patente ſchützen, Sie werben darauf achten, daß man niemals und 
in- feinen Stücke von den in dieſem Trartat aufgeſtellten und. vun 
den. ‚beiden geaten de — — ab⸗ 
weiche. 

In Erwägung des beſchrůnkten Umfanges * Gebiete dee Repu- 
blifen Lübeck, Bremen und” Hamburg "und ber innigen Handels⸗ 
und. Schifffahrtsverbindung, welche zwiſchen dieſen Republiken be: 
ſteht, wird hiemit verabredet und feſtgeſetzt, daß jenes Schiff, welch 
es ausſchließlich einem oder mehreren Bürgarn einer oher der aud⸗ 
ern der genannten Republiken gehort und deſſen Capitain gleichfalla 
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Bürger: einerader genannten Republiken iſt vorausgeſetztz daß drei 
Viertheile ner: Mannfchait: · aus Bürgern: ober» Alsiterthanen einer 
oder mehrerer /der genannten Republiken, oder eines abet mehnerer 
Staaten des deutſchen Bundes beſtehen in: Betreff aller. Verhaͤlt⸗ 
niſſe, die Gegenſtand dieſes Tractats iſind, al ein‘ Lübeckiſches 
Bremiſches oder. Hamburgiſches Schiff: angeſehen werden ſolle Die 
ordnungsmaßig ausgefertigten Seepäſſe werden zwiſchen den «Hohen 
contrahitenden Theilen ala. Beweiſe der Nationalitaͤt der Ottoman; 
iſchen und Hanſeatiſchen Fahrzeuge gelten. iin! 3 neben 


Artikel 110 


Die Hanſeatiſchen Handelsſchiffe können frei, durch den Kanal ver 
Kaiſerlichen Reſidenz fahren, um in das. Schwarze: Meer oder auq 
demſelben heraus zu gelangen und mit Ausnahme der im Ditp: 
maniſchen Reiche verbotenen Gegenftaͤnde Dürfen ſie mit allen Waar⸗ 
en, Matur⸗ oder: Induſtrie⸗ Erzeugniſſen des Dttomaniſchen Meichs 
ober: jedes andern Urſprung⸗Orts beladen. ſeyn. Auch folk es den 
Kanfektiichen Handelsfahrzeugen freiſtehen, ſey es beladen oder in 
Ballaft;, ſowohl ven Bosphorus odet das Schwarze, Meer, zu -hbe⸗— 
ſchiffen, als andere Meere, Gewaͤſſer, Rheden und Häfen zu befahr— 
en/ die vbdn der Hohen: Pforte: abhängen, welche Letztere mittehft 
Griheilung: der dazu erforderlichen Fermane, ihnen Schutz verſchaff⸗ 
en wird gegen jede Beeinträchtigung oder jeden Angriff pon Seiten 
ver: Afrikaniſchen -Megentfchaften:: — Und. um beſſer zu erkläͤren, 
welches Werfahren die Bürger und Einwohner ver Hanfeartjchen _ 
Republiken einzuſchlagen haben, wenn Hanſeatiſche ‚Bürger oder 
Schiffe auf der: See durch Unterthanen ver. Hohen Pforte bes 
raubt werden sfollten,. dieſe mögen ‚ven: Afrifantfchen Vrowinzen oder 
irgend einem andern der Herrſchaft Sr. Ottomaniſchen Majeſtät 
unterworfenen Gebiete angehören ; — fo hat der fo beraubte Hans 
featifche Bürger oder SchiffJGapitätn’Bei feiner Ankunft, in welch— 
em Hafen ed ſey, or“ der ſcompetenten Behoͤrde daſelbſt im, hexge⸗ 
brachter Form eine heeidigte Erklärung abzulegen, um. die Umſtände 
ber iangethanen: Gewalt. zu conſtatiren. Dieſex Erklaͤrung werden 
bier Documente beigefügt, welche die, Eutſchädigungs- Fordexuugen 
enthalten. Der Beraubte wendet: ſich ſodann an deu doxtxeſidir⸗ 
dee Conſul der Ganſeatiſchen Republilen oder, einer derſelben 
oder ſalls es dort keinen gaͤbe au den Konful jrgend einer ande 
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Brationg in) dasa Guanzter nuch Bonflantinopel: befdrnerm: zur laſſen 
Bier werden / viel den Betrag var! Entſchaͤdigungs⸗ Forderung conſta⸗ 
tirendert Dotuntente nach den beürder Hohen Pforte geltenden Rechts⸗ 
grundfägen und den zur Unterfiigung'vienenden Beweismitteln von 
Sen) welchen es angeht unterſucht. Die competente Behörbe wine 
über’ dier Bezahlung der Entſchaͤrigung entſcheiden, melde: ſodann 
Hort dem: Pitaten / oder demjenigen; der: den Schaden angerichtet hat, 
innerhalb 3: Monaten; wort Tage des nn... — an 
gerechnet, zu leiſten iſt. malog mmiblneiinu zu. 


Artifeli:if. 


Bereit Unterthau der Höhen Pforte,ıed. odet fein Schiff: mag 
den Afrikaniſchen Probinzem over :ärgenmelnemandein „deu Hert⸗ 
ſchaft Sr. Ottomaniſchen Majeftät; unterworfenen Gebiete angehör⸗ 
en; durch die: Handlung eines: Hanſeatiſchen Bürgers ober Schiffs⸗ 
kapitllins aufto der See Verluſt oder Schaden erlitten haben: ſollte, 
ſo Hat der Verletzte ſeine Cutſchaͤdigungs⸗ Forderung / wor äderi com⸗ 
petenten Behbrde derjenigen amter den Republiken Lübeck Bremen 
ind Hainburg; welcher ver Verletzende angehört, geltend zu mach⸗ 
en; dieſe wirde danu die dem Ottomaniſchen Unterthan binnen 
Monaten mach geſprochenein · Crlenntniffe auszuzahlendes Entſchaͤd⸗ 
igung feſtſetzen? Da’ jeder rechtlich begründeten Forderung duch 
biefe Vereinbatung die Gntſchaͤdigung gewaͤhrleiſtet wir, ſo hat 
man ausdrlicklich anerkannt, daß in: dieſem Betracht keinerlei Soli⸗ 
daritkt weder unter den drei Hanſeatiſchen Republiken/ noch unter 
Foren Bürgern noch unter den Bürgernmeiner derſelben beſtehe, 
und eben ſo Noll auch andererfeits jeder) Ottomaniſche Unterthan 
nur für ee ‚felbit eontrahirten N verantwort⸗ 

lich / ſeyn. anna om ten na m u—,“ 
un vl 25,9 IHR UNTANN 
bat m Ari Samen it 2 544 79 

A allen — ses Dttomanifchen: Reichs ‚follen sie Ganfentif 
er" Schiffe, ſowohl bei ihrer Ankunft als bei ihrem Abgange, keiner 
ſtrengeren Unterſuchung Ton ‚Seiten "der golle oder Hafenbeamten 
unterliegen,‘ aldı: die Schiffe‘ der iam meiſten begänftigtem Nationen; 
auch ſollen "nie’ befagten Schiffe und ihre Ladungen nie andere; ober 
hbhere! Zollz; Hafen: ober fonftige Abgaben bezahlen, als wvie⸗ Schiffe 
eben diefer Nationen. Gleicherweiſe ſollen fie auch alle Producte ober 
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Waauren jeder Akt rei: und rausführen dütfen, welche von den 
Schiffen der am meiſten begünſtigten Nationen ein= und ausgeführt 
werden. Dien Schiffe unter Ottomaniſchern Flagge, welche die Häfen 
ver Hanſfeatiſchen : Republifens beſuchen, ſollen ſich dort derſelben 
Vortheile erfreuen Was den Küſten⸗Handel anlangt, welcher die 
au: einem in den andern Häfen: Eines der Hohen, contrahixenden 
Theife expedirten inländiſchen oder ausländifchen. Producte umfaßt, 
jo ift feſigeſetzt worden, daß die Betreibung dieſes Handels Den 
Schiffen und Unterthanen oder Bürgern: der beiden vefpestiven Con 
trahenten freiſtehen ſollz jedoch; iſt derſelbe den fin den: innern Handel 
beſtehenden Reglements, ſo wie ſolche von beiden Seiten auf die 
Unterthanen ver am meiſten begünſtigten Mationen ae word⸗ 
en, anzupaſſen. —VV———— 


Artikel. 13; 


u Die Anterthanen und Bürger Eines der Hohen: contrahirenden 
Theile ‚i welchenmit! ihren Fahrzeugen am einer dem andern. Theile 
gehdrigen: Kuſte ankommen, aber entweder in den Hafen micht ‚eins 
laufen/ oder wenn fie eingelaufen find, daſelbſt feinen Theil; ihrer 
Ladung Töfchen wollen, haben vöffige Freiheit, wieder abzugehen und 
ihre Reife fortzufegen, ohne andere Abgaben zu bezahlen, als dies 
jenigen, denen in gleichem halle de * — Nationen 
unterworfen ſind ı n 
BUT Birk isn! ı r 
er j * Artitei BLM Ä 

Mau iſt ferner übereingekommen, daß es ben. Sushi 
des einen eontrahirenden Theiles, wenn ſte in den Häfen des and⸗ 
ern eingeldufen ſind, freiſtehen ſoll, je nach der Willkühr des Ca— 
pitains oder Eigenthuͤmers, nur einem Theil ner Ladung zu loͤſchen, 
und mit‘: dem uͤbrigen ungehindert wieder abzuſegeln, ohne Zoll, 
Abgabe over ſonſtige Laſten für ein Mehreres zu entrichten, als für 
den wirklich ans Land: gebrachten Theil der Ladung, welcher in dem, 
eine Aufzählung: ſaͤmmtlicher Gegenſtaͤnde der Schiffsladung enthalt⸗ 
enden Manifeſte zu bezeichnen und. durchzuſtreichen iſt; zu. welchem 
Behuf dieſes Manifeſt ver: Zollbehoͤrde desjenigen Ortes ven. Dad 
Schiff angegangen iſt, vollftändig vorgelegt werden muß. Für ben 
im Schiffe weiter mitgenommenen ‘Theil der Ladung wird nichts 
entrichtet, es mag. mit. diefem ſeine Fahrt nach einem, ‚ober, mehr⸗ 


— as — 


eren Hafen vdeſſelben Landes: fortfegen ;:um dort über dem: Reſt ver 
kadung/ foferw: dieſelbe aus Gegenſtuͤnden beſteht, deren Einfuhr ge⸗ 
ſtattet iſt, unter Bezahlung der darauf anwendbaren Abgabe, zu 
verfligen — oder auch nach jedem dritten Lande damit verſegeln 
Hierbei) wird jedoch wohlverſtanden/ daß alle und jede das Schiff 
ſelbſt treffende Zölle, Abgaben: und Laſten nur vein einziges Mal 
und zwar indem erften Hafen, mo das Schiff die Ladung bricht, 
oder einen Theil verjelben Löfcht, zu entrichten find; daß aber Teine 
Zölle, Abgaben oder Laſten dieſer Art in ven übrigen Häfen deſ— 
felben Landes, wo das befagte Schiff fpäter noch ſollte einlaufen woll⸗ 
en; aufs Neue geforbert‘ werden dürfen, es fey denn, daß die am 
meiften begünftigte: Ration in gleichen Falle noch weiteren: — 
unterworfen wäre. 


Artikel :15, 


DODie Eigenthümer oder Gapitaine der Handelsfahrzeuge beider con⸗ 
trahitenden Theile ſollen in. keinem Kalle gezwungen werden, ihre 
Schiffe zum Transport von Truppen, Munition oder audern Kriegs⸗ 
bedürfniſſen herzugeben; ſie ſind befugt, alle desfalls an ſie gericht: 
eten und ihnen ſelbſt nicht —— — 


— Artikel 16. 

Wenn Schiffe ded einen der beiden — eite, von 
Stürmen, Piraten, Gorfaren oder ſonſtigem Ungemach Schug fuc: 
en in den Häfen oder innerhalb’ des Gerichtöbezirfd des andern 
Theils fo ſoll ihnen Aufnahme, Schug und freundliche: Behand: 
lung mwiderfahreni Im. Fall auch ein Schiff des: einen contrahirend⸗ 
en Theil an den Küften des andern: Schiffbrud;: litte, folk, nie ger 
rettete Mannſchaft allen! Beiſtand finden, : den ihre Lage erheiſcht 
vie Waaren und; ſonſtigen Gegenſtände aber, die man zu bergen 
vermocht find dem Hanſeatiſchen Gonful des zunächſt gelegenen 
Orts zu’ überliefern, um dem Eigenthümer zugeſtellt zu werben — 
Für die Güter Ottomaniſcher Unterthanen wird in ſolchen Fällen 
das in den Hanſeatiſchen Republilen rückſichtlich der meiſt — 


igien unse — Verfahren F — dienen. 
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Unterfchrift der vorgenannten Bevollmächtigten erhalten, um von 
der einen wie von ber andern Seite für alle Bolgezeit getreulich 
in Ausführung gebracht zu werben, ift von denſelben an ihre Reg: 
ierungen einzuſenden, deren keine "gerfatieh wird, daß man ihm zu: 
wider handle, und zwar unter dem fürmlichen und gegenfellig ge: 
gebenen Verſprechen, daß innerhalb Bier Monaten, von dem Tage 
der Unterzeichnung an gerechnet, oder wenn möglich noch früher, 
derselbe durch Seine Majeftät den Kaifer der Ottomanen Ginerfeits 
und die Senate ver Hanſeatiſchen Republiken Andrerſeits genehmigt 
und beftätigt werben fol, damit die Artikel deſſelben ohne alle Aend⸗ 
erung und Abweichung beobachtet werden. 

| — Artikel 18. 

"Obgleich die gegenwärtige Gonvention ‚als den drei freien Sanfeals 
ifchen Republiken Luͤbeck, Bremen und Hamburg gemeinfam angeſehen 
wird, ſo iſt doch vereinbart, daß zwiſchen den jelöftjtändigen Reg: 
ierungen berfelben feine Solivarität befteht, und daß die Beſtimm⸗ 
ungen der gegenwärtigen Convention, ‚falls ſie in Betreff der einen 
oder zweier der genannten Repubfifen wegfallen würden, nichts defto 
weniger für die übrigen in voller Kraft bleiben ft, 


Schluß. m oral 
Demzufolge ift, nachdem die vorſtehenden achtzehn Artikel geord⸗ 
net und vereinbart worden, der gegenwärtige Tractat abgefaßt, um 
. wenn es Gott gefällt, durch die in London vorzunchmene Aus- 
wechfelung der Ratificationen, feine Vollendung zu erhalten, und 
ift derjelbe von den vorgenannten Bevollmächtigten unterzeichnet und 
unterjiegelt und gegen eine vollig gleichlautende Urkunde, ausge⸗ 
wechſelt worden. 
So geſchehen zu London am 18. Mai 1839. 
(lu. 8.) 3: ——— 
(1. 8.) Rechid Paſcha. 
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Bir, der, unterzeichnete Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
der Hohen Pforte und auſſerordentliche Geſandte bei dem Hofe zu 
London, um aus dem Handelstractat, den Mir. im Namen unſeres 
erlauchten Souverains mit den Hanſeatiſchen Republiken Lübeck, 
Bremen und Hamburg abzufchließen beauftragt waren, und am 18, 
dieſes Monats abgeſchloſſen haben, jeden Gegenſtand eines Zweifels 
oder einer falfchen Auslegung zu entfernen und auf den von Herrn 
James Golquhoun, Bevollmãchtigten en der genannten Republifen, 
gegen und auögefprochenen Wunſch, erklären hiermit; 

1. Daß in dem Artikel 10 des genannten Tractatd, wo von ver— 
botenen Gegenftänden die Rede ift, man nicht von folchen Waaren 
bat reden wollen, die, am Bord eines Hanſeatiſchen Schiffes be— 
findlich, nach einem nicht zu. ‚den Staaten, Er. ‚Sttomanifchen ‚Ma- 
jeftät gehörenden Hafen beſtimmt ſind. 

2. Daß wenn (im Artikel 11) feſtgeſeht wird, die Dttomanifc 
en Untertanen und die Hanſeatiſchen Bürger follten nur für die 
von ihnen. ſelbſt conttahirten Schulden verantwortlich ſeyn damit 
nicht geſagt iſt, daß fie nicht auch dann verantwortlich feyn follen, 
wenn fie für irgend jemand Anderd Bürgſchaft oder Sicherheit ge⸗ 
leiſtet haben. 

3. Daß der an mehreren Stellen gebrauchte Ausdruck Bürger, 
wo von Perſonen die Rede iſt, die von den Hanſeatiſchen Republik 
en ‚abhängig find, im Türfifchen Text durch ein Wort ausgedrückt 
worden ift, welches Untertban beveütet, und welches ohne Unt— 
erſchied des rellgibſen Glaubens und der bürgerlichen oder politiſch— 
en Rechte‘ alle den DARIN Republifen untergebenen Indivi⸗ 
duen umfaßt. 

4. Daß unter dem Wort Piaſter ausſchließlich der Türkiſche 
Piaſter von vierzig Paras zu verſtehen iſt. 

London am 22. May 1839. 

Ace] or (unterz.) Rechid. 
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Württemberg. 
Darſtellung der Einrichtung der polytechniſchen 


Schule in Stuttgart 


(nach, der offiziellen Bekanntmachung: des Miniſteriums 
des Innern, vom 2. Januar 4840.) | 


Der öffentliche Unterricht in den wiſſenſchaftlichen und artiftifchen 
Grundlagen der Technik und des Gewerbfleißes, welcher im Jahr 
1829 in hiefiger Stadt an ver Höhen Real und der Kunftfchule 
in feinen Elementen gegründet, im Jahr 1832 aber von den ge: 
nannten Anftalten getrennt und erweitert, und zu einer felbftftänd= 
igen Lehranſtalt mit dem Namen Gewerbe - Schule eingerichtet morb- 
en iſt Hat in Folge “hbchſter Entſchließung vom 16. Juni 1838 
in mehrfacher Hinficht neue Erweiterungen erhalten, welche mit dent 
Schuljahr. 1838 — 39 in das Leben getreten find. "Der Anftalt, 
an welcher diefer Unterricht ertheilt wird, iſt ihrer nunmehrigen 
Ausdehnung ‘und Einrichtung entfpreihend, ver Name polytech⸗ 
niſche Schule beigelegt worden. “7 
Das Wefentliche ber Eintichtung dieſer Schule befteht in Folg⸗ 
öndem: - Ma) 5 EPe ze 1. Kehl hi ST NT THE oe 

I. Die Dauer des Unterrichts iſt für Diejenigen Schüler) welche 
nicht blos einzelne Unterrichtöftunden Befuchen,“ fondern die Anftalt 
zur vollſtaͤndigen Vorbereitung für ihren künftigen Beruf zuſamm⸗ 


enhängend benügen wollen (orventliche Schüler), je nad) der Ver: 
fchievenheit der Berufsarten, welchen fie fich winmen wollen, auf 
zwei bis vier Jahre berechnet. Der erſte Jahresfurs ift vorbereit- 
end, und begreift diejenigen Lehrfächer in fich, welche vie allge: 
meine Vorbildung begründen, und jich daher in ver Regel far alle 
ESchulerd kigwen. "Die web Übrigen Kurſe umfaſſen ſolche Unterilgs; 
Fächer, die auf die wiſſentſchaftlich technische Bildung für ſämmt— 
fiche Gewerbe, für deren Lehrberuf an obern und niederen Real— 
fhulen, fo wie für jolche Berufsarten, für welche der Beſitz von 
naturwifjenfchaftlichen und technifchen Kenntniſſen und Fertigkeiten 
von wefentlihem Nutzen ifl, berechnet find. 

11. Die Lehrgegenflände in ven; wier Jahreskurſen find: 

1.) Mathematif: in den drei erften Kurfen: A.) Arithmetiſche 
Fächer: im erften Jahreskurſe: Zahlen Arithmetif, (wiederholend) 
ud, niedere Algebra in zwei Ahtheilungen woͤchentfich 9 Stunden; 
im weilten Kurſe: niedere Analviis bis, zur Lehre von den hoͤhern 
Gleichungen, 4 Stunden; im written Kurfe: Höhere Analyiis (Diffes 
rential und Integral-Rechnung.) 3 Stunden; B.) Geometrifche 
Facher! in dem erſten Kurſe: ebene Geometrie (wiederholungsweiſe) 
Stereometrie, und ebene Trigonometrie in zwei Abtheilungen 9 
Stunden; im zweiten Kurje: Anwendung der Algebra auf Geome: 
trie (als Vorbereitung auf die analytijche Geometrie). k- Stunde; 
Iphärifihe Trigonometrie (mit Anwendung auf Stereometrie, mathe— 
matiſche Geographie, praktiſche Geometrie, Gonomik, und die erſten 
Eleinente der iphärifchen Aftronomie,) 2 Stunden ; praftifche Geo: 
metrie, im Winter 1 Stunde; im Sommer in zwei wöchentlichen 
Ereurſionen 6 Stunden, durchſchnittlich 8 Stunden; im dritten 
Kurſe, analytiſche Geometrie (als Ergänzung des geometriſchen 

eichnens und der darſtellenden Geometrie) 3 Stunden; praktiſche 

eometrie, . im Winter 1 Stunde, im Sommer. Grfurfionen 3 
Stunden, durchſchnittlich 2 Stunden. | | R 

2.) Darſtellende (deſcriptive) Geometrie: i im zweiten Kurfe: in 
mündlichen Vorträgen, und unmittelbar darauf De, graphiſch⸗ 
en Ausarbeitungen, im Winter 4 Stunden, im Sommer 5 Stund⸗ 
en, durchfchnittlich 4* Stunden; im dritten Kurſe: dur iähnithe 
lich 49 Stunden; im, vierten Kuxſe 3 Stunden. 2 © 
a%) Mechaniſche Wiſſenſchaften im zweiten Rurfe;, — 
Decanit, ‚Statik, und Dynanıif, ‚pder. Lehre, pm Gleichahpicht und 
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der Bewegung (ſo weit: fie mit Hilfe der ebenen Geometrie, der 
Stereometrie, und der Trigonometrie begründet wird,) 4 Stunden; 
im dritten Kurſe: Maſchinen⸗Kunde, 4 Stunden, Maſchinenzeich⸗ 
nen‘ ( gleichla ufend miit de Maſchinenkunde), A Stunden; im vierten 
Kurſe: hohere Mechanik begründet durch höhere Analyſis 3 Stunden. 
4) MNaturgeſchichte: im zweiten Kurſe:  Boologie „(fpetielle: Nat⸗ 
urgeſchichte des Menſchen und der Thiere, bie leztere mit Rückſicht 
auf ihre Wichtigkeit für Landwirthſchaft und Gewerbe), im Winter 
4 Stunden; Botanik mit Excurſionen, im Sommer 4° Stunden, 
im Dunrdfchnitt: 4. Stunden ; im dritten Kurfe: : Miinevalogier (mit 
befonderer Rückſicht auf. vie Gewerbe und den Bergbau. in Deutfch- 
land) und Geognoſie mit: RATE NEN EDEN mit ERBE 4 
Stunden: - 

: 9). &hemie im — PM BE tehnifche (Grube 
griffe — anorganiſche Ehemie), 4 Stunden; im dritten Kurfe; or— 
ganiſche Chemie 2 Stunden; im vierten Kurſe: ſpezielle techniſche 
Chemie Eſpezieller Vortrag üben. einzelne prattifch, wichtige, chem⸗ 
— — — Vz USE; — ———— N 
BANNER, 

::6,) Pe im — nei * beſondere Emm 
fhaften ver Körper, Wärme, Hygrometer, Akuſtik, Optik, Elektri— 
eitat. und Magnetismus, 3 Stunden; im vierten Kurje: fchwierigere 
Lehren der Phyſik, unter Beziehung auf die Nefultate der höheren 
—— mit Anwendung der höheren. Analyſis, 2 Stunden. 

7) Technologie mit Produkten⸗ und ———— — beiten 
rn 3 Stunden... 1 

8.) Baufach: im zweiten Kurfe: Bau-Gonkruftions:tihee PR 
Saw-Mäuer-Hiten u. ſ. mi), 2 Stunden; im dritten Kurſe: Ball: 
Konſtruktions = Rehre, ( Eomplicirte Häng= und: Spreng Werke, Ge 
wölbe au. |; m.) 2 Stunden, Baumaterialien:Lcehre 2 Stunden, bürgs 
erliche Baukunde (Zuſammenſetzung einzelner: Elemente von Ge— 
bäubetheilen, Uebung im Entwerfen von leichteren Bauplanen ), 2 
Stunden 5; Feuerungskunde (Brenninaterialien, Feuerungs-Apparate, 
Defen; vexſchiedene DeizungssArten), im Winter: 2! Stumven; durch⸗ 
ſchnittlich 1.Stunde; im vierten Kurſe: bürgerliche Baubunde ſchwier⸗ 
igere, Aufgaben, und Kompofitionen:, Igudßere Geblude⸗Anlagen)2 
Stunden, Straßens, Brüden- und ee 2: Oitanven⸗ Banrecht, 
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Bau⸗ und: NN Peer Saunpeny: vurch⸗ 
—— 1 Stunden. — TE STINE TR 

9) Handelßfach : im — —— und Werhſelrecht 
nebſt Handels⸗ und Wechfel⸗Lehre (nach dem Ooden de eom me roe 
verglichen mit den Württembergiſchen und: undern deutſchen Hand⸗ 
eAs⸗ und Wech ſelrechten), 2 Scundenzitanfmännifies Rechnen/ in 
Berbindung mit Münz⸗, Maß = und Gewichtokuude 13‘ Stunden; 
kaufmanniſche Buchführung (einfache und doppelte) und Correſpon⸗ 
denz in der deutſchen franzbſiſchen, engliſchen alud italieniſchen 
Sprache: 6: Stunden; faufmännifche eg — an 
einer gut ausgeſtatteten Sammlung) 4 Stunde. ae 1 Ar 

10.) Zeichnung: und: Mopellir Unterricht: —8— Germetrifihes 
(Lineare) Zeichnen (vorzüglich als Vorbereitung auf die darftellenne 
Geometrie), im. erften Kurſe: in zwei  Abtheilungen 4 Stunden. 
B) Figuvenzeichnen: im erſten Kurſe: Mebung im Augenmaße, Zeiche 
nen der einfachſten Theile des menſchlichen Körpers) im zwei Ab⸗ 
theilungen 4Stunden; im zweiten Kurfe: Zeichnen ganzer Köpfe 
2! Stunden;:«im dritten Kurſe: Zeichnen ganzer Figuren, Thiere, 
Landſchaften, Pflanzen, Baume, 2 Stunden. C) Ornamenten-Zeich⸗ 
nen und Movelliren: im zweiten Kurferiinach Borkegebfättern, fpäter 
hit: Licht und Schatten, 2 Stunden; im: dritten Kurfe: Zeichnung 
und Schattirung größerer : Ornamente, Anfang im, Movelliren in 
Thon und Wachs 2: Stunden; im vierten Kurfer Anleitung: zum 
Selbiterfinden und Zufammenftellen ,; Fortſetzung des Modellireus, 
2: Stunden. DD) Baugeichnen und Modelliren? im zweiten Kurje: 
Kopiren von Bauriſſen, Gebaͤudetheilen u. f. w. 2 Stunden; Stein⸗ 
ſchnitt und Holzverbindung durchſchnittlich 3 /,. Stunden; im dritten 
Kurſe: Kopiren von Bauriſſen, mit beſonderer Rückſicht auf Schat—⸗ 
ten und Licht, 2 Stunden; Fortſetzung des Modellirens IStund⸗ 
en; im vierten Kurſe: hoͤheres Bauzeichnen ( geometriſche umd per: 
ſpektiviſche Fagaden) 4 Stunden. E) Blanzeihnien; topographiſches 
Bezeichnungen der, Kultur-Arten, ver. Gewaͤſſer/ Bertzeichnung, im 
zweiten Kurfe::,2 Stunden. .: Eine nahere Ueberſicht her dien Zer- 
gliederung des Unterrichtsſtoffes in jedem Lehrfache und über Die 
Richtung, im welcher jeder einzelne Lehrgegenftand:: zu! behandelu 
iſt, gibt das demnächſt — — — ——— are 
polytechniſchen Schule. : & 

11) Allgemein EN Säge: A) deutſche — — 
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Kurſe: Sprachlehre, Anleitung zu fihriftlichen Auflägen, im zwei 
Abtheilungen, 4 Stunden; im zweiten Kurfe: Anleitung zum Ge: 
fchäfts- und Briefſtyl, Abriß der deutſchen Literatur, 3 Stunden. 
B) Franzöſiſche Sprache: im erflen Kurje: in zwei Abtheilungen 
10 Stunden; im zweiten Kurfe 3 Stunden; im dritten Kurfe 2 
Stunten. €) Engliihe Sprade: im erſten Kurfe: in zwei Ab- 
theilungen 6 Stunden; im zweiten Kurfe 3 Stunden; im britten 
Kurfe 2 Stunden. D) Italienifche Sprache: im erften Kurfe' 3 
Stunden. E) Geihichte und F) Geographie, beide mit befonvderer 
Rückſicht auf Handel und Gewerbe, im erften Kurfe je 3 Stunden, 
6) Religion ; im erften Kurfe: hriftliche Glaubenslehre 1 Stunde; 
im zweiten Kurfe: chriftlihe Sittenlehre 1 Stunde, H) Kunft- 
fehre: im vierten Kurfe: Abriß der Gefchichte der bildenden Künfte, 
Borlegung. und Erflärung alter Kunftvenfmäler und verfchievener 
Bauftyle in Kupferwerfen, 2 Stunden. TI) National Defonomie: 
im vierten Kurſe 3 Stunden. K) Kalligraphie: im erften Kurfe: 
in zwei Abtheilungen 4 Stunden, 

Neben dieſen in den Kurjen der polgtechnifchen Schule zu er: 
theilenden 210— 212% wöchentlichen Unterrichtöftunden werden von 
Lehrern der Anftalt noch folgende ertheilt: 1) für Schüler des ob- 
eren und mittleren Gymnafiumd und der Realichule im Freihand— 
und Bauzeichnen wöchentlih 12 Stunden; 2) für Gemerbe = Kehr- 
linge und Gehülfen (fog. Winterfchüler) im Freihand-, Ornament- 
en=z und Bauzeichnen im Winter 16, im Sommer 8, durchfihnitt- 
lih 12 Stunden, 3) für Sonntags-Gewerbeſchüler unentgelolich; 
a) im Breihandzeihnen 2 Stunden, b) in. der populären technijchen 
Chemie 4 Stunden, ©) in der populären Mechanik 2 Stunden; 
4) für Hanvlungslehrlinge Handlungsmifienfchaftliche Uebungen im 
Sommer 3, durchjchnittlich 1, Stunden. Sonach beträgt die Summe 
der wöchentlichen Unterrichtöftunden in der Gewerbichule 244— 245 
Stunden. Aufferdem werben für die Gewerbeichüler die ganze Woche 
hindurch während der Schulzeit ein oder zwei Zeichnungsfäle offen 
gehalten, in welchen fie die Stunden, die ihnen frei bleiben, auf 
die Mebung im Zeichnen unter Aufjicht eined Lehrerd verwenden 
finnen. 

DU.) Der Normalitand ded Lehrerperfonald ift folgender: 

1) Sechs miffenfchaftliche Hauptlehrer für die. Fächer ver reinen 
Mathematif (mit Einfohluß der praftifchen Geometrie), für bie 
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darſtellende Geometrie, für die Naturgeſchichte, für Mechanik und 
Phyſik, für Chemie und Technologie, und für die Fächer der Bau- 
funde. 2 

2) Zwei artiftifhe Hauptfehrer, der erite für das Figurenzeid- 
nen, der zweite für das Drnamentenzeichnen und. — ſo wie 
für das hoͤhere Bauzeichnen. 

3) Neben den acht Hauptlehrern ſollen angeſtellt ſeyn: ein Hülfs⸗ 
lehrer für die reine Mathematik, ein zweiter Lehrer im Baufache, 
ein Lehrer in ven ſpeziellen Handelsfächern, ein Lehrer für die Ge 
fchichte, Geographie, deutſche Sprache und Religion, ein Xehrer ber 
franzöfifchen Sprache, ein Lehrer der englifchen Sprache, ein Lehrer 
der italienischen Sprace, ein Lehrer ver National-Defonomie, ein 
Lehrer im Mafchinenzeichnen, zwei Unterlehrer im Zeichnen, ein 
Lehrer der Schönfchreibefunft. Die- ſechs miffenfchaftlichen Haupt: 
lehrer, mit Ausnahme des Vorftandes, der wöchentlich 8 Unterrichts: 
ſtunden ertheilt, der zweite artiftifche Hauptlehrer und ver mathe 
matifche Hüfälehrer find zu 18 — 20 Stunden in der Woche ver: 
pflichtet, die übrigen beziehungsweife zu 15—16, 12—14 und wen: 
igeren. Uebrigens fünnen, je nachdem fich die Verhältniffe geftalt 
en, einzelne Fächer ver einen Lehrftelle mit denjenigen einer anderen 
vereinigt oder ausgetaufcht werben. 

IV. Die Schüler der Anftalt theilenjih: A) in orventliche 

oder folche, welche in allen. over einzelnen Kurfen alle ihrem Fünft- 
igen Berufe entjprechenden Unterrichtöftinden regelmäßig befuchen, 
und in aufferorventliche, welche nur einzelne Vorträge in den ver- 
ſchiedenen Kurjen hören, B) Nah ihren Berufe:Arten widmen 
fich die ordentlichen Schüler: a) einem mechanifch =technifchen Be 
ruf, wie die Fünftigen Architekten, die Givil- Ingenieurd, die Werk— 
meifter, Mechaniker, Mafchiniften, Mühlenbauer ; b) einem technifch- 
hemifcben, wie die Berg- und Küttenleute, Pharmaceuten, größeren 
und Fleineren Babrifanten; e) dem Lehramte an vberen und nieb: 
eren Real: und techniſchen Schulen; d) ver Handlung, wie Kauf: 
leute und Buchhändler. Auffer viefen vier Hauptklaffen Fönnen 
fünftige Kameraliften, Forſtleute, Landwirthe, Gärtner, Militärs 
und Geometer, Lithographen, Eifeleure, Graveure, Modelleure, Zim- 
mermaler u. f. w. theilmeife an dem Unterrichte in drei oder vier 
Sahresfurjen Theil nehmen. Den erften (a—d) wie ven legten 
find in dem Programm ver polyrechnifchen Schule die für fie ge 
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eigneten Unterrichtsſtunden in jevein Kurſe angewieſen. Den auffer- 
ordentlichen Schülern werden bei ihrem Eintritte von dem Vor— 
flande und den betreffenden Lehrern Die einzelnen Lehrſtunden, welche 
ihren Borfenntniffen und ihrem fünftigen Berufe angemeffen find, 
bezeichnet. Der Eintritt in die Anftalt kann jedenfalls nicht vor 
ber Mitte des 14. Lebensjahrd des Schülers, im Zeitpunfte des 
ordentlichen Austrittes aus einer lateinifchen oder einer Realſchule, 
geichehen. Ein noch mehr gereifted Alter wird den Werth des 
Beſuchs der Anftalt nur erhöhen. Schüler, welche keine lateiniſche 
oder Realſchule befucht Haben, ſind, fofern fie über die erforverlich- 
en Borkenntniffe ſich ausmeifen können, nicht ausgefchloffen. Die 
orventlihen Schüler haben ſich vor ihrem Eintritte einer Aufnahme- 
Prüfung zu unterwerfen, wobei Kenntniffe in folgenven Fächern 
von ihnen gefordert, werden: a) in der deutſchen Sprache in dent 
Maße, daß fe die Hauptregeln der Sprachlehre wiſſen und einen 
Aufiag ohne orthographiiche Fehler und ohne grobe Verftöße gegen 
die Richtigkeit der Wort- und Satz-Verbindung fertigen fünnen; 
b) in der niederen Arithmetik und ebenen Geometrie; c) Anfang 
im Freihandzeichnen; d) Bekanntſchaft mit ven Regeln der franzd« 
fifhen Sprache bis zur Lieberfegung einer Hiftorifchen franzdjifchen 
Schrift; e) Kenntniß der Hauptperioden dev allgemeinen Weltge⸗ 
ſchichte; £) Grundzüge der allgemeinen Weltkunde, insbeſondere der 
Europäifchen Länderkunde. Don den Zöglingen einer Realjchule 
wird mwenigftend dieſes Maß von Kenntniffen erwartet. Aufferorv- 
entliche Schüler haben ih nur einer kurzen Vorprüfung über vie 
Fähigkeit für den Befuch der Unterrichtsftunden, an welchen fie Theil 
zu nehmen wünfchen, zu unterwerfen. Da dad Schuljahr mit dem 
Herbfte beginnt, fo findet die Aufnahme in der Regel in viefem 
Zeitpunfte ſtatt. Jeder neu Eintretende hat ſich unter Vorlegung 
eined Sittenzeugniffed bei dem Vorſtande der Anſtalt zu melven, 
welcher ihm, wenn feiner Aufnahme fein Hindernig im Wege fteht, 
einen im Ginverftänpniffe mit ven betreffenden Lehrern entworfenen 
Stundenplan vorzeichnet und neben einem gedruckten Ereniplar der 
Disciplinar = Gefege eine mit dem Namen bezeichnete Karte einhänd— 
iget, worauf auffer den Lehrfüchern, über welche er Vorträge zu 
hören Hat, auch das Unterrichtögelo bemerkt ift. Jeder ordentliche 
Schüler hat jährlih 30 fl. in Halbjähriger Vorausbezahlung an 
die Inſtituts⸗Kaſſe zu entrichten; aufferorventliche bezahlen für jede 
18 * 
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wiſſenſchaftliche; und artiftifche Unterrichtöftunde halbjährlich einen 
Gulden voraus; jedoch überfteigt die von denſelben zu entrichtende 
Summe nie den Betrag von 15 fl. in einem halben Jahre. Bei 
nachgewiefener Mittellojigkeit findet ein gänzlicher oder theilmeifer 
Nachlaß des Unterrichtsgeldes fatt, welcher jevoch immer an die 
unerläßliche Bedingung guter Zeugniffe über Fleiß und fittliches 
Betragen gefnüpft iſt. Zeugniffe über Fortfchritte, Fleiß und Sitt- 
en werben den Schülern auf Verlangen am Ende eines jeven Halb: 
jahrs eingehändiget. Eine Öffentliche Prüfung findet am Ende eines 
jeden Schuljahres flatt; am Schluffe derjelben werden Preiße und 
Belobungs-Billete an diejenigen Schüler vertheilt, welche jich durch 
Kenntniſſe und Wohlverhalten auszeichnen. 

V. Die Lehrmittel, welche vie Anftalt befigt, und für deren 
Erhaltung und. Vermehrung zureichende. Summen. ausgefezt. find, 
beftehen in einer Bibliothek, in einem chemifchen und einem phyſi⸗— 
kaliſchen Apparate, in einer Sammlung mathematiſcher Inſtrumente, 
in einer Mafchinen- und Modellſammlung, in einer naturhiſtoriſchen 
und einer Waaren- und Probuftenfammlung, 
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Kurze Notizen, Auszüge aus Geſetz⸗ 
und VBerordnungs: Blättern, Mis: 
eellen und literarifche Nachweif: 
ungen. 


Preußen. (Heimatbfcheine) Dom Minifterium des 
Innern ift vor Kurzem eine neue Erklärung in Betreff der Sei: 
matbicheine erlaffen worden, nach welcher alle dieſe Scheine und 
ihre Inhaber zurücgeriefen find, die nicht beſtimmt die Wieder— 
aufnahme der Individuen nach ven in den verfchievenen Ländern 
beftehenven Gefegen, der Zeit und den Berhältniffen nach aus- 
prüfen. Die Beitimmung iſt ganz beſonders gegen diejenigen 
Staaten gerichtet, mit welchen Preußen Berträge über Aufnahme 
und Auslieferung gefchloffen Hat, und von welchen mehrere vie 
Dauer der Heimathfcheine auf die Dauer der Berträge gerichtet 
haben, was mit ven Landeögefegen nicht übereinftimmt, welche ge 
wöhnlich eine zehmjährige Friſt feftfegen. 


(Paßweſen.) Die Potsdamer Regierung macht in ihrem 
Amtsblatt einen Erlaß des Minifteriums des Innern befannt, nach 
welchem es ven inlänpifchen Polizeibehörden mit Bezug auf das 
Paß- Reglement von 1815 nicht geftattet ift, fremden Unterthanen 
zum @ingang in die Preußifchen Staaten, zu Reifen, oder zum 
Aufenthalt in venfelben, oder zur Reife in das Ausland Preußifche 
Paͤſſe zu ertbeilen, vielmehr müfjen die Ausländer mit gültigen 
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Paͤſſen ihrer heimathlichen Obrigkeit verfehen feyn. (Paͤſſe ausmwärt- 
iger Staaten, welche nicht die Heimath der Paß- Inhaber find, 
fünnen daher ebenſowenig Gültigkeit haben.) Ausnahmen von ver 
allgemeinen Regel koͤnnen nur dann eintreten: 

1.) Wenn Ausländer mit unverdächtigen heimathlichen Päſſen 
verfehen, dieſe aber nicht von den Behörden ausgeftellt find, 
welche nach dem Paß-Evicte von 1817 zur Ausftellung von 
Eingangs= Bäffen autorijirt find; 

2.) wenn der fonft gültige Pag abgelaufen, vie Anfchaffung 
eines neuen heimathlichen Paſſes noch nicht möglich geweſen, 

und feine Bejorgniß vorhanden ift, daß der Ausländer feine 

Reiſe zu unerlaubten Unterfchleifen benugen, oder dem Staate 
zur Laft fallen werde. In diefem Falle kann eine Prolonga= 
tion, oder ein Interimd-Paß ertheilt werden ; in der Regel 
jedoch nur einmal. Iſt eine folhe Beſorgniß vorhanden, fo 
muß der Ausländer jofort ausgewieſen werben. 

3.) Zur Rückkehr in die Heimath, zu Reifen in ben. vieffeitigen 
Grenzbezirf, wenn der güftige Paß verloren gegangen, oder 
die. Regierung die Ausfertigung eines neuen, Paſſes befonders 
genehmigt hat. " 

4.) Den Oefterreichifchen Unterthanen insbeſondere follen über- 
haupt vdieffeitige Päffe nur dann erteilt werben, wenn Ge— 
fahr im Verzug ift, da fie fonft an den Defterreidhifchen Ge: 
fandten in Berlin zu verweilen, welches auch dann gefchehen 
muß, wenn der Reifende von dem im Paß angegebenen Reife- 
ziel oder Wege abzumweichen wünſcht, infofern derſelbe außer- 
halb des Preußiſchen Gebiets Liegt. 

5.) Da vorzugsweiſe ausländische Handelsjuden bemüht jind, 
fich Preußische Päſſe zu verſchaffen, jo find in Hinſicht der— 
felben noch ftrengere Maßregeln vorgefchrieben; insbeſondere 
dürfen denjelben an die Stelle angeblich -verlorner Päffe, nur 
Päffe zur Rückkehr in die Heimath mit vorgefchriebener Reiſe— 
vonte gegeben werben. 


 (Außerordentliher Andrang zum Staatsdienft.) Aus 
"ver neweften Ueberficht der Maffe jüngerer Juſtizbeamten ergibt es 
fh, daß diefe, trog aller Warnungen der Behörden an Eltern 
und Bormünder, ihre Angehörigen vom Studiren abzuhalten, 
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Feineöwegs fich fo bedeutend vermindert haben, als man denken 
follte. Es arbeiten gegenwärtig bei den verfchierenen Gerichten 
über zmeitaufend junge Nechtögelehrte unentgeblih. Zu Anfang 
des Jahrs 1839 zählte man als Auskultanten 738, Referendäre 
1439. Es ſind gegen das Jahr 1837 nur 364 weniger. Dagegen 
iſt die Zahl der Aſſeſſoren auf 1044 angewachſen, von welchen 
der größte Theil ebenfalls Feine Beſoldung empfangen kann, und 
die Begünftigten fich glüclich ſchäzen müffen, vielleicht 20 oder 30 
Thaler Diäten zu beziehen. Unter dieſen Unfftänden wiederholt 
der Juftizminifter feine dringenden Warnungen, in= 
dem er hinzufügt, daß wenig Ausſicht für Jeden fey, 
der ſich jegt erfi vem Staatsdienſte widmen wolle. 
Nur junge Leute von außerordentlichen Fähigkeiten, bei 
denen aber übervieß vorausgefegt wird, daß fie ſich nad) beenvigten 
Studien mindeftens 10 Jahre aus eigenen Mitteln erhalten Eünnen, 
würden ferner auf Erfolg ihrer Bemühungen rechnen Fonnen. 
Leider werden noch immer diefe Warnungen nicht gehörig berüd- 
fihtigt, obwohl jie vollfommen gegründet find. Selbſt die Unter— 
tichterftellen werden feit längerer Zeit nur mit Affefforen beſetzt, 
und die fhlechteften, welche fonft mit Mühe nur, und unter Zu- 
fiherungen ver MVerbefferung ausgefüllt werben” konnten, finden 
jet zahlreiche Bewerber, die alle Prüfungen erftanden haben, und 
zur Erlangung aller Staatdwürden berechtigt find.  Diejelbe Lieber: 
füllung aber findet fich in allen andern Zweigen des Staatsdienſtes. 
Die Verwaltungs Behörden bieten faft noch geringere Ausfichten. 
Die langen Reihen der Candidaten der Theologie reichten bin, alle 
wilden DBölfer ver befannten Welt mit Lehrern des Chriftenthums 
zu verfehen, und gewiß nicht minder mit Schulmännern, da nad 
den Verficherungen ver leitenden Vorſtände alle Univerfitäten und 
Bildungdanftalten fünf- und ſechsfach vollftindig bejeßt werden 
fönnten, wenn man alle Berechtigten verforgen wollte. Endlich die 
Schaaren junger Arzte, denen nichts fehlt, als Kranke, und die 
vergebens gelernt und geſtrebt haben. Die Maſſe der herangereiften 
Bildung und des Talentes muß nothgedrungen ſich ein anderes 
Bett ſuchen, als den Staatsdienſt, ver bisher fo viel davon ab- 
forbirte. — ö 
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Bayern. In der am 11. Januar flattgehabten erften Bffent- 
lihen Sigung der zweiten fländifchen Kammer wurden vom Ko 
Minifter des Inneren Hr. v. Abel folgende Gefeßedentwürfe vorge- 
legt: 1) den Schuß des Eigenthums an Werfen ver Literatur und 
Kunft gegen Veröffentlichung, Nachbildung und Nachdruck betreff: 
end; 2) Die Aufhebung des Gefehed vom 29. nivöse XIII., die 
Erziehung von Söhnen jener Familien, welche fieben Kinder haben, 
betreffend; 3) die Abänderung des $. 6. een VII. der Berfaffungs- 
Urkunde betreffend. 

Der K. Minifter ver Finanzen machte der Kammer folgende 
- Vorlagen: 1) über Abänderung des $. 7 des Gefeßed vom 1. Juli 
1834, die Errichtung einer bayrifchen Hypotheken- und Wechſelbank 
betreffend; 2) über dad Maximum ver Kreisumlagen für 18%%, 
bis 18*%/,,; 3) über die Ausfcheidung der Kreißlaften und Kreis— 
fonds für die IV. Finanzperiove; 4) bezüglich der Nachweifung 
über die Verwendung der Staatdeinnahmen für die Jahre 18°°,,, 
bis 1837/,,;5 5) bezüglich der Nachmweifung über den Stand ber 
"Staatöfchulventilgungsfaffe für die Jahre 183°/,, bis 18°7/,,. 


Nach dem in der erften Sigung der Kammer der Abgeord— 
neten von dem PBinanzminifter vorgelegten Rechenſchafts— 
bericht beträgt die gefammte -Staatdeinnahme in ven Jahren 
18°°/,, und 18°%,, 66,945,779 fl. 51%, Er., die Geſammtaus⸗ 
gabe 55,527,141 fl. 6%, Er, fo daß ein Ueberfhuß von 
11,448,638 fl. 45%, fr. auf das Jahr 183?/,, hinübergehet, über 
welches Jahr die Rechenfchaftsnorlage nächſtens folgen wird. Die 
gefammte Staatsſchuld betrug nach ven vorgelegten Ausweiſen am 
1. October 1838 126,550,907 fl. 37 fr. 1 51. (fünf Mill. wen: 
iger ald im Jahre 1835). 


* 


Württemberg. In dem neueſten Heft ver deutſchen 
Vierteljahrfhrift (Stuttgart 1840, Januar bis März) be 
ſpricht Nebenius die Wirfungen des deutſchen Zollver 
eind, nachdem er im einem früheren Hefte deſſen Gefchichte ent: 
worfen hatte. Das neuefte Heft dieſes in’ Stoff und Form fich 


— 13 — 


rüuhmlichſt auszeichnenden Journals enthält noch zwei andere Ab⸗ 
bandlungen, die nicht weniger für die veutfche Gefehgebung allge— 
meines Intereffe varbieten, namlich über dad Wefen und den 
Werth einer nationalen Gemwerböpropurtivfraft, und 
über die Einführung eines gemeinfhaftliden Miünz: 
ſyſtems in ven — ——— 


. Sannover. Eine Gabinets = Verordnung vom 23. Dezember 
1839 publicirt den Bundesbeſchluß vom 30. Septbr. d. J., wo— 
durch der Debit ded Gutachtens der Juriftenfacultät zu Tübingen 
in der Hannoverſchen DVerfaffungsjache, weil jolches ftantögefähr- 
liche, mit der Aufrechthaltung der bürgerlichen Ordnung unver: 
trägliche Grundſaͤtze vertheivige, in ni Bundesftaaten un- 
terjagt wird. 


Hier erfchien folgende Verordnung, betreffend die Ergänzung und 
Bervollftändigung der Vorfchriften über das wegen Beitreibung 
rückſtändiger Steuern zu beobachtende Verfahren: 


„Ernſt Auguft, von Gottes Gnaden, König von Hannover 
A 

Die in der Verordnung vom 4. Dechr. 1834 über das Ber: 
fahren, betreffend die Beitreibung rückſtändiger Steuern, gegebenen 
Borfohriften, genügen zwar unter gewöhnlichen Verhältniffen vollig, 
den richtigen Eingang der Landesſteuern zu fichern. Auch macht 
das geſetzmäßige Verhalten ver großen Mehrzahl Unferer getreuen 
Unterthanen e3 keineswegs erforderlich, von jenen Vorſchriften ab- 
zuweichen. Da inzwifchen in einigen — wenn auch nur geringen 
Theilen Unfered Königreichs neuerlich Falle böswilliger und wider: 
rechtlicher Steuerverweigerung vorgefommen find, wofür die Vor: 
fehriften der Verordnung vom 4. Dechr. 1834 nicht ausreichen, 
und Wir zumal nach dem Erlafje Unferer Proclamation vom 10. 
Septbr. 1839, welche, wie wir zuverfichtlich erwarten mußten, be- 
ſonders geeignet war, bei Unfern getreuen Unterthanen bie und da 
verbreitete irrthümliche Anfichten zu berichtigen, nicht gemeint fin, 
das Benehmen einer auch. nur geringen Anzahl Unferer Unterthan- 
en, welche meiftend durch Einflüfterungen einiger Bbswilligen ver- 
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führt, ven Ungehoriam gegen die Gefege zum Ziel ihres Strebens 
gemacht haben, unbeachtet zu Laffen; fo finden Wir Uns veranlaft, 
zur Ergänzung und Bervollftändigung dev Beftimmungen der Ver— 
orbnung von A. Decbr. 1834 jedoch ohne Abänderung der — rüd- 
fichtlich der Erhebung der Steuern ertheilten gefeglichen Borfchriften, 
Folgendes bis auf Weiteres, und fo lange die Zeitverhältniffe es 
erheilchen, zu verordnen: 0 
$. 1. Die Beſtimmungen der gegenwärtigen Verordnung finden 
Anwendung, wenn die gefeglichen Landesſteuern von Steuerpflicht: 
igen ohne obmwaltenden Nothftand ausdrücklich verweigert, oder ab* 
fichtlich ohne eine hinreichende, in den Steuergefegen begründete 
Urſache unberichtigt gelaffen worden find. 

Dem Ermeflen der betreffenden Landdroſtei bleibt die Entſcheid— 
ung der Frage überlaffen, ob in vorkommenden Fällen das gewöhn— 
liche, in der Verordnung vom 4. Decbr. 1834 vorgefchriebene Bei: 
treibungs = Verfahren, oder ob die in der gegenwärtigen Verord— 
nung dabei geftatteten aufferorventlihen Maßregeln eintreten follen. 
Werden die letzteren gewählt, fo hat die Landdroſtei deren An— 
wendung in den leßteren Fällen zuvor durch die betreffende Obrig- 
feit androhen, und eine dießfallſige Anzeige an Unfere Minifterien 
ded Innern und der Finanzen gelangen zu laſſen. Die verfügten 

° aufferorventlichen Maßregeln werden eingeftellt, fobald dieſelben 
nad) dem Ermeſſen ver betreffenden Landdroſtei oder der ihr vorge— 
. festen Behörden nicht weiter erforderlich find. 

$. 2. Wenn ed von der Obrigkeit für angemeffen gehalten wird, 
fo joll dem mit der Auspfandung der Steuerpflichtigen beauftragt: 
en Steuerdiener, anjtatt ded im $. 24 ver Verordnung vom 4. 
Decbr. 1834 gedachten Ortövoriteherd, oder deſſen Stellvertreters, 
ein Amts- oder Gerichts = Unter = Bedienter, oder ein, oder mehrere 
Landgensdarmen zugeorhnet werben. Diefelben haben in viefem Falle 
diejenigen Obliegenheiten zu erfüllen, welche nach jener Verord— 
nung den Ortövorflehern, oder deren Stellvertretern zur Pflicht ge= 
macht find. Die Obrigkeit hat unter Berüudjichtigung ver beſteh— 
enden oder noch zu treffenden Beſtimmungen fofort eine angemeflene 
Vergütung für die dem Steuerbiener zugeordneten Offizianten oder 
Landgensdarmen feitzufegen, und ven Betrag der Vergütung mit 
den Steuern beitreiben zu laffen. Wenn eine NRenitenz des Orts: 

vorſtehers ıc. ıc. eine Vernächlaͤßigung, oder eine Dienſtwidrigkeit 
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veffelben die Veranlaffung ift, daß am feiner Stelle jene Berfonen 
dem Steuerbiener zugeordnet werden müfjen, fo foll zunächft ver 
Drtövorfteher ꝛc zu der Erledigung ber veranlaßten aufjerorbent- 
lichen. Koſten angehalten werben, unter Vorbehalt der auffervem 
etiva noch zu verfügenden Unterfuhung und Beitrafung. 

83 Wenn dem mit der Erecution beauftragten Steuerdiener 
von den Reftanten Erecutiondobjecte angeboten werben follten, welche 
aus irgend einem Grunde zur Erreichung des Zweckes nicht paß— 
end erſcheinen fünnen, jo foll ver Steuerdiener befugt feyn, nad 
feinem Grmeffen von den Sachen des GSteuer-Reftanten die pap- 
endften auszuwählen, mit Ausnahme jedoch der im $. 25. Nr. 1 
bis 4 der Derorvnung vom 4. Dechr. 1834 bezeichneten, dem 
Reftanten unentbehrlichen Gegenſtände. 

Der Letztere ift auf Verlangen des Steuervienerd ſchuldig, Die 
zum Pfande beftimmten Gegenftänvde einftweilen in Verwahrſam 
zu behalten. 

$ 4. Die Obrigfeiten haben die Befugniß, die Executionsob⸗ 
jeete nach jedem beliebigen Orte zur Aufbewahrung und zum Ber: 
faufe bringen, und den Verkauf fofort eintreten zu laffen. Auch 
foll in Grmanglung zahlungsfähiger Käufer eine Taxation des 
Werths der Executionsobjecte verfügt werden Fünnen, und ven 
Steuerbehörven, nach gefchehener Taration, die Erklärung freifteh- 
en, die Grecutiond= Gegenftände gegen Erlegung des Tarwerthes 
eigenthümlich an jich nehmen zu wollen, 

$. 5. Unſere Landdroſteien follen befugt feyn, anftatt des ge— 
wöhnlichen Auspfindungs = Verfahrens ein militärifches Einlager zu 
verfügen. In dieſem Falle follen entwever vie betreffenden Ort: 
fchaften, over die Wohnungen der Steuer-Reftanten mit militär: 
ischer Mannfchaft, — welcher nach den beftehenven, oder für dieſe 
Fälle beſonders zu treffenden Anordnungen die vorfchriftsmäßigen 
Präftationen von den Steuer-Reſtanten zu verabreichen find, — 
auf Koften der Letzteren ſo lange belegt werden, bis die Steuern 
und Koſten vollſtändig berichtigt ſind. Zu dieſen gehören insbe— 
ſondere auch diejenigen außerordentlichen Koſten, welche der Milit— 
ar⸗Adminiſtration durch jene Maßregel erwachſen. 

Wir ermächtigen unſere Behoͤrden, die zur Ausführung der vor- 
ſtehenden Beftimmungen erforderlichen Anordnungen zu treffen, und 
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haben verfügt, daß dieſe Verordnung durch die erfte Abtheilung 
der Gefehed- Sammlung. zur _— N — werde. 
Hannover, den 16. Novbr. 1839. 
arnſt Auguſi. 
G. Frhr. v. Schele. 


Sachſen. Unter ver Redaction des Criminaldirectors Dr. 
Hitzig in Berlin erſcheint mit dem 1. Januar 1840 in Leipzig 
eine „allgemeine Preßzeitung,“ vie ven Angelegenheiten des Ber: 
lagsrechts des „fchriftftellerifchen Eigenthums und Nachdrucks ge 
- widmet feyn fol. | 2 

Der Minifterialfecretär Dr. Fried rich Schwarze in Dredven 
bat in’ der geitfchrift „für Rechtspflege und Verwaltung zunächſt 
für dad Königreih Sachen,” Bo. 3. 5. 2. Bemerkungen zu 
der Lehre vom Verbrechen des Meineids veröffentlicht, 
die wegen ihrer fpeciellen -Bezugnahme auf das neue fachiiiche 
Strafgefegbuch von competenten Männern näher geprüft zu werben 
verdienen. Das füchfifche Geſetzbuch behandelt den Meineid im 
. Capitel „von Berlegungen der Ehrerbietung gegen die Religion“ 
als ein felbftjtänviges Verbrechen gegen vie Religion ; eine Anficht, 
die nicht unerheblichen Zweifeln unterworfen: ift, 


Zu Keipzig ift im Verlage von Otto Wigand eine für die Ge 
feßgebung praftifch nügliche und Höchft wichtige Schrift über vie 
Trennung der Juftiz und Apminiftration erfchienen. 
Der Berfaffer, der fich nicht genannt hat, fucht feine Erdrterung- 
en auf das geltende Recht, auf das Beſtehende, Erfahrungs: 
mäßige und Selbfterlebte zu gründen. Die Kiteratur über dieſen 
Gegenftand hat fein Werk aufzumeifen, das, mie dieſes, fich über 
bie ſehr beftrittene Frage des modernen Staatsrechts; was tft Juft- 


iz. und mad ift Apminiftration? fo umfänglich und granvcich ver⸗ 
breitet. 
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Baden. Zur Sicherftellung der erzbifhdflichen Dis- 
eiplinar-Gemwalt über die untergebene Geiſtlichkeit 
ift eine Landesherrliche Verordnung erſchienen, die in ihren weiſen 
Beftimmungen und Beſchränkungen bei allen Verſtändigen großen 
Beifall findet. Wir theilen hier das Wefentlichfte mit: 1) Gegen 
Geiftliche, welche ſich Disciplinar = Vergehen zu Schulden kommen 
lafien, kann das erzbifchöfliche Ordinariat geringere Disciplinar- 
firafen, nämlich DVerweife, Gelvftrafen bis zu 30 fl. und Suspenſion 
vom Amte Bid zur Dauer von vier Wochen erkennen und vollzieh- 
en laffen, ohne dazu vorgangige Staatögenehmigung einzuholen, 
2) Daffelbe hat jedoch von jedem auf eine ſolche Strafe lautenden 
Erfenniniffe gleichzeitig mit Erlaſſung vefjelben der Fatholifchen 
Kicchenfektion (einer Branche des Minifteriumd des Innern zu 
Karlsruhe) eine Abfchrift davon mitzutheilen. 3) Auch bleibt 
dem Betheiligten dad Recht des Rekurſes unbenommen, der nur 
in dem Balle feine auffchiebenne Wirkung Haben foll, wenn vie 
Suspenfion vom Amte als fehleunige vienftpolizeiliche Maaßregel 
erkannt wurde, 4) Die erkannten Geldſtrafen fließen in den all— 
gemeinen Fatholifchen Kirchenfond. 5) Rüdfichtlih aller auf 
höhere ald die unter Mr. 1. bezeichneten Gelvftrafen lautenven 
Diseiplinar- Erkenntniffe des erzbifchöflihen Ordinariats verbleibt 
e8 bei der früheren Borfchrift. 


(Preßangelegenheiten.) Das Regierungsblatt vom 7. 
Januar 1840 enthält nachftehende allerhöchfte Verfügung: 

Leopold von Gotted Gnaden, Großherzog von 
Baden, Herzog von Zähringen. Nachdem Wir Unſer 
Minifterium des Innern neuerdings angewiefen haben, vie preß- 
polizetlihe Aufficht in der Weife zu handhaben, daß eine 
freimüthige aber anftändige Beſprechung der Öffentlichen Angelegens 
heiten, inöbefonvere deren des Großherzogthums, gefichert bleibe, 
und fich dabei nach den Vorſchriften des Bundes genau zu achten, 
fo erübrigt noch, für vie fchleunige Erledigung vorfommender 
Beſchwerden gegen die Genfur und für einen geregelten Inftanzen- 
zug Sorge zu tragen. Wir haben deßhalb befchloffen und ver: 
oronen, wie folgt: $. 1. Die Entfcheivung der Befchwerden gegen 
die Genforen ift zunächſt den Kreidregierungscollegien, in deren 
Kreis. fich der Genfor befindet, oder, nach Wahl des Beſchwerde⸗ 


ET 


führerd, dem Regierungs = Vorftand übertragen. $. 2. Das Mi— 
niſterium ded Innern entjsheivet nach Eollegialifcher Berathung in 
fegter Inftanz, wenn gegen die Erfenntniffe der Kreidregierungen 
oder ihrer BVorftände Rekurs ergriffen wird, $. 3. Die. Rekurs— 
beſchwerden find fhriftlih, mit oder ohne Angabe von Gründen 
bei der Stelle over Perfon anzubringen, gegen deren Entſcheidung 
der Rekurs ergriffen wird. Diefe hat die Befchwerbefchrift mit 
einer kurzen Rechtfertigung ihres Verfahrens unverzüglihd an bie 
Refurd- Inftanz zu befördern. Bon Seiten der Genforen bat die 
Ginbeförverung bei Tagblättern im der Regel nach dem Tage ver 
Einreihung ver Befchwervefchrift zu geichehen. Alle Befchwerven 
gegen die Genfur find als eilenvde Sachen zu behandeln, $. 4. Der 
Artikel 3 der Verordnung vom 8. Auguft 1834 über die Genfur 
der Drudfcriften ift aufgehoben. Gegeben zu Karlsruhe in 
Unferem Staatsminifterium den 3, Januar 1840. 
Leopold. Frhr. v. Rüdt. 
Auf höchften Befehl Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs: 
Büdler. 


, 


Braunfchweig. In dem Entwurf eines Kriminalges 
feßbucdes, der den Ständen vorgelegt wird, if die Todes- 
ftrafe allerdings beibehalten, aber lediglich bei Mord und Hoch— 
verrath unter den gefährlichften Umſtänden. Berfaffer des Ent— 
wurfs ift der geheime Rath von Schleinig, ein anerfannt 
tüchtiger Nechtögelehrter. Es wurde deſſen Entwurf unter feinem 
Borfige der Berathung einer Minifterial- Commiffion unterworfen, 
in ‚welcher die vorzüglichten praftifhen Kriminaliften des Landes 
faßen, unter Anderen der Geheime Rath v. Strombed. Was 
die Strafmaffe in dem neuen Entwurfe anbetrifft, fo find ſie im 
Ganzen mild und wohl noch unter der jegigen Praxis, doch härter 
bei Angriffen der Perfonen, als des Eigenthums, und biejes 
gewiß mit Recht. 


Freie Städte Lübeck (Notariatöwefen) Nah 
geſchehener Revifion der werfchievenen über das Motariat bisher 
‚ergangenen einzelnen Verfügungen warb unterm 10. October (1839) 
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eine vom 1. Januar 1839 an in Anwendung zu bringende 
Notariats-Ord nung erlaffen, melde in ven $$. 1—5 Be: 
flimmungen enthält, über die Zulaffung zum Notariat? - Amte, 
deßfallſige Erforderniffe, Beringungen und Wahrnehmungen, im 
$.  „vorfchreibt, daß von der Aufgebung des Amtes Einem hoch— 
edlen Mathe Anzeige zu machen ift; im $. 7. den Geſchäftskreis 
der Notare, im F. 8. die Verpflichtung verfelben, den an fie 'er— 
gehenden Requifitionen Folge zu leiſten, und in ven $$. 9 und 10 
Fälle bezeichnet, in denen die Notare ihr Amt auszuüben nicht 
befähigt find, in den 88. 11— 14 Vorſchriften Hinfichtlich ver 
Notariats-Zeugen und der Notariatd-Siegel, in den 86. 15— 24 Be- 
Rimmungen über die Geſchäftsführung der Notare überhaupt, infondere 
heit über die von ihnen zu führenden Protofolle, fowie über Inhalt und 
Beichaffenheit ver auszuftellenven Urkunden, envlich im $. 25 vie Ver— 
fügung enthält, daß die Notare auch alle jonftigen auf Ausübung 
ihres Amtes ſich beziehenden obrigfeitlichen Verordnungen, ſoweit fie 
nicht in Folge der gegenwärtigen Ordnung wegfäͤllig werben, 
namentlich diejenigen, welche die Stempel= Abgaben betreffen, zu 
beachten haben, und in $. 26 das Verfahren für Fälle der Ueber— 
tretung dr Ordnung angibt. — Angehängt find die Eidesformel 
und Gebühren Tare. 


Aphorismen für die Geſetzgeb⸗ 
ungs - Politik. 


Vollkommenheit iſt nicht eim irdiſches Loos, aber die Gefeßgeber 
find dad Nüftzeug, welches bie Weltregierung sur Erziehung des 
Menſchengeſchlechts ausermähft. 


Scharf beſehen kommt alles Unglück im Staate vom Nichtdaſeyn, 
oder Nichteinsſeyn, oder Nichtſtarkſeyn der Geſetze. Das Heil der 
Welt liegt im Recht. 


— 


Geſetz und Gericht durchlaufen, wie die Nahrungsſtoffe von Frucht 
und Wein, meiſtens dreierlei Zeiträume. Anfangs werden ſie müh— 
ſam gewonnen; mit ber Zeit treten fie in wohlthätige Wirkſamkeit; 
endlich erjcheinen fie im Alter wie faul und fehal, und dienen höchft: 
end ald Dauer für nothwendig neue Erzeugung. Ä 


Der Thor preißt ein Glüdgfpiel, worin er gewann, wenn es 
auch Taufende zu Grunde richtet. So loben Viele einen Redhtd- 
gang, welcher fie zum Schaden von Taufenden begünftiget. Das 
Geſetz, beftimmt, vor Willkür zu ſchützen, — am Wenigſten ſich 
N erlauben. 


Geſetzverdrehung fchafft allerlei Böfes, aber Geſetzloſigkeit hindert 
jegliches Gute. 


Der Pallaft des Glüdes bedarf den Grundpfeiler des Rechtes. 
Durch Vorrechte fam man zu Rechten. Durch Rechte gelangte 
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man zum Recht. Rechte entſpringen aus dem Vertrage; das Recht 
entſteht aus dem Begriff. Mißbrauch von Recht und Freiheit 
ſcheint beſſer als Abweſenheit von Recht und Freiheit, da Mißbrauch 
wenigſtens die Anerkennung des Grundbegriffs vorausſetzt. 


Das Geſetz tritt allmählig an die Stelle des Fauſtrechts. Sein 
Anfang fallt alſo in die Zeiten der Gewalt und Rohheit. Darum 
heiſcht die Begründung Kraft, und oftmals verfucht die Gegenfraft 
den Umfturz. 


In dem Geift ver Gefege malt jich der Charakter der Zeit, und 
in ihrer Geichichte erblicht man das Heer der Schwierigkeiten, welches 
fich entgegenftaämmt dem Guten und Wahren. 


Man glaubt die Unzulänglichkeit der politifchen Anftalten durg 
Grauſamkeit der criminellen Geſetze zu erſetzen. 


Göͤttlich, geiſtlich, weltlich, — fo unterſcheidet man die Geſetze 
nach einem Theilungsgrunde, welchen die hellere Vernunft beſtreitet. 


Geld nehmen, genügt nicht, man ſucht auch den Rechtsſchein oder 
das Scheinrecht. 


Das Regieren muß abnehmen, — wie die Bildung des Volkes 
zunimmt. 


Wort, Schrift, Druck, — bilden beim Geſetze, wie bei der, Ge— 
ſchichte die drei Stufen menſchlicher Entwicklung. 


Von den tauſenderlei Wohlthaten der Aufklärung, behauptet ſich 
keine unbeſtrittener, als die fortſchreitende Weisheit der Geſetze. 
Doch Geſetz und Gericht unterliegen minderen Schwierigkeiten, als 
Steuer und Münze, weil dieſe den Rechtsſinn in gleichem Grave, 
aber in höherem Maaße vie Klugheit erheifchen, da fie augenblid: 
lich in die Vortheile und Vorrechte der Großen und Starfen ein- 
greifen. 

1840. I. 19 
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Eine Gefeßgebung muß man genau unterjcheiden von einer Ber: 
ordnungmacherei. Der Ueberblick des Ganzen erzeugt Sr Der 
Augenblick des Bedarfs gebiert Verordnungen. 


Welcher irdiſche Beſitz iſt ohne Gefahr, welche Gefahr ohne Ver— 
luſt, welcher Verluſt ohne Kränkung? 


Klugheit weicht von Rechtlichkeit dadurch ab, daß jene den aug— 
enblicklichen Vortheil des Einzelnen, dieſe die ewigen Geſetze der 
Menſchheit berückſichtigt. 


In’ einem Jahrhunderte, wo ver Rechts- Begriff unbeſtimmt 
fchwanft, wird ihn der Kräftige auf der Degenfpiße, und der Be: 
jcheidene in dem Herfonmen juchen. 


Im Allgemeinen erfaßt und begreift ver Menſch nur die Allen 
gemeine Anjicht, darum gibt die Einfachheit einer Anftalt ven Prüf: 
fein ihrer Brauchbarkeit im Großen. Man überbenfe, wie die ein- 
fachen Silberbleche in die Getriebe des Staates, die einfachen Bud: 
ftaben in die Getriebe des Geiſtes greifen, 


Das Mahre ſei frei, dad Gute fey recht. Diefer treffliche Satz 
nüßt nur Jenem, welcher den Begriff von Wahrheit und Güte voll: 
kommen aufzufaſſen verinag. 





Dem Schuldigen wackelt das Mäntlein, heißt es. Auch der Rod, 
auch pas Beinkleiv, auch das Hemde, auch der Kopf, wenn die 
Schuld im Aufruhr beſteht. 


Der Gerichtöfaal enthält ven Zeitenfpiegel. Das Licht geht von 
drei Punkten aus; erftend aus dent Gefegbuche, zweitens von den 
Amtsleuten, drittens von den Vorgeforderten. 


Die Anſicht des — als ein — ſchade dopp- 
et, da der Aermſte des Rechtsſpruchs am meiften bevarf- und ver 
Reichſte ſich mit Geld für fein Unrecht loszukaufen vermag. 
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Der Mißbrauch der amtlichen Gewalt im öffentlichen Elend nimmt 
leicht überhand bei Beitrafung eined Aufruhrs. Warum? Weil 
er leicht in den Mantel des Eiferd jich hüllt, weil er von Oben 
oft Nachjicht erhält, meil er von Unten nicht muthig gerügt wird, 
da Jedermann ſich fürchtet, Verdacht zu erregen. 


Verdacht ftatt Beweis, bezeichnet den größten Fehler im Rechts— 
gange. Doch kam er ſtets an die Tagesordnung in Bürgerfriegen. 


Pr 


Der Uebergang der Rache zur Strafe bezeichnet einen Hauptfort- 
fchritt det peinlichen Gefeggebung, welche Anfangs rächt, endlich 
ftraft. f | | | 


Mie immer bei einem Volke vie Rechtöquellen heißen mögen, 
jie werden fich ſtets auf die drei Haupquellen zurückführen laſſen: 
auf Gewohnheitsrecht, Geſetzes recht und Juriſtenrecht. 


Die geſchichtliche Aufeinanderfolge der vorſtehenden drei Rechts— 
quellen iſt aus dem Entwicklungsgange des Rechts bei jedem Volke 
erkennhar und in der Regel dieſelbe. Zuerſt entwickelt man über— 
all Gewohnheitsrecht, welches ſich auf den religiöſen Glauben der 
Voͤlker ſtützt; das Recht iſt Heilig, wie die Religion, und bat feine 
Symbolik, wie diefe. Nechtöfprichwörter find die Anfänge der Rechts— 
wiffenichaft. Die älteſten Geſetze ſind ausgezeichnete Rechtsgewohn— 
heiten; politiſche Entzweiungen veranlaſſen geſetzliche Entſcheidungen. 


Bei ſteigender Kultur tritt der Stand des Juriſten hervor, und 
von nun an ſtrebt jedes Recht nach wiſſenſchaftlicher Einheit und 
ſyſtematiſcher Ordnung. Die eigentliche Wiſſenſchaft des Rechts 
wird geboren und beherrſcht alles. Die genaue Beſtimmung der 
juriſtiſchen Begriffe, das Sub- und Coordiniren der Rechtsregeln 
iſt nur ihr Werk. Sie gibt dem geltenden Recht ſeine Form, 
und ſtrebt nach ſteigender Verfeinerung ſeines Gehalts. Es ent— 
ſteht das techniſche Element des Rechts, von deſſen Herrſchaft jeder 
Fortſchritt deſſelben abhängt. 
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Allein die Freiheit der wiſſenſchaftlichen Forſchung wird nicht 
ſelten der Rechts gewißheit gefährlich werben, und dadurch das 
Berürfniß einer ſtärkeren Befeſtigung der Rechtsgrundſaätze hervor⸗ 
gerufen. Die Befeſtigung deſſelben wird erzielt durch die Codifi— 
cation. Das Gefegbuc, ift die legte Form des Rechts, 


Wenn vie Gefeggebung zu NRealifirung des Höchften Zieles des 
Rechts auf Erden führen fol, fo muß fie die poſitiven Gejege mit 
dem hoͤchſten allgemeinen Sittengefege und der chriftlichen Moral 
in Einklang bringen und die Widerſprüche mit der legteren, ent: 
fernen. Moral muß überall der höchfte Xeitftern für die Geſetz— 
gebung jeyn. Der fade Vorwand, daß fih Moral mit pojitiver 
Geſetzgebung nicht immer vertrage, hat nur fo lange einen Sinn, 
als die letztere bloßes Bollwerk für Vorrecht und Unrecht ift; und 
Handlungen beftraft, welche ſelbſt durch die chriftliche Moral geboten 
find, 3. B. die der Freimüthigfeit und Wahrheitäliebe, welche nur 
zu häufig zu politifchen Verbrechen geftempelt werben. 


Meberficht der wichtigften deutſchen Staatsgeſetze 
über die Trennung der Juſtiz von der Berwalt: 
ung, zum Zwede einer genauen Sonderung des 

amtlichen Wirfungsfreifes der Gerichte und der 
Derwaltungsbehörden, ſowie der Enticheidung 
‚über deßfallſige Competenz-Zweifel. 


Die Nothmwendigkeit der Trennung der Juftiz von der Admini— 
ftration *) Hat feit einer größeren Reihe von Jahren ſchon jo weit 
verbreiteten Anklang in fat allen deutfchen Ländern gefunden, und 
fie ift von fo äußerſt gewichtwollen Stimmen aus allen Theilen 
unfred deutichen Vaterlandes durch die unbejiegbarften Gründe ge- 
fehilvert, daß fich in ver That nur noch Selten eine Stimme dagegen 


*) Mit dem Principe der Trennung der Zuftiz und Mominiftration vers 
bindet der publiciftifche Sprachgebrauh im Allgemeinen den Begriff 
einer Theilung der Behörden nad den beiden verſchied— 
enen Staatsverwaltungszweigen Juftiz und Adminiſt— 
ration; und biefe iſt vie allgemeine. Bereutung, in weldyer das 
pofitive Staatsreht das Princip diefer Trennung ausgebildet hat, 
Wird jedoch jener Begriff auf zwei beſondere Zweige der Stahtsge- 
walt: die Organifationsgemwalt einerfeits — das Höhritss 
recht, Staatsbehörden anzuorbnen, als ein Ausflug der geſetzgebenden 
Gewalt, — und auf die vollzgiehenve Gewalt, z. B. die richter: 
liche, andererfeits, oder vielmehr auf die diefen Gewalten entſprech— 
enden Functivnen angewandt: fo ftellen fich zwei fpeciellere nnd 
verfhiedene Bedeutungen des Principe der Trennung ber Juftiz 
und Abminiftration heraus. In feiner Nutzanwendung auf die 
vrganifirende Function fagt nämlich jenet Begriff: 

1840. I. 20 
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vernehmen läßt *). Unbedenklich hat man auch ſeit Jahrhunderten 
immer bei allen oberen Behoͤrden vie Bermaltung ftrenge von ver 
Juftiz getrennt, nur bei den Untergerichten verband man Eivil- und 
Griminaljuftiz, ‘Polizei und alle Arten von Verwaltung. Die ge— 
ringfchägende Anjicht von den Untergerichten, ver Glaube an die 
Allmacht der Oberbehoͤrden, und vorzüglich finanzielle Rückſichten 


daß amdere Behörden -für Abminiftrativrfahen und 
andere für Juſtizſachen beitellt werden und dieſe Behörden völlig 
unabhängig vom einander, fo wie in ihren Wirkungskreiſen durchaus 
getrenut ‚gehalten werben jollen;. 
in feiner Anwendung auf die vollziehen de Function dagegen: 
daß die Juſtizbehörden in Adminiſtrativſachen ſich 
nicht einmijhen, vielmehr. die von den VBerwaltungs- 
behörden innerhalb ihrer & ompetenz getroffenen Der: 
fügungen anzjuerfennen: haben, Dagegen diefe umge: 
fehrt auch nicht den Lauf der Juftiz hemmen dürfen. 
Vergl. Die Trennung der Juſtiz und Adminiftration. Ein Beitrag 
zur Staatsphilpfophie und zum. ppfitiven deutſchen Stagtöredhte. 
Leipzig 1840. 8. 3, 

*) Gegen dieſe einleuchtenve Nothwendigkeit verſchwinden alle die unbe— 
deutenden Vorwaͤnde, welche Misıner der guten alten Zeit hervorſuch⸗ 
en, um das Volk duvch die Adminiſtrativns-Polizei⸗ und Richtetwill⸗ 
kühr moͤglichſt einzuzwängen. Der Vorwand, es fen. gut, ja ſelbſt 
nothwendig, daß. der Richter mit allen jenen Gegenfländen vertraut 
fey, die Polizei und Verwaltung betreffen, zerfällt in fein Nichts, 
wenn man erwägt, daß bie durchaus nöthige Borbifvung als An: 
walt dem Richter fchon genügende Gelegenheit. gegeben haben muß, 
die Adminiftrativ-Berhältniffe hinreichend fennen zu fernen, überdieß 
aber jene Gegenftände doc; nur zu einer mehr oder weniger mechan- 
ifhen Beichäftigung, zu einer ungemefjenen Willführ und zu unend— 
lichen Gollifionen führen, welches alles das Verderblichſte ift, was 
nur für einen Nichter erbacht werben kann. Der feinere Borwand, 
daß jede Obrigfeit dazu gefest fey, ihre Unterthanen in Zucht und 
Ordnung zu halten, riecht aber ſo fehr nad Hörigfeit und Leibeigen- 
fchaft und ift, wenn man von diefer legteren abftrahiren wollte, fo 
nichtsfagend, daß derfelbe gar feine Widerlegung verdient. Dafjelbe 
gilt von der fchönen Redensart, daß die niedere Volksklaſſe von je 
her gewohnt geweſen fey, in allen Dingen bei ihrem Unterrichter 
Rath und Hülfe zu fuchen. Leßteres verträgt ſich gar nicht mit dem 
Richteramte, ſondern tritt ſogar mit demſelben in Widerſpruch, und 
erweckt nicht allein Mißtrauen, ſondern gibt auch Gelegenheit zu 
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hatten vie Verbindung; beguͤnſtigt. Aber die tägliche Erfahrung, hat 
gelehrt; daß Colliſionen ver Verwaltung und der Juſtiz unvermeid⸗ 
lich find, und daß die durch jene Verbindung nothwendig gewordene 
eomplicirte Geſchaftsunterotdnung die nachtheiligſten Collifionen here 
beiführt, lindem ver Unterrichter unter zwei verſchiedene Oberbe⸗ 
hörden kommt, welche collidirend gegeneinander wirken fo daß nicht 
feften der Unterrichter am Morgen den Befehl des Appellaͤtionsge⸗ 
richts erhält, der "Ausübung dieſes oder jenes Rechts den Lauf zu 
laſſen, während /am nemlichen Tage’ die Regierung, als Oberapiminis 
ſtrativ⸗Behoͤrde, den entgegengeſetzten Befehl ertheilt. Wer may da 
noch glauben, daß der Beamte, der in der naͤmlichen Perſon nie 
Rechte des Staates als 'anmiriftrativer Beamter vertreten und ficher 
ſtellen ſoll/ unpartheliſch Aber die Rechte der Unterthanen entſcheiden 
werde; um fo mehr als bei fo vielen Rechtsverhältniſſen Rückſicht— 
en der Verwaltung einwirken! Vergebens verfichert der Staat und 
der Beamte feine Unpartheilichkeit, die Grundlage einer ‚geficherten 
Rechtöpflege, Vertrauen der Styeitenben zu ‚ihren Richtern. kann 
unmdglich bei nen Partheien ‚vorhanden. feyn. : Wer mag demjenigs 
en vertrauend die" Entſcheidung der wichtigften Rechte übergeben, 
welcher meben ber’ tithterlichen inner noch mit einer polizeilichen 
und fonft ausgedehnten Gewalt bewaffnet it, welche ihn in ven 
Stand feßt,, ‚oft, permöge der. letzteren, etwas zu thun, was er als 
Richter freng ** müßle? — 

Trennung der Juſtiz und Abminiſte ation die 
Grundidee ſeyn, worauf die Organiſation aller Gerichte, nicht nur 


WBeruntreuungen und Beſtechungen. Die Meinung, daß die Verbind— 
‚ung. der Derwaltung und Juſtiz ſich vechtfertigen laſſe, geht nur von 
jenen Staatsmännern noch aus, welche die höchſt mögliche Gens 
tralifation beablichten. Diefe hat aber ihre großen Nachtheile, 
und vereitelt, wie wir dieſes bei der von fremdartigen Funetionen 
überhäuften. ‚Sefchäftsthätigfeit der Richter wahrnehmen, felbft ven 

vorgeſetzten guten Zweck. Huch bleibt der. Unfegen dann nicht 
aus, wenn,’ wie es bei ‚der zuweit getriebenen Sentralifation 
zu geſchehen pflegt, die. Staatsregierung im Adminiſtratiyvwege auf 
die Entſcheidungen und Erkenntniſſe der Richter und. überhaupt auf 
das Materielle der Juſtiz eingeht, und’ fo den — des richt⸗ 

1:5 erlichen Amtes vernichte — 
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der Kollegialgerichte, ſondern auch der Einzelngerichte beruht; denn 
ohne: diefe Trennung bat bie Juſtiz nicht ihre natürliche, ihr ge— 
bührende Stellung. als Bertreterin der Rechte, an deren Feſtigkeit 
alle Willkühr ſcheitert, da durch die Verbindung der Adminiſtration 
und Juſtiz die Möglichkeit entzogen iſt, ſich frei. von. den oft nicht 
zu billigenden Forderungen zu halten. 

Es ift nicht unfre Abficht, in. Die dafür — Doetrin ein⸗ 
zugeben, ‚die bochberühmte bdeutfche Rechtsgelehrte, wie Berg, 
Defterlei, Gönner, Klüber, Bülow, Bfeiffer, Barth, 
Mittermaier, Log, v. Feuerbach, v. Weiler, v. Pfitzer, 
Puchta, Roßhirt, Rühl, v. Minnigerode, Jordan, 
Funke und Andere in ihren Schriften entmwidelt haben *). Wir 
mollen. hier nur die michtigeren legislativen Beitimmungen. hervor: 





* Zut Kitteratur über die Trennung der Sun, und Abminiftration find 
im Allgemeinen zu vergleichen: 
Struben, von Juſtiz⸗ und. — ; ‚#733: ®ramer, 
- —— Nebenitunden, Th. 4. Nr. 43 deſſen, Opuse. p. 3.:Ne, 
12. Deffen Observat,.. p. 2. Obs.. 562. -Mevius,.decis. p. 3 
‚dee, 145. Deffen Consilia, No 63, Engelbrecht, Observ. 
No. 5. Schreiber, de causarum politie et earum, quæ justi- 
tia dicuntur , conflietu et differentia, Gött. de 1793. V. Neu- 
rath, de cognitione et potestate judiclaria in Causis, que poli- 
‚ tie nomine veniunt. Erl. 1780, Wetzlat 1790. V. Berg, Hand: 
buch des deutfchen Polizei: Rechts, 1799. Th. 1. Bd. 2. Abſchnitt 4. 
Gavard, welches find Juſtizſachen? 1795, V. Gönner, Hand: 
buch des deutfchen gemeinen Prozeſſes, 1804. Bd. 11. Nr. 26 
Deffen Entwurf eines Gefepbuchs über das gerichtliche Berfahren 
2 Bde. Erlangen 1815. Pratobevera, Materialien für Gefeg- 
Funde, Wien 1814. Klüber, Staatsrecht des Nheinbundes, 1808, 
$. 291—294. Deſſen öffentlihes Net, $. 375,390. KRulen- 
famp, Beiträge zur Lehre von Iden Verhältniſſen der Rechtspflege 
zur Verwaltung nad der Verfaſſung Franfreihs und. Weftphaleng, 
Gött. 1813. Nudhart, über Verwaltung der Juſtiz durch die ad— 
miniftrativen Behörden, Würzburg 1817. : B. Spaun, politifche 
und literarifche Phantafien, Germanien 1917, Nr. 4 - 
Meber die Trennung der Juſtiz von der Polizei und Mominiftration 
(in dem niederrheinifchen Archiv für Gefeßgebung,' Ruinen {tgeft 
und Nechtöpflege. Bob. IE. S. 195 und 240.) . - 
Vorſchlaͤge über die Trennung der Juſtiz von der Polizei und Ad: 
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heben, welche in ‘ben verſchiedenen deut ſchen ‚Staaten, : in: denen 
man das Prineip der Theilung ver Juſtiz und Apminiftration be- 
ſonders jeit 1806 bald mehr, bald weniger durchzuführen fuchte, 
fanctionirt worden find, und dazu dienen follen, die: Grenze zwijch- 
en Zufliz und Aominiftration für die Praxis zu beftimmen, und 
zwar nicht nach mehr oder weniger unwefentlichen oder zufälligen 


miniftration (im Archiv für die Rechtspflege und IGeſetgebung im 
Großherzogthum Baden, Bd. 2. ©. 51.) 

Borjchläge darüber unter Beziehung auf das bairiſche Inſtitut der 
Landgerichte (in den Beiträgen zur Geſetzgebung und praktiſchen 
Jurisprudenz von Friedrich Aug. Breiisrt von Zu Rhein. Vd. 1. 
Abhandi. 44.) . 

‚Meber die Trennung der Juſtiz von der Berwaltung in Churhefien 
(in der allgemeinen juriftifchen, Zeitfchrift, 2. Jahrgang, ©..339 ff.) 

Weber bie , Gollifion. der adminiftrativen und der rechtfprechenden 
Gewalt (im Magazin für das Civil: und Criminal: Recht des Kön- 

igreichs Weitphalen, Band II, H. 2. Nr, 3.) 

‚Meber die Handhabung. der Adminiftrativ » Derfügungen durch pie 
gerichtlichen. Behörden (im Archiv merfwürbiger Rechtsfälle und 
Entjcheidungen der Rheinhefiifchen Gerichte mit vergleichender Bes 
rüdjichtigung der Iurisprudenz von Frankreich, Rheinbaiern und 
Rheinpreußen, Bd. U. ©. 114.) | 

Ueber das Berhältnif der regiminellen Gewalt zur Juſtiz⸗ Pflege 
in Mecklenburg (im Archiv für die Rechtsgelahrtheit in den Herzog⸗ 
lich Mecklenburgiſchen Landen, Bd. IV, Abth. 1. Nr. 1.) — 
Ueber das Forum adminiſtrativ-contentiösſer Sachen, Ulm. 1821. 
Macaral, ‚Elements de . Jurisprudence ‚ administrative, ,, Paris 
1820, und in ber Themis, tom. 11. p. 255 sq. Rurz,3&ntwid- 
lung der Örundfäße,. nach welchen, die. Zweckmäßigkeit des. Staats: 

organismus zu- beurtheilen, München 1821., $ 40, 47, 228, Nr, 4. 
— Zeuerbach, Betrachtungen, aber die Deffentlichfeit- und Mündliche 
feit der Gereshtigfeitspflege, Gießen 1821. und 1825. Bob, I. ©. 3 ff. 
Puſcht a, Beiträge zur Geſetzgebnug und. Praxis der-bürgerlichen 
Rechts⸗Verfaſſung, Bd; I. Erlangen 1822. S. 202 ff. Sieben— 
fe ifer, uüͤber die Frage unſerer Zeit, Heidelberg 1823, S. 104 ff. 
Bu lo w, praktiſche Exörterungen, Ne, 46. II. Nr. 12. Pfeiffer 
prabltiſche Ausführungen/ La Rs; 16, Ik Nr. 17, IE, Nr. 10. V 
oe Ro» Banthunäber. die Rothwendigkeit und Art der Trennung 
Der Ju ſt i und Adminiſtration und Bolizei, 4823; Mittermaier 
in de Halliſchen Literaturzeitung vom 1816, Nr. 184. Derſelbe im 
civiliſtiſchen Ardiv, IV. S. 344 — 370 und AU. &, 393, XHL ©. 
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Momenten, iſondern mach Realitäten, nad Momenten: von praktiſcher 
Bedeutung, namentlich von: Bedeutung ‚für die betheiligten Staats: 
bürger, dv. h. nach: wem Geiſte, im welchem; ober nach! den. Princips 
ten, nach welchen die einzelnen Sachen zu beurtheilen und zu er: 
bevigen ſind, und nach welchen auch für die. verſchiedenen Suchen 
behufs ihrer  Behanplung und Erledigung vie ‚geeigneten Organe 


“ 


"99, XXL ©. 254 ff. DB Leiſt, Staatsreht, $. 835. Schmalz, 


deutſches Staatsrecht, H 433. V. Weiler, über Verwaltung und 


Juſtiz und ‚über die Grenzlinie zwifchen beiden. Mannheim 1826, 


1830. Deſſen Andeutungen, wie die Trennung der Juſtiz und Ad— 
miniftration durchzuführen ſey (in der Juſtiz- und Bolizeifama von 
1822, Nr. 105.) Derfelbe über Adminiftrativ- Zuftiz im Frankreich 
und’ Baden (im Archiv Für die Nechtspflege in Baden, 1829, I. 


Heft 1. ©. 312 ff.) VB Pfizer, über die Grenzen zwiſchen Ber: 
waltungs- und Civiljuſtiz, 1828. Derfelbe über die neueften Ein- 


wendungen ‘gegen die Zuläßigfeit der’ Verwaltungsjuſtiz, Stuttgart 


1833. Roßhirt, über den Unterfchied von Juſtiz- und Adminiftrat- 


ionoſachen Cin der Zeitfchrift für Eivil-'und Griminalrecht, 1834, IL 


1. ©. 137.) Rühl, über das Verhältniß zwifchen Juſtiz und Ber: 
waltung (in Polis Jahrbüchern vom Jahr 1832. 1. ©. 127 fi.) 
V. Minnigerode, Beiträge zur Beantivortung der Frage: was 
it Juſtiz- und was iſt Adminiſtrations-Sache? 1835. Jor— 


"dan, in Meisfe's Nechtslericon, 8. V, Adminiſtrativjuſtiz. Funke, 


vdie Verwaltung in ihrem Verhaͤltniß zur Juſtiz, Zwickau 1838. Ueber 


Adminiſtrativ-Juſtiz in s be ſonde re verbreiten ſich obige Schriften 


ven Macarel, v. Pfizer, v. Weiler, Mittermaler (im 


ei) Archiv), Pfeiffer, Jordan, Funke iſodann der Verfaſſer 


der Schrift: Adminiſtrativ-Juſtiz überhaupt, und in Württemberg 
insbeſondere (in der allgemeinen juriſtiſchen Zeitſchrift, 1828, S. 57. 
ff.) Das Hauptwerk über dieſe ganze Materie des modernen Staats: 
rechts/ höchft wichtig für die Wiſſenſchaft und‘ das- praktiſche Staats: 
—tleben iſt: Die! Trennung. der Juſtiz und Adminiſtration. 


EinBeitrag jur Staatsphiloſophie und zum poſitiv— 


en deutſchen Staatsrechte. Leipzig 1840 Der’ Verfaſſer 
dieſer verdienſtvollen Schrift behandelt das Thema ver Trennung der 
Juſtiz und Adminiftration zuerft aus dent’ philoſophiſchen Standhunfte, 


wvann aus’ bene Geſichtspunkte des deutſchen Territorlal⸗Staatsrechts. 


Er beleuchtet dieſes Prinelß mach‘ feier praktiſchen Bedeutung, ver: 
vbreitet ſich über bie Drchfährung deſſelben im poſitiven Mechte jo- 


wohl im Allgemeinen als Einzelnen,, und ſtellt Bad. Verhaͤltniß der 
Juſtizgewalt zu‘ ven Übrigen Stäntsgewähten dar, mämlich? a) zur 
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Gehoͤrden) zu beſtimmen ind, namentlich mit dem praktiſchen Effekte: 
einerfeits die Nechte der betheiligten Einzelnen, andererſeits die Rechte 
des Staatdganzen (oder die abminiftrativen Intereffen) zu wahr: 
en, welche Tendenz mit der Firation der Grenze zwiſchen Juftiz und 
Adminiftration. im wiffentfhaftlihen Sinne zufammenfallt. 
Im Intereſſe der. fortfchreitenden Legislation -beginnen wir unjere 
Ueberjicht mit 


Defterreich. 


In den dfterreichifchen Erbftaaten befteht fein beſonderes Geſetz, 
nach welchem daſelbſt die Grenzlinie zwifchen Juſtiz und Admini— 
firation genau feftgeftellt wäre. Zwar wurde ſchon zur Zeit der 
Kaiferin Marta Therefia ein folches Geſetz projectirt, aber ver 
Verſuch fiheiterte. Im Jahre 1750 Hatte nämlich die Kallerin 
Maria Therefia eine weitläufige Abſonderung der Juſtiz- und 
politifchen Angelegenheiten zu geben verfucht, aber ungeachtet der 
langen Aufzählung fand fie fchon Struben eben fo mangelhaft 
als unrichtig *). Die Grenzlinie zwifchen Juftiz und Admini- 
firation, wie fie in den dfterreichiichen Erblanden durch Die pofitive 
Geſetzgebung firivt worden iſt, läßt ſich nur mühſam aus den zer- 
ſtreuten Stoffen, in den voluminöſen Gefeg-Sammlungen aufſuchen. 

Eine Anweiſung zu dieſem Behufe findet man bei Pratobe— 
vera **), ferner bei Dfner ***) und bei Weſſely 7). In den 
dfterreichifchen Erblanden iſt die Juftiz im Allgemeinen nur im 


— — 





geſetzgebenden Gewalt, b) zur oberaufſehenden Gewalt, €) zu dem 
‚, vorigen ‚Inhalte der vollziehenden Gewalt, d) zur Kirchenhoheit und 
" Riccdjengewalt!! In’ den $$. 37 und 38 erörtert er die pofitiven Aus: 
‚i bülfen bei der Trennung: der. Jaſti z, von der Apminiftration, 
1) &ompetenzeonflicte,:2) Adminiſtrativjuſtiz. Der. Schluß. des Werk: 
-, 68 ift dem Verhaͤltuiß der Theorie des Verfaſſers zu den — 
geiegaebungen gewidmet. | 
*) S. Nebenſtunden. Hann. 1750, Th, 3. 
**) Inden Materialien für Gefegfunde, Wien 1804. Th, 1. ©. ı fi 
Th. 2. S. 375. 
— a der — Bann und Goneur: -Dromung, Th. 
Ab ff. ; 
9 > Sanbbndh der allgemeinen Berichte: * Goncure Ordnung, 
HS rs. rd 
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bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten competent. Bon den einſchlagend⸗ 
en geſetzlichen Beſtimmungen mag bier ausgezeichnet werben die Deſi⸗ 
nition des bürgerlichen Rechtes, welche das öſterreichiſche allgemeine 
bürgerliche Geſetzbuch Einl. $. 1. aufſtellt: 

„Der Inbegriff ver Geſetze, wodurch die Privatrechte und Pflicht⸗ 
en der Einwohner ded Staates unter ſich beftimmt werden, macht 
das bürgerliche Recht in demſelben aus.” 

Ueber ein Goncertationd = Protofoll vom 10. Auguft 1793 ward 
entichieden: 

daß bei Juſtizbehörden zwar feine Recurſe gegen die Handlungen 
politijcher Behörden angebracht werden koͤnnen; allein Se. Majeftät 
behielten fich vor, in einzelnen Fällen den Rechtsweg zu verjtatten. 
Nach dem Hofverret vom 14. März 1806, können Staatsdiener 
wegen ihrer Amtshandlungen nicht mit Givilflagen vor den Gericht 
en verfolgt werben. 


Preußen. 


In diefem Staate beftimmt die Verordnung wegen verbeflerter 
Gintihtung der Provinzial = Polizei und Finanz = Behörten 
vom 26. Dezember 1808 *), Folgendes: $. 35. „Ueber Gegen 
finde und Angelegenheiten, welche nach ven Geſetzen und allgemein 
en Grundſätzen unfrer Staat2= und Landesverfaffung zur richterlich- 
en Erörterung biöher fchon nicht geeignet geweſen, kann auch fern= 
erhin Fein Prozeh zugelaffen werden.“ $. 36. „Es findet derfelbe 
daher weder über wirkliche Majeftätd- und Hoheitörechte, noch gegen 
allgemeine, in Gegenftänden der NRegierungdverwaltung ergangene 
Verordnungen, allgemeined Landrecht, Ginleitung. $. 70. Th. 1. 
it. 11. $. 4—10. Th. 2. Tit. 13, $. 5—16, noch über Die Ver: 
binplichfeit zur Entrichtung allgemeiner Anlagen und Abgaben, den- 
en ſaͤmmtliche Ginwohner des Staates oder alle Mitglieder einer 
gewiſſen Claſſe verfelben nach ver beftehenven Landesverfaſſung un— 
terworfen find, Allgemeined Landrecht Th. 2. Tit. 14. $. 73, flatt, 
und eben fo wenig in’ ven befonderen Füllen, mo vie Gefege ihn 


*) Im Auszuge ber Inftruftion zur Sefchäftsführung ber Regierungen 
vom 23. Dftober 1817: beigebrudt, auch abgedruckt bein, Malch— 
n8, Politif der inneren Staatsverwaltung, Br. 3:.,5,314 ff. 
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ausdruͤcklich ausgeſchloſſen haben, wie 3. B. erfter Anhang zum all⸗ 
gemeinen Landrecht, $. 61. allgeneine Gerichtsordnung Th: 1. Tit. 
43. 8. 6." $. 37. „Jedoch verfteht fich diefes nur unter den im 
allgemeinen. Landrechte Einleitung $. 71, Th. 1. Tit. 11. md 
TH. 2. Tit. 14. $. 79. feftgefegten Modiftcationen, und in den da— 
hin gehörigen, Fällen foll der Weg Nechtend Niemanden verfagt 
werden." (Don den im. vorjtehenden $$. angezogenen Stellen des 
Zanprecht3 find folgende audzuzeichnen. Einleitung .$.. 70, „Iſt das 
Privilegium oder Necht auf die Perfon in MWerbindung mit ber 
Sache gerichtet, ſo erlifcht daſſelbe durch die Trennung des Beſitzes 
und ver. Sache.“ ihid. F. 71. „Privilegien, welche nur auf eine bes 
ſtimmte Zeit verliehen worden, erlöfchen. mit deren Ablauf." Th. Lt, 
Tit. 11... 4. „Auch ver Staat ift Jemanden zum Verkauf feiner 
Sache zu zwingen nur alddann berechtiget, wenn es zum Wohl des 
gemeinen Weſens nothwendig ift." ibid. $. 10. „Ob der Fall einer 
Nothwendigkeit des Verkaufs zum gemeinen. Wohl: vorhanden fey 
bleibt. ver Beurtheilung -und Entfcheivung des Oberhauptes des 
Staates vorbehalten.“ ibid. $. 11. „Ueber die Beſtimmung des 
Preißes aber joll dem bisherigen Eigenthümer rechtliches Gehdr 
nicht. verfagt werden." Th. 2. Tit. 14. $. 79. „Behauptet ‘aber jer 
mand and bejonderen Gründen bie Befreiung von einer der (F. 36 
der Verordnung vom 26. Dezember. 1808 gedachten) Anlagen, over 
behauptet er, in der Beftimmung feines Antheils über die Gebühr 
belajtet zu feyn, ſo ſoll er Darüber rechtlich gehört werden." $. 38 
„Ueber polizeiliche Verfügungen der Regierungen, von welcher Gatt- 
ung fe jeyn mögen, ſteht gleichfalls der Weg Nechtend unbevingt, 
ſowohl über die Verpflichtung, ald den Schavenerfag, Jedem offen 
ſobald entweder. die Verfügung einer ausdrücklichen Diſpoſition ver 
Geſetze direct entgegenläuft, over die Klage auf einen fpeciellen Rechts— 
titel gegründet wird, vermöge deſſen der Kläger das, der durch bie 
Polizeiverfügung angeordneten Verbindlichkeit entgegenftehenvde: Recht 
gültig erworben zu ‚haben behauptet. In dem erfteren Falle er: 
ſtreckt jich vie richterliche Beurtheilung jedoch nur über Die Gültige 
feit des fpeciellen Mechtötiteld> an fih, und die daraus entſteh— 
enden. vechtlichen Folgen. Infofern aber ver ipecielle Rechtötitel un— 
begründet befunden. wird, und ed auf Prüfung der Nothwendigfeit 
und Zwedmäßigfeit der: Polizeiverfügung ankommt, tritt die BE 
flimmung $. 40 ein.“ F. 39. „Die Regierungen find jedoch im 
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zweiten: Falle des vorigen F. gleichmäßig, als nachſtehend $. 42. 
ſeſtgeſetzt worden, berechtiget, des Widerſpruchs ungeachtet mit Der 
Ausführung fofort vorzugehen, und vie Grecution. zu verfügen, 
wenn.ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen nach, damit ohne Nachtheil 
des Allgemeinen bis zur richterlichen Entſcheidung nicht gewartet 
werden Fann:" $. 40,. „Wird Die Klage hingegen nicht fpeciell auf 
eined der vorerwähnten beiden Fundamente ($. 38.), fondern nur 
auf die allgemeine bürgerliche Freiheit und vie Principien von freien 
Genuß feines Eigenthums gegründet, jo fteht ven Gerichten feine 
Gognition : über, die Nothwendigkeit zum allgemeinen Beten und 
die Zweckmaͤßigkeit Dev polizeilichen, Anordnung zu; ed wäre denn, 
daß eine richterliche Erdrterung varüber in den Gefegen, wie z. B. 
$. 8, Tit:»1. der Forſtordnung für Weſtpreußen vom 8, Oftober 
1805, ausdrücklich nachgelaſſen worden. Iſt folches nicht geicheben, 
fo fann in dieſem Falle niemals über vie Verpflichtung zur Befolg- 
ung der Polizeiverfügung, fondern nur darüber eime rechtliche Klage 
geitattet werben, ob und in wie weit ſonſten, jedoch unter voraus: 
geſetzter Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Verfügung, ein 
Entſchädigungsanſpruch wegen derſelben dem Kläger nach den Ge— 
ſetzen zuſtehe. Die richterliche Einwirkung tritt jedoch im vollen 
Umfange ein, wenn entweder von der höheren Polizeibehörde die 
Verfügung gemißbilligt worden, oder der letzteren grobe Fahrläßig— 
keit, oder: gar vorſätzliche Beeinträchtigung zu Grunde liegt. Auch 
iſt dieſer F. nur von Polizeiverfügungen für einzelne Falle zu ver: 
fieben, nicht von ſolchen, durch: weiche: etwas. im Allgemeinen: feit- 
geſetzt wird. Zu. den letzteren müſſen die Negierungen jedesmal die 
Genehmigung der höhern Polizeibehörhe haben. Iſt dieſe aber er- 
folgt, ſo findet auch wider Polizeiverfügungen der letzteren Gattung 
nut ‚unten den vorher feſtgeſetzten Modalitäten ver Weg Rechtens 
ftatt.". , $., 41. „Gegen Verfügungen ver Regierungen, welche jie 
in ihrer: Eigenſchaft ald ' Finanzbehorden erlaflen, fich mithin auf 
die Vermoͤgensverwaltung des Fiscus beziehen, ift eimem Seven, der 
ſeine Rechte dadurch gefranft glaubt, ver Weg Rechtens unbenomm: 
en, inſofern der Fall nicht zu den $.: 35. und 36 gemachten Aus- 
nahmen gehört. : Gin: Gleiches. findet in Abſicht der Vermoͤgens— 
Verwaltung anderer ben Regierungen untergeorbneten moraliſchen 
Perſonen ftatt; und eben ſo ſteht es unter den gedachten Movali- 
datendedem ffrei, fein: Privatintereſſe uber Gegenflände; der Mofft 
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and Bergwerksadminiſtration bei dem competenten Gericht geltend 
zu machen,“ 8. 42. Spricht einzelne, die Beſtimmungen des F. 44 
modificirende Faͤlle ſaus, in welchen die Regierungen für berechtigt 
erklärt werden, die Sache mit Vorbehalt des Rechtes des Wider— 
ſprechenden zur Execution zu bringen. Der Inhalt dieſes F. 42% 
iſt wörtlich derſelbe, welchen das nachſtehend erwähnte Reſſortregle⸗ 
ment vom 20. Juli 1818 in zwei 66. namlich 16: und 17, aus: 
fpricht. 

Das Hauptgrundprincip für Die pieußifche Staatspraxis enthält 
die zufolge ‚Gabinetsovore vom. 4. Dezember 1831 durch die Ge- 
fegfjammlung (Jahrgang 1831,. Neo: 19, ©. 256) publicirte Be— 
lehrung für fümmtliche Landgerichte. Der „inhaltſchwere“ Schluß: 
ja davon fpricht namlich unummwunden aus: „zwifchen dem Ober: 
haupte des Staates, als ſolchem, und den Unterthanen gibt e8 weder 
Rechtsſtreitigkeiten yu ventfiheiden, noch ein kanbige: 
richt, welches varlıber zu? entſcheiden Hätte.“ 

Ausführlich iſt die Anweiſung für die iecingemmn Gerichte 
in den Rheinprovinzen über die von denſelben zu beobaditend: 
en Grenzen ihrer gegenſeitigen Amtsbefuqnifſe vom 20.Juli 1818 
durch Bekanntmachung der koͤnigl Immiediats Juſtiz⸗-Commiſſion 
vom 8. Auguſt 1818 ? zur!" dffentlichen — gebracht: — 
preußiſche Reſſortreglement beſtimmt Folgendes: 2 

F. 2° „Die Regierungen-enticheiden: 1.) Mſchen —— * 
igen und Steuer Einnehinern, wenn über ihre gegenſeitige Berech— 
hung Zweifel entſtehen. 2) Zwiſchen ven: Gemeinden und Eigen— 
thümern über die Streitigkeiten, wozu die von der Verwaltung gut 
gefundene Anordnung über‘die Richtung, Ausdehnung und Erweit- 
erung der Gemeinde? und Nachbarwege Anlaß gegeben hat, inſo— 
fern hiebei nicht über das Eigenthum geſtritten wird. 68.) Ir An: 
gelegenheiten des! Waſſerſtandes/ ind: der dem Eigenthümer ober 
Pächter einer Mühle zu verſchaffenden Vorfluth mit Rückſtcht! auf 
das gegenfeitige Yriterefje'der Boden⸗Cultur/ und des Müller, oder 
anderer - StausBeredtirten. 4) Die Regierungen beſtinimen gleich⸗ 
falls die Höhe des Waſſerftandes, inſoferne dieſer Gegenſtänd nicht 
durch Vergleiche/Wertrlige, oder ſonſt auf⸗ eine Unwiderrufliche Art 
beſtimmt . iſt 53) 2Sie Ferker! ͤbet ui) Wnefprikege, welau⸗ 
von dritten Perſonen wider ie Aulegung einer Manufaltur⸗ umnd 
Werkſtãtte⸗ aus wen. Grminde eingelegt werben; weil ſtes einen’ udge- 
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ſunden oder unangenehmen Geruch verbreiten, ohne Unterſchied, ob 
dieſe Einſprüche ſchon vor Verleihung der Erlaubniß Zur. Erricht⸗ 
ung der Manufaktur, oder erſt nachher geſchehen.“ 

F. 3. „Sollten in den Rheinprovinzen (auch&dort, wo vorher 
feine Präfeetur-Räthe beftanden haben), in der Folge fich ähnliche 
Streitigkeiten ereignen, fo gehört — ne gleichfalld vor 
die Regierungen." 

$. 4. „Dieſe haben ebenmäßig das Mei, die RT ORREER 
und Befchlüffe der Gemeinveräthe über die Art, wie die Güter ber 
Gemeinde benügt, und welche Aenverungen damit vorgenommen 
werden follen, zu beftätigen , oder zu veriwerfen, und die untec ven 
Mitgliedern der Gemeinde rn — Streitigkeiten zu 
entſcheiden.“ | bee t] 

$. 5. „Sie — oder — nad: ‚ihrem Ermeffen und 
nach Beichaffenheit der. Umftände den Gemeinden, Kirchen, Spitäl- 
ern, und andern öffentlichen Anſtalten das Recht, ald Kläger vor 
Gericht aufzutreten, einer wider fie angeftellten Klage zu wider— 
fprechen, oder jich, über einen ftreitigen ‚Gegenftand zu, vergleichen,“ 

8. 6. „Wenn Gemeinden, Stiftungen, Spitäler: und ‚andere dff- 
entlichen. Anftalten, . oder die zur ; Erhebung: und Verwaltung 
ihrer Einkünfte beftellten Empfänger mit deren Bewilligung auf 
eine Hypothek Verzicht thun, fie. einfchränken, oder zum Nachtheil 
ihres einmal erworbenen Rechtes eine Veränderung damit vornehm 
en, jo wird die dazu erforderliche Einrichtung, dafern es nicht zu 
Folge eines vechtöfräftigen — geſchieht, von den Regierungen 
ertheilt.“ er 

F. 7. Seine. Klage: — das — zum Gegenſtande 
bat, kann wider den. Staat angeſtellt werben, wenn nicht der Kläger 
vorher im einer jchriftlichen Vorſtellung feine Abſicht der Regierung 
befannt gemacht bat; Alles in der bis jegt. — Form, und 
nach den hierüber beſtehenden Geſetzen/“ 

. 8. „Bei allen direkten Steuern, und auf den Steuerfuß aus⸗ 
geſchriebenen ‚gewöhnlichen, oder außerordentlichen Beiträgen ent— 
ſcheidet die Regierung über die Nechimäßigfeit der unter den Bei— 
tragspflichtigen geſchehenen Vertheilung. Wer hierbei zu hoch, oder 
geſetzwidrig angeſchlagen zu ſeyn, behauptet; hat Dort ſeine Beſchwerde 
vorzuhringen; amd wie Entſcheidung zu gewaͤrtigen. “ 

. 9. In Gemaßheir dieſes Grundſatzes entſcheidet Die: Regier⸗ 
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ung ebenfalls über die Frage: ob dies, oder jened Gebäude, als 
Beftandtheil eines 'Manufaktur-Gebäuded anzufehen, und in dieſer 
Eigenfchaft von ver Thür- und Fenfterfteuer befreit ſey, oder nicht.® 

:$. 10. „Ein Gleiches gift bei Auflagen, welche nur‘ einzelne Ge: 
meinden betreffen, gleichviel, ob fie in Gold⸗ oder Naturalskeiftung- 
en, 3. B. in Beiträgen over in Arbeiten zur nn der Ka⸗ 
näle, Bäche u. f. mw. beſtehen.“ 

F. 14. „Bergmwerkötreiber, welche — daß ſie bei ihrer, 
auf die wahrſcheinliche Ausbeute berechneten Steuerquote zu hoch 
angeſchlagen ſeyen, haben gleichfalls ihre vermeinte Beſchwerde bei 
der Regierung anzubringen.“ 

$. 12. „Die Regierungen entſcheiden nad — Gutacht- 
en: der Lokal⸗Verwaltung, und unpartheiifcher Sachverftändigen über 
die: Frage, welche Entſchädigung dem Eigenthümer gebühre, wenn 
Steine, Sand u. f. w,, die zum Brüden- und Straßenbau er- 
ſerderlich ſind, auf deſſen un und Boden genommen werden 
ſollen “u f 

$. 13. „Die Eutfheibung der Frage: ob zum allgemeinen Boft- 
en Landſtraßen angelegt, ihr Lauf verändert, Ganäle gebaut, Weit: 
ungöwerfe unternommen, oder erweitert werben jollen u. f. f. ge: 
hört in allen Fällen. unter die ausſchließlichen Amtsbefugniffe ver 
betreffennen Verwaltungsbehörden, innerhalb ver Grenzen des von 
St. Majeftät dem König ihnen angewieſenen Wirkungskreiſes, oder 
des hiezu ertheilten Special-Auftrages ; ‚derjenige, deſſen Eigenthum 
zu einem. folchen Zwecke eingezogen werben foll, wird gleichwohl 
nur gegen Entſchädigung, und in. den durch das Gejeg vom 8: 
März 1810 vorgefihriebenen Formen zur Räumung feines Grunde 
und Bodens genoͤthigt.“ 

$. 14. „So oft veihnungäpflichtige und andere Beamten dem 
Staate für ihre künftige Gefchäftsführung Sicherheit: zu leiften ver— 
bunden find, ‚unterfucht die Vermaltungsbehörvde vie hierüber bei— 
gebrachten Urkunden, und-erflärt fie für hinlänglich, oder verwirft 
fie. Diefer Grunvjag gilt auch alsdann, wenn der Beamte bei 
den Gerichten: in ‚Eid: und Pflichten genommen wird, und alfo 
dort den Beweis beizubringen — vos die — geleigen 
worden.“ 

$. 15. „In Ynfehung der —*** — bleibt es bei 
den Beſtimmungen der koͤnigl. Verordnung vom 26. Dechr. 1808. 
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$:,41., und 42. Gegen Verfügungen. der Regierungen, welche ſie 
in ihrer Eigenſchaft als Finanz-Behoörden .erläffen, wie ſich mithin 
auf die Bermdgens- Verwaltung: des Fiscus beziehen, tiſt alſo einem 
jeden, der dadurch ſeine Rechte gefränkt glaubt, ver Meg Rechtens 
unbenommen, inſofern der. Fall nicht zu den ſ9. 35 und "36:4. er 
gemachten, Ausnahmen gehort. Ein: Gleichcs findet in Abſicht ver 
Vermoͤgens-Verwaltung anderer den Regierungen untergeordneten 
moxaliſchen Perſonen ſtatt; und ebenſo ſteht es unter gedachten 
Modalitäten Jedem Frei, fein. Privatintereſſe über Gegenſtäͤnde der 
Poſt⸗ und Bergwerkadminiſtration Bei dem tompreenten: Gerichte 
geltend zu machen.“ 72 
8. 46. „Damit indeſſen durch — ‚Klagen feine ee 
und Stockung in die Finanzverwaltung gebracht: werden köune, ſind 
die Regierungen autoriſirt, ded gegen ihre: Verfügung erhobenen 
Widerſpruchs ungeachtet: 1 alle lanbed = jowohl, als. grundherr⸗ 
lichen: Revenüen, Abgaben und Dienfte : unbefchränft zur Lriftung 
beizutreiben, oder durch die Domainen- Pächter, Apminijtratoren, 
odeti dazu sangefegte Officianten: beitreiben zu laſſen jedoch mit Be⸗ 
obachtung der im: allgemeinen: Landrecht TH. 21. Ti... 14: 1$.: 80 
und 83 feſtgeſetzten Modiſteationen; 2.) infofern won Erfüllung 
der vom Fiscus mit Privatperfonen eingegangenen Berträge die Er: 
reichung beitatigter Etats abhängt,. wie: vorzüglich bei Pachtungen von 
Domainen und Regalten ver Fall iſt, und die Erfüllung der contract- 
mäßigen Berbindlichfeit:verweigert wird/ nach vorheriger ſummariſcher 
Vernehmung des MWeigernven ein vorläufiged Liquidum pflichtmäfig 
feſtzuſetzen, und daſſelbe vom Schuldner ſogleich einziehen zu laſſen; 
3.) die verpachteten ;; ihrer: Adminiſtrativn unterworfenen Grund⸗ 
ſtücke und Gerechtſame unter Sequeftration. zu ſetzen, wenn ie 
Pachtgelder rückſtändig bleiben, over die Pächter ſchlecht wirth— 
ſchaften; 4.) die Verpflichtung der Pächter: vder Nießbraucher von 
vergleichen Grundſtücken oder Rechten zur Räumung nachnabgelauf— 
ener Pachtzeit, und beendigtem Beſitzrechte auf den‘ Grund einer 
ſummariſchen Unterfuchung "durch eine Reſoltution feſtzuſetzen, und 
dieſe ſogleich vollſtrecken zur laſſen; vor beendigter Pacht: oder Bes 
ſitzzeit kann aber die Exmiſſion nicht anders als durch Urtheil und 
Recht feſtgeſetzt werden und erfolgen; 5.) Wenn bei andern über 
Gegenſtaͤnde des. Regierungs-Reſſorts geſchloſſenen Verträgen, be: 
ſonders bei Kriege - Lieferungen: um‘ wichtigen Entrepriſen, die Er- 
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füllung : nach: dem Verlangen der Regierung verweigert wird, und 
daraus ihrem Ermeſſen nad ein unwiederbringlicher Schaden ſich 
beforgen » läßt, fuͤr melshen der Weigernde denn Staate nicht würde 
gerecht werben koͤnnen, nenfelben zu der won ihm verlangten Bor: 
bindlichkeit durch Zwangsmittel anzuhaltent 2 ur. ER om nd 

. 17: „In allen diefen Fällen jind: vie ‚Reglerinigen bevechtigt, 
die Sache mit Vorbehalt: des Rechts des Widerfprechenden zur. Gxres 
eution bringen. zu laflen. Auch; wird die Beftimmung, ob ſolches 
nothwendig few, Lediglich ihrem «pflichtmäßigen Ermeſſen überlaffen; 
Die Gerichte find. verpflichtet, Feine Hinberniffe in: den Wen zu. leg: 
en. Es ſind daher auch feine Poifefforienzflagen über: vergleichen 
exrecutorifche Maßregeln der Regierungen zuläßig, weder gegen den 
Fiskus, noch gegen. Corporationen oder Privatperſonen. Auch muß 
es bei denſelben jo lange verbleiben, bis Pie. Sache im Petitorium 
völlig entſchieden iſt, im Falle vie betreffende: rn 2 ſelbſt 
deren. Abänderung für zuträglich erachtet. 

$. 18. „Bei Ausübung der ihnen verliehenen erecutiven Sewaft 
müjffen die Regierungen. zwar die in ven Geſetzen vorgeſchriebenen 
Grade beobachten, inzwiſchen ſind dieſelben befugt; 1.) in Fällen; 
wo die verlangte Verpflichtung auch; durch einen Dritten geleiſtet 
werden kann, ſolches nach, fruchtlos gebliebener Aufforderung des 
Berpflichteten fir deſſen Rechnung. bewirken,: jo. wie: ferner bei Lief— 
erungen, wo es nicht ‚gerade. auf einzelne im. Beſitz des DVerpflicht- 
eten ſich befindende Stücke ankommt, bie zu liefernden Gegenitänve 
für deſſen Rechnung anfaufen, und: in. beiven Fallen den Koſten— 
Betrag von ihr exeeutivifch beitreiben zu. laſſen; 2.) Strafbefehle 
fonnen die Regierungen, im Wege des executiviſchen Verfahrens bis 
zur Summe von hundert Thalern, vder vierwöchentlichem Gefüng- 
niß erlaffen und vollſtrecken; 3.) Eommt es bei der Execution 
auf den Berfauf eined Grundſtücks an, fo wird felbiger zwar vor 
dem ordentlichen Gerichte, unter welchem daſſelbe gelegen tft, ini 
Wege der nothwendigen Subhaftation bewirkt; die Subhaftation' 
fann aber von den Gerichten wicht verweigert werben, ſobald die: 
DBerbinplichkeit des Schulnners auſſer Zmeifel ift; 4.) der’ Verkauf 
abgepfändeter Effekten geſchieht jedesmal mit Zuziehung) eines Ju— 
ſtizbedienten. Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß die Reg— 
ierungen die Befugniß haben, zur Sicherſtellung des zw erſtattenden 
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Koſtenbet rages, oder der Geldſtrafe die ndthigen Workehrungea zu 
treffen.” 

-$. 19. „Da die Verwaltungbbehoͤrden von den Gerichten, ſo wie 
dieſe von jenen im ihren Amtsverrichtungen unabhängig find, fo 
ift in Fällen, wo den Regierungen das Entfcheibungdrecht, over die 
(Srecution vorbehalten ift, dem durch ihre Verfügungen, oder durch 
das hiebei beobachtete Verfahren angeblich. befchwerten Theile ver 
Reurs an die Gerichte niemals zugelaffen. Letztere haben daher 
ähnliche Klagen ohne Weiteres von fich abzumeifen. Dagegen bleibt 
es dem unterliegenden Theile unbenonmen, feine angeblichen Be: 
ſchwerden in Zeit'von zwei Monaten, von dem Tage an zu rechnen, 
da ihm die: Entfcheidung ver Regierung infinuirt worden ift, bei 
denjenigen Staatöbehörven anzubringen, welchen die Regierungen in 
Abjicht ver einzelnen Zweige ihred Reſſorts untergeotonet find, vor- 
behaltlich deffen, was. im. $. 17. über blos proviforifche Verfügung: 
en, und die Befugniß, das EN dagegen anzuftellen, ange⸗ 
ordnet iſt.“ 

6. 20. „Aus den beiden vormaligen Präfeeturrätben unentichied- 
en gebliebenen Rechtöfachen ‚werben an die Gerichte verwieſen, und 
jofern ähnliche Fälle jich in der Folge ereignen, auch für die Zu- 
funft bei den Gerichten angebracht: 1.) Klagen wider Privatper: 
fonen auf Erſatz vorbezahlter Steuern, wenn der Kläger behauptet, 
daß er jie für den Beklagten, und im Intereffe deſſelben entrichtet 
babe. 2.) Streitigkeiten zwifchen einzelnen Ständen, und denjenig- 
en, welche entweber gegen einen: bejtimmten Antheil an dem Ertrag 
für Rechnung der Gemeinde, over als Pächter die Octroi-Gebühren 
erhoben haben, es ſey von der Berechnung des Empfangs, oder 
von dem Sinne oder den. Beningungen des Pachteontractd die Rede. 
3.) Klagen wider eine Stadt- oder andere Gemeinde auf Zahlung 
der für fie gemachten Lieferungen, over vollführten Arbeiten. 4.) 
Prozeſſe zwifchen der Domainen-Verwaltung, und den Käufern ver 
Domainen ohne Unterſchied, ob über die Gültigkeit des Gontracts, 
oder über deſſen Auslegung und Wirkungen geftritten wird, mithin 
auch Streitigkeiten über die nachherige Grenzberichtigung. 5.) Streit: 
igfeiten unter der Verwaltung und den Paͤchtern eines Domainen⸗ 
gut3, vorbehaltlich: deſſen, was $.. 16. Nro, 2. 3. 4. beftiinmt tft; 
6.) Klagen der Verwaltung wider diejenigen, vie eine Lieferung 
übernommen haben, und der Unternehmer einer Lieferung. wider 
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die Verwaltung, gleichviel, ob auf Erfüllung ober auf Vernichtung 
des Gontractd, oder über deſſen Sinn und Auslegung geftritten 
wird, vorbehaltlich deffen, was über die bier ausgedrückten Fälle im 
$. 16. 17. und 18. fetgeftellt ift. 7.) Klagen wider Unternehmer 
Öffentlicher Arbeiten auf Erſatz des Schadens, den jie bei Ausführ- 
ung der übernommenen Arbeit durch ihre Handlungen, oder durch 
Berjehen einem Dritten zugefügt haben. 8.) Verhängung der ver: 
wirkten Gelpftrafen ‚wider diejenigen, welche den gejeglichen Verfüg— 
ungen über die Landftraßen-, Weges, Ufer: und Strom= Polizei, oder 
über die Pflanzungen an den Heerftraßen, oder den Gemeindemegen 
zuwider gehandelt haben, und deshalb von der Lokalbehoͤrde verklagt 
werden. 9.) Wenn eine zufolge des Geſetzes vom 20. März 1813 
geihehene Veräußerung eines Gemeindeguted angefochten wird, fo 
erkennen darüber die Gerichte, gleichviel, ob ver Streit unter ver 
Gemeinde und dem Käufer, oder unter mehreren Privatperfonen, 
die gefauft zu haben behaupten, obwalte. 10.) Vor den Gerichten wird 
ebenfalls ver Käufer zur Zahlung des rüdjtändigen Kaufpreifes 
belangt u. ſ. w. 

$. 26. „Die Verwaltung der Polizei bleibt auch in den Rhein- 
provinzen den Regierungen, und ven ihnen untergeoroneten Polizei- 
Präjinenten, Direktoren, und andern Polizeibeamten anvertraut. 
Sie haben aljo die beftehenvdeg und gehörig verfündeten Polizeige- 
fee auszuführen, die einmal eingeführten Polizei-Anftalten zu er: 
halten, und infoweit dieſes ohne Verlegung wirklicher Privatrechte 
geichehen Kann, die nöthigen Vorkehrungen zu treffen, damit überall 
der Zweck ver Polizeigefege erreicht, Oronung, Ruhe und Sicher: 
heit erhalten, und ftrafbaren Handlungen vorgebeugt werde u. ſ. m.’ 

$. 40. „Sämmtliche Juſtiz- und Verwaltungs-Behörden in ven 
Rheinprovinzen find hiermit angewiefen, in der Ausübung ihrer 
Amtöbefugniffe fich auf die, in ver gegenwärtigen Inſtruetion ihnen 
vorgezeichneten Grenzen zu bejchränfen, in zweifelhaften Füllen fich 
einander ihre Anjichten und Gründe mitzutheilen, fofern fie hin: 
gegen fich nicht vereinigen koͤnnen, jede beſonders ohne Aufichub 
an die ihr vorgejegte Staatöbehörde ihren Bericht zu erjlatten, 
vort nähere Verhaltungäbefehle einzuholen, bis dahin aber in ver 
Sache, die Hierzu Anlaß gab, nichts vorzunehmen, woraus unnüge, 
dem Dienft felbft nachtheilige Gollijionen entftehen Fünnten. Maß— 
regeln, die im Intereſſe aller Betheiligten zur Erhaltung des ftreit- 
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igen Objekts erforverlich find, und bie ‚feinen Aufſchub erleiden, 
werden von jener Behoͤrde ergriffen, bei. welcher die Sache zuerft 
anhängig geworben.” 

8. 41. „Untergeordnete Juſtiz- oder Regierungsbeamte haben in 
folchen Fällen, mie fich von felbft verfteht, an die ihnen unmittel- 
bar vorgefegten Behörden ohne Auffchub zu berichten, ihnen ven 
Vorfall anzuzeigen, und die ndthige Inftruftion einzuholen.“ 


Bayern. 


Hier fommt zuvörderſt der $. 7. (zu 11) der revidirten Inftruf: 
tion vom 9. Jänner 1821 *) in Betracht. Hiernach gehören zum 
Gefchäftsfreife des Staats rathes, ald der oberften berathenven 
Stelle: „beſchwerende Vorftellungen an ven König über amtliche 
Handlungen der Staatöminifterien, wodurch Kränfungen des Eigen: 
thums oder der perfünlichen Freiheit angeblich entſtanden find und 
worüber der Recurs an die orpentlichen Gerichtshöfe nach den be 
ftehenden Verordnungen nicht geftattet ift, auch zur Erfenntniß ver 
für Die gemifchten Rechtsſachen aufgeftellten dritten Inſtanz ( der 
Staatsraths-Commiſſion) ſich nicht eignet, wenn der König, nad 
vorläufiger Vernehmung des betreffenden Staatsminifteriums, zu 
deffen Wirkungskreis der Gegenftand gehört, dad Gutachten des 
Staatsrathes darüber erholt u. f. m." 

Hiernächft ift e8 die Verordnung, die Formation, den Wirfungds 
kreis und den Gefchäftsgang der oberften Verwaltungsftellen in ven 
Kreifen betr, vom 27. März 1817 **), melche unter A. 8. 3. be 
flimmt: „In die Gefchäftsfphäre der Kammer des Innern (der 
oberften Verwaltungsſtelle in jedem Kreife) insbeſondere fallen die 
faatsrechtlichen und militärischen Angelegenheiten, foweit legtere den 
Civilbehorden zuftändig find; die Angelegenheiten der Religion und 
des Cultus; jene der Öffentlichen Erziehung; der Bildung, ded Un: 
terricht3 und der dffentlichen Sitten, das Medicinalweſen; die ge 
fammte Landespolizei; dad Communal- und Stiftungswefen; und 
die allgemeine Statiftit mit der in alle dieſe Zweige einfchlagend- 
en Dienjtüberfiht und Dienftorbnung, nebſt der Gerichtöpolizei.” 
Nah dem $. 57. gehören in die Gefihäftsfphäre der Kammer ber 


*) Abgedrudt bei v. Malchus a. a. O. S. 79. fi 
**) Abgedrudt bei v. Malchus a. a. O ©, 322. ff. 


— 38 — 


Finanzen: die Leitung der Finanzverwaltung in den Kreiſen tm 
Allgemeinen ; indbefondere die Aufjicht über das Staatdeinfommen; 
über den Staatsaufwand; die Direction der Caſſen; dad Etatsweſ— 
en; dad Rechnungswefen ; die Aufficht über das gefammte Finanz- 
und Dienftperfonal; das Amtsborgweſen; fiscaliſche Proceſſe; vie 
Goncurrenzfteuerbeifchläge, und die Angelegenheiten des Landrathes, 
gemeinfchaftlich mit der Kammer des Innern; jährliche Wirthichaftd- 
Berichte u. f. w. Der $. 7. ver appenbicirten Anweifung über ven 
Gejchäftsgang ver oberften Verwaltungsftellen in den Kreifen be— 
flimmt: „Bei ſolchen contentiöfen Gegenftänden, in welchen vie 
Regierung des Kreifed als adminiftrativgerichtliche Inſtanz erfennt; 
hat fich diefelhe in ihren Berathungen nach der Hofrathsorbnung 
zu achten.” 

Bon den in Baiern den Regierungen durch obige Verordnung 
überwiefenen Gegenftänvden find noch folgende auszuzeichnen: bie 
Entſcheidung flreitiger Nachfteuerverhaltniffe; der Reclamation in 
Betreff der Militäreonfeription ; der Beſchwerden über die Reparti— 
tion der militärifchen Laſten und der Entfchäpigungsforderungen; 
ver Streitigkeiten der Gemeinden und Bezirke in Anfehung der An— 
lagen von Salpeterpflanzungen; ver Streitigkeiten zwiſchen Schul— 
Ichrern und Pfarrern oder Gemeinden in Bezug auf die Verhält— 
niffe der Schule und vie Schulordnung; der Anftände über vie 
Schulgebäude und Baulaft; über vie wechſelſeitigen Schulfprengel 
und über verordnungsmäßige oder hergebrachte Neichniffe; über 
nothivendige Demolitionen und Sperrungen und über polizeiliche 
Baujtreitigkeiten; über Gemerbftreitigfeiten und Cufturftreitigkeitenz 
über die Bertheilung der Gemeinvdegründe und Gemeindewaldungen, der 
Streitigkeiten über die Concurrenzverbindlichfeiten zu Anlegung und 
Unterhaltung zwedmäßiger Vicinal- und Communicationdmege; der 
Poftveclamationen; der Streitigkeiten über die Benugung Öffentlicher 
Gewäfler ; der Beſchwerden und Streitigkeiten über das polizeiliche 
Domicil und die Alimentation unftäter, herrenlofer und unbekannter 
Menjchen; über ftreitige Gemeinderechte. 
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Württemberg. 


Die Inftruftion für die Kreisregierungen vom 21. Dezember 
1819 *) veroronet: „vie Negierungen find, jede in dem Umfange 
des ihr angetwiefenen Kreisbezirks, die oberſten Behörven für alle 
Gegenftände der Landesverwaltung im Regiminalfache, in dem ver 
Staatöpolizei und der Staatswirthichaft und für die Verwaltung 
des Vermögens der Gemeinden, ver Oberamtd- und anderer Dffent- 
fihen Körperfchaften und Stiftungen, foweit jie nicht anderen Kreis: 
oder Gentralftellen aufgetragen jind.” Von den in dieſer Inftruction 
den Regierungen insbeſondere überwiefenen Gegenftänven find folg- 
ende auszuzeichnen: vie Entſcheidung ftreitiger Abzugs- und Nach— 
fteuer-Verhältniffe, Abjtellung der Beſchwerden gegen Gutöherren 
und gutöherrliche Beamte, jo weit fie nicht ftreitige Privatrechts- 
Verhältniſſe betreffen, Wahrung der landesherrlichen und Hoheits⸗ 
rechte im Innern in jeder Beziehung und auffergerichtliche Ent- 
ſcheidung ver dabei vorkommenden Streitigkeiten, Abhilfe, Entſcheid⸗ 
ung von Jagd-, Forſt-, Frohn- und Salpeterbejchwerven, Erfenn= 
ung über die Befchwerden der Gemeinden und einzelner, über bie 
Bertheilung und Ausgleichung der Kriegs-, Vorfpannd- und Quart— 
ierfoften, Erkennung über ven Gebiet3umfang der Gemeinden und ' 
Dberämter, infofern der Streit nicht Gegenftand des Privatrechts 
ift, über Streitigkeiten bei DVertheilung von Staatslaften, Steuern, 
Frohnden zwifchen mehreren Gemeinden eines Oberamted oder den 
Angehörigen einer Gemeinde, fowie über die Koncurrenz zum Amts- 
und Gommunalverband und deſſen Laften, über vie Theilnahme an 
den Gemeindenugungen, gefegmäßige Fälle bei Aufnahme neuer 
Bürger und Beifiger, und Bewilligung des Wohnſitzes an einem 
Orte für folche, die nicht durch die Geſetze ohnehin dazu berechtigt 
find, Erfennung über nothwendige Demolitionen und Sperrungen 
und über polizeiliche Bauftreitigfeiten, Entſcheidung von Streitig- 
keiten, welche über Kirchen-, Pfarr- und Schulgründe und andere 
Befoldungstheile dev Geiftlihen und Schullehrer entitehen, Ent— 
fheivung von Gulturftreitigfeiten, Erkenntniß über die Vertheilung 
von Almanden, der Viehweiden und Gemeindewaldungen, auſſerge— 
richtliche Entſcheidung der Streitigkeiten über die Ablöfung von 


*) Abgedrudt bei v. Malchus a, a. D. ©. 359. ff. 
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Feudalabgaben, Entſcheidung der Gewerbs⸗ und Handwerksſtreitig⸗ 
keiten, der Streitigkeiten über die Benutzung bffentlichet Gewäſſer, 
der die Mühl-Ordnung betreffenden Streitigkeiten, auſſergerichtliche 
auf den jüngſten Beſitz gegründete Entſcheidung von das Land-, 
Straßen-, Brüden, Ufer: und Wafferbaumefen betreffenden Streit: 
igfeiten über vie Baulaft, auffergerichtliche Entſcheidung der die Ver— 
waltung der Familien- und Privat-Stiftungen betreffenden Streit: 
igfeiten. 

Der Geheime Rath ift die berathende Behörde auch in Comp- 
etenz Streitigkeiten zwifchen Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehbrden *). In 
Betreff der gezwungenen Abtretung von Grundeigenthum für Staatd- 
und Körperfchaftszwede ift im $. 30. der Berfaflungsurfunde feft- 
gefegt: „Niemand kann gezwungen werben, fein @igenthum und 
andere Rechte für allgemeine Staatd- oder Corporationszwecke ab- 
zutreten, ald nachdem der Geheime Nath über die Nothmenvig- 
keit entfchieden hat, und gegen vorgängige volle Entſchädigung. 
Entfteht aber ein Streit über die Summe der Entſchädigung, und 
der Eigenthümer will fich bei der Entſcheidung der Verwaltungs: 
behoͤrde nicht beruhigen, fo ift die Sache im orbentlichen Rechtswege 
zu erlevigen, einftweilen aber die von jener Stelle feftgefegte Summe 
ohne Verzug auszubezahlen.“ **) | 


*) Dergl. Mohl, das Staatsrecht des Königreichs Württemberg. Tüb— 
1829, Thl. 1. ©. 333 u. ff. Thl. 2, ©. 72. 

**) Nicht die Derwaltung felbit full endgültig über die Frage: ob das zu 
einem öffentlichen Unternehmen angefprochene Gigenthum dem Befiger 
wider feinen Willfn entzogen werden dürfe? zu entfcheiden haben, fie 
foll nicht Richterin feyn in eigener Sache. Konnte das Richteramt für 
dieſe Frage nicht den bürgerlichen Gerichten übertragen werden, ohne 
‚die richtige Grenzlinie des denfelben naturgemäß zufommenden Wirk: 
ungsfreifes weientlich zu verrüden, und ihnen gegenüber von der Ad⸗ 
miniftrativgewalt eine Stellung einzuräumen, welche mit der Gelbft- 
fländigfeit der legteren fich nicht vertragen würde, fo müßte ver Ge- 
heime Rath nad feiner ganzen duch die Berfaffungs-Urfimde ihm 
angewiefenen Stellung als eine zur Entſcheidung jenes Gonflifts zwifch- 
en dem Privatinterefje des Cigenthümers und dem Anſpruche der üff- 
entlichen Verwaltung vorzüglich geeignete Staatsbehörde erfcheinen; 
denn von ihm, als einer Stelle, welche felbft nicht verwaltet, 
welche überdies eine Eollegialbehörbe ift, darf ein unpartheiifches 
Urtheil erwartet werben, während zugleich vermöge feines hohen Stand⸗ 
punftes, der ihm eine umfaffende Weberficht über bie öffentlichen An— 
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Dad Meglement für die Landdroſteien v. 18. April 1823 *) 
fpricht $. 1 aus: „die Landdroſteien (melden im Allgemeinen vie 
ganze innere Regiminal- Verwaltung unter dem Minifterium über: 
tragen ift), machen in aflen ihrem Wirfungsfreife unterzogenen 
Anminiftrationsfachen eine nicht zu umgebende Mittelinftanz zwiſch— 
en den Städten, Aemtern, PBatrimonialgerichten und fonftigen Lo— 
falobrigfeiten, und den Gentralbehörven aus, dergeftalt, daß ſowohl 
alle Anträge, Gefuche und Reclamationen der  Unterthanen gegen 
die adminiftrativen Berfügungen der Rocalbehörven, fowie die Be 
richte und Vorſchläge ver letzteren an fie zu richten ſind; als auch 
die Enticheidungen der Gentralbehörden durch fie gehen und durch 
fie in Vollziehung gebracht werden müffen.” $. 2. „Bon dem MWirf: 
ungöfreife der Landdrofteien jind Die eigentlichen Juſtiz- und bie 
geiftlichen Sachen, jevoch legtere nur unter den im $. 7. bemerften 
Modificationen ausgefchloffen.” Es fteht zu erwarten, daß vie Han— 
noverfche Gefeßgebung die Gompetenzverhältniffe der Juſtiz- und Ad— 
miniftrativbehörven zur Befeitigung vieler ſich darüber erhobenen 
Zmeifel näher und beftimmter reguliven werde. 

Die Höchft bevauerlichen Irrungen über die Hannover'ſche Ber: 
faffung haben unter anderem auch auf die wichtige Frage ver Com— 
petenz der Gerichte in Verwaltungsftreitigkeiten, und auf die Frage 
geführt, in wie fern die Gerichte überhaupt befugt find, das Recht 
des Landesherrn zur Erlafjung einer Verordnung im Verhältniß 


gelegenheiten gewährt, Fein Zweifel Plab greifen fonnte, daß er zu 
einer umfichtigen Würdigung aller in Betracht kommenden Berhält 
nifie vollfommen befähigetfey. Indem übrigens der Geheime Rath 
in Gemäßheit der $$. 30. und 60. der Berfaffungs = Urkunde über 
Zwangsabtretungen erfennt, fchreitet er nicht felbit verfügend ein 
fondern urtheilt nur über die Nothwendigfeit einer von der Verwalt—⸗ 
ungsitelle angeordneten Unternehmung und über die Unentbehrlichfeit 
des dazu gewählten Mittels, Bergl. den im April 1836 erftatteten 
Bericht der zur Berathung des Gejekentwurfes in Betreff der gezwung- 
enen Abtretung von Grundeigenthum und anderen auf unbewegliche 
Güter fich beziehenden Rechte für Staats» und- Körperfchaftszwede 
nievergejegten fländifchen Commiſſion. 
9 Abgebr. bei v. Malchus a. a. D. ih. 3. S. 39. fl 
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zu dem Iandftänvifchen Mitwirkungsrechte ihrer Prüfung und Ent⸗ 
ſcheidung zu unterwerfen *). 

In dieſer Beziehung iſt folgende koͤnigliche Erklaͤrung, die un— 
mangelhafte Befolgung der Geſetze und Berorbnung— 
en betreffend, von Wichtigkeit: 

Ernſt Auguſt, 
von Gottes Gnaden, König von Hannover, königlicher Prinz von 
Großbritannien und Irland ww. _ 

Wir haben vernommen, daß Zweifel darüber entitanden finv, ob 
den Landesgerichten die Pflicht obliegt, die von dem Landesherrn, 
oder deſſen nachgefegten Behoͤrden verfündigten Gefege, Verordnung: 
en und Erlaffe unmangelhaft zu befolgen, oder ob viefelben befugt 
erfcheinen koͤnnen, die verfaffungsmäßige Entftehung jener Gefege ꝛc. 
in den Kreis ihrer Prüfung und Entfcheivung zu ziehen? Je wen: 
iger den Gerichten. ver hieſigen Lande jemald eine Entſcheidung 


*) Das viel befprochene Tübinger Gutachten in der Hannvverfchen 
Berfafiungsfrage hält die Befugniß der Gerichte, die Gültigkeit eines 
Geſetzes vor defien Anwendung zu prüfen, für ausgemacht. 

Wir haben uns feiner Anficht nicht anfchliegen können, denn das 
Geſchäft der Nichter beiteht nur 'in Subſumtion des Fartums unter 
das Geſetz; und derjenige Richter würde offenbar in die Souverainetät 
eingreifen, der die Befugniß des Souverains zur Gefeßgebung in 
Zweifel ziehen, und ſich über feine Verordnungen ftellen wollte. 

Ohnehin ift vom pofitiv rechtlichen Standpunfte aus noch fein alls 
gemeiner Begriff vom Gefes im Gegenſatz von Verordnung aufgeftellt, 
fo wie das Juriftenrecht nur zu häufig Gefe und Verotdnung als 
gleichbedeutend gebraucht. 

Ausgezeichnete Rechtögelehrte haben auch aus diefen Gründen jene 
Befugniß den Gerichten abgefprochen. Hieher gehören befonvers 

Mittermaier, im Archive für Civiliftiiche Praris, Band IV, 

©. 334. 

Linde, daſelbſt Br. XVI. S. 308 ff. 

und 

in der Zeitfehrift für Eivilrecht und Prozeß, Bd. VII ©. 49. ff. 
damit Iflimmt auch die Doftrin derjenigen Rechtsgelehrten überein, 
welche beftrittene und verlegte Rechte, fofern ſolche das Subjeftiong- 
Verhaͤltniß betreffen, oder mit andern Morten „die aus- Handlungen 
der Staats- und obrigfeitlihen Gewalt abzuleitenden Rechte“ nicht 
unter den Schuß der Juſtiz geftellt, fondern die Verwaltung in die: 
er Beziehung unabhängig. geftellt wiffen wollen, und alfo dem Richt: 


varäber eingeräumt worden ift, ob bie gefeßgebende Gewalt vom 
Landesherrn gebührend ausgeübt worden fey, eine Entfcheivung, 
welche augenfällig nur geeignet feyn würde, alle Gewalten im Staat? 
zu verwirren, den Richter über den Gefeßgeber zu ftellen, und ein- 
en anarchiſchen Zuftand hervorzurufen, und je weniger Wir gemeint 
jind, unerlaubte Uebergriffe der richterlichen Gewalt zu dulden, deſto 
mehr fehen Wir Uns zur Vermeidung jedes Zweifeld veranlaßt, — 
nah Anhörung Unfered Staatsraths — hiermit zu erflären: „daß 
die verfhffungsmäßige Entftehung der Geſetze, Verordnungen umd 
Erlaffe der Prüfung und Entſcheidung der Landesgerichte niemals 
anheim fallen fonne, fondern daß alle Richter und Öffentlichen Diener 
fo wie die ſaͤmmtlichen Unterthanen Unſeres Königreichd lediglich 
durch die von Und, oder in Unferem Auftrage von Unſeren nad): 
gefegten Behörven ausgehende Verfündigung jener Geſetze und Ver— 
ordnungen zu deren unmangelbaften Befolgung verpflichtet werden.“ 


er das Recht nicht einräumen, Regierungs-Maßregeln, wie 3. B. 
orbnungsmäßig vollzogene Steuer-Ausfchreiben, für nicht verpflichtend 
zu erklären, 

Vergl. 3. B. von Weiler überfBermwaltung und Juſtitz, 2. Ausg. 
Mannheim 1836. 

C. v. Pfizer, über die Grenzen zwifchen Berwaltungs- und 
Civil⸗Juſtiz, Stuttgart 1828. 

Funke, die Verwaltung in ihrem Berhältnig zur Zuftiz, Zwickau 
1838. 

Wir ſchließen diefe Note mit folgender wohl zu beachtenden Bemerkung: 

Seitdem die Souverainetät der Oberhäupter der deutfchen Staaten 
(jeit 1806) bis in ihre abftracteften Grenzen ausgedehnt worden if, 
und es feine höchſten Neichsgerichte mehr gibt, die gegen die Eins 
griffe der einzelnen Territorialregierungen und felbft in eigentlichen 
Negierungs: Bolizeis Anftalten ver einzelnen Reichslande  entjchieden, 
it richte rliches Urtheil über die Grenzen der gefezgebenden Ge 
walt und über die Mittel, welche die. Staatsgewalt bei ihrer Wirk: 
famfeit und Ausübung ihrer Hoheitsrechte anwenden darf, eine per, 
welche in der Unmöglichkeit der Bollziehung ſchwindet. Die Frage: 
in weldher Ausdehnung die Negentenrechte auszuüben find, ift 
wohl im Sinne des natürlihen Stantsrechts zu beantworten, 
nur nicht bei dem Zuftande unferes heutigen pofitiven Staats: 

‚ rechts, wonach die Sonverainetätsrechte felbft bei dem Inſtitut ber 

Volksvertretung als abfolute erfcheinen, vom Richter zu ent: 
ſcheiden. 
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Wie hiernach niemald von Uns. zugegeben werben kann daß ein 
Zandeögericht eine Entſcheidung über die Gültigkeit des von Uns 
unterm 1. Novbr. 1837 erlaſſenen, das vormalige Staatd-Grund- 
Geſetz für erlofchen erklärenden Patents ſich anmaße, fo erklären 
und befehlen Wir Hiermit ausdrücklich, daß infofern, wider Ex— 
warten, dennoch Richter oder andere dffentliche Diener auf die der— 
zeitige Nechtögültigfeit ded vormaligen Staatsgrundgeſetzes erkennen, 
mithin gegen die rechtlich beſtehende Landesverfaſſung fih auflehnen 
würden, derartige Uebertretungen im Juſtiz- oder apminiftrativen 
Wege gebührend geahndet werben follen. Gegeben in Aufer Re: 
ſidenzſtadt Hannover, den 17. Januar 1840. 

| Ernft Auguſt. 

G. Frhr. v. Schele. 


Sachfen. 


Die Competenz-Verhäaltniſſe zwifchen Juſtiz- und Bermwaltungs- 
Behörven find durch das Geſetz vom 28. Januar 1835 folgender⸗ 
maßen beſtimmt worden. 

F. 2. „Den Verwaltungsbehörven bleibt noch ferner 1.) das 
Mecht, innerhalb ihrer Competenz, ihre Verfügungen mit Nachdruck 
durchzuführen, und zu dem Ende im Allgemeinen (durch Verord— 
nungen) oder in einzelnen Fallen fachgemäße Strafen anzubrohen, 
und zu vollftreden, mithin auch wegen folder Strafen, ingleichen 
wegen Öffentlicher Abgaben und LKeiftungen, gefegliche Zwangsmittel 
anzuwenden, foweit nicht nach $.3. und 4. hierunter eine Bejchränt- 
ung eintritt 2.” 

$. 3. „Berwaltungsbehörden haben jedoch, wenn in ven Fällen 
$. 2. wegen Gelvftrafen, oder anderer Geloleiftungen die Hülfsvoll— 
firefung in beweglichen oder unbemweglichen Sachen, in Yorberung- 
en, oder andere Rechte gefchehen foll, vie Juftizbehörven anzugehen." 
(In ven legtgevachten Fällen foll jedoch nach $. 5. die Juſtiz-Be— 
börbe nicht Über die vorhergegangene Reſolution ber Verwaltunge. 
Behoͤrde zu entſcheiden haben.“ 

F. 6. „der Rechtsweg findet ſtatt: 1.) bei allen Irrungen über 
privatrechtliche Verhältniffe, wenn auch der Staat oder irgend eine 
politifche oder kirchliche Corporation die Stelle der Gegenparthei 
einnimmt. Ruͤckſichtlich des Staates gehören hieher Streitigkeiten 
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mit ihm a) über zufällige Hoheitärechte, infonverheit auch Aber bie 
Frage: ob gemwiffe Gegenflände dazu gehören, Mb) über anderes 
Staatögut, 3. B. über Domainen, Kammergüter, und über die in 
Anfehung verfelben behaupteten Rechte und Obltegenheiten, ſoweit 
viefelben auch rüdjichtlich der Güter anderer Perfonen vor bie 
Auftizbehörden gehören; ©.) aus Verträgen, over über andere pri— 
vatrechtlich zu beurtheilende Thatfachen, welche Verbindlichkeiten be- 
gründen, abändern, oder aufheben.“ 

$. 7 „Der Rechtsweg findet ferner Statt: 2.) nah Maßgabe 
der Verfaffungsurkunde $.31., wenn Jemand fein Eigenthum, ober 
fonftige Rechte und Gerechtigfeiten zu Staatszwecken abtreten, oder 
aufgeben muß, fich aber bei der von den Verwaltungsbehörden 
feftgefegten, und von ihm einftweilen anzunehmenden Entſchädig— 
ungsfumme nicht beruhigen will; 3) wenn Jemand unter der Be: 
hauptung, eine Verwaltungsbehbrde habe ihre Amtögewalt über- 
fhritten, oder gemißbraucht, oder Amtspflichten vernadhläßigt, und 
es fey daraus für ihn Schaden entitanden, Entſchädigung (nach Be- 
finden Heritellung des vorigen Standes der Sache, Sahbuße) ver: 
langt. Es dürfen jedoch Juſtizbehörden, wenn dabei Verwaltungs- 
Mafregeln zur- Sprache kommen, über die Nothwenpigfeit und 
Zwerkmäßigkeit verjelben in Bezug auf das allgemeine Beſte, foweit 
eine rechtliche Erörterung darüber in ven Gefegen nicht ausprüdlich 
nachgelaſſen worden, nicht urtheilen, nody die Verordnungen der 
Berwaltungsbehörven für ungültig erklären.“ 

$. 8 „Ueber Srrungen in anderen Verhältnifien des dffentlichen 
Rechts entſcheiden Verwaltungsbehoͤrden, 3. DB. in Streitigkeiten 
1) über Erlangung, Wirkung und Verluſt ded Staatsbürger: 
Heimaths-, Stabtbürger = Landgemeinvereht3; 2.) über vie Ver— 
binvlichfeit zu Staats⸗ und Communalabgaben, und andern Staats: 
und Communal=LReiftungen, über die Vertheilung verfelben, und 
behaupteten Befchmerungen vor anderen; 3.) über die Erhebung 
eines Geleitö-, Wege-Brückengelds, oder anderer, ven Öffentlichen 
inbireften ähnlicher Abgaben , von Seiten einer PBrivatperjon oder 
Eorporation; 4.) über Polizeigegenftänve.“ 

$. 9. „Bor die Berwaltungsbehörden gehören auch Streitigkeiten 
gwifchen Kirchen und Schulgemeinden, als foldhen, und über vie 
Berhältniffe in und zu venjelben, ingleichen über geſetz- und ord⸗ 
aungsmäßige Vollziehung der Firchlichen Handlungen ꝛc.“ 

$. 11. „In ven Bällen zu 8 und 9 tritt aber die Competenz 
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der Juſtizbehoͤrden, mithin. ver Nechtömeg ein, wenn Jemand ich 
dabei nicht blos auf Geſetze, auf Provinzial-Ortöftatuten, oder all 
gemeine Grundfäge, ſondern auf befonvere Rechtstitel ( Privilegien, 
rechtskräftige Enticheidungen, PBrivatwillenserflärungen — Verträge, 
legte Willen, Stiftungen, Anerkenntniffe — Verjährung oder Her: 
Eommen) beruft, und zwar jowohl rückſichtlich ver Zuläßigkeit, als 
des Beweiſes und der Wirfung ver gedachten Titel. Es ift jedoch 
in dem gedachten Fällen einftweilen den Anordnungen der VBerwalt- 
ungsbehörden nachzugehen, und ed dürfen letztere von Juftigbehörd- 
en nicht cher gehemmt werben, bis in dem Nechtöftreite eine rechts— 
Träftige Definitiventfcheivung vorliegt.” 

$. 12. „Baben zu einer öffentlichen Laſt ver Staat, ald folder, 
und andere Privatperfonen beizutragen (wie 3. B. vieß bei Straß- 
enbauen, Uferbauen geicheben kann) fo gebührt vie Entfcheinung der 
Irrungen über das Verhältniß der Beiträge zwifchen jenem und 
diefen, den Juftizbehörven. Jedoch ift bis zur Nechtöfraft. der De- 
finitiventicheivung einftweilen ver Regulirung von Seiten ver Ber: 
waltungäbehörvde nachzugehen,‘ 

$. 25. „In Gewerbſachen (alfo auch in folchen, welche das Inn- 
ungsweſen, Schank- und Gafthofsgerechtigkeiten betreffen) jind Ver— 
waltungsbehörven competent, wenn auch dabei beſondere Rechtstitel 
angezogen werben, | 

Diefelben Behörden entfcheiven infonderheit auch barüber, ob Je— 
mand eines Gewerbes wegen Mißbrauchs verluftig feyn fol. 

$. 26. „Streitigfeiten über ven Bierzwang, fowie über dad Recht, 
auf dem Lande Bier zu brauen, auszufchroten, und das eigene Ges 
bräude zu verzapfen, find jedoch zu ven $. 24. erwähnten Sachen 
nicht zu rechnen. In felbigen entjcheiven, fowohl über den Befig, 
ald über das Recht, die Juſtizbehorden.“ 

$. 27: „In Irrungen Über Privatrechtöverhältniffe der Erbherren 
. Erbpflichtigen, unter andern auch wegen Ermäßigung der Dienfte 
und Frohnen überhaupt, oder auf Zeit, find — ſoweit nicht das 
Geſetz über Ablöfungen und Gemeinheitötheilungen vom 17. März 
1832 eine Ausnahme macht, nur Juftigbehörven competent.” 

Was die Gompetenz=-Eonflicte d. 5. die Differenzen über 
die Vorfrage: ob eine Sache Juſtiz- oder Apminiftrationde 
Sache ſey? betrifft, fo wurde fihon in der Verſaſſungé-Ur— 
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Funde $. 47T. nah mehrfachen Verhandlungen vie Beſtimmung 
aufgenommen: 

" „Meber Competenz = Zweifel zwifchen ven Juſtiz- und Verwalt⸗ 
ungs-Behbrden entfcheivdet in letzter Inſtanz eine beſondere Be- 
hörbe, deren Organifation durch ein Gefeg beftimmt wird, und 
deren Mitglieder zur Hälfte aus Räthen des oberften Juftiz- 

hofs beftehen müfjen.‘“ 

Da indeß zugleich mit Errichtung der Departementd-Minifterien 
durch die Verordnung vom 7. Nonbr. 1831 ein Anfang mit ver 
Trennung der Apminiftration von der Juſtiz gemacht werden mußte, 
fo glaubte die Regierung auch für Entſcheidung ber Competenz⸗ 
Zweifel eine interimiftifche Einrichtung treffen zu müffen. 

Died geihah durch die Verordnung zu Errichtung des Staats: 
raths von 16. November 1831 (Gefegfammlung v. 1831. ©. 337 
und folgd.) in welcher $. 4 unter b. der Staatsrath proviſoriſch 
in einer befonderen, den Beſtimmungen der Berfaffungs = Urkunde 
in der Hauptfache entfprechenden Zufammenfegung ald die Behoͤrde 
zu Entfcheivung von Gompetenzeonflicten erklärt wurde. Es follten 
nämlich in folchen Fällen fo viele von den nicht zum Gefammt- 
Minifterium gehörigen Mitglievern ausfcheiden, und nach Befinden 
durch Mitglieder der obern Juſtizbehoͤrden erfegt werben, ald zu 
Herftellung der duch die Verfaſſungsurkunde verlangten Parität 
erforverlich fey. 

ALS im Jahr 1833 die Staatöregterung der damaligen Stände 
Berfammlung einen Gefegentreurf über Gompetenzverhältniffe zwifch- 
en Juftiz= und Verwaltungsbehoͤrden vorlegte, gab ſie biebei bie 
Abficht Fund, jene proviforifche Einrichtung zu einer dauernden zu 
machen. 

Die erfte Deputation der erften Kammer erinnerte jedoch Hiergeg- 
en, daß viefe Einrichtung eine von den frühern Ständen bevenklich 
gefundene Bildung der Behörde zu Entfcheivung von Gompetenz- 
Eonflicten im Wefentlichen entfpräche, und bemerkte zugleich, daß 
ed zweckmäßig feyn würde, dad Verfahren in Competenz-Conflicten 
näher zu normiren, damit daſſelbe nicht, wie die. Erfahrung in 
Sranfreich gelehrt, zu vielfachen Hemmungen des regelmäßigen Juftiz- 
gangs führe. Sie gründet hierauf ven Vorſchlag, jene Einrichtung 
zwar proviforifch fortvauern zu laſſen, aber zugleich in der Schrift 
ven Antrag an die Regierung zu richten: 


- 13 — 


„sowohl über vie Zufammenfegung ver über Kompetenz - Kon: 
fliete in oberfter Inftanz entfcheidenden Behoͤrde in einer den 
minifterielen Einfluß mehr ausjchließenden Weife, ald über das 
ſonſtige Verfahren in Gompetenz-Eonflicten ein eigenes Gefeg 
bearbeiten, und den Ständen vorlegen zu laſſen.“ 

Diefen Antrag machte auch die Stände -Verjammlung in ber 
Hauptfache zu dem ihrigen, und ed wurde von Geiten der Staats— 
Regierung im Decret vom 27. Septbr. 1834 die Bearbeitung des 
gewünfchten Gejeßed zugefichert, Bei Eröffnung des Landtags 1836 
- und 1837 wurde jevoh von Seiten der Staatdregierung in dem 
Deerete vom 13. Novbr. 1836 die allerhöchften Entfchließungen 
auf verfchievene ftändifche Anträge ꝛc. 20. betreffend, unter I. 3. ver 
Ständeverfammlung eröffnet, daß fich zur Zeit das Bedürfniß eines 
folhen Geſetzes nicht gezeigt habe, da noch Fein Competenz-Conflict 
an die interimiftifche Behörde gelangt jey, daß es daher angemefj- 
en gefchienen habe, bei den zahlreichen und umfangreichen fonftigen 
Borlagen mit Entwerfung jenes Gejeßed noch Anftand zu nehmen. 

Die erſte Kammer berubigte jih nun zwar Anfangs bei dieſer 
Erklärung, jedoch vereinigten fich fpäter beide Kammern zu dem 
Antrage: 

„daß das $. 47. der Verfaſſungs-Urkunde verfprochene Gefeg, 
wodurch auch das Verfahren normirt werde, bald möglichit, 
und fpäteftend der nächften Stände = Verfammlung vorgelegt 
werden möge " 
und motivirte diefen Antrag damit, daß es jich hier um eine Ver— 
vollftändigung des conftitutionellen Organismus, und die Eröffnung 
einer durch Die Verfaſſungs-Urkunde gegebenen Zufage, die nicht zu 
verschieben feyn dürfte, handle, 

Dem zufolge ward im Derret v. 20. Septbr. 1837 die aller- 
hoͤchſte Zufage ertheilt: 

„Sin Gefeß über Organifation der Behörde, durch welche die 
Entfcheidung von Gompetenzftreitigkeiten zwifchen Juftizs und 
Verwaltungsbehoͤrden zu erfolgen habe, auszuarbeiten, und der 
nächften Stände-Verſammlung vorlegen zu laſſen.“ 

Diefer Gefeged- Entwurf mit Motiven ift mittelft allerhöchften 
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Decrets vom 2: Dechr. 1839 den gegenwärtig verfammelten Ständ- 
en ſdes Königreich zur Berathung vorgelegt worven *): 

Der Eingang, die $$. und Motiven lauten, wie folgt: 

Wir Friverih Auguft, von Gottes Gnaden, König 

von Sachſen ı. ꝛ⁊c. 

beftimmen wegen Oxganifation einer befondern Behörde, welche nad) 
$. 47. der DVerfaffungsurfunde über Gompetenz = Zweifel zwifchen 
Juſtiz- und Verwaltungs = Behörden im lezter Inſtanz entjcheiven 
fol, mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände Folgendes; 

$. 1. (Errichtung der Behobͤrde.) Es befteht Fünftig eine befondere 
eoflegialifche Behörde unter dem Namen: Gommifjion für nt: 
Scheidung über Gompetenzzweifel zwifchen Yuftiz und Verwaltungs: 
Behörden. 

$. 2. (Fälle, in denen die Behörde zu entjcheiven hat.) Diefe 
Behoͤrde hat zu entfcheiven: a.) wenn in einem Falle varüber, ob 
die Sache zur Competenz der Juftiz-Behörven, oder zur Eompetenz 
ver Verwaltungs: Behörven gehöre, insbeſondere auch, ob in einer 
Sache, welche urfprünglich Verwaltungsfache ift, ver Nechtöweg ftatt 
finde, Meinungsverfchiedenheit zwifchen Juſtiz-Behorden und Ver: 
waltungsbehörven entflanden, und auch eine Bereinigung zwischen 
dem Juftiz- Minifterium und dem betheiligten Berwaltungs- Mini: 
fterium nicht zu Stande gekommen iſt. 

$. 3. Es macht hiebei feinen Unterfchien, ob die Meinungs: 
Verſchiedenheit darin befteht, daß ſowohl die Zuftiz= Behörde, ald 
die Vermaltungsbehdrde die Kompetenz für ſich in Anſpruch nimmt, 
(pofitiver Competenzftreit,) oder darum, daß eine jede die Compe— 
tenz von jich ablehnt, und die andere Behörde für competent hält, 

(negativer Gompetenzftreit). j | 

$ 4. Die Entſcheidung der $. 1. genannten Commiſſion tritt 
ferner ein, nach $. 18, des Gefehes über Kompetenz = DVerhältniffe 
zwifchen Juſtiz- und Verwaltungsbehörden vom 28. Januar 1835. 
b.) wenn über vergleichen Gompetenzftreitigkeiten, die in einem Falle 
zwifchen Juftizbehörven und DBerwaltungsbehörden entftanden find, 
eine Vereinigung zwifchen dem Juſtiz-Miniſterium, und dem betheil- 





*) Dergl. Mittheiluugen über die Verhandlungen des Landtags. L 
Kammer. Mro, 11. 1839, 
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igten Verwaltungs - Minifterium zwar erfolgt if, dieſe Bereinigung 
aber gegen vie Anficht der Gerichte dahin geht, daß nicht die Suftiz- 
behörve, fondern die Verwaltungsbehoͤrde competent, oder daß ein 
Fall, wo ver Rechtsweg ftattfinde, nicht vorhanden fey, und nunmehr 
von einer betheiligten Privatperfon, die dad Gegentheil behauptet, 
weiter auf die Entfcheivung diefer Commiſſion provocirt wird. 

Die Motiven biezu lauten: 

Der Gefegentwurf hat einen dreifachen Gegenftand, er beftimmt 
nämlich: 

1. Die Fälle, in denen vie nah $. 47, der Verfaſſungs-Ur— 
funde zu errichtenve bejonvere Behoͤrde zu entſcheiden hat; 
IH. Die Organifation der Behoͤrde; 
II. das Verfahren. 

Was zu I. die Fälle betrifft, in denen die zu errichtende Behörde 
entjcheiden fol, FF. 2—5. fo ergeben fich diefelben theild aus $. 47. 
der Verfaffungs-Urkunde felbft, theil® aus $. 18. des Geſetzes über 
Eompetenzverhältniffe x. ı. vom 28. Januar 1835 und ed find 
darnach zwei Fälle zu unterfcheiven, nämlich die beiden Fälle: 

a.) wenn das Juftiz-Minifterium, und das betheiligte DVermalt- 
ungs-Minifterium darüber, ob die Juftiz- Behörde oder die Verwalt- 
ungs-Behoͤrde eompetent ſey, ob der Rechtsweg im vorliegenden Falle 
flatt finde, oder nicht, jich nicht haben vereinigen koͤnnen; 

b.) wenn ſie fich zwar vereinigt haben, dieſe Vereinigung jedoch 
im Widerſpruch mit den richterlichen Behoͤrden für die Gompetenz 
ver ‚Berwaltungs = Behörde, und gegen die Gompetenz der Juftizbe= 
hörbe, oder gegen die Statthaftigfeit des Rechtsweges erfolgt ift, 
und eine betheiligte Privatperfon, welche die Kompetenz der Juſtiz 
behauptet, dagegen auf die Entſcheidung ver erwähnten, befondern 
Behörden provoeirt. 

Zwifchen beiderlei Fällen befteht eine mefentlihe Verſchiedenheit, 
welche namentlich auf die Beftimmungen über dad Verfahren Ein- 
fluß Auffert, beide haben jepoch mit einander gemein, daß über vie 
Competenz eine Differenz zwifchen Juſtizbehoͤrden und Verwaltungs— 
Behörden entjtanden feyn muß, welche unerlevigt an die Minifter- 
ten gebiehen, und über welche zwifchen Lebteren eommunizirt words 
en ift. Es folgt daraus, daß ein leviglich von einer betheiligten 
Privatperfon ausgehender Wiverfpruch, während vom Behoͤrden vie 
Gompetenz überall nicht in Zweifel gezogen, ober beſtritten wird, 
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die Entſcheidung jener Behoͤrde nicht herbeiführen kann, und vaß 
namentlich der Privatbetheiligte fi auf den Ausfpruch jener Bes 
Hörde zu berufen, nicht befugt ift, wenn die Gerichte jelbft ihre In— 
competenz, oder die Unzuläßigkeit des Rechtsweges ausgeſprochen 
haben, 

$. 5. Die Aufforderung zu Ertheilung einer Entſcheidung emp: 
fangt diefe Behörde von den Minifterien, beziehenplih auf dem 
weiter unten. $. 7. bemerften Wege durch dad Gefammt-Minijterium; 
es fann aber eine ſolche Aufforderung in dem $.4. bemerkften Falle 
nur auf ven Antrag einer betheiligten Privatperfon, in andern Fäll- 
en hingegen von den Minifterien, die fich nicht Haben vereinigen 
fönnen, ſowohl aus eigener Bewegung, als auch auf Antrag betheil: 
igter Privatperjonen gejchehen. 

Die Motiven hiezu fprechen ſich dahin aus: 

Die Berfchievenheit de8 Falles unter b von dem unter a bringt 
ed mit fich, daß, während in jenem nur ver ausdrückliche Antrag 
einer betheiligten Privatperfon Beranlaffung zu einer Entſcheidung 
der Commiſſion ꝛ⁊c. ꝛc. geben kann, in dem Falle unter a ein folcher 
Antrag zwar ebenfalld nicht gerade auszufchließen ift, aber auch 
feineöwegd abgewartet zu werben braucht, damit von den Minift- 
erien, die fich nicht haben vereinigen fünnen, die Aufforderung zu 
Ertheilung einer Entſcheidung auf dem g. 7. bezeichneten Wege 
durh dad Gefammt = Minifterium an die Commiſſion gerichtet 
werde. 

$. 6. (BZufammenfegung der Behörden.) Die Commifjion für 
Entfcheivung von Competenz-Zweifeln zwifchen Iuftiz: und Verwalt- 
ungs-Behoͤrden befteht aus acht Mitgliedern, als: 

vier Mitgliedern des Ober-Appellationd-Gerichtd, nämlich dem 
Ober » Appellationd - Präjidenten, und drei Ober-Appellations- 
Raͤthen, welche Ießtere der König für beftändig ernennt, brei 
Minifterialräthen aus Berwaltungs-Minifterien, ebenfalld vom 
König für beftändig ernannt, j 

einem vierten Minifterialrathe, welcher in jedem einzelnen 
Valle von dem Vorſtand des betheiligten Berwaltungs Mini: 
ſteriums beſonders abgeordnet wird. 

Für Verhinderungsfälle werden noch zwei Ober-Appellations— 
Räthe, und noch zwei Miniſterial-Räthe aus Verwaltungs = Mini: 
fterien, als Stellvertreter vom König ernannt. 
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Den Vorfig führt der Oberappellationdgerichtd = Präfivent, und 
in deſſen Stellvertretung im Behinverungsfalle eined der übrigen 
ſechs beftändigen Mitglieder nach ver deshalb ebenfalld vom König 
im Voraus getroffenen Beitimmung. 

Die Motiven fprechen fich dahin aus: 

Anlangend zu II. die Zufammenfegung der Behörde ($ 6.) fo 
ift dabei ald Grundprincip feftzuhalten geweſen, daß viefelbe durch 
eine: gleiche Anzahl Mitgliever aus Juſtizbehörden und aus Mer: 
waltungsbehörven, und zwar, was das erftere betrifft, Mitglieder 
des oberften Juſtizhofes, gebildet werden muß. Nun nennt zwar 
$.47. Der Verfaffungs - Urkunde „Räthe des oberften Juſtizhofes,“ 
allein es darf wohl vorausgefegt werden, — und was in der fländ- 
iſchen Schrift v. 19. Juli 1831. (Landtagsacten v. 1831. 4. Band 
©. 1779.) zu Motivirung des auf die Zufanmenfegung jener Be— 
hörde bezüglichen Antrags gefagt worben ift, betätigt dieſe Vors 
ausſetzung — daß bei ver Wahl ver bezeichneten Worte nicht an 
Räthe im engeren Sinne, im Gegenſatz zu dem Präfiventen, gedacht 
worden, und die Meinung nicht gewefen fey, ven Präfiventen des 
oberften Juftizhofes auszufchließen, daß man jened Wort nur ges 
braucht babe, um nicht dad Wort Mitglieder zweimal hinter ein- 
ander folgen zu lafjen, und daß vielmehr nur habe ausgedrückt 
werben follen, es müſſe erftend Die Behoͤrde zur Hälfte aus Männ- 
ern der Juftiz beftehen, und ed müßten zweitend biefe der Juſtiz 
angehörigen Mitglieder aus den Mitglievern des oberften Jujtizhof- 
ed, nicht etwa aus den — bei dem Juſtizminiſterium angeftellten 
Rüthen, eben jowenig aus den Mitglievern eined anderen Juftiz- 
Gollegiums, endlich auch nicht aus den — im Juſtizfach angeftellt 
en Ginzelbeamten genommen werben. Ein Grund, aus welchem 
ein beſonderes Gewicht darauf zu legen wäre, daß nur Räthe des 
DOberappellationd-Gerichts, keineswegs aber der Präfivent, der doch 
in jeder Beziehung Mitglied dieſes Gollegiumd, und nad der Or— 
ganifation des letztern den übrigen Mitglievern binfichtlich des eige- 
nen Referivend und Votirens gleichgeftellt ift, fich in der zu erricht- 
enden Behörde befinden dürften, Laßt fich nicht venfen, und man 
bat daher die Zuziehung des Oberappellationsgerichts - Präfiventen 
für zuläaßig anjehen zu dürfen, und um fo mehr vorfchlagen zu 
müſſen geglaubt, als Hierdurch der Vortheil erreicht wird, daß Ein 
Mitglied in der zu errichtennen Behoͤrde fich befindet, das durch 
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feine amtliche Stellung zur Mitglienfchaft ohne befondere Ernennung 
berufen, und zugleich fowohl vermöge dieſer Stellung, als vermbge 
der bei dem Präfiventen. des Oberappellationg = Gerichtd vorauszu⸗ 
fegenven fonjtigen Cigenfchaften geeignet ift, den Vorſitz zu führen, 
welcher aufjerdem nur entweder von ber Beflimmung des Königs, 
oder von dem höhern Dienftalter abhängig gemacht werden koͤnnte. 
- Die Parität zwifchen Juftiz und Verwaltung kann übrigens durch 
die Beftimmung des Dberappellationsgericht3-Präfiventen zum Bor: 
figenden in der Commiſſion x. nicht gefährbet werben, Da derſelbe 
nach $. 15. fein votum deeisivum erhält. 

Die vorgefchlagene Einrichtung, daß nur drei Räthe aus Ver— 
waltungsminifterien beftandige Mitglieder der Commiſſion x. x. 
find, und als vierted Mitglied auf Seiten der Vermaltung ein in 
‚jedem einzelnen Falle von dem Vorſtande des betheiligten Bermalt: 
ungs-Minifteriumsd abgeoroneter Rath Theil nimmt, beruht auf dem 
Umftande, daß nicht alle Verwaltungs-Minifterien bei der Zuſam— 
menfegung der Behörde gleich betheiligt find, und verſchafft nächſt— 
dem auch den Vortheil, daß, wie es zum Zweck möglichfter Gründ- 
lichkeit und Sicherheit der Berathung fehr zu wünfchen ift, in jevem 
Tale ein mit der Gattung von Verwaltungsſachen, vie eben in 
Brage fommt, befonderd vertrauter Rath, von welchem jene ndthig 
ericheinende Auskunft am ficherften zu erwarten iſt, an der Berath- 
ung Theil nehmen kann. Die Zahl von acht Mitgliedern erfcheint 
völlig ausreichend, um eine erichöpfende und gründliche Behandlung 
der Sachen zu verbürgen. 

$: 7. (Berfahren: a in den $. 2, bemerften Fällen.) In ven 
$. 2. bemerften Fällen empfängt die Commifjion durch das Ge 
fammt-Veinifterium die Aufforderung zu Ertheilung der Entjcheib- 
ung, unter Mittheilung der von ven beiden Minifterien für ihre 
verfchiedenen Meinungen angeführten Gründe. 

Die Motiven lauten: 

Da die Beftimmung der Verordnung, die Einrichtung der Mi: 
nifterialdepartement3 ꝛc. ꝛc. betreffend, vom 7. Novbr. 1831. unter 
4.©.3. es mit fich bringt, dann in Fällen der $. 2. bemerften Art 
die zwifchen dem Juſtizminiſterium und einem DBermaltungsmini: 
ſterium obwaltenvde Differenz zur Befprechung im Gefammtminifterium 
gebracht wird, zu welchem Zwecke ein jeded der beiden Minifterien 
die für feine Meinung fprechenden Gründe zufammen zu ftellen, und 
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geltend zu machen ſich angelegen ſeyn laßt, fo iſt es angemefien, 
und zugleich der, Vereinfachung des Gefchäftsganges foͤrderlich, daß 
wenn auch jene Beiprehung im Gejfummt-Minifterium nicht zu einer 
Bereinigung geführt Hat, die Sache Behufs der Entfcheidung durch 
die Commiſſion ıc: an leßiere fofort durch dad Gejammt: Minifter- 
ium gelange, ohne erft an einzelne, Minifterien zurückzugehen. Hier: 
bei bedarf es übrigens als etwas, das jich von ſelbſt verfteht, nicht 
erft bejonderer Erwähnung, daß nach fruchtlos verfuchter Vereinig— 
ung über ben vorliegenden Gompetenz-Streit die Abgabe ver Sache 
an vie Commiſſion ꝛc. Behufs zu ertheilender Beſcheinigung von 
einer hierüber zu treffenden Vereinigung nicht abhängig, fond- 
ern. jeded der beiden Minifterien, zwifchen denen die Differenz ift, 
erjtere zu veranlaffen berechtigt ift, ohne Daß das andere. durch 
feinen Widerſpruch bewirken fann, daß die. Differenz auf: sich ke 
en, und unentſchieden gelaſſen werde. 

$. 8. .(b, in den $.. 4. bemerften Fällen.) In Fällen der $. 4. 
bemerften Art bat die betheifigte Privatperſon, welche wider die von 
den Minifterien gegen die Gompetenz der Juſtizbehoͤrden getvoffene 
Bereinigung weiter. auf die Entfeheivung der Commiſſion provociren 
will, diefe Provocation bei derjenigen Unter= oder Mittelbehörve, 
von welcher die in ſolcher Maße geichehene: Vereinigung der Mini: 
fterien ihr befannt gemacht, oder von welcher in Gemäßheit derjelb- 
en an fie zuerft etwas verfügt wird, binnen zehn Tagen, uach Gm: 
pfang jener Bekanntmachung oder: erften Verfügung, ‚bei, Berluft 
des Provocationd-NRechts, anzubringen. Von dieſer Behoͤrde ift Die 
angebrachte Provoration, und zwar, wenn es eine Unterbehörbe ift 
duch vie ihr vorgefehte Mittelbehörbe an das — iaiſte⸗ 
ium zu berichten. 

Die Motiven lauten: 

Der Gebrauch des nah $ 181des Geſehes über; — 
hältniffe x. vom 28. Januar 1835 in. Fallen der im Geſetzentwurfe 
$. 4 bemerkten Art betheiligten. Privat = Perfonen zuſtehenden 
Rechtsmittels der Provocation auf die Entſcheidung ber. Commiſ— 
fion ze. muß: an eine beſtimmte Prächufio -Frift gebunden fein, da 
es zu den größten Verwicklungen führen würde, wenn die zwiſchen 
den Minifterien getzoffene Vereinigung, nach; dem auf den Grund 
derfelben die Verwaltungs Behoͤrde der Berhanvlung: der Sache 
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ſich unterzogen hätte, und Ießtere vielleicht fchon beendigt und ent 
ſchieden wäre, nachher noch angefochten werden bürfte, 

Es liegt daher ganz nahe, die ſowohl für Appellationen in 
Juſtizſachen, als für Recurfe in Adminiſtrativ-Juſtizſachen gelten: 
de zehntägige Friſt hier ebenfalls feftzufegen; und ebenfo kann «8 
fein Bedenken haben, die für jene Sachen beftehenvden Vorſchriften 
wegen Deduction und Refutation des eingewendeten Rechtsmittels 
in Anwendung zu bringen. 

* Die Anwenbung der Provocation gehdrt folchenfalls, wie bei 
andern Sachen, vor die Behörde, durch welche vie betheiligte 
Priyatperfon vfficiel Kenntniß von der erfolgten MWereinigung der 
PMinifteriengerhalten Hat. Dieje Behoͤrde kann nach Verſchiedenheit 
ber Falle und des Ganges, welchen die Sache genommen, bald 
eine Berwaltungs=- Behörde, bald eine Juſtiz-Behoͤrde fein. 

Wenn der Competenzzweifel darüber ift, ob eine Streitigkeit 
unter mehreren Betheiligten vor der Juſtiz-Behbrde im Wege des 
Eivil= Proreßed, oder vor der Verwaltungsbehoͤrde im Adminiſtra⸗ 
tiv⸗Juſtizwege zu ‚verhandeln fet, und die Minifterien fich für Letz— 
teres entfchieden haben, fo wird die Sache in ver Regel vom Ber: 
waltungs-Minifterium an die für competentjerachtete Verwaltungs— 
Behörde Behufs ver Einleitung oder Fortfegung der Verhandlung 
gelangen, und dann ift es eine Verwaltungs-Behoͤrde, durch mel: 
che die betheiligten Privatperfonen Kenntniß von der getroffenen 
Bereinigung erhalten. Wenn hingegen 3. B. Jemand wegen Maad- 
regeln einer Verwaltungs = Behörde den Rechtsweg betreten zu 
fünnen glaubt, ($. 7. des Gefeged über Gompetenzverhältniffe x. 
vom 28. Januar 1835.) und daher eine Givil- Klage bei ver Ju: 
ſtizbehörde einreicht, über die Zuläfjigkeit ded Rechtsweges aber 
Differenz zwiſchen Juſtiz- und Verwaltungs-Behoͤrden entſteht, und 
die Bereinigung: der Minifterien nach $. 18 des Competenz = Geſetzes 
dahin erfolgt, daß der Rechtsweg nicht ſtattfinde, jo ift für bie 
Verwaltungs = Behdrven nichts zu verfügen, weshalb die Sade an 
fie abzugeben wäre, fondern es wird ver Kläger durch die Juftiz- 
Behörde, bei welcher ev feine Klage angebracht hat, In Gemäßheit 
jener Vereinigung befchievden werden, folchenfalls ift es alſo eine 
Juſtizbehörde, bei welcher er, wenn er von dem Provocationsrecht 
Gebrauch machen will, die Provoration andringen muß. 

Hiernächft ift nicht in allen Fällen eine befondere Bekanntmach— 
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ung der Vereinigung der Minifterien an die betheiligten Privat: 
Perſonen vorauszufegen, welche zu Feinem andern Zweck gefchähe, 
als um den Anfangspunft ver zehntägigen Frift zu Anbringung ein- 
er etwaigen Provocation zu beftimmen, 

Es kann diefe Bekanntmachung füglich mit einer Verfügung (3.82. 
einer Ladung, einem Verbot u. f. w.) verbunden ſeyn, welche vie 
Berwaltungdbehörde in ihrer durch die Vereinigung der Minifter- 
ien feftgeftellten Gompetenz am vie beiheiligte Privatperſon erläßt, 
und fie ift in einer folchen Verfügung enthalten, wenn leßtere in 
Gemäßheit ver getroffenen Bereinigung exlaffen wird. 

$. 9. Will ver Provocant zu Unterftügung der eingelegten Pro— 
voration noch etwas vorftellig machen, fo muß er folches binnen 
14 Tagen vor Ablauf der zehntägigen Frift an, fchriftlich bewirk- 
en; fo lange ift daher auch mit ver Berichterftattung anzuftehen. 

Nah Verfluß jener vierzehn Tagen ift eine auf Unterflügung 
ber Provoration Bezug habende Schrift nicht anzunehmen, . 

$. 10. Iſt die von den Minifterien für zur Gompetenz ver Ber- 
waltungsbehoͤrden gehörig erachtete Sache eine ſolche, wobei mehrere 
Betheiligte einander gegenüber ftehen, welche gewiffe Befugniffe in 
Anfpruch nehmen, oder die ihnen angefonnene Verbindlichkeit be- 
ftreiten, ($. 1. des Gejeged, das Verfahren in Apminiftratio-Fuftize 
fachen betreffend, vom 30. Januar 1835) fo find aud die wegen 
Gehoͤrs des Gegners in jothanem Gefeg $. 16. getroffenen Beftim- 
mungen zu beobachten, Nach venfelben Beftimmungen ift in dem 
alle, wenn die angebrachte Provocation ($$. 8. und 9.) darauf 
fich bezieht, daß eine betheiligte Privatperfon wegen Maßregeln einer 
Verwaltungsbehörde den Rechtsweg betreten zu dürfen verlangt, 
der Gegentheil mit einer Wiverlegung der Provocation zu hören. 

$. 11. Nah Eingang des g6. 8. und 9. erwähnten Berichts, 
bat das Minifterium, an welches derſelbe eritattet worden, ſowohl 
der Commiſſion die Provoration unter Beifügung der Acten mit: 
zutheilen, mit welcher Mittheilung eine Auseinanderjegung der die 
angefochtene Vereinigung gegen die Gompetenz der Juftizbehörven 
motisirenden Gründe verbunden werben kann, als auch gleichzeitig 
dad andere Minifterium von der Provoration in Kenntniß zu ſetzen, 
worauf dann die Entſcheidung erfolgt. 

$. 12. (Benennung des abzuordnenden vierten Mintfterialraths.) 
SR dad Minifterium, von welchem bie $. 11. erwähnte Mittheil- 


— 322 — 


ung an die Commiſſion geſchieht, das betheiligte Verwaltungsmini- 
ſterium, ſo hat daſſelbe damit zugleich die Benennung des zu Ver— 
vollſtaͤndigung der Behörde abzuordnenden vierten Miniſterialraths 
($. 6.) zu verbinden. Auſſerdem iſt dieſe Benennung von Seiten 
der Commiſſion durch den Vorfigenden beſonders zu veranftalten. 
Sn Füllen ver $. 2. bemerften Art wird die Commiſſion von ver 
erfolgten Benennung des abgeoroneten vierten Minifterialrathes; durch 
das Gefammt = Minifterium bei ver Aufforderung zu Ertheilung 
der Entſcheidung (F. 7.) in Kenntniß geſetzt. 

F. 13. (Verfügung an Unterbehoͤrden.) Die Commiſſion kann 
wegen Erlangung von Nachrichten, deren ſie bei einer zu ertheilenden 
Entſcheidung benöthigt iſt, an Unterbehoͤrden unmittelbar verfügen. 

$. 14. (Abfaffung dev Entfcheivung.) Zum Behuf ver coflegi- 
alifchen. Entfcheivdung findet bei der Commiſſion für Enticheivdung 
über Gompetenzzweifel zwifchen Juſtiz- und Verwaltungsbehörden 
das Inſtitut ver Correlation flatt; und zwar fo, daß für jede Sache 
einer ver Oberappellationd = Räthe als Meferent, und einer der 
Minifterrial = NRäthe als Gorreferent, oder umgekehrt einer ver 
Pinifterial = Näthe als Referent, und einer der Oberappellat- 
iond-Räthe als Korreferent zu beftimmen iſt. Der von dem be- 
theiligten DBerwaltungs = Minifterium abgeoronete vierte Minifterial: 
rath kann weder Neferent, noch Gorreferent feygn. Bei dem Vor— 
trage müffen ſtets eine gleiche Anzahl Mitglieder des Oberappellat- 
ions⸗Gerichts, und Minifteriafräthe gegenwärtig feyn; zu Herſtellung 
dieſer Gleichheit find für etwa abgehaltene — Mitglieder Stell⸗ 
vertreter ($. 6.) zuzuziehen. 

Die Motiven lauten: 

Zu g. 14. Die hier enthaltenen Beſtimmungen folgen aus der 
Feſthaltung und conſequenten Durchführung des Grundſatzes der 
Parität zwiſchen Juſtiz- und Verwaltungsbehoͤrden. Daß der von 
dem betheiligten Verwaltungsminiſterium abgeordnete vierte Mini— 
ſterialrath weder Referent noch Correferent ſeyn ſoll, hat ſeinen Grund 
darin, weil derſelbe in ver Regel derjenige Rath ſeyn wird, der zu— 
vor als über ven Competenzſtreit zwiſchen ven Miniſterien communt- 
eirt worden, Die Sache zu behandeln gehabt hat: 

$. 15. Der Vorfigende hat bei Gleichheit der - Stimmen feine 
entſcheidende Stimme, vielmehr ift foldhenfalls für vie Gompetenz 
der Juſtizbehoͤrden, und für den Rechtsweg zu entjcheiven. 


$. 16. (Koften.) In Fällen der F. 4. erwähnten Art ift in der 
Entſcheidung mit auszufprechen, ob der Provocant die durch feine 
Provoration auf die Entfcheivung der Commiſſion veranlaßten Koft- 
en zu tragen babe. 

$. 17. (Bekanntmachung der Entfchelvung.) Die Entfcheivung 
nebjt ven Entfcheivungsgründen wird jeberzeit ſowohl dem Zuftiz-Mint- 
fterium, als dem betheiligten Verwaltungs-Minifterium mitgetheilt, 
und zu dieſem Behuf doppelt ausgefertigt. Den betheiligten Pri- 
vatperfonen wird Diejelbe durch die Unter- oder Mittelbehörde auf 
Verordnung des vorgefegten Minifteriumd befannt gemacht, Rechts- 
mittel gegen dieſe Entfcheivung finden nicht ftatt. 

Die Deputation Hat ſich in ihrem Berichte für Erlaffung viefes 
Gefeßes ausgeſprochen und nachdem Prinz Johann, Königl. Hoheit, 
in der zehnten Öffentlichen Situng am 19. Dezember 1839 ald Re— 
ferent in dieſer Sache die Gefichtöpunfte entwickelt hatte, melche bei 
Beurtheilung der Regierungsvorlage ind Auge zu faflen waren, 
wurde das Gefeß beſonders berathen, und noch in derſelben Sitz— 
ung von fümmtlidyen Mitglievern der I. Kammer mit Ausnahme 
einer Stimme, angenommen. Nur $, 5. des Geſetzentwurfes, auf 
deſſen Wegfall ſchon das Deputationdgutachten gerichtet war, erhielt 
auf den Antrag des Herin Referenten folgende Faſſung: „Die Com— 
miffton verfammelt fih nur auf Aufforderung ver Minifterien ($. 
7, 8 und 11.) und es kann diejelbe daher Seiten der Bethetligten, 
felbft in dem Falle 8. 4, unter b. niemals ditect angegangen werben,‘ *) 

(Bortfegung folgt.) 


*) Bergl. Mittheilungen u. f. w. a. a. D. S. 163-165. 
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Legislative Ergebniſſe des achten 
Landtags 1838 —3230. 


(Fortſetzung.) 





X, Die Gerichtszuſtaͤndigkeit in Kriminalſachen. 


Die erfolgte Annahme des Königl, Sächſichen Kriminalgefegbuches 
bat vie Bearbeitung eined Gefegentwurfes über die Gerichtözuftänd- 
igfeit in Kriminalfachen zur Folge haben müflen. Ein folches Gejek 
war nothwendig, weil durch das Kriminalgefeßbuh andere Straf: 
beftimmungen, ald biöher, gegeben und Nechtöverlegungen in das 
Gebiet des Strafrechts eingeführt worden, melche zeither theils nicht 
unbeftritfen mit Strafe bedroht waren, theild nur als polizeiliche 
Vergehen geahndet, jegt aber dem Strafrechte überwieſen word⸗ 
en ſind. 

Bei der Bearbeitung des dem Landtage darüber mitgetheilten 
Geſetzentwurfes gieng man von folgenden Geſichtspunkten aus: 

1.) die Zuſtändigkeit der Kriminalgerichte, welch’ letztere für vie 
Landeskaſſe fchon jebt einen höchft beveutenden Aufwand erfordern, 
im Ganzen zwar nicht zu vermindern, aber ſolche auch nicht aus— 
zubehnen, 

Für diefe Annahme fprechen ebenſowohl finanzielle, als ſachliche 
Gründe Die Kriminal-Gerichte find ſchon jezt mit einer fo groß⸗ 
en, und mit der zunehmenden Bevölkerung in foldhem Grabe mwachl- 
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enden Gefchäftsmaffe belaftet, vaß fie verfelben, bei dem vermaligen 
Verfonalbeftande, kaum zu genügen vermögen. Es konnen daher 
den Kriminalgerichten, bei dem größeren geographifchen Umfange 
ihrer Bezirke, welcher dem Gerichtöperfonal, wie den Gerichtsunter⸗ 
thanen, Zeugen ꝛc. ıc. gleich fehr zur Beſchwerde gereicht, nur die 
wichtigeren Unterfuchungen, wie bisher, ald Aufgabe verbleiben. 

2. Den Kriminalgerichten auch ferner, wie biäher, nur als unt- 
erjuchenden, nicht aber ald erfennenden Behoͤrden Wirkſamkeit zu: 
zugefteben; welcher Grundſatz theils aus ven fchon früher bemerft- 
en, theils aus noch viel wichtigeren, in ber Sache, felbft liegenven 
Gründen gerechtfertigt wird. 

3.) Die Erkenntniß⸗Competenz der oral Gerichte MIgRR be: 
flimmt feftzuftellen. 
EIn dieſer Hinficht lag ſchon längſt ein fehmerzlich vefühlies Be⸗ 
dürfniß nad) einer geſetzlichen Beſtimmung vor. Das größte Schwank⸗ 
en, die größte Ungleichheit berrfchte bisher hierüber. Ein Theil der 
Zocal= Gerichte berichtete, abgefehen von der — in Forſt- und Jagd: 
Contraventions⸗Sachen gejeglichen, ihnen zugewiefenen Spruch⸗Com⸗ 
petenz, Über alle und jede, felbft die geringfügigften Unterſuchungs⸗ 
und Nügefachen, während ein anderer Theil ver Kocalgerichte fich 
für berechtigt hielt, bei geringen Vergehen bis auf einige Tage Ge- 
fangniß felbft zu erkennen, namentlich aber die Kocalgerichte der 
vormals Fönigl. Sächſiſchen Gebietötheile , einer befannten Praxis 
zur Bolge, Strafen bi8 zu 14 Tagen Gefängniß ſelbſt ausfprächen. 
Davon ausgehend, daß die Strafe vefto mwirffamer fich zeigt, je 
fchneller jie den Vergehen auf vem Fuße folgt, daß es ferner auch 
wünſchenswerth fey, den Unterfuchungsaufwand mehr zu befchränf- 
en, und enblich den Landes-Juſtizkollegien eine koſtbare Zeit durch 
regelmäßiges erfted ‚Erkennen in allen und jeden, felbft ven gering: 
fügigften Straffachen nicht zu entziehen, hat man es für unbedenk⸗ 
li gehalten, eine Erkenntniß-Competenz der Localgerichte inner- 
balb gewiffer Schranken geſetzlich feftzuftellen. Diefed hat um fo 
füglicher bei denjenigen Unterfuchungen gefchehen fünnen, welche in 
Gemäßheit des Kriminal-Gefegbuches, nur auf Antrag eined Ber: 
legten geführt werben; zumal, wenn ben Landesregierungen die Be— 
fugniß eingeräumt wird, auf Appellation des DVerurtheilten over 
des Berlegten nach Befinden die Strafe zu erhöhen. Zu diefen 
Unterfuchungen hat man namentlich diejenigen gezählt, welche wegen 
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Verletzung der Ehre, ver ehelichen Treue, ver Selbſthülfe, wegen 
einfachen Diebftahls, und überhaupt Fleinerer Verbrechen wider das 
Eigenthum, in fo weit jie nicht im Rückfalle verübt, oder ausge: 
zeichnet find, und ver Gegenſtand des Verbrechens, oder der durch 
daffelbe verurfachte Schaden nicht über Einen Thaler beträgt. 

Auch noch zwei — in dem Kriminalgefegbucdhe ald minder er- 
beblich behandelte Delikte, nämlich gewerbmäßige Unzucht, und Thier- 
quälerei, find mit gleicher Abaͤnderungsbefugniß Hinfichtlich der Land— 
eöregierungen, der Erfenntnifcompetenz der Xofalgerichte untermworf- 
en worden, und zwar ohne Unterfchien der blos hypothetiſchen Strafs 
barfeit des einzelnen Falles. Man ift nämlich hierbei im Allge 
meinen von dem fehr richtigen Princip ausgegangen‘, wo möglich 
ganze Gattungen von Delikten der lokalrichterlichen Spruchcompe⸗ 
tenz zu überweifen, und viefe nicht vielmehr von ver Größe des 
im concreten Falle zu erfennenden Strafübeld, alfo von der indi— 
viduellen Beurtheilung des erfennenden Richters, abhängig zu machen. 

Das Protokoll der zwei- und vierzigiten Sitzung enthält ven 
eben fo überjichtlichen al8 Flaren Vortrag, ven Kerr Dr. Paul: 
fen als dazu veroroneter Meferent über dieſe jehr verwickelte An- 
gelegenheit' gehalten hat. Er verbreitet ich über die Beftimmungen 
des Gefegentwurfes im Einzelnen und zeigt, melche Vorfchriften 
als jeßt fchon vaftehende zu betrachten, und welche ald neu Bin 
zugefommen befonderd zu erwägen jind. 

F. 1. Hier wird nur beftütiget, daß zur Unterfuchung ber mit 
Strafe bedrohten Handlungen over Unterlaffungen in ver Regel bie 
Kriminalgerichte zuſtändig find. 

$. 2. Ausnahmen von diefer Megel finden ftatt: 

1. Bei den Verbrechen gegen den Staat, gegen dad Staatsober⸗ 
haupt unmittelbar, und gegen die Familie deffelben, ingleichem gegen 
auswärtige Negenten, und deren Familiengliever, oder deren mit 
öffentlichem Charakter befleivete Bevollmächtigte, 

Diefe Unterfuchungen follen ven Randesregierungen auch fernerhin 
verbleiben, mie biöher (S. Geſetz v. 17, Febr. 1818) jedoch mit 
Vorbehalt ver Beftimmungen im $. 115. des Grundgefeges. 

2. Bei allen mehr verzeichneten Delikten, deren Unterfuchung 
den Juftizämtern, Stadt: und Patrimonialgerichten obliegen fol: 

{.) wegen eigenmächtiger Verfammlung der Gemeinden und — 

ungen, (Art. 117. des Kriminalgeſetzbuchs); 

22 wegen kleiner Rörperverlegungen, wenn feine Gefahr und 
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feine nachtheiligen Folgen für die Geſundheit des Befchäpigt- 
en eintreten, noch ohne die im Art. 132. Nro. 2 bis 5 er- 
ichwerenden Umſtände; . 

3.) wegen Branpftiftung aus Fahrläßigfeit; 

4.) wegen Verlegung ver Ehre, mit Ausfchluß jedoch ver im 
Artikel 194, des Strafgefegbuches behandelten Berläumdungen, 
der falſchen Denunziationen, (Art. 197) und der Pasquille. 
(Artikel 200.) 

5.) wegen Berlegung ver ehelichen Treue, jedoch mit Ausſchluß 
der Bigamie, 

6.) a.) wegen Selbfihülfe, 

b.) wegen einfachen Diebftahls, 

ec.) wegen Partierens und Hehlens, ' 

d.) wegen Borenthaltung einer gefundenen Sache, 

e.) wegen Veruntreuung, 

+ £.) wegen einfachen Betrugs, 

g.) wegen wiffentlichen Ausgebens von falfchem Gelbe, 

h.) wegen Beeinträchtigung der Fifcherel, 

i.) wegen Berlegung eined Privat > Grenzzeichens, 

k.) wegen Anmaßung fremden Eigenthums, 

1.) wegen widerrechtlicher Benügung einer fremden Sache, 
und endlich 

m.) wegen Beihädigung fremden Eigenthums, 

Alle diefe unter Nro. 6. aufgeführten Verbrechen gegen das Eig— 
enthum fallen nur dann der Unterfuchung ber Untergerichte anheim, 
wenn felbige 

a.) nicht im Ruͤckfalle verübt, 

b.) noch ſonſt gefeßlich ausgezeichnet find, und wenn 

ec.) gleih Anfangs Hervortritt, daß der Gegenfland des Ver— 
brechens, oder der durch daſſelbe entſtandene Schaben nicht 
über fünf Thaler beträgt. 

7.) Die Forftvergehen, mit Einfchluß des Baumfreveld; infoweit 
folche durch die beftehenven Gefege ven Kriminalgerichten nicht 
ausdrücklich zugemwiefen worden find; 

8.) wegen Beeinträchtigung fremver Jagd: Gerechtigkeit, infofern 
ſolche nicht unter erſchwerenden Umſtänden begangen worden, 
und: der Werth des angemapten Wildes nicht über fünf Thaler 
beträgt; 
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9.) wegen Anmaßung Öffentlicher Dienſte; 

. 10,) wegen Wuchers, infofern er nicht gemwerbömäßig betrieben, 
oder mit einem, den Werth von fünf Thalern überfleigenven 
Betruge verbunden ift; 

11.) wegen gemerbsmäßiger Unzucht; 

12.) wegen Kuppelei; 

13.) wegen Berleitung zu gejchlechtlichen Ausfchweifungen ; — wenn 
bei den unter 12. 13. und 14. aufgeführten Delikten beſchwer⸗ 
ende Umftände nicht vorliegen; 

14.) wegen zum Öffentlichen Aergerniß durch Verlegung ber Sitt- 
lichkeit gereichender Handlungen ; 

15.) wegen Thierquälerei, und enplich 

16.) wegen der im 17ten Kapitel des Kriminal= Gefehbuches ges 
nannten Plichtverlegungen in befonderen Verhältniſſen. 

Dieſe unter Nro. 2. aufgeführten Delikte find von den Xofal- 

Gerichten (fey es als Juſtiz- oder Polizeibehörben) größtenteils 

ſchon bisher unterfucht worvden. Hinzugefommen find jedoch die Kup 

pelei, der Wucher ıc, ꝛc. wegen welcher bisher nach der Kriminal- 
gerihtd - Ordnung die Kompetenz der Kriminalgerichte ftatt fand. 

Polizeilih wurden früher behandelt: Gewerbmäßige Unzucht, Ver: 

leitung zu geichlechtlichen Ausfchweifungen, zum dffentlichen Aerg- 

erniß durch Verlegung der Sittlichfeit gereichende Handlungen, und 

Thierquälerei. Wegen dieſer leteren Vergehen follen die als Poli: 

geiftellen bisher zuſtändig gewefenen Xocalgerichte nunmehr in ber 

Eigenſchaft ald Zuftizftellen eintreten. 

$. 3. Ausgenommen von diefer unter Nro. 2 — Zu⸗ 

ſtändigkeit der Localgerichte ſollen aber ſeyn: 

1.) die ſchriftſäßigen Perſonen, da hinſichtlich derer die Unter- 
fuhungen durch die Landesregierungen, oder in deren Auftrag 
geführt werden, wodurch jedoch das Einfchreiten der Localge— 
richte in dringenden, feinen Verzug leidenden Fällen nicht aus- 
geſchloſſen ift; 

2.) die Studirenden zu Jena, und 

3.) die übrigen afavemifchen Perfonen, Hinfichtli welcher das 
Univerfitätd- Amt, und bezüglich Syndikatsgericht suftändig 
bleiben ; 

Aufgehoben follen aber vie biäherigen Forſtgerichte werben, wie 
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fie durch den $. 61 des Geſetzes zum Schuge der Forften u. f. w. 
vom 13. April 1821 georonet waren. 

$. 11) Durch die Vorfchrift in dieſem Paragraphen wird blos 
beſtätigt, daß die Unterfuchung folder Handlungen, welche durch 
andere, neben dem Kriminal= Gejegbuche beftehenven Gefege bedroht, 
und die den Kriminal= Gerichten nicht ausdrücklich zugemiefen find, 
den Gerichtöbehörven verbleiben jollen. 

$. 5. Dasjenige Kriminalgericht oder Lofal= Gericht, in deffen 
Sprengel das Verbrechen begangen worden, foll wenn viefe Ießt- 
ern Thatſache zweifellos ift, vorzugsmeife das zufländige fein; 
außerdem entfcheidet Prävention. 

$. 6. Wenn aber mehrere von derſelben Perfon in verfchleden- 
en Sprengeln begangene Verbrechen zu unterfuchen find, fo fol 
dasjenige Kriminal= oder Lofal-Gericht, welches die Unterfuchung 
zuerft zuftländigermeife begonnen, dieſe fortzuführen Haben. 

$. 7.  Diefe Gerichtszuſtändigkeit erftredt ſich auch auf die Theil- 
nehmer, Gebülfen, und Begünftiger, wenn diefe auch nicht in dem— 
felben Gericht8=- Sprengel verbrocdhen, und vafelbft nicht ihren Ger 
richtsſtand haben, 

Nur bei Erimirten bebürfen in folchen Fällen die Lokal-Behoͤrd⸗ 
en befonderen Auftrag. 

$. 8. In den vor die Kriminal- Gerichte gehörigen Unterfuch- 
ungen jind die Lofal= Gerichte verpflichtet, die unauffchieblichften 
Handlungen fofort vorzunehmen, und dann die Acten an erftere 
ſchleunigſt abzugeben, 

$. 9. Insbeſondere Tiegt den Lokal: Gerichten die Aufhebung 
der Vermundeten und Getdpteten, mit Einfchluß der Verunglüdten 
und Selbſtmoͤrder, fowie die Anwendung ber Rettungsmittel ob. 

$. 10. Die Leitung der Leichendffnungen, und die Verfügung 
über den Leichnam: fteht aber den Kriminal- Gerichten zu. - 

$. 141. Die an die leßteren gehörigen Sachen find regelmäßig 
binnen 24 Stunden, mit den inzwifchen zu bewirfenden Aufflär- 
ungen, diefen von ven Kofal= Gerichten zuzufchiden, wenn die Un— 
terſuchung aber inzwiſchen ſpruchreif geworden, ſolche an die zuftänd= 
ige Landesregierung berichtlich einzufenven. 

$. 12. Bei etwaigen Zweifeln der Xofal- Behorden über die 
Einleitung einer. Unterſuchung, oder die Verhaftung eines Ver— 


— 30 — 


dächtigen, haben erftere, unter Angabe ver Harpäibe, den Kriminaf- 
Gerichten Anzeige zu machen. 

$. 13. Die mit den Xebteren in benjelben Orten befinbfichen 
Lofal= Gerichte haben Die vorbereitenden Handlungen zu Unterjuch- 
ungen nicht zu unternehmen, vielmehr treten da Die Kıiminal- 
‚Gerichte gleich felbititändig. ein. . 

$. 14. Alle Lofal- Gerichte, ohne. unterſchied, find — ver⸗ 
pflichtet, auf Unterſuchungen bezügliche Thatſachen oder Erkennt— 
nißquellen, wie ſie ſolche erfahren, actenkundig zu machen, und dem 
Kriminal= Gerichte mitzutheilen. 

$. 15. Die Mahnung ver Landes jurisdiktiong⸗ Grenzen, und 
die Verſteigerung ver Vermoͤgensbeſtandtheile der Verbrecher verbleibt 
- ven ofalbehörven, jedoch joviel die Werfteigerung betrifft, unter Aus- 
nahme der mit dem Inkulpaten zugleich eingelieferten Effekten. 

$. 16. Leber Requijition ausländifcher Behörden wegen Aus— 
Lieferung von Verbrechern, ift an vie zuftändige Landesregierung 
zu berichten, wenn nicht Juſtiz-Conventionen beftehen, die über bie 
vorzunehmende Masregel im fraglichen Falle feinen Zweifel übrig 
lafjen. | 

-$. 17 und 18. Dad Zuweifungsrecht ver Landesregierung wird 
ungefchmälert erhalten. 

$. 19. Durch. die Ueberjchreitung der CompetenzeGrenzen zwiſch⸗ 
en Kriminal- und Lokal-Gerichten ſoll eine Nichtigkeit der Ver— 
handlungen nicht herbeigeführt werden, vorausgeſetzt, daß nicht vie 
Gompetenz beiver mangelt, oder die geiegliche — verletzt word⸗ 
en iſt. 

$. 20. Die Ariminalgerichte haben anffer ver — von 
Ungehorſamsſtrafen, nach dem Geſetze vom 7. Mai 1819 nie zu 
erkennen, vielmehr in der bisherigen Weiſe zu verfahren. 

F. 21. Das erſte Erkenntniß in Kriminalſachen ſteht den Land— 
eöregierungen. zu, mit Ausnahme ver im $. 23. nachverzeichneten 
Falle. 

$, 22. Aber felbft in ven eben gedachten Ausnahmsfällen könn— 
en die Landedregierungen auch dann entjcheiden: 

a.) wenn das Lokalgericht bei Zweifeln über feine Eompetenz vie 

Acten berichtlich eingejenvet bat, und ! 

'b.) wenn bei der naͤmlichen Unterfuchung. Vergehen ——— 

treffen, von welchen eines oder das andere, ſo geeigenſchaftet 
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it, daß ed der Erkenntnißberechtigung des Lokalgerichtes nicht 
unterliegt. _ 

$. 23. Die ausnahmsweiſe Befugniß der Lokal⸗Gerichte, das erſte 
Erkenntniß in den von ihnen zuftändigermweife gefällten Unterſuch— 
ungen zu fällen, tritt, mit Bezugnahme auf die Vorſchriften im 
$. 2. bei folgenden Delikten ein: 

a.) wegen eigenmächtiger Verſammlung ber Gemeinden und 

Snnungen; 

b) wegen Körperverlegungen; 

e.) wegen Verlegung der Ehre; | wie oben $. 2. 

d.) wegen Berlegung ebelicher Treue; 

e.) wegen Berbrechens gegen dad Eigenthum, wenn folches nicht 
im Rüdlfalle verübt, noch gejeglich audgezeichnet ift, noch end- 
lich der Gegenftand des. Verbrechens, oder der durch daſſelbe 

verurſachte Schaven über Einen Thaler beträgt; 

f.) wegen Forftvergehend, (nach den bisherigen Beilimmungen) ; 
g.) wegen Jagdvergehens ($. 2.) 

h.) wegen gewerbmäßiger Unzucht, 

1.) wegen Kuppelei, 

k.) wegen Berleitung zu gefchlechtlicher Ausfchweifung, 

1.) megen. zum dffentlichen Aergerniß gereichender Handlungen ; 

m.) wegen Thierquälerei, und enplich 

n.) wegen Pflichtverlegung in befondern Verhältniſſen. 

Zu diefem $. ift in der Section die Frage aufgeworfen worben: 
„ob in ven vorbezeichneten Straffällen die Lofalgerichte auch 
dann zu erkennen haben würben, wenn blos Beweis durch 
Anzeigungen vorliegt ?“ 

Der Gefeg-Entwurf enthält eine Beftimmung darüber nicht, und es 
möchte eine Vorſchrift daher um fo nothiwendiger feyn, ald das Ge— 
feg vom 7. Mai 1819. über den Anzeigebeweis in Kriminalfachen 
begründete Zweifel Hinjichtlich dieſer Frage zuläßt. 

Bisher ift obfervanzmäßig von den Xofalgerichten bei — 
Delikten auch auf bloße Anzeigungen hin erkannt worden; und die 
Section beantragt demnach einen Zuſatz zu dieſem $. dahin: 

über die unter a—n. aufgeführten Delikte haben die Unterge— 
richte in der erften Inſtanz auch dann zu erfennen, wenn 
‚gegen den Angefchulvigten a nach dem Geſetz vom 
7. Mai 1819 vorliegt. | 
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Der Landmarfchall bemerkt zu $. 23 ꝛc.: bier ift beſtimmt, daß 
die ausnahmsweiſe Befugniß der Lofalgerichte das erfte Erkenntniß 
in den von ihnen zuftändigerweife geführten Unterfuchungen zu fäll- 
en, unter anderem eintreten foll, wegen Verbrechens gegen das Eig— 
enthum, wenn ſolches nicht im Rückfall verübt, noch gefeglich aus— 
gezeichnet ift; noch endlich ver Gegenftand des Verbrechens, oder 
der durch dafjelbe verurſachte Schaden über Einen Thaler beträgt. 
Die Hier bezeichnete Summe dürfte um deßwillen zu gering erfchein- 
en, weil der Gegenftand ver Entwendung in den bei weiten meiſten 
Fällen wohl mehr als einen Thaler beträgt. Da es nun aber von 
Wichtigkeit ift, daß, ſoweit möglich, das Erkenntniß ſchnell gefällt 
und audgeführt wird, fo wurde von ihm die Erhöhung der-Summe 
auf wenigftend zwei Thaler beantragt. 

Nach vollenveter Diskuffion befchloß der Landtag einftimmig: Er: 
behung von Einem Thaler auf Zwei Thaler in jevesmaligem Caſſecours. 

.$. 24. Daß zweite Erfenntniß in jenen von den Kofalgerichten 
in erfter Inftanz abzuurtheilenden Unterfuchungsfachen, haben vie 
Zandedregierungen auf vie Appellationen des MWerurtheilten, oder 
auch des Verletzten — auf deren Antrag die Unterfuhung geführt 
wurde, zu fällen. Dieſe Landesbehörden find auch berechtiget, nad) 
Befinden härtere ‚Strafen ald die von den Lokalbehörden erkannten, 
zu beftimmen, auch fonjt in jeder Richtung abandernd zu jprechen. 

$. 25. Hinfichtlich der Unterfuchungen und Erkenntniffe gegen Milis 
tärperfonen bleibt e3 vorerft bei ven Beftimmungen ver Soldatengeſetze. 

$. 26. Wegen Geftattung ver weiteren Vertheidigung, und der 
Appellation gegen die in erfter, bezüglich zweiter Inftanz von den 
Landeöregierungen treten die Beftimmungen der Oberappellationd- 
Gerichts-Ordnung, fammt dem PBublifationspatent vom 20. Dechr. 
1816 — fo wie die fpäteren dazu gehörigen Erläuterungen, und 
die Beftimmungen des $. 36. des Geſetzes vom 7. Mai 1819 ein. 
$. 27. Die Vorfchrift jenes Publikations-Patents zur: Oberap— 
pellations⸗Gerichts-Ordnung unter XII. b) findet aber nicht ferner 
ftatt, weil die Bedingung, auf welche hin fie gegeben wurde, durch 
die Annahme des Kriminalgefeßbuches ceſſirt. Es heißt nämlich 
in jener angezogenen Stelle ded Patentes: 
bis bei vorfeyender Einführung eines vollfommenen Strafges 
jegbuches die Grenzlinien zwifchen blos correctionellen, und 
peinlichen Strafen näher bejtimmt feyn werben, foll es vom 
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Ermeffen der Regierungen abhängen, vie Berufung an vas 
Oberappellationd-Gericht ausnahmöweife zuzulaſſen. 

Auch die Beitimmung unter XII. a.) jenes Publifations-Patents, 
nach welcher wegen behaupteter gänzlicher Straflofigkeit Berufung 
an das Oberappellationds Gericht ergriffen werden konnte, foll nur 
dann: flattfinden, wenn nicht ſchon zwei verurtheilende Erfenntniffe 
erfter und zweiter Inftanz vorhanden find. Endlich 

$. 28. Alle — dieſen Gefegen entgegenftehenve allgemeineit und 
befonvderen gefeglichen Beſtimmungen follen aufgehoben ſeyn: 

Es ift Hier zu dieſem $. nur noch zu bemerken, daß in dem Ent- 
wurfe fein Zeitpunkt beftimmt ift, von welchem an dag Gefeh in 
Kraft treten foll, und ed möchte dieferhalb an einem fchicklichen 
Orte eine Vorfchrift hierüber einzufchalten ſeyn. 

Der Landtag mit der Anficht der Juftiz-Seftion und des Refer- 
enten einftimmig einverftanden, hat den Gefegentwurf über die Ge- 
richtözuftändigfeit in Kriminalfachen hit ver Abänderung zu $. 23. 
im Allgemeinen und zu $. 23. e und mit dem Antrage zu $. 28, 
übrigens unverändert angenommen *). 


XI. Ueber die Zuftändigfeit der Polizei» und 
Verwaltungs » Behörden. 


Der Gefegentwurf, der hierüber dem Lande zur verfajlungsmäß- 

igen Prüfung vorgelegt worden ift, lautet: 
Carl Friedrich x. c. 

Zur Beſeitigung vorgekommener Zweifel über die Unterſuchungs— 
und Straf-Befugniß ver Polizey- und Verwaltungs-Behoͤrden des 
Großherzogthumes und um theils dieſen Behörden eine ihrem Zwecke 
entſprechende Wirkſamkeit zu ſichern, theils allen Unterthanen einen 
gleichmäßigen Inſtanzen-Zug auch in Polizei- und Verwaltungs— 
Sachen zu gewähren, verordnen Wir unter Zuſtimmung des ge— 
treuen Landtages wie folgt: 

8. 1. 
Die Unterſuchung und Beſtrafung polizeilicher Vergehungen oder 


*) Vergl. Landtags-Protsfoll vom 21. Februar 1839. 
1840. 1. 23 
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mit Strafe bedrohter Zuwiderhandlungen gegen vie für Verwalt-⸗ 
ungs-Angelegenheiten, namentlich auch über die Entrichtung von 
Gemeindeabgaben (Oktrois) und zum Schutze von Gemeinde:Pri- 
vilegien oder Gerechtſamen beſtehenden Landes- und Orts = Gefege, 
ingleichen bie Unterfuchung und Beftrafung folder Vergehen, vie 
den, Polizei: und Berwaltungs = Behörden durch beſondere gefetliche 
Beftimmung zugemiefen find, fteht in ver Regel derjenigen Bofizei- 
und Berwaltungd-Behörve, in unterer und oberer Inftanz zu, der: 
en Gejchäftsbereiche ver fragliche Polizei- oder Verwaltungs-Gegen— 
ſtand verfaffungsmäßig angehört. 
. $. 2. 

Ausgeſchlofſſen jedoch von dieſer Zuftändigkeit ver Polizei- und 
Verwaltungs Behörden iſt die Unterfuhung und Beftrafung. verjen- 
igen Mebertretungen obiger Art ($. 1.) 

a) welche in dem allgemeinen KriminalsGefegbuche mit Strafe 
bedroht und der Kompefenz der Gerichte nicht durch ausprüd- 
liche gefegliche Beftimmung befonders entzogen jind, vorbehäft- 
lich der Beftimmung im Art: 326 viefed Geſetzbuches und der 
Befugniß jeder obrigfeitlichen Behörde, Vergehen gegen ihre 
amtliche Autorität durdy Geld- oder Gefängniß- Strafen auf 
der Stelle zu ahnden; 

b.) wegen deren die Gerichte durch beſondere Gefege oder Ber: 
ordnungen für zuftändig erflärt find; 

ec.) welche in ein andere, zur Kompetenz der Juſtiz-Behoͤrden 
gehöriged Verbrechen oder Vergehen übergehen. 

$. 3. 

Die im Verwaltungswege zu verhängenden Strafen jind jeven- 
falls auf Verweiſe, Geldbußen, Gefängnißftrafen, Edrperliche Zücht- 
igungen und temporäre Detention in den polizeilichen Beſſerungs— 
häufern, oder bei Ausländern auf Verweifung aus dem Grofber- 
zogthume bejchränkt; ſchwerere Strafübel Hingegen bleiben geridt- 
lichem Erkenntniſſe ausſchlüſſig vorbehalten. 

§. 4. 

Privilegien hinſichtlich des Gerichtsſtandes finden auf Polizei: und 
Berwaltungs- Sachen, welche nicht vor Gerichten ald jolchen ver: 
handelt werden, überhaupt Feine Anwendung, vielmehr erſtreckt ſich 
die Zuftändigkeit ver Orts-, Polizei- und Verwaltungs = Behörden 
als ſolchen, fobald fie nur dem Gegenftande nach begründet iſt, über 
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alle innerhalb ihrer Bezirke gelegene Häufer und fonftige Grund— 

ftüde, ſowie über alle dort wohnende over auf längere oder Fürzere 

Seit ſich — oder den Bezirk blos ee Perfonen. 
05 

Eine Einfchranfung dieſer Regel ($. 4) findet nur in ven Fällen 
ftatt, wo die Vorftände der nach der Regel zuftändigen Polizei— 
und Berwaltungsbehörven, oder bei Patrimonial = Gerichten der 
Gerichtsherr, für ihre Perfonen oder rüdfichtlich ihrer Ehegatten 
oder Verwandten in auf= und abfteigenver Linie, fowie im erften 
Grade der Seitenlinie betheiligt find. 

Ir ſolchen Fallen ift von ber Unterbehörde oder nöthigenfallg: 
von dem Ortövorftande oder auch: felbft von einer betheiligten Pri— 
vatperfon, Anzeige an die zuftändige Oberbehorde zu erftatten, welche 
dann: einer anderen Polizei: oder Verwaltungs-Behoͤrde, over nach 
Befinden einem Kommiffar aus ihrer Mitte, die Sache aufträgt, 

Es verfteht: jich übrigens, daß Hierdurch die Verpflichtung der 
Drtsobrigkeit und der zu folcher gehörigen Beamten und Diener 
zur. polizeilichen Aufiicht und zu etwa nöthigen augenbliclichen po— 
lizeilichen Einſchreitungen feine Einſchraänkung leidet. 

Urkundlich ꝛc. ꝛc. 

Der Landtag hat ſich nicht nur von der Nothwendigkeit änıt 
ſolchen Geſetzes, ſondern auch davon überzeugt, daß, durch vie ihm 
durchgängig angemefjen erfcheinenden Beftimmungen des fraglichen 
Entwurfes, in Zukunft etwaigen Zweifeln über die Strafbefugniß 
der Polizei und Verwaltungsbehörden möglichft begegnet wird. 

Nur eine Bemerkung iſt ihın zu $. 3 des Entwurfes beigegangen, Er 
erachtet ed für nothwendig, daß zwiſchen Volizei= bezüglich Verwaltungs⸗ 
behörven und Kriminalbehörven in Bezug auf die Strafarten der förp- 
erlichen Züchtigung und des Gefängniffes eine Grenzlinie in fo fern ge— 
zogen werde, daß erftere, die Bolizei- und Verwaltungsbehärven, in Fall- 
en, mo weder. durch Gejeß noch durch Verordnung ein beftimmtes 
Straͤfmaß vorgefehrieben ift, nur bis zu einer gewiffen Höhe zu er= 
ferinen befugt feyen. Es feheint ihm am angemeffenften, dieſe Grenz— 
linie da zu fuchen, wo nach dem von ihm angenommenen Straf: 
gefegbuche das Strafmaß Bei den Kriminalbehörven Keginnt, fo daß 
hiernach bet Fürperlicher Züchtigung über 30 Ruthenſtreiche ( Art 
8, Nro. 4) und beim Gefängniß über drei Monate (Urt. 11) 
nicht zu erfennen ſeyn ne Derjelbe $. gab dem Landtage zu: der 

23 * 
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Betrachtung Anlaß, wie fehr ed ndthig fey, bie Strafart der koͤrp⸗ 
erlichen Züchtigurig bei Eheweibern und Kindern, namentlich wenn 
‚fie berangewachfen, nur mit der größten Vorſicht in Anwendung 
zu bringen, indem was vie Chemweiber anlange, die Ehre des Mann: 
ed in folchem Falle gar fehr betheiligt fey, ja leicht auch die Boll- 
ziehung diefer Strafart die Urfache Fünftigen Eheunfrievend werben 
koͤnne; die Eörperliche Züchtigung von Kindern aber, namentlich von 
berangewachienen, zumal wenn fie das erftemal an. ihnen vollzogen 
werde, in vielen Fällen da, wo die Beftraften ihrem eignen Gefühle 
nach und in den Augen Anderer fich hevabgefegt fühen, für deren 
ganze Zufunft verderblich entfiheiden, zudem aber auch auf. das 
Glück und die Gefinnung ehrliebender Eltern nachtheiligen Einfluß 
üben Fünne. Der Landtag nimmt zwar an, baß. eine folche Bor: 
ficht auch bisher von ven Polizeibehörben des Großherzogthums beob- 
achtet feyn wird, allein er Hält e8 doch für räthlich, Die gedachten 
Behörden durch Geſetzesvorſchrift zu einem beftimmten Der: 
fahren in dieſer Beziehung zu verpflichten.  E8 ift ihm zweckge— 
mäß erfchienen, zu beftimmen, daß, wenn von Polizei: oder Der 
waltungsbehörven jungen Leuten unter 16 Jahren oder Ehemeib- 
ern Förperliche Züchtigung ald Strafe zuerfannt wird, dies in der 
Regel, und wenn es ohne zu große Weiterungen gefchehen Tann, 
vor Vollſtreckung verfelben, bezüglich ihren Eltern, Vormündern, 
Lehrmeiftern oder Ehemännern zum Behuf ver etwaigen Einlegung 
von Berufung an Großherzogliche Kandes-Direktion anzuzeigen fey *). 


XII. Ueber das Berfahren bei Chrenfränfungen. 


Veranlaßt durch eine Menge präparatorifcher und Aftimatorifcher 
Klagen wegen geringfügiger Chrenfränfungen wurde bei hoher Staatd- 
regierung von beiden großherzoglichen Landesregierungen eine ge: 
jegliche Beftimmung in Vorſchlag gebracht, wodurch den durch foldhe 
Klagen veranlaßten Prozeffen wegen der mit dem Gegenftanve nicht 

i 





*) Vergl. die Erklärungsfchrift des Landtags vom 5. März 1839. 
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in Berhäftniß ftehenven Köften und Meitläufigfeiten Einhalt ge 
than würde. Nach mehrfach erforderten und erftatteten Gutachten 
ift ein Gefegentwurf „über das Verfahren ver Ehrenkränkungen“ 
abgefaßt und dem Landtage zur Berathung N worden. 
Sein Hauptinhalt befteht in Folgendem: 

1) Es findet wegen Ehrenfränkfungen weiter Feine —— 
thuung, als die durch Art. 202 des Kriminal⸗Geſetzbuches geord⸗ 
nete ſtatt; ed ſind folglich die Klagen’auf eine Summe Geldes und 
auf Abbitte, Ehrenerflärung und Widerruf ausgefchloffen. 

2.) Die durch Ehrenfränfungen und Körperverlegungen entſteh— 
enden Entſchädigungsanſprüche bleiben vorbehalten und fünnen be- 
ſonders verfolgt werben. 

3.) Die Diffamationsflage fällt fünftig bei Ehrenfränfungen weg. 

4.) Letztere jind nur im Wege des ſummariſchen Unterfuchungd- 
Berfahrend zu verfolgen, jedoch mit einigen ‚Mobificationen, wenn 
daffelbe auf Antrag einer betbeiligten Privatperfon eingeleitet wird. 

5.) Diefe dem Berfahren in bürgerlichen Rechtöftreitigkelten ent- 
lehnten Abänverungen des Unterfuchungdverfahrend‘ betreffen den 
Gebrauch des Eidesantrags, ven Verluft der nicht gehörig angezeigt- 
en Beweismittel, Einreven und Appellation, die Zuläßigkeit eines 
Vergleiched und eines Kontumazial- Verfahrend und den Koften- 
punkt, wogegen binfichtlich der Zahl der Rechtsmittel die Regel des 
Unterfuhungs-Berfahrens, wonach nur einmalige Appellation ftatt- 
findet, beibehalten if. 

Der Landtag nahm diefen Gejegentwurf unverändert an *), indem 
er fich überzeugte, daß dadurch die Verfchievenheit der Gefegaebung 
über dieſen Gegenftand in den verfchiedenen Theilen des Großher— 
zogthumes auf eine zweckmäßige Weife ausgeglichen wird. 


XIII. Neber die Ausleihung vormundſchaft- 
licher Gelder. 


Das Gefeg vom 25. März 1829 über die Ausleihung vormund: 
fhaftlicher Gelver enthält einige Befchränfungen, welche die Erfahr- 


*) Bergl. das 44. Landtagsprotofoll vom 23, Februar 1839, 
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ung als ungemein nachtheilig hat erkennen laſſen. Es follen nüm- 
lich nad) diefem Gejege nicht mehr, denn 25 Thlr. an die Spar: 
taffe verliehen werben koͤnnen und auf Brandgut überhaupt nur 
dann, wenn wenigftend zwei Drittheile des Unterpfands im Feld— 
grundſtücken beftehen. Diefe Iegtere Beftimmung hieng mit einem 
‚Grundjage zufammen, den das Brandaffefuranz-Gejeg vom Jahre 
41826 aufgenommen. hatte, daß nämlich vie verjicherte Summe nur 
dann ausgezahlt werben follte, wenn das abgebrannte Gebäude wich- 
er aufgebaut würde. 

Gegen jene Beichränfungen und gegen viefen Grundfag ift viel 
fach von allen Seiten reclamirt worden. Denn da das Ausleihen 
vormundfchaftlicher Gelver dadurch ungemein erſchwert wird, fo 
blieben viele Gelder müßig liegen, die Bevormundeten wurpen in 
ihrem Zinfengenuß verfümmert und die Gerichte vielfach in Ver— 
legenheit gelegt, zumal auch die Einſendung deponirter Gelder an 
die Landſchaftskaſſe durch die Schwierigfeit, welche haufig gegen die 
Annahme mancher Münzforte gemacht wird, und durch Die Vor— 
fchrift, nur runde Summen mit 25 theilbar anzunehmen, ſehr er- 
fihwert war. Aber auch die Befiger von Gebäuden litten fehr an 
ihrem Gredit und Eonnten, wenn fie nicht zufällig bedeutende Feld— 
grundſtücke befaßen, — —— Gelder gar nicht ausge— 
liehen erhalten. 

Bei dieſer Bewandniß der Sache ſah ſich die Staatsregierung be— 
wogen, dem Landtage folgenden neuen verbeſſerten Geſetzentwurf 
vorzulegen: 
$. 1. 

So oft Gelver, welche zu einem der vormundfchaftlichen Verwalt⸗ 
ung unterworfenen Vermögen gehören, andzuleihen find, haben vie 
beitellten Vormünder und Verwalter folcher Gelver allen Fleiß an- 
zuwenden, daß dieſelben möglichft vwortheilhaft gegen die zur Zeit 
der Ausleihung landübliche Verzinfung und gegen geſetzlich genüg- 
ende Sicherſtellung unverzüglich angelegt werben. 

u : | 

Bei dem Ausleihen der vormundfchaftlichen Gelder ift, bei auß— 
ervem eintretender Selbfthaftung des Verleihers und, wo dieſe nicht 
möglich ift, bei nachdrücklicher Ahndung, ja nach Befinden felbft bei 
Freiheitöftrafe und Dienftentfegung, ſtreng darauf zu ſehen, daß ber: 
gleichen Gelder durchaus nicht auf, Handſcheine, Wechſel, Privat: 
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Pfanvverfchreibungen, over irgend ungenligende Sicherheit, fonvern 
nur auf ſolche gerichtliche Gonfenfe oder Hypotheken Berfähreibungen 
bingegeben werben, worin ein wenigftend dem doppelten Bettage 
des Darlehens im Werthe gleichkommendes, infomweit noch freies, 
in Immobilien ober gehörig verbrieften Grundgefällen befteb- 
endes Unterpfand beftellt und jeve font noch, nad) Maßgabe ves 
einzelnen Falles erforberliche SicherheitSmaßregel, 3. B. vie Ver— 
zichtleiftung der Ehefrau des Schuldners beobachtet ift. 
Ä $. 3. 

Brandgut ift dabei ($. 2.) ſtets nur mit der Summe in An- 
ſchlag zu bringen, mit welcher e8 in der inländifchen Brandverfich- 
erungs-Anftalt verfichert ift, inſoweit viefelbe ven gegenwärtigen 
Scyägungswerth nicht überſteigt. 

$. 4. 

Haften Vor-Hypotheken auf dem zu beftellenden Unterpfande: 
fo find die dadurch verjicherten Kapital- Summen ebenfalls ihrem 
Doppelten Betrage nach von dem Werthe der Hypothek in Ab- 
zug zu bringen. 

Auf Immobilien, welche mit Pfandrechten für ganz unbeftimmte 
Sumnten, 3. B. mit bypothefarifchen Kautionen für Pachter, Rech— 
nungsführer und vergleichen befchwert find, dürfen vormundichaft- 
liche Gelver gar nicht verliehen werben. 

5 

Ausnahmsweiſe dürfen vormundſchaftliche Gelder auf bloße Ob- 
ligationen, ohne jpecielle Hypothef-Beftellung, verzindlich 
ausgeliehen werben: 

1) an Unjere Kammer- und Landſchafts-Kaſſen, mit 
Einfluß der von venfelben abhängigen SpezialsKaffen, gegen 
verfaffungsmäßig ausgeftellte Obligationen; 

2) — jedoch nur mit befonderer obervormundfchaftlicher Erlaub- 
niß — an inländifche Ortögemeinden, dafern die Dar- 
lehensaufnahme durch einen dazu gehörig legitimirten Syndi- 
fus, oder duch die fonft gefeglich dazu befugte Kommunal- 
Behbrde, mit Genehmigung Unferer Landes-ODirektion gefchieht . 
und gerichtlich, oder bei Stadtgemeinden unter Hand und 
Siegel des Stadtrathed beurfundet wird; 

3) an die dffentlih anerfannten Sparfaffen im Grof- 
berzogthume gegen die ftatutenmäßige Beſcheinigung und Ber: 
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zinfung, jedoch im Ganzen nur bis zur Summe von Einhund- 
ert TIhalern für Einen Bevormundeten. 

Hierdurch ſoll jedoch vie Verbindlichkeit der VBormünder oder aus- 
leihenven Behörden, für Unterbringung jener Gelder gegen höhere 
Zinfen, ald bei ven genannten Kaflen gewöhnlich gegeben merben, 
ſoviel mie möglich zu forgen keineswegs aufgehoben feyn. 

$. 6. 

Gegen Verpfändung von Forderungen dürfen vormund- 
fchaftliche Gelder nur infoweit verliehen werben, ald die unterpfänd— 
fich einzulegenven Urkunden, ven vorſtehenden VBorfchriften über pupil- 
larifche Sicherheit, Hingefehen auf ven Betrag der Darauf 
berzuleibenden vormundfchaftlihen Gelder, entiprechen. 

Dabei jind die jonft erforverlichen Sicherheitämaßregeln, als ge- 
richtliche Beurkundung des Darlehns- und Pfandvertraged, Ver— 
zichtleiftung der Ehefrau des Verpfänders, hinreichende Vergewifſ— 
erung darüber, daß die zu verpfändende Forderung auch wirklich 
noch befteht, und gerichtliche Benachrichtigung des Schuldners von 
ver gefchehenen Verpfändung, nach Maßgabe des einzelnen Falles 
ebenfall3 zu beobachten. 
5 3% 

Das gegenwärtige Gefeg findet, ebenfo wie das frühere vom 25. 
März 1829, nur bei wahren Darlehensverträgen, ohne 
Unterfchied übrigend, ob ſie als folche urfprünglich abgefchloffen 
wörben, oder fpäter erft durch Novation entftanden, ob fie von ben 
Vormündern jelbft eingegangen, oder von Dritten, in deren Stelle 
Bevormundete eingetreten, Anwendung und ed find vergleichen Dar: 
fehen, wenn folche auf eine, vorjtehenden Beftimmungen entjprechende 
Weiſe nicht gejichert find, baldmoͤglichſt einzuziehen. 

8. 


$. 

Sollten befonvere Umftände im einzelnen Falle die Einziehung 
ererbter Ausſtände im Intereffe des Pflegebefohlenen bevenflich 
erfcheinen laſſen: fo ift die zuftändige Landesregierung ermächtiget, 
nach vorgängiger Erörterung infomeit davon zu dispenſiren. 

Der darüber vom Abgeoroneten Geheimenrath und Ganzler Dr. 
von Müller erflattete Vortrag *) führte zur Ueberzeugung, daß 
der Gejegentwurf den oben erwähnten Befchränfungen, fo viel, als 


*) Vergl. das 3. Landtags-Protsfoll vom 29. November 1838. 
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irgend thunlich, abhelfe, und daß die Ausführung dieſes Geſetzes 

für die Betheiligten nur die günſtigſten Folgen haben werde. 
Der Landtag gab feine verfaffungsmäßige Zuſtimmung, beantragte 

jedoch einige minder wejentliche Abänvderungen und Zufähe *). 


XIV. Die beantragte Einführung des In— 
ſtituts der Schiedgmänner. 


Das Inftitut der Schievgmänner im Königreiche Preußen Hat 
feit einer ziemlichen Reihe von Jahren die Heilfamften Früchte ge— 
bracht **) und wird als eine fegenbringende Einrichtung‘ allgemein 
dort anerkannt. Auch im Herzogthum Sachen: Meiningen, wo eine 
ähnliche Einrichtung beftehet, find günftige Erfahrungen darüber 
gemacht worvden. Und wie fehr man deſſen Ginführung im Groß: 
berzogthume Baden wünfcht, geht aus dem Wortrage hervor, den 
darüber der Abgeoronete Herr Welker in ver Kammer gehalten 
Dat ***). 

In der Landtags = Siyung vom 14. März 1839 wurde die Gin: 
führung diefes Inftituts auch im Großherzögtfum Weimar zur 
Sprache gebracht. 

‚ Der Antrag gieng vom Abgeorbneten Herrn Karl aus, den er 
folgendermaßen motivirte: 

Die mwohlthätigen Folgen, welche dieſes Inftitut äußert, beftehen 
Hauptfächlich darin, daß eine große Anzahl Prozeffe gleich im Ent- 
ftehen unterdrückt werden, die Zahl der Anwälte, denen vie Parth— 
eien im Laufe des’ Prozeſſes oft vieles Geld zu opfern haben, ver— 
mindert wird, und die Gefchäfte ver Behörven, welche Lebtere jet 


*) Dergl. die Erflärungsfchrift des Landtags vom 2. Dezember 1838. 
**) Vergl. was den Gefchäftskreis und die Wirkfamkeit ver Schiedsmän- 
ner des Oberlandsgerichts von Schlefien betrifft diefes Archiv. (neue 
Folge) 1840. 1ftes Heft. S. 144. 
***) ©, Archiv für die Nechtspflege und Gefehgebung in Baben (1837) 
Bd. 4. Heft 4: 
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kaum fertig werden koͤnnen, bedeutend abnehmen werben. Die Un— 
ruhe eines Prozeßlebens, welche manche Familie heimſucht, wird alſo 
entfernt, und vie Prozeßkoſten, welche manchen an den Bettelſtab ger 
bracht haben und noch bringen, werben erfpart, dadurch aber wird der 
Mohlftand der Staatsunterthanen, und fomit auch des Staates be- 
fördert. 

Wil man mir einwenden, daß wir in unferem Großherzogthum 
und bereit8 eines Sühnverfahrens zu erfreuen hätten, fo ift zwar 
gar nicht zu verkennen, daß dadurch mancher Vergleih zu. Stande 
gebracht wird. Uber bei weitem wird noch nicht der Zweck fo er- 
veicht, wie dies hei dem Inſtitute der Schiedsmänner der Fall if. 

Der Schiedsmann, welcher ald Bürger oder Dorfbewohner vie 
häuslichen und fonftigen Verhältniſſe der Partheien zu Fennen, 
beſſer Gelegenheit Hat, ald der Richter, wird oft, wenn er ein acht- 
barer, thätiger und eigennügiger Mann ift, einen Streit weit eher 
zum Vergleiche führen können, ald die Behörvde. Es findet bier, 
wo. ein Bürger dem andern gegenüberfteht, und nur durch fein Amt 
als Schiedsmann ausgezeichnet ift, ein. vertraulichered Verhältniß 
ſtatt, der Schiedsmann fucht die aufgeregten Gemüther zu befehmicht- 
igen, indem er ſie auf die Folgen eines Prozeſſes aufmerkſam macht, 
läßt vielleicht die Partheien bei fruchtlofem Sühneverfuch - wieder 
auseinandergehen, und beraumt anderweite Termine an, bis jie von 
ihrer ‚oft vorgefaßten Meinung abjtehen, und zeitig noch von einem 
Koften, Ruhe und Frieven verfchlingenden Prozeſſe gerettet werben, 

Eine große Maffe von Injurienprozefien würde, namentlich auf 
dem Lande, bejeitigt werden. Bei ver Cigenthumlichkeit ded Land— 
bewohners an jich felbft, dem Städtebewohner gegenüber, nament- 
lich auch bei den mannichfachen Verrichtungen im Felde, trifft es 
fehr häufig, daß einer den andern beleidigt, ohne daß am Ende da— 
durch für den Beleidigten oft ein weiterer Nachtheil entfteht, da 
eben die Sitten des Landmannes nicht fo find, wie die der Städter, 
und eine beleidigende Aeußerung gar fo wichtig nicht it. Wendet 
fih nun aber deſſen ungeachtet der Beleidigte bei der erften Auf: 
vegung des Gemüthes an einen Anwalt, fo ift für beide derjenige 
Schritt gethan, der ihnen Koften verurfacht. Der für ſchuldig be— 
fundene Beklagte bekommt eine, ven Landmann drüdende Summe 
Koften, und. der Kläger Hat Wege und Termine in das oft mehrere 
Stunden entfernte Amt, Hat fich dabei auch die Feindſchaft feines 
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Mitnachbars zugezogen, da er ihn um ſein Geld gebracht hat, was 
dieſer ſauer verdienen muß. Wird aber eine ſolche Anzeige vor einen 
Schiedsmann gezogen, der wird gewiß ſo leicht dieſelbe nicht vor 
die Behoͤrde kommen laſſen, er wird. durch Umſicht die Sache güt— 
lich beilegen, indem ev dabei die Betheiligten auf die. Koften, welche 
fie bei einem. gerichtlichen Verfahren Haben wuͤrden, aufmerfjam 
macht. Nimmt man an, daß in ver Nachbarftadt Erfurt, wo das 
Snftitut der Schievsmänner befteht, bei einer Einwohnerzahl von 
gegen 27,000. Seelen, mit Ausnahme des Militär, nur vier An- 
wälte leben, die größtentheil® Notariat = Beichäftigungen haben, 
während. hier in Weimar fich vierzehn befinden, unter welchen ein- 
ige ſeyn ſollen, die doppelte Anvofaten-Arbeiten. haben, während 
Weimar nur 11,485 Einwohner zahlt, und daß ſämmtliche Behoͤrd⸗ 
en der Stadt Weimar mit Acheiten überhäuft find, fo liegt ver 
Grund wohl nur varinn, daß in Erfurt jenes fegenbringende In— 
flitut der Schiedomänner beſteht, wo etwa 1500 verjchievene Sachen 
jährlich vor den Schievdemann gebracht, und davon '°/,, heile von 
ihm verglichen werben. __ 

Ein angejehener bortiger Anwalt, den ich um näheren Aufichluß 
über. das Für und Wider der Schiedsmänner erſuchte, ſprach ſich 
nur für dieſes Inflitut in einer an mich gerichteten : fchriftlichen 
Antwort aus, und ich laffe ihn bier felbitireden: 

Nach meinen gemachten Erfahrungen ift das Inſtitut für die 
Unterthanen ſehr mwohlthätig, es bildet die Schievsmänner felbft, be- 
fördert. die Sittlichkeit außerorventlih, fchont den Nothleidenden 
durch Billige Vergleiche um Stundung, befünftiget die Gemüther, 
und erfpart den armen Betheiligten viele Koften und Zeitaufwand. 
Diefe wohlthätigen Folgen Hat e8 jevoch nur alsdann, wenn es in 
gute Hände fommt. Der Schiedsmann muß mit der größten Bor- 
-ficht gewählt, ein durchaus fittlicher, wohlwollender, thätiger und 
uneigennügiger Mann ſeyn. Bei verwidelten und wichtigen Sach: 
en ift es befjer, wenn dazu die Kräfte eines erfahrenen und tücht- 
igen Juriſten gebraucht werben Eönnen, der guten Willen, Einficht 
und Geſchaͤfts⸗Routine hat, und die mannichfaltigen damit verbund- 
enen Beſchwerden und Zeitverlufte nicht ſcheut.“ 

„Bon den jieben Schiedsmännern hier, werden jährlich an 1500 
Sachen abgemacht, und gewiß. %,o Theile davon verglichen. : Die 
Mehrſten find Bagatell = Sachen, uud berreffen das Intereſſe der 
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"Armen. Diefe erhalten dadurch billige Friften, und Haben Feine 
Koſten.“ | Ä 

Es ift wahr, vie Advokaten und. Gerichte verlieren dadurch viel, 
das Volk aber gewinnt dadurch ungemein. Das von Sr. Maje 
flät, dem König von Preußen zur Einführung ver Schiedsmänner 
in den Sächjifchen Landestheilen erlaſſene Patent lautet wörtlich fo: 

Auf den Bericht des Staatsminifteriumsd vom Sten d. M. 
ermächtige Ich daſſelbe hierdurch, das in den Provinzen Preuf- 
en, Brandenburg und Schleften zur gütlichen Schlichtung ftreit- 
iger Angelegenheiten bereit8 beftehende Inſtitut ver Schieds— 
männer auch in ver Provinz Sachfen, in deren provinzialftänd- 
ifcher Begrenzung, dem Wunfche der dortigen Stände gemäß, 
durch eine von dem Minifter des Innern und. der Polizei, und 
den Juftiz- Minifter Möhler zu vollziehende Verordnung, 
welche nach der Verordnung der Provinz Brandenburg abzu- 
faffen, und nebft diefer Ordre in die Amtsblätter der betreff- 
enden Regierungen aufzunehmen ift, einzuführen. Zugleich be 
willige Ich hiermit die gänzliche Stempelfreiheit auch für bie 
von diefen Schievgrichtern aufgenommenen Vergleichs-Verhand⸗ 
lungen. Das Staatsminifterium hat hiernad; dad Weitere zu 
veranlaffen. 

Berlin, ven 15. Febr. 1834. 
Friedrich Wilhelm. 

Würden alfo die in den Preufifchen Staaten früher ſchon ein: 
geführt gewejenen Friedensämter den gewünfchten Erfolg nicht ge: 
habt haben, fo würben fie in ven neuen Landestheilen nicht einge: 
führt worden feyn. 

Da ich felbft bei ver Nähe meines Wohnortes von ſolchen preuf- 
ifchen Ortfchaften, wo jenes Inftitut befteht, Gelegenheit genug ge 
habt habe, mich von ven mohlthätigen Folgen zu überzeugen, jo 
bat jich der lebhafte Wunfch in mir entfaltet, daß auch in unſerem 
Großherzogthum jenes wohlthätige Inftitut eingeführt werden möge.“ 

Die Mehrheit des Landtags verfannte die Wichtigkeit dieſes An- 
traged nicht, und er wurde der Staatsregierung zur Prüfung an- 
beimgegeben *). 





*) Bergl. das 6Ofte Lanbtagsprotofoll vom 14.-Mätz 1839. 
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XV. Gefeßentwurf über das Recht an Fauft- 
pfändern und Hypotheken. 


Schon im Jahre 1832 lag diefer Entwurf dem Landtage zur 
Prüfung vor, aber in neuer Geftalt ift er jezt von der Stantsreg- 
ierung demſelben zur Berathung mitgetheilt worden. Die jeit jenem 
Zeitraume in ver Mitte liegenden Jahre wurden benugt, um dieſem 
Gefegentwurfe ven Grad möglichfter Bollfommenheit zu gewähren. 
Dieſer Zweck ift auch wirklich erreicht worden. Ein Hauptmangel 
des Älteren Entwurfes, die Zulaffung von General-Hypotheken, ift 
gehoben, vielfache Verbeſſerungen in einzelnen Abfchnitten find" be= 
wirkt, mehr Einfachheit und Klarheit ver Vorſchriften ift herbeige⸗ 
führt worden. 

Je wichtiger biefer Gegenftand der Gefeßgebung ift, da er in den 
folgereichjten Beziehungen zu den erften Quellen des Staatslebeng, 
zu Landbau, Gewerbe und Handel fteht, und. eben dadurch nicht 
blos feine Wirkungen auf den Privathaushalt befchränkt, ſondern 
fie auf die Wirthichaft ded Staated und den Reichthum des Landes 
verbreitet, um jo mehr Hat der Landtag der Berathung über viefes 
Geſetz feine ungetheilte Aufmerkfamfeit widmen zu müffen geglaubt. 
Er hat die Grundfäge geprüft, auf welche ver Entwurf bafirt word— 
en ift, er bat fih von deren Nichtigkeit, von deren folgerechter 
Durchführung überzeugt, und bem Scharffinne, der Umficht, fo wie 
der Gründlichfeit, mit welcher derjelbe bearbeitet worden, feinen un 
getheilten Beifall nicht verfagen fünnen. Durch die von ihm be= 
ſchloſſene Annahme dieſes Geſetzes ift der Mangelhaftigkeit und Uns 
gleichheit, welche bisher in diefem Zweige ver Legislation in den 
verichiedenen Theilen des Großherzogthums zu beklagen war, voll- 
ſtaͤndig abgeholfen worden. 

Auch bei dieſem Geſetze war der Abgeordnete Here Dr Paul— 
fen mit dem Referate beehrt worden. Einleitend ſchickte er voraus, 
was der geſchichtlichen Entſtehung dieſes Geſetzes angehͤrt. Schon 
im Jahre 1823 beauftragte ver höchitfelige. Großherzog Carl 
Auguſtt die Landesregierung zu Weimar zu Abfaſſung eines Ge— 
ſetzentwurfes über das Recht an Fauſtpfändern und Hypotheken. 
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Da aber gerade zu dieſer Zeit in mehreren andern Staaten Deutſch⸗ 
lands dieſer Zweig der Geſetzgebung mit großem Eifer theils ſchon 
bearbeitet worden war, theild noch bearbeitet wurde, nämlich in 
Bayern um Württemberg hauptſächlich, jo glaubte man zus 
nächſt die Folgen und Früchte davon abwarten zu müſſen. Auch 
die Gefeggebung noch anderer deutfchen Staaten, namentlid) die von 
PMeklenburg: Schwerin, Braunfchweig,; des Königreich Sachfen und 
ver Großherzogthümer Heſſen-Darmſtadt und Baden, Haben dieſem 
wichtigen Theile der Legislation ſodann ihre Thätigkeit zugewendel. 
Auf Die hierdurch eröffneten Hülfsquellen bin und insbeſondere mit 
zwerfmäßiger Benugung der Gefegedarbeiten von Bayern und Würt: 
temberg iſt der erfte. Entwurf. für das Großherzogthum Sachen: 
MWeimar-Eifenach im Jahre 1832. entftanven. Derſelbe war von 
beiden: Landesregierungen geprüft und. von den  audgezeichnetften 
Beamten des Inlandes begutachtet worven. Später, nach feinem 
Ericheinen , ift diefer erfte Entwurf meiteren Beratbungen unter: 
worfen und mit Benugung der Ergebniffe newefter legislatoriſcher 
Arbeiten, 3. B. der von Heffen= Darmitadt, ‚umgearbeitet und ver: 
vollfommmet worden. Die Section hat, fich vor deſſen Prüfung zus 
nächft die. Frage aufgeworfen: iſt ein: Geſetz über das Pfand: und 
Hypothekenweſen dem Großherzogthum ein nothwendiges Bedürfniß, 
oder. ift es wenigſtens nüglich und wünfchenswerth % In beiden Be 
ztehungen ift von den. Mitgliedern der Section. diefe Frage cinſtim⸗ 
mig bejaht worden. Nothwendig erfchien eim ſolches Geſetz in dop— 
pelter Hinſicht. Einmal, weil in dem: einzelnen Theilen des Große 
berzogthumed die größte Verſchiedenheit geſetzlicher Beſtimmungen 
herrſcht und Einheit der Geſetze über einen fo höchſt wichtigen 
Rechtszweig in einem und. demſelben Lande gewiß unerläßlich iſt. 
Andere Vorfchriften beitehen für den Neuftädtifchen Kreis, wo bie 
alte Königl. Sächſiſche Gefeggebung noch in Gültigkeit iſt, 
während aber in Königreiche Sachſen felbft neue Gefeße, 3: B. das 
vom 4. Juni 1829, eine Reform des älteren Rechtes herbeiführten. 
Andere Geſetze gelten im den ehemals Erfurtiſchen Gebietstheilen, 
nämlich die Altern preußifchen.. Auch in dieſem Gebietätheile tft die 
Geſetzgebung ftehen geblieben, während fie im : Kdnigreiche Preußen 
fortjchritt.. Wieder andere Gefeke ſind in den: vormals Fuldaiſchen, 
wieder andere in den früher Heſſiſchen Gebietötheifen des Großher⸗ 
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— und noch andere endlich in den win Sembttpehien in’ 
Gültigkeit. 

: Wie hemmend und nachtheilig eine fotzge ungleichheit der Vor— 
ſchriften ſeye, welchen ungünſtigen Einfluß fie auf den oͤffentlichen 
Gredit Außern, welche Uniicherheit des Nechts fie nach ſich ziehen 
müffe, bedarf einer Ausführung nicht. Anderestheils aber ift vie 
Nothmwendigkeit eines folchen Geſetzes auch unverkennbar, wenn man 
die Mangelhaftigkeit ver in dem bei Weitem größeren Theile des 
Großherzogthumes beftehenvden Beftimmungen ind Auge faßt. Der 
Referent unterließ hier nicht, auf das Beſtehen ver ftillichweigenden 
gefeglichen Pfandrechte und auf vie Zuläßigkeit von Generals$ypo= 
theken binzumeifen. Wo diefe beftehen und zugelaffen werden, ift es 
dem Gläubiger, welcher dem Hypothekenbuche trauen foll, ſchlechter— 
dings unmdglih, den wahren Stand des Vermögens und feiner 
Sicherheit, wenn er Geld verleihet, zu beurtheilen. ‚Nie kann er 
wiffen, wie groß wird die Summe feyn, welche ihm dereinft vorgeh⸗ 
en kann, wenn es zur Veräußerung kommt. Daß dieſes dem Dar— 
leiher Mißtrauen, Schmälerung des Erevitö aber für. die Anleihen 
Suchenden herbeiführen müſſe, ift unbeftreitbar, und es iſt dieſes 
nur zu erkennbar, wenn man täglich die Wahrnehmung machen 
muß, wie Kapitaliften aus Preußen und anderen Ländern, in welch- 
en geregelte Pfanpgefeßgebungen vorhanden find, — tragen, 
ihre Gelder in das Inland zu verleihen. 

Wichtig für die Geſetzgebung iſt die Anſicht, welche Referent bins 
ſichtlich des Nutzens, und der wohlthätigen, heilfamen Bolgen, die 
das Geſetz bringen müſſe, folgendergeftalt entwickelte: 

Kein Zweig der Geſetzgebung greift in jo viele Rechtöverhältniffe 
ein, und bevingt fo fehr ven National- Wohlftand, ald die Gefeg- 
gebung über die Hypotheken. Ein auf richtige Grundſätze geſtütztes 
Hypotheken = Syftem,. nımmt unter den Wohlthaten, welche das 
Volk von der Gefehgebung empfangen kann, eine der erften Stellen 
ein. Kaum wird im Gebiete. der Givilgefeggebung ein Gegenitand 
aufgefunden werden fünnen, der fo tief in alle Verhältniffe umd 
Zuftänve des Hürgerlichen Lebens eingreift und fo entfcheivend ift 
für das Wohl vieler- Einzelnen, vieler Familien, ſogar ganzer Kor— 
porationen, Er fteht in den folgereichiten Beziehungen auf vie erften 
Duellen des Staatölebend, auf Landbau, Gemerbe und Handel, und 
eben dadurch. beichränft er nicht blos feine Wirkungen auf ven 
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Privathaushalt/ ſondern er verbreitet fie auf vie Wirthfchaft des 
Staates und den Reichthum ver Nation. Gin richtiges Hypo: 
thekenſyſtem, ver feite Stügpunft des Erevitd und des Öffentlichen 
Verkehrs, bringt in die wichtigften und zahlreichften Gefchäfte des 
bürgerlichen Lebens eine Zuverläßigfeit und Sicherheit, welche ven 
Geldumlauf befdrvert, vie Induſtrie erfriſcht und belebt, und viel 
fachen unfeligen Prozeſſen vorbeugt. Es fleuert dem verberblichen 
Bucher, weil ein Schuloner, der einem Gläubiger vollkommene Sich: 
erheit leiftet, gleich demjenigen, ver gegen baare Zahlung Fauft, das 
Anlegen. one drückende Beringungen überall erhalten kann; es er- 
hält ven Werth ded Grundeigenthumes, weil Gegenftände, auf welche 
man in jedem Falle ſogleich ein Anlehen erhalten kann, leichter ein: 
en Käufer finden; es haft den Leichjinnigen. vom Verderben ab, und 
ift felbit demjenigen, deſſen VBermögensumftände wanfen, oft noch 
das einzige Nettungmittel. Ein gutes Pfand-Syſtem hat überall, 
wo es befteht, dieſe Heilfamen Wirkungen geboten, überall: wo «8 
mangelt, ift es laut herbeigewünfcht, überall wo e8 eingeführt wurde, 
mit lautem und innigem Danke vom Volke aufgenommen worden 
Das Königreih. Württemberg liefert in neuefter, Zeit für dieſen 
Sat, ald einen Erfahrungsfag, den triftigften und unmiverleglicdh- 
ſten Beweis. Kaum. war das dortige Pfandgeſetz in das Leben ein: 
geführt worden, jo hob jich, wie durch einen Zauberfchlag, der Grevit 
des Landmanned, die Kaufpreife wurden unverhältnigmäßig gefteig: 
ert, der Werth des Grundeigenthumes flieg bis zu einer früher 
nicht. erreichten Höhe. 

Der Weimarifche Gefegentwurf ift größtentheild dem MWürttem: 
bergifchen nachgebilvet, und fchon dieſer Umftand müßte dem Land— 
tag gerechted Vertrauen zu ihm einflößen. Aber ver Landtag, die 
ganze Wichtigkeit des Gegenftanded und dierGröße und Schwere 
feiner Aufgabe dabei auffaflend, hielt es nicht deſto weniger für 
unerläßliche Pflicht, die Funpamental-Säte aufzufuchen, auf 
weiche ein richtiges Pfand-Syftem gebaut werden muß, foll es vie 
wohlthätigen Wirkungen fpenvden, deren früher gedacht wurde. Er 
hielt e8 ferner für eine nicht geringere Pflicht, zu prüfen, ob vie 
ermittelten Grundfäge fonfequent und mit den @igenthümlichkeiten 
ver Berhältniffe des Großherzogthums Sachfen- Weimar überein: 
flimmend im Entwurfe vurchgeführt worden find. - 

: Zunähft jene Grundfäge ins Auge fallend, hat der Landtag und 
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die ihm vorarbeitende Section ſich an vasjenige halten zu müffen 
geglaubt, was durch neuere Gefege und hauptfächli durch das 
MWürttembergifche jich bewährt, was durch Schriftfteller der neueften 
Zeit als nothwendig und nüglich anerfannt und vielfach empfohlen 
worden ift. Gleichmäßig mit ver Anficht jener Schriftfteller, der 
ausgezeichnetften, welche neuerer Zeit viefen umfänglichen Gegen: 
ftand mit Umjicht und Sorgfalt behandelt, haben auch vie oft ge: 
dachten Pfandgefege von Baiern und Württemberg Principien auf: 
geftellt, die in einem guten Pfandgefege nicht entbehrt werben koͤnn— 
en und dürfen. Der Meferent zeichnete folche in Folgendem aus: 

1) Bei einem gut geregelten Pfanpgefege, welches das Pfandrecht 
in feinem ganzen Umfange begreift, alfo das Hypotheken-Recht, 
wie das Fauſt-Pfandrecht behandelt, muß das erftere vom letzteren 
‚ möglichft gefondert feyn, es müffen nach der werfchiedenartigen Natur 
biefer beiden Rechts-Inſtitute, die für das eine mie für das andere 
nöthigen Beftimmungen felbitftändig feftgeftellt und, ſoviel thunlich 
unvermifcht vurchgeführt werben. 

Die Hypotheken koͤnnen tut Immobilien zum Gegenftanve haben. 
Sie können nur durch die Eintragung in das Hypothefenbuch, alfo 
weder durch einen bloßen DBertrag, noch durch eine Uebergabe ihr 
Dafeyn erhalten "und fie müffen daher auch beſondere Wirfungen 
erzeugen, welche nur ihnen, nicht aber dem Fauſtpfande zukommen. 

2.) Wenn auch Hypoihefen nur bei Immobilien — nad dem 
Grundfage der Realität — ftatt Haben Fönnen, fo fihließt dieſes doch 
feineöwegd aus, daß fie auf folche bewegliche Dinge mit erftredkt 
werden mögen, welche Zubehörungen einer unbeweglichen Sache jind 
oder im erften Bezuge auf viejelben ftehen, 

3) Nach dem Grunpfage ver Deffentlichkeit kann durch einen 
Vertrag oder Geſetz das Recht, eine Hypothek zu erhalten, zwar 
begründet, die Hypothek felbft aber kann nur durch die Cintragung 
in das Hypothekenbuch erlangt werben, 

In Folge dieſes Grundfages müffen alle früher beftanvdenen ftill- 
fchweigenden Pfandrechte unbedingt hinwegfallen, fie können aber als 
gefegliche Nechtötitel zu Grlangung von HBypotheken gelten, und das 
Pfandgeſetz muß durch andere Mittel wirken, die Rechte der Ches 
frauen und Minderjährigen ficher zu ftellen. 

Denn wollte man neben einem auf vie Publicität gebauten Hypothek: 
enfyfteme noch ftillfchweigenve Pfanvrechte und Generalhypothefen be: 

1840. L 24 
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ftehen laſſen, fo würde viefes die Eonfequente Durchführung des Hyp⸗ 
othefenwefens völlig vereiteln, und das Publikum irreführen, weil es 
dann die charakteriftifchen Merkmale einer Hypothek nicht einfehen wuͤrde, 
was nur dann. der Fall feyn kann und wird, wenn es weiß, daß 
nur dad eine Hypothek ift, was im ee il ald Hypothek 
eingetragen wurde. + 

4.) Auf alles, was mit dem Hypothekenbuch in — Verbind⸗ 
ung ſteht, müſſen die rechtlichen Folgen der Oeffentlichkeit ſich aus— 
breiten; demnach bringt jeder Vertrag, oder ein anderes Rechts— 
Gefchäft, auch ohne Eintragung in das Hypothekenbuch, unter Con⸗ 
trahenten und auch gegen Dritte zwar vechtliche Wirkung hervor, 
allein fie bleibt in Allem, was auf das Hypothekenweſen Einfluß 
hat, den Folgen der Publieität untergeoronet. 

5.) Aus dem Hypothekenbuche, oder wie es bei und bisher im— 
mer genannt wurde, dem Conſensbuche, muß jeder Gläubiger, nach 
dem Grundfage der Specialität vollftändig überfehen. können, melde 
Sicherheit ihm durch die Hypothek gewährt wird, und jeder neue 

Erwerber einer unbeweglichen Sache muß baraus entnehmen könn 

en, welche Hypotheken auf leßterer haften. 

Jeder Immobiliar = Gegenftand muß daher im Hypothekenbuche 
einen eigenen Namen haben, wenn: folche® nämlich ein Realhypo— 
thekenbuch ift, fonft aber unter vem Namen feines Befigerd ( Per: 
fonalbypothefenbuch) verzeichnet ftehen; und es muß jede auf erft- 
erem haftende Hypothek beſonders eingetragen werden. 

: 6.) Für  unbeftimmte Summen fönnen in der Regel fo wenig 
General⸗Hypotheken, ald andere, eingeftellt werden, weil fonft der pas 
Hypothekenbuch Einfehende feine Sicherheit nicht zu beurtheilen vermag. 

7.) Die Sicherheit der Hypothefen würde. ferner geftört werden, 
wenn Aceceſſorien einer Gonjend-Forverung an rückſtaändigen Zinjen 
und Koften in unbeflimmter Größe ven Rang der Hauptforverung 
ſelbſt erhielten. 

Menigftend in annähernder Weile muß durch Normirung eines 
Zinsrückſtandes auf eine gewiffe Zeit eine Ueberficht möglich ſeyn, 
damit nach eimem ungefähren Ueberſchlage vie Größe der Neben— 
Forderung bemeflen werden fann. 

8.) Nothwendig ift Die Beitimmung, daß der Regel nach nur 
durch das Alter der Eintragung der Rang der Hypotheken. fetge: 
ſtellt werde, weil fonft die Sicherheit des Darleihers durchaus ge 





— 351 — 


fährdet, und ihm bie Möglichkeit benommen ſeyn würde, fi von 
ver Zulänglichkeit. oder Unzulänglichkeit Der Hypothek genügend gu 
überzeugen. 

9.) Die Hypothek muß dem Gläubiger ein vingliches: Recht ge- 
währen, ſich an das Pfandobject jelbit dann zu halten, wenn e8 
aus dem Befige des frühern Schulonerd, in den eined andern über- 
gegangen ift. 

10.) Den Hypotheken muß vor allen andern‘ Forderungen ver 
Vorzug gefichert jeyn, etwa mit Ausnahme der Real-Laſten auf eine 
zu beftimmende, nicht allzulange Zeit. Diefer Vorzug ift aber auf 
ven Werth des verpfündeten Gegenſtandes, fo weit er zu Bezahl- 
ung der darauf — — hiereicht einzig zu be: 
fhränfen. 

“ 11.) Das Pfandgejeg muß über die Hopothelen⸗Vehbrben, ihrer 
Rechte und Pflichten, über die Führung der Hypothefenbücher, und 
über. vas Verfahren in Hypotheken-Sachen Flare und beſtimmte Vor— 
fchriften enthalten, welche leicht ausführbar, aber auf der andern 
Seite auch ver Wichtigkeit des Gegenftandes, und dem — 
Vertrauen zu dieſem Inſtitute angemeſſen find: 

Endlich ſind 

12.) über die Einführung eines ſolchen Pfandgeſetzes tramfitoriſche 
Beſtimmungen unerläßlich, weil deſſen Herrſchaft auch auf ſchon 
vorhandene Rechtsgeſchaͤfte, welche in ihrer früheren Form und Wirf- 
ung nicht fortbeitehen Fünnen, jich erſtrecken, das Geſetz alfo forg- 
lich Bedacht nehmen muß, daß durch ven Uebergang aus dem vor= 
igen Syiteme in dad neue, fein erworbened Recht verlegt werde. 

Die Section hat, nad allen diefen Richtungen hin, den Gefeß- 
Entwurf beleuchtet, dad Ganze, wie- dad Ginzelne einer gewiſſen— 
haften Prüfung unterworfen, die Nothmwendigkeit, Zwedmäßigkeit 
und Raͤthlichkeit jeder einzelnen Vorfihrift reiflich erwogen, hat aber 
nad) langen Verhandlungen und Berathungen fich zu ver einflimm- 
igen Anficht vereinigen müffen: 

daß dieſer Gefegentwurf, auf durchaus richtige Grundſäaͤtze 

bafirt, mit Scharffinn, Umficht, und Gruͤndlichkeit ausgearbeitet, 

nach feinen Beftimmungen hoͤchſt wohlthätig wirken, Einheit 

und Sicherheit in das, nach den verfchiedenen Landestheilen des 

Großherzogthums, und ven in demſelben beftehenden partifu- 

larrechtlichen, jo ſehr zerjtüdelten und verfihienenartigen Pfand⸗ 
24 * 
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weſen bringen werde, weshalb es die Section für. ihre unbe- 
dingte Pflicht erachtete, die Annahme des Geſetzentwurfes zu 
beantragen. 

Der Landtag überzeugte ſich von der Richtigkeit jener im Ge— 
fegentwurfe aufgeftellten Grundſätze und deren Fonfequenten Durch— 
führung und flimmte einjtimmig mit der Section für Annahme 
deſſelben. Bei der fperiellen Berathung ber einzelnen $$. ergaben 
jich nur wenige Bemerkungen, und felbft dieſe betreffen mehr deren 
Faſſung, als die wefentlichen Beſtandtheile derſelben *). 

In der Erklärungsſchrift des Landtags vom 25. Februar 1839 
wurben jedoch in Bezug auf Die Herftellung befjerer und richtigerer 
Hypothefenbücher nur noch folgende Wünſche auf den Vorſchlag 
des Herrn Landmarſchalls zur höchſten Berudfichtigung empfohlen: 

1.) der Herſtellung von Real-Hypothekenbüchern werden, wie 
nicht zu bezweiflen iſt, in verſchiedenen Landestheilen des Großher— 
zogthumes, in welchen, bei ver allzugroßen Getheiltheit des Eigen— 
thumes, faſt nur walzende Grundſtücke vorhanden ſind, vielfache 
Hinderniſſe und Schwierigkeiten entgegenſtehen, welche nicht alle ohne 
bedeutenden Koſtenaufwand, wenn auch in keinem Falle aus den 
Mitteln der Landſchaftskafſe, beſeitiget werden fünnen. Daher trägt 
der Landtag, da hinſichtlich jener Gegenden die Einrichtung ſolcher 
Bücher ſich gewiſſermaſſen als problematiſch noch darſtellt, darauf an: 

a) daß gleich anfangs ausnahmsweiſe auch an einem ſolchen Orte 
im Großherzothume, mo die Zerfplitterung der Grundſtücke 
die Einrichtung eined Real-Hypothekenbuches am ſchwierigſten 
macht, der Verſuch mit. einem folchen angeftellt werde, um 
auf dieſe Weile an der Hand ver Erfahrung zu dem Ergeb- 
nifje zu gelangen, welcher Aufwand an Zeit, Geld und Kraft 
zur Herftellung folcher RealsHypothefenbücher im ganzen Lande 
unerläßlich und ob nicht vielleicht der gute Zwei auf minder 
Eoftipielige Art zu. erreichen feyn werde? 

b.) daß ohne ſehr dringende Umſtände Koftenaufwand nicht ver- 
anlaßt werde, daher wo bei bereit wohl eingerichteten und 
abgejondert geführten Hypothekenbüchern vie erforderliche Sicher⸗ 
heit fchon jest gewährt ift, vie Anlegung neuer bis dahin, 
wo jene angefüllt ſind, nicht möge verlangt werben ; enblich 


*) Bergleiche das 42fte und 44jte Landtagsprotofoll vom 21. und 23. 
Februar 1839. 
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o.) daß da, wo bie Unerläßlichkeit oder entfchieven größere Zweck⸗ 
mäßigfeit e8 nicht durchaus erheifcht, von den Landesregier- 
ungen nicht ohne Noth und mit allzugroßer Strenge auf Her: 
ftellung von Real= Hypothefenbüchern, anftatt der Perſonal— 
Hypothekenbücher beflanden werden möge; denn wenn einer- 
feit8 auch hierbei den Landesregierungen die Gognition aller= 
dings zuftehen muß, fo dürften viefelben anvererfeitd doch an— 
zumeifen feyn, billigen und begründeten Vorſtellungen nad 
gewohnter Weife auch ferner geneigted Gehör nicht zu verfagen 
damit auch bier nicht der Fall fich zeige, wie das Beſte leicht 
ein Feind des Guten werden fünne. 

2.) Die für die Lofalbehörven durch vie Fünftige Handhabung des 
Pfandgeſetzes veranlaßt werdenden nicht geringen Mühen würden 
duch ein, dieſem umfangreichen Gefege nachträglich beigefügtes 
Repertorium gewiß erleichtert, und nicht geringer Zeitaufwand da— 
durch erjpart werden; weßhalb der Landtag die Fertigung eines ſolch— 
en, wie ed feinem Zwecke am beften entjpricht, beantragt. 

Das mittlerweile landesherrlich fanktionirte Gefet über das Recht 
an Bauftpfändern und Hypotheken wird jich nicht nur ſehr mwohl- 
thätig Außern, ſondern wird aud weder Behoͤrden noch Privatper: 
jonen durch unnoͤthige Förmlichkeiten beſchwerlich fallen; es ent- 
fpriht den Anforderungen, welche von ver Theorie mit möglichfter 
Beachtung der bisherigen, volksthümlich gewordenen Beftimmung 
an ein folches Geſetz gemacht werben. Und da dieſes Archiv zur 
Aufnahme der wichtigeren Geſetze zunächft beftimmt ift, fo werden 
wir das bier befprochene Gefeg in einem ver nächftfolgenven Hefte 
um fo mehr vollftändig nieverlegen, als deſſen Neception von einig- 
en Nachbarſtaaten bei feinen vielen mufterhaften Beftimmungen nicht 
ohne RE: in Ausficht geftellt werden darf. | 

(Bortfegung folgt.) 
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Zur Forſtgeſetzgebung. 


Forſtdienſtprüfungen im Königreich Württemberg. 


Das Negierungsblatt von 31. Januar 1840 enthält eine königl. 
Perorbnung, wonach um die Dienftprüfungen im Forftfache mit den 
andern Staatddienftprüfungen im Finanzvepartement in Einklang 
zu bringen, im Wefentlichen Folgendes verfügt wird: Die Befäh— 
igung zu den Verwaltungs-Aemtern im Forftfache, namentlich zu 
DOberfürfterd: (Forftverwalterd) und Revierförfterd - Stellen, ebene 
zu den Forſtamts-Aſſiſtenten- und Korftmart3:Stellen, iſt durd die 
genügende Erſtehung zweier Dienftprüfungen bedingt. Die erfte 
Prüfung Toll das theoretifche Wiffen, die zweite die praftifche Tücht: 
igfeit, ſowohl binfichtlich der fefteren Begründung der theoretijchen 
Kenntniffe, und der fpecielleren Bekanntſchaft mit ven vaterländiſch— 
en Gefegen und Einrichtungen, ald auch in Anfehung der Gefchäfts: 
Gewandtheit erforfchen. | 

Gegenftände der Forft-Dienftprüfungen find: 

1.) Mathematif, Arithmetik, Algebra, reine und angewandte Geo: 
metrie, Stereometrie und ebene Trigonometrie, nebſt Planzeichnen. 
2.) Naturmwiffenichaften, die Grundlehre ver Phyfit, Chemie, li: 
matologie, Mineralogie und Geognofie, der Botanif und Zoologie, 
und die auf die Gegenftände des Forftmefend angewandten Xebren 
diefer Wiffenfchaften. 3.) Forjtwiffenfchaft und Jagdkunde. 4.) Die 
vaterlänvifchen Forſt- und Jagdgeſetze, Forftverwaltungs - Gtat: und 
Rechnungsvorſchriften. Sodann zur Befähigung für Forſtamtsaſſiſt⸗ 
enten= und Oberförfteröftellen noch weiter: 5.) die Hauptgrund: 
füge der National-Dekonomie, und die Kenntniß der vaterländifchen 
Sinanzgefege, und Einrichtungen in ihren Hauptzügen. 6.) Aus 
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ver Rechtswiſſenſchaft: die Hauptgrundſaͤtze des württembergiſchen 
Staatsrechts mit vorzugsweiſer Beachtung der Gemeinde: und Obs 
eramtsd =» Verfaffung und Berwaltung, der befonveren DBerhältniffe 
der Kammergüter und des Adels; die Hauptgrundfäge des Straf: 
rechts, und des Strafverfahrend in Beziehung auf die Forſt- und 
Jagdverwaltung; die Hauptgrundfäge des Privatrechts, insbeſondere 
die für die Verwaltung wichtigften Lehren von Verträgen, Dienft: 
barfeiten, und bäuerlichen Gutsverhältniffen, und bie — 
des bürgerlichen Prozeſſes. 

Die Befähigungsſtufen werden nach drei Claſſen (J. i. III.) 
abgetheilt, von welchen jede zwei Unterabtheilungen (a. und b.) 
enthält. Zu Forſtamtsaſſiſtenten- und Oberförſter-(Forſtverwalt⸗ 
er=) Stellen befähigen allein die bei der zweiten Dienſtprüfung er: 
langten Zeugniffe der erften und zweiten Klaffe, Die Klaffe I. Unt- 
erabtheilung a) wird nur ausgezeichneten Candidaten ertheilt, Ueber: 
haupt erhalten Zeugniffe I. und TI. Klaffe ſowohl bei der erſten 
‚ ald zweiten Prüfung nur diejenigen Gandivaten, welche die akadem— 
iſche Vorprüfung mit Erfolg beftanden haben, und veren Kenntniffe 
nicht nur in den allgemeinen Prüfungsgegenftänden minveftens guten 
find, fondern auch diejenigen Gegenftände umfafjen, welche die vor= 
genannte Ziffer 5 und 6 als für die genannten Stellen beſonders 
erforderlich bezeichnet. 

Auſſer einem ſolchen Zeugniſſe von der zweiten Prüfung wird zur 
Anſtellung als Oberförfter eine vorgängige, mindeſtens zweijährige 
Dienftleiftung als Revierförfter erfordert. Die Vornahme der im 
Stuttgart jährlich einmal flattfindenven (erften und zweiten) Forſt⸗ 
Dienftprüfungen wird einer Commifjion übertragen, welche unter 
der unmittelbaren Leitung des Finanzminifteriumsd, aud einigen Kol- 
legialräthen, und einigen höheren Forftbeamten befteht. In Abficht 
auf die Behandlung des Prüfungsgeichäfts, und das Verhalten ver 
Candidaten werden diejenigen Vorfchriften beobachtet, welche für bie 
höheren Dienftprüfungen im Finanzdepartement gegeben find. 

Die Meldungen um Zulaffung zu dieſen Prüfungen gefchehen 
fhriftlich bei dem Finanzminifterium vor dem 1. Auguft jeven Jahres, 
Die Meldungen um Zulaffung zur erften Prüfung find mit den er- 
forderlihen Nachweifungen zu belegen. Don ven bei der erſten 
Prüfung für befähigt erkannten, ald Forſtpraktikanten zweiter Klaffe 
zu beftellenden Candidaten haben fofort, Behufs ihrer praktijchen 
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Ausbildung, diejenigen, welche für Forftamtsafliftenten und Oberförft- 
eritellen fich befähigen wollen, 8 Monate bei einem Forſtamte, und 
4 Monate bei einer Kollegialftelle, die übrigen aber während eines 
Jahres bei einem Forftanıte Probevienfte zu leiften. Die zugetbeilt- 
en Forftpraftifanten 2ter Klaffe werden bei dem Antritte des Dienft- 
probejahrs in eivliche Pflichten genommen, und genießen binjichtlidy 
ihrer Dienftleiftungen amtlihen Glauben. Sie follen bei den Forft- 
ämtern dur Behandlung von weniger bedeutenden Fällen aus den 
verſchiedenen Gefchäftszweigen unter der Anleitung, Aufjicht und 
Derantmortlichkeit de Beamten, und durch Anwohnen bei den wicht: 
igeren Verhandlungen des Letzteren, fich mit der Dienftfübrung 
praftifch vertraut machen, koͤnnen übrigens für einen Theil ber 
Probezeit auch zu einſtweiliger Verſehung von Forſtwartsdienſten 
gegen Belohnung verwendet werben. Bei den Kollegialftellen find 
die Praktikanten ald Expeditions-Gehülfen oder Hülfsarbeiter Des 
Kreisforftrath8 zu verwenden. Die Zulaffung zur 2ten Dienftprüf- 
ung ift durch die vorfchriftmäßige Vollendung des Dienftprobejahrs 
bedingt. Die bei der zweiten Prüfung für befähigt Erkannten tret— 
en fofort als Dienſtkandidaten in das Verhältniß von Foritprafti- 
kanten erfter Klaffe ein. (Folgt ſodann das Verhältniß der zu 
ertheilenden Prüfungszeugniffe zu den vor dem Erfcheinen dieſer 
Verordnung audgeftellten Zeugniffen.) Zu Gunften derjenigen Can: 
didaten, welche zur Zeit ver Bekanntmachung ver gegenwärtigen 
Verordnung das 18te Lebensjahr zurücdgelegt haben, und bereits 
entweder auf einer Forſt-Lehranſtalt befindlich, oder in der praktifch- 
en Ausbildung für den Forftvienft begriffen, oder ſchon auf Ueber: 
gangöftellen verwendet jind, findet bis zum 31. Auguft 1843 gegen 
Nahmeilung einer wenigftend zweijährigen praftifchen Laufbahn, 
Dispenfation von der erften Dienftprüfung und von dem Probe: 
jahr, deögleichen Hinfichtlich ver Einreihung in die ite oder 2te Klaffe 
von der Nachmeifung einer akademiſchen Vorprüfung in der Art 
ftatt, daß ſolche Candidaten nach zurüdgelegtem 22ten Lebensjahre 
jogleich zu der 2ten Dienſtprüfung zugelaffen werben. 
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Koͤniglich Saͤchſiſcher Gefegentwurf, die Aufhebung 
der Anrüchigkeit der Abdeckerskuechte betreffend, 


(cberathen und einftimmig angenommen von der iten 
und ?2ten Kammer der Stände.) 


Den jegt verjammelten Stänven des Königreich® ift vermdge all: 
erhöchften Deeretd? ein in Gemäßheit Föniglicher Entſchließung im 
Landtagsabſchiede vom 3. Dezember 1837 zu 11. Nro. 12 bear- 
beiteter Gefegentwurf, vie Aufhebung der Anrüchigfeit der Abded- 
eröfnechte betreffend, nebft Motiven zur Berathung zugegangen. 

Diefer Gejegentwurf ift folgenden Inhalts: 

Wir Friedrich Auguft, von Gottes Graben, 
König von Sachſen 2. ır. 
haben unter Zuftimmung Unſerer getreuen Stände befchloffen, und 
verordnen, wie folgt: 

$. 1. Die Anrücigkeit derjenigen, welche das Abdecker⸗Gewerbe 
betreiben, oder früher betrieben haben, wird hiedurch aufgehoben. 

F. 2. Alle in älteren Geſetzen, Ortsſtatuten, Innungsartikeln, 
oder ſonſt irgendwo über die Unfähigkeit gedachter Perſonen zu 
Erlangung ded Bürgerrehts, zur Aufnahme in bie Zünfte, ober 
zum Genuß politifcher und bürgerlicher EhHrenrechte enthaltenen Be: 
fimmungen, werden auffer Wirkfamkeit geſetzt. 

Urkundlich ıc. ꝛc. 

Die Regierung hat dazu folgende Motiven gegeben: 

Das Ältere deutſche Recht ſprach gewiſſen Perſonen, weil fie ſich 
von einem in: der Volksmeinung für verwerflich und unehrenhaft 
erachteten Gewerbe nährten, vie volle Rechtöfähigkeit infofern ab, 
als es ihnen und ihren Kindern den Eintritt In bie Zünfte und 
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Bilden verſagte, ſie auch ſonſt von bürgerlichen Ehrentechten aus⸗ 
ſchloß. 

Die Zahl dieſer mit dem Mackel der „Anrüchigkeit“ behafteten 
Verſonen war in früherer Zeit ziemlich groß; ſie iſt aber ſchon 
durch das Einſchreiten der Reichsgeſetzgebung nach und nach der— 
geſtalt beſchränkt worden, daß zuletzt blos noch die Abdecker und 
deren Kinder und Abkoͤmmlinge, letztere jedoch nur in ſoweit ſie 
das Gewerbe ihrer Eltern wirklich betrieben haben, davon übrig 
geblieben, mithin noch allein als ſolche anzuſehen geweſen find, den— 
en bis zu ver bei dem Landesherrn zu ſuchenden „Ehrenhaftmach— 
ung" die Aufnahme in die Handwerke und andere ehrliche Genoß— 
enſchaften verfagt werden mußte, (vergl. Mandat zu PBublicirung 
des Eaiferlichen Patent3 wegen Abftellung ver Handwerksmißbräuche 
vom 19. Oktbr. 1731 $. 4 in Cod. Aug. Forfegung 1. TH. 1. 
©. 582 und Mandat zu Publieirung des Eaijerl. Patent? vom 23. 
April 1772 wegen Abftelung einiger Handwerksmißbräuche vom 
18. Septbr. 1772 $. 5. in Cod. Aug. Fortjegung II. Th. 1. ©. 
674.) Da nun durch die in dem Mandate, die General- Innungs: 
Artikel für Künftler, Profeijioniften und Handwerker hieſiger Lande 
betreffend, vom 8. Januar 1730 Cap. 1 $. 6. enthaltene Be— 
flimmung: y 

„wegen des Herkommens follen die Künftler, Profeifioniften 
und Handwerker Niemanden, als denen in ven Reichd- und 
Lanvesgefegen, beſonders der Polizei - Oxbnung de. ao. 1661. 
Tit. 21. und denen Mandaten vom 10. Novbr. 1664 und 
18. Septbr. 1772 namentlich ausgenommenen Perfonen, eine 
Ausſtellung machen ;z“ 
jene Reichögefegliche Dispofition ausdrücklich aufrecht erhalten word— 
en ift, fo unterliegt es keinem Zweifel, daß die Anrüchigfeit der 
Abdecker mit ihren rechtlichen Wirfungen, wenigftend in Beziehung 
auf dad Innungsverhältniß, in Sachſen noch jetzt gefeßlich beftebe, 
wenn fie auch in der Praris, dem Sinne des Mandats vom .1B. 
Septbr. 1773 entiprechend, auf diejenigen, welche bei: dem Abveder- 
Gewerbe felbit Hand anlegen, mithin auf die Abdeckersknechte, und 
deren Gehülfen beſchraänkt, auf die Befiger der Abdeckereien ſelbſt 
aber, auch wenn damit der Scharfrichtexvienft nicht verbunden ſeyn 
follte, fhon Längft nicht mehr ausgedehnt worden iſt. 
Daß ed num an der Zeit fey, auch diefe letzte Spur eined in den 
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Berhältniffen früherer Jahrhunderte wurzelnden, aber von ver Ein- 
ficht einer fortgefchristenen und aufgeflärten Zeit längft als ver- 
werflich erkannten, und hoͤchſtens noch in ver Meinung ber unge: 
bilveriten Volksklaſſe fortlebenvden Borurtheild vollends aus Der var 
terländifchen Geſetzgebung auszuldichen, bedarf Eeined Beweiſes, und 
es iſt in der That nur ein Aet ver Gerechtigkeit, wenn Perſonen, 
die fich mit einem zwar läftigen und undankbaren, aber fir bie 
Geſammtheit nüglihen, ja unentbehrlichen Gewerbe beichäftigen, 
in den vollen Genuß ihrer ſtaatsbürgerlichen Rechte eingefezt werk: 
en, der, nach richtigen Begriffen, wohl durch verbrecheriiche und un- 
ehrenhafte Handlungen, in ven gefeglich vorausbeftimmten Fällen, 
niemald aber durch die Wahl eines geieglich erlaubten Lebenebe 
rufs verkümmert und verwirkt werden kann. 

Die längere Fortdauer jener auf einer einzelnen Klaſſe von Un— 
terthanen haftenden Rechtsungleichheit würde vielmehr in jeder Be— 
ziehung als eine Anomalie erfcheinen, und Sachſen wird mit deren 
Befeitigung - um jo weniger zögern wollen, als fait alle übrigen 
deutſchen Staaten darin bereit mit ihrem Beifpiele vorangegangen 
find. Es brauchen daher auch zu Unterftügung dieſer Masregel 
nicht einmal die ‚polizeilichen Vortheile geltend gemacht zu werben, 
die für den Staat daraus entfpringen müffen, wenn eine zeither 
von der bürgerlichen Geſellſchaft gleichfam ausgefchloffene, und auf 
eine unfläte und umberziehende Lebensweife bingewiefene Menfchen: 
Glaffe Diefer prechren Zuge enthoben, und in Beziehung auf die Bes. 
dingungen ihres bürgerlichen Fortkommens mit den übrigen Unter: 
thanen auf gleiche Linie geftellt wird. 

Hat man hier und da geglaubt, in der Anrüchigkeit ver Abdeckers 
fnechte eine unentbehrliche Stüge der noch beſtehenden Gavillerei- 
privilegien zu finden, welche mit dieſen felbft ftehen und fallen müße, 
fo widerſpricht dem theild die tägliche Erfahrung, indem die häufig- 
en Klagen der Eavillereibefiger über. vie zunehmende Nichtbeachtung 
ihrer Berechtigungen den deutlichen Beweis geben, daß das Vorur— 
theil gegen das Abdecken, des auf diefer Beichäftigung ald Gewerbe 
noch gefeglich. Haftenden Mackels ungeachtet, im Volke nicht mehr 
lebenvig genug ſey, um diejenigen, bie ſonſt dazu geneigt find, von 
Beeinträchtigung der‘ Gavillereigerechtfame abzuhalten, theils wire 
ed mit den Grundſätzen der Gerechtigkeit nicht vereinbar feyn, wenn 
man ein einmal ald. ungerecht und drückend erkanntes Verhältniß 
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nur deßhalb fortbeitehen laffen wollte, weil für vritte Perfonen ein 
zufälliger Bortheil daraus erwächſt. Ein nothwendiger rechtlicher 
Zufammenhang zwifchen den Gavillereiprivilegien und der Anrüd- 
igfeit der: Abdecker ift aber noch nirgend behauptet worden, und aud 
in den Gefegen nicht begründet. Uebrigens ift die Umgeſtaltung 
des Abdeckereiweſens eine Maßregel, die ganz unabhängig von ber 
vorliegenden Frage ihre Löfung erwartet, und ohne Zweifel nächſtens 
finden wird, und es hat fchon der Bericht ver dritten Deputation 
der zweiten Kammer vom Sten Juni 1837 mit. Recht darauf hin- 
gewiefen, daß die unbedingte Aufhebung der Chrenrührigkeit ver 
Abdecker ald ein nothwendiger vorbereitender Schritt für die Abloſ⸗ 
ung, und dad Aufhdren des Gaviflereibannrecht3 anzufehen, und 
daher auch aus dieſem Grunde nicht länger aufzufchieben fey. 

Die Deputation berichtet darüber folgenvergeftalt: 

Durch deutſche NReichögefege war, in früheren Zeiten, die An- 
rüchigfeit gewiffer Perfonen auögefprochen, welche viefe, und bezieh- 
envlich deren Kinder, von Aemtern, Gilden, Innungen und Zünften 
ausfchloffen. 

Die Reichepolizei » Orpnungen v. 1548 und 1577 befchränften 
folche jenoch ſchon, und jie beſchwerte nur noch eine geringere Zahl 
von ‚Individuen, worunter nach, dem ſächſiſchen Mandate vom 16. 
Oftbr. 17318. 4, auffer den Abdeckern, die Gerichtöfrohne, Thurm⸗ 
Holz: und Feldhüter, Todtengräber, Nachtwächter, Bettelvdgte, Gall: 
enkehrer, Bachfteher und Schäfer und deren Kinder, benannt 
worben find. 

Diefes Mandat entnahm aber auch allen biefen Berjonen, nur 
mit Ausnahme der Abdecker und deren Kinder zweiter Generation 
ven erwähnten gejeßlichen Madkel. 

‘ (vergl, das erwähnte Mandat von 1731. in Cod. Aug. I. 

Fortſetzung 1 Th. ©. 582. $. 4.) 

Ein fpäter unterm 18. Septbr. 1772 anderweit erlaſſenes Mandat 
hob aber auch die Aurüchigkeit der Kinder der Waſenmeiſter und Ab- 
decker auf, fo daß ſolche nur auf den Abdeckersknechten allein noch laſt⸗ 
en blieb, dieſe aber auch noch zur Zeit weder zu Aemtern gelangen, noch 
in Gilden, Zünfte und Innungen aufgenommen werden koͤnnen. 

(Bergl. das zuletzt angezogene Mandat F. V Cod. Aug. H. 

Fortſetzung 1. Th. ©. 674.) 
Eine beim vorigen Landtage von dem Abgeordneten Sachße bei 
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ver zweiten Kammer eingereichte Petition veranlaßte aber die Stände 
in Bezug auf die mit ber vorgefchrittenen Zeit in Uebereinſtimm⸗ 
ung nicht mehr ſtehende perfünliche Anrüchigkeit, an die hohe 
Staatsregierung einen Antrag zu ftellen, welcher dahin gieng: 
diefelbe wolle die Anrürhigfeit der Caviller baldthunlichſt auf 
verfaſſungsmäßigem Wege aufzuheben, fowohl die von den. 
Stänven gewünfchte Aufhebung der Gavillereigeredhtfame forts 
während im Auge zu behalten, und mo möglich der nächften 
Stänvdeverfammlung einen darauf Bezug habenden Gefepent- 
wurf vorlegen zu laffen geruben. 
(Bergl. Landtagsacten 18°%,,. 1. Abth. 3. Br. ©. 329.) 

Die hohe Staatdregierung fagte aber auch Hierauf die Vorlage 
eines Gefegentwurfs wegen Aufhebung der Anrüchigfeit der Caviller 
beim Landtags: Abjchien zu. 

(Vergl. Landtagsacten cit. loc. ©. 645 unter 12.) 

Da nun fowohl vie Ständeverfanmlung, nach der erwähnten 
an die hohe Staatsregierung gerichteten Schrift, ald auch vie 
fegtere nach denen dem vorgelegten Gefegentwurfe beigefügten Mo- 
tiven, darüber: 

„daß die Anrüchigkeit mit dem Geift der dermaligen Zeit ſich 

in Einklang nicht mehr ftellen laſſe,“ 
einverftanden jind, dieſe Anrüchigfeit aber, wo fie barmalen noch 
laftet, durch das gedachte Gefeg gänzlich befeitigt werden, und diefe 
Aufpebung endlich als ein nothwendig vorbereitender Schritt für 
bie von den Ständen gewünfchte Abldfung, und das Aufhören des 
Cavillerbannes angeſehen werden ſoll, über welche letztere Inhalts 
der Motiven, noch eine beſondere Mittheilung der Staatsregierung 
zu erwarten ſteht, ſo kann auch die Deputation der erſten Kammer 
die Annahme des Geſetzentwurfs, und zwar in unveränderter Faſ— 
fung der Vorlage, (gegen welche fie etwas zu erinnern nicht ge— 
funden) — nur anempfehlen. 

Nach erfolgter Berathung wurde der Gefegentwinf in ver ſechs— 
ten Difentlichen Sitzung (9. Dezember 1839) von der 1. Kammer 
einftimmig angenommen. *) In der zweiten Kammer wurde biefe 





*) Bergl. Mittheilungen über die Verhandlungen des Landtags, 1. 
Kammer, Nr. 6. ©. 71—73, 
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Angelegenheit in der fünfzehnten dffentlichen Sigung (3. Januar 
1840) zum Bortrag gebradht. Die Deputation dieſer Kammer be- 
merkt in ihrem Berichte Folgenves; Ä 

Der Gefegentwurf hebt nicht nur die Anrüchigkeit aller 
derjenigen, welche dad Abvedergewerbe betreiben, oder früber 

betrieben haben, auf, jondern ſetzt aych alte mit dieſem Geg— 
enſtande in Berührung ftehenden älteren Gefege, Ortsſtatute, 
Innungsartikel oder jonft darauf Bezug nehmenden gejeglichen 

Beſtimmungen auffer Wirkjamfeit. 

Mit der Anrüchigfeit waren in früheren "Zeiten. mehrere 
Perfonen belegt, welche die immer vorjchreitende Bildung der 
Menſchen jedoch nad) und nad) bejeitigte. 

Diefe humanere Anjicht bemächtigte ſich auch ver Gejeg- 
gebung, und jo geſchah es, daß fchon die Reichspolizeiordnung— 
en von 1548 und. 1577 vie Zahl der mit Anrüchigkeit Be- 
fajteten jehr verminderte, Diejelbe dad Mandat wegen Abftell- 
ung derer, bei ven Handwerkern eingeichlichenen Mißbräuche 
vom 19. Detober 1731 noch mehr beichränfte,- und das and— 
erweit erlaffene Mandat wegen Abſtellung einiger Handwerks— 
wißbräuhe vom 18. September 1772 fomohl in ven alten 
Erblanden, ald in ver Oberlaufik die Anrüchigkeit nur noch 
auf den Abdeckersknechten laften ließ. Die Folge davon ift, 
daß viefelben noch gegenwärtig weder zu Aemtern gelangen, 
noch in Gilden, Zünfte und Innungen aufgenonimen werben. 

Um auch dieſes dem Mittelalter entfproffene und angehörende 
Borurtheil abzuftreifen, und aus der Gefeßgebung gänzlich zu ver: 
bannen, dadurch aber zugleich einer von der Mehrheit des Volkes 
laͤngſt gefaßten Anſicht nachzukommen, empfiehlt vie Deputation 
die Annahme des Geſetzentwurfes. 

Eine einzige fhon in der erften Kammer berührte Abänderung, 
welche dahin geht, in der Lieberjchrift das Wort „Abdeckersknechte“ 
zu vertaufchen mit „Abveder", beantragt die Deputation. Die 
Kammer hat den Gejegentwurf mit vorftehenden von der Deputa- 
tion beichlojjenen Antrage einftimmig angenommen. *) 





*) Dergl. Mittheilungen über die Verhandlungen des Landtags, FI, 
Kammer, Nr. 16. S. 214— 216. 
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Wider die Monopolien! Rückblick auf einen An— 
trag in der zweiten Kammer der Stände des 
Großherzogthums Heffen auf dem Landtage vom 
Sahre 1832 — 1833 wegen Abichaffung der aus: 
Ichließlichen Wirthichafts-, Brau-, Brennerei 

und Zapfberechtigungen und SHinblid auf die 
jpäteren Landtage in diefer Beziehung. 


Der Artikel 104 der Derfaffungsurfunde des Großherzogthums 
Heſſen vom. 17. December 1820 lautet: „Ausſchließliche 
Handeld- und Gewerböprivilegien follen nidt jtatt- 
finden, auffer zu Folge eines befondern Geſetzes. 
Patente für Erfindungen kann Dagegen die Regierung auf beftimmte 
Zeit ertheilen.“ u 

In der 26ſten Sigung der zweiten Kammer der Stände des 
Großherzogthums Heffen auf dem Landtage von Jahr 1833, ftellte 
der Abgeoronete E. E. Hoffmann, geftügt darauf, daß in 
mehreren Theilen des Großherzogthums, gegen den Juhalt des 
$. 104 des Staatögrundgefeged, noch ausſchließliche Wirthſchafts-, 
Braus, Brennerei= und Zapfberechtigungen beftunden, *) daß «8 
ſcheine, als ob nicht einmal darüber eine Prüfung, flattgefunden 
babe, ob fie als wirkliche Gegenftände des Privateigenthums anzu= 
ſehen jeyen, „over, ob fie ald indirecte Steuern, ober ald wahre 


*) Wie es damit in einem andern Staate, in Sachſen ausfah (und 
wohl noch jetzt zum Theil ausjehen wird), darüber belehrt uns eine 
Schrift: Das Grabmal des Leunidas. 1793. Freilich follte man 
unter diefem Titel der Schrift, welche weder den Berleger, noch den . 
Verlagsort nennt, einen ſolchen Inhalt nicht fuchen, | 
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Gewerböeonceffiondgelver , oder blos durch frühere polizeiliche Map: 

regeln entftanvden feyen, indem ſie in ven drei legten Fällen Tängjt 
unentgelvlich hätten aufgehoben werben müffen,“ daß endlich ſolche 
Berechtigungen eine fehr harte Bedrückung des Publifums ver 
Bannbezirfe enthielten, die Gewerbtreibenden einer doppelten, alſo 
ungerechten Befteurung unterwürfen und auf empfindliche Art die Ent: 
wicklung der Gewerbe und des Verkehrs hemmten — der Antrag, vie 
Staatsregierung zu erfuhen: 1) da, wo e8 noch nicht gefchehen, 
diefe Berechtigungen forgfältig zu prüfen und hierbei jtreng von ber 
bereitd im Jahr 1814 erlaffenen Verfügung auszugehen, daß das 
Beftehen einer ausjchlieplichen Berechtigung nie vermiethet merven 
könne, fondern von dem, ver fie behaupte, unter Darlegung feines 
Rechtötiteld genügend nachgewiefen werden müffe; 2) nach vem Er— 
gebniß der Prüfung alle Berechtigungen derjenigen Gategorien, vie 
zur unentgelvlihen Aufhebung aufforderten, entweder fofort aufzu— 
heben, oder im Weg Rechtend anzufechten; 3.) von den als Pri- 
vateigenthum erjcheinenden Berechtigungen ven wahren Werth aus: 
zumitteln, darüber, vorbehaltlich fändifcher Zuftimmung, mit ven 
Berechtigten zu vontrahiren und auf dem nächiten Landtage wegen 
der zu leiftenden Entſchädigung aus der Staatskaſſe Vorſchläge zu 
machen; 4.) inzwifchen über die ftrengfte polizeiliche Aufficht auf 
die Ausübung folcher Berechtigungen zur möglichften Beſchränkung 
derjelben nah Maßgabe gegebener Vorſchriften und ftänpifcher 
Wünfche eintreten zu laffen. 
Die Kammer verwied den Antrag an den dritten Ausſchuß zur 
Begutachtung. Diefer erjtattete hierauf in der 45ſten Sigung ver 
Wahlkammer am 25. März 1833 durch den Abgeorpneten Gef *) 
einen ausführlichen Vortrag, welcher nach einer Einleitung, worin 
anerkannt wird, es fey allgemeiner Wunſch, daß folche nachtheilige 
Monopolien befeitigt würden, aber fhwierig auszumitteln, welche 
Berechtigungen der Art Privateigenthbum feyen, over nicht und worin 
im erfteren Ball der wahre Werth beftche, und die Mittel zur Ent- 
ſchädigung der Berechtigten für den DVerluft ihres Rechtes aufzu— 
bringen, des Inhalts ift: | 

„Bekanntlich verliert ji der Urfprung jener ausſchließlichen Be- 
zechtigungen in ven früheren Jahrhunderten, und es haben diejelben 





*) Aovofat in Gießen, 
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wohl meiftend ver polizeilichen Fürſorge ihr Dafeyn zu verdanken, 
indem damals nicht Leicht Iemand freiwillig zur Führung einer 
Wirthſchaft fich verftand, weil die Orte meiftensd fo gering bewälk- 
ert waren, daß es der Mühe und Koften der Einrichtung nicht 
Iohnte, und deßhalb denjenigen, welche mit der Führung einer 
Wirthichaft auch die Verbinvfichkeit übernommen, die Reiſenden, — 
zumeilen felbft für einen vorgeſchriebenen Preiß, — zu beherbergen, 
und jederzeit die erforverlichen Speifen und Getränke zu halten, auch 
befondere Privilegien bewilligt wurden,“ 

„Es erfchienen daher vergleichen Einrichtungen damals nicht als 
läftig, fondern vielmehr als wohlthätig; wenn indeß der Grund, auf 
welchem viefelben berubten, längft aufgehört hat, und der Zweck, ver 
durch viefelben erreicht werben follte, Heut zu Tage durch polizei- 
lihe Anftalten ficherer und leichter erreicht wird, wenn dieſelben ſo— 
nach jest nur noch als gehäfftige Zwangsrechte, die der Vervoll— 
fommnung der bürgerlichen Gewerbe, fo wie ver freien Bewegung 
der Staatsbürger im Wege ftehen, fomit ala nicht mehr zeitgemäß 
ericheinen, fo it der Art. 104 unferer Verfaſſungsurkunde, welcher 
beftimmt: daß ausſchließliche Handels- und Gewerböprivilegien nicht 
anders als zu Folge eines beſonderen Geſetzes ftattfinden follen, — 
unftreitig als auf durchaus richtigen Grundfägen beruhend, zu be- 
trachten. 

„Indeß kann diefer Artikel 104 der Berfaffungdurfunde, wie jedes 
neue Gefeg, nur auf Fünftige Fülle bezogen, nicht aber fo ausgelegt 
werden, als feyen dadurch auch alle, auf rechtägültige Weife bereits 
früher erworbene Privilegien ohne Weiteres aufgehoben worden, — 
indem wollte man das Gegentheil behaupten, man die Möglich- 
feit der Rückwirkung eines neuen Geſetzes auf vergangene Fälle 
zugeftehen, und den mit dem Art. 27 der Verfaffungdurfunde im 
MWiderfpruch flehenden Sat fanetioniren würbe, daß es unter dem 
Vorwand des allgemeinen Wohls erlaubt ſeyn Fünne, den einzel- 
nen Staatsbürger zur Aufopferung feined Privateigenthums, zu 
Öffentlichen Zweden, auch ohne Entſchädigung, zu nöthigen — und 
e8 Fann daher der Bemerkung im Eingang des verlefenen Antrags: 
„daß die nachbeftehenden ausfchließlichen Berechtigungen der fraglicy- 
en Art, eigentlich nach Art. 104 ver Berfaffungsurkunde ſchon längſt 
hätten aufgehoben werden müſſen,“ — mohl nicht beigepflichtet 
werden.” 

1840. 1. i Ä »% 
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„Die Großherzogliche Staatsregierung hat inzwiſchen die beftch- 
enden Berechtigungen, da wo ed ohne Verlegung wohlerworbener 
Rechte gefihehen konnte, bereitd aufgehosen, fo daß in den Domaini: 
allanden nur noch menige Monopole der fraglichen Art vorfomm- 
en, Häufiger fommen biefelben jedoch in den ftandeöherrlichen Ge 
bieten vor, und zwar unter mancherlei Kormen, indem ſich! die Stand: 
eöherren — ja zuweilen, wie 3. B. im Erbachifchen und ‚in ver 
Herrfchaft Breuberg, felbft bürgerliche Berfonen, in dem Befit aus⸗ 
ſchließlicher Wirthſchafts-, Brennerei: Brauerei: und Getränkeverzapf— 
gerechtigkeiten befinden, welche fie denn zum Theil ſelbſt benutzen, 
zum Theil aber für beträchtliche Summen entweder vererblicht, oder 
auf Zeitbeftand verpachtet haben, und welche Berechtigungen zu: 
weilen ald Realgerechtfame mit beftimmten Käufern, zuweilen aud 
mit gewiffen Hofgütern dergeftalt verbunden find, daß bald mehrere 
Dorffihaften, bald ganze Amtspiftrisfte in einem wahren Bannver- 
haͤltniß zu einem folchen Hofgute ftehen, indem dieſes nicht allein 
das außfchliepliche Necht bat, Branntwein zu brennen oder Bier 
zu brauen, ſondern audi den Branntwein oder das Bier in den 
Dörfern zu verlegen, folglich Fein Wirth anderes Getränk verzapfen 
darf, als welches er aus der flandesherrlichen Brennerei oder Brau- 
erei gekauft hat.“ 

„Es wird nicht unangemeffen ſeyn, bier desjenigen zu erwähnen, 
was in dem Werke unfered Gollegen Goldmann: „„Die Geſetz⸗ 
gebung des Großherzogthums Heilen, in Beziehung auf die Be: 
freiung des Grundeigenthums ⁊. *).“b in der hier in Rebe jegenb: 
en Beziehung gefagt ift. 

Es wird darin bemerkt: 

un Bas die ausjchließennen Wirthichafts: und ähnliche Ge 
rechtigfeiten betrifft, jo jind die vormals beftandenen fisfaliich- 
en Gerechtſame diefer Art bis auf einige wenige, deren Auf- 
bebung durch befondere Verhältniffe bisher noch gehindert wurde, 
nah und nach längft eingegangen; auch die, welche früher 
von Gemeinden, theild in Folge einer pachtweifen Ueberlaffung 
des Fiskus, theild als ihr Eigenthum, bejeffen werben, find 
bie auf eine (die der Stadt Alsfeld) theild durch Endigung 
der Beſtandleihen, theild gegen Entſchädigung aus der Staatk 


*) Darmitadt, 1831, 
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kaſſe, erloſchen, fo daß faſt alle jet noch beſtehenden Berecht⸗ 
igungen dieſer Art nur in den Händen von Standes- und adel⸗ 
igen Gerichtöherren jich befinden.“ 

„„Eine allgemeine Entfernung der. noch beſtehenven Bann⸗ 
rechte dieſer Art iſt in mehrfacher Beziehung ſehr zu wünfd: 
en. Durch viefelben werden die in dem Bannbezirfe Wohnenden 
jel6ft wenn fie mit dem Grundherrn nie if einem gutäherrs 
lichen, oder Leibeigenſchaftsverbande geftanden haben oder mie 

3 B. Iandeöherrliche Beamte, nie in foldhen fommen fünnen, 
auf eine empfindliche Art in dem Genuffe der verfaffungsmäßs 
igen bürgerlichen Freiheit befchranft, und dem Gigennuge eines 
ducch Feine Coneurrenz gezähmten Monopoliften oder Pächterd, 
ſelbſt bei aller Aufiicht der Polizeibehörbe, preiß gegeben. Es 
dürfte nicht ſchwer fallen, ven hoben Grad ver Unzufriedenheit 
und Mipbehagen über jolche Bedrückungen durch fehr unerfreus 
liche Beifpiele zu belegen." *) 

un Aufjerdem aber leiden diejenigen, welche die dem Monepol 
untertvorfenen Gewerbe betreiben wollen, und neben ven alls 
gemeinen direkten und inbireften Steuern an den Staat, für 
die Erlaubnif dazu dem monopolberechtigten Grundherrn eine 
beſondere Pachtabgabe entrichten müffen, den Nachtheil, daß fie 
mit andern Gewerbögenofjen aufferhalb des Bannbezirks, welche - 
blos die gewbhnlichen direeten oder indireeten Steuern für den 
Betrieb ihres Gewerbes zu entrichten haben, auf rechtliche Weife 
nicht concurriren fünnen; die Gejammtheit der Steuerpilicht- 
igen und der Staat felbft leiden durch dergleichen Gewerbsbe— 


*) In einer, diefer Stelle angefnüpften Anmerfung heißt es noch: „Es 
fann hier namentlich erwähnt werden, daß eine der hauptſächlichſten 
Klagen, welche bei Gelegenheit der im Herbft 1830 im Iſenburgiſch— 
en vorgefallenen Unruhen laut wurden, der Drud der hier in Rede 
ftehenden Monopolien war, aber es darf auch wiederholt werden, was 
fchon auf dem Landtage von 1826— 27 in einem, den nämlichen Geg- 
enftand ‚betreffenden Berichte des damaligen dritten Ausſchuſſes gejagt 
‚worden ift, daß nämlich von dem eignen wohlverftandenen Interefie 
der Berechtigten, vor Allem aber von deren Patriotismus fidh er— 
warten lafje, daß fie bei vem Anschlag folcher, je länger, defto mehr 
angefeindeten Berechtigungen billige Grundſätze befolgen und bie 
Ablöfung diefer Weberbleibfel des Mittelalters möglichft beſurdern 
und erleichtern würden.“ . 
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ſchraͤnkungen Schaden, theils durch Verminderung der Zahl 
der Gewerbſteuerpflichtigen, theils durch einen —— Er⸗ 
trag der direkten Abgaben.““ 

„Je unverkennbarer nun die Nachtheile aller dergleichen Baun⸗ 
rechte ſind, um fo wichtiger und wünfchenswerther muß es ſeyn, 
ſobald als möglich, überall, wo es noch nicht gefchehen, eine genaue 
Unterfuhung darüber ftatt finden zu laflen, ob das angefprochene 
Bannrecht wirklich als ein rein privatrechtliches Verhältniß, over als 
ein Ausfluß ehemaliger Landeshoheit oder einer oberpolizeilichen Ge: 
walt zu betrachten ift, indem in ven letzteren Fällen eine unent: 
gelpliche Aufhebung verfelben erfolgen muß.“ 

„Und wenn gleich ver Herr Regierungscommiſſär in vieler Be 
ziehung dem Ausfhuß bemerkt hat, daß zwar aus verfchienenen 
Landestheilen mehrfache einzelne Gefuche um Wirthſchafts-, Brau: 
erei-, Brennereiz over Zapfeonceffionen vorlägen, welchen wegen ent: 
gegenftehenver ausfchließlicher Gemerböherechtigungen der Art nicht 
habe veferirt werden koͤnnen, daß aber dergleichen ausfchließliche 
Gerechtigkeiten, wenn jich darauf berufen worden, in Bezug auf 
ihren rechtlichen und deßhalb zu reſpectirenden Beſtand, ftetd genau 
geprüft worden feyen, und veßhalb ver Herr Antragfteller, wenn 
er dieſes in Zweifel ziehe, offenbar im Irrthum ſchwebe, — fo glaubt 
Doch der Ausfhuß, daß eine allgemeine Prüfung der fammtlichen 
beftehenden, nicht geprüften derartigen Privilegien, allervings ſehr 
mwünfchenswerth ſey, und daß daher der erfte Theil des vorliegenden 
Antrags dahin gehend: 

die Hohe Staatöregierung zu erfuchen, va, wo ed noch nicht 
gefchehen fey, die behaupteten augsfchlieplichen Gewerbeberecht⸗ 
igungen genau unterfuchen zu faffen, und hierbei fireng von 
der im Jahre 1811 erlaffenen Verfügung auszugehen, daß bie 
Eriftenz einer ausfchlieglichen Berechtigung nie vermuthet werd⸗ 
en fonne, fondern von dem, der folche behaupte, unter Vor: 
fegung feines Titeld genügend nachgewiefen werden müſſe, zur 
Annahme eben fo fehr fich empfehle, als der zweite Theil des 
Antrags, daß nämlich diejenigen Berechtigungen der erwähnt: 
en Art, welche nach dem Ergebniß der vorzunehmenden Un— 
terfuchung in eine der gegebenen Gategorien, in melden un: 
entgelpliche Aufhebung ftatt zu finden bat, gehören, entweder 
ohne MWeitered aufgehoben over nöthigenfalld im Rechtswege 
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angefochten werden möchten, — als nothwendige Bolge der 
ftatt gefundenen Unterſuchung erfcheint,‘ 

„Was » fovann die nach der vorzunehmenden Linterfuchung 
als wahre Gegenftände des Privateigenthbums erfcheinenden Be— 
reehtigungen betrifft, in Anfehung deren der Proponent unter 
pos. 3, feined Antrags wünfcht, daß der wahre Werth. verfelben 
audgemittelt, vorläufig vorbehaltlich der fländifchen Zuftimmung, 
mit dem Berechtigten über deren Aufhebung contrahirt, und dem 
nächften Landtage, wegen etwaiger Uebernahme der deßfallſigen Ent- 
fhädigung auf die Staatdfafje, vie geeigneten Propofitionen gemacht 
werden möchten, fo hält ver Adsfhuß den, von dem Antragfteller 
vorgefchlagenen Weg für den geeignetften, um auch hier endlich das 
gewünfchte Ziel zu erreichen, und trägt deßhalb darauf an, auch 
dieſem Theile des Antrags Folge zu geben: — und zwar mit dem 
Beifügen, daß die Großherzogliche Staatsregierung noch weiter er: 
fucht werden möge, für den Fall, daß gütliche Unterhandlungen 
mit den Berechtigten nicht zum Ziele führen follten, zugleich einen 
Geſetzesvorſchlag Über die Aufhebung der fraglichen Berechtigungen, 
namentlich über die Grundfüße, von welchen bei Ausmittelung des 
Werths derſelben, auszugeben jey, vorzulegen. — Indeß verfennt 
der Ausfchuß keineswegs die befonderen Schwierigkeiten, welche mit 
der Ausmittelung des wahren Werthed von vergleichen Gerechtig- 
feiten verbunden jind, indem, wenn e3 einerfeitö billig fcheint, bei 
Ausmittelung des Maßes der Entſchädigung, auf den Zufland der 
Dinge Rüdjicht zu nehmen, welcher in dem Augenblide beitand, 
wo die gegenwärtigen Befier der Monopolien dieſelben erwarben, 
welcher von dem damaligen Zuftand 3. B. aud dem Grunde jehr 
verſchieden ſeyn kann, weil inzwifchen die Zahl der Einwohner eines 
Ortes fich ſehr vermehrt oder vermindert hat, — doch, andererfeits 
auch nicht zu laͤugnen ift, daß jene auch die Hoffnung zum. Bell- 
‘erwerben ihres Eigenthums mit erwerben, fo mie fie auch die zu= 
fällige Verſchlechterung zu tragen hatten, jedenfalls aber, auch ſelbſt 
den gegenwärtigen Zuftand zur Grundlage genommen, ed.immer 
äußerft ſchwierig bleiben wird, feſte Grundfäge aufzuftellen, nad 
welchen 3. B. der Werth einer ausfchlieplichen Wirthſchaft gefund- 
en werben koͤnnte.“ ER 

„Sutereflante Bemerkungen, welche bei Ausmittelung des in Rede 
foyenden Werthes zu berückjichtigen. feyn möchten, und welche deß⸗ 
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Halb der Ausſchuß bier erwähnen zu dürfen glaubt, enthält das ſchon 
oben genannte Werk unſeres Eollegen Goldmann: die Geſetzgeb⸗ 
ung des Großherzogthums, in Beziehung auf Befreiung des Grund: 
eigenthums 18. ꝛc., in welchem unter anderem gejagt wird: 
„„Wenn man auch behaupten wollte, daß der wahre Werth 
eined Monopol feverzeit nach dem bisherigen Einfommen be: 
rechnet werden koͤnne, fo ift dabei nicht zu überjehen, daß das 
wirkliche Einkommen in der Regel aus zwei nicht gefonderten 
Beftandtheilen beftehen wird, namlich: 
.) aus dem ganzen over theilweijen rechtlichen Gewerbverdienſte, 
welchen der das Monopol Ausübende nach den Gruntiägen 
eined vernünftigen und ſoliden Gewerbsbetriebs gemacht hat, 
und welchen, auch nach Aufhebung des Monopols, jeder Ant: 
ere; dafjelbe Gewerbe Treibende, an ver Stelle des Monopol 
iften machen wird, und welchen dad Publifum fortwährent 
bezahlen muß; 
2,) aus dem Gewinn, welcher jich, insbeſondere bei Verpachtung: 
en, nach und nach Durch Hebertheuerung der Waaren und Be: 
nachtheiligung des gebannten Publikums ergibt, und unverz, 
merft in den Ertrag des Monopol3 einjchleicht." 4 
„„Nur für ven erftern Theil des Einfommend und die, nad 
Aufhebung des Monopold, ftatt findende Theilnahme Anderer 
an dem Betriebe deſſelben Gewerbs, fann von dem Berechtigt: 
en eine Entſchädigung gefordert‘ werden, die aber nur allein 
von der Gefammtheit der Steuerpflichtigen oder dem ganzen 
Staate, nicht aber von den Einwohnern des gebannten Bezirks 
zu leiften ift, denn erftere ziehen, in der Vorausſetzung dieſes 
Falles, allein aus der Aufhebung des Monopol den Nuten 
einer Vermehrung der Gewerbfteuerpflichtigen, eines höheren 
Ertrags der invireften Abgaben und des Steigen der In⸗ 
duſtrie. 4a 
„„Auch werden die Entfchäbigungen für viefen Theil des 
Einfommens von Monopolien nie ſehr bedeutend werden, ja 
in einzelnen Fällen ſich leicht auf Nichts reduciren, wenn eine 
‚genaue oft aber nicht leichte, Expertife eintritt. 
„„Für den zweiten Theil des Ertragd von Monopolien kann 
und darf eine Entfhädigung des Berechtigten aus Gründen, 
bie weiter auszuführen, wohl überflüfjig feyn möchten, nicht ein 
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treten, wenn eine ſolche auch wirklich gegen Verhoffen ver— 
langt werden ſollte.““ J 
„„Geht man nicht von dieſen beiden Grundverſchiedenheiten 
aus, und bleibt man blos hei einer Entſchädigung wegen des 
bisherigen reinen Ertragd ver Monopole überhaupt -ftehen, 
dann wird fich freilich Diefe meiftens meit höher belaufen, als 
der wahre Vortheil merth ift, den die Aufhebung der Mono: 
pole für den Staat und die betreffenden Bezirke mit fich 
führt.” “4 
„Was endlich ven legten Theil des vorliegenden Antragd betrifft, 
dahin gehend: 
die Staatöregierung zu erjuchen, inmittelft vie ftrengfte poli⸗ 
zeiliche Aufſicht auf die Ausübung und möglichfte Beſchränk— 
ung ſolcher Gewerbsberechtigungen, nach Maßgabe früherer 
Verfügungen und landſtändiſcher Wünfche, eintreten zu laſſen, 
fo glaubt ver Ausschuß, daß auch viefem Folge zu geben fey, be— 
merft jedoch, daß er, was den Ausdruck „„möglichfte Beichränf- 
ung dplcher Gewerbsberechtigungen““ betrifft, dieſen nur fo verfteht, 
daß dadurch Feine ungefegliche Beichränfung des wirklichen Rechts 
eined Berechtigten angedeutet werden ſolle.“ 

„Zwar ift bereitd durch eine Verordnung vom 30. Auguft 1809 
beftimmt worden, daß von den Großherzoglichen Hoheitd- und Re: 
fervatbeamten ftrenge darüber gemacht werden folle, daß nicht die von 
den Standed: und Patrimonialgerichtsherren zur Ausübung aus= » 
fehließlicher Bier- und Branntweinverlagsrechte beftellten Zäpfer, 
auf ven Ausſchluß der Concurrenz rechnend, fchlechte Waare over 
um zu hohe Preife verkaufen, und daß in vorfonmenven Fällen 
ſogleich von Polizeiwegen die erforderlichen Remeduren eintreten 
folfen. Indeß fcheint dieſe Weroronung, beſonders feitvem die Ho— 
heits⸗ und Nefervatbeamten eingegangen find, und ba die Polizei 
in den flanvesherrlichen Orten, durch den von der Standesherr- 
ſchaft ‚beftätigten Bürgermeifter (Art. 13.der Gemeindeordnung vom 
30. Juni 1821), resp. den von der Stanveöherrichaft ernannten 
Landrath (F. 37— 49. des Edicts über die flaatörechtlichen Ver— 
hältniffe der Stanvesherren ) ausgeübt wird, nicht überall gehörig 
beobachtet zu werden. Wenigſtens fiheint hierfür der Umftand zu 
fprechen, daß bereitd auf den Landtagen von 18?%,, dieſer Gegen— 
fand, in Folge eined Antrags des damaligen Abgeoroneten König, 
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ebenfalls zur'Sprache gebracht, und da vie erſte Kammer dem deß— 
falljigen Beſchluß der zweiten Kammer nicht beitrat, von dieſer mitt: 
elit einfeitiger Apdreffe ver Grofherzoglichen Staatäregierung zur be: 
fonperen Berudijichtigung empfohlen wurde, was indeß ohne Erfolg 
geblieben zu feyn Icheint, indem nach Ausweis der ihrem dritten 
Ausſchuß von dem Herrn NRegierungscommiffär mitgetheilten Acten, 
auf der gevachten Addreſſe der zweiten Kammer nur bemerkt ift: 
„„u regiſtriren;“ — fo wie der weitere Umftand, daß, wir auch 
bereits auf dieſem Landtage bei der neulichen Diskuffion über den 
Antrag des Abgeoroneten Schad, megen ded Branntweintrinfend 
Klagen über vie schlechten Getränke, welche die Monopoliften zu 
führen pflegen, gehört Haben *) — und es dürfte vaher allerdings 
wünfchenöwerth feyn, daß die erwähnte Verorpnung firenger gehand: 
habt, und überhaupt die Ausübung der in Rede feyenden Monopol- 
ien genau beauflichtigt werde, indem dadurch der Druck verfelben 
wenigftend einigermaßen gemilvert, und manchen darüber laut ge 
worbenen Klagen vorgebeugt werden würde.” 
„Der Ausſchuß trägt diefem Allem nah darauf an dem 
vorliegenden Antrage in allen feinen Theilen Folge zu geben, 
— mit dem hiernah an die Staatsregierung zu richtenden 
Erfuchen aber, noch das Weitere zu verbinden, für ven Fall, 
daß Die unter pos. 3: des Antrags bemerkten Unterhandlung— 
en nicht zu dem gewünfchten Ziele führen follten, dem Fünft- 
igen Zandtage zugleich einen Gejegesvorfchlag über die Auf: 
hebung der als Gegenftände des Privateigenthums erfchein- 
enden, ausſchließlichen Berechtigungen der fraglichen Art, 
namentlich über die Grundſätze, von welchen bei Ausmittelung 
des Werths derſelben auszugehen ſey, vorzulegen.“ — 

Die Kammer widmete dem Antrag in ihrer Sitzung vom 30. 
März 1833 eine ausführliche Berathung. Der Abgeordnete Gold⸗ 
mann erklärte fich mit dem Ausfchußbericht und namentlich vahin 
einyerftanden, daß ſolche Berechtigungen, wenn fie ald Gegenflände 


*) S. Wildberg: Jahrbücher der Staatsarzneifunde, Band 4, Leipzig 
1838, ©. 418 — 431: „Rüdblid auf einen Antrag auf dem 
Landtage vom Jahr 1833 im Großherzogthum Heffen 
die Steuerung bes verderbliden Branntweintrintene 
betreffend”. 
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des Privateigenthums bereits im Jahre 1820 beſtanden hätten, 
nicht ohne Entſchädigung beſeitigt werden koͤnnten, daß es jedoch 
nicht an Auctoritäten fehle, die aus dem Artikel 104 der Verfaſ— 
fungs = Urkunde das Gegentheil folgerten. Auf dem Landtage von 
1826 — 1827 babe jich der damalige Abgeoronete von Kuder*) 
dahin geäuffert: „Nach dem Ausdruck und der Bedeutung der 
Worte des Art. 104 der Verfaffungs-Urkunde feyen wohl die darin 
enthaltenen conjtitutionellen Dispofitionen auch auf vie bereitö be— 
ftehenden Gewerböprivilegien zu beziehen, was dem Sinn und dem 
Beifte der Verfaffung volllommen angemefjen ſey. Habe man mit 
einem Schlag die vormal3 beitandenen Steuerfreiheiten aufgehoben, 
fo Hätte dieſes wohl auch ver Fall bei viefen ausſchließenden Ge— 
werböprinilegien feyn müſſen, die nur ald Undinge der Vorzeit er: 
fihienen,” und auf eine Einwendung noch hinzugefügt: „Worauf 
babe die Steuerfreiheit beruht? Auf Privilegien, bie titulo one- 
roso et gratuito erworben worden jeyen. Dieſe ausſchließenden 
Privilegien fegen bei ihrer Entftehung nicht nur nicht laͤſtig, fond- 
ern jpgar noch vortheilhaft für das Land gewefen, jet aber bei 
der geftiegenen und immer fleigenden Bevölkerung feyen fie ein 
Druck.“ Es dürfe nicht ohme Intereffe feyn, auch von abweichend— 
en Anfichten Notiz zu nehmen. Der Abgeordnete Jaup ſprach 
ih dahin aus: „Nach meiner Anficht find auf diefem Landtage 
weniger Anträge geftellt worden, deren Erfolg einem großen Theil 
des Großherzogthums eine größere Wohlthat erzeugen kann, als 
der vorliegende. Alle jene Berechtigungen waren, wie fo manche 
andere Ericheinungen früherer Jahrhunderte, Anfangs mohlthätig, 
aber jeßt erzeugen fie Nachtheile, die immer mehr an Umfang ge= 
winnen. Für's erfte waren dieſe Gerechtfame ehedem nicht fo be— 
deutend, ald fie jet find. Sie waren Anfangs berechnet auf den 
damaligen kleineren Umfang ver Orte over Bezirke, ſie waren bes 
rechnet auf den befchränfkteren Verkehr der Vorzeit, der gegenwärtig 
ungemein gefteigert ift und wie fehr in dieſer Beziehung auch nur 
wenige Jahre einen Unterfchied -zu begründen vermögen, dafür er- 
faube ich mir, nur ein Beifpiel anzuführen. Der jährliche Ertrag 
des Monopold der Stadt Alsfeld wurde im Jahr 1810 nach 
einem Durchichnitte mehrerer Jahre auf jährliche 2455 Gulden ges 


*) Nun Mitglied des Minifteriums des Innern und der Juſtiz. 


« 
- 


— 374 — 


ſchatzt und im Jahr 1830, 20 Jahre fpäter, war ver Erirag nad 
einem jährlichen Durchfchnitte auf die Summe von 3442 Gulven 
‚geftiegen. Je Länger aljo Monopole viefer Art dauern, wird ihr 
Ertrag gegen den Sinn, gegen die Abficht ver urfprünglichen 
Verleihung. Für's andere ift in Diefer Kammer ſchon früher und 
bejfer , ala ich es kann, auögeführt worden, wie fehr den order: 
ungen der Nationalökonomie die Abfchaffung folder Gerechtfame 
entfpricht. Es hat namlich auf dem Landtage von 18?°,, der 
damalige Abgeorpnete Weller Ihnen vorgetragen, daß dieſe Rechte 
in unferem Zeitalter gehäflig geworden feyen; daß ſie in ver Regel 
auf eine nicht zu vechtfertigende Befchränfung ver natürlichen Freis 
beit, fo wie auf eine nachtheilige Hemmung des wechfelfeitigen Ver: 
kehrs im Staate hinausgiengen; daß die in Antrag gebrachte umd 
wirklich allgemein wünſchenswerthe Aufhebung folcher Rechte eine 
wahre Nationalfache fey; daß Die Berechtigungen, je länger fie 
dauerten, vefto mehr angefeindet würden und daß namentlich im 
Intereſſe ver ohnehin ſchwer belafteten Souverainetätslande, *) für 
welche biöher wenig oder nichts in Diefer Beziehung gefchehen ſeyn 
dürfte, zu mwünfchen wäre, daß für Diefe etwas gefchehe, oder 
wenigftend der Verſuch dazu gemacht werde. Es ift befannt, daß 
bei der beſten Beaufjichtigung, bei ver forgfältigften Polizeiver- 
waltung, ein Mißbrauch viefer Rechte nicht zu: umgehen ift. Wie 
viel weniger da, wo man nicht überall vie forgfältige Aufficht  er- 
warten kann! Und es gehören dieſe Befugnifje gewiß in vie Klaffe 
derjenigen, von welchen einer unferer größten Dichter fagt: 

„Es erben jich Geſetz und Rechte 

„Wie eine ew’ge Krankheit fort, 

„Bernunft wird Unfinn, Wohlthat Plage, 

„Weh' dir, daß du ein Enfel bift!“ ’ 

Leider bat unfere Staatsregierung, wie es fcheint, aus dem 
Grunde, weil die erfte Kammer glaubte, es ſey fein Grund vor: 
handen, die Aufmerkfamfeit der Staatöregierung auf dieſen Gegen: 
ftand zu lenken‘, die einfeitige Apdreffe ver zweiten Kammer auf 
dem Landtage von 18?°%/,, ganz unberüdfichtigt gelaffen. Vermuth- 
lich hat fie geglaubt, der damalige Widerfpruch ver erften Kammer 
werde eine weitere Werfolgung des Gegenftandes wirkungslos 





*) Ein Vier theil des gefammten Staatsgebiete, 
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machen. Ich glaube aber, fie hat Unrecht gehabt; denn auf vem 
jegigen Landtage haben wir gefehen, daß die erfle Kammer ven 
Antrag wegen Ablöfung des Herrnweinkaufs freundlich aufgenomm- 
en. Auch heute noch haben wir von dem Herrn Präfidenten ge: 
bört, daß daffelbe in Beziehung auf ven Antrag wegen Abldfung 
der Beeden der Ball if. Demmach würde wohl die erfte Kammer 
auch in Beziehung auf die Abldfung der nicht fisfalifchen Grund- 
venten, auf die Abldfung ver MWeiveberechtigungen, auf die Aufbeb- 
ung der mannichfaltigen Brau=-, Brenn: uud Wirthichaftsmonopol- 
ien, lauter Gegenftände, über welche die zweite Kammer fchon auf 
den früheren Landtagen hinlänglich ſich ausgefprochen hat, jebt 
einzugeben geneigt feyn,. wenn die Staatdregierung mehr, als jie 
gethan, auf diefe Anträge der zweiten Kammer Rüdjicht genommen 
hätte. Allervingd hat auf dem Landtage von 18?%,, der jebige 
zweite Präjivent Wieger bemerkt: „„Jedes Wort, welches jebt 
über dad Detail der Sache gefprochen werde, fen ein Pleonasmus, 
ehe man miffe, wie viele Koften für dieſe wünſchenswerthen Zwecke 
zu verwenden feyen.’“ Allein die Koften. werden fo groß nicht 
ſeyn, al3 fie bei dem erften Anblick gefchägt werben möchten. Sie 
haben gehört, das von mir bier angeführte Monopol bringt jähr— 
lich ohngefahr 3500 fl. ein, allerdings eine bedeutende Summe. 
Iſt e8 aber nöthig, eine folche Entſchädigung gerade ganz auf vie 
Staatöfaffe zu legen? Es war ſchon früher davon die Rede, daß 
man durch eine Dctroi, daß man durch ein, auf den in Als— 
feld einzuführenvden oder zu verfaufenden Branntwein zu legendes 
Ohmgeld 2400 fl. jährlich ver Stadt verfchaffen koͤnnte, wobei dann 
höchftens 1300 fl. ald Entſchädigung, welche von der Staatöfaffe 
geleiftet werden müßte, übrig blieben. Wer weiß, ob in andern 
Orten nicht ein Ähnliches vortheilhaftes Refultat durch Unterhand⸗— 
ungen, welche freilich begonnen werden müßten, herbei zu führen 
wäre. Dad eigene Intereffe ver Berechtigten verlangt ed, die 
Forderungen auf denjenigen Betrag zu bejchränfen, der wirklich 
nur Grfaß der Nettoeinnahme if. Ich fage, das eigene Intereſſe 
der Berechtigten verlangt dieß. Allernings glaube ich, daß die Be— 
rechtigten, und insbeſondere die Standeöherren, für welche mit Recht 
in dem ftandesherrlichen Edict vorzugsweiſe geforgt ift, eine volle 
ſtaͤndige Entſchädigung ihres reinen Verluftes in Anfpruh nehmen 
dürfen; allein ver Geift der Zeit bringt es mit fich, daß dieſe 
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Entſchaͤdigung demnach inbireft einen minder vollflänvigen Erſatz 
allmählig gewährt. Das Großherzogthum hat nämlich bereits ge 
feben, daß die Frohnden theilweife auf Koften ver Staatskaſſe ab⸗ 
geldst worden find. Baden hat durch ein Gefe von 1831 vie 
Ablöfungskoften der Frohnden zum Theil zu */,;, zum Theil zur 
Hälfte auf die Staatsfaffe übernommen. Baden hat ebenfalld vie 
Ablöfung des Blutzehntens im Jahr 1831 zur Hälfte auf bie 
Staatöfaffe übernommen. Württemberg hat für das Staatsbudget 
in dem jchon wieder aufgehobenen Landtage die Summe von 
300,000 fl. zur Ablöfung von Feudallaften proponirt, melde 
fanımtlich in früheren Zeiten wohl begründet waren, allmählig 
- aber nicht mehr aufrecht erhalten werben koͤnnen. Je größer all- 
mählig der Beitrag wird, welchen die Staatskaſſen der verſchieden⸗ 
en Länder zur Abldfung diefer Berechtigungen leiſten müffen, vefto 
geringer wird indireft die Entſchädigung ver Berechtigten, da gerade 
dieſe großen Gutdeigenthümer, welche der Regel nach die Berecht— 
igten find, natürlich auch zu ven allgemeinen Staatslaften einen 
verhäftnigmäßig großen Beitrag leiften müſſen. Wenn man übrig- 
end vor fechd Jahren glaubte, eine befondere Aufſicht der Staats- 
tegierung, wenigſtens in poligeilicher Hinſicht, „fey durchaus nicht 
mehr nöthig, fo bin ich leider im Stande, bei diefer Beranlaffung 
in Bezug auf einen Diftrift, der zu unferem Leidweſen bei uns 
zur Zeit noch nicht vertreten if, zu bemerken, daß die Stabt 
Büdingen durch das in der Stadt felbft und in der Umgegend 
beftehbende Branntweinmonopol fehr beläftigt if. Dieſes der 
Standesherrfchaft zuftehenne Monopol wird gewöhnlich verpachtet, 
und während der legten dreijährigen Pachtzeit, welche im vorigen 
Sahre endete, wurde der Branntwein in Büdingen um 6 — 8 fl. 
für die Ohm theurer verkauft, ald an anderen Orten der Provinz 
Oberheſſen, namentlih in Gießen, Vilbel und Offenbach. 
An Reklamationen hat ed deßhalb nicht gefehlt. Die: ehemalige 
Provinzialregierung zu Gießen verfügte, daß der Gießer Mittel- 
preid für Büdingen ald Norm gelten ſolle. Wiederholte Be- 
ſchwerden aus ver Stadt Büdingen veranlaßten aber die Ver— 
fügung der Regierung zu Gießen, daß nicht nur vie Gießer, ſond— 
ern auch die Offenbacher und andere Ianvesübliche Preiſe, als 
Bafis des für den Pächter zu vermindernden Preiſes, angenommen 
werben follten, und deſſen ungeachtet Eoftet der Branntwein is 
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Büdingen gewöhnlich immer noch 4— 7 fl. für die Ohm mehr, 
als er in ver Umgegend zu haben ift, und neue Nachrichten aus 
Büdingen fagen, daß am 2. viefed Monats ber Branntweinpreid 
von 21 fl. auf 19 fl. für die Ohm berabgefeßt worden ift, währ- 
end glaubhaft verfichert wird, daß er in der ganzen Umgegend 
wohlfeiler zu haben iſt.“ | 

Der Abgeordnete Kertell (Großhändler in Mainz) erklärte 
fi mit den Anfichten des Ausſchuſſes und des Abgeorpnieten Jaup 
im Allgemeinen einverftanden, und meinte nur, daß man vie Be: 
techtigungen der Gemeinden gleich denen des Staat? unentgelvlich 
aufheben könne. Der Nbgeoronete W. Hoffmann meinte, daß 
die Staatöregierung zu erfuchen fey, bei ihren Unterhanvlungen 
mit den Berechtigten die Gemeinden zu befragen, ob fie zur Bild- 
ung der Entſchaͤdigungsſumme beitragen wollten, da jene Monopole 
den Mitgliedern derfelben, denen das gleiche Gewerbe dadurch ver— 
fagt jey, läftig fey. Der Abgeoronete Heß (Berichtderftatter) be— 
merkte hierauf, daß feines Willens die Stadt Alsfeld die einzige 
Gemeinde jey, die ein ſolches Privileg beige. Der Abgeordnete 
v. Gagern nahm dahin das Wort: „Ich fchließe mich im Ganzen 
dem Antrag des Abgeoroneten Kertell an, daß man ven Ge 
meinden eine Verzichtöleiftung auf dieſes Recht ohne Entfchäpigung 
zumuthen, d. 5. daß man ihnen das Recht durch Geſetz entziehen 
fol; denn wenn auch die Gemeinden als moralifche PBerfonen, als 
Berechtigte in diefer Beziehung erſcheinen koͤnnen, fo erſcheinen ſie 
doch nur ald Berechtigte im Gegenfaß zu den einzelnen zeitlichen 
Gliedern der Gemeinde, welche durch die Berechtigung der moral= 
iſchen Perfon leiden, und die Gemeinde ift in dieſer Hinſicht in 
anderer Lage, ald namentlich Stanvesherren und antere Privatbe- 
fißer diefer Monopole. Ich will dieß jegt nicht weiter ausführen, 
fondern nur den Wunſch ausfprechen, daß man dieſes Anfinnen an 
die Gemeinden jegt noch nicht ausfpreihen fol, fondern nur dann 
erft, wenn wir im Klaren darüber find, was wir überhaupt für 
Berechtigungen dieſer Art und in welchem Werthanfchlage im Lande 
haben. Indem ich mir vorbehalte, auf diefe Frage zurück zu komm— 
en, erlaube ich mir in letzterer Nüdficht ein Amenvement zu dem 
dritten Antrag des Proponenten in Vorſchlag zu bringen. Der 
dritte Antrag des Proponenten geht namlich dahin, den wahren 
Werth audzumitteln und mit ven Berechtigten vworbehältlich ver 
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landſtaͤndiſchen guſtimmung, einſtweilen über vie Abldfung zu‘ un⸗ 
terhandeln u. f. w. Sch glaube aber, daß wir und dieſem Antrage 
in folcher Ausdehnung nicht anjchliegen, ſondern und vielmehr auf 
das Erftere, die Bitte um Ausmittelung, befchränfen follten, weil 
fonft eine zu große Vollmacht in "die Hände der Staatsregierung 
gelegt feyn würde, über eine, dem Betrage nach auch felbft noch 
nicht approrimativ- ermittelte Summe, ohne landſtändiſche Zuftimm- 
ung, vorläufig zu difponiren. Iſt die Ermächtigung zum Boraus 
einmal ertheilt, jo Fann die wirkliche Bewilligung der Summe 
fpäter nicht wohl verweigert werben. Ich glaube daher, vie Stände 
follten eine- foldye vorläufige Ermächtigung nicht eher ertheilen, als 
bis fie Elar fehen, wovon die Rede it. Mein Amenvement geht 
demnach dahin, die "Staatsregierung zu erfuchen, einjtweilen ven 
wahren Werth ver fraglihen Gewerbsmonopole, in Ausſicht dem— 
naͤchſtiger Abldfung ausmitteln zu laffen, umd nach dem Ergebniß 
darüber alsdann den Ständen Propofitionen zu machen. Ich 
wünſche alfo nicht, daß vie Staatöregierung jetzt ſchon erſucht 
wird, einjtweilen mit den Berechtigten zu unterhandeln. Grit wenn 
wir jehen, welchen Kapitalwerth vie Berechtigungen der Privaten 
haben, und daß es möglich ift, dieſe drückende Laft, melche auf 
einzelnen Gemeinden und Diftriften ruht, zu befeitigen, dann erſt, 
glaube ich, wird ed an der Zeit ſeyn, den berechtigten Gemeinden 
die DVerzichtleiftung auf ihre Berechtigung gefeglih anzufinnen, 
wie der Abgeoronete Kertell angetragen hat. 
— Abgeordnete unterſtützten dieſen Antrag. 
(Fortſetzung und Schluß folgt.) 
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Das moderne Einbuͤrgerungsſyſtem in der Civili⸗ 
ſationsſache der Juden. 


Unter den ſechs verſchiedenen bisher in Europa angewendeten 
Methoden, die Juden zu civiliſiren *) iſt dad Einbürgerungs— 
ſy ſtem dasjenige, was vie Gejeßgebung am vielfeitigiten in An— 
fpruch genommen bat, 

Diefe Methode befteht in ver Verleihung ſämmtlicher oder der 
vorzüglichiten Bürgerrechte an Juden, ohne ihre vorherige mo— 
raliſch religidfe Bildung auf genügende Weife vollendet zu. haben, 
weil man auch ohne ſolche ſchon durch vie Verleihung erwähnter 
Rechte an das Ziel zu kommen hofft. Insgemein wird dieſes Ver— 
fahren die CE mancipation der Juden genannt. 

Gemeinwichtig für Deutichland in feiner Totalität erfcheint 
diefer Gegenftand, jobald erwogen wird, daß der Art. 16 der deutfch- 
en Bundesacte beftimmt, daß bei dem deutſchen Bunde, aljo 
nicht in jevem Staate jeparatın, foll berathen werden, wie den 
Juden im Umfange dieſes Bundes die bürgerlichen Rechte gegen 
Uebernahme der Bürgerpflichten fönnen bewilligt werben. 

Es ift fehr natürlih, dag man bergleihen Beftimmungen all- 
gemeinerer Art ſtipulirt hat; indem fich die Juden felbft, nicht 
ald Deutfche in genere, vder ald Sachen, Bayern, Schwaben 


*) Dr. 3. ©. Klüber, dem wir gegenwartige Darilellung verbanfen, 
elaffifieirt diefe Methoden alſo: a) die Bekehrungsmethode, oder das 
Syſtem vermöge der Befehrung; b) das Nderbau- und Gewerbſy⸗ 
ſtem; c) die Abwürdigungs- oder auch Entwürdigungsmethobe ; d) das 
Einbürgerungsſyſtem; e) die Militärifirungsmethode, oder Militärs - 
eonferiptionsmethode ; und f) die intelleetuelle er 
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und Franken u. f. w. in specie, fonvern ald ein Volk, als das 
auserwählte Volk Gottes, nach ihrem eignen Ausdrucke, mithin als 
eine erblich beſtehende Gejellfchaft, ald status in statu, be 
trachten, aus einem deutſchen Staate in ven anderen ein= und aus: 
wandern, und ein Jude, welcher in einem Staate bereitd Bürger: 
rechte beſitzt, wenn er in einen andern Staat auswandert, daſelbſt 
dieſelben Rechte aufzugeben, kaum geneigt ſeyn wird. Allein auch 
die bürgerlichen Rechte überhaupt ſetzen ven Beſitz von Fa— 
milienrechten voraus, und Familienrechte im Staate zu allen 
Staatdangehdrigen zu beſitzen, ohne die politiſche Emancipation für 
alle Rechte einer Glaubensparthei, ift in fich nicht zu vereinigen. 
Der Weftphälifche Friede *), welcher Katholiken und Proteftanten 
allein, nicht aber den Juden gleiche bürgerliche und ypolitifche 
Rechte, für immer gefichert Hat, befteht zwar als deutſches Reichs— 
gefeg nicht mehr, er ift aber gleichwohl nirgendpmwo als europä- 
ifcher Völkervertrag aufgehoben, vielmehr befteht er ftill- 
ſchweigend zmifchen Schweden und Frankreich und der Gefammtbeit 
Deutfchlands fort **). Sogar Napoleon hat fein Fortbeftehen 
ausdrücklich anerfannt, durch Dekret aus dem Cultusminifterium 
an den Präfekten in Trier vom Jahr 1806, und wer fich auf den 
weftphälifchen Frieden beruft, hat fundatam intentionem. Ueber 
den Fortbeftand des meftphälifchen Friedens kann gar fein gegrünt- 
eter Zweifel erhoben werben, denn er ift nicht nur durch Feine ver 
nachfolgenden Staatdverhandlungen abgefchafft oder aufgehoben word⸗ 
en, fonvdern liegt vielmehr allen viefen als Baſis unter. Weber 
der Neichöveputationsrezeß zu Regensburg von 1803 noch vie rhein: 


- 


*) Instrum, Pac. Osnabr, Art, V. $. 1. Art. VII. $. 1 et 2. 

*) Der weftphälifche Friede, unftreitig das Meiſterſtück chriftlicher Dis 
plomatie, ſchloß die Religionsfriege. Seine Betimmungen, 
namentlich Instrum. Pac. Osnabr, V. 1 et VIE. 1 ftehen mit dem 
Art. 16 der deutfchen Bundesacte, die von benjelben Garanten er 
wähnten Friedens, als neunte Beilage zur Wiener Congreßacte mit 
garantirt it, und bei welcher leßteren aufferdem noch fünf Groß— 
maͤchte Garanten find, ganz in Harmonie. Ueberdieß gewährt 
auch die Bundesacte beiden chriftlichen Hauptpartheien noch mehr als 
bejagter Friede. Man vergleiche die Acten des Wiener Congreſſes 
von 1815. Band IL Heft 8. S. 439 fgp. 
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ische Bundesakte von 1806 enthalten etwas, was der Fortdauer 
jenes Frievend entgegengefeßt werben. Fünnte. 

. Schon deßhalb ift Die deutſche Bundeöverfammlung ald diejenige 
oberſie Behoͤrde zu betrachten, welche auch in Gegenjländen des ge 
ſammten Neligionswefend in veutjchen Staaten, in ihrer Acte und 
Schlußacte die darinnen bezeichnete Competenz hat, wie mehrere 
Gmancipationen der Juden in verjchievenen deutſchen Staaten Re— 
fultate, die dieſes beftätigen, naher beftärken. 

Die Bertheiviger, fo wie vie Gegner der Juden, beurtheilen ven 
Gegenftand der Emancipation oft von der eraltirten Seite. Allents 
halben ſcheint es überfehen worven zu feyn, ob fümmtliche Juden 
im Staate diefe Gmancipation, die fo vieled auch mit großen Win: 
erwärtigfeiten und nicht ohne Gonflicten mit ihrem Talmud, 3. B. 
die Verlegung des Sabbath3 auf den Sonntag u. |. w. von ihnen 
fordert, wirklich wünjchen, und nach reifer Erwägung wünſchen 
fonnen? ob fie ferner alle dad Gefuh um Bewilligung der Eman- 
eipation mit Ausfertigung genügender Vollmachten mit eingereicht 
haben, over nicht? Wohlthaten, voraudgefegt, daß fie ed auch find, 
werden doch Niemanden aufgevrungen, und dad punctum legi- 
timationis ad causam, ivegen Erwerbung der Emancipation, iſt 
ein juriftifiches in jeder geregelten Staatöverfaffung unums 
gängliches Erforvernif. Vielen Juden genügt es, ſich gemächlich 
fortbewegen und den ihnen jo lieben Kleinhandel, ald vie Seele 
ihres Dafeind, betreiben zu Tonnen. Diefe verlangen gewiß nicht 
die Pflichten der Staatsbürger. Gibt ed doch unter ihnen viele 
Taufende, welche einen Meſſias nicht fehr wünfchen, und eben deß— 
wegen nicht an ihn glauben, wie fogar ein Jude bezeugt *). Soll> 
ten diefe wohl wünfchen, durch Emancipation den Chriften, welche 
an den erjchienenen Mefjiad glauben, mehr anzugehören? Berner 


*) &. Henle's Stimme der Wahrheit in Beziehung auf den Cultus 
der Juden. Fürth bei Nürnberg 1827. 8. 1. Abth. ©. 23. Die 
‚Beit, wo die wahre Verehrung des allein wahren Gottes fo vers 
breitet feyn wird auf Erden, daß alle Völker einmüthig ben 
Allvater verherrlichen, fi unter einander brüderlich lieben, und 
durch Bruderliebe, Gottesfurcht und Tugend glüdli feyn werden, — 
heißt die Zeit des Moſchlach oder das Reich des Meffias. Bergl. 
Divasfalia (Frankfurt a. M.) vom 18. Auguſt 1836. ©. 4. 

1840. L 26 
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iſt es und bleibt es vielleicht eine noch nicht erbrterte Rechtsfrage, 
was Rechtens iſt, wenn die Juden in Deutſchland, wie in Frank- 
reich der Fall iſt, gleiche bürgerliche und politiſche Rechte mit ven 
Chriſten erlangen, mann Ehriften - aus Eigennuß oder Neigung, 
welche mit Juden verheirathet ſind, jih zur juüdiſchen Religion 
befennen und dazu übertreten wollen, ob es dürfe zugelaffen werb> 
en? Die Päpfte Gregor IX. und Clemens IV. £lagten ſchon 
darüber, daß wegen gewiſſer Vorrechte, welche ven Juden bemilliget 
worden waren, mehrere Chriſten zum Judenthum ns 
fenen *). 

Daß die Juden, weil. ie jeben Ueberttitt zu ihrem — als 
eine Einmiſchung unechten Samens und unbefugte Anmaßung 
erkennen, Feine Proſelyten zu erwerben ſich beitreben **) beweißt 
wohl, daß man bei ihnen Verbote, Proſelyten zu machen nicht be— 
darf. Allein wenn Chriſten von Juden nicht dazu verleitet, deſſen⸗ 
ungeachtet: Juden werden wollen, was iſt alsdann NRechtens? In— 
folange Juden nur Duldung im Staate ‚genießen, haben entweder 
Territorialſtaatsgeſetze, oder in deren Ermanglung ver’ Weſtphäl⸗ 
iſche Friede aus Grundſaͤtzen für reecipirte und tolerirte Glaub— 
ensgenoſſen geſorgt. In dieſen Fällen kann es dabei fein Verbleib— 
en haben. Bevor aber den Juden politiſche Rechte oder mit and— 
eren Worten, auſſer der Gewiſſensfreiheit, das Recht eines 
bffentlichen Cultus, deſſen Geiſtliche aus dem Staatseinkommen 
ſalarirt werden, bffentliche geiſtliche Beamte ſind, und wodurch 
auch die Synagogen ven Charakter dffentlicher Gebaͤude mit und 
ohne Geläute, mithin die politifehe Emancipation durch Bes 
fchlüffe der deutfchen Bunvdesverfammlung neben ven beiden drift- 
lichen Hauptpartheien verfaffungsmäßig einftens eingeräumt 
erhalten fünnten, wird es wohl: feinem Zweifel unterliegen, daß 
wegen ded möglichen Uebertrittd vom Chriſtenthum zum Juden- 
thum auch allgemeine Beſtimmungen bund esverfaſſungsmäßig 
dahin zu erlaſſen wären, daß dasjenige, was im weſtphäliſchen 


*) S. v. Raumer's Geſchichte der Hohenſtaufen. einzig 1826. 8. 
Band V. ©, 305, 

*æ*) Lord Georg Gordon in England, Magnat und einer der Gejeh- 
geber in diefem Keiche war noch im laufenden Jahrhundert zur jüd- 
iſchen Religion übergegangen. Auf feinem Todbette erflärten ihm 
aber die Juden‘, daß fie ihn nicht ale Jude begraben Fönnten. , 
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Frieden weſentlich und im Geiſte deſſelben begründet iſt, weder volk⸗ 
errechtlich nach ſtaatskirchenrechtlich angetaſtet oder gar verletzt werde. 

Die hoͤhere philoſophiſche, wahrhaft chriſtliche Anſicht, daß die 
Juden, wenn ſie einmal in ihrer Totalität moraliſch gebildete, reine 
Moſaiſten geworden find, auf dieſe Weiſe Monotheiſten im eigent- 
lichſten Sinne entweder bleiben, oder zur poſitiven Religion der 
Chriſten herangebildet, auch fürmfich übertreten, wird alsdann nicht 
nur ſcharf ind Auge gefaßt, ſondern auch gemüthlich ſich zugeeig- 
net werben. Dieſes wird die Zeit jeyn, davon Herder *) — der 
in feinen Schriften unfterbliche und philofophifche Theolog, fpricht. 
Schon in den älteren Zeiten hat man zum Behufe blos Bürger: 
ficher Emaneipation auch religidfe Toleranz für die Juden nicht 
verfagt. So befaßen fie ſchon im erften Jahrhundert nach Chriſti 
Geburt, für ganze Ortfchaften dad Bürgerrecht. Apoſtelgeſchichte 
Gap. 16. Vers 21 und fogar im Jahre 1129 Hatten die Juden in 
Meſſina Antheil an Privilegien und Bürgerrechten erhalten, Bald 
nachher erhielten fie in Polen, und feit 1295 in Schlefien Privi- 
fegien. In Nordamerifa wurden jie vom Bürgerrechte in der Con— 
füderationdafte vom Jahr 1776, dann in den Gonftitutionen von 
1787 und 1789 nicht ausgefchlofien, fondern im Allgemeinen unter 
ver Benennung derjenigen mitbegriffen, welche ven Gultus aller 
PBartheien im Staate, und dad Gemeinwohl nicht gefährden koͤnnen, 
noch. dürfen. In ven Öfterreichifchen Staaten ift feit 1781 durch 
fogenannte Toleranz-Ediete den Juden im Bürgerthum vieled zuge— 
fanden, indem fie fogar den Avel und Lanpftanpfchaft zu erlangen, 
und per modum Jispensationis für jede Individuum (viritim ) 
diefe Mechte, fo wie zu Zünften und Innungen zugelaffen zu werd— 
en u. ſ. w. aufnahmsfühig, und zu erwerben erklärt wurden. Es 
war demnach nichts Aufferorventliches, daß der revolutionäre Geift 
der Zeit durch Decret der franzoftfchen National-Berfammlung vom 
Jahr 1791 ‚und im Deerete für Holland ». Jahr 1796 unbefchränfte 
bürgerliche Rechte ven Juden zugeftanden bat, die jedoch daſelbſt 
von :ausländifchen, 3. B. veutfchen und polnifchen Juden fo wenig, 
als in Nordamerika, aufgefucht werden, weil die deutfchen und pol: 


SEEN OERENRHEN 

*) „&8 wird eine Zeit Fommen, da man in Europa nicht mehr fragen 

wird, wer Jude oder Chrift fen.“ Herders Ideen zur Philofophie der 

Geſchichte der Menſchheit, Theil IV. ©. 41. und Jacobi über das 

Verhaltniß der Juden zum Staate, Merſeburg u. Halle 1733. S. 3. 
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nifchen Juden fehr gut wiffen, daß ihnen ver Kleinhanvel ohne Bürg- 
errechte und Laſten, in pecuniärer Hinficht, im Vaterlande mehr 
nüst, und irrig eine Fleine Anzahl von ihnen jich wegen eines zweit⸗ 
en Hepp⸗ Hepp- Rufs u. f. w. zur größeren Sicherheit ihrer er- 
morbenen Reichthümer, durch Gefuche um Emanecipation, mehr feft- 
zufegen jucht, und ein noch Efeinerer Theil reicher. Juden fich taufen 
und nobilifiren läßt, feine Töchter an Chriſten verheirathet, übrig: 
end aber Wechfelgefchäfte für Millionen Gulven eifrig fortjegt u. |. w. 
Die Judenſchaften in Baden erhielten durch Ediete vom Jahre 1808 
und 1809 erweiterte Rechte, in Preußen erfihien 1812 dafür ein 
bis jegt unvollzogened Epict, in den Niederlanden wurben 1815 vie 
bereits bejigenden Nechte der Juden verfaffungsmäßig beftätigt. Im 
Königreich Württemberg erhielten 1828 die Juden größere Nechte, 
und in Kurhefien 1833 mit wenigen Ausnahmen, wegen Noth⸗Hand⸗ 
els und chriftlicher Kirchenämter, vie fogenannte bürgerliche Eman— 
eipation. Was man mit den Worten „mirabile dieta“ bezeichnen 
kann, iſt die Faiferl.srußifche Ufafe vom Jahr 1835, vermöge welcher 
ven Juden in Riga und Schlock bürgerliche Rechte find bewilligt 
worden, momit man befanntlicd; in Rußland an Juden bisher nicht 
freigebig gewefen if. Auch diejenigen Juden in allen Gebietötheil- 
en von Rußland, welche ſtudieren und Staatsämter erlangen, follen 
durch erwähnte Ukaſe das Ehrenbürgerrecht befigen, Bon ven noch 
nicht genannten, den Juden aber günftigen. Verordnungen koͤnnen 
bier noch nahmhaft gemacht werven die herzoglich braunfchmeigifche 
v. 1762 und 1821, die Fönigl. dänifche vom Jahr 1788 das Naf- 
fauifche Religions-Ediet vom Jahr 1803, die herzoglich fachien- 
meiningifchen Verordnungen v. Jahr 1811, dad großherzogl, Mecklen— 
hurgifche Edict v. Jahr 1812, das fürftlich Waldeckſche Ediet vom 
Jahr 1814, die Churheſſiſche Verordnung vom Jahr 1816, bie 
Großherzogl. Heſſiſche Verfaffungdurfunde vom Jahr 1820 Art. 15, 
infonverheitlich dad großherzoglih Sachſen-Weimariſche Ediet vom 
Jahr 1823, die Stadt-Frankfurtſche Verordnung vom Jahr 1824 
und noch andere, die weniger befannt find, 3.8. von Anhalt, Han—⸗ 
over, Hamburg, Lübeck u. |. w. Hieraus dürfte fich ergeben, daß 
gefeglich zu erlaffende Beftimmungen für Juden ndthig befunden 
worden, und auch wie von der Legislatur für die Givilifation immer 
weiter forigefchritten wird, namentlich megen der Fortbildung und 
Annäherung der Juden an Chriſten im 19ten Jahrhundert noch 
fehr viele landesfürſtliche Verordnungen zu erwarten find, 
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Die Frage. von den Juden gehört zu ben ventilirteften und be 
fproihenften in unfern Tagen, und claffifizirt fih in dieſer Hinſicht 
volfommen gleich mit den Fragen vom erften Intereffe z. B. von 
ver Freiheit der Preffe, dann von ven wölferrechtlichen und flaatö- 
rechtlichen, fo wie commerciellen und poftvienftlichen Anfichten über 
Eifenbahnen u. f..w. — Dean bat in neuerer Zeit, weil feit zwei 
Jahren nicht fo fehr viele Schriften wegen Juden erfcheinen, dieſe 
Frage für vollftändig erörtert, und die Arten für gefchloffen zu ſeyn 
vermeint, allein es fehlt nicht fowohl an Beleuchtung von auffen, 
als vielmehr an den Auffchlüffen von Innen, weil fi) dariiber noch 
zu wenige Stimmen von Juden haben vernehmen laffen, und weil 
felbft chriftliche Theologen ohne mehr menfchenfreundlich jich ven 
Juden zu beweifen, und ohne die Gewiffendfreiheit unverlezt zu be: 
ruͤckſichtigen, bisher Lediglich gegen die Borurtheile und Träumereien 
u. w. des Talmuds oft ftarf anfämpften, 3.8. Paulus und Hart- 
mann u. ſ. w., auch ohne nachzumeifen, wie dieſer Talmud vermaß: 
en, daß die Juden nicht über Eingriffe in ihre Gewiſſensfreiheit 
klagen koͤnnten, zu entfernen, und fo mofaifch und moraliſch fort⸗ 
zubilden wären. 

Dieſes Problem dürfte jedoch um fo mehr fo ziemlich geldst ſeyn, 
in der mit geeigneter Umficht gefchehenen, aus Quellen und Litera— 
tur ‚gefchöpften Beantwortung der Frage: „wie kann durch das Ent- 
fernen des Talmuds das Judenthum aufhören?“ von einem Nicht: 
theologen *). Ein anderer und nicht minder wichtiger Punkt ift e8, 
ob die Juden dasjenige auch religids erfüllen koöͤnnen, was Art. 
16 der deutſchen Bundesacte „wegen Verſchaffung und Sicherheit 
des Genuffes der bürgerlichen Rechte gegen die Uebernahme aller 
Bürgerpflichten auf eine möglichft übereinſtimmende Weiſe“ wörts 
lich ausdrückt und enthält. Sehr geneigt dafür, dieſe leider fo tief 
ſtehende und bedauernswerthe Menfchenclaffe in beffere Verhältniffe 
verjegt zu wiſſen, zweifelt man’ vennoch fehr daran, ob es ſobald 
möglich werden koͤnne, die menfchenfreundlichen Wünfche dafür in 
&füllung  fommen zu fehen. Erwägt man hiezu, daß die Juden 
vermöge ihrer Religionsgebote am Sabbathe Staatsämter und Ge: 
meindeämter verwalten, fo wie zu dieſer Zeit Militärvienfte leiften 
dürfen, zu Privatgefhäften, und ver Ausübung bürgerlichen Er- 





*) S. viefes Archivs Band VIL Heft 2. S. 87—104. 
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werbeö,-aber ‚nicht: aud- ihren Religionsjagungen befugt zu ſeyn er: 
achten, mithin täglich. dieje bürgerlichen Pflichten 3.: B. ald Apo— 
thefer; Bäder, Mezger oder Fleiſcher, Köche, Müller, Kaminkehrer und 
Maurer u. f. w. (wenn plöglich am Sabbathe Feuer ausbricht u. ſ. w,) 
nicht erfüllen. dürfen, ja es ihnen nicht einmal erlaubt ift, fi am 
Sabbathe Speifen zuzubereiten, ‚Lichter anzuzünden , einzuheizen in 
Stubenüfen, einen Brief zu.erbrechen u. ſ. w. fie nicht mit: Chviften, 
deren Speifen und Getränke genießen dürfen, und viele dergleichen 
Gebote Haben, felbft die Heirathsverbote nach talmudiſchen Gejegen, 
ſo beweißt ſolches, daß die Juden Volk in Volk, status in statu, 
und eine fr fich abgefchloffene Kafte find, vergleichen e8 unter ſaͤmmt⸗ 
fichen Völkern ver Erde feine mehr gibt, bis ſie ihre Vorurtheile 
freiwillig ablegen, mithin alfo talmudiſch bleiben müffen, namlich in 
fo lange fie den talmudijchen Geboten nicht von ſelbſt entſagen. 
Erwägt man folches, fo überzeugt man jich hoffentlich, Daß. die Jup- 
en deßwegen allerdings noch nicht veif zu der von mehreren aus 
ihnen gefuchten, und fowohl von chriftlichen als jüdiſchen Schrift- 
ftellern für Bewilligung vertheivigter Emancipation ſind, welches 
Urtbeil ſogar von aufrichtigen und gebilveten Rabbinern bei ber 
zahlreichen Synode im Jahr 1836 zu Speyer ausgeſprochen wurde *). 

Dagegen find die Juden religiös verbunden, eben ſo lächerliche 
als peinigende Geremomien und Exercitien oft zu vollzieben, z. B— 
Denkriemen umzubinden, wollene Schaufävden und. die Thora (m. i. 
die Zehngebotrolle) zu küſſen, Luloffs zu ſchütteln, das Haupt bei 
dem Genuffe von Speifen und Getränken zu bedecken, als durch 
welche Thorheiten und Grimaſſen ſie ſich das Wohlgefallen Gottes 
zu erwerben vermeinen. Darüber aber auch hinweggeſehen, ſo iſt 
aus vorſtehendem ſchon jo viel zu ermeſſen, daß wenn ber Jude 
religids gehindert iſt, die Pflichten als Staatsbürger zu erfüllen, 
weil doch wohl fein anderer, ein. Stuatöbürger, auch Staatsdiener 
werben kann, indem das eine nebſt dem Indigenate für Erwerbung 
ſtaatsdienerſchaftlicher Eigenſchaft Vorbedingung iſt, dadurch auch 
das andere nicht ſtattfinden kann. Allein auch ſelbſt im Stande 
als Staatsdiener, finden ſich Hinderniſſe, welchen der Jude im den⸗ 
ſelben, als ſolchen, ohne religiöſen Meinungen zu entſagen, nicht 
A — — — 

*) Man vergleiche die 85 zum. — Journal vom 25. 

März 1836. 
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zu. überwinden vermag. Es unterliegt z. B. Eeinem Zweifel, daß 
ver Jude als folcher, ald Zeuge im Gericht den Eid nad) jüdiſchem 
Ritual und Glaubendformel, und noch beffer und gewiffenhafter, fo 
wie von: feiner Seite Heiliger, in der Synagoge, in Gegenwart eines 
Rabbinerd, und der erforderlichen Anzahl von Zeugen: (10) voll- 
gültig ablegen kann. Daffelbe kann auch von Juden hinfichtlich 
des Dienfteives gefchehen, allein da der Jude nicht an die Dreiein⸗ 
igfeit Gottes glaubt, und ebenfowenig an kanoniſirte Heilige, Chriſt⸗ 
en diefed wiffen, und aus ihrem Glauben fein Recht haben, ven 
Juden zur Religions -Verläugnung zu nöthigen, fo wird es ein- 
leuchten ,. Daß der Jude aus diefen Gründen, feinem Chriften einen 
Eid, welcher den Glauben an die „Dreieinigfeit und die Anvufung 
fanonifirter Heiligen enthalt, welche ver ald Zeuge, Parthei, oder 
ver Eid des Staatsdieners ausfpricht, ſich ablegen zu laflen, oder 
zu empfangen bereitwillig erklären, noch dazu wird beauftragt werd⸗ 
en koönnen. In chriftlichen Kirchen-, Conſiſtorial- und Chefachen, 
wenn fie auch bei weltlichen Behoͤrden, und von "weltlichen Golleg- 
iafmitglievern behandelt werben, ift auch Fein Jude im Stande, Res 
ferent zu feyn. Gr ift unvermögend, als Jude in dergleichen An— 
gelegenheiten, ohne bei Juden, wie bei Chriſten dad Vertrauen zu 
verlieren, in noch höheren Difafterien, und bei Landſtaͤnden, Stimin- 
teht auszuüben. Sehe man doch nad Frankreich, und nach den 
Niederlanden Hin, und man wird fich überzeugen, wie höchft felten, 
und unter welchen Berhältniffen Juden in vergleichen Aemter des 
Staats gelangen, dagegen fie durdy Auszeichnungen, und bewährtes 
Verhalten erprobt, in genannten Staaten eher Staaböofficiere, und 
ſogar Generale zu werben, befähigt find. Ritterorden, welche 
Kreuze enthalten, bisweilen felbft die Benennung vom Kreuze 
einem chriftlichen Heiligen, oder vom Heiligen Geift haben, vürften 
nad reifer Erwägung die Juden deswegen nicht erhalten Fönnen, 
weil dad Kreuz immer Symbol des Chriſtenthums ift, das der Ehrift 
dem Juden in deſſen Glaubendeigenfchaft nicht auforingen darf, un 
der Jude vermdge feiner Religion, welche den gefreuzigten Heiland 
(Neſſias) nicht anerkennt, auch nicht zu acceptiren und zu tragen 
vermag. Es wird wohl Niemand an diefen Wahrheiten zweifeln, 
er müßte denn zuvor ald Wahrheit (jedoch nicht aus Vernunft) 
behaupten, daß die Chriſten demungeachtet Chriften bleiben, wenn 
fie fh auch in jüdiſchen Synagogen durch Juden Haben befchneiden 
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laſſen. In Prozeßſachen, und Differenzen von Juden wider Chriſten, 
und umgekehrt, wird es aus talmudiſtiſchen Grundſätzen dem Juden 
nicht möglich, bei Geſchäͤfts-Behoͤrden eine Stimme weder berathend 
oder entfcheivend auszufprechen. Die Grundlehren des Talmuds, 
welche hierbei im Wege fliehen, follen hier auszugsweiſe geliefert 
werden. 3. B. dad 198 Gebot ift, von einem. Goi ( Nichtjuden ) 
Wucher zu begehen, und daß wir ihm alsdann erft leihen, fo daß 
wir ihm feinen Nugen fchaffen, und Feine Hülfe leiften, fonvern ihm 
Schaden zufügen follen, auch gar in einer Sache, im welcher wir 
mit ihm Nutzen haben, gleichwie wir gewarnt find, Daß mir foldhes 
einem Ifraeliten nicht thun follen *%). Berner, zudem wenn wir 
ed willen, und einen ald Edomiter (von Eſau abftammenden Ehrift- 
en) kennen, fo ift e8 und doch erlaubt, von ihm Wucher zu nehmen, 
denn was basjenige Deuter. 23. V. 20. an den Fremden ſollſt 
du wuchern, aber an dem Bruder follft du nicht wuchern, anbe- 
langt; fo ift unter dem Fremden derjenige zu verftehen, deſſen Werke 
unferm Glauben ganz entfremdet: find. Weil nun die Chriften von 
Efau, der da der Edom iſt, herſtammen, fo wird an ihnen, was in 
dem Obadio gemelvet ift, vollzogen werden **). Deögleichen find 
bier die Worte zu.erwähnen: „Ihr Ifraeliten ſeyd Menfchen, die 
übrigen Völker aber find feine Menfchen u. f. w.“ Die Ifraeliten 
werden Menfchen genannt, dieweil ihre Seelen von. den. böchften 
Menfchen berabfommen, vie Abgdttifchen aber, veren Seelen vom 
imreinen Geift herabfommen, werden Schweine geheißen u. f. w. im 
großen Jalkut Rubnei Fol. 12. Deshalb bat jich auch eine unver- 
werfliche jüdiſche Autorität‘, der jüdiſche Philofoph David 
Frievländer in einem Schreiben ( Gutachten) über die Verbeſſerung 
der Juden in Polen, (Berlin bei Nifolovius 1819. 8.) gründlich 
dahin auögefprodhen: „daß mit dem Talmud Fein Heil in Iſrael 
zu hoffen. ſey.“ | 

Borftehende Gründe werden demnach zur Erklärung der Behaupt 
ung dienen, daß diejenigen Juden, welche in Frankreich und in, den 


*) Berglichen mit dem Talmub in des Rabbi Mosche ben Majemons 
Sephor Mezzoth, Fol, 73. Col. 4. (6. G. Gleichens) Geheimniffe 
der Geilterwelt, mit Aumerf. Frankfurt a. M. 1795. 8. ©. 178 f. 
**) Abgedruct im Talmud in des Rabbi Lippmann's Sepher Nizachen, 
Nr, 272, Die Schrift, die Juden und das Judenthum, mie fie find 

u. f. w. Cöln a. R. (Branff. a. M.) 1816. 8 S. 39 und 40, . 


Niederlanden zu Staatsämtern gelangen, Invifferentiften ſind. Wie 
es damit in Kurhefien und Württemberg, wo bie Juden im den 
Gefegen Feine Hinverniffe finden, Staatsämter zu befleiden, ergehen 
wird, indem daſelbſt bis jegt noch Fein Jude zu einem folchen Amte 
gelangt ift, wird vie Zukunft lehren. Zu beherzigen bürfte aber 
immer bleiben, was ein bekannter Autor *) iin folgenden Worten 
ſehr verftännlich ausgefprochen hat: der Aufnahme der Juden in 
volle finatöbürgerliche Genoffenfchaft, der Fähigkeit zu dem Genuffe 
aller flantöbürgerlichen Vortheile der Staatöverbindung, flehe un- 
wandelbar zur Beringung, nicht der feierlich erklärte Uebertritt zu 
der natürlichen, oder irgend einen; fchon beftehenven Religion, jond- 
ern die freie zuverläßige und unwiderrufliche Entfernung und Ber: 
abicheuung des Talmuds, und alles übrigen, was in dem Juden 
thum von der. Staatöregierung für durchaus unvereinbar erklärt 
wird, und mit vem Gemeinwohl in einem Staate, deſſen Oberhaupt 
nidht in den Händen der Juden if. — Und nunmehr dürft aus 
der Vernunft, ver getreuen Gehülfin chriftlicher Liebe, fo wie aus 
fegterer, welche die allein echte Wurzel jenes Rechts ift, dann aus 
Humanität und Billigkeit, wie für die Juden, fo für die Chriften, 
auf deren Nachtheil zum eigenen Verderben der Juden begründet, 
dieſe Feine größeren Rechte erwerben können, kein höheres Refultat 
hervorgehen, als daß lediglich Hinreichend moralifch und. moſaiſch 
fortgebildeten Juden, wenn fie noch nicht im Discretiondalter bei 
Endigung des Religiond-Unterricht3 den Eid dafür abgelegt haben, 
ihn noch ablegten, unter der ausdrücklichen Beringung; in fo Lange 
fie reine Mofaiften verbleiben, die Emancipation (als eine bedingte) 
zuzugeftehen ſey. Dadurch wird bei Niemand die Gewifjendfreiheit 
verlegt, eine allgemeine Emancipation des Judenthums im Staate 
zum offenbaren Nachtbeil ver Chriften ausgefprochen, welche in ihren 
Solgen mit Berfolgungen und Blutbad (einem taktifchen Hepp Hepp 
u. ſ. mw.) an den Juden endigen könnte, veranlaßt, over herbeigeführt, 
und die Juden würden ald Menfchen vie gleichen Anfprüche wie 
Ehriften auf vie Glükfeligkeit haben, gerecht und ‚menfchenfreund- 
lih behandelt. Die gute Sache ver Menfchheit hätte dadurch einen 
noch niemals alſo errungenen Sieg erreicht, der Friede Gotted unter 


*) 5% 2. Klüber's Ueberſicht der viplomatifchen Berkandlungen des 
Wiener Eongrefies. Frankfurt 1816 8 S. 395 f. 
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und zwifchen Menjchen aber, das veinfte und beite, was es gibt, 
würde diefe jo große Angelegenheit Frönen. 

Gibt es hiernächſt ein Mittel, die Scheidewand zwiſchen Ehrift: 
en und Juden allmählis fchwinden zu laflen, fo ift e8 die Ehe 
zwiſchen ihnen, indem auf. dieſe Weife durch die Bande des 
Bluts, Menfchen unter fich, aus Liebe in Brüder fih ummanveln, 
Die fich zunor noch fremd, ja bisweilen feinplich gegenüber ftanven. 
Die dauerhafte Ausſoͤhnung, welche aud Ehen der. Juden mit Chrift- 
en erfolgt, wird das Judenthum allmahlig aufheben. Geſetze aus 
dem römijchen und Fanonifchen Mechte, welche viefe Ehe verpönen, 
haben jich überlebt. Sie entwürdigen die Rechte, welche jever 
Menih aus ver Liebe zu jeindirMitmenfchen bat, jie entheiligen 
und fihänven: das Heiligthum der Gewiſſensfreiheit in der freien 
Wahl eines erfohrenen Lebensgefährten. Diefe Prohibitivgeſetze aus 
einem barbarifchen Zeitalter, welches Habſucht und Fanatismus zu 
feinen Elementen Hatte, leiten ihren Abgrund aus der Tiefe des um: 
finnigften und roheſten Hafjes und unbegränzter Rache. Sie haben 
die Abfonvderung der Juden von den Chriſten gleichjam aufgendth- 
igt. Die von den Juden hierauf geſchehene Verbreitung ihres baby: 
fonifchen Talmuds im Volke, ver gleiche: und noch mit mehr Haß 
gegen. Chriften angefüllte Grunvfäge enthält, ift aber die Haupt- 
urfache,. aus der die Juden Ehen mit Ghriften verabfcheuen. Daher 
Zommen auch ihre Beſorgniſſe, es möchten neue Gefege für Geitatt: 
ung diefer: Ehen ihr Judenthum, und den ihm zu Grunde fiegend- 
en Talmud vernichten, ver ‚allerdings für freundliche Annäherung, 
und anı allerwenigften zur Ausfühnung — Juden und Chriſt⸗ 
en einladend iſt. 

Iſt aber die echt chriſtliche Liebe allein die Wurzel jedes Rechts 
und muß ſie die Baſis aller chriſtlichen Geſetzgebungen ſeyn und 
bleiben, ſo gibt es für dieſe keine dringendere Pflicht, als die Ehen 
zwiſchen Ghriften. und Juden in deutſchen Staaten durch geeignete 
Geſetze zu janctionixren und zwar mit: der Beitimmung, daß fanımet- 
ficye Kinder aus einer und jeder Ehe, von. Juden, ganz gleichen 
Erbtheil, auch bei ihren Berehelihungen mit Chriften erhalten müßt: 
en. Dadurch: wireden die Juden nah und nah in den Yamilien- 
verein mit Chriften eintreten und endlich jene volle Emancipation 
von felbit erlangen koͤnnen, die aufferbem bei einer beharrlichen Be— 
folgung talmudifcher der chriftlichen Liebe - widerſtrebender Marimen 
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und. bei einer ermangelnden moraliſch religiöſen Fortbildung ohne 
Nachtheil für das chriftliche Gemeinweſen in unbedingter Maße ver 
jetzigen Mehrheit der Juden nicht zu gewähren ift. 

Die Ehe zwiſchen Chriſten und Juden, wenn ſie erſt durch mo— 
raliſch religidfe Heranbildung ver Juden mehr moͤglich gemacht word⸗ 
en und fortwirkend ind Leben und für das gefellfchaftlich glückliche 
Leben der Menſchen allgemeiner eingeführt ift, erfcheint als vie all— 
ein wahre Emancipation der Juden *). Nichts verſchmilzt getrennte 
Partheien und Wölkerfchaften mehr, nichts fühnt jie gründlicher 
miteinander aus, ald die eheliche Verbindung, das erfte und natür: 
fihfte Band der Menfchengefellfchaft. | 

Im Jahr 1832 wurde den Eurhefiifchen Landſtaänden ein Geſetz— 
entwurf wegen Givilehen zwifchen Chriften und Juden vorgelegt. 
Wegen der Form konnte ſich aber vamald noch nicht vereinigt 
werden *). Auch fprachen jih am 4. Mai 1836 in der 2ten 
Kammer der Württembergijchen Landftände der Chef des Minifter- 
iumd ded Inneren und ein Mitglied der Stände, der rühmlichft be— 
fannte Kanzler Dr. Wächter, für dieſe Ehen aus, 

Vorſchläge, wie vergleichen Chen nad) vorheriger entſprechender 
Proclamation zu folennijiven feyen, und einen Werth in den Augen 
des Publikums dadurch erhalten dürften, vaß die Religionsbeamten 
beider Verlobten, ald testes spectabiles (mie das canonijche Recht 
die Geiftlichen bei Erklärung des Eheconſenſes ohne Einfegnung 
nennt) gegenwärtig jind; ferner, wegen Aufnahme ver Kinder dar: 
aus in die Geburtsregiſter, Desgleichen wegen der für pofitive Glaub— 
enslehren vorbereitend zu veranftaltenden Erziehung derfelben, 
der ſehr wichtigen Erbfolge verfelben in völlig gleiche Raten und 
Portionen aus der Hinterlajjfenfchaft ver Eltern u. f. w., jo wie, 
dag auch in Ehen, in welchen beide Ehegatten jüdiſchen Glaubens 
find, für Auflöfung des Judenthums und der barbarifchen elter- 
lihen Gewalt ver Juden, als abjolut nothwendig, geforgt 
werde, ſodann wegen des Begrabens folcher Kinder, die weder ge- 





*) ©. 5. Krug in ber Vorrede zu Dr. Friedländers Schrift an bie 
Verehrer und Freunde Jerufalems. Leipzig 1828. S. VII. 

**) S. ©. Rieper’s Fritifche Beleuchtung der in ben Jahren 1831 
und 1832 vorgefommenen ftändifchen Verhandlungen über die Eman: 
eipation der Juden, Altona 1833. ©. 212. 
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tauft noch befchnitten find; veögleichen wegen noch anderer aus un- 
ehelichen Beiſchlafe vorhandener Kinder u. f. w. find zu näherer 
Erwägung und als Material für die zu erwartende Legiälatur zur 
möglichften Erreichung des hochwichtigſten Zweckes der Menfchheit, 
die Juden der hriftlichen Eivilifation ohne Aufnöthigung anzu: 
nähern und beide Partheien in Liebe und durch Vereinigung 
naturgemäß auszufühnen, bereits 1834 wa eine — *) 
veröffentlicht worden, 


*) Fr S. Klübrers intereffante Rechtöverhältniffe zwifchen. & Chriſten und 
Inden u. ſ. w. Dinkelsbühl 1834; die erſte Schrift für dieſe Ange⸗ 
legenheit. 
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Kurze Notizen, Auszüge aus Geſetz— 
und VBerordunungsblättern, Miscellen 
und literarifche Nachweifungen. 


Preußen. (Deffentlüher Unterricht.) Kür das preuß- 
iſche Rheinland ift mit Ende des vorigen Jahres eine neue Schul: 
ordnung als Inftruction für die Directoren der Gymnafien in Kraft 
getreten, die untern? 9. Dezember 1839 vom Minifterium ver Geift- 
lichen und des Unterrichts erlaflen worden if. Die verjchievenen 
alten Beftimmungen und Ginrichtungen jind dadurch aufgehoben 
und daſſelbe collegialifche Verhältnig, mie in den alten Provinzen 
eingeführt, wie überhaupt eine Gleichheit der Beſtimmungen, wie 
diefelbe im ganzen Staate gelten, darin ſich ausfpricht. 


In diefem Jahre foll in Berlin ein deutſcher Gentralverein für 
Statiftif in das Leben treten. Die Zmedmäßigkeit eined berartig- 
en, durch ganz Deutfchland verzmeigten Vereins, befonderö deſſen praf- 
tifche Wichtigkeit in Beziehung auf Gefeßgebung, ift einleuchtend; 
die englifchen flatiftifchen Vereine, welche merfwürbig genug, felbft 
vom Auslande vie fpeciellften Materialien, die ſonſt ungefannt in 
ven Staatdarchiven bleiben, ohne Mühe erlangen, koͤnnen als Mufter 
dienen. 


(Gefängnißweſen.) Bon Seiten ded Minifteriumsd des Inn- 
ern werben jegt entfcheidende Schritte gethan, ver Juſtiz Hilfreiche 
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Hand durch die fittliche Befferung der Strafgefangenen 
in ven Zuchthäufern zu leiſten. Alle Gefangenen darin follen 
fireng in Klaſſen geſchieden werden, ebenfomohl nach Alter, wie nach 
Art der Vergehungen und zwifchen venfelben alle Gemeinfchaft auf- 
gehoben ſeyn. Einer der Hauptübelftände war bisher die Verpacht- 
ung der Arbeitöfräfte, ver man die Sonderung der Gefangenen un: 
terordnete. Der Erlaß des Minifterd befiehlt nun, daß dieß ferner: 
bin Fein Grund mehr feyn foll eine Vermiſchung der Klaffen oder 
gar ver Geſchlechter zu geftatten.. Ganz beſonders ſoll eine Befler- 
ung der jugendlichen Sträflinge, zu welchen jever bis zum vollen= 
Beten: 18. Jahre. gerechnet wird, eine. Hauptaugenmerk der Direction 
feun; und für dieſe nicht allein „Unterricht und Lehre einwirken, 
fondern auch eine unausgeſetzte Beobachtung bei Tag und Nacht; 
nach Ermeſſen auch die gänzliche en alſo das Salem, 
wenn ed nöthig ericheint. 


(Förmlichkeiten bei Eidesabnahmen.) Schon durch 
frühere Vorfchriften war. den Gerichtöbehörven die, Beftimmung; der 
Gerichtöorbnung in Erinnerung gebracht worden, die Eidesabnahme 
nicht in Öffentlicher Gerichtöftube, alfo nicht in Anweſenheit Fremder, 
nicht zur Sache gehöriger Perfonen, und nur dur Mitglieder. des 
Gerichts, nicht Durch Neferendarien und Auscultatoren zu bewirken. 
Die Locale der Gerichtsbehorden, ſowie die, mangelhafte Beſetzung 
der Gerichtshoͤfe bei einem Ueberfluſſe von Referendarien, waren 
die Urſache geweſen, daß dieſe Vorſchriften nicht immer genau be— 
folgt worden ſind. Auf Veranlaſſung einer. koͤnigl. Beſtimmung 
hat der Juſtizminiſter dieſe Vorſchriften nicht nur von Neuem ein— 
gefehärft, ſondern auch feftgefegt, daß die Eide in Zukunft in einem 
befonderen, angemefjen decorirten Zimmer vor einem ſchwarz behang⸗ 
enen Tiſch, ‚auf. welchem ein Crucifix fteht, abgenommen werden 
jollen, wie das bei einigen Gerichten ſchon längft beſteht. Wo bie 
Beſchränktheit des Locald ed nicht. zulaſſen ſollte, ein beſonderes 
Zimmer dazu einzurichten, ſoll der Tiſch mit dem Crucifix in dem 
Seſſions- oder doc ‚in einem Zimmer aufgeftellt werben, in welch⸗ 
em ber gerichtliche Gefchäftswerfehr eingeftellt werden kann, ſobald 
der Fall einer Eivesleiftung eintritt, In einem folchen Zimmer fol 
dann aber auch vie Einrichtung getroffen ‚werben, ‚daß von dem 
Geichäftöverkehre moͤglichſt wenig in. die Augen fällt und keine Zers 
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fireuung dadurch herbeigeführt werden kann. Die Mobilien. darin 
müſſen ſchwarz angeftrichen, und die Repofttorien follen, wenn fie 
nicht Thüren baten, mit — Vorhängen. verfehen fenn. 


(Zur Sanseite — Boltgefeggekuig) Die — 
mer der Preußiſchen Geſetzſammlung für. 1840 gibt vie Ueberein— 
kunft mit der freien» und Hanſeſtadt Hamburg wegen geg- 
enfeitiger Verkehrs⸗Erleichterungen. Sie enthält folgende. Beſtimm⸗ 
ungen: 1.) „der Senat der freien "und Hanfeftant Hamburg macht 
fich, Preußen und Hierdurch zugleich den übrigen Staaten: ded Zolls 
vereind gegenüber, verbinnlich, während der Dauer der gegenmwärtig- 
en Mebereinkunft, weder die nachbenannten, jet in Samburg von 
allem Zoll befreiten‘ Artikel: a) Leinen, bunte Keinen mit Baum: 
wolle gemifcht, leinene und wollene Lumpen, alte und neue Wäfche, 
- Garn und Gurten von Flachs, von Hanf und von Baummpolle, 
rohe Schaf und Lammwolle; 5b) Waizen, Roggen, Hafer, Gerfte, 
Buchmaizen, Malz, Kartoffeln und Mappfanıen; ec) unverarbeitetes 
Kupfer und Meſſing, Schiffskupfer, altes zum Einſchmelzen beftimmtes 
Meffing und Kupfer und Kupferkräze, Kupfer und Mefjingplatten ; 
roher Zink, verzinnted und unverzinntes Gifenbleh; d) Baarfchaft- 
en und Münzen, unverarbeitetes Gold und Silber und Kräze, vie 
aus dem Merfeinern der enlen Metalle herrührt; e) Drudfchriften, 
Bücher, Muſikalien und Landkarten; f;) Delkuchen, Borke; Knochen; 
aus den Vereinsftanten kommend, oder dahin gehend, mit einem 
Zolle zu belegen, noch den Tranfit nach dem in der Samburgifchen 
Zollordnung vom 25. Fehr. 1835 davon aufgeftellten doppelten Ber 
geiff, ſowohl der freien Durchfuhr, ald des fiftiven Entrepots, fir 
Waaren aus- und nah den Vereinsſtaaten zu belaften. 2.) Im 
gleicher Weife geht der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg 
die Verpflichtung ein, vom 1. Novbr. 1840 an, Die nachbezeichneten 
Gegenftände: Hirſe, Erbfen, Bohnen, Linfen, Wicken, Spelt, Anis, 
Kümmel, Mehl, Krapp, Saatoel, Arfenit, Blaufarben, Galmei, 
Gips, Graphit, Mineralerve, Mörtel, Mühlfteine, Rotbfteine, Smalte, 
Töpfererde, Traß, Trippel, Tuffftein, Walkererve, Schwefel,‘ Zink im 
Blechen und Steinfohlen, aud den Vereinsſtaaten fommend, oder 
dahin gehend, vom Eingangszolle gänzlich“ zu befreien. 3.) Nicht 
minder wird von Geiten ded Senats ber freien Stadt Hamburg zu: 
gefagt, die nach der revidirten Hamburgifchen Zollorbnung v. 25; 
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Februar 1835 $. 20. unter dem Namen Schiffszoll beſtehende 
Abgabe ver Oberelbiichen vereinslännifchen Bahrzeuge dahin zu ver- 
einfachen, daß vom 1. Januar 1840 an, für Fahrzeuge über zwanzig 
Laſten Tragfähigkeit, — die Laft nach dem ſchon bisher bei der Er— 
bebung dieſes Schiffzolls in Hamburg beftehenden Gebrauche zu 
6000 Pfund gerechnet, — zwei Marf Gourant und für Fahrzeuge ‚bis 
einfchlieplich zwanzig Laſten Tragfähigkeit eine Marf Courant ent- 
richtet werben follen, und mobei auch ferner die Erleichterungen im 
Anwenbung bleiben werben, welche in $. 21 der gedachten Zoll 
verorbnung unter Nr.5. und 6, zu Gunften der Flußſchiffarth aus 
geſprochen find. 4.) In Ermwiederung der vorftehend unter 1 bis 
3 enthaltenen Zugeflänpniffe wird von der K. Preußifchen Megier- 
ung, für fih und in Vertretung der übrigen Mitglieder des Zolle 
und Handelövereind, die DVerbinplichkeit übernommen, ven in das 
Gebiet dieſes Vereins eingehenden Hamburger Lumpenzuder, und 
die Hamburger Raffinade feinen höheren Eingangsabgaben, ald von 
den gleichartigen Niederländiſchen Erzeugniffen nach dem beſtehenden 
Traktate zu entrichten find, zu unterwerfen, vielmehr beivderlei Er— 
zeugnifje jegt und fernerhin auf völlig gleichem Fuße zu behandeln, 
5.) In gleicher Weife wird K. Preußifcher Seitd hierdurch die Zus 
jicherung ertheilt, vaß im Gebiete des Zoll: und Handels-Vereins 
der Hamburgifche Weinhandel gleicher Begünſtigung mit dem Nied- 
erlänpifchen Weinhandel in der Art genießen foll, daß, wenn vie in 
den Staaten ded Zollvereindg gegenwärtig zu Gunften des Groß— 
handels mit Wein beftehende Rabatt-Bewilligung auf die Eingangs 
Abgaben von den unmittelbar aus den Ländern der Erzeugung ein- 
geführten Weinen noch über ven 1: Januar 1840 hinaus fortge- 
jegt werben follte, oder andere Begünftigungen diefer Art jenem 
Handel etwa zugeftanden werden möchten, diefe Begunftigungen, von 
dem gedachten Zeitpunfte ab, gleichmäßig auf die aus Hamburg 
bezogenen Weine angewendet werden ſollen.“ 


(Uebereinfunft zwifhen Preußen und Sadfen zur 
Beförderung der Rechtspflege) Im 27. Blatte der Geſetz⸗ 
fammlung macht der Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten vie 
aus 49 Artikeln beſtehende Lebereinfunft bekannt, welche auf 
zwölf Jahre, vom 1. Januar an gerechnet, zwifchen Preußen und 
Sachſen zur Beforderrng der Rechtspflege gefchloffen 
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worden ift. Nach verfelben ift der Grundfag angenommen, daß 
Uebertreter von Strafgefegen aller Art von dem Staate, dem fie 
angehören, nicht ausgeliefert, fondern wegen der in dem anderen 
Staate begangenen Verbrechen zur Unterfuchung gezogen werben, 
Untertbanen des einen Staats, welche wegen Uebertretung von Straf: 
gefegen in den anderen Staat fich geflüchtet haben, ohne von dem- 
felben als Unterthan aufgenommen: zu ſeyn, werden auf Requifition 
ausgeliefert. Das gefchieht auch mit denen, welche feinem ver beid⸗ 
en Staaten angehören; Doch ſteht es dem Staate, welcher requirirt 
ift, frei, zuvor bei dem dritten Staat anzufragen, ob er ven Ange- 
ſchuldigten zur eignen Beitrafung reclamiren wolle. In den Fällt. 
en, in welchen ver eine der contrahirenden Staaten berechtiget ift, 
die Auslieferung zu fordern, tft er auch verbunden, die ihm von 
dem anderen Staat angebotene Auslieferung anzunehmen. Die Ue— 
bereinkunft erſtreckt fich nicht auf die Preußifchen Rheinprovinzen. 


#4 


Bayern. Zur Nationaldfonomifhen Geſetzgebung. 
(Fabrikweſen.) Hier erfihien eine Königl. Verordnung, die Ver- 
wendung der werktagsfchulpflichtigen Jugend in Fabriken betreffenn. 
Es heißt darin: fein Kind foll vor dem zurüdgelegten neunten 
Lebensjahre in Fabriken oder in Berg-, Hütt n= und Schlagwerk- 
en, zum Zwecke einer regelmäßigen Befchäftigung aufgenommen werb- 
en. Die Aufnahme eined Kindes zu diefem Zwerfe nach dem neunten 
Lebensjahre darf nur auf den Grund eined gerichtsärztlichen Zeugs 
niffes über Förperliche Tauglichkeit für die — Art der 
Beſchäftigung und über die Nichtgefährdung der Geſundheit und 
ber weiteren phyſiſchen Entwicklung durch dieſelbe, dann eines Zeug- 
niſſes der Lokal-Schul-Inſpection über bisherigen fleißigen Schul— 
beſuch und die Erwerbung der für das neunte Lebensjahr vorge— 
ſchriebenen Kenntniſſe geſchehen. Die Arbeitszeit für Kinder vom 
neunten bis zum zwölften Jahre wird auf das Maximum von zehn 
Stunden ded Tages feftgefegt. Diefelbe Hat niemald vor 6 Uhr 
Morgens zu beginnen und fpäteftens um 8 Uhr Abends zu enden. 
Auch ift diefen Kindern täglich zur Mittagdzeit eine volle Stunde, 
etwa von 11—12 Uhr, nach eined jeden Ortes Sitten und Ge— 
brauchen, dann im Laufe der Bor: und Nachmittagszeit nebſtdem 

1840. I. 27 
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noch jedesmal eine halbe Stunde. zur Erholung zu — und hie⸗ 
bei Bewegung zu der an zu gahelten. | 


en ) Die in. ‚der Sigung. der ſtaͤnd⸗ 
ifhen Kammer den 28. Jänner von dem, fönigl. Eommiffär, Mini: 
fterialvath v. Weigand, erftattete Nachweifung: über die Staats- 
einnahmen von 18°’/,, ergibt als Refultat: 1.) als Beſtand ver 
Vorjahre, und zwar an Baarſchaft 5,540,000. fl. an Effecten 
1,399,168 fl. 32 kr., welcher auf 18°”/,, übergeht; dazu ein Zus 
gang von 1500 fl. an Effeeten, wodurch eine, Gefammtfumme von 
6,940,668 fl. 32 Er. zum Uebertrag auf 18°°/,, entfteht; IL.) als 
ordentliche Staatdeinnahme. des laufenden Dienftes. in. dieſem Sabre 
der Betrag. von 33,741,743 fl, 43 Er. 2 HL, alſo 'gegen den Vor— 
anfchlag zu 28,981,360 fl. die bedeutende Mehrung von 4,760,382 fl. 
43 fr. 2 bl. Zu jenen Einnahmen fommen jedoch noch a) vie nach 
$. 2. des Finanzgeſetzes vom Jahre 1837 aus der dritten Yinanz- 
periode herüubergenommenen 300,000 fl. b) der Zuſchuß zum Re— 
fervefonds mit 500,000 fl. ec) die weiteren Zuſchüſſe zur Beftreit- 
ung der außerprbentlichen Ausgaben. mit 1,809,451 fl. 29 fr. 2 Hl, 
d) Activreft aus früherer Periode 21,059 fl, 42 Er. 1 hl., wodurch 
fih eine Gefammtftaatseinnahme für das Jahr 18°”/,, entziffert von 
36,272,524 fl. 55 fr. 1.5; IIL) als orventliche Ausgaben des 
laufenden Dienjted find nachgewiefen 29,434,848 fl. 52 Er. 3 Hl, 
dazu noch die im Budget nicht vorbergefeheuen Anfälle, welche a 
Conto des Reichsreſervefonds verausgabt find mit 237,286 fl. 19 Er. 
3 HL, nebft den Ausgaben nad $..6 des Finanzgeſetzes vom Jahre 
1837 mit. 1,809,451 fl. 29 Er. 2 HL, fo daß fich die Geſammt— 
ausgabe für das Jahr 18°”%, auf 31,481,586 fl. 42 Er, ftellt; 
IV.). bei der Abgleihung der, Hauptergebniſſe dieſes Jahres ergibt 
fich johin aus der Einnahme zu 36,372,254 fl. 55 Er. 1 HE. um 
der Ausgabe. mit 31,481,586 fl, 42 Er, ein Einnahmeüberſchuß 
yon 4,890,668 fl. 13 Er. 4 h bla welcher. auf das Jahr 18°%,, zu 
übertragen ift, . | | 


| (Schutz des Eigenthums an. Werken der Literatur 
und Kunſt.) Der den, jept verjammelten Ständen darüber por— 
gelegte Gejegesentwurf enthält 13 Artikel: - Mach vemfelben dürfen 
Werke der Literatur und: Kunft, ohne, die (zu jeder. neuen Auflage 
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erforderliche) Einwilligung des Urhebers, feiner Grbem ober Rechts⸗ 
nachfolger weder verbffentlicht noch nachgebildet, oder auf, mechan⸗ 
iſcheun Wege vervielfältigt werden. Ausgenommen ind Werke ver 
Baukunſt in ihren äͤuſſeren Umriſſen, Öffentliche Denkmals, Druck 
ſchriften ohne Namen des Urhehers oder Verlegezs und die Auf⸗ 
nahme einzelner ſchon früher gedruckter Auffüge, Gedichte u, ſ. w 
in literariſchen Zeitſchriften, Sammlungen, Chreſtomathien und Als 
manachen. Zenes ausſchlie ßliche Recht erliſcht, wenn: der, Urhebar 
eine phyſiſche Perſon iſt, 30 Jahre nach ſeinem Tade, weun ed aber 
einen juriſtiſche Perſon iſt, oder das Werl erſt nach feinem Tode 
erfcheint ‚oder auf: demſelben nur: der Verleger genannt iſt, 20 Jahre 
nach Erſcheinen des Merked. Wenn: DaB. Werk: au mehreren zu; 
ſammenhaͤngenden Bänden beſteht, fängt ver hreißigiährige, Kermin 
erſt vom Erfcheinen des. letzten Bandes an, ſofern nicht zwiſchen dem 
Erſcheinen der einzelnen: Bände mehr als drei Jahre verfloſſen ſind 
Der König kann für einzelne Werke Priyifegien auf einen .beftimuntz 
en: Zeitraum: ertheilen. Jever: Bayer, der ein eigened oder fremdes 
Werk herausgiebt, muß zwei Bremplare: von der beſten ‚Sorte, an 
das Minifterium: des Innern abliefern. Wer ein: Werft rechtswid⸗ 
tig: veröffentlicht; nachbildet oder verniekfäktigt, hat den Beeinträcht⸗ 
igten volle Entſchäädigung zu leiften und mird'nehft dem, an, Gelb 
von. 50. bis 1000 fi. beftraft; die vorrätbigen: Grempfarg und bei 
Runftmerken auch die Formen, Platten, Steine ac. ‚werden konfis⸗ 
ziet und vernichtet. Die Entſchädigung ſoll auf ‚rise, „ dem: Vers 
kaufspreiſe von 50 bis 1000 - Exemplaren der vedhtmäßigen Aus⸗ 
gabe: gleichkommenden Summe beftimmt werden, ſoſern der Berecht⸗ 
igte. nicht höheren Schaden nachweißt. Der Verkäufer des Nach⸗ 
drucks wird gleich dem Urheber beſtraft und hat mit demſelben fos 
lidariſch für die Entſchäͤdigung zu haften. Die Unterſuchung wird 
bei den Diſtriktspolizei: Behorden in; exſter, den Kreigregierungen in 
zweiter und dem Staatsrathsausſchuſſe f in; L letzter A dnſtan Fi „rührt 
Die Gelabußen merben; nach Abzug der Unterſuchungskoffen. ver 
Armenlaſſe des Polizeidiſtrilts mp wie Uehertretung begangen wurde, 
zufallen. Ausländer, die nicht dem deutſchen Bundesgebiete guge⸗— 
bören, haben auf ven Schuß dieſes Geſetzes nur inſoweit Anſpruch, 
als diefer Schug in ihrem Vaterlande den baierifchen Unterthanen 
gewährt wird, 
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Wuürttemberg. (Kirchendisetplin) ‚Die evanigelifche 
Synode Hat ſich aus Veranlaffung- mehrerer Diseiplinarunter- 
fuchungen gegen’ Kirchendiener zur Erlaſſung allgemeiner Verfüg⸗ 
ungen art pie VDekanatamter, beziehmigsweiſe ſaͤmmtliche Geiftliche 
veranlaßt geſehen. Nach venfelben hat! man wahrzunehmen : gehabt, 
vaß die Dekane nicht immer’ ihrer Verpflichtung zu genauer Ue— 
Hier wach ung der ihnen untergebenen Geiſtlich en, bezüglich deren 
Aufflihrung ih” und auſſer· dem Amte und zur Anzeige der ihnen 
zagekömmenen Machtichten ber / Wießfaliſige Verfehlungen in der 
Weiſe nitichzukymmen, tote ſolches einerſeits durch die Anforderungen, 
welche im Inteteffe des Dienftes und zu: Erhaltung einer wohlehät: 
igen Wirkſamkeit der Seelforger an dieſe zu machen “find, anderer: 
faͤts abet auch durch die Rückſicht auf die betreffenden Geiſtlichen 
ſelbſt inſofern geboten iſt, als dieſelben vielfach durch rechtzeitige 
Warnungen und Correctionen jur Ordnung zurückgeführt werben 
kbunen, während eine unzeitige Nachſicht ſte zuweilen ſich ſoweit 
berirren Yaft, daß bei endlicher Anzeige und Unterſuchung ihrer 
Verfehlungen ſelbſt ihre und die Erxiſtenz ihrer Familien gefaͤhrdet 
wird. Es werden daher! ſaͤmmtliche Dekane aufgefordert, zur Auf: 
rechthaltung der Dischplin mit Eifer und Gewiſſenhaftigkeit mitzu: 
wirken und zu vieſem Behufe die ihnen untergebenen Geiſtlichen 
ſowohl in ihter amtlichen Thaͤtigkeit, als in ihrem, eine wohlthaãͤtige 
Wirkung derſelben weſentlich beölngenden Privatleben ſtets genau 
und ſtrenge zu uͤberwachen, die ihnen amtlich oder außeramtlich zu⸗ 
kommenden Nachrichten zu den‘ geeigneten Nachforſchungen zu be: 
nutzen und je nach dem Ergebniß derſelben ſowohl ſelbſt vie nöth- 
igen Etmahnungen zu‘ ertheilen, als auch nach Umſtaͤnden Bericht 
Drüber an das Gohftftorium zu erſtatten. Zugleich werden bie 
Dekanatämter benachrichtiget, daß die Bezirksaͤmter durch die Kreis: 
regierungen angewieſen worden ſind, die Defanatämter in ihrer Auf⸗ 
ficht auf Die ihnen "untergeoronteten Geiſtlichen durch Mittheilung 
alles: veſſen zu ünterftüßen; was ihnen gelegentlidy ihrer Amtsreiſen 
oͤder ſonſt von einzelnen Geiſtlichen Geſetz⸗ vder Ordnungswidriges 
bekannt old. 9 CHITEH ER Due Dur | 5 asp DET PO 
re en. Sat ICH DL. a SER 5—12 * 
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(Die Zufändigfeit ber Verwaltungsbehorden bei 
Exſghanſprüchen der Staatskaſſe an Staats dien ex 
und die Kautionen derfelben betreffend.) Hierüber pub- 
lizirt das Neg.= Blatt vom 14. Februar folgende Verfügung des 
Finanzminiſteriums: 

Se. Koͤnigl. Majeſtaͤt haben nach Vernehmung des Geheimen⸗ 
Raths, durch Höchfte Entſchließung vom 28. Januar 1840 Nad;- 
ſtehendes zu verfügen geruht: In Folge von Zweifeln, welche be- 
züglich der Geltendmachung und Verfolgung von ſolchen Forder— 
ungen der Staatsküſſe an Stautsdiener, die in dem Staatsdienſt— 
verhältniſſe ihren Grund haben, ſchon einigemal eingetreten ſind, 
werden die. betreffenden Behörden auf den Inhalt des Art. 22 des 
Erecutionsgeſetzes vom 15. April 1825 aufmerkſam geinacht, welchet 
den bei Gegenſtaͤnden der Verwaltung, zu denen jene Forderungen 
gehören, zu betretenden und einzuhaltenden Weg vorſchteibt. Da 
dieſe Vorſchrift namentlich auch auf Forderungen Anwendung findet, 
welche: der Staatskaſſe gegen Kaſſenbeamte des: Staats’ aus deren 
Dienſtverhaͤltniß erwachfen- find; ſo follen zu Vervollſtändigung - der 
fünftig auszuſtellenden Dienft-Gautions:Urfuinden in ven, durch. die 
Verfügung vom 27. Suli 1825 (Reg.-Bl. S. 435) vorgefchriebenen 
Formularen am Cingange nah: „durch mangelhafte Amis- oder 
Gaffen Führung“ — die Worte: „nach Maßgabe des Art. 2%: ves 
Exrecutions⸗Geſetzes vom 15. April 1825." — eingeſchaltet werden. 
Inden man’ diefe höchſte Verfügung hiermit zur Öffentlichen. Kennt: 
niß bringt, wird derfelben, um zugleich jede Ungewißheit über vie 
Behörde zu befeitigen, an welche ven Gaffenbeamten wegen Yorver: 
ungen des Staatd aus ihrem Dienſtverhältniſſe, und insbeſondere 
wegen der ihnen von der Rechnungs-Juſtifieations-Behoͤrde gemacht⸗ 
en Erſatzauflagen der Weg des Adminiſtrativ-Recurſes offen ſteht, 
noch beigefügt, daß gemäß dem K.- Eviete vom: 13. Dezbr. 1818 
in Anfehung derjenigen Taffenbeainten, deren Rechnungen die Ober- 
Rechnungskammer abzunehmen hat, das Finanzminifterium, und in 
Anſehung derjenigen, von welchen die Rechnungen durch die Ad— 
miniſtrativ⸗Collegien abgenommen werden, die Ober⸗ Rechnungs⸗ 
kammer die nächſte Recurs-Inſtanz bildet *). 
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) Dadurch iſt die Geſetzgehung des ‚Königreiches. in, Beziehung auf vie 
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u eod ule 77) ver. on 
Koniglicher rt vom 10. Februar 1840, bie Wichabe⸗ 
gun 
rupung der ‚Mlgemeinen Stände des Kira be⸗ 
— ne 
—— Exmſt⸗Auguſt, von Gottes — — 
ai — St. koͤniglicher Prinz. von Großbritannien; und 
Irxland „Herzog yon Cumberland, Herzvg — Sraunſchwven 
ran hist ner anund Lüneburg ꝛc. ꝛch 
MWir finden, Uns, in Gnaden — ‚nfen, —— und viel 
geliebten, Antexthanen Folgendes zu, eröffnen; ' 
5, Nachdem Wir die, Ueberzeugung „gewonnen, hatten, er: — 
Beſtimmungen ‚über ‚die Öffentlichen, Verhältniſſe Unſeres Königs- 
xeichs/ welche nad Patent vom 7, Dezember, 1819 aufitellt, zu Feiner 
Zeit aufrechtmäßige Weile befeitigt, worden. und nur eine fastifche 
Unterbrechung eineg Theils derſelben jeurch: das vormalige Staat: 
/Grundgeſetz von 26. September 1833 herbeigeführt war, mußte es 
Uns; als heiligſte Pflicht erſcheinen, jenen, rechtmäßigen. Zuſtand für 
niemals rechtlich erloſchen und: daher für volllommen ‚geltend zu er— 
Klaren; Nach / veiflichet Erwägung: aller Begebenheiten nach dem 
Zahre 1819 konnte Uns nur, der Wunſch Unferer getreuen Unter⸗ 
thanen, eine im Wege des Vertrages feſtzuſtellende Berfaffungs- 
Urkunde in Unſerem Koͤnigreiche zu beſitzen, bewegen, den Entwurf 
einer: Verfaſſungs⸗ Urkunde ausarbeitenzu laſſen, und Wir legten 
ihn ſobald als thunlich der unterm. T. Januar 4838 wiederberufen⸗ 
en allgemeinen Stände-Verſammlung, wie ſie ſich nach dem Patente 
nom. 7. Dezember 1849 herausgebildet Hatte und zu berufen. moͤg⸗ 
lich war, zur freien Berathung vor. Während. wir eine gerechte 
Anerkennung Unſerer landesväterlichen Abfichten erwarteten, mußten 
Wir Uns aus den in Unſerem Schreiben vom 15. Februar vw, J. 
angegebenen Gründen zu, Unſerem großen ⸗/Bedauern vexanlaßt find⸗ 
sen; dieſen Entwurf der ferneren Berathung. zu entziehen. Inzwiſchen 
vernahmen Wir ‚bald: nach dieſer Verfügung, daß won Unſern ge⸗ 
tweuen Unterthanen in allen Landestheilen Unſere frühere auf eine 
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Trennung der Juftiz von der Apminiftration (vergl. S. 304. 305. des 
gegen⸗wartigen Heftes) in einem ſehr wefentlichen Punkte ergänzt 
worden, D. R. 
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vertragsmaßige Feſtſtellung einer Verfaffungs-Urfunde gerichtete Ab- 
ht fortwährend dem Beſten des Landes entfprechend gehalten werde; 
und daß auf deren Ausführung der alffeitige Wunfch gerichtet fen. 
Mir fanden Uns dadurch nochmals bewogen, in Unferer unterm 
3. Mai dv. 3. erlaffenen Aufforderung darauf zurüdzufommen. Die 
allgemeine Stände-Berfammlung Unferes Königreichs Bat Uns bier- 
auf unterm 15. Juni v. 3. verfichert, daß nicht allein bei Unfern 
getreuem Unterthanen, ſondern auch in der allgemeinen Stänve- 
Berfammlung der ernftliche Wunfch herrfche, daß durch eine befonn- 
ene ordnungsmäßige Berathung die erwünſchte Vereinbarung zum 
Heil unfered Landes zu Stande fomme. Wir haben vdiefer Erkfär- 
ung Unfer lanvesväterliches Vertrauen gern gejchenft. Demzufolge 
it von Und eine Kommifften berufen, welcher es zur Pflicht ge: 
macht wurde, eine DVerfafjungs= Urkunde zu entwerfen, und dabei 
nicht allein Unſere Rechte, fondern eben fo gewiffenhaft die Nechte 
der Stände des Koͤnigreichs zu beachten. Bald nach Berufung viefer 
Kommiſſion batten Wir die Genugthuung, Unferen getreuen Unter: 
thanen durch die Proflamation vom 10. Sept. v. 3. venjenigen 
Beſchluß der Deutichen = Bundes Verſammlung zur Kenntniß bring: 
en zu koͤnnen, welchen diefelbe in Beziehung auf die Verfaff: 
ungs-Angelegenheit Unſeres Königreichd in ver 19. Sitzung 
ded vorigen Jahre gefaßt hat, indem die deutſche Bundes-Verſamm— 
fung darin Unfere Wünſche, daß bald möglichft mit ven dermalig— 
en Ständen über dad Verfaſſungswerk eine ven Rechten ver Krone 
und ver Stände entiprechende Vereinbarung getroffen werden möge, 
ihrer vertrauungsvollen Erwartung vollfommen entſprechend er: 
fennt. Wir find zwar der feiten Ueberzeugung, daß in vem Um: 
fande, daß die in dem Patente vom 7. Dez. 1819 begründete 
landſtaͤndiſche DBerfaffung niemals rechtöverbinvlih und zu Feiner 
Zeit auf eine bundesgefeginäßige Weiſe befeitigt ift, vie vollkomm— 
enfte Sicherheit liegt, daß der Schuß des deutfchen Bundes für dieſe 
landſtaͤndiſche Verfaffung — wenn es je darauf anfommen Fonnte — 
jederzeit zu gemärtigen war; gleichwohl ift die durch ven Beſchluß 
vom 5. Sept. v. I. erfolgte Zurücdweifung der gegen die bundesge— 
fepliche Rechtmäßigkeit Unferes Verfahrens erhobenen Anträge und 
Bedenken in fo fern von Wichtigkeit, ald jeder Verſuch, unrichtigen 
Anfichten Hierher Eingang zu verfchaffen, damit auf das Beftimm- 
tefte beſeitigt, umd namentlich der hin und wieder erhobene Einwand 
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der Incompetenz der dermaligen Stände-Verſammlung für immer 
ausgeſchloſſen It. Es ergeben nämlich die unverkennbar richtigen 
Süße, daß in Unſerem Königreiche nur eine allgemeine landſtäͤnd— 
iſche Verfaſſung, nur. eine allgemeine Stände-Berfammlung recht⸗ 
lich beſtehen könne, und daß nur vechtlich beftehenve 
allgemeine Stände zu- redhtögültigen Handlungen 
befugt jeyn fönnen, fo wie die Thatfache, daß von Uns nur 
mit der nach dem Patente vom 7. Dez. 1819 berufenen allgemein: 
en. Staͤnde-Verſammlung verhandelt worden. ift, die völlige Gewiß- 
heit der Rechtsgültigkeit viefer landſtaäͤndiſchen Verfaſſung, indem 
von der Deutjchen Bundes-Verſammlung ausdrücklich die derma— 
ligen Stände des Koͤnigreichs als viejenigen bezeichnet find, mit 
denen die hochwichtige Vereinbarung inöbefondere über die Rechte 
felbft von Uns zu treffen ift. Danchen entjpricht es Unſern Anu— 
fichten vollfommen, daß aud von dem Deutichen Bunde in eben 
und vemjelben Beichluffe die Verfaffungs: Angelegenheit in Unſerem 
Königreiche ald eine innere Landes- Angelegenheit amı- 
kannt if, Nachdem nunmehr vie Arbeiten ver Commiſſion gleich 
den ferneren Vorarbeiten erledigt jind, wollen Wir Unferer getreuen 
allgemeinen Stäanvde-Verfammlung den Entwurf einer, Berfarlungs- 
Urkunde für Unfer Königreich zur freien Berathung vorlegen laffen. 
Diejer Entwurf wird den Beweis liefern, daß Wir gern bemüht 
gewejen find, auch folchen zu Unferer Kenntniß gelangten Wunjd: 
en eutgegenzufommen, welche von dem Inhalte des. i. 3. 1838 vor: 
gelegten Entwurfs einer DVerfaffungs = Urkunde abweichen, inſofern 
Wir deren Erfüllung mit dem wahren und dauernden Wohle des 
Zandes vertraglich halten Eonnten. — Indem Wir hiemit bejtimm- 
en, daß die am 20. Juni v. I. von Uns vertagte allgemeine Stände: 
Berfammlung auf den 19. k. M. wienerum berufen werde, gewärt: 
igen Wir von fümmtlichen Mitgliedern beiver Kammern, daß je 
ſich zeitig in Unferer Reſidenz einfinvden. Zugleich finden Wir Uns 
veranlaßt, Folgendes zu eröffnen. Es ift befannt, daß, obgleich faft 
fümmtliche nach vem Patente vom 7. Dez. 1819 zur Theilnahme an der 
allgemeinen Stänvdeverfammlung beveshtigten und berufenen Perfonen 
* Gorporationen und Diftrifte Unſerer Aufforderung vom 7. Januar 
1838 Folge leifteten, doch jpäter im Laufe des Landtages mehrere 
Wahlberechtigte ihr Wahlrecht nicht ausübten. Die Vorſchriften, 
welche ſich auf die Wahl ſtändiſcher Deputirter und deren Verpflicht⸗ 
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ungen beziehen, find jo mangelhaft, daß fie nicht allein die Wirk⸗ 
jamfeit der allgemeinen landſtändiſchen Verfaffung nicht ſichern, 
ſondern daß fogar factifche Unterbrechungen viefer Wirkſamkeit von 
der Willführ einzelner Perfonen abhängen.‘ &8. fehlt zwar nicht 
an Mitteln, folche Fehler zu bejeitigen und. zur Aufrechthaltung 
ver bunvdesgefeglich. nothwendigen ftändifchen Verfaffung die geeig— 
neten Schritte zu thun; ingwifchen wollen Wir — jedoch nur unter 
der Vorausſetzung, daß die Wahlberechtigten nunmehr ihre, Pflicht 
erfüllen — davon einftweilen abftehen. Dagegen haben Wir zum 
Schuß Unferer getreuen Unterthanen gegen vie Zupringlichkeiten, 
womit unbefugte Perfonen fi zu dem Zwede der Berbinverung 
von Wahlen vie verfchievenften Umtriebe erlaubt haben, vie geeig— 
neten Mapregeln getroffen. Wenn nun auf der anderen Seite die 
allgemeine Ständeverfanmlung im ihrer Addreſſe vom 15. Juni v. 
J. viefe Lücken nicht überfehen und ſich dahin geäußert hat, daß 
ein aroper Theil der Wahlberechtigten mit ver Wahl neuer Des 
putirten zur allgemeinen Stände- Berfammlung deßhalb zurückge— 
blieben ſey, weil er einer aus der Wahlhandlung felbft zu folgern: 
den Anerkennung der Berfafjung von 1819 zu entgehen ſuche, und 
wenn Stände ferner den Wunſch ausgeſprochen haben, daß die hoch: 
wichtige Beratbung über die Verfaſſung des Landes unter Mitwirf: 
ung eines mbalichſt großen Theils der Wahlberechtigten vorgenommz 
en werde, da biervurch die Berfaffungs- Angelegenheit auf eine um 
fo mehr Vertrauen und Anerkennung findende Weife werde geord: 
net werden, und wenn Stände envlich gebeten haben, viefen An: 
ftand zu befeitigen, fo fünnen Wir es zwar nur tabeln und be: 
lagen, daß jene Wahlberechtigten fich einer von jenem Nechte un: 
zertrennlichen Pflicht entzogen haben. Wir erflären inveffen, obgleich 
es dahin geftellt bleiben mag, in wie weit dieſer Unterlaffung wir: 
fih der von der allgemeinen Stände-Verſammlung voraudgefegte 
Bewegarumd oder ein anderer Einfluß untergelegen habe, zur Be— 
feitigung etwa beftehenver Irrthümer das. Folgende: In: Unferem 
Referipte vom 15. Februar 1839 haben Wir zwar allerdings bie 
Thatfachen hervorgehoben, daß vie von Uns unterm 7. Januar 
1338 nach dem Föniglichen Patente vom 7. Dezember 1819 beruf: 
enen allgemeinen Stände des Königreichs im folcher Anzahl erfchienen 
find, daß der Eröffnung des Landtages Fein Hinderniß entgegenge- 
treten iſt, Daß. die nah dem Reglement vont 14. Dezember 1819 
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vörgefchriebene :Beeivigung der für legitimiert won Uns erkannten 
perföntih und amtlich Berechtigten, jo wie ber, Deputirten Feinen 
Anftand gefunden hat, fo wie daß die Conſtituirung beider. Kammern 
nach dem. obgebachten ‚Eönigl. Patente ordnungsmäßig eingetreten 
ift. Nicht minder führten. wir, die Thatfache an, daß Die allgemeine 
Standes PVerfammlung Uns am:9.: März 1838 ald Organ: ded ge: 
fammten Landes eine Addreſſe überreichte. .Emplich geſchah auch des 
Umſtandes Erwähnung, : daß die allgemeine Stände -Berfammlung 
fich derjenigen Thaͤtigkeit, zu: der fie berufen ift, ihren reglements⸗ 
mäßigen Berathungen, Beſchlußnahmen und Borträgen;' unterzogen 
bat: Dies: find Thatſachen, welche über jeden Zweifel erhaben find, 
und welchen. in. ihrem Zuſammenhange . eben fo wenig eine Wicht- 
igfeit abzufprechen ift; niemals aber ift. dieſe dahin auszubehnen, 
daß angenommen werben fünne):ald verbanfe das Beftehen der land- 
ſtaͤndiſchen Verfaſſung nach dem Patente vom 7.: Dezember 1819 
dieſen Thatfachen fein Dafeyn; oder. hange dieſes von ihnen ab. Es 
hat dies niemals Unjere Meinung: ſeyn koͤnnen, vielmehr iſt das 
rechtliche Beſtehen dieſer Verfaſſung, ganz abgeſehen von allen 
jenen Thatſachen, außer Zweifel. Wir nehmen demnach. keinen An— 
ftand, dem Uns von Unfern , getreuen Ständen zu erkennen gegeb- 
enen Wunſche gemäß, nd dahin auszufprechen, daß es einer ber 
fonvern ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Anerkennung ver ger 
dachten Berfaffung durch Ausübung der landſtändiſchen Wahlrechte 
nicht bevarf, noch jemald hat bevürfen können, daß vielmehr ven 
Wahlhandlungen ein mefentlicher Einfluß auf den Rechtsbeſtand der 
Berfaffung nicht beigemeſſen werden darf, und werden Wir hienach 
verfügen, daß die bisher in ordnungsmäßiger Ausübung ihres Wahl: 
rechts rückſtaͤndigen Korporationen und Diftrickte zur Befehung ver 
erledigten Deputirtenftellen in der allgemAnen Stände-Berfammlung 
aufgefordert werden. So gern Wir der Verſicherung Unſerer ge: 
treuen allgemeinen Stände = Berfammlung in ihrer Addreſſe vom 
15. Juni v. 3. volled Vertrauen fchenfen, daß jie bei ihren Ber: 
* Handlungen die Pflichten gewiffenhaft erfüllen,. welche: ihnen oblieg— 
en, eben jo gewiß. erwarten Wir in dem Bewußtfenn Unſerer wohl⸗ 
wollenden Gejinnungen , womit. wir die dauernde Wohlfahrt aller 
Klaſſen Unierer getreuen. Unterthanen zu begründen ftreben, daß 
von allen Seiten zu. vemfelben -Ziele-Eräftigit mitgewirkt werde, da: 
mit Wir endlich in den. Stand geiegt werden, Unfere Regierungs: 
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Thäriäkeit, anderen, Fit die Wohlfahrt gleichfalls wichtigen Gegen? 
ſtünden in ver Maße zuzuwenben, als es Unferen Wünſchen ent— 
ſprechen würde. Der gegenwärtige Etlaß Toll durch die erſte Ab⸗ 
theilung ver — — dr Anhdeitekun Kenntniß gebracht 
werden. — 
en Samen, den 10. btnir 1840. P 
el Ernſt —2 — 3* 
®. Frhr. v. Schele.“ 
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Kurheſſen. (Rechtsoverhältniſſe der Kurhefſiſchen 
Standesherren.) Ein Ausſchreiben des Miniſteriums des Inn— 
nern vom 31. Jänner 1840 iſt folgenden Inhalts: „In Gemäß: 
heit Höchfter Entfchliegung Sr. Hoheit des Kurprinzgen und Mit: 
tegenten wird bekannt gemacht, daß auf die Beſchwerde ſämmtlicher 
Standesherren in Kurheſſen, wegen Verlegung ihrer ftandeöherrlich- 
en Rechte, durch, die Gemeinde = Drpnung ‚vom. 23. Dftober 1334, 
bie deutiche Bunbeö- Berfammlung unterm. 23. September. ». I. den 
J gefaßt hat: © 

aß das Ediet vom 29. Mai 1833. über die ——— cechts 
„verhäftniffe der Kurheſſiſchen Standesherren, als ‚alleinige 
Norm für ben Rechtszuſtand ver Kurheſſiſchen Standesherren 
aaufrecht zu erhalten iſt, und die letzteren demnach in ven 
«BWBeſitz der Befugniſſe, die, Gemeindevorſteher zu beſtellen, und 
‚. die Bürger-, Nachbar- und Beiſaſſen-Rechte zu ertheilen, wieder 
neinzufeßen ind." 
Ye welche. ed angeht, haben ih hiecaafl zu achten. 

. alte am 31. Jänner 1840. 

———— Minifterium des Innern. 
Hanſtein. 
Vat. Ende," 


Nheinheſſen. (Zur Schulvdiſciplin.) Die Kreisblätter 
der Provinz enthalten amtliche Bekanntmachungen der Bezirksſchul⸗ 
commifſionen, die Anwendung Eörperficher” Strafen bei Schulkindern 
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betreffend. „Um den Beſchwerden zu hegegnen“ heißt es darin, „welche 
namentlich in neuerer Zeit vorgefommen find, daß Schullehrer Kin- 
der mit Stören. und andern. Gegenftänden gezüschtigt haben, wo— 
durch koͤrperliche Derlegungen entſtanden find, hat ber, großherz- 
Oberſchulrath die allgemeine Vorfchrift erlaffen, daß von den Schul- 
lehrern in ven feltnen: Fällen, im welchen, Eöxperliche Züchtig- 
ungen überhaupt nicht zu. ungehen find, nur Ruthen von Birfen- 
reifen: zu gebrauchen und Die Streiche auf dad Innere der flachen 
Hände zu geben ſeyen, und daß Lehrer, welche gegen Erwarten dieſer 
Vorſchrift zumiderhandeln würden, unnachfichtlich hierüber zur Rech— 
enfchaft gezogen werden ſollen.“ — Es wird hierauf die Beobacht-— 
ung biefer Verfügung, fo wie ver im Art. 39. der allgemeinen 
Schulordnung über die fürperlichen Strafen : überhaupt gegebenen 
Borfchriften aufs ſtrengſte eingefchärft. 





Buremburg. (Drganifation der Eivilverwaltung.) 
Für dieſes Großherzogthum find zwei am 4. Januar 1840 aus dem 
Haag erlaffene Fönigl. großherzogliche Orbonanzen in Betreff ver 
Drganifation der Autoritäten befannt gemacht worden. Die erſte, 
die Givil- Verwaltung betreffende, und aus 14. Artikeln — 
Ordonanz enthält folgende Einleitung: 

„Wir Wilhelm ıc. ꝛc. Nah Einficht Unſeres Beſchluſſes vom 31. 
Dezbr. 1830 und Unferer Proclamation vom 19. Febr. 1831; in 
der Abjicht, Unferm Großherzogthum Luremburg eine feiner jegigen 
Lage angeeignete Verwaltung zu verfchaffen, und hiedurch, fo wie 
durch die Begründung einer ſchaellen und vegelmäßigen Juftizver- 
waltung, zur Erfüllung Unferer, für das Wohl Unferer vielgeliebt- 
en Unterthanen ununterbrochenen Anftrengungen beizutragen, haben 
Wir für gut gefunden, zu veroronen wie folgt: „Nach dem item 
Artikel beſtehen die obern Autoritäten der Givil- Verwaltung aus 
dem Chef der Givilvdienfte, der Megentichaft des Landes; der Rech— 
nungöfammer, und der Direction der Staatöfaffe. Der 2te Artikel 
bejtimmt, daß der Chef der Givil-Dienfte, um die Angelegenbeiten, 
die ausjchlieplid zu feinen, Attributionen ‚gehören, zu erörtern, ‚die 
Gewalt bat, über das jubalterne Perſonal ‚ver Negentichaft des 
Zanded zu verfügen, und jedesmal, wenn er es für bienlich findet 
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die Mitgliever ſaͤmmtlicher hoͤhern Verwaltungs-Autoritäten zu Nath 
zu ziehen." Die Art. 3. und 4. ftellen die Bildung ber Regentfchaft 
des Landes, und der Rechnungsfammer fell. Der Ste Artikel bes 
trifft die Direktivn ver Staatöfnffe. Der bte beftimmt die Gehalte, 
und nach dem 'Tten Artikel ſollen, theils mit theils ohne Gehalt, 
den 'verfchiebenen Autoritäten gehötig geprüfte Candidaten beigegeb- 
en werden, um ihnen die Gelegenheit zu verfchaffen, ſich im Staats: 
bienſte zu Bilden. "Die Artit. 8 und 9. ſtellen die Reife- und Auf- 
enthaftöfoften, und die Büreaukoſten feft.” Der 1Ote Artikel handelt 
von den Attributionen des Chef ver Civildienſte. Der I1te Artikel 
von der Regentſchaft des Landes; der 12te von der Rechnungs: 
kammer. "Der 13te von der Direktion der Staatöfaffe. Der 14te 
Artikel endlich beftimmt, daß alle Gefeße und Ordonanzen, die nicht 
durch die vorhergehenden Artikel abgefhaft worden find, bis auf 
weitere Verfügung in Kraft bleiben follen. 

Die zweite Orvonanz befügt, daß die Zuftig- Verwaltung im Groß⸗ 
berzogthum durch eine hinteichende "Anzahl von Briedensgerichten, 
zwei Bezirfögerichte, einen obern — und einen Caſſations⸗ 
hef ausgeübt werden — ur 2" 


‚3, — 
ER. 
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Naſſau. (Zebhntablöfung.) “Das am 4. Februar d. J. 
auögegebene Verordnungsblatt bringt eine Verordnung über die 
Zehntabldfung zur Öffentlichen Kenntnif. Ein Zehntablöfungsge: 
feß, wie in mehreren anderen conftitutionellen Staaten Deutfchlands 
zum Vortheil zehntpflichtiger Grundbefiger beftchend, ift mehrjähr: 
iget Anſtrengungen der Deputirtenfammer ungeachtet, in dem Her— 
zogthum Naffau nicht zu Stande gekommen. Die’ Legisfation be- 
fhränft fich bei der num erfchienenen Verordnung darauf, die Abldf: 
ung der Zehnten und anderer Reallaften, der freiwilligen Ueberein- 
kunft der Betheifigten zu überlaſſen. Sie hat jedoch zur obern Keit- 
ung des Abfchlußgefchäfts, zur Vermittlung des Abſchluſſes ber 
Verträge zwiſchen den Berechtigten und Verpflichteten, ſo wie zur 
Vollziehung der wegen Sicherung der Abloͤſungscapitalien nach den 
Beftimmungen des Landes = Erebitcafje-Gefeges , eine bejondere, in 
ihrer Zufammenfegung und Stellung ver Landes-Creditcaſſedirection 
ganz gleichen Behörde unter ver Benennung: Zehntabldfungs- 
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&ommiffion. conftituirt., — — der Dee iſt 
noch zur Zeit feine, — oh 


(Randescreditcajfe) Daſfelbe —— enthält bie 
mit. Zuftimmung der Lanpftänvde ‚emanirte, Verordnung über eine 
Landescreditcaſſe. Der: Betriebgfonds dieſer Anſtalt iſt ;morläufig 
auf die Summe von ’3',. Millionen Gulden beſtimmt, welche durch 
won der. Landesſteuercaſſe garantirte Anlehen gegen 3, Prozem 
nerzinäliche Schuldſcheine au portour und durch, Greirumg unver⸗ 
zindlicher, den Werth, von einem; fünf und fünfundzwanzig Gulden 
darftellenvder und bei allen Zahlungen. an Hffentfiche; Gaffen iu, voll; 
em, Nennwerthe ‚gültiger. Papiere bis zum Belaufe ‚einer halben 
Million Gulven (Landescreditcaſſeſcheine) und, durch Benugung der 
zeitweifen Ueberſchüſſe ver. Landesſteuereaſſe, des Centralfonds, ver 
Depoſition u. ſ. w aufgebracht werden ſoll. Die, neue Landes— 
Crediteaſſe gibt Darlehen. zu 4 Proc. nur an, Herzogl. naſſauiſche 
Unterthanen und ſolche, (welche durch Güterbeſitz oder Gewerbbe— 
trieb im Herzogthum in Unterthanen-Verhältniſſen ſich befinden 
gegen gewoͤhnliche Schuldverſchreibungen, worin der Doppelte Betrag 
des Anlehens von im Inlande gelegenen Immobilien zum Unter— 
pfand bejtellt werden muß. --Aufferdem leiftet fie Vorſchüſſe zur 
Abloͤſung von NReallaften, namentlich von Zehnten in der Art, daß 
zur Sicherſtellung die Ablöfungs + und Darlehnsverträge ogy den 
Feldgerichten in. die Hypothekenbücher ‚eingetragen ‚werden, Die, Leit: 
ung und Verwaltung der Gejchäfte iſt einer beſonderen, dem herr 
zoglichen Staatominiſterium unmittelbar untergeordneten, zu den 
uͤbrigen Gentralbehörnen in, coordinirten Verhältniſſen ſtehenden, aus 
einem Divestor, und zwei ſtimmfuͤhrenden Mitgliedern zufammenger 
fegten, Behoͤrde, „unter der, iHocanuns Fahr 
übertragen. eg eos siehpin sam 77 Del hi nk 

ie yanıımn an wants} 

"(Ranhröhaunsrmaftung) Das Verorpnungsblatt. macht 
noch eine pritte Verordnung bekannt, weldhe,-auffer der Wintheilung 
des Herzogthums in neue Baubezirke mehrere Regulative über die 
Geſchäftsfuͤhrung ver. herzoglichen Beauten und —— in Sach⸗ 
en der anigen Kae OBÄEh 2.03 644 ee 

aaa TO HI ES da Atmen 
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Schleswig uud Holſtein (Strafgeſetzbuch.) Aus ver 
Schleswig » Holftein- Kauenburgifchen Kanzlei: ift: unterm 28. Januar 
d. 3. folgendes. koͤnigl. Commiſſorium an die Berin sähe: Vereich 
neten ausgefertigt worden -  " 

Chriftian der Achte ꝛc. ie ER aa: Wohledler, 
Liebe: Getreue! Wir haben Uns allexgnaͤdigſt bewogen gefunden 
eine Commiſſion zur Ausarbeitung. des Entwurfs eines Strafger 
ſetzbuchs für die Herzogthümer Schleswig und Holſtein, ſo wie der 
Entwürfe zu Verordnungen, über, die Zeit, binnen welcher ein Ber- 
bafteter vor feinen Richter zu ſtellen und abzuhören iſt, und über 
die Beringungen und Wirkungen, des Indicienbaweifed allerhöchft 
anzuoxdnen. Zu Mitgliedern: dieſer Commiſſion wollen mir vi, 
den deſignirten Präfiventen des Schledwig # Kolitein =; Lauenburg- 
ischen. Oberappellationdgerichts, Unferen Conferenzrath, Oberprocur 
reur und Deputirten:in Unſerer Schleöwig = Holflein<Rauenburgifchen 
Kanzlei Johann: Paul Höpp,: dich Unfren Etatsrath und Kanzleis 
deputirten Johann Bernhard Hederich Rathgen, dich Unſern Etats- 
rath und Profeffor Niels Nikolay Falk, nich. Unſern Kanımerjunfer 
und- Dbergerichtörath. Carl Benedikt Schirach und dich Unſren Ob: 
gerichtsrath Chriſtian Otto: Michael Fontenay allerhöchſt ernannt 
haben. ‚Bei Ausarbeitung: der Entwürfe iſt von euch namentlich 
darauf zu achten, daß auf. eine Uebereinſtimmung in der Criminal— 
geſetzgebung für alle Staatstheile hingewirkt werde, und habt ihr 
nach beendigter Arbeit die Entwürfe. nebſt ven Motiven an Unſre 
Schleswig⸗Holſtein⸗Lauenburgiſche Kanzlei einzuſenden, melche Uns 
dieſelben demnächſt zu Unſerer allerhöchſten Prüfung vorzulegen 
haben wird. Die Beſtimmung des Orts für eure Zufammenkünfte 
wollen Wir dem erften und dirigivenden Mitglieve, Unſerem Con— 
ferenzrath Höpp überlaffen, und e8 euch geftattet haben, mit der 
Protofollführung bei euren Zufammenfünften einen dazu geeigneten 
Mann zu beauftragen. Wornach ihr euch zu achten und ven Emp— 
fang dieſes Commiſſorii an Unſre Schleswig-Holſtein-Lauenburgiſche 
Kanzlei einzuberichten habt. Wir bleiben euch übrigens in koͤnigl. 
Gnade gewogen." — Gegeben x. 


Braunfchweig. (Staatsrehnungdmefen.) Folgendes 
it ein Auszug des den Landſtaͤnden vorgelegten Etats für die Fi- 
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nanzperiode von 1840 — 42. Er gibt einen erfrenlichen und über- 
zeugenden Beweis für- ven in der Thronrede bei Eröffnung des Land⸗ 
tages erwähnten. blühenven Zufland der Hülfsquellen des Landes, 
Der Etat der Kammerfaffe zeigt für die neue Finanzbehbrde ven be 
deutenden Ueberſchuß der Einnahme: über die Ausgabe von 492,458 
Rthlr,, denn während die Ausgaben (darunter 662,167 Rthlr. an 
die herzogl. Hofſtaatskaſſe, 108,000: Rthlr. für Domainenbauten, 
46,554 Rthlr. Forftkulturkoften 27,300 Rthlr. Koften des Lands 
geftütes und 309,291 Rthlr. Kapttalzinfen), zufammen 1,663,638 
Rhlr. betragen, beträgt vie Einnahme (darunter die Domainenpacht⸗ 
en und Gefälle 1,025,184, von Forften, Jagden u. f. w. 703,907, 
von Berge und Hüttenwerken 400,000 Rthlr.) 2,156,091 Rthlr. 
. Unter ven Einnahmen des Staatöhaushalts-Etats findet fih, außer 
jenem Ileberfchuffe des Kammerguted an: Grundabgaben 959,263 an 
Ueberſchuß des Salzmonopold 29,454, Stempeljteuer 102,000, Chauffes 
und ähnliche Gelver 151,770, UWeberjchüffe von ven Leihhausan- 
falten 50,000, Lotterieintraden. 38,390, und ald Summe aller Ein: 
nahmen 3,174,949 Rthlr. Die Gefammtfunme der Ausgaben ift 
jener der Einnahmen gleich. Bon ven einzelnen Puncten jind zu 
erwähnen die Landtagskoſten und ftänvifchen Gehalte mit 31,270, 
Zuftizverwaltung 446,162, die gefammte Finanzverwaltung mit 
371,052, die Militärverwaltung: laufendes Bedürfniß, erelufive Poli: 
zei - Militär 782,001, Voligei- Militär: 73,880, ſchwimmender Etat 
42,000 Rthlr., Penjionen: a) bei ver Eivilverwaltung 193,314, 
b) bei ver Mititärverwaltung 94,340 Rthlr. Behufs ver Landes— 
fhuld: a) Gapitalzinfen 351,000, b) Amortifationsfonds 135,000 
Rthlr. 
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Zur Gefeßgebung über das Armen: 
wefen im Großberzogtbum Heilen. 





Rückblick auf die ftändifchen Verhandlungen auf dem Land- 
tage vom Jahr 1833 im Großherzogthum Heffen 
über einen Antrag, wegen Grrichtung von Armenver- 
forgungd> und Armenarbeitshäufern. Zugleich Ein: 
leitung zu einer Darftellung der ftändifchen Verhand— 
lungen auf dem Landtage v. 3. 1838—39, über ven 
von der Staatöregierung vorgelegten Gejeßedentwurf, 
wegen zwangsweijer Verbringung arbeitsjcheuer SBer- 
jonen in Gemeindearbeitsanftalten, und Beitrag zur 
parlamentarifchen Beſprechung des modernen Pau⸗ 
periöm. 


Schon auf früheren heſſiſchen Landtagen geſchahen Anregungen 
in Bezug auf dad Armenwefen und namentlich in Bezug auf dad 
Betteln, aber ohne ein Refultat. Indeſſen Eonnte dem Beobachter 
die Betrachtung nicht entgehen, daß das Wohl des Gemeinweſens 
jur forgfameren Beachtung dieſes Gegenſtandes auffordere, daß vieler 
auh immer mehr die üffentliche RER in Anſpruch 
nimmt *). 





*) Bergl. die Schrift: S Gmitt: — über Bevölkerung, Ar⸗ 
beitslohn und Pauperism in ihrem gegenwärtigen Zuſammenhange. 
Leipzig 1836. bef. Abjchnitt I. „Ueber den Bauperism“ S. 310 1. — _ 

1840. L 28 Ä 


— 444 — 


Vielfach iſt anerkannt worden, wie ſehr die ſtändiſche Wirkſam— 
keit dadurch erhöht und befruchtet werde, daß der Ständeſaal Männ- 
er aus allen Klaſſen der bürgerlichen Geſellſchaft vereinige. Es iſt 
ein Erfahrungsſatz, daß ein Mann, der in vielfachem Verkehr mit 
der Außenwelt ſteht und täglich Gelegenheit hat, vie nieveren Volks— 
klaſſen zu beobachten und ihre Bedürfniſſe zu erkennen, dabei vie 
‘Gabe befitt: „pie man von feiner Frau Mutter ererbt,“ nur ein 
fehr nützliches Mitglied einer Wahlkammer iſt. in folher Mann 
ift der Gaftwirthb Georg Dieffenbah in Zwingenberg an 
der Bergftraße, welcher Mitglied :ver beiden Landtage von 1833 und 
1834 war. | 

Ein Ergebniß feiner Anfchauung und feiner tarauf gegründeten 
Selbftberathung ift folgender Antrag, den er in ver 36ten Sigung 
der zweiten Kammer am 5. März 1833 ftellte und ver fchon aus 
dem Grund, um feine Individualität nicht zu verwifchen, feiner ganz- 
en Faffung nach hier wiedergegeben werben muß: 

„Die Erfahrung bemweißt leider, tagtäglich mehr zur Genüge, daß 
die Art und Weile, wie man feither bei und die Armen zu verforgen 
gewöhnt war, nicht mehr zureichend ift, indem pas, was jie biöher 
aus den Gemeinvefaffen *), oder aus ven beſtehenden Armenfonds 
bezogen, kaum ven vierten, vielleicht nicht einmal den fünften Theil 
von demjenigen betragen haben mag, was ſie zu ihrer Höchften 
Noth brauchten“ **), 


Mit Necht bemerkt der Verfaſſer inder Vorrede, daß es ſich um wahre 
Lebensfragen handelt, und den vor einigen Jahren in der zweiten 
Kammer der Stände des Königreihs Württemberg von dem Univer: 
fitätsrathe Haas geftellten motivirten Antrag, „die Regierung zu hit: 
ten, durch Fräftige Hülfe für und gegen die Läftigen und Schäblichen 
in den Gemeinden und Familien eine zwifchen ver Armenverforgung 
und den Strafanftälten beftehende Lücke auszufüllen ze.” und die Ver: 
— — über dieſe Motiven. Noch in dieſem Jahr 1840 wird die 
gleiche Angelegenheit auf dem badiſchen Landtage verhandelt 
werben. 

*) Nach der beftehenden Gefeßgebung haben im Allgemeinen die Gemeind-: 
en ihre Armen zu unterhalten. Nach Art. 85. der Gemeindeordnung 
gehört zu pen Gemeindenusgaben namentlih: „Unterflügung armer 
Gemeindeeinwohner, auch ärztliche Hülfe für fie, Schulunterricht für 
arme Kinder.“ 

**) Daher jagt Ebel ©. Bi. feiner Schrift: Anleitung zur Ver— 
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„Kein Wunder alfo, wenn fie feither an vielen Orten die Milo: 
thätigfeit der Einzelnen in einem faft unerträglichen Grave in An: 
foruch nahmen, und da, mo nicht genug geſpendet werden Eonnte, 
auf Abwege gerathen, vie freilich nur geeignet waren, ihren un- 
glücklichen Zuftand zu verfchlimmern, bie aber die Noth einzufchlag- 
‚en gebot, und auf dieſe Weile jchon oft die allgemeine Sicherheit 
gefährveten. Je entichiedener richtig diefe Behauptung ſteht, deſto 
mehr mag ed im wahren Intereffe des Stanted liegen, alle ihm zu 
Gebote ftehenden Mittel zur Verhinderung einer weiteren Ausbild⸗ 
ung dieſes Uebelftandes aufzubieten. Nach meiner Anjicht gibt es 
bierzu Fein unfeblbarered Mittel, ald die Errichtung von Armen— 
verforgungshäufern, nad der Art und Weile, wie fie ſchon 
in Deutichland und auch in anderen Staaten bejtehen, und viel- 
leiht den unfrigen zum Mufter dienen mögen, Solche Anftalten 
müßten aber unftreitig eine fo große Ausvehnung erhalten, und der 
Zahl nah fo viele werden, daß darinnen nicht allein alle ar: 
beitsunfähige, ſondern auch alle arbeitsfähige (arbeitsfchene und 
vervienftlofe) Armen aufgenommen werben koönnten. Cine ſolche 
Ausdehnung würde alsdann zur Folge haben, daß man wohl in jedem 
ehemaligen Landrathsbezirk*) eine derartige Anftalt errichten müßte. 
Dadurch mürde ed aber auch dem Staate möglich werben, eine 
Menge jeiner Glieder, vie heute ihrem Untergange ganz nahe find, 
vermöge ihrer Arbeitöfähigkeit aber ihm (dem Staate) jehr nüglich 
feyn könnten, vielleicht noch zur rechten Zeit zu reiten. Darunter 
rechne ich Diejenigen, vie wegen Unbrauchbarkeit oder böfen Rufes 
nirgends Unterkunft finven, alfo feine Gelegenheit haben, ihren Un— 
terhalt zu verdienen, auch zu Unterflügungen wegen ihrer Arbeitd- 


waltung des Gemeindevermögens nad der Örofherzog- 
lich Hejfifhen Gemeindeordnung. Gieffen 1827: „Almoſen 
und Almofenunterftüßung find in ben meiften Gemeindebudgets noch 
viel zu wenig beachtete Artifel" — „Nicht blos die Menjchlichfeit, 
auch das Gejeg verpflichtet jede Gemeinde, ihre Armen zu unterftüßen 
und, wo das Gemeindeeinfommen nicht ausreicht, auch dieſes Bedürf—⸗ 
niß durch Umlagen zu deden,” fügt der Verfaſſer hinzu: 

*), Im Allgemeinen hatte ein Landrathsbezirf eine Benölferung von un- 
gefähr 20,000 Einwohner. In Folge der neuen Organifation der Ber: 
waltungsbehörden im Jahre 1832 wurden mehrere Landrathsbezirke 
zu einem Kreisrathsbezirf vereinigt. 

28 * 
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fähigkeit fich nicht wohl qualifiziren‘, dabei aber doch leben wollen, 
und nun, von Hunger und Noth getrieben, oft zu den fhredlichiten 
Hülfsmitteln ihre Zuflucht nehmen müffen, und dadurch nicht allein 
ihre Rage, fondern auch Die des Staates immer mehr verfchlimm- 
ern. Man werfe nur einen forfchenvden Bli auf die feitherige An— 
bäufung der Gorrigenden und Züchtlinge und man wird fich, leider 
nur allzubalo davon überzeugen, daß dieſe Beſchreibung nicht über: 
trieben ift. *) Unter die Arbeitunfähigen müffen wohl auch bie. 
Kinder verarmter Eltern gezählt werben, die bier wor allen berüd- 
fichtigt zu werben verdienen. Auf ihre Verforgung muß der Staat 
das größte Gewicht Iegen, weil von ibrer Erziehung oder Vernach— 
läßigung ihr ganges künftiges Glüd oder Unglück abhängt. Diefe 
möchten meines Erachtens am beften auf die Weife zu verforgen 
ſeyn, in welcher man in neuerer Zeit unfere Waiſenkinder erziehen 
läßt, **), weil ohnehin ihre Aufnahme in den vorgefchlagenen Ver: 
forgungshäufern eine allzugroße Erweiterung herbei führen, und 
vielleicht fo Foftipielig werben dürfte, daß man zulegt gendthigt 
wäre, dad ganze Projekt aufzugeben. Dabei würde ed noch fehr zu 
bezweifeln feyn, ob leßtere Verforgungsart in Arbeitshäufern, der 
fchlechten Beifpiele wegen, welche die Kinder dort fehen dürften, der 
erfteren vorzuziehen fey. Was die Mittel betrifft, die zur Gründ- 
ung und Erhaltung befagter Anftalten erforderlich find, fo mögen 
fie freilich fehr bedeutend und vielleicht bedeutender feyn, ald man fie 
zum Voraus in Anfchlag zu bringen vermögend ſeyn wird, und es 
handelt ſich fomit vorerft von ber Hauptfrage, ob auch der Staat 
diefe Mittel aufzubringen vermöchte? Nach meinem Dafürhalten 
find dieſe Mittel da, und ich glaube ihr Vorhandenſeyn am ein- 


! 


7 Wichtig ift das Moment, daß im Großherzogthum Heſſen bisher Fein 
Berein zur Beſſerung der Strafgefangenen und BVerbefierung des Zus 
ftandes entlafjener Strafgefangener beitand, obwohl das Wirken folder 
Bereine in andern deutfchen Staaten bewies, wie wohlthätig biefes 
if. Erft vor Kurzem ift in erferer Beziehung eine Anregung ges 
heben. 

**) Durch Unterbringung bei Familien. Mit Necht zieht man biefen 

Weg vor. Vergl. Bülau: Der Staat und die Indbuftrie. Beiträge 
zur Gewerbspolitif und Armenpflege. Leipzig 1834. ©. 273. ꝛc. ıc. 
Pölig: Die Staatswiffenfchaften im Ba unferer Zeit. Thl. 2. II. 
„Polizeiwiſſenſchaft.“ $. 24. 
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fachjten dadurch beweifen zu fünnen, wenn ich darauf aufmerkfam 
mache, daß ja die Armen von jeher, wie heute noch, nur von dem 
ich erhalten haben, was andere produeirtten und fabrizirten, und 
alles dies nur auf zweierlei Wege an fich zu bringen vermochten, 
entweder auf dem Wege empfangener Milvthätigfeit, oder, wo dieſer 
ihnen nicht ganz ausreichte, auf dem Wege des Diebftahld und daß 
fie endlich auch von jeher gewohnt haben, ohne daß fie im Stande 
gewefen wären, etwas dafür zu vergüten.‘ | 

„Indem ich nun durch das Gefagte nicht allein die in Frage ſteh— 
enden Mittel hinlänglich nachgemwiefen, fondern damit auch zugleich 
die bisherige beflagenömwerthe und dem Menfchengefchlechte fo wenig 
Ehre bringende Armenverforgungsmweife genug gefchildert zu haben 
glaube, jo gehe ich zu der Frage über, ob e8 ferner noch rathlich feyn 
bürfte, dem alten fhlechten Herkommen zu huldigen, unbefümmert, 
was auch die Folge Hiervon feyn möge, oder ob es nicht fchon an 
der Zeit ift, fih um feined eigenen Vortheils willen menſchenfreund⸗ 
licher zu zeigen, und auf alle folche Mittel zu finnen, die dazu 
dienen koͤnen, den traurigen Zuftand unferer Armen foviel als mög- 
lich zu verbeifern *).“ 

„Wird diefe Frage, wie zu erwarten fteht, günftig beantwortet, 
jo wird es auch nicht fchwer fallen, die vorhandenen Mittel aufzu- 
finden, fie zu orbnen und zweckmäßig zu verwenden. Erwäge man 
nur die Größe der Mittel, welche ſich in einem Landgerichtsbezirk 
dadurch ergäbe, wenn man aus den Revenüen ver in den verfchien- 
enen Gemeinden beſtehenden Armenfonds einen Gentralarınenfonds 
bildete, in venfelben noch die Summen fließen ließe, welche vie 
Gemeinden indbefondere zur Erhaltung ihrer Armen aufbringen 
müflen und mit diefem Fonds noch die Gaben der Einzelnen ver- 
einigte, welche gewöhnlich den Armen nur darum gereicht werben, 
um ihrer [08 zu werben, jo wird man fich gar bald zu Überzeugen 
vermögen, daß mit der Summe, die ſich auf viefe Weife ergeben 
würde, viel auszurichten fey, zumal der Staat im Stande zu ſeyn 
ſcheint, manche ihm entbehrliche Gebäude hergeben zu Fünnen, die 
fih zu diefem Zwecke vielleicht ganz vorzüglich eignen, und gerade mit 
feinem allzu großen Koftenaufiwande feyn dürften. Er— 





*) Darum follten die Reichen fchon ihres —— Wohles will⸗ 
en ſich zur kraͤftigen Hülfe vereinigen. 
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wäge man ferner, welche Erſparniß nur allein in Holz, Licht und 
in Obdach eintreten würden, wenn Hunderte von Armen, die feither 
getrennt lebten, vereinigt würden und fünftighin gleichfam Eine 
Familie bildeten, wie auf diefe Weile Manche viefer Unglüdlichen 
in den Stand gejeßt würden, etwas zu verdienen, woran früher 
nicht zu venfen war; mie aldvann auch viele Exceſſe, Berbrechen 
und Diebftähle nicht begangen würden, denen wir fo lange ausge— 
fegt find, ald wir es beim Alten laſſen *) Wenn weiter erwogen 
wird, wie mohlthätig Die erwähnten Anftalten fih auf Forſtſchutz 
und Forftfultur Außern müßten, indem die meiften der beveutendften 
Holzfrevel **) nicht vorkommen würden, die in ter Regel im Winter 
und zwar größtentheild in ver böchften Noth von folchen Leuten 
verübt werden, die nichts zu verdienen willen und faft gar nichts 
zu leben haben, wenn fie nicht betteln, freveln oder gar ftehlen, fo 
ift hier für den Staat ein unberechenbarer Vortheil gewiß nicht zu 
verfennen. In Bezug auf die amgeveutete Bildung eined Gentral- 
Armenfonds, muß ich noch vie Fälle anführen, die häufig vorfom- 
men und mir ganz geeignet fcheinen, einen ſolchen Fonds beträcht- 
lich zu vergrößern, ohne daß irgend Jemand ein. Nachtheil daraus 
erwüchfe. Es gibt viele Leute, die, ob fie gleich noch etwas Bermög- 
en haben, dennoch den Beiſtand ihrer Gemeinde in Anfpruch nehm 
en müffen, weil einerfeitd ihr Vermögen zu gering ift, um ganz 
davon leben zu koͤnnen, und fie anderſeits zu wenig oder gar Feine 
Fähigkeit haben, etwas zu verdienen. Dergleichen Leute würden auf 
jeden Fall ald Pfründner zur Aufnahme befähigt erfannt werben 
müffen, wenn ed zur Ausführung der zu wünſchenden Anftalten 
füme; daher meine ich, daß man an ihnen feine Ungerechtigkeit be: 
gienge, wenn man ihr Vermögen zum Vortheile der Anftalt, die 
verbunden ift, fie zu verforgen, einzüge. Auf diefe Weife wäre nicht 
allein ihnen, ſondern auch den Gemeinden geholfen, denen ſie bis— 
her zur Laſt waren, und ed würden fich in folchen Fällen alle In: 
terefien vereinigen. Indem ich nun auf ver einen Seite die Nütz— 
fichkeit mehrerwähnter Anftalten dargethan, und auf ber andern 


*) Dergl, Mohl Syſtem der Praventiv - Zuftiz oder Rechtspolizei. Tü— 
bingen 1834. Theil I. Gay. 3. 

”*) ©. Yundeshagens weiter unten anzuführende Schrift: Die Staats: 
fräfie des Großherzugthums — ic. ꝛc. ©. 304. 317. 
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die Mittel zu ihrer Erhaltung angeveutet zu haben glaube, jo gebe 
ich zu ver Frage über, wie dieſe wohl zweckmäßig einzurichten feyen, 
Nach meinen Erachten müfjen vor Allem, zur Befdrberung ver 
Sittlichkeit; die Gefchlechter von einander getrennt jeyn, und ihre 
Bereinigung jo viel ald möglich vermieden werden. Auch halte ich 
eine Trennung der Arbeitsfähigen von den Arbeitsunfähigen für 
räthlich. In Beziehung auf vie den Erfteren zu gebende Befchäft: 
igung müßte man jich vor der Hand, und fo lange eine beflere Ge— 
legenheit fehlt, auf diejenigen Arbeiten beichränfen, welche im gemöhnz 
lichen Leben am häufigften vorfommen, und fchon darum vor manchen 
andern empfehlenswerth jind, meil ſie dazu dienen, vie Anftalten 
fo wenig ald möglich Eoftfpielig zu machen. Ich meine die gewdhn- 
fihen Hausarbeiten, ald: Nähen, Strifen, Spinnen, Weben, Bleich- 
en u.f. w. Aufferdem wäre es fehr zu wünfchen, wenn mit der— 
gleichen Anftalten eine Landwirthſchaft von angemeflener Größe ver- 
bunven werden fönnte, wodurch man in den Stand gefegt werben 
würde, Biele im Felde und in den Gärten nüglich zu befchäftigen. Dan 
vermöchte dadurch Manches zu fabriciren und zu produciren, was 
die Anftalten felbft verbrauchen, und würde ihnen fomit auch manche 
Ausgaben erjparen, vie unter anderen Derhältniffen beveutend und 
unvermeidlich jind. Um Ruhe und Ordnung hanvhaben zu koͤnnen, 
müßte ein Geſetz erlaffen werden, welches die Rechte und Pflichten 
eines jeden Glieves der Anftalt umfaßte, und jedem die Möglichkeit 
an die Hand gebe, jid) von dem zu unterrichten, maß e8 der Anz 
ſtalt und dieſe ihm zu leiften verbunden ſey. Ohne ein ſolches Ge: 
je würbe wohl feine Anjtalt der Art zum Nutzen und Frommen 
der Berheiligten beftehen fünnen. Man würde unftreitig der Will: 
führe Thor und Thür öffnen, zu unzähligen Klagen Beranlaffung 
geben, und fich envlich ganz von dem vorzuftedenden Ziele entfer- 
nen. In einem folchen Gefege vürfte wohl auch eine Beitimmung 
darüber nicht fehlen, welche Eigenfchaften zur Aufnahme befähigen. 
Nah meiner Anficht follte man jedem fich Unmelvenven vie 
Aufnahme geftatten, der ſich nur darüber auszuweiſen ver— 
möchte, daß er ein Glied des Bezirk fey, fir melchen vie An- 
ftaft, in die er aufgenommen zu werden verlangt, ausichlieplich 
beftimmt if. Und was feinen Audtritt aud der Anftalt betrifft, 
fo möchte es nicht unpafjend feyn, denjelben von feinem eigenen Will- 
en abhängig. zu machen, jedoch unter der Beichränfung, daß er zus 
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vor ſeinen Entſchluß dem Vorſtand der Anſtalt anzuzeigen, und von 
demſelben ſich ein Zeugniß über feine Aufführung auszubitten habe. 
Zur Belebung des bei vielen arbeitsfähigen Armen beinahe ganz 
erftorbenen Thätigkeitsſinnes möchte ich vorfchlagen, nur jolche Mittel 
anzuordnen, die ihren Zweck nicht verfehlen fünnen und die ich vor: 
zuglich darin zu erkennen vermeine, wenn man Belohnungen und 
Strafen feftfegte und fo regulirte, daß man im Stande wäre, die 
Fleifigen nach Maßgabe ihres Fleißes zu belohnen und die Trägen 
nad) dem Grade ihrer Faulheit zu beftrafen. Unter allen Strafen, 
die bier Platz greifend feyn mögen, fcheint mir Feine beachtendwertber 
zu feyn, als die Einführung des Faſtens, und zwar in der Weiler 
daß derjenige, der am menigften zu arbeiten begehrte, auch am wen— 
igften zu eflen befommt.“ 

„Unter den hier vorausgefchiekten Andeutungen geht mein An— 
trag dahin: 

&3 möge. der verehrlichen Kammer gefallen, ven vworliegend- 
en Gegenftand reiflih in Erwägung zu ‘ziehen, und nad Be: 
fund, ihn der höchften Staatsregierung zur gehörigen Würbig- 
ung mit der Bitte zu empfehlen: 

1. bis zum fünftigen Landtage diejenigen Materialien ſammeln 
zu laffen, woraus etwa vergleichöweife mit dem Aufwande 
anderer Öffentlichen Arbeitshäufer, über den Betrag der Koft- 
en geurtheilt werben kann, meldje durch die bezirfäweije Er— 
richtung folcher Armenarbeitshäufer entftehen Fünnten, und 
ebenfo über den Betrag der Fonds, welche bisher bezirks— 
weife aus Öffentlichen Quellen, aus ven Gemeinvefaffen und 
aus Stiftungen, für den Zweck der Armenverforgung. ver= 
wendet würben; 

2, und wenn ed ihr ausführbar erjheinen follte: 

a. dem Fünftigen Landtage einen Gefegentwurf über ganz- 
liche Abftellung des Bettelnd dur Errichtung von Arm— 
enarheitöhäufer in jedem Kreife vorzulegen, oder 

b. probeweije etwa zuerft in einem oder mehreren Kreij= 
en, wo dad Beduͤrfniß am dringendften ift, auf geeig- 
net fcheinende und zuläffige Weife die Gründung ſolcher 
Anftalten zu veranlaſſen.“ | 

Die Kammer verivied den Antrag an den zweiten Ausſchuß, der 
in der 63. Sigung der Kammer am 11. Mai 18383 folgenden Be: 
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richt erftattete: „Der Antrag bezweckt die gänzliche Abftellung des 
Bettelns, ſodann die befjere Erziehung und resp. Correction der 
Armen durch Errichtung geeigneter Anftalten auf allgemeine Koften. 
Die von dem Antragfteller in Vorfchlag gebrachten Arbeits- und 
Unterfunftshäufer würden ohne Zmeifel, bei einer glüdlichen Aus— 
wahl der Vorftände und deren Gehülfen geeignet feyn, den Staat 
der Vollkommenheit näher zu bringen, allein ſowie Ihr Ausſchuß 
einer Seits nicht im Stande ift, die Größe des Berürfniffes zu be: 
urtheilen, fo Fann er fich anderer Seits in Ermanglung gehöriger 
Kenntniß von den erforderlichen Mitten, über die Ausführbarkeit 
der Propofition nicht einmal beiläufig Auffern. Schon auf den beid— 
en erften Landtagen wurven Ähnliche Anträge, jedoch in befchränkt- 
erem Umfange geftellt, allein die zweite Kammer glaubte, auf die 
felben nicht eingehen zu fünnen. Auf dem Landtage von 18?%,, 
trug nämlich der damalige Abgeorbnete Braun, in Berudfichtig- 
ung, daß ed im Intereffe ded Staates und der Unterthanen liege, 
dem Müßiggang und ver Kieverlichkeit, welche vom Profefjiondbetteln 
zum Diebftahl und anderen fchweren Verbrechen führe, darauf am, 
die Anlegung eines Bettlervepotd für die Provinz Rheinheſſen zu 
empfehlen *). Obgleich ein geeignetes vacantes Gebäude in Oppen— 
heim zu einer ſolchen Anftalt eriftivte, die bedeutenden Baufoften 
nicht aufzumenden geweien wären, und man fich bei ver Diskuſſion 
zum Theil für den Antrag erklärte, fo verzichtete der Abgeordnete 
Braun dennoh auf die Abftimmung Der Abgeoronete von 
Kuder **) ftellte mit Beziehung auf diefen Vorgang auf dem dar— 
auf folgenden Landtage den Antrag, die Staatöregierung zu erſuch— 
en, einen Vorſchlag zur Errichtung eines Arbeitshaufes oder Bett- 
lerdepots für das ganze Großherzogthum, welche Anftalt übrigens 
blos zur Aufnahme von Vervienftlofen, Arbeitöfähigen aber Arbeits- 





*) Verhandlungen in der zweiten Kammer der Stände des Großherzog: 
thums Heilen im Jahr 1821. Band 7. Heft 19. Beil. 326. 327. Der 
Ausfchuß hatte darauf angetragen, der Motion feine Folge zu geben, 
während der Berichterftatter, Abgeordnete Neeb, für ſich darauf au— 
trug, fie als geeignet, eine Provinzialanftalt zu bezwecken, der Staats- 
vegierung zu empfehlen und diefe zu erfuchen, fie der nächiten Provinz: 
ialverſammlung von Rheinheffen zur Beachtung vorzulegen. 

*) Jetzt Minifterialrath im Minifterium des Innern und der Juſtiz. 
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ſcheuen, Nahrungsloſen, Heimathsloſen u. ſ. w. dienen ſolle, ven 
Ständen vorzulegen. Der damalige dritte Ausſchuß, auf deſſen Be— 
richt wir im Allgemeinen Bezug zu nehmen uns erlauben, glaubte 
in Berückſichtigung der mangelnden Staatsmitteln darauf antragen 
zu müffen, ver Motion noch zur Zeit feine Folge zu geben *). Im 
der Discuſſion fprach man ſich beinahe allgemein gegen vie Aus: 
führbarfeit der gewünfchten Anftalt aus, und ver frühere Antrag- 
ſteller, Abgeordnete Braun, führte felbft an, daß vie erfte Ein: 
richtung und Unterhaltung eines ſolchen tabliffements, zu 400 
Köpfen berechnet, 129,000 Franks Eoften werde. Der Antrag wurde 
in der Sitzung vom 27. Dftober 1823 mit 37 gegen 6 Stimmen 
abgelehnt **). Wenn nun damald die Errichtung einer einzigen 
Anftalt für dad ganze Großherzugthum ver Koften wegen von ver 
Kammer nicht empfohlen wurde, fo werben Sie nicht verfennen, daß 
der gegenwärtig berichtende Ausſchuß Anftand nehmen muß, ver 
Kammer anzufinnen, in jedem Kreife und resp. Landrathsbezirk vie 
Gründung einer befonvderen Armenanftalt (nach der Anficht des 
Proponenten von wenigſtens gleichem Umfang, wie diejenige, melche 
der Abgeoronete von Kuder für dad ganze Großherzogthum be- 
abjichtigte ) zu verlaffen, zumal es an Gelegenheit fehlt, vie Noth— 
wenvigfeit jo vieler Armenanftalten, und das Verhältniß des Nug- 
end zu den Kojten der Gründung und Unterhaltung verfelben zu 
beurtheilen. Sollte wirfli die dermalen beftehende Cinrichtung, 
wonach jede Gemeinde für ihre Armen zu forgen hat, nicht geeig- 
net feyn, Unglüf zu verhindern, follten envlich die Gemeinven ſich 
nicht im Stande befinden, für ihre Armen zu jorgen, dann müßte 
die Regierung des Staates allerdings geeignete Einrichtungen in 
Vorichlag bringen und diejelbe wird ohne Zweifel dazu geneigt; jeyn, 
wenn die Nothwendigkeit vorliegt. Daher glaubt Ihr Ausſchuß, 
indem er fich jeder Aeuſſerung über. vie Möglichfeit ver Ausführ- 
ung der vorgejchlagenen Anftalten und über deren zweckmäßige Ein: 
richtung und über die dabei erforderlichen gefeglichen Beftimmungen 
enthält, vor der Hand nur darauf antragen zu koͤnnen, den Ge: 


*) Derhandlungen in der zweiten Kammer der Staude des Großherzog: 
thums Hefien im Jahre 1823—24. Band I. Heft 2. Beil, 81. 82. 
**) Verhandlungen Band I. Heft 3. S. 16. 63. 
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enftand der Aufmerfjamfeit der hoben Staatsregierung zu em— 
pfehlen.“ 

Die Berathung des Antrags *) erbffnete der Abgeordnete Staats⸗ 
rath Jaup, indem er ſich dahin ausſprach: Ich glaube allerdings, 
daß dieſer Antrag der Staatsregierung angelegentlichſt zu empfehlen 
ſey, obwohl ich die Schwierigkeiten der Ausführung keineswegs ver— 
kenne. Die Koſten würde ich nicht als eine Hauptſchwierigkeit 
betrachten, denn die Armen, welche jetzt vorhanden ſind, leben ja 
ietzt auch, und wenn Anſtalten der Art, wie fie der Antrag bezeich— 
net, ind Xeben treten, fo werden die Armen demnächſt mit mindern 
Koften, und dennoch beſſer und gefünder leben Fünnen, als biäher. 
100 arme Familien, die an einem Orte Ieben, bevürfen 100 Wohn= 
ungen, 100 Beleuchtungen u.f. w. Was ein Verein hier darbietet, 
bewirkt natürlich eine größere Wohlfeilheit, und auch eine größere 
Güte deffen, was man’ gibt. Als Beleg führe ich nur die gemein— 
fame Berpflegung der Mannfchaft in der Gaferne an. Ich bin von 
Manchen, vie ed wiſſen fünnen, verjichert worden, daß auf dieſe 
Weife, und nicht mit größeren Koſten, vie cafernirten Militärper- 
fonen gefünder und beffer leben, als manche wohlhabende Bürger: 
familien zu leben im Stande jind. Wohl aber möchte bei der Aus: 
führung eine Schwierigkeit darin beitehen, daß man verhüten muß, 
es möge den Armen in folchen Anftalten zu gut gehen, damit die 
Trägheit, welche Vielen inne wohnt, nicht die Maſſe der Armen, 
welche fuchen, in eine ſolche Armenanftalt aufgenommen zu werben, 
vermehre. Wer daher die Aufnahme in folche Anftalten fucht, muß 
zur angeftrengten Arbeit angehalten werden, muß mehr arbeiten, 
ald wenn er die Arbeiten freiwillig um Lohn verrichte, damit er 
feinen Reit erhalte, die Aufnahme zu fuchen. Hierzu fommt noch 
ein weiterer, ſehr gewichtiger Grund, welcher vielleicht die Aufmerk: 
jamfeit auf diefen Antrag erhöhen wird **). Das Syftem ver Zünfte 


*) Verhandlungen der zweiten Kammer der Stände des Großherzugthume 
Hefien im Jahre 1833. Band 3. ©, 378 ıc. ꝛc. ! 

*#) Mergleiche hierüber und über andere VBerarmungsurfachen Hundes— 
halgen: Die Staatsfräfte des Großherzugsthums Heſſen, auch unter 
dem Titel: Ueber die großen Berlufte am Nationalvermögen und Ein- 
fommen des Großherzogthums Heffen in Folge der Univerfalmauthen. 
Tübingen 1833 und mehrere Mittheilungen in den Zeitblatt: Der 


und aller Befchränfungen ähnlicher Art, ift befanntlich in Europa 
und in Deutfchland insbeſondere fehr erfchüttert, und fehmwerlich wird 
e8 da, wo man angefangen hat, ed nieverzureißen, wieder aufgebaut 
werben koͤnnen, weil man fonft offenbar vie höhere Inpuftrie, welche 
in zunftfreien Landen befteht, nicht bei uns erreichen fan. Unſere 
Gemeindeorpnung bat rückſichtlich des Nechtd der Inlänvder, da mu 
fie nicht geboren find, Aufnahme zu forvern, ein dem Zunftſyſtem 
entgegengefegted angenommen, und es wird ſchwer fallen, auf früh 
ere Befchränfungen zurückzukommen. Bleibt biefe größere Frei— 
beit beftehen, fo ift vamit allerdings die große Inconvenienz verbund- 
en, daß die Gemeinden in die Lage kommen Fünnten, für viele Arme 
forgen zu müffen, deren Aufnahme fie nicht gewollt haben, und 
welche Ihnen alfo durch Höheren Befehl als Ortsbürger aufgevrung- 
en find. Aus verfelben Rückſicht, welche ich hier angeführt habe, 
ift auf dem legten Baierifchen Landtage eine fehr umſtändliche Be— 
vatbung darüber gepflogen worden, ob dad Armenweſen nicht in 
ähnlicher Art, wie ver vorliegende Antrag will, von Staats— 
wegen geregelt werven ſoll. Man bat Häufig die Erfahrung ge: 





Beobachter in Heffen bei Rhein, namentlidh in der Nro. 20. 
vom Jahr 1832: „Weber die Urfachen der Verarmung unſ— 
erer Landitädtchen und in der Nro. 43. defielben Jahrgangs: „Auch 
ein Wort über Berarmung der’ Landftädte” fo wie in den Niro, 8. 
(Noch ein Wort über Verarmung der Landftädte.) Nro. 43. („Die 
Heimathlofen, Fein Mährchen“) und 78. („die Verarmung auf dem 
Lande“) v. 3. 1833. ©. aud) noch die Grörterung im vierten Bande 
der Annalen für Gefchichte und Politif, herausgegeben von Dr. Weid 
Band 4, Stuttgart 1834 S. 57 ꝛc. „Vermehrung der Zahl der Armen, 
eine Schattenfeite hoher Ginfuhrzölle, und den Abfchnitt der Schrift 
v. £üttwiß: Meber Berarmung, Armengefege, Armenanftalten und 
insbefondere über Armen -Colonien, mit vorzüglicher Rüdficht auf 
Preußen. Breslau 1834 der (S. 11—21.) von den „Verarm— 
ungsurſachen“ handelt. Die Ideen unferer Großväter beurfundet 
namentlich das Werk von Jufti: die Grundfefte ver Macht und Glüd- 
feligeit der Staaten oder ausführliche Vorftellung der Bolizeiwifien- 

. Schaft. Band 2. 1761. Gap. 46. „Bon den Anftalten der Bo: 
lizei wider das Betteln und zur DBerforgung der Armen“ vb: 
wohl damals „die Meinungen der Bolizeiverfländigen fowohl in An: 
jehung der Anftalten wider das Betteln, als zur VBerforgung der Arm: 
en in vielen Punkten gar fehr getheilt” waren. 


— 


macht, daß Vorfchläge Anfangs für zwar gutmüthig, aber unaus— 
führbar gehalten wurden, während eine fpätere Zeit erſt beweifen 
fonnie, wie nothwenvig es fey, darauf zurüdzufommen. Man jagt 
zwar, und nicht ganz mit Unrecht, jedes Beiſpiel hinkt, aber ver 
glänzendfte Beleg zu dieſer Behauptung ift, daß ver in früherer Zeit 
in England von Wilberforce geftellte Antrag auf Abfchaffung der 
Sklaverei, häufig als gutmüthig und fcehwärmerifch verlacht wurde, 
während auf deſſen Grund jet von den englifchen Miniftern Ge- 
ſetze auf Abichaffung der Sklaverei vorgelegt wurden.“ 

Hierauf nahm der Abgeoronete von Gagern dad Wort: - 

„Der Antrag, welcher heute den Gegenftand unferer Berathung 
ausmacht, ift von einem Mitglieve dieſer Verſammlung ausgegang- 
en, welches vielleicht, mie Fein anderes, ein warmes Bejtreben in fich 
fühlt, für das Wohl feiner Mitbürger thätig zu feyn, und den Stoff 
für feine Beftrebungen in dem Kreiſe feiner geprüften Erfahrungen 
ſucht und findet. Ich wünfchte, Daß es ihm gegeben feyn möchte, 
feine Anjichten ver Kammer mit derfelben Wärme vorzutragen, mit 
welcher er fie in fich trägt *), und mit welcher er: immer befchäft- 
igt ift, Gemeinnügiged zu thun und zu erftreben. Auch ich bin, wie 
der Rebner vor mir, von den Schwierigkeiten überzeugt, auf melche 
die Realifirung des Antrags des Abgeorbneten Dieffenbad ftoß- 
en koͤnnte. Indeſſen ift auch nicht zu verkennen, daß dad Bebürf- 
niß allgemeiner Armen- und Arbeitshäufer fchon längft als ein 
praftifches bei und gefühlt wurde, daß ed nicht blos aus dem Kreife 
fhwärmerifcher Wünfche hervorgetveten ift, daß auch die Admini— 
firation Anftalten ver Art ald Berürfnig anerfannt hat. Es ift 
freilich etwas anderes, eine folche Anftalt für das nächſte und dring— 
endſte Beduͤrfniß in das eben zu rufen, und es ift etwas anderes, 
eine folche Anftalt in dad Leben zu rufen in dem großartigen Um— 
fange, wie der Abgeordnete Dieffenbach in feinem umfaffenden 
Antrage ed wünſcht. Ich gebe aber die Hoffnung nicht auf, daß ver 
Zweck erreicht werden koͤnne, wofür der Abgeoronete Dieffenbad 
die Zukunft in Ausjicht genommen. Denn der Antrag gebt nur 
‚ dahin, der Staatöregierung die Sache zu empfehlen, und fie zur 
Unterfuhung und Vorbereitung der Materialien aufzufodern, da— 





*) Dem Antragfteller ift duch ein vrganifches Webel das Sprechen ers 
fchwert, Daher nahm er an der Berathung feinen äufferen Antheil, 
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mit auf dem nächften Landtage über dieſen Gegenſtand den Ständen 
Vorichläge vorgelegt werben koͤnnen. Ich glaube, daß vie Ießten 
Zwede des Abgeorpneten Dieffenbach nur dann bei und vielleicht 
mit der Zeit werden realifirt werden Fünnen, wenn wir, wie andere 
Staaten, das Inftitut der Landräthe bekommen, in welchem vie ad- 
miniftrativen Intereffen Eleinerer Landesbezirke vertreten werben. Dief- 
en Landräthen, welche dazu geeignet find, in einem Eleineren Kreife 
fowohl mit Rüdficht auf die Menſchen, welche ſich darftellen, und 
vorzüglich geeigenfchaftet find, die Erreihung gemeinnüßiger Zwecke 
möglich zu machen, bei denen auf die Perfönlichkeit derer fo vieles 
ankommt, welche an die Spige foldyer Anftalten und Unternehm— 
ungen treten, als auch in Bezug auf die Mittel, welche vorliegen, 
viel umfaffender und praftifcher zu wirken, ald es in einer ftänbifch- 
en und legislativen Kammer möglich ift, dieſen Landräthen möge 
ed vorbehalten feyn, wenn wie fie demnächſt erhalten ſollten, für 
die Zwecke thätig zu wirken, welche der Abgeoronete Dieffen bach 
fich vorgefledt hat. Die größte Schwierigkeit aber, welche dem An- 
trage, wenn er ausgeführt werden follte, entgegenfteht, ift meiner An- 
fiht nach die, daß die Mittel, welche jegt dazu dienen, die Armen 
in den Gemeinden zu. verpflegen, bei der Grijtenz einer folchen An- 
ftalt nothwendig centralifirt werden müßten, centralifirt nicht bios 
in ven Gemeinden, fondern in einem ganzen Bezirf. Gegen eine 
folche Maaßregel floßen alle neuen Gewohnheiten an, ftößt die ganze 
Richtung unferer Gommunalinftitutionen an, welche dahin gebt, vie 
Gemeinden möglichft felbftftändig zu machen, und ihnen die Ver— 
waltung derjenigen Fonds zu überlaffen, welche fie als ihr Eigen- 
thum betrachten, und zu betrachten ein Recht haben. Ich glaube 
daher, wenn auch die Legislation unflreitig Maaßregeln der Art 
treffen, eine ſolche Gentralifation gebieten kann *) von dem Stanb= 
punkte, des Rechts ausgehend, daß es nicht zwefmäßig wäre, wenn 
eine folche Gentralifation auch nur für Kleinere Bezirke gejeglich ges 
boten würden. Ich glaube aber, daß ſie da flattfinven kann, und 
zu begünftigen wäre, wo jie freiwillig von einem Complex von Ges 


*) Denn mit Necht ftellt wohl v. Rotteck: Staatsrecht der conflitutio- 
nellen Monarchie, begonnen von Aretin, Band 2. Abth. 2. S. &3. 
84. ven Satz auf: „die VBerforgung der Armen — ift eine Obliegen- 
heit des Staates.“ 
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meinden angeboten wird und dieß wird nur geſchehen in einem 
Kreife von Gemeinden, welche die Perfonen ſchon in Ausficht ge- 
nommen haben, welchen jie das Vertrauen ſchenken wollen, jie an 
die Spige einer folchen Verwaltung zu fegen. Ein Beifpiel folchen 
Bertrauend und des Hervorgehens gemeinnügiger Anftalten durch 
das freiwillige Zufammenmwirfen von Individuen und Gemeinden, 
hat neuerlich in unferm Land flattgefunden, in der Gründung von 
Sparkaffen, welche in vielen Kreifen ind Reben getreten find, und 
ich glaube, daß es zweckmäßig ſeyn dürfte, die Staatdregierung dar— 
auf aufmerffam zu machen, daß dahin gemirkt werde, aufrähnlichen 
Wege, d. 5. durch freiwilligen Zufammentritt einzelner Bürger, wie 
bei ven Sparkaſſen geſchehen ift, ſolche Inftitute allmählig herbor: 
zurufen, wie der Abgeoronete Dieffenbac fie in Ausſicht ge: 
nommen bat *). Ich ‚unterflüge demnach den Antrag des Aus— 
fhufled dahin, daß man der Staatdregierung den Antrag des Ab- 
geordneten Dieffenbach dringend zur Berückſichtigung empfehle." 


*) Gewiß verdient vorzugsweife die Frage eine Erörterung, vb Privat- 
vereine als Hülfsvereine fich bilden jollen, v, Soden fügt Thl. 8. 
feines Werks: pie Nationalöfono mie ©. 92. indem er von ein- 
em folchen Privatverein in England jpricht, Hinzu, der Erfolg feiner 
Bemühungen habe beurfundet, dag das Wirken weiſer und menfchen- 
freundlicher Privatperfonen ficherer und Fräftiger wirfe, als die Anz 
ftalten der Regierungen.“ Ebenſo fagt Zachariã S 365. 366. des 
dritten Bandes feines Werks: Vierzig Bücher vom Staate. Heidelberg. 
1826: „das Befte, was der Staat in Beziehung auf die Armenpflege 
thun fann, beſteht vielleicht darin, daß er fo wenig als möglid 
thut, daß er die Vorſorge für die Armen der Wohlthätigfeit der 
Einzelnen überläßt‘ womit er doch wohl nur andeuten will, daß die 
Einzelnen (Privaten) fih zu einem den Zwed verbürgenben Gefammt: 
wirfen verbinden follen. 

Wir leben in einer Zeit, wie fie der Herausgeber des Rau'ſchen 
Archivs ©. 9. des erften Bandes, veffelben harafterifirt hat; wir 
erblidden „eine heilfame Stärfung des ®emeingeiftes, eine Belebung 
der Liebe zum Baterlande, zum Volk und Staate, dem wir angehör- 
en.“ Diefer Sinn muß dem Gemeinwefen Früchte tragen, durchwärmt 
von dem Geift der Religion, der Liebe. Mit Recht bemerkt Log im Laufe 

der Beurtheilung ver angeführten Schrift von Bülau ©. 263. des 
erſten Bandes diefes Archivs, daß nicht Gefegen und Inflitutionen 
fondern „dem chriſtlichen Sinne, der überhaupt bie Amanlege ſchuf,“ 
die Hülfe vorbehalten ſey. 
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Der folgende Redner, Abgeordnete Schacht erklaͤrte ſich gleih- 
falls für ven Antrag und deſſen Empfehlung, indem er ſich nament⸗ 
lich dahin ausfprach, daß voraudgefegt, die Aufzunehmenden würden 
duch Arbeiten nüglich, es für den Staat Feine große Schwierig- 
feit fein werve, wenigftend für jede Provinz ein Arbeitshaus zu 
errichten und hervorhob, das Verlangen darnach fey, wenigſtens in 
der Provinz Rheinheſſen, ſehr verbreitet, fo daß fihon davon bie 
Rede gemweien ſey, eine foldhe Anftalt in Opp en heim oder Alzey 
zu begründen. 

Der hiernach das Wort — Abgeordnete E. E. Hoff— 
mann beſchäftigte ſich mit der Schwierigkeit der Ausführung, in: 
dem er unter andern ich dahin Aufferte: Man führe zwar an, bie 
Anftalt werde ſich durch ven Erlös der Arbeitderzeugniffe Der 
Aufzenommenen erhalten; invefjen fen feine Garantie für ven Ab- 
fag der dann ſich ſehr mehrenden Erzeugniffe gegeben. Das 
Beifpiel einer beftimmten Armenanftalt, der zu Frankenthal, 
die wegen allzugroßen Zudrangs ſich in eine bloße Anftalt zur Auf: 
nahme von Greifen, Kranfen und Irren habe verwandeln müffen, 
ſey belehrend, Vorzuziehen feyen fleinere Anftalten, durch Privat- 
beiträge dotirt. Nachdem der Abgeorbnete Brud, (Gutsbeſttzer 
und Bürgermeifter in Fürfelden in Aheinheffen) lediglich zu dem 
Zwei das Wort ergriffen hatte, um in Bezug auf jene Anftalt in 
Frankenthal, von der er Kenntniß habe, zu bemerken, daß bie: 
felbe ungefähr 500 Berfonen, 400 innerhalb ihrer Mauern, und 
100 außerhalb verpflege, und zwar mit einem jährlichen Koftenauf: 
wand von 42,000 Gulden mit Einfchluß der Berwaltungdfoften *), 
der Abgeoronete Graf Lehrbach jich darauf beſchränkt hatte, auf 
eine Anftalt ded Landes, dad Kauffunger Stift **) hinzuweiſen, 


* 


*) Nach S. 28. der Schrift von Lüttwitz berechnet die Preußiſche Ar: 
beitsanſtalt in Brauweiler am Rhein (früher Napoleons Bettler: 
Depots) bei 500 Köpfen die Koſten für einen auf 6654 Rechthlr. jährs 

lich, die ehemals preußifche, jegt bairifche Arbeitsanftalt zu Branden- 
burg bei Bayreuth auf einen Kopf achtzig Gulden, jedoch ausſchließ⸗ 

lich der Verdienfte der Zwangsarbeiten. 
**) ©. hierüber Wagner: Statiftifch » topographifch = hiftorifche Beſchreib⸗ 
ung des Großherzugthums Hefien. Vierter Band. Darmftadt 1831, 
S. 262. Zur Zeit der Neformation wurde unter andern Klöftern auch 
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veffen Fonds zu Unterflügungen und andern milden Zwecken be— 
Rimmt feyen, und anzudeuten, daß vielleicht durch eine Meberein: 
funft ein Theil viefer Hilfdquellen der Staatöregierung zur Gründ- 
ung einer folchen Anftalt überwiefen werden Ffünnte, und der Ab- 
georvente Kertell fi im Sinne des Abgeordneten E. E. Hoff: 
mann audgefprochen hatte, erhob ji ver Abgeorbnete Hardy 
(geweſener Landrath): „Ich verkenne nicht die Schwierigkeiten, 
welche der Ausführung bed Antrages ſich entgegenftellen. Diefer 
Schwierigkeiten ungeachtet, fheint mir aber ver gejtellte Antrag fo 
hochwichtig, und fo gemeinnügig, daß ich wünfchen muß, ed möge 
etwas von ver Kammer gefchehen, um vie Realifirung veflelben in 
irgend einer.Art zu bewirken. Gine Gentralifation der Armenan⸗ 
flalten für den gangen Staat würde zu umfaffend und mit zu viels 
en Koften verknüpft feyn, welche wenigftend nicht fo fühlbar werben, 
wenn eine Distribution derfelben nach der Abtheilung im Kreife ge: 
ſchieht. Wir hörten ſchon, daß ver Abgeoronete von Gagern den 
Antrag hierauf geftellt hat. Ich glaube auch, daß wir um fo mehr 
Grund haben, viefem mobificirten Antrag beizuftimmen, da aller: 
dings dad Beiteln und vie Neigung dazu, eine Hingabe zum Müf: 
figgang in vielen Theilen unfered Staates veranlaßt hat, was von 
allen Zandeötheilen nicht gleich gejagt werden kann. Wir haben 
Gegenden in unjerm Lande, wo entweder durch den Reichthum ver 
Natur oder die Betriebjamfeit der Bewohner wenige Arme find, melche 
dieſes vielleicht durch unverfchuldete Unglüdsfälle wurden, dieſe dürft— 
en mit jenen, die aus Leichtjinn oder Gewohnheit betteln, nicht vers 
mifcht werden und ſie bleiben gefchievden, wenn wir die Armenver- 
forgungsanftalten mehr local machen. Ich glaube daher, daß mir 
wohl thun werben, vie Staatöregierung recht dringend zu bitten, dem 
Antrage im der Weife Folge zu geben, daß nad) ven verjchienenen 


— — 


das Nonnenkloſter zu Kauffungen von Philipp dem Groß: 
müthigen aufgehoben und die Dotation in eine fromme Stiftung 
verwandelt, die bei der Theilung Geſammteigenthum des Fürſtenhauſes 
blieb. Durch Staatsvertrag mit dem Königreich Weſtphalen vom 3. 
Juni 1810 wurde das Stiftsvermögen getheilt. Seitdem wird der 
dem Großherzogthum zugefallene beträchtliche Antheil, beſonders zum 
Beften aveliger Wittwen und Fräulein, aber auch zu andern milden 

- - Bweden verwaltet. 

1840. 1. 29 
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im Staate vorkommenden Unterabtheilungen oder Kreifen, Anitalten 
diefer Art in das Leben treten möchten. Died glaube ich aber, wird 
um fo mehr auf den Antrieb der Staatöregierung gefchehen müff- 
en, weil nicht zu verfennen ift, daß ed Ortsvorſtände gibt, melde 
zu wenig in diefer Beziehung ihre Pflicht zu erfüllen verſtehen, 
welche die Armen auch oft ohne deren Verſchulden leiden Lafien, 
und nicht thun , was ihnen obliegt, um der Armuth, und zugleich 
Jen fo häufig daraus entſtehenden Laftern und Verbrechen, als nam: 
entlih Diebftahl, Vagabundiren u. f. mw. vorzubeugen. Auf viefe 
Meife, wie vermalen für die Armen geforgt wird, jind fie theils 
nur unvollfommen unterftüßt, und theild bleiben auch viele Kräfte 
der Armen, weil fie nicht geweckt und zu nüslichen Widmungen ge 
leitet werden, tobt. Aus allen viefen Gründen trete ich dem Anz 
trage unter der bemerften Movalität vollfommen bei." 

In einem abweichenden Sinne nahm der Abgeorpnete Neeb 
(der befannte Schriftfteller) das Wort: „Ich erkläre mich gegen 
den Antrag auf Unterhaltung ver Armen auf Koften ded Staats. 
. Sollte eine ſolche Einrichtung zu Stande kommen, jo möchte auch 
der ſchamhafte arbeitfame Arme, welcher nicht betteln will, zu den 
Steuern beitragen, mit welchen mancher faule Unbevürftige unter: 
halten wird. Der Staat bat, als Staat betrachtet, Feine Bettler, 
fondern nur die Gemeinden, und in jever Gemeinde ift theild in 
dem Wohlthätigkeitsgefühle der Einzelnen, theild in ven Eleinen 
Stiftungen, wie died namentlich häufig bei ven Rheinheſſiſchen Ge- 
meinden der Fall ift, wo biefelben ven Kirchen anvertraut und zu: 
gewiefen find, viele Fonds vorhanden, um die Armen der Gemeinde 
zu unterhalten. Uebrigens ift häufiger die zu große Nachläfigfeit, 
als die Hartherzigkeit der Bürgermeifter Schuld an dem vielen Bett: 
ein ihrer Gemeinvegliever. Ich erinnere mich in dieſer Beziehung 
an einen Borfall, welcher zur Zeit des Präfekten Jeanbon St. 
Andree in Mainz bei einer Gemeinde fich ereignete. Man EFonnte 
nämlich an dieſer Gemeinde nicht vorüber fommen, ohne von Kauf: 
en von Bettlern umſchwaͤrmt zu werden. Der Präfeft nahm dies felbft 
wahr, und ließ hierauf dem betreffenden Ortöbeamten fagen, er mache 
ihn unter Androhung der Sudfpenfion für dieſe Bettelei verant- 
wortlih, und feit diefer Zeit ift diefer Ort ganz frei von Bettlern. 
Ich erinnere noch die verehrliche Kammer daran, daß es weit wen— 
iger Bettler in folchen Gemeinden gibt, welche Eeine Bettelanftalten 
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haben, als in folchen Gemeinden, in welchen dergleichen Anftalten 
find *). Ich erinnere mich der Aeufferung des Präjiventen Dupaty 
in feinen Briefen über. Italien, welche er bei Gelegenheit ver 
Beichreibung von Genua, wegen feiner vielen Wohlthätigkeitsanftalten 
und auch der aufferorventlihen Bettlei in vemfelben that. Diefe 
Stadt fey die Stapt ver Widerfprüche; es feyen jo viele Wohlthät- 
igfeitSanftalten darin, daß die Stadt von Bettlern wimmle.“ 

Am Schluffe der Berathung beleuchtete noch der Abgeordnete 
Brunk die Anficht des Abgeoroneten Neeb, bemerfend, daß er 
diefe nicht ganz theilen koͤnne. Es gebe allerdings Gemeinden, 
welche ihre Armen unterhalten koͤnnten; indeſſen feyen aber doch 
einzelne Gemeinden dazu wegen ver Menge ihrer Armen auffer 
Stand, **) zumal da diefe bei dem beften Willen feine Gelegenheit 
hätten Durch Arbeit etwas zu erwerben und ein Ueberziehen der— 
jelben in anderen Gemeinden, wo ſie fich durch Arbeit ernähren 
könnten, nicht geftattet werde, indem nur Bermdgende aufgenomn- 
‚on würden #**), Was folle aber bei der Fefthaltung des Grund- 
ſatzes, daß jede Gemeinde ihre Armen ernähren folle, aus folhen 
mit Armen angefüllten Gemeinden werden? Gewiß habe hier ver 
Staat eine fubjidiäre Derbinplichkeit zur Sorge F). 





*) ©. von Soden: die Nationaldfonomie. Band 8, Aarau 1821. 
©. 87. 88. 

*N Bergl. Bülau a. a. D. ©. 300. Der Verfaſſer fchlägt vor, da wo 
die Kräfte der Gemeinde nicht hinreichen, die Sorge des Staats ein- 
treten zu laſſen. 

+) Bergl. die Schrift des Polizei-KRaths Eberhard in Gotha: Zweit: 
er Bericht über den Zuftand des Kandarmen und Arbeitshaufes für 
das Herzogthum Gotha 1834. Diefer Praktiker jagt: „Wäre die Ueb— 
erfiedelung der Staatsangehörigen von einem Orte zum andern mind- 
er erſchwert, als fie es wirflich ift, fo würden fich viele arme Famil: 
ien eines befieren Auskommens zu erfreuen und die öffentlichen Be— 
hörden fich weniger, als bisher mit der Unterftügung und Berforg- 
ung der Hülfefuchenden zu befchäftigen haben.“ In gleichem Sinne 
hat fih Conferenzrath Log im Laufe der Anzeige der genannten Bü— 
lau’fhen Schrift ©. 256. 257. des erften Bandes des Rau’fchen 
Archivs ausgeſprochen. 

1) Bergl. befonders die Schrift von Gerftäder: Heber die Unentbehr⸗ 

lichkeit einer zweckmaͤßig organiſirten allgemeinen Landesanſtalt für jeden 
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Bei der Abftimmung befchloß vie Kammer mit 38 Stimmen geg- 
en 2, in Aboption des Vorſchlags des Ausfchuffes, ven Gegenftanv 
des Antrags der Aufmerkfamfeit ver Staatsregierung zu empfehlen. 
Sofort gelangte die Sache an die erfte Kammer, welcher der Graf 
von Iſenburg-Philippseich Namens des dritten Ausfchufies 
Bericht, im Weſentlichen folgenden Inhalts, erftattete: „Es Liegt 
aufler Zweifel, vaß durch das hier und da fehr überhand genomm- 
mene Bettlerwefen eine drückende Plage für Begüterte und Mind: 
erbegüterte entflanden ift, und die verderblichen Wirfungen des Müf- 
figgangs fprechen fich bei den bettelnden Individuen nur zu deutlich 
aus. Gerade diefe Claſſe von Menfchen ift nicht nur eine Bürbe 
. von Gemeinden und Privaten, fondern auch der demoralifirtefte 

-Theil unferer Mitbürger *). Durch die erleichterte Aufnahme als 
Ortsbürger und die ungehinderte Erlaubniß zum Heurathen **) 
wird fich worausfichtlich die Zahl der Armen noch immer vermehr- 
en und wenn dem Uebel nicht inhalt gethan wird, auf eine un— 
gewöhnliche Weife gefteigert werden. - Da die bisher angewandten 
Mittel, das Betteln einzufchranfen und abzuftellen, nicht ven er— 
warteten Erfolg hatten, fo glaubt ver Abgeordnete Herr Dieffen- 
bach, mofür ſchon auf LSandtagen von 1821 und 1823 ähnliche 
Anträge fich ausgefprochen, aber damals nicht die Zuftimmung ver 
Stände erhalten hatte, zur gänzlichen Abftellung des Bettelnd, var: 
in dad erfolgreiche Mittel zu finden, wenn in den einzelnen Bezirk: 
en Arnenverforgungd =» und Arbeitöhäufer errichtet würden, worin 
nicht nur alle arbeitdunfähige, ſondern auch arbeitsfühige ( arbeits: 
fcheue und verdienitlofe) Arme aufgenommen werben fünnten, um 
dort Koft und Kleidung durch eine nügliche Beichäftigung verdien— 
en zu fünnen. Allerdings fpricht vieles Wohlthätige für dieſe be: 
antragten Verſorgungs- und correctionellen Arbeitähäufer, eine zweck— 


Staat fowie über die Gefährlichfeit des gewöhnlichen Grundſatzes: „jeb- 
er Ort ernährt jeine Armen.” 2te Aufl, Leipzig 1833. 
*) Darum ift zu beherzigen, was einmal Hegel fagte: „Es ift nicht all. 
ein das Verhungern, um was es zu thun ift, fondern der weitere Ge- 
ſichtspunkt ift, daß Fein Pöbel entitehen fol.“ 
**) Vergleiche unter andern den Auffas in Ne. 41. des Zeitblattes: 
Baterland vom 9. 1833. „Der Staat und die Armen“ und von 
Lüttwitz a. a. O. ©. 20, 
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mäßige Einrichtung verfelben vorausgeſetzt. — Arme, denen ed bei 
gutem Willen an Arbeit fehlt, würden darin die aufferdem vergeb- 
lich gefuchte Werkftätte des Fleißes und des Verdienſtes finden, ar— 
men Arbeitdunfähigen würde fich ein erwünſchtes Afyl erbffnen, ar: 
beitäfcheue, herumſchweifende Bettler würden gezwungen werben, hier 
ihrer unthätigen Lebensweiſe zu entfagen und ihre gefunden Kräfte 
und Glieder zu ihrem Unterhalte anzuwenden. Wenn zwar auf 
diefe Weile jene Armenanftalten Außerft wohlthätig erfcheinen, fo 
vermag man doch nicht zu überjehen, ob fie in praxi wirklich ganz 
ihrer Beitimmung entfprechen und fchon die Zufammenhäufung von 
vielen, dem Müßiggang ergebenen und verdorbenen Mentchen muß 
bevenkliche Zweifel erregen. Auch muß der Ausfchuß bezweifeln, 
ob die von dem Herrn Antragfteller in Ausficht genommenen Mittel 
zur Errichtung und Dotirung dieſer Berforgungshäufer, nämlich bie 
in den verfchiedenen Gemeinden fchon vorhandenen Armenfonvs, hin: 
reichend feyn werben, und aufferdem möchte, was namentlich Stift- 
ungen betrifft, manches privatrechtliche Verhältniß deren allgemein: 
en Verwendung entgegen ſeyn. Gewiß ift deßhalb fehr reifliche Er— 
wägung und die größte Vorficht nöthig, ehe fie ind Leben gerufen 
werden. Unter diefen Umftänvden fieht jich der Ausfchuß veranlaßt, 
bei hoher Kammer dahin anzutragen, dieſen Gegenftand, gleich ver 
verehrfichen zweiten Kammer, vor der Hand nur der Aufmerkſam— 
feit und dem Ermeſſen hoher Staatäregierung zu empfehlen." 

Die Kammer ſelbſt bejchloß ohne vorausgegangene Berathung 
einftimmig, in Gemeinfchaft mit der zweiten Kammer ven Gegen: 
ftand des Antrags der Aufmerkjankeit der Staatsregierung zu em= 
pfehlen, 

Sn $. 23. der Bekanntmachung vom laten April 1834 „Die 
Verkündigung der landeöherrlichen Entfchließung auf die, während 
des legten Landtags von den Ständen überreichten gemeinfchaftlich- 
en Beichlüffe betreffend“ ſprach fi) Die Staatsregierung dahin aus: 
„die Errichtung folcher Armenverforgungsanftalten für alle Armen, wie 
fie ver Antrag wegen Abftellung des Bettelns und Errichtung von Arm— 
enarbeit3= und Armenverforgungshäufern beabfichtigt, würde folche 
Koften veranlaffen, daß fie eine der drückendſten Staatskoſten werd— 
en fünnte. Es muß daher ferner, wie biäher, die Verjorgung der 
Armen ven betreffenden Gemeinden überlaffen bleiben; jeboch follen 
freiwillige. Vereinigungen. von Gemeinden zur Errichtung gemein: 
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fchaftlicher Armen » Berjorgungsanftalten nah Möglichkeit befürvert 
werben. Dringender ift eine allgemeine Armenarbeitö-Anftalt, welch— 
er Gegenftand in reiflihe Erwägung gezogen und morüber nad 
Befund weiterer Antrag an die Stände erlaflen werden wird *).“ 

Auf den Landtagen von 1834 und von 1835—1836 kam weder 
der Gegenftand des Antrags wieder in Anregung, noch gelangte 


*) Privatim hat der Finanzminifter, der Geheime Rath Freiherr von 
Hofmann, ſich in feiner Schrift: Beiträge zur. näheren 
Kenntniß der Gefeggebung und Verwaltung des Gruß: 
herzogthbums Heffen 2. Giefien 1832. ©. 135. 138 dahin aus: 
gefprochen: „Die wichtigen und allein wirffamen Miitel, um dem 
Nothftand der Armen abzuhelfen, mögten darin liegen, vor allen " 
Dingen ihren fittlihen Zuftand zu verbeffern, den Laſtern und Ver— 
gehungen entgegen zu arbeiten, durch welche bei weitem ber größte 
Theil der Dürftigen feine Armuth und feine Noth felbit verſchuldet 
hat, ihnen die Neigung zu einem mäßigen fittlihen Lebenswandel, 
vorzüglich aber die Luft zur Arbeit einzuprägen und ihnen die lebend— 
ige Ueberzeugung zu verfchaffen, daß durch redliche Anftrengung der 
körperlichen und geiftigen Kräfte, welche die Natur jedem Menfchen 
verliehen hat, fein Unterhalt überall hinreichend gefichert werden fann, 
daß aber das Loos der Trägheit, der Unmäßigfeit und des Berbrechens, 
in jedem MWelttheil der Erde nur Armuth, Noth, Strafe und Schande 
feyn wird. Negierung und Stände follten feine Staats: 
ausgabe für zu Hoch halten, um Erfolge diefer Art zu 
erreichen. Was zur Bildung der Bolfsjugend, zu fittlichen, vie 
Rechte Anderer achtenden, und ihr Glück in fich ſelbſt und in einer 
zwecdmäßigen Anftrengung der eigenen Kräfte fuchenden Menfchen, 
verwendet wird, ift ben ebelften Staatszweden gewidmet und jeder 
Aufwand für folche Zwecke wird fih — wenn auch erft in fpäter Zu: 
funft — in der allgemeinen Wohlfahrt, die daraus entjpringt, taus 
fendfältig belohnen, Die größte Wohlthat, welche der Staat den Arm: 
en und Nothleivenden angedeihen laffen kann, iſt aber nicht die, daß 
er ihnen Almojen reicht, oder — was nahebei diefelbe Wirfung äuß- 
ert — ihre ohnehin geringen Steuern vermindert, fondern, daß er ihn- 
en Gelegenheit verfchafft, ihren Unterhalt durch Arbeit zu gewinnen ; 
und die Anordnung gemeinnüßiger öffentlicher Arbeiten follten daher 
niemals durch die Betrachtung erfchwert werben, daß folche Ausgaben 
das Budget belaften und zu einer Vermehrung der Steuern hinführs 
en. Wenn zu irgend einem nüßlichen, die Interefien des Landes wahr: 
haft befördernden Zweck, eine jährliche Ausgabe von 100,000 fl. vor: 
geihlagen wird, und diefe Summe aud auf feinem anderen Wege 
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eine folche Propofition an die Stände. Wohl aber hoben vie Ber: 
bandlungen bier und dort einzelne Momente hervor, welche an ven 
Gegenftand erinnerten. Man betrachte nur die flet3 fortfchreitenve 
beveutende Vermehrung ver Criminalkoften *) eine nicht genug zu 
beachtende Erfcheinung. Ueber ven auf vem Landtage v. 3. 1838 





! 
als durch eine gleich große Erhöhung der directen Steuern disponibel 
gemacht werben fünnte, fo würden die Stände demnach fehr Unrecht 
haben, ſich diefer Ausgabe mit befonderer Nückficht auf vie 
ärmere Klafje der Steuerpflidtigen zu wieberfegen. Werd: 
en nämlich auf die Normalfteuerfapitalien des Großherzogthums jähr: 
lich 100,000 fl. ausgejchlagen und zu biefem Ausfchlag die Ausländer, 
die Domänen und die Pfarr: und Schulbefoldungsgüter beigezugen, 
jo haben dazu beizutragen: Ä 
65,463. Steuerpflichtige jahrlich O fl. 04, 8 fr. 


4351. un " 0. 09,5, 
36,580. ” „ [7 0 1 19,— 7 
26,783. „ " D 0, 38,1, 
14,053. u m " 1, 1994, 
5,130. 7) [7 * 2 „ 38, 7 " 
1,190. " 7 ” 5 14,4 ” 
324. " "” „ Tu 56,2. 
125. " 7) ” 10 „ 34, 9. 
78. m " " 13 „» 23,6, 
53. " 7 " 15 „ 52, 4 7, 

36. 1 n " 21 " 9,8 

u. nm „ 26 „ 27,3, 

53. » 52, 54,6, 


und es fällt in vie Kugen, daß die Beiträge der Armften Klafie der 
Gontribuenten zu jener Summe faum nennenswerth find. Leicht Fann 
aber die Berwendung jener 100,000 fl. Beranlaffung werden, Hund: 


erten aus ber ärmften Klafie des Bolfs ihren vollftändigen Unterhalt . 


zu gewähren, fie an Orbnung, Arbeit und Mäßigfeit zu gewöhnen, fie 
von Bergehungen mancherlei Art, ja felbit von Verbrechen abzuhalten, 
und fie für die Zufunft in nügliche, dem Staate nicht zur Laft fall: 
ende, und ihren Mitbürgern nicht mehr gefährliche Staatsbürger ums» 
zuwandeln.“ — Bergleiche übrigens noch die Schrift: Freimüthiges 
Sendichreiben an Se. Excellenz, Herrn PBräfiventen Freiherrn von 
Hofmann in Dezug auf deſſen Beiträge ꝛc. ꝛe. Offenbach 1833. 
Seite 45. 

*) ©, allgemeine Juſtiz⸗ Gameral» und Polizeifama vom Jahr 1830. 
Nro. 102. 103. 


\ 


— 4356 — 


bis 1839 von ver Staatsregierung den Ständen proponirten Ge— 
feßesvorfchlag, deſſen die Ueberſchrift des gegenwärtigen Beitrags 
gedenkt, eine fpätere Mittheilung *). 

Zum Schluß die Mittheilung einer dem Gegenftand angehörend- 
en Berorpnung des Reſcripts der Großherzoglichen Regierung der 
Provinz Starfenburg vom 1. Mai 1830, an die Landräthe ver 
Provinz, welches noch nicht zur Öffentlichen Kenntniß gefommen ift, 
während fein Inhalt Veröffentlichung verdient **). 

„Wenn ſeither dad Betteln nicht, auch nicht einmal einigermaß: 
en abgeftellt werben Fonnte, jo lag davon der Grund hauptſächlich 
darin, daß die Unterfiügung der Armen in den einzelnen Orten 
nicht fo geregelt war, daß man annehmen Fonnte, auch nur das 
fpärlichfte Bevürfniß der Armen ſey durch die ihnen verabreichte 
Unterftügung gedeckt. Wir verfennen nit und haben mit Ver: 
gnügen gejehen, "mit welchem Eifer und auch mit welchem Erfolge 
einige von Ihnen in viefer Beziehung gewirkt haben, aber alle Mühe 
wird zum größten Theile verloren feyn, wenn in dieſem Punfte 
nicht ein gleichmäßiges Verfahren in der ganzen Provinz einge- 
halten wird. Wir haben uns daher veranlaßt gefunden, über dieſ— 
en wichtigen Gegenftand Anträge bei Großherzoglichem Minifterium 
ded Innern und der Juftiz zu ftellen, welches und autorifirt hat, 


*) Mit Recht fagt der Verfaſſer der Anzeige der gedachten Echrift des 
Herrn von Lüttwig: Ueber Verarmung ꝛc. ıc- ©. 222 223. des 
zweiten Bandes des Gersdorf'ſchen Repertoriums der gefammten 
deutſchen Literatur für 1834. „Kein Gegenftand ift wichtiger für unjere 
Zeit, als ver, welcher das Thema der vorliegenden Schrift bildet. Es 
wird noch viele Federn bejchäftigen, viele Gefege und Verordnungen 
hervorrufen und, wenn nicht die rechte Löfung gefunden wird, jo kann 
er noch einmal fich felbft feine Erledigung auf furchtbare Weiſe er- 
zwingen.“ „Was unfern VBoreltern noch im vorigen Jahrhundert ver- 
hältnigmäßig geringe Sorge machte,“ fagt Bülau ©. 226. jeiner 
angeführten Schrift, „die Armenpflege, das wird täglich mehr zu einer 
der ernfieften und bevenklichiten Seiten des Staatslebend.“ 

Aeußerſt belehrend ift die Schrift: Julius Borlefungen über Ge: 
fängnipfunde. Berlin 1828. 
Diefes Reſeript ift zu vergleichen mit dem töten Abſchnitt v. Lütt- 
wi: „Borfchlag zurBerbefferung der Armenanftalten 
in Preußen“ —— 


“x 


— 
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nachſtehende Vorfchrift in- der Provinz Starkfenburg zu exlaffen, 

und dabei bemerkt bat, daß viefelben Vorichriften auch in den Pro: 
vinzen Oberheffen und Rheinheſſen eingeführt werden follten. $. 1. In 
allen Gemeinden, mit Ausnahme derjenigen größeren Städte, in den⸗ 
en eigene Armen-Commiſſionen beftehen oder noch gebilvet werben, 
bat 1. der Bürgermeifter oder in ven Filialorten der Beigeoronete, 
mit Zuziehbung des Gemeineveraths ein DVerzeichniß aller hülfsbe— 
dürftigen Armen aufzuftellen und dabei zu bemerfen, was jeder dieſer 
Armen möchentlih an Geld, -Naturalien, oder Koft empfangen fol. 
2. Dieſes Verzeichniß ift ſodann von dem Bürgermeiſter oder Bei- 
georpneten, dem Pfarrer ded Orts mitzutheilen, welcher e8 mit dem 
Kicchenvorftand zu durchgehen, und die Hierbei nöthig gefundenen 
Bemerkungen dazu zu machen hat. — Sind. in einem Orte Pfarrer 
verfchiedener Confeſſionen, fo ift das Verzeichniß jedem berfelben zu 
erwähnten Zwecke mitzutheilen; *) 3. Das Verzeichniß ift ſodann, 
wenn Bürgermeifter oder Beigeordneter und Gemeinderath einer- 
feitö, und Pfarrer und Kicchenvorftand andererfeitd miteinander über- 
einſtimmen, fogleich von dem Bürgermeifter in den Orten, wo eine 
eigene Ortsarmenkaſſe eriftirt (zu deren unentgelvlichen Führung ſich 
wohl, wie ſchon in manchen Orten gejchehen, angejehene Einwohner 
gerne verftehen werben) **) auf dieſe Ortsarmenkaſſe, oder in deren 
Ermangelung auf die Gemeindefafje zur Verausgabung der bewill- 
igten Unterftügungen zu deeretiren. In den Fällen aber, wo zwifch: 
en gebachten beiden Behoͤrden verſchiedene, nicht zwifchen ihnen zu 
vereinigende, Anfichten obwalten, hat der Bürgermeifter die jich er- 


*) Unterm 10. Novenber 1831 wurden diefe DBorfchriften dahin erläut- 
ert:. 1.) bei verBeitimmung des wöchentlichen Bedarfs für die Arm- 
en fey darauf zu fehen, daß jedesmal ein angemefjener Fonds für un— 
vorhergefehene temporäre Unterftügungen übrig bleibe und dieſer nad) 
dem Bedürfniß zu verwenden, 2.) Es verftehet ſich von ſelbſt, daß ver 
Kirchenvorſtand bei Durchgehung des von dem Gemeinderathe aufge: 
ſtellten Berzeichniffes ver Unterflüßung an Arme nicht blos über dieſe 
VBorfchläge zu Unterftügungen ſich zu äußern habe, fondern aud) be- 
fugt ſey, jelbit Vorſchläge zu Unterftüßungen zu machen. 

*) Ein fchönes Beifpiel der Art enthält die Nro. 22. der erften Abiheil- 

ung der allgemeinen Schulzeitung vom Jahr 1833 unter der Auf: 

ſchrift: „Einwirkung der En auf das — 
der Stadt Zürich. 
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gebenden Anftände ven Großherzogl. Landrath ded Bezirks vor der 
Dekretur ded Verzeichniffes zur Entſcheidung einzuberichten. 4. Diefe 
Berzeichniffe jind alle Quartal auf gleiche Weife zu revidiren und 
zu decretiren. $. 2. Bei Bertheilung der Natyralien haben die Groß— 
berzoglichen Landräthe eine, nach ven Verhältniffen ver Orte und 
‚ der Verabreichung dieſer Naturalien zweckmäßige Aufficht anzuord— 
nen. $. 3. Der Fonds zu diefen Unterfiügungen iſt zu bilden; 
1. durch freiwillige Beiträge, welche in Geld, Naturalien und Koſt 
bejtehen Eünnen, .2. and dem, zu Diefem Zwede abzugebenven und 
zu verwendenden reinen Ertrage der Allmoſenfonds, indbejonvere 
dem Ertrage des Klingelbeutels, in fo weit nicht der erklärte gegen- 
theilige Willen des Stifters, oder. fonftige fefte Beftimmungen über 
eine andere Art ver Verwendung dieſer Bonds oder eined Theile 
derfelben entgegenflehen. Die Entjcheivung darüber, ob der Ertrag 
dieſer Almofenfonds zu dem bemerkten Zwecke abgegeben werben Tann, 
oder eined der oben bemerkten Hinverniffe entgegen flieht, muß vor 
der Hand noch von dem Großherzogl. Kirdyen- und Schulrath aus- 
gehen. Sobald viefe Entfcheivdung erfolgt ift, Tann alsdann ver 
Ertrag dieſer Fonds, ohne weitere jedesmalige Anfrage bei vem 
Großherzogl. Kirchenvathe abgegeben werden. 3. Aus bisherigen 
fändigen jährlichen Beiträgen aus Kirchenfonds. — Neue ftändige 
Beiträge aus Kicchenfonds find, da dieſe Fonds hierdurch ihrer eig- 
entlichen Beſtimmung zu fehr entzogen werben würben, nicht hier: 
zu abzugeben und einmalige extra orvinäre Beiträge aus Kirchen: 
fonds koͤnnen nur in ganz befonvderen Fällen, und nur nach vorher 
bei Großherzogl. Minifterium des Innern und der Juſtiz eingeholt 
er Genehmigung verabfolgt werden. 4. Info weit die, unter 1—3 
erwähnten Beiträge in den einzelnen Gemeinden nicht vorhanden, 
oder nicht hinreichend find, aus einem Zufchuffe aus ven Gemeinde: 
kaſſen. Die Hierzu nothwendig erfcheinende Summe muß, wie jede 
andere Gemeinde= Ausgabe, in den Voranſchlag aufgenommen und 
darnach behandelt werden. — Sollten in einer Gemeinde freiwillige 
Beiträge und ein Ausschlag zu dieſem Behufe flattfinden, fo muß 
ed geftattet fein, die freimilligen Beiträge auf den Ausſchlag in Auf- 
rechnung zu bringen. (Dieſes wird daher auch von freiwilligen 
Beiträgen an Naturalien gelten, die auf angemefjene Weife in Geld 
anzufchlagen find.) $. 4. Bei ver Aufflelung ver Berzeichniffe über 
bie Unterflügung ift darauf Nüdjicht zu nehmen, daß der auf bie, 


- 


im $. 3. bemerkte Weiſe, für das jevesmalige laufende Jahr gebilbete 
Fonds nicht Überfchritten wird. $. 5. Die Großherzogl. Landräthe 
haben eine ftrenge Aufficht über vie richtige und zweckmäßige Ber: 
wendung diefer Armenfonds zu führen, und insbefonvere bei ihren 
Rundreiſen fich von allen hierauf Bezug habenden Verhältniffen gründ- 
lich zu unterrichten. $. 6. Die Austheilung von Almofen dur 
die Pfarrer muß, in fo weit fie nicht in Folge einer Beftimmung 
des GStifterd vom Almojenfonds geichieht, ganz aufhören. $. 7. Der 
Errichtung von Sparfaffen, wie eine folche im Bezirke Dornberg 
bewirkt worden ift *) wird den Groherzogl. Landräthen dringend 
empfohlen. $. 8. Die Armen, welche aus der Armenkaſſe Unter: 
fügung erhalten, find in foweit ihre Kräfte dazu binreichen, und 
ich Hierzu Gelegenheit ergibt, zu Arbeiten, insbefondere für bie 
Gemeinden anzuhalten, die Ausführung dieſes allgemeinen Grund- 
ſatzes wird den Großherzogl. Landräthen und Bürgermeiftern über: 
laſſen, und nur bemerkt, daß Arbeitsſtuben in ver Regel mehr nach— 
theilig als nüglich find. $. 9. Was nun das Betteln betrifft: fo 
find 1., ſobald die $. 1—3 erwähnten @inrichtungen allgemein in 
Vollzug gefommen find, alle auffer ihrem Wohnorte auf dem Bett- 
eln betreten werdenden Perfonen ohne alle Nachficht zu arretiren, 
und der Gemeinde ihres Wohnſitzes zuzufenden. 2. Rückſichtlich ver 
Beftrafung der Bettler werben die Großherzogl. Landräthe auf die 
vorliegenden Verordnungen und Generalverfügungen, fo wie den 
$. 57. ihrer Inftruction verwiefen **) und jie 3. angewiefen, auch 
Eltern, welche ihre Kinder zum Betteln ausſchicken, zu beftrafen,“ 





*) Solche Anitalten haben ſich ſeitdem auch in andern Bezirfen gebildet. 
*) Der Abjchnitt 23. der Inftruction für die Kreisräthe, die durch die 
Drganifation des Jahrs 1832 an die Stelle der Provinzial Verwalts 
ungsbehörden (Regierungen) und der Landräthe getreten find, hand- 
elt von der Armenpolizei“ und umfaßt 4 $$. ($. 125—128). In 
$. 125. heißt e8: „den Kreisräthen liegt im Allgemeinen die Für: 
jorge für die Unterflüßung und Verpflegung der Armen und Hülfs— 
bevürftigen des Kreifes ob. Sie werden darüber wachen, daß die deß⸗ 
fall8 beftehenden Borfehriften von den Lokalbehörden genau vollzogen 
und insbejondere von den Gemeinden ihren Verbindlichkeiten in diefer 
Beziehung Genüge geleitet werde. Dagegen werden fie aber auch 
dem verberblichen Betteln Fräftig entgegenwirken und darauf fehen, 
daß bie Bettler in den geeigneten Bällen dem competenten Polizeige- 
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. Welchen Erfolg dieſer Erlaß hatte, iſt nicht bekannt geworben. 
Daß diefer aber unzureichend war, beurkundet ſchon der Antrag 
und die dadurch veranlaßte Crörterung. Auch die Mede des Herrn 
' son Gagern, welcher Mitglied der Regierung der Provinz Starf- 
enburg bis zur Auflöfung viejer Behörde (in Folge der neuen Or— 
ganifation im Jahr 1832) war, erkennt dieſes ſtillſchweigend an. 


richte zur Bejtrafung angezeigt werden.” Der $. 126. ermächtigt die 
Kreisräthe, den ihnen bei der Staatsunterftüßungsfaffe eröffneten Credit 
zur Unterftüßung der Hülfsbedürftigen zu benügen, mit dem Beiſatz, 
daß fie auf einen Armen im Laufe eines Jahre nicht mehr als 10 
Gulden verwenden Fönnten und, wenn das Bebürfniß diefen Betrag 
überfteige, wegen weiterer Unterftügung an das Minifterium des Inn— 


‚ ern und der Juſtiz zu berichten hätten. Der- $. 127. handelt von 


den Sammelpatenten und der $. 128. ven den Findlingen und Waiſ— 
en. Welcher Revifion die Heſſiſche Strafgefeggebung gegen das 
Betteln bedarf, geht ſchon daraus hervor, daß eines der beftehenven 
Geſetze (aus dem legten DViertheil des philvfophiihen Jahrhunderts, 
nämlich vom Jahr 1777) unter Anderem vorfchreibt: „vie inländifchen 
Bettler fullen auf Betreten jedesmal mit einer Tracht Prügel 
belegt werden.‘ 
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Zur Gefeßgebung in Sachen der 
Juden. 


Die theilweife Emancipation der Juden in Baden 
und Württemberg mit befonderer Beziehung 
auf die intelleetuelle Grziehungsmethode. 


Die neue Gemeinde: Ordnung Badens hatte vie 18,000 Juden 
nicht einbegriffen, obwohl auch dieſe gleiche Laſten mit allen übrig- 
en Staatöbürgern zu tragen haben. Aber ſchon Earl Friedrich 
erließ 1809 dad Schuggeld, und die Stände des Großherzogthums 
haben ſich auf jevesmalige Petitionen *) von ifraelitifchen Einwohn— 
ern 1831, 1833 **) und 1835, wenn auch noch nicht für völlige 
Emancipation der Juden, doch im Ganzen mit progrefjiver Gunft 
für ihre Sache ausdgefprochen. Der Antrag der Minorität ver Com— 
miffion in der zweiten Kammer (1833) lautete: „daß das Gleichftell: 
ungsgefuch der Jfraeliten vorerſt noch vertagt, inzwifchen aber durch 
Zufammenberufung einer ifraelitiichen Synode zu dem angeführten 
Zweck und auf legislativem und adminiftrativem Wege ſowohl vie 
fittliche als die politifche Entwicklung ver Siraeliten befördert, und 
ſodann in gleichem Schritt mit diefem Voranrücken ihnen allmäh— 


*) Bergl. Denkſchrift an die hohe Badenſche Ständeverfammlung einges 
reicht von badenjchen Bürgern ifraelitifcher Religion zur Begründ- 
ung ihrer Petiton um völlige bürgerliche Gleichftellung vom 30. Juli 
1833. Heidelberg. 

» Dr. Ladenburg: die rechtlihen Verhältniffe der Ifraeliten in Bad— 
en. Mannheim 183%. Die Gleichftellung der Iſraeliten Babens mit 
ihren chriftlichen Mitbürgern. Mannheim 1833. 
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lich die Rechte gegeben werben möchten, welche ſie zur Zeit noch 
entbehren." Linter den Ständemitgliedern der erften Kammer wer: 
en ed beſonders Fürft von Fürftenberg, Hüffell, Rau, 
Zell, in ver zweiten Bader, Bekk, Duttlinger, Gerbel, 
Merk, Trefurt, Welfer, die mit hoher Freijinnigfeit für das 
volle Staatöbürgertbum der Juden das Wort führten. 

Der jegige menichenfreundliche Großherzog hob 1835 nicht nur 
die übrigen Abgaben auf, welche noch die Juden als folche befon- 
ers zu entrichten Hatten, jontern bot zugleidy edlerweiſe bei etwaig— 
em Anftanve darüber eine Ablöfungsfumme aus feiner Privatkaffe 
an. Ebenſo dehnte er die Gefege, wonach die heimathlofen, unehe: 
lichen Kinder vom Staate erhalten werden, und die Lehrer einen 
Theil ihrer Bejoldung aus der Staatöfaffe befommen, auch auf 
die Juden aus, wie denn leßterem Punkte auch die Kammern ihre 
Zufimmung gaben, jedoch mit dem Amendement, daß bei Erricht: 
ung einer neuen iöraelitifchen Schule der Magiftrat des Orts feine 
Einwilligung geben müffe, da die Befoldung der Lehrer doch theil- 
weiſe aus der Gemeindekaſſe beftritten werde. 

Bei der badiſchen Ständeverſammlung 1837 haben die Juden 
eine abermalige Petition um bürgerlihe und politiſche Gleichſtell— 
ung eingebracht. Sie wurde aber mit jenem für die Juden rühmlichen 
Zeugniß abgefertigt, das der hochverehrte kurz darauf verftorbene 
Staatöminifter Winter in der zweiten Kammer der Landftände 
ausfprah, und nach welchem es als Fein Bedürfniß erfiheint, die 
Emancipation der Juden in Baden noch durch ein befondered Ge: 
feg zu fanftioniren, da die audgezeichnete Intelligenz und Humanität 
der Regierung ven Juden bereits alle Rechte gewährt hat, die fie 
verdienen, und ihnen dabei alle Mittel varbietet, um von der höchſt— 
en Stufe flaatöbürgerlicher Reife allmählig auch zu jener ver poli- 
tiſchen Münvigfeit zu gelangen. 

Es ift erfreulich zu bemerken, daß die Fortfchritte geiftiger und 
fittlicher Verbefferung unter der ifraelitifchen Bevölkerung Badens ſich 
ftetd erweitern und fegengreiche Früchte tragen. Sie zählen im ihrer 
Mitte viele an Talent und Bildung reiche Männer. 

MWohlthätig wirkt der Verein zur Verbefferung der bürgerlichen 
Verhältniffe der Juden in Baden, ih8befonvere durch feine Pramien 
für ifraelitifche ITaglöhner, Aderbauer und Handwerker. 

Die Aufficht über ven jüdiſchen Elementarunterricht, welche früber 
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den chriftlichen Geiftlichen, ſogar hinfichtlich des Meligionsunterrichts 
oblag, ift wenigſtens in letzterem Betreff feit Errichtung des O ber- 
raths, der die Oberaufſicht führt, ven Nabbinen überlaffen worb- 
en, wenn auch zwifchen dieſen und den chriftlichen Pfarrern bei ver 
gemeinfchaftlichen Localinſpektion Feine zweckdienliche Uebereinſtimm⸗ 
ung herrſchte. Die im Jahre 1834 erlaſſene Verordnung über das 
Volksſchulweſen nebſt Schulordnung und Lehrplan, welche vermitt— 
elſt der Orts-, Bezirks- und Oberſchulbehörde mehr Einklang in 
die Inſpektion und überhaupt eine bedeutende Veraͤnderung auch in 
das jünifche Clementarfchulweien, insbeſondere den Religionsunter: 
richt bringen wird, da diefem nur eine Halbe Stunde täglich zu— 
gemeffen wird, trat noch zur Zeit unter ven Juden kaum ind Leben, 
was zum Theil auch daher rühren mag, weil man die Annahme 
derfelben den jüdiſchen Lehrern zu freithätiger Empfänglichkeit noch 
anheim geftellt hat. Hinjichtli der Lofalinfpeetion vermißt man 
im $. 37. wenigftend den Borbehalt, daß biefelbe, natürlich bei 
qualificirter Fähigkeit und Tüchtigkeit, auch dem jüdiſchen Ortsgeift: 
lichen übertragen werben Eönnte, ohne damit im confefftonellen Re: 
ligiondunterricht dem Monopol des confefjionellen Geiftlichen zu nahe 
zu treten *). Auch die Fortbildungs- und Sonntagsfchulen koͤnn⸗ 
en nicht ohne Einfluß auf die jüdiſche Jugend bleiben. Sie wirfs 
en einer beſſeren Zukunft entgegen. 

Schon im Jahre 1809 wurde ein jüdiſcher Oberrath als oberfte 


*) Siehe die Schrift von Robert Haas, betitelt: das Staatsbürger: 
thum der Juden, vom Standpunfte der inneren Politik beleuchtet. 
Frankfurt a. M. 1837. Sie macht der vorurtheilsfreien Anficht "des 
feines Stoffes und der Literatur des Gegenitandes mächtigen Berfaff- 
ers alle Ehre. Sehr intereffant für die Geſetzgebung tft die Weberficht 
die der Berfaffer im dritten Abichnitte über die neuefte Lage und 
die neueften Beitrebungen der Juden auf dem ganzen Grofreife, ins 
befondere in .Deutfchland, gibt. Indem wir dankbar befennen, daraus 
manches excerpirt zu haben, was Baden und Württemberg betrifft 
halten wir es für Pflicht, diefe Schrift, die unftreitig zu den befferen 
gehört, welche über diefe viel befprochene Angelegenheit Europas und 
der Menſchheit gefchrieben wurden, den Menfchenfreunden aller Con— 
feffionen zu empfehlen. Der Berfafier ftrebt nach Licht md Wahr- 
heit, nach Toleranz und Humanität, nach Verbeſſerung und Beglüd: 
ung aller Staatsbürger, fie fenen Ehriften oder Juden. 
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iſraelitiſche Kirchen- und Schulbehbrde zuſammengeſetzt. Derſelbe 
beſteht aus den jüdiſchen Oberrathsmitgliedern, einem evangeliſchen 
und einem katholiſchen Mitglied der Kirchenfection, jo wie aus einem 
präfivirenden Minifterialrath. Er bildet 1.) die Adminiſtrations⸗ 
Conferenz, .2.) die Schul= Eonferenz, 3) vie Religions = Eonferenz. 
Dem Oberrathe find unmittelbar untergeorpnet J. Bezirks-Syn— 
agogen, I. die Synagogenräthe der ifraelitifchen Gemeind- 
en Garlsrube und Mannheim. Wie der Einfluß der Rabbinen 
aud der Schule verdrängt wurde, fo hat man ihn auch durch den 
neugemählten Synagogenrath im Firchlicher Beziehung paralifixt. 

Einer Verordnung über Prüfung der angehenden Lehrer um 
Geiftlichen (welche bisher von zwei Rabbinen gehalten wurde) fo= 
wohl vor ald nad) der Vorbereitungs⸗ oder a ac fiebt 
man entgegen. 

Man darf behaupten, daß auch das innere jüdiſche, lirchliche Leb⸗ 
en in Baden vom Geiſte der Zeit und ihrer Beſtrebungen wenig— 
ſtens nicht unberührt geblieben iſt. Der am 28. Juni 1820 zu 
Carlsruhe eingeweihte deutſche Gottesdienſt gieng zwar wieder ein, 
indeſſen ſind die deutſchen Vortraͤge geblieben *); ſo fand zu Hei— 
delberg am 9. Februar 1821 die Einweihung eines neuen iſraelitiſch⸗ 
en Gotteöhaufes, bei welchem mit Widerſpruch ded Rabbiners ein 
befonderer Lehrer und Prediger (Rebfuß) eingeſetzt wurde, ftatt. 
‚Zu Mannheim Halt der Rabbiner Ettlinger ſchon feit 1823 
deutſche Predigten. Im Jahr 1824 erfchien eine Verordnung, welche 
einige Mißbräuche beim Gottesvienft unterfagt. 


* 


Die erſten Sonnenſtrahlen für die Juden im Koͤnigreich Württ— 
emberg, wo an 10,000 jüdische Bürger leben, zeigten ſich im 
Sabre 1823. Im diefem Jahre wurde, wie Dr. Zumz fagt: „mit 
ächt veutfcher Biederkeit und einer den Sieg der Givififation beur- 
fundenvden Gejinnung, zum erftenmal feit 1813 dem verlaffenen Iſrael 
eine liebende Hand gereicht. Der Antrag ded Abgeoroneten Feuer: 
lein für eine verbefferte bürgerliche Lage ver ifraelitifchen Einwohn= 
er wurde mit 42 gegen 22 Stimmen angenommen, und bamit ent= 





*) ©. Willftätter, Rab, Predigten. Carleruhe 1820. 
) 
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ſchieden, in der Addreſſe an ven Koönig, die Geneigtheit «ver. Kamm: 
er: aus zudrücken, daß zum; Behufe des judiſchen Kirchenfonds ein 
Beitrag. aus: Staatsmitteln bewilligt und im Budget: aufgebracht 
werde, An der Spitze der Vertheidiger der — der Inden Fond 
der chrwärbige: Kanzler Autenrieth, GET BETTEN 
‚Kaum war: vet König von: den Ständen) ı um. — *— Geier höre ie 

bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden; gebeten worden fo ‚Fam ers auch 
dieſem Wunfche wit Freuden entgegen. So ſehr nur Der freiſinnige 
Geiſt des Königs. geneigt ſcheinen konnte, die Juden nblLig:zu 
emancipiren, ſo war, doch immer ſchon das zu berückſichtigen, daß 
während der ganzen Dauer ‚ver altwürttembergiſchen Verfaſſung „wicht 
leicht ein Grundſatz mit ſo vieler. Hartnaͤckigkeit feſtgehalten worden 
war, als der, daß der Jude nicht in das Unterthanen-Verhältniß 
eintreten, und ſelbſt nur unter ſehr harten Beſchraͤnkungen im Lande 
überhaupt verfehren könne *). Schon deßhalb durfte man. ein. leb⸗ 
haftes Vorurtheil ved Volks gegen ein vollftändiges Emancipations— 
Geſetz erwarten. Sodann aber hatte man ſeit 1808, wo mit den 
neuen Randeötheilen auch. eine Anzahl. von 8400, Juden an Witrt- 
temberg gekommen war, die leidige Erfahrung: gemasht, daß Pie, Ab- 
ftoßung zwilchen Ehriften ‚und Juden denn. doch nicht „allein aus 
der bisherigen: harten Geſetzgebung, ſondern auch aus der tiefen 
Immoralitaͤt und den ſchädlichen Mahrungswegen der Mehrzahl ver 
meiſt dem Schacher ergebenen, und in elenden rittexſchaftlichen Dörf- 
ern angeſiedelten jüdiſchen Bevoölkerung herzuleiten ſey. Dieſe Rück⸗ 
ſicht verbot eine völlige Emancipation durchaus, und führte wiel- 


mn N 


) Ohne Zweifel gab das römifche Necht, welches CL. ult, C. de jud, 
et Nov. 45) den bürgerlichen Zuftand der Juden fo verworfen, wie 
ven ihrer Seelen erflärt, Veranlaſſung, daß in diefem Geifte Tit. 27. 
der alten württembergiſchen Landesordnung diſponirt wurde? „daß 
dortiger Herzog Ehriftoph feine Menſchen, welche durch den Born 
‚“ Gottes; verfiucht wären, im. feinem Gebiete dulden werde, obſchon ſte 
‚goldene Berge verfprächen , weil fie mit Chriſto meineidig gehandelt 
hätten, und duch die Gabala der Magie ergeben wären,“ Das. alte 
Miptrauen und Borurtheil wider die Juden hat bei einem grofen 
Theile der württembergifchen Bevölkerung tiefe Wurzel gefaßt, und 
es wird der Gefepgebung und dem intelligenten Theile des Königreichs 
noch manche Anftwengung koſten, jene Tee aa 
bourt ihrer —— gaͤnzlich zu vertilgen.: 
1840. I. 30 
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mehr auf Das Princiß, vaß Was nerue Geſetz ein Erz be Hiungpsige- 
ſe tz· wesen mie: Gerade vieſes Weſentliche hatte derlworige König 
bei ſeinem fragmentariſchen/ und weber nuter fich, noch mit dem 
Bisher geltenben Gefetze zuſammenhaͤngenden; wenn gleich in mand- 
en Punften den Juden politliſch ſehr gunftigen Verordnungen ganz 
auſſer Anger gelaſſenz und «Bari der gerechte Verdacht entftand- 
en, daß leine Politiſche Verbeſſerung Der Juden: fo. Lantge nichts helf⸗ 
enwerde, ehe nicht eine moraliſche vamit Hand in Hand gehe: In 
wieſem Sinne Man beſchaͤflitzte ſich DaB. neue Geſeh worzůglich mit 
dem Hören Kirchen ⸗undSchüulweſenz Zugleich aber ſollte der 
Jubde son seinen blsherigen verderblichen Nahrungswegen aben und 
zu den drdenllichen bürgetlichen Gewerben hingeleitet, und man: ihm 
dieſes Arotzlich zun intichen/ die Ausſicht auf einen beſſeren Rechtszu⸗ 
Fand Han ee erden. Namentlich ſollten alſo vie Juden dem 
Schatherhatidel üuſid lndern wucherlichen Gewerben entfremoet, und 
ihnen die · Befugniß zu Betrelbung aller ordentlichen Erwerbsarten, 
fo vote: die Befähigung zum Erwerbe? des Gemeindebürgerrechts ge⸗ 
geben werden Mehrere Jahre hinvurch hatte der Wittig’ den” Stämv: 
en und denn Lande: feinen Entwurf zu vuhiger Prüfung überlafſen; 
aber die Dppoſttion dagegen ‚wornanlih von Seiten des’ Handels 
ſtandes, blieb nicht aus; Petitionen von Haudelsvereinen, von Städt⸗ 
en, draͤugteli Ti ‚mm die Zulaſſung der Juden manientlich Jum 
Detailhandel, ein ihnen einzuräumendes Zwangsüberſtedlungsrecht, 
und dergleichen als das groͤßte Verderben darzuſtellen Auch auf ven 
Landtage von 1828: ſelbſt ſtellte ſich dem Geſetze noch ein heftiger 
Widerſtand entgegen. Indeſſen gelang es doch dem lichtvollen Ver— 
theidiger deſſelben, Miniſter von Schmidlin, die weſentlichſten 
Punkte deſſelben zu retten, und manche harte Grundſaͤtze, worauf 
die Stände beſtanden, weni igſteus zu mildern. Zugleich bewies ges 
ade die, Geſchichte diefer. Verhandlungen die Heilſamkeit der öffent: 
lichen. Diskuffionen , indem gerade dieſe ‚ed;uvar, welche dem Gigen- 
finne des Vorurtheild, und des Eigennutzes allmählig immer mehr 
die Spitze brach. Das weſentliche Reſultat des Geſetzes nun war 
dies, daß einmal die Regulirung des jüdifchen Kirchen- und Schul⸗ 
weſens auf dieſelben Grunpfäge gebaut. wurde, auf welchen auch das 
chriſtliche beruht. Behufs der politiſchen Erziehung der Juden aber 
wurde feſtgeſetzt: es ſollen die. einheimiſchen Juden das Staats⸗ 
und Gemeindebürgerrecht, ‚freie Wahl des Berufs, namentlich alſo 


fi 
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auch das Recht zu allen zünftigen Gewerben, zu Erwerbung von 
Grundgefaͤllen, zum Beſitz von Häuſern und Gruudſtücken, ſelbſt 
von Lehengütern (doch nur zu eigener Bewirthſchaftung) Haben, 
die Befchränkungen Hinfichtlich des Zeugnifjes im Prozeß, und der 
Geifion ver Forderungen follen aufgehoben feyn, ebenſo vie Hinjicht: 
lich: ver. Aufenthalts - Erlaubniß, und ded Ortöbürgerrechtö; fogar 
ein Zwangsüberſiedelungsrecht foll ver Jude in der Regel haben. 
Dagegen ſoll dem Schacherhandel durch mehrere indirecte Zwangs⸗ 
maßregeln geftewert werden, indem 3. B. vie Glaubwürdigkeit eines 
Schaherjuden dem richterlihen Ermeſſen anheimgeftellt, feine Ford: 
erung durch die Unterfchrift eines micht wechſelfähigen Chriften nicht 
beweifen, die Eingehung einer Ehe ihm nicht vor dem 3öten Xeb- 
ensjahre, eben ſo wenig die Stellung eined Erſatzmannes für ven 
Heerdienſt geftattet, und derſelbe in Beziehung auf dad Ortsbürger- 
recht namhaften Beichränkfungen unterworfen wird. Uber die Ei: 
ferſucht des Kaufmannsſtandes wüßte noch viel weitere Beſchränk—⸗ 
ungen — nicht bloß der Schacdherjuden, fondern der ganzen Jud— 
enfhaft zu feinem Vortheil ins Geſetz zu bringen, wie denn bie 
Juden in Beziehung auf das KHanveldgewerbe, die Erwerbung von 
Wirthichaften und Apotheken, ven Berfauf von liegenden Gütern, 
die Muͤklerei, ferner binfichtlich der Ausübung der auf einein Gute 
oder Gefälle ruhenden Gerichtsbarkeit, Polizei und Patronatrechte, 
binfichtlich der Aufenthalts -[Erlaubniß, für längere Zeit in einer 
fremden Gemeinde, und Hinfichtlih der Bedingungen der Zwangs⸗ 
überfienelung auf die ſchneidendſte Weiſe hinter die Chriften zurück— 
gefegt wurden, Auch das Einwanderungsrecht fremder Juden murde 
bedeutenden Einfihränfungen unterworfen, fremden Schacherjuden die 
Einwanderung geradezu, und für alle Fälle unterfagt *). 

In den auf den Antrag Menzels und auf die Bitte der Iſta— 
eiten um vdllige Gleichftellung mit ihren cyriftlichen Mitbürgern 
in den bürgerlichen und politifchen Rechten, beziehungsweife um 
Reviſion des Geſetzes vom 25. April 1828 erfolgten Kammerver— 
handlungen am 4. und 5. Mai 1836 hob Menzel unter Anderen 
den Wiverfpruch hervor, daß die Juden Minifter und in den ger 
mm mn 

*) Verl, die trefflihe Schrift von Chriftian Reinhold Köftfin, 

„betitelt: Wilhelm I. König von Württemberg und die Württemberg- 
iſche Verfafjung. Stuttgart 1839. S 465. u. fg. 
30 * 
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meindebürgerlihen Wahlen feine Gemeinveräthe werben koͤnnten. 
Auch v. Hornftein, Klett, v. Pahl, Pfizer, Bflanz, ver 
Biſchof wm Rottenburg, Römer». Schlayer, Schmip, 
Schott, ». Zeller u.a. äußerten fih mit Wärme für vie Peti- 
tion und den Antrag, welcher. mit 81 gegen ‚3 Stimmen angenomm- 
en wurde. Es bleibt bemerfenäwerth, wie fogenannte Ariſtokraten, 
Kiberale, proteftantifche und Eatholifche Geiftlihe und resp. Bi: 
fchöfe, Minifteriefle und Minifter.alle in ver Hauptjache für die Juden 
übereinjtimmten, Doch ift es bis jegt bei der nur — Eman⸗ 
cipation (1828) geblieben. 

Nach der in den Jahren 1831 und 1832 neu geſchaffenen ifre⸗ 
litiſchen Kirchen-Verfaſſung ſind ſaͤmmtliche Juden des Koͤnigreichs 
in dreizehn Rabbinate eingetheilt *) dieſen ihre Rabbinen und Vor— 
ſaͤnger zugetheilt, Kirchenvorſteheraäͤmter nach Art der chriſtlichen 
Kirchenconvente gebilbet, und dem Ganzen eine iſraelitiſche Ober— 
kirchenbehbrde vorgeſetzt worden. 

Zum Geſchäftskreiſe dieſer dem Miniſterium des Inneren unmitt— 
elbar untergeordneten Stelle gehoͤren insbeſondere: die Aufſicht über 
die Beſetzung der Kirchenyorſteher-Aemter; die Begutachtung der 
für einzelne Rabbinate feſtzuſetzenden Gehalte; die Prüfung und 
Feſtſetzung der Vorſaͤngergehalte; pie Veranlaſſung der erſten Dienſt⸗ 
prüfung der Rabbinats - Candidaten durch die damit beauftragte 
koͤnigl. Prüfungs-Commiſſion und die Vornahme der zweiten Dienſt⸗ 
— die Vorſchläge zur Beſetzung erledigter Rabbinate; vie 
Anordnung und Beſtätigung von Vorſaänger-Wahlen und im Falle 
der Vereinigung des Vorſängerdienſtes mit dem des Schullehrers, 
die gemeinſchaftliche Beſetzung des Amtes mit der betreffenden kön⸗ 
iglichen Oberſchulbehoͤrde; die Aufſicht über die Amtsführung der 
Rabbinen, Vorfünger und Kirchenvorfteher; pie Feſtſetzung ver Gott- 
eödienftordnung in den Synagogen und der Amtsohliegenheiten: ver 
Rabbinen und Borfünger; die Entjcheivung von Anftänden und 
Zweifeln in Beziehung auf die Anwendung oder Auslegung von 
Neligions-Borichriften, und die Erftattung der von andern Stellen, 
insbeſondere den ehegerichtlichen Behoͤrden, dießfalls verlangten Gut- 
achten; die Feſtſetzung des Umlagefußes für die Bedürfniſſe der 


*) Ueber vie Eirchliche Eintheilung der EN vom 3. Aug. 1838. 
Bergl. Reg.:Bl. S. 288. 
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Kirchen= Gemeinden unter Einholung der Genehmigung des Mini: 
fteriumd und die Oberaufficht über vie Verwaltung ver drtlichen 
Kicchenpflegen, über die Erhaltung und Verwendung der damit ver- 
bundenen Stiftungsfonde, jo wie über Serftellung und Erhaltung 
ver Synagogen und anderer Gult-Grforderniffe; endlich die Vers 
waltung des ifraelitifchen Central-Kirchenfonds, melcher aus 
den jährlichen Beiträgen aller jelbftftänvig lebenden Sfraeliten ge— 
bildet ift, und nöthigenfall® das weitere Bedürfniß durch Umlagen 
auf die fümmtlichen Kirchengemeinden erhält, für, veren a und 
Feftfegung die Stelle zu forgen hat *). 

In Württemberg gibt es 38 ifraelitifche Schulen, deren Ammt- 
liche Lehrer und Vorſänger geprüft find. Schon in dem Gefeg von 
1828 waren wichtige Verordnungen zur Verbeſſerung des Schul: 
weſens, deögleichen über das Amt der Nabbinen und die gottes- 
dienfllichen Vorträge erlaffen. Jene werden auf Vorfchlag der ifra- 
elitifchen Ober⸗Kirchen-Behoͤrde von der Staatdregierung ernannt, 
müſſen an jedem Sabbath veutfche Neven und Katechifation halten. 
Auch die Frauen haben an dem Gottehbienfte vollftändigen Antheil 
zu nehmen. 

Wie fehr fih die württembergifche Regierung insbeſondere um 
die Bildung der jüdifchen Geiftlichen und die Entwidlung des Kirch: 
enwejend bemüht, dafür zeugt fchon die Verordnung, wornach fich 
alle Rabbinen, auch die, welche ſchon im Amte fanden, Längftens 
5 Jahre nad) dem Gefeg von 1828 einer Prüfung (zu Stuttgart) 
unterwerfen mußten und nur nach übernommener und beftandener 
Prüfung in ihrem Amte geduldet wurden, daß die Rabbinatsad— 
fptranten eine Abiturientenprüfung vor Bezug der Univerfität zu 
beftehen haben, daß die meiften durch Stipendien des Königs (zu 
150 fl. jährlich) während ihrer Studienzeit unterflügt werben; daß 
fie einer doppelten Staatöprüfung, einer vor Eintritt in dad Rab- 
binatövicariat, der anderen vor Eintritt in das Rabbinatamt un- 
terworfen find. Die Gegenftände ver erften (ſchon mehrmals in 
Tübingen vorgenommenen) Prüfung find: Einleitung in die Bibel, 
biblifche Exegefe, jüdische Dogmatik, jüdiſche Dogmengeihichte, Tal- 


“ *) Vergl. das Gefeh vom 25. April 1828 (Reg.Bl. S. 301.) und die 
-Berfügungen vom 14. Juni 1828 (Reg.Bl. S. 542), 30. Juli 1829 
 (Reg.-Bl. ©. 313), vom 27. Oktober 1831 (Reg.:Bl. S. 551). 


— 450 — 


mub, Nitualgejege, griechiſche und Iateinifche Philologie, Päpagogif, 
Logik, Moralpbiloiophie, Religionsphiloſophie, Geſchichte und Stat- 
iftif, Aritgmetif, Geometrie und Phyſik, fo mie die Ausarbeitung 
einer Previgt und Katechifation über gegebene Texte. Dieſe Prüf: 
ung wird je nach den Fächern von einem Profeſſor ver evangeliid- 
en und einem ver Katholischen Fakultät, von dem theologiichen Mit- 
glied der ifraelitifchen Oberkirchenbehörde und einigen Profeſſoren 
der Philoſophie und Philologie vorgenommen. Eine gewiffe Anzahl 
von; Stimmen entfcheidet über das Beſtehen des Eraminanden. Die 
zweite und eigentlich theologifche Prüfung. findet zu Stuttgart von 
Seiten der ifraefitiichen Oberkirchenbehörde, in ver Regel mit Hin: 
zuziehung einiger anderen Rabbinen ſtatt. Das Refultat ver Prüf- 
ung wird im „ſchwäbiſchen Merkur“ publicirt. — Auch ein Deut: 
ſches Geſangbuch, ein deutſches Lehrbuch der Religion, eine Gott⸗ 
esdienſtordnung, eine Amtsinſtruktion für, Die Rabbinen und Bor: 
beter famen von Geite der EG in: Vetrachtuns. z. Theil 
ſchon in Ausführung. 

Unter die yorzüglicheren Rabbinen Württembeygs — Bloch 
und Dr. Maier, welch Letzterer zugleich Mitglied der iſraelitiſch— 
en Oberkirchenbehoͤrde zu Stuttgart ift, genannt. 

Die Geſetzgebung in Baden und Württemberg befolgt in der ſo— 
genannten Emaneipationsfache der Juden die intellectuelle Er- 
ziehungsmethode. Diefe Methove, nämlich die moraliſch reli- 
gidfe, iſt Die weientlichite, weil fie den Gegenſtand bei der Wurzef 
erfaßt, dad Innere des Juden verbeffert, und die göttlichen Wahr: 
heiten für die Ausübung aller Tugenden begründet, mithin die Jud⸗ 
en zu echten Monotheijten heranzieht. Für dieſen Zweck ſind vor— 
exſt noch, viele Hinderniſſe zu entfernen; denn es ſind z. B. die 
Cultus Einkünfte der Juden zu vermehren, und vie jüdiſchen Tal— 
mudſchulen z. B. in Prag, Fürth bei Nürnberg, Berlin, u. j| w, 
aufzulofen, Ihre Fonds müßten für die Befolpungen jüdiſcher Pro— 
feſſoren an chriftlichen Univerfititen, fur mofaifche Exegefe und Dog: 
matik, und Der etwaige Ueberſchuß am unbemittelte und; jonft würd: 
ige jüdiſche Studirende verwendet: werden: Durch diefe Lehrer, und 
den Beſuch vorgeichriebener Vorlefungen bei hriftlichen Profefjor: 
en, fünnte es jo weit gebradyt werben, daß die jübifchen Kinder hin- 
veihend befähigte Religionslehrer erhalten würden, wenn letztere 
auch zuvor ihre Prüfungen wohl beſtanden, und auf beſtimmte Zeit 


u 


r 


Uebung und DBorbereitung für den Beruf als Religionslehrer, 
würden gehabt haben. Die geiſtliche Oberbehoͤrde für dieſe Ange- 
legenheit hätte deßhalb das Geeignete zu beſorgen, Prämien für.- 
ausgezeichnete Subjekte zu jüdiſchen Rabbinaten möchten ein ſtarker 
Sporn ſeyn, und jo koͤnnte die jüdiſche Jugend die rechten. Cipili— 
ſationslehrer erhalten. Dr. 3. S. Klüber, dem wir in dieſer gro⸗ 
Ben Sache ver Menſchheit treffliches Material für«die Legislatur, 
verdanken, iſt von dem Werthe dieſer intellectuellen Erziehungs⸗ 
methode *) ſo überzeugt, daß er dieſe für Die Radicalhülfe erklärt. 
DHue- Diele, jagt ex, bleiben. alle anderen Vorſchlaͤgen nur. Balliatin-, 
mittel, denn nicht, eingeräumte Vortheile, ſondern pie ve ct e,. Bild⸗ 
ung des Herzens yom jüdiſchen Kane -**) find Die wahren Hebel 
in dieſer wichtigen Sache. Nach ver Anſicht dieſes Publiciſten folkte 
der Sigat den Juden wicht ferner üͤherlaſſen, Schullehrer nach ‚eigener: 
Wahl anzunskunen „Sondern, Controlle darüber anordnen und ſtrenge 
Verordnung, bei Verluſt allar Heimathsrechte, deßhalb, daß keine 
jüdiſchen Religions⸗ und Elementatlehrer auf auswaͤrtigen Kalmud⸗ 
ſchulen ſich bilden, oder eigentlich für allen. Unterricht perbilden 
Dürfen; exlaſſen und. handhaben, Auch Winkelſchulen müſſen aufs 
Sturengite unterſagt bleiben, und jüdiſche RN: — Ran: 
'Beifung keinen Unterricht erteilen, IE 

Wird in jader ‚Ausweg. die judiſchen Kinder ing Kabaub. u 
terrichten zu laſſen, den Juden abgejchnitten, ſo iſt dem; Unhejl vo r⸗ 
gebeugt/ welches bisher krebsſchadenartig an dem Glücke, nämlich. 
an der Moxalitat den: Juden non. Jugend an nagte, und in, jedem 
Kinde Dan Keim zu allem Nachtheil enthielt, mithin daxinnen fegte,; 
Da nun die Kinder ont weiblichen Geſchlechte einſt Muͤtter von 
RE ee in — die — n — 

7: 1 39 — ‚Bo SER CU ae Data mn 
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Zu aan i 14 32,790 ra ARE EIER 
* ©. deſſen are: die yeifihichenen bisher in Guropa anges 
wendveten Methoden, die Juden zu civilifiren u. ſ. w. 
= Der, die Wahrheit liebende jüdifche, —— * 8. Aue vbach in 
Ring ſprach ſich Darüber alſo aus: 
ur and. dem Jung ym des Juden, up) Sapenthyms San eine 
„aBerhefieung. berwargeben, „ohne fte haben ‚ugn. Auſſen ‚eingeräumte 
—— Teinen. Erfolge“ Man vexrgleiche beiten - Schrift. über die 
wichtigften Angelegenheiten Iſraels. Leivzigı 1828. «& in der VII. 
Predigt zu Leipzig in der Synagoge gehalten. 
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“ie Kiefften und bleibendſten Eindrücke legen, fo- leuchtet es ge- 
wiß Jedermann ein, daß die Mädchen in ihrer gartem Jugend 
mit beſonderer Aufmerkſamkeit und’ Vorſicht moraliſch gut; auch bei 
Juden ſollten unterrichtet und mehr als bisher geſchehen iſt, 
zu meibfichen und häuslichen Arbeiten in: zweckmäßigen Anſtalten, 
inſonderheit durch Abſo —— von den Knaben — ge⸗ 
bildet werden *). 

Allein‘ dieſe Fortbildung wirtt frisch noch nicht dehäigem, 
nicht radieal, weiß; wenn das jünifche Mäpchen in der Jugendſchule 
auch den entſprechendſten Elementarunterricht empfängt, ed nachher 
aber zu. Haufe vurch die theokratiſche Belehrung eines fanatifch ge— 
ſinnten Religionslehrers, er ſey blos Lehrer, (Rabbiner) vie tal: 
mudiſchen Grundſaͤtze eingeprägt erhält, ſo iſt alles vernichtet, 
was der vorz üglich ſte Elementarlehrer in feiner Schule vorbereit- 
end gut gemacht hat, oder das arme Geſchoͤpf weiß nicht, welchem: 
Lehter es glauben ſoll, “oder endlich es wird in feinen Begriffen ver: 
wirrt gemacht, in Zweifel und Mißtrauen verfegt, was offenbar in 
jener: Erziehung die nachtheiligften Folgen hat und Haben muß. Es 
macht ſich alſo nothwendig, daß pas Kind als die junge Baumpflanze 
unausgeſetzt ſo gepflegt und erzogen werden müſſe, daß man einſt 
an den Früchten, die treue und gewiſſenhafte Wartung und 
Pilegs erkennen koͤnne. Das kann aber ganz eigentlich nur durch 
moraliſch religihſen Unterricht, und im Leben, als die ſchoͤnſten Bild— 
er für Kinder, innen tſprechenden Beiſpielen von Eltern und 
Lehrern geſchehenda beides zuſammen die Reſultate wahrer und 
lebendiger moraliſcher Kraftäuſſerung ſind, welche nicht in Formen, 
leeren Worten und Plappern mit dem Munde beſtehen 
Daß daf ür Durch zweckmäßigen Elementarunterricht die Geiſtes⸗ 
anlagen entwickelt werden, wird Niemand bezweifeln. Es iſt daher 
ein erfreuliches Zeichen der Zeit, daß nicht nur in Baden und Württ- 


"Der verewigte deutſche Kaiſer Leopold II. noch als Großherzog von 
Florenz, bewies bei feinen weifen NRegierungsmaßregeln, welche er 
anmwendete, daß bei dem weiblichen Geſchlechte hauptſächlich im 
Erziehungsmwefen der Anfang -müßte gemacht werben. Bergl. 

—Jaups und Crome“s Journal für Staatslunde und Politit. Jahr⸗ 

gang 1792. Heft * * 557. 
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emberg und andern fübdeutfchen Staaten, ſondern auch in Norb- 
deutschland, befonderd in Braunfchweig, Anhalt Deffau, Sachſen— 
Weimar und im Königreich Sachen, befonderd aber im Dänifchen 
Hollitein und in Dänemark felbft, jo wie in Samburg u. f. w. für 
zwedmäßigeren Religiondunterricht der jüdifchen Kinder immer mehr 
gelorgt wird. 


Königlich Preußiſche Verordnung, betreffend die Al- 
fodififation der nicht zur Klaffe der Bauerlehne 
gehörigen landesherrlichen Lehne im Herzog: 
thum Weitphalen. Vom 28. November 1839. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben, 
König von Preußen ı. ıc. 

haben für angemeffen erachtet, bei ver Allovififation der nicht zur 
Klaffe der Bauerlehne gehörigen landesherrlichen Lehne im Herzog: 
thum MWeftphalen eine Ermäßigung ver bisher dafür üblich geweſe— 
nen Bezeigungsgelver eintreten zu laflen, um dadurch eine größere 
Gleichftellung der gedachten Provinz in ihren Rechtöverhältniffen 
mit anderen Landeötheilen der Monarchie, in wächen der Lehns— 
nexus gleichfalls noch fortbeiteht, herbeizuführen. Zu diefem Bes 
bufe veroronen Wir, nach dem Antrage Unfered Staatöminifteriumg, 
was folgt: 

$. 1. In Betreff derjenigen Lehne der gedachten Art, welche 
ehemals bei der Probſtei Mefchede zu Lehn giengen, foll vie Allo— 
dififation gegen Entrichtung von zwei bis drei vom Hundert ihres, 
Werths geftattet werben. 

$. 2. In Betreff ver übrigen landeöherrlichen Lehne im Herzog: 
thum MWeftphalen, welche nicht zur Klaſſe, der Bauerlehne gehören, 
follen 

a) bei Mannlehnen fünf bis jieben, 

b) bei Weiberlehnen, ſowohl den ſubſidiariſchen, als ven ver: 

mifchten, drei big vier, 

ec) bei Erblehnen zwei bis drei 

vom Hundert des Lehnwerths als Entſchädigung gezahlt werven, 
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wenn der Werth ves — den kg) von un Rh 
nicht! Abenfteigt:o: | 

8. 3. m Ofnfehang: ——— — — den Werth von 
Zehntaufend Thalern überfteigen, hat e8 Dagegen bei der biäherigen 
Obiervanz,. wonach ‚pie Erbvermandlung nur gegen Entrichtung eines 
Bezeigungsgeldes von Zehn vom Hundert des Lehnwerths zuläſſig 
iſt, ſein Bewenden, ſofern nicht beſondere, Die Kehrisfolge der Agnars 
en regulirende Familienverträge bereits darüber beſtehen, oder der 
Lehnsbeſitzet Die: ausdrückliche Einwilligung der zur eventuellen 
Succeſſion berechtigten Agnaten in die Erbverwandlung beibringt, 
in welchem Falle letztere gegen Entrichtung der im $. 2. beſtimmt⸗ 
en Sätze ausnahmsweiſe geitattet ſeyn joll. 

$. 4. ‚Die Allovififation ver Lehne, zn nur auf zwei. Augen 
ftchen, iſt unzuläſſig. 

$. 5. Daſſelbe gilt, wenn das Lehn zwar * oier Augen ſteht, 
jedoch keine Hoffnung zur Erzielung lehnsfähiger Descendenz vor— 
handen iſt; wogegen, wenn eine ſolche noch zu erwarten wäre, die 
Allodifikation nur gegen Entrichtung des Doppelten von der, nach 
der Natur des Lehns, in Gemäßheit obiger Beſtimmungen feſtzu— 
ſetzenden Abloͤſungsſumme geſchehen kann. 

$. 6. Bei Feſtſtellung des Lehnwerths und Ermittelung ver Ab— 
loͤſungs-Summe iſt als Werth des Lehns der zu vier vom Hundert 
zu kapitaliſirende Kataſtral-Reinertrag zum Grunde zu legen; jedoch 
ſoll es den Vaſallen und beziehungsweiſe den Agnaten, welche im 
Zweifelsfalle über das Allodifikationsgeſuch gehört werden müſſen 
freiſtehen, die Aufnahme einer gerichtlichen Taxe auf ihre Koſten 
in Antrag zu bringen. 

F. 7. Sind die bei einzelnen Lehnen zu entrichtenden Lehnsge— 
fälle, welche die Natur eines wirklichen Laudemiums haben, fo groß, 
daß der nach gefeglichen Vorſchriften berechnete Kapitalswerth ver: 
felben für jich ſelbſt ſchon dem, nach ven böchften der obigen Süße 
mit Nückjicht auf die Natur des Lehns ermeſſenen Allovififationg- 
fapitale bis auf die Hälfte defjelben nahe fommt, oder jelbige noch 
überfteigt, fo foll an deſſen Stelle ver Kapitalwerth der Laudemial— 
verpflichtung mit dem Zufage eines nach den geringften Sägen zu 
berechnenden Allovififationsfapitald die Entſchädigung für die gleich: 
zeitige Aufhebung des Lehndverbanded und ven Erlaß der Raupe: 
mialverbinvlichkeit bilden. Wenn aber die Lehnsgefälle vie Natur ’ 
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eines; Laudemiums nicht Haben, fo iſt mit Rüdficht auf ven Ertrag 
des Lehns und die Höhe der Leiftung, vergleichsweiſe ein billiges 
Averſionalquantum als Allodiſikationsſumme zu reguliren, wobei 
die in ver Ablöfungsorbnung vom 13. Juli 1829. Tit. 7. aufge: 
ftellten Grundfüge, jedoch unter Berudjichtigung des Verluſtes des 
möglichen Heimfalls, und ver dafür zu emtrichtenden Entſchädigung, 
zur Anwendung zu: bringen fin. 
$. 8. In eben viefer Art ift auch bei ver Altovififation derjen⸗ 
igen Lehne zu verfahren, die verdunkelt, und deren Beſtandtheile 
nicht mehr zu ermitteln ſind. 
Gegeben Berlin, den 28. Nonember 1839. 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Sch. v. Altenftein. v. Kampg. Mühler. v. Rochow. 
v. Nagler. ©. Ladenberg Graf v. Alvensleben. 
Frh. v. Werther. v. Rauch. 
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Königlich Preußiſches Geſetz, betreffend. die Rechte- 
verhältniffe der Grundbeſitzer und die Abloͤſ— 
ung der Neallaften in den Graffchaften Witt: 
genftein- Berleburg und Wittgenftein-Wittgen- 

ftein. Bom 22, Dezember 1839. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, 
König von Preußen ıc. ıc. 

Nachdem Wir durch Verträge, welche mit ven Fürften zu Sayn= 
Wittgenftein= Berleburg ımd zu Sayn- Wittgenftein- 
Wittgenftein abgefchloffen und von Und unterm 23. Auguft 
1821 und 11. September 1829 beftätigt worden find und durch 
die danach auf Unſere Staatskaffen übernommenen Entfchävigungen 
für die ſtandesherrlichen Unterfafen bereits eine Erleichterung ihrer 
Abgaben herbeigeführt haben, aucd wegen der mweitern Regulirung 
der Befig- und Abgabenverhältniffe jener Unterfaffen, ſowohl vie 
Standeöherren, ald auch Einberufene aus der Klaffe ver Berpflichts 
eten durch Unfere Behoͤrden vernommen worden find, fo verordnen 
Wir, auf den Vorfchlag Unferes Staats-Minifteriums, wie folgt: 


Erſter Titel. 
Bon den ftandeöherrlichen Unterſaſſen. 
$. 1. Alle in den beiden Grafichaften Wittgenftein= Berleburg 
und WittgenfteinWittgenftein von den ftandesherrlichen Unterſaſſen 


auf Grund eined landes-, lehnd-, grund- oder gutöherrlichen Mechtes 
an die ftandeöherrlichen Käufer zu entrichtende Geld- und Natural- 
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abyaben, Zehnten und jonflige Bräftationen werden vom 1. Juli 
1840 ab, abgelöft. 

$. 2. Zum Behuf diefer Abldfung tft der jährliche Geldwerth 
fammtlicher im $. 1. bezeichneten Präftationen auf dem durch eine 
befondere Inftruftion vorgefchriebenen Wege zu ermitteln. 

KapitaleEntfhädigung der flandesherrlichen Käufer. 

$. 8. Den berechtigten jtanveöherrlichen Häufern gegenüber wird 
die Ablöfung duxch Kapitalabfindung und zwar in der Art, bewirkt, 
dag von dem nach $. 2. ermittelten jährlichen Geſammtwerthe der 
Präftation wegen der‘; vorkommenden Ausfaͤlle und Verwaltungs- 
£often ‚ein Abzug von 3 Prozent ftattfindet, ſodann aber der 25fache 
Betrag der verbleibenden 97 Prozent den ſtandesherrlichen Häufern 
entweder bagr ‚ober in Schulsnerfchreibungen. ‘der bei der Regier- 
ungs = Hauptfafje in Arnsberg zu ‚erriptenen MWittgenfteinjchen 
Tilgunge- Kaffe gewährt wird. — 

A. 

F. 4. Dieſe Schuldyerſchreibungen werden. von der Wittgen- 
ſteinſchen Tilgungskaſſe ‚nach, ‚dem anliegenden Mufter ausgeitellt 
und, von, ber Regierung, zu. Arnsberg, beglaubigt, Sie ‚lauten auf 
jepen Inhaber und werden jährlich mit, Vier, vom Hundert in halb⸗ 
jährigen | Terminen. am. 2. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres 
verzinſet, dergeſtalt, daß die erſte Zinsrate am 2. — 1841 
fällig, — 

. 5. Mit den. Schulbrerſchreihungen zugleich, — Zinskou⸗ 

ons für die in die erſten 4 Jahre fallenden Zinstermine ausgegeben. 

ach Ablauf dieſer 4 Jahre werden dem Inhaber des legten Kou- 
pons neue Koupons für die naͤchſte Ajaͤhrige Periode ausgehandigt. 
Auf dieſe Weiſe wird von zu 4 Jahren mit der Verabreichung 
neuer. Konpons fortgefahren. Der Betrag der fälligen Koupond 
fann bei den Regierungs- Hauptfajien in Arnsberg, PMünfter, Mind: 
en, Goblenz und Göln und bei allen Steuerfaffen ver Provinz 
MWeftphalen baar erhoben: werden. — Die gedachten Regierungs: 
Hauptkaſſen beſorgen zugleich für die Inhaber des legten Koupons 
die Ausreichung neuer Koupons. 

Die Zinskoupons perjähren zum Vortheil der Tilgungskaſſe, wenn 
j⸗ nicht innerhalb vier cm nad) der Verfallzeit zur Bahlung 
präfentirt werden. 

. 6. Zur Sicherheit: für. ‚sie: — Schulbverſchreibungen ver⸗ 
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brieften Kapitalien und. die dabon- zu entrichtenden Zinjen "haften 
zunächft die nach $$. Li. und 12. der. Tilgungskaſſe überwieſenen 
Revenüen. Auſſerdem übernimmt der ‚Staat die. Gavantie! dafür. 

$:: ODie andgefertigten ——— werden durch baare Bei 
zahlung eingeloͤſt und vernichtet. ee 
Die Einloſung wird nachdem ‚Ermeffen der MR igierunig zu Arns 
berg entwedern durch "Ankauf der Schuldverſchreibuiigen aus freier 
Hand oder im Wege ver Kündigung gegen Gewährung des Nenn: 
werths bewiefti. Im dem letzteren Falle: werben: entweder ſaͤmmt⸗ 
liche vorhaudene Schuldverſchreibungen mit: einem: Male gekündigt 
oder die davon zu kündigenden durch das Loos: beſtimmt Die Künd- 
igung erfolgt in beiden Fällen durch eine dreimalige, in! Zwiſchen⸗ 
raäumen eines: Momatd7 zu miederhölende / Belanntmachung 'in den 
Amtsblättern der —— Lu —— — 
—— und Wlan... 7. er mern‘ 

Sechs Monate er dem Erfeinen — erſten — 
werden Ddie gekündigten Kapitalien von der Tilgungskaſſe in Arns- 
berg, gegen: Rückgabe wer Schuldverſchreibungen ausgezahlt. Ver⸗ 
faumt: der Inhaber die Erhebung, fo werkterti et vom feſtgeſetzten 
Zahlungstage an den Auſpruch auf ferneren Zinſengenuß. Werden 
die Koupons Uber wie. nach Dem Zahlungstage fällig werdenden 
Zinſen mit: der Schuldverſchreibung nicht zurückgegeben, fo wird der 
Betrag derſelben von dem zu zahlenden Kapitale tn Abzug gebracht. 
Die nicht: zurückgegebenen — Werden im — dee sie 
allen. übrigen eingelbſt ($. 5). aa‘ 

"Dem Inhabern“ der. —— Bag ei Rüneisunge 
u ‚gegen die. Tilgungskaſſe nicht zu. 

HB DIE Schuldverſchreibungen ver’ —— rind Be: 
hufs der Belegung gerichtlichen und vormundſchaftlicher Depoſital⸗ 
gelder, ſo wie der Fonds oͤffentlicher Inſtitute in der Provinz Weſt— 
phalen angekauft oder als Unterpfand angenommen werden. 

Kg In wieweit dag nach . 8. berechnete Ablbſungskapital 
den ſtandesherrlichen Haäuſern am 1. Juli 1840 baar over in Schuld: 
verſchreibungen gerährt — — — ee des 
——— — Zu le 

je — der Maten 

‚gi 19. Den Berpfiigpseten: ‚gegenüber wird die‘ Ablbſang v ver FR 
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$: 1: bezeichneten :Präftationen durch Verwandlung derſelben in eine 
feſtſtehende Geldrente zur Ausführung. gebracht. 

Kl Machdem ver: jährliche. Geldwerth der an vie: ſtandes 
herrlichen: Käufer. zu entrichtenven. Abgaben. im: Ganzen und für 
alle einzelne Pflichtigen ermittelt und feitgeftellt iſt, wird ben. feg- 
teren der fünfte Theil deffelben erlaſſen. Der Betrag von /, tritt 
als eine fefte Geldrente an die Stelle der abgelöften. Bräftationen 
und iſt am 1. Januar, 4. Februar; 1.März, 1. Oktober, 1. Nov: 
ember und-1. Dezember eines; jenen Jahres: jedesmal mit */,. durch 
Bermittelung "der Steuerkaſſen zu Berleburg und Laasphe an die 
Tilgungskaſſe zu Arnöberg ne »Die erſte Mate: bi am 1. 
Dftober 1840 fällig. 1* . 

. 12. Auſſer den nach F. 11. won: = präftationäpflichtigen 
Unterfaffen zu entrichtenden Renten wird ‚der Wittgenſteinſchen 
Tilgungskaſſe ein fixirter jährlicher Zufhuß aus ven. allgemeinen 
Staatöfondd von der Höhe übermiefen, daß vie Tilgungskaffe in ven 
Stand gefeßt wird, die nach $. 3. von ihr verbrieften KRapitalien 
nicht nur. zu verzinfen,. fondern auch binnen 41 Jahren. einzulöfen 
und zu'tilgen. Nach Ablauf diefer Friſt haben die Pflichtigen feine 
‚weitere Zahlungen an bie Tilgungdfaffe zu entrichten, Dagegen fann 
aber auch niemals eine Berufung barauf flattfinden, daß die Grund- 
fteuer in ven beiten Wittgenfteinifchen Grafichaften bis zu dem Et⸗ 
ſcheinen des Grundſteuergeſetzes vom 21. Januar d. J. nur nach 

Maaßgabe des nach Abrechnung der Reallaſten ſich ergebenden 
Reinertrages der Grundſtücke zu entrichten geweſen, in der Wirk— 
lichkeit aber nach dem vollen Kataſtralertrage, ohne Berückichtig- 
ung der Reallaften, erhoben worden fey: Jever, Seitens der Grund- 
fteuerpflichtigen. hieraus ‚etwa gegen die Staatskaſſen herzuleitende 
Entſchaͤdigungsanſpruch wird vielmehr durch die IMDSTOETE des 
vorgedachten —— ausgeſchloſſen und erledigt. 

B. 

8. 13. Es in den Bilichtigen unbenommen, die von ihnen zu 
entrichtende Rente auch ſchon vor Ablauf des 41jährigen Zeitraums 
ganz oder theilweiſe durch Kapitalzahluug abzuloſen. Wie hoch ver 
Abloͤſungsbetrag beim Beginn eines jeden Jahres vieſer Periode zu 
ſtehen kommt, iſt nach der beigefügten Tabelle zu berechnen. Bei 
theilweiſer Abldfung der Rente müflen jedoch. die abzuloͤſenden Rent: 
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enbeträge mindeſtens in 5 Sgr. beftehen und im Sumuch von 
5 Sgr. ſich abrunden. 

$. 14. Wenn vie auf rentepflichtigen Befltungen — 
Wohngebäude abbrennen, einſtürzen oder abgebrochen: werben und 
deshalb Die auf dieſen Gebäuden ruhende Grundſteuer nicht mehr 
erhoben wird, ſo iſt gleichzeitig auch derjenige Theil der an die 
Tilgungskaſſe abzuführenden Rente, welcher als lediglich m dem 
Haufe haftend anzufehen ift, außer Hebung zu feßen. Mr 

Dagegen wird aber auch bei allen, auf ventepflichtigem Boden 
neu erbauten Wohngtzbäuden, ohne Unterſchied, ob dieſelben an die 
Stelle früher vorhanden gewefener Wohngebäude treten oder nicht, 
diefe Hausrente neu in Hebung geſetzt, ſobald die ai 3 der von 
denſelben verlangten Grundfteuern beginnt, 

Die Standesherrfchaften. find dagegen vom 1. Juli 1840 an, ab= 
gejehen von den ihnen verbleibenden Rückſtänden, nicht mehr be- 
fugt, von neuen Anjieplern oder den vorhandenen: Grund und 
Haudbejigern Abgaben oder Leiſtungen irgend einer Art auf Grund 
eines landess, lehns⸗, grund⸗ over: gutöherrlichen Rechtes, zu fordern. 

$. 15. Diefe neu in Hebung zu ſetzenden Haudrenten, die nach dem 
1. Iuli 1881 nicht: mehr erhoben. werden, jenoch auch ſchon früher 
nad $. 13. abgeldjt werben fönnen, find zunächſt dazu beftimmt, 
die durch die Abfegung der Hausrente von eingegangenen Wohnge- 
bäuden oder durch Unbeibringlichkeit einzelner Mentenbeträge ent— 
ſtehenden Ausfülle zu decken. In fofeen fie mehr betragen, als hier— 
zu erforderlich ift, wird dadurch eine ——— der ine 
Tilgungsperiode bemirft. 

Erwerbung des vollen Eigenthums, 

$. 16. Sämmtliche ftandesherrliche Unterfaffen (ohne unterſchley 
ob, fie zu ven Bauern und Kanoniften, ober zu den Beiligern ge— 
bören, oder mit einem andern Namen bezeichnet werden), welchen 
gegenwärtig nur das nugbare Eigenthum oder ein Erbpachts- oder 
fonft vererbliches‘ Bejigrecht der von ihnen benusten Grundſtücke 
zufteht, erwerben mit den in $$. 17. bis 19, angegebenen Befchränf- 
ungen, vom 1. Juli 1840 ab, das volle Eigenthum jener Grund: 
ſtücke dergeſtalt, daß namentlich ein Heimfallsrecht von da ab nicht 
mehr ſtattfindet und die Verpflichtung zur Einholung des ftandes- 
herrlichen Konſenſes hei Berkuferungen, ———————— und Ver⸗ 
ee Zen 
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$. 17, «dm ſoweit ven ſtandesherrlichen Häuſern an den gegen: 
waͤrtig noch aus der Zeit vor dem 8. Januar 1812 auf den Grund— 
flüden der Unterfafen vorhandenen Waldbäumen das Eigenthums— 
recht ;zufteht, hat es dabei ſein Bewenden. Die Stanvdeöherrfchaften 
find jedoch gehalten, dieſes Eigenthumsrecht vor dem 1. Juli 1843 
durch Abholzung oder durch Verkauf der Bäume an den Beſitzer 
der Grundſtücke oder an dritte Perſonen (letztern Falles mit ver 
Bedingung ſofortiger Abholzung) geltend zu machen, widrigenfalls 
dafielde zu: Gunſten der Grundbeſitzer als erloſchen betrachtet wird. 
Hinſichtlich der ſeit dem 8. Januar 1812. aufgewachſenen Bäume 
ſteht den Standes hexrſchalten fernerhin weder ein — noch 
ein. Zehntrecht zu. 5 ns 

$. 18. Das Recht aufı ben. Besen und — at die 
von der Gewinnung. unterirdiſcher Erzeugniſſe zu entrichtenden Ab- 
gaben, desgleichen die Jagd- und, Fifchereigerechtigfeit der ſtandes⸗ 
herrlichen Haäuſer beſtehen bis auf Weiteres. in der ne Art 
und in dem bisherigen Umfange unveränbert fort, 1 
S. 19.. In: Anfehung der beftchenven N bleibt 
es für jest bei ber. beitehennen Verfaffung.. 

Don ven Rechten und BVerbindlichfeiten: dritter. Perfunen in ne 
ziehung auf Die Ablöſung. 

$. 20, Das nah $. 3. für die abgelöſten Leiftungen ven — 
esherrlichen Häuſern, theils baar, theils in Schuldverſchreibungen 
der Tilgungskaſſe zw. gewährende Kapital. tritt in Rückſicht der 
Lehns- und Fiveifommißverbindungen der Hypothefarifchen Schulden 
und Reallaften in die Stelle jener Leiſtungen. Die gedachten Schuld: 
verjchreibungen werben in * Beziehung den Baarzahlungen gleich 
geahtet. 

$. 21. Die horethekaiſchen Glaubiger — zwar ſowohl die⸗ 
jenigen, welche Capitalien zu fordern haben, als diejenigen, 
welchen ein Realrecht auf Renten, Abgaben und ähnliche fort— 
dauernde Leiſtungen zuſteht, imgleichen die Lehnsherren, Lehns- und 
Fideikommißfolger, etwanigen Wiederkaufsberechtigten ꝛc., können 
weder der Abloͤſung ſelbſt widerſprechen, noch ihre Zuziehung bei 
dem Abloͤſungsgeſchaäft verlangen. 

$. 22. Die hypothekariſchen Gläubiger ($. 21.) der ſtandesherr⸗ 
lichen Häufer jind dagegen. berechtigt zu fordern, daß das Abldje 
ungsfapital, foweit es dazu hinreicht oder erforverlich iſt, zur Ab— 
ſtoßung der zuerſt eingetragenen resp. zuerſt angemeldeten Schulden 
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oder Leitungen verwendet oder zur Wienerheritellung ihrer durch 
die Abldfung gerchmälerten Sicherheit angelegt werde. 

$. 23. Sie werden zu dem Ende, ſobald ver Betrag des Ab: 
Bfungs= Kapitals feititeht, von dem Ober-Landesgerichte zu Arns— 
berg durch eine, in den Amtöblättern der Regierungen zu Arns— 
berg, Müniter, Minen, Goblenz und Göln zu erlaffende Befannt- 
mahung zur Wahrnehmung ihrer Gerechifame binnen einer prä— 
kluſiviſchen Frift von ſechs Wochen unter der Verwarnung aufge: 
fordert, daß fonft angenommen werden folle, fie feyen mit der unter 
ver Aufjicht ded Ober -Landesgerichts zu Arnöberg nah Maßgabe 
des $. 22, zu bewirkenden anderweiten Berwendung ded;Ablöjungs- 
fapital8 einverftanden. 

$. 24. Die Lehns- und Fidei kommiß— Antereffenten, Wiederkaufs⸗ 
berechtigten ꝛc. ꝛc. der Standesherrſchaften müſſen es ſich gefallen 
laſſen, daß die hypothekariſchen Schulden und Reallaſten, ſoweit 
ſolche für fie verpflichtend ſind, durch das Ablöſungskapital abge— 
tragen werden. Soweit daſſelbe aber hierzu nicht erforderlich iſt, 
muß ſolches anderweit zu Lehn oder Fideikommiß angelegt und ſicher 
geſtellt, oder ſonſt zu dauernden Verbeſſerungen ver ſtandesherrlich— 
en Güter verwendet werden. 

$. 25. Damit das Abldfungsfapital — vorſtehend angedeut⸗ 
eten Zwecken gemäß wirklich verwendet werde, iſt daſſelbe, und zwar 
ohne Unterſchied, ob es baar oder in Schuldverſchreibungen gewährt 
wird, zum gerichtlichen Depoſitorium des Ober-Landesgerichts zu 
Arnsberg einzuzahlen. 

8. 26. Dieſes hat ſodann für die —— Verwendung 
der Abldjungsgelver nach den Vorſchriften des Geſetzes wegen 
Sicherftellung der Gerechtſame dritter Perfonen vom 29. Juni 1835 
und der durch daſſelbe ergänzten früheren Verordnungen zu jorgen, 
und überhaupt dad Weitere in der Sache mit eben den Rechten 
und Pflichten zu regulicen, weldye dort den General- Kommiflionen 
für ähnliche Verhaͤltniſſe übertragen find. 

$. 27. Sp lange dad Ablöfungsfapital fich ganz oder theilweife 
"im Depofitorium befindet, hat das Ober-Landesgericht die baar ein- 
gezahlten Summen, fo wie die fpäter durch Einlöfung der von ver 
Tilgungskaſſe ausgefertigten Schuloverfchreibungen baar eingehenden 
Veträge nach den allgemeinen Beſtimmungen über die Benugung 
der im gerichtlichen Depofitorium befindlichen Gelder zinsbar anzu= 
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legen, und überhaupt die ganzes Maffe nach den Borfchriften ver 
Depofitalorpnung zu verwalten. — Die eingehenden Zinfen werben 
jederzeit den zeitigen Fideikommiß-Nutzern überwieſen, fo lange nicht 
etwa auf dem orbnnngsmäßigen Wege ein Arreftichlag angelegt ift. 
°$. 28. Die zu den nah $.1. abzulöſenden Leiftungen verpflicht- 
eten Eingeſeſſenen und deren Grundftüde jind den ſtandesherrlichen 
Häufern, deren Hypotbefarifchen Gläubigern und den fonftigen im 
$. 21. bezeichneten Intereffenten vom 1. Juli 1840 ab, foweit es 
ich nicht um vor diefem Termine. füllige Beträge handelt, wegen 
jener Leiftungen in feiner Art mehr verhaftet, und gegen alle Ans 
Sprüche diefer dritten Perjonen gefichert, ohne Unterſchied, ob die 
fegteren aud dem Hypothekenbuche oder den Grundakten erfichtlich 
find oder nicht. | 
Die von den ftandedherrlichen Käufern aufgegebenen Gerechtfame 
find daher bei Anlegung der Hypothefenfolien für vie berechtigt ge— 
wefenen Güter nicht einzutragen oder, fofern die Anlegung dieſer 
Folien no vor dem t. Juli 1840 bewirkt wird, nach dem 1. Juli 
1841 von Amtswegen zu löfchen: — Eben fo ift in Betreff ver 
entiprechenden Vermerke in ven Hypothekenbüchern der verpflichteten 
Grundftüde zu verfahren. In ſoweit jedoch die bis zum 1. Juli 
1840 fälligen Leiftungen zum Theil rückſtändig bleiben und Seit: 
end der Stanveöherrfchaften vor dem 1. Juli 1841 bei den kompe— 
tenten Hypothefenbehörben Behufs ver Eintragung angemeldet werb- 
en, find dieſe Ruͤckſtände gleichzeitig mit der Röfchung der fortlauf: 
enden Leiftungen befonverd einzutragen. 
$ 29. Dom 1. Juli 1840 an fin) die im g. 28 bezeichneten 
Eingefeffenen und deren Grundftüde der Wittgenfteinfchen Tilgungs- 
Eaffe für die von da ab, an diefelbe abzuführenden Renten ganz 
eben fo verhaftet, wie fie den gegenwärtigen Berechtigten für bie 
gegenwärtigen Leiftungen haften. 

In fofern daher gegenwärtig nicht fammtliche Grunpftüde eines 
Verpflichteten für den Gefammtbetrag der gegenwärtigen Leiftungen, 
fondern nur gewiffe Grundftüde für gewiſſe Keiftungen Haften, find 
die verfihiedenen Grundſtücke auch in Zukunft nur für denjenigen 
Theil der neu regulirten Nente verhaftet, welche den gegenwärtig 
darauf ruhenvden Keiftungen entipricht. 

$. 30. Zur befferen Ueberficht follen befondere Grundlaftenbücher 
angelegt werben, weldye nachweilen, in mie weit jedes einzelne Grund⸗ 
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fü oder jeder Komplerus von Grundftüden mit Renten ver ang 
ungskaſſe befchwert ift. 

Diefe Grunvdlaftenbücher müſſen fi den Grumdfteuerfatafiern 
anſchließen und find mit diefen zugleich fortzuführen, und zwar mit 
der Maafgabe, daß wenn ein Grund ſtück oder ein Komplerus von 
Grundſtücken ver für eine Rente ver Tilgungdfaffe folivarifch Haftet, 
dismembrit wird, jedes Trennſtück fortan nur für den Theil der 
Rente verhaftet bleibt, welcher nach vem Werhältniffe feines Kata- 
firalertrages zu dem der übrigen Trennſtücke darauf fallt. 

8. 31. Im ven Hypothekenbüchern findet eine vollſtändige Ein— 
tragung der Renten ver Tilgungsfaffe nicht jtatt. — Auf dem Hy: 
pothefenfolium eined jeden rentepflichtigen Grundſtücks oder Gutes 
ift vielmehr sub rubrica II. nur zu vermerken, daß dies Grund: 
ftu oder Gut bis zum 1. Juli 1881 der Wittgenfteinfchen Tilg- 
ungskaſſe verpflichtet fey. 

Diefer Vermerk hat die Folge, daß die Renten, wenn fie auch 
nit aus dem Hypothekenbuche, jondern nur aus dem Grunplaft: 
enbuche fpeciell erfichtlih find, Dennoch nicht nur vor allen fpäter, 
fondern auch vor den fihon jebt eingetragenen hypothekariſchen 
Forderungen, daſſelbe Vorzugsrecht genießen, welches gegenwärtig 
den abzuldfenden Reiftungen zufteht. 

Nah dem 1. Juli 1881 werden bie vorgedachten Vermerke in 
den Hypothekenbüchern von Amtswegen gelöfcht, in ſofern eine frühere 
Ablöfung der Rente ($. 13.) die Loͤſchung nicht ſchon vor dieſem 
Zeitpunkte möglich macht. 

F. 32. Von den nach $. 25. einzuzahlenden Abloſungskapitalien 
ſind keine Depoſitalgebühren zu erheben. Auch werden die Ver— 
handlungen zwiſchen dem Ober-Landesgericht zu Arnsberg einerſeits 
und den zeitigen Fideikommiß-Nutzern oder Realberechtigten (8. 21.) 
andererſeits ftempel- und koſtenfrei gepflogen. 

Soweit dagegen zwiſchen den Fideikommiß-Nutzern und Realberecht— 
igten (F. 21.) Streitigkeiten oder Prozeſſe entſtehen, kommen in Be— 
zug auf Stempel und Gebühren die allgemeinen Beſtimmungen zur 
RN: 

Leiftungen an andere Real:Berechtigte. 
$. 33. Wenn flanveöherrliche Unterſaſſen auffer den Standes: 
berrichaften auch noch anderen Realberechtigten zu Abgaben und 
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Leiſtungen verpflichtet find, fo kommen binfichtli deren Ablöfung 
(Verwandlung oder Abfindung) die Ablöfungsordnung vom 13. 
Juli 1829 und die viefelbe erläuternden, ergänzenden oder abänd— 
ernden, fpäteren Beitimmungen zur Anwendung. 


Zweiter Titel 


Bon den Eingeſeſſenen ver Grafichaften Wittgenftein-Ber- 
leburg und Wittgenjtein-Wittgenftein, welche nicht 
ſtandesherrliche Unterjaffen find. 


Bedingungen der Erwerbung des vollen Eigenthums. 

$. 34. In fomweit dad Obereigenthum oder Eigenthum einzelner 
Grunpftüde der Grafſchaften WittgenjteinsBerleburg und Wittgen- 
ftein-Wittgenftein, deren Inhaber bis jegt nur das nußbare Eigen: 
thum oder ein Erbpachts- oder fonft vererbliches Bejigrecht haben, 
nicht den Fürftlichen Standesherrichaften, fondern Kirchen, Pfarr: 
und Schulftellen oder anderen moralifchen oder phyfifchen Perjonen 
des In- oder Auslandes zufteht, überfommen vie Inhaber vieler 
Grundſtücke durch gegenwärtige Gefeg dad volle Eigenthum ver: 
felben, wenn die Grundſtücke entweder von allen gutöherrlichen Lait- 
en befreit find oder Doch mit feinen andern Laſten befehwert bleiben, 
ald mit feiten Geld- oder Getraive-Abgaben over ſolchen Strohlief- 
erungen, vie aus verwandelten Zehnten entiprungen find. Rück— 
fichtlih verjenigen Grundſtücke, welche von andern als den oben 
genannten Laſten erjt noch Durch deren Abldfung (Verwandlung oder 
Abfinvung) zu befreien find, tritt das volle Eigenthum mit ver Ab: 
jung ein. Dabei erlöfchen Dienfte und Xeiftungen, welche, der 
Lehnsverbindung wegen, ald bloße Chrendienfte zu leiiten waren, 
oder auf Schug und Beiltand abzwedten, ohne beſondere Abldfung 
von jelbit, fobald im Uebrigen die Bedingungen der Erwerbung des 
vollen Eigenthums vorhanden find. Auch Hinvert die Belaſtung 
durch die noch beftehenden Zwangs- und Bannrechte die Erwerb: 
ung ded Eigenthums nicht. 

Anwendung der Ablöfungs-Ordnung vom 13. Juli 1829. 
$. 35. Die Ablöfung ift in Betreff aller vor Verkündung des 
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gegenwärtigen Geſetzes entſtandenen Reallaſten zuläfjig und wird 
nach den Vorſchriften der Ablbſungsordnung vom 13. Juli 1829 
und den dieſelbe erläuternven, ergänzenden ‚over abändernvden Beftimm- 
ungen bewirkt. Bei Ablöfung der Dienfte ift jedoch ohne Unter: 
jhied der Fälle nach ven Beftimmungen des $. 81. der Ablöfungs- 
ordnung zu verfahren, Die Vorfchriften in $$. 82— 85. kommen 
daher nicht zur Anwendung und eben fo wenig bie Beitimmungen 
wegen Ablöjung ber Zwangs⸗ und Bannrechte in $$. 36--90. jen⸗ 
es Geſetzes. 5 » 
Ausführungs - Behörde. - 

$. 36. Mit der Ausführung der vorftehenvden Beftimmungen 
($$. 34 und 35.) nach Anleitung ver Ablbſungsordnung vom 13. 
Juli 1829 $$. 135. seg. und der Verordnung vom 30, Juni 1834 
wird die General-Kommiſſion zu Münfter beauftragt. 

Allgemeine Beitimmungen. 

$. 37. Die Eingefeflenen ver Grafſchaften Wittgenſtein⸗ Berle⸗ 
burg und Wittgenſtein-Wittgenſtein haben alle ihnen obliegenden 
Abgaben und Leiſtungen, die nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
(CF. 1—36.) abgelöft werben koͤnnen, bis zur bewirkten Abloͤſung 
(Verwandlung oder Abfindung) unweigerlich fort zu entrichten. 
Eben fo haben fie auch ihre Verpflichtungen hinſichtlich der landes— 
herrlichen Abgaben und aller Kreis-, Kommunal-, Parochial-, So: 
cietätö- und fonftigen Laſten/ auf welche gegenwärtiges Gefeß über: 
all feinen Einfluß Hat, fernerhin zu erfüllen. 

$. 38. Alle den Anordnungen dieſes Geſetzes entgegenftehenden 
Beitimmungen früherer Gefege, insbeſondere der Großherzoglich Hefl- 
iſchen Verordnung vom 9. Februar 1811 werden hierdurch aufs 
gehoben, 

Urkundlih unter Unſerer SEE PEERUOLNGEN Unterſchrift und 
beigedrucktem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 22. Dezember 1839. 
| (L. 8.) Srievrih Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz, 
Frh. v. Altenftein v. Kamp. Mübhler vw Rochow. 
v. Nagler. v. Ladenberg. Graf v. Alvendleben. Frhr, 
v. Werther. v. Raud, 
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Mo s I. she A. 
( Koͤnigliches — 


Di durch die Allerhöchfte Kabinetsordre vom... . 
1839 geftiftete Wittgenfteinfche Tilgungskaſſe befcheinigt durch dire 
Schuldverſchreibung, daß der Inhaber von derſelben ein Kapital 
DON. At a Thalern in Silber: Gourant zu fordern hat und 
der Merth dafür durch Abldfung von Reallaften berichtigt worden ift. 
Die Zinfen dieſes Kapitald werden vom 1. Juli 1840 an, jähr: 
lich zu Pier vom Hundert am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres 
gegen Aushändigung des beſonders ausgefertigten Zinscoupons bei 
den Regierungs- -Hauptkaffen zu Arnsberg, Münfter, Minpen, Cob- 
lenz und Göln und bei allen Steuerfafien in der Provinz Weit: 
phalen gezahlt, . | 
Das Kapital wird dem Geſetz vom ........ gemäß mittelft 
Ankaufs oder DVerlofung abgetragen, kann aber von dem Inhaber 
nicht gekündigt werben. Zur Sicherheit fir das Kapital und vie 
Zinfen haftet daS gefammte Eigenthbum der Tilgungsfaffe, insbe: 
fondere die duch die Ablöfungen Fonftituirten Grundrenten. Zu: 
gleich garantirt der Staat Kapital und Zinſen. 
„ Arnsberg, J 


Wittgenfteinfche Zilgungs :Rafle. 
(Unterjchriften.): 


erg F { j | . ar er 
Vorſtehende Schuloverfigreibung über... . . . . Thaler Gourant 
wird hierdurch beglaubigt. 
Arnsberg, den ...... = 
Königliche Negierung. 
(Unterfchriften.) | 





: : — Courant. 


Eingetragen mit = | — — 
| Haupt - Regiſter Fal. 
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Tabelle 


RB. 


der 
Kapital= Beträge, für welche eine jährliche Rente von 
9 Syt., 10 Sgr., 15 Ser. ı., in jevem Jahce ver 
© Aljährigen Tilgungs-⸗Periode abgelöjet werden kann. 
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Anmerkung der Redaction. Verordnungen dieſer Art beurkunden 
auf das Unzweideutigſte das beharrliche Streben der Preußiſchen Regier— 
ung, den Bauernſtand der Monarchie durch die möglichſte Begünſtigung 
der Ablösbarkeit der Lehnsqualität zu heben und ihn durch das Bewußtſeyn 
des freien Eigenthums ſeiner Grundſtücke und des ungetheilten Gewinnes 
von denſelben zu einer größeren Induſtrie in Bearbeitung ſeines Landes 
und zur Erhaltung des Gewonnenen durch Anwendung einer weifen Spar- 
famfeit anzufpornen. 

Unter allen deutfchen Staaten ift der Preußifche derjenige, der in ber 
unbeichränften Freiheit des Grumdeigenthums; in der unbebingten Gewähr: 
daß Jeglicher ohne Unterfchiev der Geburt oder des Standes, dem ſich hiu— 
geben dürfe, wozu Kraft und Talent ihn berufen; in dem unbedingten Ber 
fehre mit beweglichen und unbeweglichen Sachen, und dem daraus entipring- 
enden Wetteifer in Induſtrie und Handel; nach den überftandenen Zeiten 
des Elends und Jammers zuerft feine wahre Kraft, und feine immer von 
Neuem fich, felbft erzeugenden Hülfsquellen erfannte. In Preußen warb 
ſchon längſt jever Ginwohner ohne alle Einfchränfung im Beziehung auf 
den Staat zum eigenthümlichen und Pfandbeſitz von Grundftüden aller Art 
berechtigt; alle Vorzüge, die bei Gütererbſchaften der adelige vor dem bürg- 
erlihen Erben hatte, und die bisher durch den perfönlihen Stand des Be: 
fipers begründeten Ginfchränfungen und Sufpenfionen gewiſſer gutsherrlicyer 
Rechte find gänzlich weggefallen, nad dem 9. October 1807 Eonnte Fein 


— #41 — 


neues Unterthänigfeits'- Verhältniß entftehen, weder durch Geburt, Heirath 
oder Mebernahme einer unterthänigen Stelle, noch durch Vertrag. Mit der 
Publikation des Ediets vom 9. October 1807 hörte das Unterthänigfeits-Ber- 
haͤltniß derjenigen Unterthanen und ihrer Weiber und Kinder, die ihre Bauer: 
güter erblich, eigenthümlich, erbzing= oder erbpachtweife befaßen, wechfeljeitig 
auf. Mit dem Martinitage des Jahres 1810 hörte alle Gutsunterthänig- 
feit in fämmtlichen Provinzen des Staates auf, und es follte nur freie Leute 
geben, wie es ſchon früher auf den Eöniglichen Domainen der Fall war. 
Jeder Grundeigenthümer ift jeßt ohne Ausnahme befugt, mit Bewahrung 
der Rechte Dritter, über feine Grundſtücke unbefchränft zu verfügen, fie 
zu vergrößern, zu verkleinern, zu veräufern und willführlich zu vererben. 
Alle bisher nicht eigenthümlich verliehenen Befisungen können ein freies 
Eigenthum, die darauf ruhenden Dienftbarfeiten und Berechtigungen ,. ber 
Erbpachteanon, die Dienfte ver Erbpacht- und Grbzins- Leute Fünnen ab- 
gelöst werden; die von mehreren Einwohnern einer Stadt oder eines Dorf: 
es, von Gemeinde und Grundbefigern bisher gemeinfchaftlicd ausgeübte Be: 
nusung ländlicher Grundſtücke kann zum Beften der allgemeinen Landeultur 
aufgehoben, oder foll doch möglichft unfchäplich gemacht werden. Bald 
wird man im der ganzen Preußifchen Monarchie Feine noch in der Abhäng- 
igfeit von Gutsherren fehmachtenden Laftbauern mehr finden. Das find die 
Früchte einer Gefeggebung, die weder einer übereilten Neuerungsfucht noch 
einem hartnädigen Fefthalten an dem Alten, blos, weil es alt ift, fröhnt. 
Die Gefeßgebung Preußens beruht auf einer tiefen Kenntnig der großen 
Umgeitaltung alter Dinge, die durch die politifchen Begebenheiten hervorge— 
rufen war. Sie hat das durch fie neu, gefchaffene überreihe Material mit 
allſeiiiger Umſicht für die gegenwärtigen Bedürfniſſe des Volkes unter ‚bes 
fonnener Benugung des ſchon Vorhandenen verarbeitet. Ihr gebührt befond- 
ers der Ruhm im vollften Maße, dem Lehnrecht, diefer noch abenteuerlich 
und unheimlich in die moderne Welt hineinfchauenden Ruine der Vorzeit, 
ihre legte zerftörende Kraft genommen zu haben. Leider will in anderen 
Staaten das. Fendalungeheuer- trug aller fändifchen Kämpfe fein jebiges 
Scheinleben nicht aufgeben. Die Kammerdebatten zeigen ung Fendalherren, 
die fh nicht felten in den fchroffiten Gegenfag mit den liberalen Abfichten 
ber Regierungen feßen, wenn es der Abfchaffung eines abnormen mittelalt> 
erlihen Servitutrechts gilt. Ihre Widerfprucd geht fo weit, daß fie die 
Staatsgeſetzgebung als folche nicht einmal für berechtigt halten, die Ablög- 
barkeit bäuerlicher Laften auszufprechen, einen allgemeinen Ablöfungsmaß- 

Rab feftzufegen und für die Ausführung der Ablöfung tranfitorifche Be— 
ſtimmungen zu treffen; obgleich die Verfafiungsurfunden den N 
ausſprechen: „alle Grunblaften find ablösbar!“ 
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Königreich Sachfen. 


\ 


Die IL, Kammer der Landſtände im Gonflicte mit 
der I. Kammer wegen Aufhebung der Patri- 
j monialgerichte. 


Noch vor zehn Jahren war Sachſen in ver Gefeßgebung um 
ein viertel Jahrhundert Hinter der Zeit zurüd. Jetzt aber fucht 
Alles da vorzufchreiten, beſonders meil e8 die Regierung ift, die da— 
zu mit weifer Vorficht ven Impuls gibt. So wird Sachſen in 
einem Sahrzehnt mit höchiter Wahrfcheinlichkeit zu den wohlgeord⸗ 
netten Staaten Europas gehören. Nur mit ver Aufhebung ver 
Patrimonialgerichte will e8 nicht vorwärts gehen; obgleich 
diefe im Königreich Sachſen von der unbefangenen Mehrheit allge: 
mein gewünfcht, von dem Minifterium beabjichtet und von ver IL 
Kammer ver Landſtände fort und fort in Anregung gebracht wird. 

Diejed Inftitut, den Roft und Grabesmoder des Mittelalters an 
fih tragend, paßte ſchon langft nicht mehr für die neuere Zeit und 
fteht den neuen Einrichtungen und Geftaltungen ded innern Staatd- 
lebend hemmend und Hindernd entgegen. Nur Ritteranmapung 
und Rittertrog konnte in ven finfteren traurigen Zeiten des Mits 
telalterd den Landesfürften. das ihnen zuftehende und nur allein ber 
Staatshoheit anflebende Recht der Gerichtäbarkeit entziehen. 

Die Verwerflichkeit der Batrimonialgerichtöbarfeit iſt aus privat- 
rechtlichen, ftaatsrechtlichen, ftaatswirthfchaftlichen und philoſophiſchen 
Gründen fo’ bündig nachgewiefen worden, daß von einer, „vom 
Stanppunkte des Beligftandes aus" geführten Vertheidigung ber: 
felben Fein bleibenver Eindrud mehr erwartet werden kann. Was 
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verwerflich ift, kann durch Feine Klugheitögründe, nur bergenommen 
von dem Standpunkte fondereigenthümlicher alt hergebrachter grund 
berrlicher Rechte gerechtfertigt werben. Im dieſer wichtigen Sache, 
die mit den Grundbegriffen der Souverainetät jo enge zufammen- 
hängt, und fo tief eingreift in das Lebensprinzip des Staated und 
in das rafche und ftetige Fortfchreiten zum Wohlſtande des Volkes 
im Ganzen koͤnnen politiſch-bkonomiſche Einfichten und confervative 
Talente, dem Schoofe  eingefleifihter Herrlichfeit und alterthümlichen 
Gloirs angehörend, nur in conereto zur DBerneinung führen, aber 
fie werden bie. „Aufhebung ver Patrimonialgerichtsbarkeit“ nicht ver— 
binpern ; denn dieſes Loſungswort unfrer Zeit ift der Ausdruck des 
gerechteften Tadels eines fich völlig überlebten und mit ver allge- 
meinften Mißachtung beimgefuchten Inftituts. Gin Adelſtand, und 
eine Kammer, welche eine Patrimonialgerichtöbarfeit zu ihrem Be— 
ſtande für nothwendig Hält, und nicht auch ohne dieſe fich ihren 
Einfluß zum Schuge ihrer fonft wohl erworbenen und durchſetzbar— 
en Rechte zu ficherg ‚weiß, müßte auf ſchwachen Stügen ruhen! ! 
Die meiſten deutſchen Staaten erkannten die Nachtheile ver Pas 
trimonialgerichte und haben dieſe entweder aufgehoben, ober nad: 
haltige Reformen dabei eintreten laſſen *). Es ift die Aufgabe und 
beilige Prlicht der Gegenwart, folche, wo fie noch beftehen, als Un— 
bilden einer grauen Borzeit zu betrachten, dieje alten Ruinen end— 
li abzutragen und an deren Stelle dad Zeitgemäßere und Beſſere 
aufzubauen. Wir haben im vorigen Hefte dieſer Zeitfchrift **) ge- 
nugſam angedeutet, daß hierunter in Sachen vom edlen Willen 
des Königs fo mie auch von dem wohlwollenden Staatdminifterium 
nur das Beſte zu erwarten if. Wir haben zugleich gezeigt, wie 
einfichtövolle und gediegene Vertreter ver guten Sache in ver IL 
Kammer auf dem gegenwärtigen Landtage im Einverſtändniß mit 
dem Juftigminifterium der Aufhebung ver Patrimonialgerichte 
dad Wort: gefprochen haben. Günftigen Eindruck bei dem intellis 





*) Bergl. die hiftorifche Meberficht der in verfchiedenen deutfchen Staaten 
erfolgten Reform der Standes - und gutsherrlichen Gerichtsbarkeit in 
der Schrift: die legten Gründe wider alle Eigenthums: 
gerichte von Alexander Müller. Neuſtadt 1826, 

N Bergl. die neueften Landtagsftinmen aus Sachen für die Aufhebung 
der Patrimonialgerichtsbarfeit (1840) 2te8 Heft. ©. 230 — 244. 
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genten Theile ver ſächſiſchen Bevblkerung machte der Beſchluß ver 
IH. Kammer: daß die hohe Staatsregierung erjucht werden möge, 
den die Aufhebung der. Patrimonialgerichtöbarfeit vorausſetzenden 
“ Gefegentwurf, die Organifation ver: Untergerichte betreffend, auf 
nächſtkünftigem Landtage wieder vorzulegen. Doch die 1. Kammer 
wußte mit compacter Mehrheit und ſtolzer Haltung viefen jo wohl 
motivitten Antrag. abzulehnen. Es wiederholte fich die ſchlagendſte 
Erfahrung, daß vie II. Kammer felbft dann, wenn ihre Wünſche 
yon: der Negierung unterſtützt werden, für ſich allein Eraftlos: ift, 
fobald ein feudaliftifches Vorrecht auf’ den: Spiele fteht: : Wir er— 
mähnen bier fürzlich ver. Beſchlüſſe/ welche theils won: beiden Kam- 
mern gemeinfchaftlich, theild von ver. I. Kammer allein in viefer An: 
gelegenheit auf dent vorigen Laridtage gefaßt wurden, und folgen 
bierbei dem Deputationsbericht, wie er im der vierzehnten 
Öffentlichen Sigung (am 15ten Januar 1840) in der J. Kammer 
vorgetragen: worden ift *). Als nämlich das allerhöchite Decret 
vom 3. März 1837, die den Untergerichten‘ zugebende Drganifation 
betreffend, welches die Aufhebung der Patrimonial: und Municipal: 
gerichtäbarfeit ald Grundbedingung enthielt, zunächſt an vie J. Kam: 
nier gelangte, wurden nach dem von einer aufßerorventlichen Depu= 
tation darüber erflatteten Bericht bei der viedfalljigen Berathung 
von dem Präfivium drei Fragen zur Abftimmung gebracht. 

Die erite Frage: will jich die Kammer für jetzt für Beibebalt- 
ung der Batrinionialgerichtöbarkeit erklären? wurde mit 31 Stimm 
en gegen -6, die zweite Frage: Soll auf Trennung der Criminal 
Suftizpflege und dern Uebernahme von dem Staate gegen Entridt- 
ung eineö von Seiten derer, welche zeither die Unterfuchungsfoften 
zu tragen Hatten, zu entrichtenden Ganond an die Staatscaffe, oder 
Errichtung einer Griminalcafje angetragen tverben ? mit-34 Stimmen 
gegen 3 und die dritte Frage: Soll die hohe Staatsregierung unter 
Ablehnung ded jegigen Gefegentwurfs, im Verein mit der II. Kam⸗ 
mer erjucht werden, einen, die Fünftige Einrichtung der Patrimoni— 
algerichte betreffenden Gefegentwurf der Ständeverfammlung in det 
befchlofjenen Mafje vorzulegen, mit 33 Stimmen gegen 4 bejabend 
beantwortet. 





*) Dergl. Mittheilungen über die Verhandlungen des Landtags. I. Kam: 
mer. Nro. 14. ©. 210 u. fg. 
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Nachdem nun die H. Kammer den vorgehend bemerkten Beichlüfl- 
en der Iften, nicht beigetreten, dagegen unter Ausjegung ver fpeciell: 
en. Berathung des Geſetzentwurfes über die, den. Untergerichten zu 
gebende Organiſation ven. Antrag geftellt hatte, die Staatsregierung 
zu erſuchen, ven diesmal zuxückgelegten Gejegentwurf ſofort beim 
Beginn des „nächften Landtags zur ftändifchen Berathung wieder 
vorzulegen, konnte auch. leßterer Fein. gemeinfamer der Ständever— 
fammfung werben, da die I, Kammer in Folge ihrer früheren Ber 
ſchlüſſe nach ftattgefunndenem Bereinigungsverfahren den Beitritt mit 
31 Stimmen gegen. 6..verfagte. ES. vereinigten, ſich aber beide 
Kammern zu, dem Antrag:; „daß bei, den Patrimonialgerichten, 
welche. don deren Inhabern, dem. Staate bi zum wächften Landtage 
angeboten worben, ſowie bei denen, welche feit vorigem Landtage 
und bis ‚zur Zeit dem Staate offerirt und abgetreten worben wärs 
en *) der in dem Abjchnitte 111. des Geſetzentwurfs gedachte Pacht- 
zins und. Ganon. für die Gerichtöbarfeit und Schriftjäffigkeit. in 
Wegfall gebracht, und den Gerichtsinhabern in. beiden Fällen vie 
in dem Abjchnitte IV. des. Entwurfs aufgezählten Rechte, welche 
nach folchem den zeitherigen Gerichtöinhabern auch nach Aufhebung 
der Gerichtsbarkeit und gerichtsohrigkeitlichen Verwaltungsbefugniße 
verbleiben ſollen, mit Vorbehalt ver Mehrung uno Minderung der— 
felben auf dem Wege des Geſetzes, in den deßhalb zu errichtenven 
Receſſen zugefichert werben möchten.‘ 

Nach diefem Gang-der Verhandlung und weil die hohe Staats- 
regierung jene jchon fo vielfach verhandelte Principfrage, bei den jich 
fo entgegenitrebenden, auf vem vorigen Landtage auögefprochenen 
Anjichten beiner Kammern, bei ihrem gegenwärtigen Decret vom 
10. November 1839 die allerhöchiten Entjchliegungen auf ver- 
ſchiedene ftändifche Anträge, insbeſondere wegen ver Unter = Ges 
richte betreffend, umberührt gelailen bat, glaubt die Deputation 


*) Es ift eine erfreuliche Wahrnehmung, daß fortwährend Patrimo- 
nialgerichte an den Staat abgetreten werden. Indeſſen gibt es 
noch immer 68 Stadtgerichte, 4 ftädtifche Landgerichte und 964 Pa: 
trimonialgerichte, wovon jedoch die meiften fehr Hein find, Wenn man 
legtere von 3502 Dörfern Sachſens abzieht, jo kommen immer noch 
‚über 2500: Dörfer auf die. Aemter und find über 70 Städte benfelben 
‚ zugetheilt. 
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der I. Kammer folgern zu müffen, daß e8 nicht in ver Abſicht ver 
Staatötegierung gelegen habe, diefe Prinripfvage jegt wieder bei ver 
Ständeverfaummlung zur Sprache bringen zw laffen. Aus vielem 
uns nicht einleuchtenden Grunde findet e8 die Mehrheit ver De- 
putation nicht anräthlich, ven jegigen Antrag der II. Kammer, 
der mit den früheren Beichlüffen der Iften Kammer und den Damals 
dafür geltend gemachten Gründen im fchroffen Widerſpruche ftehe, 
zu bevormworten. - Sie hat vielmehr der I. Kammer die Ablehnung 
des Antrags der II. Kammer empfohlen, und jene hat der Majori- 
tät der. Deputation mit 29 gegen 10 Stimmen hierin -beigeftimmt. 
Eine eigentliche Discuffion fand diesmal nicht flatt. Unter ven 
410 Stimmen, die wider das Gutachten ver Majorität der Deputa- 
tion, und für anderweite Vorlage des Geſetzentwurfs, die Organi- 
fation der Untergerichte betreffend, flimmten, und -ihre ſchon früher 
ausgefprochenen Anjichten wahrten, beiunven fich die Bürgermeifter 
Gottſchald und Hübler, Dr. Erufius und Domherr Dr. 
Schilling. Dieſer legte Redner hielt ed für angemeſſen, jich dar: 
über -auszufprechen, in welchem Sinne er wünfche, daß die J. Kamm— 
er dem Beichluffe der IE. Kammer beitreten möge. „Es gehet nämlich, 
fagte er, meine Anjicht ‚nicht dahin, die Aufhebung der Patrimonial- 
gerichtsbarfeit zu beantragen, da einerfeitd die Frage über Aufheb- 
ung oder Beibehaltung der Patrimonialgerichtsbarkeit: bei den ver 
ſchiedenen — dafür und dagegen fprechenden Gründen, allervings 
als ſehr zweifelhaft erfcheint, und amdererfeitd auch ein auf Auf- 
Hebung diefer Gerichtöbarkeit geitelfter Antrag in unferer Kammer 
nach früheren Gıfahrungen feinen Anklang finden würde. Vielmehr 
ift mein Wunfh und Antrag nur darauf. gerichtet, daß die Patri- 
monialgerichte einer zweckmäßigen und zeitgemäßen Reform unter: 
worfen werden möchten. Es mürde offenbar eine einfeitige und 
unbefrievigende Procedur feyn, wenn nur: die Fönigl, Untergerichte 
einer Umgeftaltung und Berbeflerung unterliegen, dagegen die Pa— 
trimonialgerichte, troß der manchen bei ihnen unverkennbar vorhand— 
enen Mängel, in ihrer bisherigen Verfaſſung bleiben follen. Ich 
will nur die hauptfächlichiten Mängel und Gebrechen kurz erwähn— 
en, die mir eine Abhulfe dringend zu erheifchen fiheinen. Dahin 
rechne ich zuerft die Griminaljuftizpflege. Daß dieſe bei ven Batri- 
monialgerichten großentheild in feinen befriedigenden Zuftanve ſich 
befinde, ift wie ich glaube allgemein anerkannt, und e8 liegen vie 
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Gründe davon zu fehr auf ver Hand, als daß ich ein Wort var: 
über zu verlieren brauche. Es würde aljo ein beveutender Fort: 
ſchritt in Verbeſſerung der Juftizpflege jeyn, wenn die Griminaljuftig 
ven PBatrimonialgerichten abgenommen und dafür denen, welche bis- 
ber die Unterfuchungsfoften zu tragen hatten, die Entrichtung eines 
Ganon an die Staatöfaffe, oder ein Beitrag zu einer zu erricht- 
enden Griminalfaffe auferlegt würde. Ein anderer Uebelftand bei 
den PBatrimonialgerichten befteht darin, daß die Gerichtövermalter 
auf Sporteln gefeßt find. Daß auch daraus gar manche erhebliche 
Nachtheile entfpringen, ift ebenfalld anerkannt, und ließe fih, wenn 
ed nöthig wäre, leicht nachweiſen. Es würde aljo auch in vieler 
Hinſicht ein wichtiger Fortſchritt in Verbeſſerung ver Yuflizpflege 
ſeyn, wenn die Gerichtöverwalter auf firen Gehalt gefegt würden, 
und dagegen bie. Sporteln in die Kaffe der Gerichtäherren flößen. 
Einen dritten Uebelftand finde ich darin, daß bei den Patrimonial: 
gerichten nicht immer offene Gerichtöftelle da ift. Diefer Uebelſtand 
wird fih nun freilich, fo lange die PBatrimonialgerichte beftehen, 
niemald ganz befeitigen lafjen, wohl aber fönnte er gemindert werd⸗ 
en, jey ed dadurch, daß die Gerichtötage zu beftimmten Zeiten, und 
dfter, als bisher gehalten werden müßten, fey ed dadurch, daß 
den Gerichtöverwaltern geftattet würde, in ihren Privatwohnungen 
in Gegenwart der Gerichtöperfonen dringende, feinen Aufihub leid: 
ende Gefchäfte zu exrpediven, oder auf andere Weife." 

„Ich fomme auf den vierten Uebelftand, den ich im fofern als 
den fehlimmften bezeichnen möchte, ald er allervingd das Rechtsge— 
fühl verfegt, und die öffentliche Meinung entſchieden gegen fich hat, 
ih meine nämlich die willführliche Abjegbarkeit der Gerichtsverwalter 
ohne Urtheil und Recht. Es ift dieß eine Befugnif der Gerichtd- 
herren, die ganz einzig in ihrer Art da fteht, eine Anomalie von 
aller übrigen Nechtöverfaffung, und die um fo leichter aufgegeben 
werden könnte, ald ein mohlgefinnter Gerichtöherr gewiß niemals 
von diefem Rechte Gebraud; machen wird, und ald jie gerade den 
Gegnern der Patrimonialgerichte einen ftarfen Grund gegen das 
Fortbeftehen derſelben anzufämpfen, in die Hand gibt. Dieß fcheinen 
mir die hauptfächlichften Gebrechen zu feyn, denen durch einen neu— 
en Gejegedentwurf abgeholfen werden Fönnte, ohne daß darum bie 
PBatrimonial= Gerichtöbarfeit im Ganzen aufzuheben wäre, Wenn 
nun aljo der Beichluß der zweiten Kammer dahin modificirt würde, 
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daß die hohe Staatsregierung zu erfuchen märe, auf fünftigem” oder 
einem der Ffünftigen Landtage nicht gerade den vorigen Gefeßent- 
wurf über Organifation der Untergerichte, welche die Aufhebung 
der Patrimonialgerichte ald Grundbeſtimmung enthielt, jondern ein- 
en neuen Gefegentwurf über zweckmäßige Umgeftaltung und Ber: 
befferung der Untergerichte überhaupt, der Eüniglichen ſowohl, ala 
der Patrimonialgerichte, den Ständen vorzulegen, wenn fage ich, 
der Beichluß der. zweiten Kammer in biefem Maße modificirt würde, 
fo ;jollte'ich meinen, daß auch die erite Kammer fein Bedenken find- 
en Fünnte, viefem Antrage beizutreten, zumal, da er mit den von 
felbiger auf dem vorigen Landtage gefaßten Beichlüffen wenigſtens 
zum Theil zujammentrifft. Man wird mir zwar einhalten, vaß 
mit einem folchergeftalt modificirten. Antrage die zweite Kammer 
fi nicht einverftanden erklären würde, wie ed fchon in Anjehung 
der bei dem vorigen Landtage von der erjten Kammer im vieler 
Beziehung gefaßten Bejchluffe ver Fall geweſen iſt. Indeſſen hätte 
ich darauf zu ermwiedern, daß doch wenigitend ein wiederholter Ver: 
fiich zu machen fey, und daß mir die Hoffnung des Gelingend gar 
nicht unmöglich fcheint. Denn wenn jich vie zweite Kammer über: 
zeugen muß, daß die ganzliche Aufhebung der Patrimonialgerichte, 
die fie wünfcht, nicht zu erreichen ftehe, fo kann jie doch nicht füg- 
lich die beantragte Verbeſſerung viefer Gerichte zurückweiſen. Wenn 
man dad Befte, das man wünfiht, nicht erreichen fann, fo varf 
man doch wenigftend das Gute, das zu erreichen ift, nicht verſchmäh— 
en. Ich erlaube mir daher einen Antrag in folgender Faſſung der 
Kammer vorzulegen: „vaß die erite Kammer im Verein mit der 
zweiten Kammer die hohe Staatsregierung eriuche, einen Gefegent: 
wurf über zweckmäßige Umgeſtaltung und Verbeſſerung der Unter: 
gerichte überhaupt, ſowohl der Füniglichen, ald der PBatrimonialge: 
richte, auf einem der nächſten Landtage ven Ständen vorzulegen.“ 

Bernommen bat die erfte Kammer diefen Antrag noch vor ihr: 
em gefaßten Befchluß, aber er fand bei ihr feinen Anklang, zum 
deutlichen Beweife, daß ihre jegige Mehrheit alles für vie Beibe: 
haltung der Patrimonialgerichtsbazkeit thut, ja fogar alles beharr: 
lich abweifet, was darauf abzielt, ven Mängeln verfelben abzuhelf- 
en und dieſe Hauptfchattenfeite der jächjifchen Juſtizpflege zu ent: 
fernen. 
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Hoffen wir aber von der Macht der Zeit, daß viele immer mehr 
vie Gerichtöbarkeit dem Staate zuführen und jo allmähig die Patri- 
monialgerichte auflöfen werde; hoffen wir von ber zunehmenden 
Einficht, daß in diefer Angelegenheit die Meinungsverfchievenheit 
zwifchen ven: beiden Kammern nicht immer dauern werde. Der 
feubaliftifche Inftinft, ver die abjoluten Privilegien und eitlen Er- 
innerungen an eine vergangene Glorie möglichft unangetaftet fehen 
möchte, wird über furz oder lang feine Sache als eine gänzlich 
verlorene aufgeben müffen Man darf erwarten, daß bei nochmals 
iger Prüfung des früher den Ständen vorgelegten Gejeßentwurfes 
über beffere Organifation der Untergerichte die zweite Kammer ven 
Gieg davon tragen werbe; denn in der That, dießmal befinden fich 
alle Rechts: und Klugheitögrüunde auf ihrer Seite; fie hat den Ent: 
wurf der Regierung felber, fie hat die Ausfprüche ver Wiffenfchaft, 
fie hat die Erfahrungen und Legislationen der meijten Länder für 
ih; — von den Gründen gar nicht zu reden, die in einem kon— 
flitutionellen Staate unfrer Zeit Geltung anzuſprechen haben. Jetzt 
gilt das Recht mehr ald das Privilegium, und die Forderung des 
in die Verfaſſung niedergelegten vernünftigen politiichen Geiſtes 
mehr ald die Abentheuerlichkeit verjähtter und abnormer Anfprüche 
trogiger Gutöherrichaften. 
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Zur Eivilprozefgefeßgebung. 


Weber die in Sachſen beantragte Abfchaffung des 
Glaubens⸗-Eides. 


Die civiliſtiſche Praxis der neueren Zeit über den Gebrauch des 
ſogenannten Glaubenseides, (juramentum de credulitate) hat über 
die Licht: und Schattenjeiten dieſes Eides viel Licht verbreiter. Die 
Anfichten der praftifchen Juriften jind über die rechtliche Zuläfiig- 
feif deſſelben und über veffen Verbindung mit dem Nichtwiffen-Eive 
(juramentum de ignorantia et credulitate ) fehr abweichend *). 

Die Gefeggebung hat jevenfalld Urfache, gegen ven Grebulitäts- 
Eid mißtrauifch zu ſeyn. Schon Tängft Haben ſich zwei geachtete 


*) Bergl. Archiv für die eivilififche Praris Bd. 2 ©. 27 u. fg- 

Hagemann und v. Bülow, praftifche Erörterungen aus allen 
Theilen der Nechtsgelehrfamkeit Br. 6. ©. 132 u. fg. 

Schirach, Beiträge zur Anwendung des Rechts mit vorzüglicher 
Rückſicht auf die Rechtspflege in den Großherzugthümern Holftein und 
Lauenburg. Abh. 18. | 

Linde, Marezoll und v. Wenning-Ingenheim, Zeitichrift 
für Givilrecht und Prozeß, Bd. 4. ©. 317 u. fg. 

Elvers und Bender, allgemeine juriftifche Zeitfchrift, zweiter 
Jahrgang 1829. ©. 297 u. fg. | 

Archiv für das Civil» und Criminal: Recht der K. preußifchen 
Rheinprovinzen Bd. 13. ©. 139 u. fg. 

Hayemann und v. Bülow a. a. DO. Br. 9. ©. 473. u. fg. 

Pfeifer, neue Sammlung bemerfenswerther Entfcheivungen des 
Oberappellationsgerichts zu Caſſel. Bd. I. ©, 77 u. fg. 


— 481 — 


Rechtslehrer, Malblane und Tevenar, denen ſich auch eine 
fächjifche Autorität, von Globig, angeſchloſſen Hat, ganz dawider 
ausgeſprochen. 

Beachtenswerth für die deutſche Legislation erſcheint daher die 
Petition, welche ein Mitglied ver erſten Kammer ver gegenwärtig 
in Dresden verfammelten Stände, Herr Fürft von Schönburg 
eingereicht, und worin derielbe darauf angetragen hat: 

die» Ständeverfammlung wolle fich bei der hohen Stantöregier- 
ung dafür verwenden, daß den Ständen ein Gejegentwurf vorge- 
legt werde, welcher dahin gebe, daß in allen ven Fällen, wo nad 
den jet noch beſtehenden Gejegen der Eid de credulitate zu leift- 
en geweſen, fünftig lediglich, mit Ausnahme des Falles, wenn der 
Beklagte einen ihm angetragenen Eid zurudfchiebt, auf ven Eid de 
ignorantia erfannt merbe. 

Unter Berufung auf jene Rechtölehrer, die den Eid de credu- 
litate für unzuläfjig erklären, wird in der Petition angeführt: daß 
diefer Eid, da bei felbigem nicht von Wahrheit, von Wifjen, fon- 
dern nur von Glauben und Muthmaßen die Rede jey, Feine jurift- 
iſche Gewißheit zu geben vermöge, daher im Zweifel, ſobald nicht ein 
anderer Beweis geführt werden koͤnne, ftetd nach dem Grundjage: 

„partes rei sunt favorabiliores‘ 

der Gegner des Behauptenden zu abjolviren, oder überhaupt ver 
Eid über ein factum alienum nie zuläffig feyn dürfte Wenn man 
von einer Thatjache nichts wife, Eonne man auch nicht zuverläfjig 
glauben, ob fie fich ereignet habe oder nicht; oder es müſſen noth- 
wendig Eide gejchworen werben, die auf bloßen Vermuthungen be- 
ruhen, und größtentheild Meineide feyen. Daher babe man auch 
in Preußen fihon längft das Gefährliche des juramenti de cre- 
dulitate eingefehen, und venjelben aufgehoben, an feine Stelle aber 
den Eid de ignorantia gejegt. ( Allgemeine Gerichtäorpnung Th. 1. 
Tit. 10. 88. 312, 313.) Nur höchſtens dann dürfte der Glaub: 
endeid beibehalten werden fünnen, wenn der Beklagte einen ihm zu— 
gefchobenen Eid zurückſchiebe, und der Kläger folchen aus eigner Wiff- 
enfchaft nicht leiften könne; indem ver Beklagte in dieſem Falle jich 
die bevenklichen Folgen, welche dieſer Schritt für ihn haben Fönnte, 
jelbft beizumeffen habe. 

Die Deputation, welcher von ver erften Kammer viefe Peti— 
tion zur Begutachtung überwiefen worben war, erklärte ſich mit 
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obigen für die Abſchaffung des Credulitätseides angeführten Gründ— 
en nicht vollkommen einverſtanden. Sie glaubte nämlich zuvörderſt: 
daß das, was in der Petition von dem Falle des zu rückgeſchob— 
enen Eides gejagt ſey, auch ſchon von den Fällen des ange: 
tragenen Eides gelten müſſe; daß es ferner dem, welcher gerechte 
Sache hat, in Ermanglung anderer Beweismittel, doch immer. lieber 
jeyn müffe, noch zu dem Grepulitätseide feine Zuflucht nehmen zu 
können, ald den Gegner gänzlich freigefprochen zu fehen, over die 
Geltendmachung feine® Anfpruchs ganz aufgeben zu müffen; und 
daß endlich der Credulitätseid doch noch einige Sicherheit mehr ge: 
währe, ald ver bloße Ignoranzeid, indem der, melcher von einer Sache 
zwar nicht durch unmittelbare Wahrnehmung weiß, aber doch viel= 
feicht durch die Bekanntſchaft mit anderen einflußreichen Umftänvden 
mittelbar eine jubjective Ueberzeugung von der Sache erlangt hat, 
feine Gewiffenhaftigkeit vorausgejegt, — wohl ven Ignoranzeid, aber 
nicht den Credulitätseid würde leiften können. Anders freilich ver 
hält e8 ſich — das mußte Die Deputation anerkennen — bei 
den fogenannten Legaleiven. Bei viefen Fann, ihrer Anjicht nad, 
allerdings die Frage entftehen, ob es den richtigeren Rechtsgrund: 
fügen angemeffen jey, dem Nichter zu geftatten, daß er bei unvolls 
ſtändiger Beweisführung die Entfcheivung eines Nechtöftreited von 
einem Give abhängig mache, welcher nur nach Nichtwiffen, Glauben 
und Dafürhalten geleiftet werden kann. Auch Eonnte man jich nicht 
verhehlen, daß der Glaubenseid bei einem ſehr gewiffenhaften Menich- 
en leicht in einen gewiſſen moralifchen Zwang ausarıen und dadurch 
der Letztere vermocht werden koͤnne, lieber einem ungerechten An— 
fpruche zu genügen, ald den Eid zu leiften. 

Es fünnte fich daher wiederum fragen, ob man nicht, um dem 
vorzubeugen, in einem Falle, wo ver Streit nit durch einen Eid 
de veritate entfihieven werden fann, lieber denjenigen, melcher vie 
entjcheidende Thatſache in's Leugnen ftellt, losfprechen müffe; zumal 
da alddann in den meiften Fallen der Behauptende ſelbſt Schuld 
daran ſeyn dürfte, daß er nicht vollftändigere Beweismittel beibring- 
en Fann, in den übrigen Fällen aber ver leßtere den ihn treffenden 
Verluſt als einen Zufall zu tragen haben würde. 

Inden nun die Deputation alle dieſe Rückſichten gegeneinander 
abwog, gelangte fie endlich zu dev Anficht: daß ed, bei ven manch— 
erfei Bedenken, welche der Grenulitätseid gegen ſich habe, allerdings 
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wünſchenswerth fey, venjelben aus den Gerichten verbannen zu Fünn- 
en, dafern dieß möglich jeyn jollte, ohne auf einer andern Seite 
größere Nachtheile herbeizuführen. Je tiefer nun aber eine folche 
Maßregel in das ganze Syſtem des Givilprozefjed eingreifen, und 
je unzuläßiger es ſeyn würde, ven Glaubendeid ganz abzufchaffen, 
ohne jich. vorher überzeugt zu haben, daß verfelbe entbehrlich, oder 
was etwa Anderes an deſſen Stelle zu fegen fey; deſto mehr glaubte 
die Deputation, bevürfe die Sache der reiflichften Erwägung. 
Sie glaubte ferner, daß diefe Erwägung am zweckmäßigſten zunächft 
der Staatsregierung zu überlaffen jeyn würde, um fo mehr, da 
diefelbe bereitö zur Bearbeitung einer neuen Civilgerichtsord— 
nung Ginleitung getroffen hat, auf welche vie Entfcheivung über 
jene Frage ohnfehlbar einen jehr wefentlichen Einfluß haben muß. 

Nach alle dem fchlug daher die Deputation, nachdem fie fich 
auch mit einem koͤnigl. Commiſſär über dieſen Gegenftand vernom: 
men bat, vor: 

bie erfte Kammer möge, in Bereinigung mit der zweiten, an 
vie Staatöregierung mit Beziehung auf die vorliegende Petition, 
ven Antragtrichten, diefelbe wolle bei Bearbeitung des Entwurfs zu 
einer neuen Givilgerichtdordnung die Frage, ob und auf welche 
Weile es möglich jey, den Eid de credulitate ganzlich, oder doch 
wenigſtens für die Fälle, in welchen fogenannte Legaleide auf: 
erlegt werden müfjen, gänzlich zu befeitigen, in forgfältige Er— 
wägung ziehen, und das Ergebniß der leßteren zu feiner Zeit 
der Ständeverfammlung zugehen Laffen. 

In der Kammerberathbung, welche über dieſe Anficht ver 
Deputation umd über die Petition felbft in ver jiebzehnten dffent- 
lichen Sigung (am 31. Januar 1840) ftatt fand *), kamen alle 
Reoner, die bei dieſer Sache dad Wort nahmen darin überein, daß 
da die Schwierigkeiten, welche ſich der Befeitigung des Eides de 
eredulitate fo Lange entgegenftellen, ald man ihm nicht ein and» 
eres Beweismittel fubftituiren kann, nicht zu verfennen feyen, auch 
nicht leicht eine Frage vorfommen dürfte, die jo ganz mit den Prin- 
eipienfragen zufammenhängend nur im Zufammenhange mit dem Ci— 
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*) Vergl. Mittheilungen über die Verhandlungen des Landtages, I. 
Kammer Nro. 16. 
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vilprozeß und mit ſteter Rückſicht ſowohl auf die Sicherheit des 
Klägers ald auch des Beklagten ihre entfcheivende Richtung und 
Erledigung finden -müffe, nach dem Vorſchlag der Deputation 
die Sache der hohen Staatsregierung anheim zu .geben fey, und daß 
erft dann eine Entſcheidung erfolgen möge, wenn man vie Fünftige 
Civilgerichtsordnung der Standeverfammlung vorlege. 

Das Hierauf gerichtete Deputationdgutachten, welches bei ver 
Abftimmung von der Kammer angenommen wurde, ift 
noch befonderd von dem koͤnigl. Gommiffär Dr. Einert motivirt 
worden. Er fagte: „wenn wir unterjcheiden jollen zwifchen jura- 
mentum credulitatis et ignorantiae, jo fünnen wir dad jusjuran- 
dum ignorantiae, welches wir bis jegt in Sachjen haben, unmög- 
(ich ftatt des jurisjurandi de credulitate aufnehmen, ſondern es 
muß erft ein neues jusjurandum ignorantiae gebilvet werben, welch— 
e8 man mit einigem Scheine dem juramento credulitatis an vie 
Seite figen fann. Inwiefern nun ein folched jusjurandum igno- 
rantiae eingeführt werden könne, hängt von der Form des Pro— 
zeffes ab. Es ift ein großer Unterſchied, ob ich einen folchen Eid 
in einem Prozeffe anwenden ſoll, der nad) den gegenwärtigen Grund- 
fügen des Givilprozefjes in Sachfen verhandelt wird, oder ob ich 
damit die Inſtruktionsmethode in Verbindung fege. Wenn mau 
etwa3 über viefe Frage fagen will, fo kann man fi nur der all: 
gemeinen Anſicht anfchliegen, vaß fowohl das juramentum credu- 
litatis, ald auch dad juramentum ignorantiae immerdar nur ein 
letztes Mittel ſeyn Fünne, wenn alle anderen Beweismittel erichöpft 
find, und wenn man eigentlich ſchon ohne Eid davon überzeugt ift, 
daß der Juraturus von dem Facto Feine Wilfenfchaft hat, worauf 
man die Entſcheidung ver Sache ftellen will. Auf dieſe Frage dürfte 
nicht eher einzugehen feyn, als bis der Givilprozeß in feiner oberft- 
en Grundlage erwogen worden if.‘ 

Nur Ein Redner Hatte fih gegen dag Deputationdgut- 
achten erhoben, der Vicepräfivent von Garlowig. Seine An— 
jicht erhöhte das Intereffe der Debatte, Die dadurch herbeigeführten 
Ein: und Zwifchenreden liefern reiches Material für die Beurtheil: 
ung der in Frage fommenden Give, und dankenswerthen Stoff in 
der Reihe der Vorarbeiten für die Fünftige Gefeggebung. Es ent: 
ipricht daher dem Zwecke viefes Archivs, noch folgendes aus dem 
Berathungsprotofoll hier niederzulegen. 
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Don Carlowig fagte: „nad dem Deputationdgutachten ſoll das 
juramentum de credulitate abgefchafft werden, es foll aber ein 
anderes an defien Stelle treten, dad juramentum de ignorantia, 
Kommt nun auf die Namen wenig oder nichts an, fo handelt e8 
jich in der Petition doch eigentlich von nichts weiter, ald von einer 
Aenderung der Eidesworte. Halte ich nun dieſe beiden ide ihrem 
Inhalt nach einander gegenüber, jo kann ich nicht umhin, dem Pe— 
tenten beizupflichten. Nehmen wir zuerſt den Glaubendeid. Bei 
ihm fchwört Jemand, daß er Etwa3 glaube. Nun meine Herren, ich 
meine, der Glaube fey ein weites Feld, wer fich hinter viefes Bol: - 
werk ftellt, der jey meift unantaftbar. Over denken Sie, daß es fo 
leicht jey, bier einen Meineid varzuthun, leicht fey, nachzuweiſen, 
daß der, der geſchworen hat, das was er zu glauben verjichert hat, 
nicht glaube, und daher falich "gefchworen habe? Gewiß nicht. 
Nehmen wir nun auf der andern Seite das jusjurandum de ig- 
norantia vor Augen. Es befteht dieſer Eid darin, daß Jemand 
zu verfichern bat, er habe alles Fleißes ungeachtet, nichts über die 
betreffende Angelegenheit erfahren koͤnnen. Es wird weit leichter 
jeyn, bier den, der ſchwoͤrt, nach Befinden eined Meineids zu zücht: 
igen, als bei dem Glaubenseide. Man darf nur nachweiſen, daß 
Umftände vorhanden geweſen fenen, aus denen der Schwörende Kennt- 
niß habe erlangen fünnen, man darf nur weiter nachweifen, daß 
der betreffende Theil, der geſchworen hat, nicht den gehörigen Fleiß 
angewendet habe, um Hinter die Wahrheit zu fommen. Sonach 
dürfte Dad jusjurandum de ignorantia jedenfalls ſchwerer zu leift- 
en feyn, als das jusjurandum de credulitate, und daraus läßt 
fih die Schlußfolgerung ziehen, daß der erftere Eid mehr Rechts: 
ſchutz gewähre, als ver Ießtere. Deßhalb Habe ich mich fo wenig 
mit dem Deputationdgutachten vereinigen köͤnnen, daß wenn ed im 
Berichte heißt: „und daß enplich der Credulitätseid doch noch einige 
Sicherheit mehr gewähre, als ver bloße Ignoranzeid, indem der, 
welcher von einer Sache zwar nicht durch eine unmittelbare Wahr 
nehmung meiß, aber doch vielleicht durch die Bekanntſchaft mit and— 
ern einflußreichen Umftänvden mittelbar eine fubjektive Ueberzeugung 
von der Sache erlangt bat, — feine Gewifienhaftigfeit vorausge- 
ſetzt — wohl ven Ignoranzeid, nicht aber den Gretulitätdeid würde 
leiften fonnen, ich geglaubt habe, es ſey ein Druckfehler vorhanden, 
und die Worte jeyen verjegt: Erſt fpäter Habe ich mich überzeugt, 
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daß dieß wirklich die Anſicht der Deputation ſey, mit der ich mich 
demnach nicht einverſtanden erklären kann. Kann ich mir indeß für 
den Augenblick einen Antrag nur vorbehalten, ſo geſchieht dieß, um 
erſt noch die Meinung anderer Kammermitglieder zu vernehmen.“ 


Der, Staatsminiſter von Könneritz erwiederte: „Ich kann nicht 
leugnen, daß ich die Anſicht der Deputation vollkommen theile, der 
Anſicht des DVicepräfiventen aber nicht beitreten kann, welcher in 
dem Eide de ignorantia eine größere Sicherheit findet, In der 
That begreife ich nicht, wie in dem Give de ignorantia mehr Sich— 
erheit Liegen folf, ald in dem Eide de credulitate." 


Der PVicepräfivent gab als Grund an, daß man bei dem Eide 
de ignorantia eber einen Meineid zu bemweilen im Stande ſeyn 
würde, gieng mithin darauf hinaus, daß die Sicherheit hauptſäch— 
lich in der weltlichen Strafe Liege, daß — inſofern man den Mein: 
eid eher nachmweifen koͤnne, auch Die Strafe den Schwörenven eher 
treffen werde, und daß mithin mit um fo größerer Sicherheit zu 
erwarten jtehe, vap der Schwörende die Wahrheit jagen werde. Ich 
kann diefer Argumentation nicht beitreten. , Durch den Eid joll die 
Mahrheit in fofern ermittelt werden, daß man den Schwörenden 
zwingen will, die vom Gegner aufgeftellte Behauptung einzuräums 
en, oder daß es ſich anders verhafte, durch Anrufung des Heiligſt— 
en zu verjichern. Je ſchwerer ver Eid zu leiften ift, um fo mehr hat 
man die Hoffnung, Wahrheit von ihm zu erhalten. Nun gewährt . 
aber der Eid de eredulitate mehr Sicherheit, ald der Eid de ig- 
norantia. &3 laßt fich nicht laugnen, daß das juramentum cre- 
dulitatis hauptfächlih dem Sächſiſchen Nechte angehört, und manche 
Rechtslehrer jich dagegen ausgefprochen haben. Vergleiche ich aber ven 
Eid in der Preußifchen Gefeßgebung, die übrigens ven Eid de ere- 
dulitate nicht durchgängig abgefchafft hat, und bei der Diffejjion 
ebenfall3 vorfchreibt, mit unferer Eidesformel, fo muß ich befennen, 
daß in unferer eine viel größere Sicherheit liege. 


In Preußen foll der Richter, wad mit der Dortigen Inftruft- 
iond-Marime zufammenhängt, und auf die Verhandlungs-Maxime 
nicht paßt, ſchon vorher ven Schwoͤrenden über alle einzelnen Um— 
jtände, die er etwa willen fünnte, und über die Mittel, die er an- 
gewendet, um Erkundigung einzuziehen, genau befragen. 

Wenn man diefen Eid genau betrachtet, jo jchwört offenbar bier 


— = 


derjenige, welder den Eid de ignorantia leiftet, daß er nichts von 
der Sache wiſſe. Diefen Eid zu leiften iſt nicht fchwer. Aber zu 
ihwdren, daß, wie er nicht anders wiffe, glaube und dafür Halte 
die Sache fih jo und fo verhalte, gibt mehr Garantie, daß nicht 
ein Meineid gefchworen wird; denn biefer Eid ift nicht ſchwer zu 
leiften, Um nun bei dem Diffeffionseive ftehen zu bleiben. Zu 
ſchwören, dag er nicht wilfe, daß fein Erblaſſer das Dokument un- 
terichrieben babe, ift leicht. Er Eann ihn fchwören, ſobald er jelbit 
glaubt, oder es für wahrjheinlich hält, daß er ed unterjchrieben, 
ſobald er es nur nicht weiß. Mach unjerem Rechte aber muß er 
ſchwören, wie er nicht anders wife, glaube und vafür halte, habe 
fein Grblaffer die Urkunde nicht unterfchrieben. Ich glaube, es 
wird der Kammer einleuchten, daß dieſe Faſſung eine größere Sich— 
erbeit gewährt. 


DomderrDr. Schilling: „Es läßt jich nicht verfennen, daß ver 
Eid de eredulitate, in fo fern er von der Natur, und dem eig— 
entlichen Zmed des affertorifchen Eides abweicht, ald durch dieſen 
juriftifche Gemißheit über eine in Frage ſtehende Thatfache über ihre 
Eriftenz, oder NichtsEriftenz erlangt werden joll, während durch den 
Eid de credulitate nur das beſchworen wird, was der Schwör— 
ende glaubt, und dafür haft, alfo nicht vie objektive Wahrheit, fond- 
ern nur die fubjeftive Ueberzeugung. Doch, muß dabei bemerkt 
werden, daß dieſer Eid nicht leniglich auf die Meinung des Schwör: 
enden, ſondern zugleich auf fein Willen over Nichtwiſſen gerichtet 
if. Die Formel dieſes Eides, wie jie im Urtheil vorgefchrieben zu 
werden pflegt, lautet fo, wie fie Se. Ercellenz, der Herr Juſtizmini— 
fter anführte. Es bat namlich der, welcher diefen Eid zu leiften 
bat, zu beſchwoͤren, daß wie er nicht anders wifle, glaube, over da— 
für halte, oder fo viel er wifle, glaube und dafür halte, vie Sache 
ih fo und fo verhalte Es ift alſo beides, Willen und Meinung, 
was beichworen werden muß. Freilich ift dieſer Eid nicht jo ftring- 
end, als ver Veritätseid, aber doch cin Auskunftsmittel, der Er: 
forfhung ver Wahrheit fo nahe zu kommen, als es nach ven ge- 
gebenen Umftänden möglich ift, was in vielen Fällen nicht ohne eine 
große Härte und Inbilligfeit wird vermieden werden fönnen. Der 
Fall, wo ver Eid de credulitate am häufigften vorfommt, tritt 
ein bei ven Erben. Wenn ein Grbe verklagt wird, aus einer an— 
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geblichen Schuld des Erblaſſers, und Kläger hat fein anderes Be— 
weismittel in den Händen, fo muß er dem Erben den Eid darüber 
antragen. Wie foll nun diefer fihmdren? de veritate? das iſt ge 
wöhnlich nicht möglih. Er ift bei der in Frage ſtehenden Hand— 
lung nicht zugegen gewefen, und es Fann ihm nicht zugemutbet 
werden, wie überhaupt Niemanden, um fremde Thatfachen fich zu 
befümmern. Gr ann alſo nur befchwören, mas - er davon wife, 
glaube und dafür halte. Ein anderer Ausweg, den man dafür 
fubftituiren fönnte, wäre der, Daß er zu betheuren habe, wie er 
von dem ganzen Vorfalle Nichts. wife. Da muß ich nun aber ver 
Anficht der Deputation vollkommen beipflichten, daß dad jusjuran- 
dum ignorantiae in den meiſten Fällen viel leichter wird geleiftet 
werden fönnen, ald dad jusjurandum credulitatis. Häufig fann 
ed fich treffen, daß ich von dem in Frage ftehenden Vorfalle nichts 
weiß, und alſo dad jusjurandum de ignorantia mit gutem Ge— 
wiffen leiften kann, daß ich aber, wenn ich betheuern joll, daß ich 
das, was der Gegner behauptet, auch nicht glaube, und dafür halte, 
nach dem dabei in Betracht kommenden PBerfünlichkeiten und Um— 
ftänden wohl Anſtand nehmen werde, diefen Eid zu leiften. Es jcheint 
daher das jusjurandum ceredulitatis mehr Sicherheit zu gemähren 
ald dad jusjurandum ignorantiae Es Fann aber auch der um— 
gefehrte Fall von dem vorhin angeführten vorfommen, daß näm— 
lich der Erbe als Kläger auftritt, gegen einen angeblichen Schuld— 
ner des Grblaffers, und dieſer nun der Klage Erceptionen, 3. DB. die 
der Compenfation entgegenfegt, worüber er dem Kläger ven Eiv 
anträgt. Hier tritt nun dieſelbe Schwierigkeit ein. Der Eid de 
veritate fann nicht immer geſchworen werden, und ver Eid de 
ignorantia würde leichter feyn, alſo ‚ver Befreiung ded Beklagten 
vom Anfpruch des Klägerd mehr fchaden, ald der Eid de eredu- 
litate. Auch würde bier der vom hochgeehrten Herrn Antragfteller 
angeführte Grundſatz „partes rei sunt favorabiliores" nicht durd- 
fchlagen, da bier nicht von einem ide, den der Kläger dem Be- 
Hagten, fondern von einem jolchen, ven ver Beklagte dem Kläger 
angetragen hat, vie Rede tft. Ueberhaupt würden, wenn der Cre— 
dulitätgeid beſchränkt werben follte,'aufjer den Ausnahmen, wel 
dev Herr Antragfteller felbit zuläßt, nämlich-wenn ver Beklagte ein: - 
en ihm angetragenen Eid zurüdichiebt, jevenfalld noch mehrere Aus: 
nahmen zugelafjen werden müffen, wie 3. B. in vem Falle, wenn 
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gerade die fubjeftive Meinung, ver Glaube, vie bona oder mala 
fides, diejenige Thatjache ift, auf deren Beweis ed anfommt, oder! 
wenn die beweisführenne Parthei ihren Beweis vom Glauben ves 

Gegners abhängig gemacht hat. In dergleichen Fällen lafjen jelbft 

diejenigen Rechtölehrer den Credulitätseid zu, welche im Allgemeinen 

ſich gegen venfelben erklären. Ob bei ven Legaleiden das jusjuran- 
dum credulitatis ganz zu entbehren fey, möchte ich auch bezweif: 

ein. Es ift nicht felten der Fall, daß ein Beweis Halb voll, oder 

mehr als Halbwoll geführt, und zu deſſen Ergänzung noch ein Sup- 
pfetorium nöthig ift, und daß dabei Umftände beſchworen werben 

müffen, vie nicht die Perſon des Schwörenden jelbjt, fondern andere 

betreffen." 

„Es hat z. B. Iemand eine MWegegerechtigkeit in Anſpruch ge 
nommen, bie er durch Verjährung erworben zu haben behauptet. 
Er hat den Beweis ziemlich voll, aber nicht ganz vollftändig ge- 
führt, und e8 wird alfo auf ein Suppletorium erfannt, mobei er 
zu ſchwoͤren hat, daß die fragliche Wegegerechtigfeit von ihm, und 
fo viel er wifle, glaube, oder dafür halte, auch von feinen Borfahr- 
ern im Beſitz des Gutes über 10. — 20: — 30 u. f. w. Jahre 
ausgeübt worven ſey. Hier wird alſo auch de credulitate geſchwor— 
en in Bezug auf die frühern Befiter des Gutes. Auch in viefer 
Beziehung fcheint es mir zweifelhaft, ob der Grebulitätdeid ganz 
entbehrt werden koͤnne. Die ganze Frage ift überhaupt eine folche, 
welche vie reiflichfte Erwägung erheifcht, und ich trete daher dem 
Gutachten der Deputation bei, auch diefen Punkt ver Erwägung ver 
Staatregierung anheim zn geben.” Ä 

Prinz Johann: „Ich erkläre mich für dad Deputations- 
Gutachten, bemerfe aber dabei, daß mir der Gegenftand freilich 
noch zweifelhafter erfcheint, ald mehrere Mitglieder denſelben Hab- 
en darjtellen wollen, daß aber im Allgemeinen manches für die 
Anfichten des Antragftellers zu fprechen fiheint. Man bat nur von 
der Sicherheit des Klägerd gefprodhen, man muß aber auch vie 
Sicherheit des Beklagten ind Auge faflen. Ich mehme an, daß Se: 
mand über ein Factum, welches er nicht weiß, der Eid angetragen 
wird. Es bfeibt ihm dann nichts übrig, ald den Eid zurückzuſchieb— 
en, und wer weiß, in welche Hände er dann fommt: Allerdings 
ſpricht manches Bedenken gegen den Eid de credalitate und deß— 
halb iſt die forgfältigfte Erwägung nöthig. Das Paſſendſte fcheint 
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ed mir, den Gegenftand nicht aus dem Zufammenhange mit dem 
Civilprozeß zu reifen, und dahin get der Antrag der Deputation.“ 

Staatdminifter v. Könneriz: „Ich muß einige Bedenken ves 
hochgeftellten Sprechers widerlegen. Er fagt; man fcheine bloß die 
- Sicherheit ded Klägerd vor Augen zu haben, man müffe aber auch 
für die Sicherheit des DBeflagten forgen. Es handelt ſich bier 
aber nicht um Parteirollen. Es gilt von dem Beklagten, wie von 
dem Kläger. Der Eine, wie der Andere kann in den Fall kommen, 
ſchwoͤren zu müjfen. Daß der Eid immer ein mißliches Beweid: 
mittel bleibt, #t Feine Frage, weil der Ausgang des Rechts ſtets 
von der Gewiſſenhaftigkeit des Schwörenven abhängig gemacht wird. 
Dieß bleibt fich aber gleich, ed mag nun ein Eid de credulitate, 
de ignorantia, oder felbfi de veritate gefihworen werben. Zu 
entbehren ift er nicht. Dadurch aber, daß Jemand ſchwoͤrt, er wille 
etwas nicht, wird für Die Ueberzeugung von der Exiſtenz oder Nicht: 
Eriftenz einer behaupteten Thatfache noch gar nicht3 gewonnen, 
wohl aber fommt. man der Wahrheit menigftend näher, wenn er 
fhmwören muß, daß — mie er nicht anders wiſſe, glaube, oder da: 
für halte, die Thatſache wahr oder unwahr fey. 

Prinz Johann: „Ich meine nur denjenigen, welcher ven Ein 
anträgt. Wen er aber angetragen wird, der geräth beim Creduli— 
tät3eive in eine nachtheilige Lage. Wenn er ein eigened Factum 
beſchwoͤrt, fo weiß er, ob er es gethan hat, oder nicht, und es 
hängt von ihm ab, ob er fehwören will, oder nicht. Ganz anders 
aber iſt ed bei dem Gredulitätdeide. Da hängt es von feiner fubjeftiven 
Ueberzeugung ab. Er fann oft in dem Falle fenn, gar feine zu 
haben. Wenn ich eine Erbſchaft angetreten habe, fo kann ich nit 
wifjen, ob mein Erblaſſer eine Verbindlichkeit hat.“ 

Bürgermeifter Hübler: „Auch ich fann nur für das Depu: 
tationdgutachten flimmen, infofern ed die Frage über die Möglichkeit 
der Befeitigung des Crevulitätdeives ganz in das Ermeſſen ver 
Staatöregierung ftellt, und deren Loͤſung von der Bearbeitung des 
Entwurfs zu einer neuen Givilgerichtdorpnung erwartet. Denn vie 
Schwierigkeiten find nicht zu verkennen, welche jich der Belritigung 
des Eides de credulitate fo lange entgegenftellen, ald man ihm 
nicht ein anderes Beweismittel fubftituiren kann. Auch ich für mein: 
en Theil finde in dem Ignoranzeive fein ausreichendes Beweismittel, 
um den Grebulitätdeid zu erfegen. Denn beim Ignoranzeide hat 
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der Schwörende, fey er Kläger oder Beklagter, nur dad Nichtwiſſen 
einer fremden Thatfache, und daß er nicht? davon in Erfahrung 
bringen fonne, eidlich zu beftätigen, während er bei dem Creduli— 
tätseide neben viefem Nichtwiffert auch noch fchwören muß, daß nach 
feiner innigften moralifchen UWeberzeugung auch vie Thatfache nie- 
mals ftattgefunden. In zwanzig Fällen werden Kläger oder Be: 
Hagter den Ignoranzeid unbedenklich leiften können, während fie — 
ihre Gemifienhaftigfeit vorausgeſetzt — den weit fchmwierigeren Cre— 
dulitätdeid zu ſchwören Bedenken tragen müffen. Es liegt daher auf 
der Hand, daß durch die Abichaffung des Erebulitätdeided der Er— 
forfchung ver Wahrheit ein weſentliches Beweismittel entzogen werben, 
und daß der bloße Ignoranzeid feinen audreichenden Erſatz da— 
für zu leiften geeignet feyn würbe. Endlich kann ich auch dem nicht 
beipflichten, daß derjenige, welcher den Gredulitätdeid zu leijten habe, 
übfer daran fey, als derjenige, welcher ven Veritätseid leiftet. Denn 
fo wie bei diefem jeine Wiffenfchaft von der Sache, fo wird bei jen- 
em feine moralifche Ueberzeugung entſcheiden, ob er den Eid ohne 
Verlegung feined Gewiſſens zu leiften habe, oder nicht, 
Vicepräfivent v. Carlowitz: „Sch muß geftehen, daß die Gründe, 
die gegen mich aufgeftellt worven find, mich nicht eined Andern 


überzeugt haben. Es ijt mir durchaus nicht möglich geworden, ein= - 


zufehen, wie ein juramentum de credulitate mehr Sicherheit biet- 
en-folle, wie dad juramentum de ignorantia. Im Allgemeinen 
follte man der Anjiiht feyn, und ich wenigſtens bin dieſer Anjicht, 
daß bei dem Eide, weil er ein Beweismittel ift, darauf Bedacht 
genommen werben müſſe, daß er nicht leicht von Jedermann ge- 
ſchworen werden kann. Die Erſchwerung des Eides rüdjichtlich feiner 
Baffung Scheint mir die Sicherheit des Rechtszuſtandes zu erheifch- 
en, und foll nun Jemand blos ſchwoͤren: er glaube, daß ſich Et: 


was fo verhalte, fo wird ihm in ver That ver Eid nicht ſchwer 


fallen. Leicht glaubt man an Sachen, wenn man fich einige Zeit 
lang bemüht, fie fich feldft einzureven. Man verfällt in Selbft- 
taufchung, gleich einer Somnambüle, von der man fagt, daß fie reve 
was jie glaube, aber im Glauben fich ſelbſt täufche. Beim Ignors 
anzeive hat man dagegen — man glaube dieß ja nit, — nicht 
etwa nur zu beſchwören, daß man nicht? von der Sache wifle. 


Nein, es muß geſchworen werden, daß man aller angewandten Mühe 


ungeachtet nichts über die Sache habe erfahren können, bier liegt 
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fhon in dem Worte „koönnen“, eine Garantie. So lange man 
mich alfo zu feiner anderen Leberzeugung bringt, fann ich mich auch 
nicht mit dem Deputationd-Gutachten einverftehen. Ich will mir 
vielmehr jegt erlauben, meiner Anficht Worte zu geben, das Heißt 
ein Amendement zu flellen. Es ſoll jich dem Deputationsgutachten 
möglichft anpaffen. Es bliebe nämlich das Deputationsyutachten 
bis zu dem Worte: „Civilgerichtsordnung“ ftehen, und nun würden 
fich folgende Worte, anftatt der von der Deputation vorgefchlagen: 
en, anfchließen: „ven Eid de oredulitate gänzlich oder doch wenig— 
ſtens für die Fälle, in welchen fogenannte Legaleide auferlegt werb: 
en müflen, in Wegfall bringen, und an feiner Stelle ven Cid de 
ignorantia fegen.” Wenn die Kammer viefem meinem Amende— 
ment nicht beitritt, fo müßte ich gleichwohl immer noch für das 
Deputationdgutachten flimmen, da ed doch menigitend Etwas ge: 
währt, Uebrigens muß ich bemerken, daß, wenn ich nicht vie Be- 
forgniß gehabt hätte, mit meinem Amenvdement dann noch weniger 
Anklang zu finden, ich wohl noch weiter gegangen feyn würde. Es 
will mich nicht anfprechen, daß man die Berudiichtigung der Peti- 
tion bis zur Erlafjung einer Civilprozeßordnung hinausſchiebe, in— 
deß beicheive ich mi, und münfche nur vorläufig die Anjicht der 
Ständeverfammlung über dad Materielle ver Frage zu ergründen.” 


Nachdem dieſes von vorftehendem Redner in Borichlag gebrachte 
Amenvdement Feine ausreichende Unterftügung fand, bemerkte ver 
Staatöminifter v. Könneriß: wie jih aus der legten Discufjion 
die Zweckmäßigkeit des Deputationd-Vorfchlagd nur noch mehr er: 
geben habe. „Man fcheint, fagte er, über vie Bedeutung des jura- 
menti ignorantiae und ven eigentlichen Zweck der Petition felbft 
noch im Dunfel. Don ver einen Seite wird, er empfohlen, weil ex 
fehwer zu leiften fey, und daher dem Gegner mehr Garantie gewähre; 
von der anderen Seite findet man unfern jegigen Eid zu ſchwer 
und glaubt, daß das juramentum ignorantiae leichter zu leiften 
fey und gibt dem leßteren aus diefem Grunde den Vorzug. Ich be- 
greife nicht, wie man in ver größeren Leichtigkeit des Eides eine 
innere Sicherheit für den Rechtsichug finden will? Auf vie Ermitt- 
lung der Wahrheit Fommt es für. den Rechtöihug at, und daß 
man diefer mit unſerem jeßigen Eide näher fomme, ald mit dem 
jusjurandum ignorantiae, ift feine Frage; denn dadurch, daß Einer 
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fhwört, er habe nichts in Srfahrung bringen koͤnnen, dadurch wird 
für die Ueberzeugung des Richterd nichts gewonnen.“ 

Auch der gelehrte Theolog Dr. von Ammon nahm das Wort. 

Sein pſychologiſches und vechtöphilofophifches Worum war folg- 
endes: 
„Die Frage ſcheint mir nämlich die zu ſeyn: ob der Eid der Un: 
wijjenheit zu vemfelben Refultate führe, wie der Credulitätseid? 
Hier ftellt ſich nun ſcheinbar allerdings die Behauptung heraus, 
daß durch den legten eine pofitive Anficht gemonnen werde, während 
der erfte nur eine negative gemähre. Es fragt jich alſo: ift viefe 
pojitive Anficht, oder viefe Approrimation an die Wahrheit, welche 
aus dem Gredulitätdeive hervorgehen foll, gegründet over nicht? 
Meine Bevenklichkeiten find folgende: Einmal ſpricht mich jchon vie 
Namensphyiiognomie des Eided de credulitate nicht an. Ich kann 
unmöglich dafür halten, daß ihm der Name eines Glaubendeides 
zufomme. Credulitas und garrulitas jind nahe verwandt, und 
tiefe Sippſchaft follte nicht vor den Gerichtöhäfen erfcheinen dürfen. 
Ferner babe ich ein Bedenken, ob vie richterliche Gewalt jo weit 
gehen Fünne, mic, zu nöthigen, das auszufagen, was ich glaube, 
over meine. Ja, über mein Wiffen, über meine Gewißbeit von 
Thatſachen bin ich ver Obrigkeit Rechenschaft fchuldig; die Zumuth— 
ung aber, auch meine perfünliche Anficht, meine geheimften Gedank— 
en auszuſprechen, würde ein offenbarer Eingriff in die Rechte des 
Gewiſſens jeyn. Noch weiter! Ich habe auch von ver ‚Natur des 
ſogenannten Credulitätseides eine Anſicht, die von der Natur der 
ausgeſprochenen abweicht. Man ſagt, er ſey ein Glaubenseid. Ja 
wenn vom Glauben die Rede iſt, ſo muß ich dieſem allerdings volle 
Gewißheit beilegen. Man kann fogar behaupten, daß er auf ſein— 
en geiftigen Höhen eine noch größere Gewißheit Habe, als das Will: 
en. Aber viefer Glaube ruht nicht auf Auffern Thatfachen, ſondern 
auf Thatfachen des Gemüthed und Bewußtſeyns.“ 

„Ueber diefe inneren Thatjachen aber fann der Richter nicht ent= 
fcheiden, er kann auch von ihnen feine Auffere Gewißheit befommen. 
Was aber dad Traurigfie ift, die Erfahrung lehrt, daß viele Schwör— 
ende nicht einmal bei ihrem Glauben an eine gewiſſe Zuverjicht 
denken; jie halten ihn für gleichbedeutend mit jeder Muthmaßung 
und jevem Wahne. Es heißt fogar im Formulare des Grevulitäts- 
Eides, nach Wiſſen, Glauben und Dafürhalten, unter welch’ legterem 
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Begriffe offenbar auch dad Meinen enthalten ift. Nun iſt aber flar 
und deutlih, daß die Meinung häufig eine falihe, im günjtigiten 
Falle nur eine leichte Münze ift, die auf ver Wage ver Themis 
nicht entjcheiden darf. Was nun feinen innern Werth bat, hat 
auch feinen Auffern; man fann folglih mit Recht behaupten, ein 
bloßer Meinungseid kann fein NRefultat gewähren, er ift ein jura- 
mentum vanum. ch muß noch einiged über die genaue Verbind— 
‚ung des Glaubend mit. den Wünfchen und Hoffnungen ver Menſch— 
en binzufegen. Der Glaube hat nicht allein ein ideales und theo- 
vetifches Intereffe, ſondern auch ein praftifches. Man fagt daher, und 
die Erfahrung bewährt ed: der Menfch glaubt, was er wünjcht, und 
minfcht, was er glaubt. Solange nun die Hoffnungen und Wünfche ver 
Menſchen gerecht lauten, vernünftig und bemeffen find, iſt es auch 
ver Glaube; fobald Hingegen die Wünfche der Menichen Leidenschaft: 
fich, Heftig und blind find, wirken ſie auch faſt immer auf ihren 
Glauben ein. Der Menih macht ſich dann Illuſionen über das, 
was er beſchwoͤren will, und wenn er ja noch eine Bedenklichkeit 
bat, jo befchwichtigt er ſie durch den Gedanken, daß ver gute Zweck das 
‚Mittel Heilige. Er glaubt auf die Weife wenigftens für den Augenblid 
‚fein Gewiſſen beruhigen zu koͤnnen. Das iſt die Genejid des Mein- 
eids. Daher ehrt die Erfahrung, und auch meine langjährige Beob- 
achtung, daß unter Feiner Form des Eides der Meineiv häufiger 
gepflegt wird, ald da, mo von dem fogenannten Glaubenseide die 
Rede ift. Der Menſch tritt Hinter eine Xarve, die ihm Niemand 
abnehmen kann, als fein, freilich oft zu ſpaͤt erwachendes Gewiſſen. 
Wenn man alfo glaubt, durch das Anjinnen des Credulitätseides 
ein pofitived Nejultat, eine Approrimation an die Wahrheit zu ges 
mwinnen, fo möchte ſehr die Frage fen, ob man jich bier nicht 
tausche, und ob ihm der Eid, der von der Unwiflenheit den Namen 
führt, nicht vorzuziehen. ſey. Nicht ald ob dieſer weiter führe, 
fondern weil er fich nach der Form bemißt, die ver Nichter nicht 
überfihreiten darf. Sobald er in das "Heiligtum des Gemüthes 
eingreift, fo wagt er ſich auf ein Feld, wo er jich nicht behaupten 
fann, während er, wenn er von Jemand etwas zu wiſſen wünſcht, 
was er nicht weiß, nur dad von ihm fordert, was er forvern fann 
‚und darf. Das jind die Gründe, die mich beflimmen, zu wünſchen, 
daß ed bei vem Antrage der Deputation, fo weit er vie Abichaff- 
ung des Credulitätseides bevormwortet, fein Bewenven haben möge.“ 
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Es war zu erwarten, daß auf dieſe obgleich ſehr wiſſenſchaftliche 
und ſcharfſinnige Entwicklung eine Entgegnung von dem juriſtiſchen 
Standpunkte aus und hingeſehen auf das Bedurfniß der praftifchen 
Rechtöpflege erfolgen werde. Diefe gefhah durch ven Staatsminifter 
v. Kömneriß dahin: „Ob der Eid genügend fey over nicht, das 
it in der That eine Frage, die bier wohl nicht: zur Erwägung 
fommen kann. Soviel ift gewiß, daß die Eide zu Ermittlung der 
Bahrheit nicht zu entbehren find. Wenn ferner der geehrte Sprecher 
gegen den Glaubenseid gefprochen hat, meil-dabei Jemand über 
feit Inneres und über fein Gefühl Rechenschaft zu geben verbunden 
ſey die der Richter nicht abverlangen koͤnne, und weil hier Meineide 
ſeht leicht ‚entftehen Fonnten, ſo mache ich darauf aufmerffanm, vaf 
bei einem Eide de credulitate der Schwörende feine Ueberzeugunge 
von vorgefommenen Thatſachen zu befchwören hat. Er hat nicht 
fein Urtheil, feine Meinung, Anfichten zu beſchwoͤren, fondern feine 
Ueberzeugung von der Eriftenz von Ihatfachen, die der Schwörende 
wieder aus der Eriftenz anderer Thatfachen zu entnehmen hat. Ein 
Eid dahin, daß er glaube, dieſer oder jener habe Recht, ein Eid 
diefer Art kann in feiner Geſetzgebung vorkommen. Ueber die innere 
Anficht wird nie ein Eid abverlangt. Es wird fich aber auch das 
Bedenken nach unſrer Faſſung des Eides erledigen, weil nach ihr 
der Schwörende zugleich feine Wiſſenſchaft von Thatfachen beſchwör— 
en joll, nämlich, daß er e8 nicht anders wiſſe. Daß der Nichter 
keine Gewißheit haben kann, ob ein Eid auch mit innerer eberzeugs 
ung geichiworen werde, ift wahr. Allein dies trifft jede Form des 
Eides.“ 

Nach unſerer Anſicht iſt ſchon viel gewonnen, wenn die Ge— 
ſetgebung den bedenklichen Gebrauch des Credulitätseids in eng— 
ere Schranken zurückdrängt. In Abſchaffung der Erforſchungs— 
Mittel zur Ergründung der Wahrheit, deren es für den Richter 
nicht genug geben kann, muß höoͤchſt bevachtlich verfahren werd: 
en. Man wird den Credulitätseid nicht eher ganz abjchaffen 
Tonnen, als bis man etwas Beſſeres dafür fubftituiren Fann. Aber 
man bejchränfe feinen Gebrauch und laffe vem Richter mehr Spiel- 
taum in Abfaffung der Formel für dieſen Eid in concreten Fällen; 
fie muß dem Faffungsvermödgen des Schwörenven einleuchten. Soll in 
einem Nechtöftreit duch den Schwörenven die Wahrheit an ven Tag 
kommen, fo muß vor allem Leßterer jie verfiehen; man kann nichts 
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glauben und dafürhalten und feinen darauf gerichteten Gedanken 
und Schluß betbeuren, wenn man ihn nicht begriffen hat. Die Eives- 
formel begreifen, heißt aber mehr, als jie blod dem Richter nad: 
fprechen. Der Geift des Schwörenden muß fie auffaflen, fonft leiftet 
fie nicht, was fie fol. Bei feinem Eide iſt die officielle Verſtänd— 
igung über das, was befchworen werben foll, nothwendiger als bei 
dem Glaubenseide. Daß, und wie diefe in Gegenwart der Barteien 
vom Richter gefchehen ift, muß im Schwörungsprotofoll genau an- 
gegeben werden. Ob der Schwörende mit innerer Leberzeugung 
fchwört, ift eine Sache, die aufjer dem Bereiche der richterlichen 
Gewißheit Liegen bleibt, aber willen muß ver Richter, daß ver 
Schmwörende begriff, wad er beichwor. 


ni 


Großberzogtbum Heſſen. 


Zur Gefeßgebung über das Eifenbahnweien. 
( Strafrechtliches. ) 


Es ift befannt, daß die einer Actien-Geſellſchaft angehörende Tau— 
nus :Gifenbahn einen Eleinen Theil der Provinz Rheinheſſen durch— 
ichneidet, die Gemarkung der Orte Koſtheim und Kaſtel. Diefes 
veranlafte das Großherz. Heffiiche Minifterium des Innern, ven 
Regenten zur Erlaffung folgender Verordnung vom 1. Octbr. 1839 
„die polizeiliche Auffiht über vie Taunus-Eifenbahn 
im Großherzogthum Heffen betreffend *) zu beftimmen: 


Ludwig II. von Gottes Gnaden, Großherzog von Heſſen ıc. ı. 


Zum Schuge ver Taunus-Eijenbahn im Großherzogthum und zur 
Sicherung des Verkehrs auf derſelben haben Wir, in Gemäßheit des 
Art. 73. der Verfaffungsurfunde, verordnet, und verordnen, wie folgt: 
$. 1. Dem Publifum ift verboten, außerhalb ver über die Bahn 
führenden Uebergänge das Planum verfelben oder die dazu gehörend- 


*) Bin Rüdblid auf das Gefek vom 18. Juni 1836 „die Anlegung 
von Gifenbahnen im Großherzogthum durch Privatper- 
fonen betreffend“ und die ftändifchen Verhandlungen, aus denen 
es hervorgieng, bleibt vorbehalten. Die vor mehreren Jahren lebhaft 
erörtete Frage, ob diefe Cifenbahn auf der linken oder rechten Seite 
des Mains anzulegen fey, beſitzt eine Feine Literatnr: 1) der provi- 
ſoriſche Ausſchuß der Cifenbahngefellfchaft zu Darmftadt au feine 
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en Boͤſchungen, Dämme und Gräben zu betreten, darauf zu reiten, 
oder zu fahren. $. 2. Die zur Einfrievigung der Bahn und zur 
Sicherung der Mebergänge dienenden Barrieren und fonftigen Ber: 
ichlußanlagen dürfen nicht beftiegen, es darf nichtd darauf gehängt 
oder gelegt werden. $. 3. Es ift unterfagt, die Barrieren oder jonft: 
igen Berfchlußanlagen eigenmächtig zu eröffnen, vie Uebergänge über 
die Bahn zu der Zeit, wo jene gejchloffen find, zu pafliren, oder 
mit Fuhrwerf und Vieh näher an den Mebergängen anzuhalten, 
als jolches vie aufgeftellten. Zeichen und Plakate vorfihreiben. $. 4. 
Das Publikum hat fowohl auf ven Bahnhöfen, als auf der Bahn 
und neben derjelben den Anoronungen ver Beamten der Gefellichaft, 
welchen die Handhabung der Polizei übertragen ift, fo wie den zur 
Erhaltung der Ordnung etwa mitwirfenden dffentlichen Polizeian- 
geftellten unweigerlich Folge zu leiſten. $. 5. Wer viefen Beftimm- 
ungen ($. 1. 2. 3. 4.) zumiver handelt, foll, neben der Haftbarfeit 
für verurfachten Schaden, mit einer Gelvftrafe von vrei bis fünf: 
zehn Gulven, welche für den Ball ver Uneinbringlichkeit in Gefäng— 
nißitrafe zu verwandeln ift, belegt werben. $. 6. Abjichtliche Be- 
ſchädigungen der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen, das Ver: 
ftopfen von Durchläſſen oder Wafferabzugsgräben, dad Werfen over 
Auflegen von Steinen oder ſonſtigen hindernden Gegenftänden auf 
die Schienen oder das Planum der Bahn, infofern nicht der That: 
beftand eines nach, den allgemeinen ſtrafrechtlichen Beſtimmungen 
härter zu beſtraſenden Verbrechens begründet iſt *), ſoll neben Ver— 


Committenten, die Mitglieder der Eiſenbahngeſellſchaft zu Darmſtadt. 
1837, (28. März.) 2.) Der Ausſchuß der Eiſenbahngeſellſchaft zu 
Darmſtadt an feine Committenten ꝛc. (14. Aug. 1837.) 3.) Bei— 
träge zur richtigen Darjtellung ver Verhaͤltniſſe, welche bei den ver: 
fchiedenen Projecten: Darmfladt, Frankfurt, Mainz und Wiesbaden 
durch Eifenbahnen zu verbinden, in Erwägung fommen. (im Auguft 
1837 von dem Eiſenbahn-Comité in Mainz herausgegeben.) 4.) Ent: 
gegnung auf die von dem Gifenbahn-Gomite zu Mainz herausgegeb- 
enen Beiträge ꝛc. Darmſtadt im September 1837. 

*) Dergl. befonders den Art. 437 des franzöfifchen, noch in Rheinheſſen 
herrſchenden Strafgejegbuchs, wo es heißt: „Wer freiwillig, Durch welche 
Mittel dieß auch ſey, Häufer, Brüden, Dämme vder Straßen, oder 
andere Werke, wovon er wußte, daß fie Andern gehörten, ganz oder 
zum Theil vernichtet over eingerifien hat, wird mit der Einfperrung 
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urtbeilung zum Schavdenderjag,. mit einer Geldſtrafe von fünf bis 
fünfzig Gulden, welche für ven Fall der Uneinbringlichkeit in Ge- 
fangnipftrafe zu verwandeln ift, belegt werden. $. 7. Die in ven 
$$. 5 und 6. vorgejchriebene Verwandlung joll in dem Verhältniſſe 
flattfinden, daß für einen Gulden Strafe ein Tag Gefängniß an= 
geiegt wird. $. 8. Die Umwandlung ver Gelpftrafen in Gefaͤng— 
nißftrafen muß überall. eventuell zu gleicher Zeit mit den Gelb: 
ftrafen audgelprochen werben. $. 9. Die Gompetenz des einfachen 
Bolizeigerichtd zu Mainz wird auf alle in gegemwärtiger Verord— 
nung mit Strafe bevroften, auf der im Großherzogthum gelegenen 
Bahnitrefe vorkommenden Fülle ausgevehnt. $. 10. Die Berufs 
ung ift gegen alle, ſelbſt freifprechende Urtheile ver einfachen Poli— 
zeigerichte zuläfiig,,. ebenfo das Rechtsmittel der Gaffation gegen bie 
in der Berufungdinftanz ergebenden Urtheile. $. 11. Das mit der 
pglizeilichen Aufitcht in den Bahnhoͤfen und auf der Bahn beauf- 
tragte Perfonal ver Gejellfchaft wird zu dem Ende befonderd ver: 
pflichtet und mit ven erforderlichen Injtruftionen verfehen. $. 12. 
Die Verbalprozeſſe dieſer Beamten haben vollen Glauben big zum 
Gegenbeweid. $. 13. Der im $. 12. erwähnte Verbalprozeß muß 
enthalten: a) den Tag, Monat und Jahr, den Ort und vie Stunde 
wo er errichtet tft; b) den Vor: und Zunamen, die Reſidenz, die 
Dienftqualität und den Dienfteiv der Angeftellten, welcher die Con— 
travention entdeckt hat; c) den Namen, Wohnort und Stand des 
oder der Gontravenienten, in fo fern und in fo weit dieß ermittelt 
werden konnte; d) Meldung ver im Augenblick der entdeckten Con— 
travention an den Gontravenienten ergangenen Aufforderung, ſich 
vor den Beamten des Öffentlichen Minifteriumd bei dem einfachen 
Polizeigericht in Mainz, wo der Verbalprozeß abgefaßt wird, zu be: 
geben, um bet deſſen Abfafjung zugegen zu feyn; e) muß er con: 
flatiren, ob der Gontravenient bei dieſer Abfaſſung erfihienen ift, 
oder nicht; f) muß er enthalten den Tag und die Stunde der ent: 
deckten Gontravention und die faftifchen Umftänve, welche die 





und einer Geldbuße beftraft, welche den vierten Theil des Erfaßes 
und der Entfchädigungen nicht überfteigen und’ nicht weniger als Hund: 
ert Franken betragen darf. Fielen dabei Tödtung vder Berwundung 
vor, fo treffen den Schuldigen für den erſten Ball ver Tod und für 
den zweiten Zwangsarbeiten auf Zeit,“ 
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Gontravention begründen, fowie jene, welche Bezug auf die Eon- 
travention haben und deren Anführung zur näheren Grörterung 
der Sache zweckmäßig erjcheint; endlich den fummarifchen In: 
halt der von dem Gontravenienten etwa gemachten Erklärungen ; 
g) die Aufforderung an den Gontravenienten, an einen der nächit: 
folgenden drei Tage und zu der im Verbalprozeß zu beflimmenven 
Stunde vor dem einfachen Polizeigerichte in Mainz zu erfcheinen 
und dort der eivlichen Befräftigung des Verbal-Prozeſſes beizu- 
wohnen; h) die Meldung, daß der Gontravenient, injofern er er: 
fchienen ift, aufgefordert worden, ven Verbalprozeß zu unterfchreib- 
en, und ob er venfelben unterfchrieben oder die Unterfchrift verweig— 
ert Hat; i) muß der Verbalprozeß von dem Entdecker unterfchrieden 
werden, $. 14. Die von Unbekannten, welche ſich, ehe ihre Perſon 
ausgemittelt ift, entfernen, begangenen Gontraventionen werben eben: 
fall3 in den oben g. 13. vorgefihriebenen Formen, mit Ausnahme 
derjenigen, welche die perjünliche Gegenwart des Gontravenienten 
vorauöfegen, conftatirt. $. 15. Die verpflichteten Beamten der Ge: 
ſellſchaft ſind ermächtigt, Uebertreter der gegebenen Polizeivorfchrift- 
en, welche jie von Verſon nicht fennen, oder auch in den Fällen, 
welche einer Beitrafung nach $. 6. unterliegen, zu arretiren; doch 
muß die Ablieferung an vie einfchlägige Behörde aldbald und die 
Anzeige der verübten Contravention ohne Aufihub erfolgen, $. 16. 
Bahn = Polizei Vergehen, welche von unferen Unterthanen auf dem 
Gebiete des Herzogthums Naſſau oder der freien Stadt Frankfurt 
verübt wesen, follen, da von ven betreffenden Gouvernements die 
Reciprocität zugefichert worden tft, auf geichehene Requifition von 
den diefjeitigen Gerichten nad den Morfchriften der gegenwärtigen 
Verordnung beftraft werden. Jedoch tritt in folchen Füllen, was 
Unfere Unterthanen aus den Provinzen Starfenburg und Ober: 
befien betrifft, die Gommpetenz des einfchlägigen Landgerichts als Po— 
lizeigericht erfter Inftanz, und diejenigen aus der Provinz Rhein: 
heilen anlangend, vie Zuftändigkeit des einfachen Polizeigerichts an 
dem Hauptorte des Kantons, in welchem der Gontravenient wohnt, 
ein. Auch finden die in den $. 10. 11. 13. und 14. gegebenen 
Vorſchriften auf das Verfahren bei ven Polizeigerichten ver Pro— 
vinzen Starfenburg und Oberheflen feine Anwendung, vielmehr bleibt 
es in dieſer Beziehung bei dem Beftehenden. $. 17. Von allen nad 
den vorſtehenden Strafbeftimmungen angefegten und wirklich ein: 
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gehenden Strafen erhält ver Angeber die Hälfte. F. 18. Die ver: 
pflichteten Beamten ter Gefellfchaft werden angewieſen, fich aufs 
Strengfte in den Grenzen ver ihnen zugeftandenen Befugniffe zu 
halten. MUeberjchreitung, fowie Vernachläßigung ihrer Dienftoblieg- 
enheiten in Beziehung auf die ihnen übertragene Polizeiaufſicht ſoll— 
en, fo fern ſich ver Fall nicht zur Abgabe an die Gerichte eignet, 
mit Disciplinarftrafe und nach Umſtänden mit Entfernung vom 
Dienft geahndet werden. $. 19. Die mit der Handhabung der Lo— 
calpolizei beauftragten Angeftellten und Gensdarmen haben auf Die 
Aufvechtbaltung der Ordnung und Beobachtung der gegebenen Po: 
Izeivorfchriften ebenfalls zu wachen, entdeckte Uebertretung diefer Ver— 
ordnung zur Anzeige zu bringen und die Beamten ver Gefellichaft 
auf deren Aufforderung zu unterftüßen. 


» 


Kurze Notizen, Auszüge aus Geſetz— 
und Verordnungsblättern, Miscellen 
und literarifche Nachweifungen. 


Preußen. (Strafgefeggebung.) Der neuefle Entwurf 
des Kriminalgefeges liegt nach feiner Verwerfung und Abänderung 
jest abermal3 im Staatsrathe vor, und feine Annahme wird nicht 
in Zweifel gezogen. Bei manchen mildernden Beflimmungen ift vie 
Beitrafung der entehrenden Derbrehen ungemein geichärft 
worden, was dem Wunfche jener Griminaliften völlig entfpricht, vie 
in der Milde der bisherigen Strafgejege einen Hauptgrund der zu— 
nehmender Entjttlihung ver niederen Volksklaſſen erbliden. 


(Schiev3männer) Huch im verfloffenen Sabre 1839 
hat das Inſtitut der Schiedgmänner in ver Provinz Schlefien 
jehr erfreuliche Nefultate gewährt. So find 3. B. im Trebniger 
Kreife in dem genannten Zeitraume bei den Schiedgmännern 202 
Sachen anhängig gemacht worden, von diefen 171 zur Ausgleich— 
ung gefommen, 5 zurückgenommen und 26 den orventlichen Kicht- 
ern überwiefen worden. Aehnliche erfreuliche Ergebnifje liefern auch 
viele andere Kreife. 


(Bamilien-Fideicommiffe, Stiftungen und Xeben.) 
Ein Gejeg vom 15. Februar d. I. macht für die Provinzen, im 
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welchen das. allgemeine Landrecht und die Gerichtsordnung gilt, 
weientliche Abänderungen verfelben in Hinſicht der Familien: 
Sideicommiffe, Stiftungen und Xehen, beftimmt aber zu— 
gleih, daß auch die gegenwärtig ertheilte Verordnung nicht zur 
Anwendung fommen folle, wenn Provinzialrechte, Stiftungs= oder 
Berleihungsurfunden oder Befchlüffe ver berechtigten Familien ein 
Anderes beftimmen. Auch foll das gegenwärtige Gefeß Feine rüd- 
wirfende Kraft auf bereits errichtete umd gerichtlich beftätigte Fa— 
mifienfchlüffe haben. 


Bayern. (Bayerifche Berfaffungsfrage) Wichtig 
für Bayern, wichtig für alfe neueren Verfaſſungen von Deutſchland 
ift die in der bayerifchen Abgeoroneten- Kammer am 15ten Februar 
vorgefommene Erörterung über den Charakter ver jegigen bayerijchen 
Berfaffung: ob diefelbe eine indische oder eine repräfentative 
jey? Die Negierung hat jich bei Gelegenheit ver Verhanvlung über 
die von der Kammer der Neichsräthe erhobene Streitfrage „Staats: 
minifterium oder Minifterium" entichieden für den ſtändiſchen 
Charakter derfelben ausgefprochen. Der Königl. Minifter des Inn— 
eren, v. Abel außerte: „Unjere Verfaffung ift eine monarchiſche, 
eine ſtändiſche. Das Weſen einer monarchiſchen Berfafjung ruht 
darin, daß der König die gefammte Staatögewalt in fich vereinigt, 
feine ebenbürtige Gewalt im Staate neben fich erkennt. Das Weſ— 
en der ſtändiſchen Verfaſſung aber, (und nur dieſe ftändifche, nicht 
bie repräfentative bat unfere Verfaſſungsurkunde wieder hergejtellt ) 
hefteht darin, daß, während ver König die gelammte Staatögewalt 
ungetheilt in jich vereinigt, er in den durch vie Berfaffungsurfunde 
von dem Füniglichen Geber ſelbſt beflimmten und. bezeichneten ein- 
zelnen Fällen für die Ausübung verfelben, den Beirath und bie 
Zuftimmung feiner Unterthanen erholt. Freundlich berathet in dieſen 
einzelnen ausdrücklich bezeichneten Källen der König mit feinen Lieb— 
en und Getreuen, den Ständen des Reichs (ich beviene mich gern 
und abjichtlich des finnvollen altveutfchen Ausdrucks), er berathet 
mit jeinen Lieben und Getreuen, was dem Allgemeinen, dem ganzen 
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Baterlande frommt, was dem. Einzelnen noththut, und was dem 
allgemeinen Wohle, dem Mechte, dem Glücke und der Ehre des Lanves 
zufagt. Und leicht wird bier die Verſtändigung, weil von allen 
Seiten nur ein gemeinfamer Zweck redlich gewollt und angeftrebt 
wird, und weil Jeder des andern Rechte ehrt und achtet. Der 
Staatödiener ift nach dieſer Verfaffung Diener des Königs geblieben. 
Diefen Grundfägen gegenüber hat in neuerer Zeit, (ih fage nicht 
bei und, fondern fpreche im Allgemeinen) eine moderne Staatslehre 
fich geltend zu machen gefucht, welche ftatt dieſes ſtaͤndiſchen Prin- 
cips das repräjentative einzufchwärzen unternimmt, Diefe moderne 
Staatslehre nun, fie führt unter dem weniger verlezenvden Namen 
des Stantd dad Wolf ald eine moraliſch-juridiſche Perfon, ald die 
Gefammtgemeinde in die Verfafjung herein. Folgerecht ift ihr die 
Staatöverfafjung, die Verfaſſungsurkunde nicht anderes, ald der Ur- 
vertrag, auf welchem das Dafeyn, und die Rechte des Monarchen 
beruhen. Die. Souverainetät ift beim Wolfe (dev Name wird zwar 
nicht genannt, aber es hat das Volk jegt ven unjchuldigen Namen 
des Staat angenommen). Nach diefer Theorie ift ver König nichts 
anders, ald ver oberite Diener, der erite Beamte des jouverainen 
Volks. Die Verfaffungsurkunde feßt dad Marimum fürftlicher Frei— 
beit und fürftlicher Rechte feſt. Was fie nicht ausdrüdlich dem 
Monarchen einräumt und zugefteht, das ift ihm auch nicht geftattet; 
und würde er irgend etwas unternehmen, wozu er nicht aus ber 
Berfaflungsurfunde felbft feine Bevollmächtigung nachzumeifen ver: 
möchte, ev oder feine Näthe hätten (um mich eines beliebten Aus: 
drucks zu bedienen) verfaſſungswidrig gehandelt. Das Inhaben und 
die Ausübung der fürftlichen Rechte, fo wie die Erfüllung der 
fürftlichen Pflichten, fie werden dem Monarchen abgenommen, und 
geben auf jeine Minifter über. Denn wohin füme es fonft mit der 
Derantwortlichfeit gegen das fouveräne Wolf, genannt Staat? Die 
Nepräfentanten dieſes Volis jind eine dem Monarchen ebenbürtige 
Macht, jind Mitregenten, vie Staatsdiener — Diener des Volks. 
Ich will die weitere Entwicklung dieſer Theorie hier micht verfolgen, 
wer aber mit der Literatur des neueren Staatsrechts auch nur ein= 
igermaßen vertraut ift, ja wer auch nur die Begebenheiten, wie fie 
und täglich vor den Augen vorübergehen, mit prüfendem Blide er: 
(haut und verfolgt, er hat dieſe Staatslehre längft erfannt, fie ift 
ihm längft nicht mehr ein Geheimniß geblieben. Diefem Grundfag 
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aber muß die Regierung überall nach ihrer Pflicht, und eben, meil 
ihr die Verfaffung heilig ift, auf. dad Entjchievenfte entgegentreten. 
Sie hat bis zu dieſem Augenblicke, wo von der jegt in Frage ſteh— 
enden Mopdification die Rede war, den Ausdruck: „Minifterum und 
Stantöminifterium“ als ſynonym behandelt, und einen fchlagendern 
Beweis hiefür kann es wohl nicht geben, ald ven Umſtand, daß in 
den an Sie gebrachten Gefegentwürfen theilweife der Ausdruck „Mir 
nifterium,, theilweiſe aber auch „Staatsminifterium" gebraucht ifk. 
Nun aber wird mit einemmal ein Unterfchied aufgejtellt zwiſchen Mi— 
nifterium, und Staatdminijterium; und worin fol nun biefer Unter- 
ſchied beſtehen? In ver Verfaffungsurfunde, und in allen bisherigen 
Verorpnungen find beide Ausdrücke ald gleichbeveutenn genommen, 
Jetzt ſoll dieſe Synonymität aufgehoben werden; Minifterium des 
Staats foll etwas Anders ſeyn, ald das Fönigliche Minifterium, over 
dad Minifterium des Könige. Mußte fich Hier nicht die Regierung 
erinnern, daß gar vielfältig die Lehre aufgeftellt wird, der Staat, 
oder mit andern Worten dad Wolf ſey ver eigentliche Souverain, 
der Staatsminiſter der eigentliche verantwortliche Minifter, fey ver 
Minifter, der Beamte des Volks? Dazu fam aber noch eine andere 
Erwähnung. Der König vereinigt nach Tit. II. $. t. ver Ver: 
faflung, alle Rechte ver Staatögewalt in fi. Er hat die Verfaſſ— 
ung aus freiem Antriebe gegeben ; er hat ſich des Rechts, welches 
er vor der Verfaſſung unbeftritten ausgeübt, nämlich des Nechts, 
die Benennung ver üffentfichen Stellen feitzufegen, durch die Ver— 
faffungsurfunde nicht begeben. Und joetzt foll gefeglih, und zwar 
im Widerfpruch mit der Verfaffungsurfunde, beftimmt werben, die 
Minifterien hätten in Zufunft feinen anderen Titel mehr zu führen, 
ald den der Staatsminifterien. Kann dies der Negierung wohl 
gleichgültig feyn? ficher nicht; Das werben Sie mit mir anerkennen. 
Ich vertraue auf Ihren Rechtsſinn, auf Ihre baierifche Gefinnung, 
Sie werden fomit den Standpunkt zu würdigen wiffen, auf dem jegt 
der ganze Streit der Regierung erfcheinen muß. In Bayern ift 
von jeher der König der Träger des Rechts, und der heiligften und 
höchiten Intereffen der Gefammtheit gewefen. Liebe und Vertrauen 
und Treue, und Anhänglichkeit haben in viefem Lande Volk und 
Fürſt von jeher zu einem untrennbaren Ganzen verſchmolzen. Beide 
baben Leid und Freude zu aller Zeit gleich getheilt, und find im 
Leben und Tod treu und feſt bei einander geflanden, und von Ge: 
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fchlecht zu Gefchlecht hat ein geheiligted Band fie durch eine lange 
Reihe von Jahrhunderten auf das Innigfte verfette. Liebe und 
Vertrauen, und Treue und Anhänglichkeit für das angeftanımte 
Fürftenhaus, fie find das fihöne Erbtheil des bayerifchen Volkes; 
und aus dieſem iſt reicher Segen feit Jahrhunderten dem Lande 
erwachſen. Dieſes Band, ed Tann, es wird feine Störung erleiden, 
und daß es Feine erleiden wird, dafür bürgt mir, meine Herren, Ihr 
deuticher Sinn, und Ihre Verfaſſungstreue. Und mit diefem ſeg— 
envollen Bande, mit diefem Vertrauen, biefer Liebe, dieſer Treue 
und Anhänglichkeit für feinen König wird für und für Bayern 
blühen, und on jeglichen Gluͤcke geveihen.* 


 (Wechfelbriefe.) Der am 29. Februar d. J. von dem koͤnigl. 
Juſtizminiſter Freihr. von Schrenk der Kammer der Abgeordneten 
vorgelegte Geſetzentwurf „Abaänderung einiger obſoleten Beſtimm— 
ungen der Nürnberger Wechſelordnung betreffend“ lautet: 

$. 1. | 

Bei allen und jeden Wechfelbriefen hat der Inhaber in der Regel 
nur dafür zu forgen, daß folche wenigſtens am ſtipulirten DVerfall-, 
beziehungdweife Zahltage an den Ort, wohin jie lauten, kommen, 
und daß damit nach Wefchelvecht verfahren werde. Iſt jedoch im 
Wechſel jelbit die Zeit, innerhalb welcher verfelbe dem Bezugenen 
präfentirt werden foll, beflimmt, over iſt nach den Belegen des Orts 
wohin der Wechſel traffirt ift, ein beftimmter Tay, over eine be— 
flimmte Friſt für die Präfentation eines Wechſels feftgefegt, To liegt 
den Inhaber ob, dafür zu forgen, daß der Wechielbrief noch vor 
dem DVerfalltage rechtzeitig präfentirt werde. Die Vorſchriften des 
$. 5. Gap. 1. der Nürnberger Wechſelordnung werden, in fo weit 
fie entgegenftehen, biemit ausdrücklich aufgehoben. 

$. 2. 

Die $$. 6. und 7. des Gap. IT. der Nürnberger Wechfelorinung 
werden in nachftehender Weile erläutert. 1.) In : Wechfelbriefen, 
welche Auswärtige auf ſich felbit in Nürnberg zahlbar ausftellen, 
muß ein Domiciliat in Nürnberg, an welchen man fich wegen ver 
Zahlung zu wenden hat, benannt ſeyn, widrigenfalls ſolche Wech— 
jelbriefe mit Proteft zurückzuſenden find. Gehörig domiecilirte Wechſel 
follen, im Balle fie an einen Dritten invofjirt- worven jind, bei 
noch . mangelnder Acceptation dem Wechfelausfteller zur Beifügung 
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feiner Acceptation von tem Inhaber eingefendet merben, 2.) 
Traffirte Wechiel, welche von Auswärtigen ausgeftellt find, und 
auf einen Auswärtigen in Nürnberg zahlbar lauten, aber mit ver 
Acceptation und der Bezeichnung ded Domiciliaten noch nicht ver: 
eben find, muß ver Inhaber dem Bezogenen zur Beifügung ver 
Acceptation, oder des Namens des Domiciliaten in Nürnberg zu: 
vörberft einfenven, und wenn der Bezogene das eine oder dad and: 
ere beizufügen unterläßt, mit Proteſt zurückſenden. 3.) Der Domi- 
eiliat ift nicht ſchuldig, die auf ihn domieilirten Wechſel zu accept 
iren. Bielmehr muß der Inhaber des Wechſels bis zum Verfalktage 
zumwarten, und Bat erft dann, wenn der Domiciliat ven Wechſel 
bis dahin nicht einlöfen follte, Proteſt wegen vermweigerter Zahlung 
zu erheben. Die im letzten Abſatze des $. 7. über die Meßwechſel 
enthaltene Beitimmung, wird auffer Wirkſamkeit geſetzt. 
$. 3. 

Der $. A. Gap. III. der Nürnberger Wechſelordnung ift in dem 
Sinne zu verfiehen, daß alle a uso oder nach dato lautenden Wech— 
felbriefe noch ſechs Nach» oder Reſpect-Tage, welche mit dem nächft- 
en nah dem Verfalltage anzureihen, und bis auf den fechsten Tag 
zu zahlen find, zur Zahlung haben follen; infofern aber der letzte, 
oder die legten Reſpeet-Tage auf hriftliche Feſt- Sonn= eier: oder 
Bettage, je nach ter Gonfeflion des Zahlungspflichtigen, fallen würd— 
en, den nächſtvorhergehenden Werktag bezahlt, oder proteftirt werb- 
en müſſen. 


Pürttemberg. (Strafgefeggebung.) Die Strafpro: 
zeßordnung, welche jetzt als revidirter Entwurf im Königreiche 
unter den Männern des Faches circulirt, und bei dem nädhften 
Landtage zur Vorlage kommen foll, jegt ein Schlußverfahren 
feft, wobei der Angeklagte perfünlih vor den Ge— 
vichtshof geftellt werben, ein Staatdanwalt thätig 
feyn, der Vertheidiger feine Gegenrede halten und 
ehbrbaren Männern der Zutritt offen ſtehen ſoll. Da- 
durch ift der Deffentlichkeit und Münvlichfet eine erwünfchte Bahn 
gebrochen worden, Ä 
Dieſem Entwurf ift Die in Betreff der Uebergabe veflelben an ven 
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ftändifchen Ausfhuß gerichtete Mote des K. Juſtizminiſteriums vom 
5. Dezember 1839 beigefügt, worin vie Geſichtspunkte angegeben 
find, von welchen vie Königl. Staatsregierung bet der Revifion dieſ 
e3, zuerſt fchon im Jahre 1830 den Ständen vorgelegten Entwurfs 
auögegangen ift. Darin heißt ed unter anderem: „Es läßt ji 
nun zwar nicht erwarten, daß ver Entwurf, fo wie er vorliegt, aud 
diejenigen befriedigen werde, welche nur in einer auf die breitefts 
en Grundlagen der Deffentlichkeit und Mündlichkeit gebauten Pro: 
zeßoronung die radicale Heilmittel für unfere, ihres Dafürhaltens 
einer genügenden Bafis entbehrenven, Strafrechtöpflege erbliden. Al: 
lein die Staatsregierung. hat nach gewiffenhafter Prüfung Bedenken 
tragen müffen, von der Grundlage des fchriftlichen Verfahrens ab- 
zuweichen. So wenig Anftand jie jederzeit genommen bat, dad er- 
kannte Beffere in das Leben zu rufen; jo vermwerflich fihien ihr 
immer ein keckes Experimentiven auf die Gefahr von Mipgriffen bin. 
Nirgends würden aber legtere verberblicher wirken, ald im Gebiete 
der Strafgefeßgebung. Die Staatsregierung kann fih von der An- 
ficht nicht trennen, daß die mehr fcheinbaren als wirklichen Vor— 
theile ded mündlichen Verfahrens von den Nachtheilen weit über- 
wogen werden, welche dieſe Prozedur unausweichlih in ihrem Ge— 
folge hat. Sie ift namentlich der Meinung, daß bei dieſer Prozeß— 
‚form auf dad Bekenntniß des Angefchulpigten, alfo auf das wichtigfte 
Beweismittel der Schuld, wenig zu rechnen ift, daß die unmittelbare 
Anfchauung, die der erfennende Richter von den Beweismitteln ge: 
winnt, demfelben die Loͤſung der Aufgabe, Trug von Wahrheit zu 
unterfcheiven, eher zu erfchweren, als zu erleichtern geeignet ift, daß 
diefe unmtttelbare Anfchauung keinesfalls gegen grobe Irrthümer ded 
Richters ficher ftellt, und daß gleichwohl Rechtsmittel, welche eine 
wiederholte Prüfung der TIhatfrage bezweden, mit dem mündlichen 
Verfahren unvereinbar find. 

Was übrigens im Sinne viefer Prozefform auf ver Grundlage 
des biöherigen Verfahrens geichehen kann, glaubt die Staatäregier: 
ung in den Xrtifeln 340. — 341. — 343. ded Entwurfs vorge 
ichlagen zu haben *). 


ed 





*) Der Wortlaut diefer Artikel ift folgender: 
Art. 340. In dem Schlug- Termine geht die Verhandlung vor dem 
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Nach diefen Beitimmungen erhält ver Angeſchuldigte in midhtig: 
eren Straffallen Gelegenheit, dem erfennenvden Richter feine: Ein- 
mendungen gegen ven Inhalt der Acten perfdnlich vorzutragen. 

Zugleich ift dem Publikum freigeftellt, genauere Kenntniffe von 
den Beweismitteln für die Anfıhulvigung zu nehmen, und es kann 
ich überzeugen, daß der Richter der DVertheivigung den weiteſten 
Spielraum verftatte. 


Daß der Entwurf auch fonft keineswegs blos ald die Eodification, 


erfennenden Gerichte in Gegenwart des Staatsanwalts des Ange: 
fchuldigten und jeines Vertheidigers vor fidh. | 

Sie beginnt mit einem Furzen Vortrag des Gerichtsvorftandes 
über die Beranlaffung der Unterfudhung, worauf derfelbe den Anz 
aeichuldigten auffordert, feine allgemeinen perfönlichen Verhältniſſe 
anzugeben. j 

Hiernächft trägt der Staatsanwalt die Anflageacte, und ſodann 
der Bertheidiger die Schutzſchrift für den Angefchuldigten vor. Der 
Gerichtsvorſtand hat nunmehr den Angefchuldigten zu befragen, ob 
er noch felbit zu feiner Vertheidigung etwas vorzubringen habe. 

Auf diefes Dorbringen des DVertheidigers, oder des Angejchuldigt: 
en, fteht dem Staatsanwalte das Recht mündlicher Erwiederung zu. 
Mit der hierauf ertheilten gleichfalls mündlichen Antwort ber Erft- 
ern fchließt fich fofort die Verhandlung. 

Bei diefer Verhandlung wird ehrbaren Männern der Zutritt ges 
ftattet; ausgenommen 

1) wenn bei der That Mitfchuldige waren, welche noch nicht 
ausgemittelt, oder noch abweſend find; 

2) wenn die Unterfuchung Verbrechen der Unzucht betrifft; 

3) wenn in befonderen Fällen Gefährdung des Staats oder 
der Öffentlichen Sicherheit zu beforgen ift, worüber der Ge— 
richtshuf an das JZuftizminifterium zu berichten, und befien 
Entjchliegung zu erwarten hat. 

Art. 341. Ueber die Verhandlung im Schluß »Termine if ein Pros 
tofoll aufzunehmen. 

Sollte in vemfelben der Vortrag der Anflageacte und der Ver— 
theidigungsfchrift unterlafien, oder der. Angefchuldigte nicht vor das 
erfennende Gericht geftellt, oder derfelbe nach feinen etwaigen Ver— 
theidigungsgründen nicht befragt worden feyn, jo ift das Schlußver: 
‚fahren nichtig, und es full die ordnungsmäßige Miederhulung deſ⸗ 
jelben angeordnet: werben, 

Art. 342. Nach Beendigung des. Schlußverfahrens. ift dem Gerichts: 
1840. 1. 34 


— —— 


deſſen erſcheint, was bisher als Richtſchnur des gerichtlichen Ver— 
fahrens galt, lehrt ſchon ein flüchtiger Blick in denſelben. 
So ſind 
1.) bei einzelnen gerichtlichen Handlungen, durch welche ſchon 
vor dem Endurtheile in die Rechtsſphäre des Staatsbürgers 
empfindlich eingegriffen werben kann, die nothwendigen Vor: 
audfegungen, die fchügenden Formen, die — Rechts⸗ 
behelfe, genau beſtimmt 
Hieher gehoͤrt, was über 
a.) die Verweiſung einer Strafſache an einen andern, als den 
ordentlichen Richter, 
Art. 28. 
b.) die Verſetzung in den Anklagſtand, 
Art. 92—104. 351. 389. 458. 
c.) die Verhaftung, 
Art. 111—129. 146. 389. 
d.) die Hausſuchung, 
Art. 229 — 242. 389. 
verordnet ifl. 
Auch beſchränkt der Entwurf die Anwendung von Zwangsmitt: 
ein, ( Ungehorjamäftrafen ). 
Art. 168-- 172. 
Es wirb ferner Ä 
2.) die Vertheidigung möglichft erleichtert. 
Insbefondere hat 
a.) dad Schlußverfahren vor dem Unterfuchungsrichter zunächſt 
den Zweck, dem Angefchuldigten nochmals Gelegenheit zu geb: 
. en, alles zu feiner Vertheidigung Dienliche vorzubringen. 


hofe ver Haupt: Bortrag zu erflatten, and in Beziehung auf die 
Berathung, Abftimmung und Urtheilsfaffung dasjenige zu beobachten, 
was in den Artifeln 317— 320, 327 und 328 feſtgeſetzt iſt. 

Art. 343. (Bon der Verkündung vor dem Ober: Gericht.) 

In Unterfuchungsfachen, bei welchen das Schlußverfahren in öf- 
fentlicher Gerichtsfigung ftattfindet, foll das Urtheil unmittelbar 
nachdem daſſelbe gefällt ift, in Gegenwart des Staatsanwalt, des 
Angeſchuldigten, und feines Vertheidigers, in öffentlicher Sigung des 
Gerichtshofes verfündet werden; jedoch mit Ausnahme derjenigen 
Urtheile, welche auf Tudesftrafe gerichtet: find. (Art. 349.) 
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Art. 137 — 139. 459 — 460, 
Zu ‚diefer Schlußverhandlung darf 
2) der Bertheidiger beigezogen werben, 
Art. 138 — 139. 
auch wird der Angeſchuldigte 
e.) in der Wahl des letzteren minder befchränft ſeyn. 
Art. 133. 4 
3.) Selbſt das Inſtitut der Staatsanwaltſchaft muß als eine dem 
Angeſchuldigten zu Statten kommende Einrichtung aufgefaßt 
werden. Der Staatdankalt hat ebenſowohl den Angeſchuldigt⸗ 
en, als vie gefränfte Rechtsordnung gegen Irrthümer der Ges 
richte zu vertreten; 
Art. 329— 332. 363—369. 465. *) 
und die felbftftändige Stellung, die er einnehmen foll, ift Bürge 
dafır, daß er Feine dieſer Pflichten der andern nachjegen wird. 


*) Dorftehende Artikel enthalten wörtlich folgendes: 

Art. 329." (Don dem Schlußverfahren in höhern Straffällen,) In 
höheren Straffällen find dio eingefummenen Acten, fobald fie von 
dem Gerichtshofe für gefchloffen angenommen worden, dem bei dem— 
felben angeftellten Staatsanwalt zu übergeben, 

Zugleich it wegen der Aufftcllung des Vertheidigers vorläufige 
Borfehrung zu treffen. (Art. 132.) 

Art. 330. (Bon den Pflichten des Staatsanwalts.) Der Staätsan- 
walt ift vor Allem zu prüfen verpflichtet, ob alle Umſtäude, welche 
auf das Endurtheil von Einfluß ſeyn fönnen, durch die Unterfuch- 
ung in das Klare gefegt jenen. (Bergl. Art. 109.) 

Entdeckt er hiebei weſentliche Mängel, jo hat er die zu Hebung 
derfelben erforderliche Wiederaufnahme ber Unterfuung bei dem 
Gerichte fchriftlih in Antrag zu bringen, 

Art. 331. Hält dagegen der Staatsanwalt die Unterſuchung für er: 
fhöpft, jedoch weder DVerurtheilung noch Entbindung des Ange— 
fhuldigten von der Inſtanz für begründet, fo hat er den Antrag 
auf Freifprechung des Angefchuldigten zu ftellen. Tritt das erfenn- 
ende Gericht diefem Antrage bei, fo findet das Schlußverfahren 
(Art. 340) nicht Statt, fondern es ift das auf Freifprechung ges 
richtete Erkenntniß fugleih an das Unterfuchungs = Gericht‘ auszus 
fertigen. 

Art, 332. Wird aber ein folder Antrag von dem erfennenven Ge⸗ 

i richte verworfen, vder reichen nach dem Brachten des, Staatsanwalts 
34 * 
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4.) Hinfichtlich der Nechtömittel in Straffadhen, und der Prozeß: 
£often ſchwankt der Gerichtögebrauh in mehr ald einer Be— 
ziehung. Auch bevürfen die geltenden Normen theilmeife der 
Berichtigung und Ergänzung. 

Die Vorfihriften, durch welche ſolche Punkte mit gleichmäßiger 

Rüuͤckſicht auf die Intereffen ded Staats, und des Einzelnen genau 
beftimmt werben, find enthalten _. 


die erhobenen Beweife zur Verurtheilung, oder zur Gntbindung des 
"  Angefchuldigten von der Inftanz hin, fo foll der Staatsanwalt dieſe 
- Meinung in Form einer Anklageacte näher begründen. 
Art, 363. (Bon dem Necurfe der Staats-Regierung.) Der Regierung 
fteht das Recursrecht gegen endliche Erfenntniffe der Gerichtshöfe zu: 

1) wenn der Angeſchuldigte geſetzwidrig freigejprochen, oder von 
der Inftanz entbunden worden; 

2) wenn berfelbe zu einer gelinderen oder härteren Strafe vers 
urtheilt worden ift, als er gemäß der Beichaffenheit feiner 
Handlungen nach den Gefegen verſchuldet hat. 

Jenes Recht wird durch das Organ des bei dem erfennenden 
Gerichtshofe angeftellten Staatsanwalts geltend gemacht. 
Art. 364. (Don den Befugniffen und Pflichten des Staatsanmalte.) 
' Zum Behufe der Ausübung des Necursrechts der Staatsregierung 
ift der Staatsanwalt berechtigt, den Gerichtsfigungen anzuwohnen; 
doch full fich derfelbe hiebei jeder funftigen Theilnahme an den ge— 
richtlichen Verhandlungen enthalten. 

Art. 365, In Fällen, in welchen Feine öffentliche Verkündigung bes 
Urtheils ftattgefunden, oder der Staatsanwalt der Sitzung, in welcher 
das Urtheil befchlofien worden, nicht angewohnt hat, ift demſelben 
das gefällte Erkenntniß, vor der Ausfertigung an das Unterſuch— 
ungs» Gericht, fchriftlich zu eröffnen. 

Art. 366. Der Staatsanwalt hat in jedem der fo eben bezeichneten 
Fälle feine Erklärung, ob er den Recurs ergreifen wolle, oder nicht. 
binnen zweimal vier und zwanzig Stunden, von der Gröffnung des 
Erkenntniſſes an gerechnet, an das erfennende Gericht entweder 
zum Citungsprotofolle, oder fchriftlich abzugeben, und den Grund 
feiner Beſchwerden entweder ſogleich anzuzeigen, oder ſich Die Aus- 
führung derjelben binnen dreißig Tagen vorzubehalten. 

Art. 367. Ob eine Befchwerbe gegen das richterliche Erfenntniß zu 
erheben fey, hängt von der eigenen freien Beurtheilung des Staats: 
anwalts ab. Doc, fleht dem Juftigminifter die Befugniß zu: 

1) in Fällen, in welchen die Unterfuchung auf den Grund von 
Beſchwerden auswärtiger Regierungen verhängt worden, 
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a.) in den Art. 362. 374. 375. 377. Abfat 3. 378, 380. 466. 
was den Recurs — 


b.) in den Art. 381 — 387. was die Nichtigkeitöbefchwerbe, — 

e.) in den Art. 390— 396. — was die einfache Beſchwerde, — 

d.) in den Art. 408—417. — was die Wiederaufnahme der Un: 
terfuchung, — und 

e.) in den Art. 418—424. — was die Prozepkoften betrifft. — 
Endlich fol 


5.) das ſtandrechtliche Verfahren im Wege der Gefebgebung ge: 
vegelt werben. 


Art. 470 — 481. 


vem Staatsanwalt die Ergreifung des Recurfes aufzugeben 

2) auf erforderten und erftatteten Bericht diefes Beamten den- 
felben zur Berzichtung auf einen von ihm ergriffenen Re— 
eurs unbefchränft anzuweifen! 

Art. 368. Sogleich, nachdem die Erflärung des Staatsanwalts ein: 
gefommen, ift die Verfündung des Urtheild an den Angefchuldigsen 
zu verfügen. Hiebei ift dem Legteren jene Erklärung befannt zu 
machen, und hiernächft wegen Belehrung des Angefchuldigten über 
das ihm gleichfalls zuftehende Rechtsmittel nach den in den Artifeln 
355 und 358 gegebenen Beſtimmungen weiter zu verfahren. 

In Fällen, in welchen die Verfündung des Urtheils der Erklärung 
des Staatsanwalts vorausgeht, (Art. 343.) ift, wo es erforderlich, 
die Befanntmachung des Legteren an den Angefchuldigten nachträg- 
lich zu verfügen. 

Art. 369. Die VBorfchrift des Artikels 357 über die Suspenſiv— 
Wirkung des Necurfes findet auch auf den von dem Staatsanwalt 
eingelegten ihre Anwendung, 

Auch ift Letzterer berechtigt, unter den Bedingungen des Artikels 
362 auf das eingewandte Rechtsmittel Verzicht zu leiften. 

Art. 465. (Bon dem Necurs.) Gegen jedes verurtheilende oder blos 
von der Inſtanz entbindende Erkenntniß des Bezirfsgerichts findet 
das Rechtsmittel des Recurfes an den Kreis-Gerichtshof Statt. 

Diefes Rechtsmittel fteht dem Angefchuldigten, und befien Ber- 
tretern (Art. 354.) zu. Auch ift jedem Mitglieve des Spruchgerichts 
geitattet, unmittelbar nach gefhehener Abflimmung und gezogenem 
Beichluffe über das endliche Erkenntniß den Antrag zu ftellen, daß 
unverzüglich nad) der Eröffnung des Erkenntniſſes ſämmtliche Acten 
an den Staatsanwalt eingefendet werben, damit diefer erwäge, ob 
zu Einlegung eines NRechtsmittels Grund vorhanden fey. | 
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Schon bei ver früheren Mittheifung des Entwurfd wurde der zur 
Berathung berufenen Commiſſion die Einficht- der über venfelben 
erwachfenen Aeten eröffnet, damit fie von den Motiven, vie bei ver 
Arbeit geleitet haben, die, erforderliche Kenntniß nehmen möge. 

. Die Aenderungen, welche in dem utfprünglichen Entwurfe er: 
forberlich erachtet wurden, betreffen zum größten Theile folche Punkte, 
bei welchen der Entwurf bei einzelnen Beftimmungen des mittler: 
weile verabfchiedeten Strafgeſetzbuches, des Boligeis:Strafgefeged und 
anderer Gelege in Einklang zu bringen war. 


(Zur Handels- und Zollgefeggebung.) Das Reg.-Bl. 
vom bten März d. 3. enthält von Seiten der Minifterien der aus— 
wärtigen Angelegenheiten und der Finanzen die Befanntmahung 
einer mit ver “freien Stadt Hamburg getroffenen Ueberein— 
funft wegen gegenfeitiger Verfehr Erleihterungen, 
(veven Inhalt wir bereit in dieſem Archive Heft 3. ©. 395. u. 
folg. gegeben haben.) 


Sachſen. (Hannoverſche PVerfaffungsfrage) Die 
zweite Kammer der verfammelten Stände in Dresden hat in ihrer 
Sitzung vom 20. Februar alle Anträge ihrer betreffenden Deputa- 
tion in Bezug auf die hanno ver'ſche Verfaflungsfrage an 
genommen, Diefelben beftehen in Folgendem: es mdge die zweite 
gemeinfchaftlich mit der erjten Kammer in einer ſtändiſchen Schrift 
bei der hohen Staatöregierung darauf antragen, daß dieſelbe 1) den 
ihr zu Gebote fichenden Einfluß zur Wiederherjtellung des durch 
die einſeitige Aufhebung des Staatsgrundgeſetzes vom 26. September 
1833 geftörten Rechtözuftandes des Königreichs Hannover auch fer 
nerhin Fräftigft verwenden, und 2) bei der hohen Bundesverfamm: 
‚lung beantragen wolle. a.) eine authentijche Erklärung der durch Pro- 
‚Hamation v. 10, Sept. 1839 von der hannoverjchen Regierung befannt 
‚gemachten Entſcheidung ded Bundestags, namentlich ded darin gebrauch: 
ten Ausdrucks: „vermalige Stände”; b.) vie Wieverherftellung der 
durch den Bundesbefchluß vom 14. Nov. 1816 genehmigten Gejchäfts: 
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Ordnung der Bundesverſammlung, durch welche die Bekanntmach— 
ung der Bundestagsverhandlungen durch den Druck als Regel feſt— 
geſetzt war, und c.) die Einſetzung eines, die Stelle der ehemaligen 
deutfchen Neichögerichte vertretenden unpartheitfchen und Vertrauen 
erweckenden Bundesſtaatsgerichtshofes, welcher nach dem Inhalte 
des Art. 53. der Wiener Schlußacte befugt wäre, nicht nur von 
Stänveverfammlungen, jondern auch von allen andern Betheiligten 
Beſchwerden über Aufhebung der Landes-Verfaſſung und über Ju— 
figverweigerung anzunehmen und vechtöfräftig darüber zu ent— 
ſcheiden. 

Der Bericht der auſſerordentlichen Deputation, worin dieſe An— 
träge motivirt werden, iſt ein höchſt merkwürdiges Actenſtück in ver 
Geſchichte der Kammerverhandlungen über die hannover'ſche 
Frage. Der Bericht beginnt mit Darlegung der verſchiedenen Be— 
ſchlüſſe, welche die 2te Kammer des Königreih8 Sachſen in ihren 
früheren Sefjionen zu Gunften des hannoverfihen Staatsgrundge— 
ſetzes gethan hatte, ferner der Schritte, die zu gleichem Zwede in 
andern deutſchen Staaten, fo wie in Hannover felbft geichahen, der 
Beichwerden beim Bundestage, zulegt der von legterem gefaßten Ent: 
ſcheidung, fo weit fie aus ver vießfälligen Bekanntmachung ver han 
noverjchen Regierung vom 10. Sept. 1839 erjichtlid if. Dann 
führt der Bericht im Weſentlichen alfo fort: 

Treffend ſprach die fächjtjche Regierung am 8. November 1837: 
„es ſey nicht zu verfennen, daß ein Ereigniß von fo wichtiger Art 
die Aufmerfjamfeit aller Ständeverfammlungen und nicht weniger 
die aller Regierungen auf fich ziehen müſſe.“ Diefer Gefihtspunft 
hat der Deputation bei ihren Berathungen vorgeſchwebt. Zunächſt 
icheint e8 nothwendig, die Gründe, aus welchen dad Minifterium 
eine weitere und ausführlichere Mittheilung über ven Gegenftand 
ablehnte, einer nähern Prüfung zu unterwerfen. Bekanntlich Auf: 
ferte pafjelbe in der Gigung der zweiten Kammer vom 11. Novemb. 
1839, daß die Siungen der Bundesverfammlung geheim wären, 
und daß deren Nefultate nicht zur Deffentlichfeit gelangten, wenn 
diefe nicht ausdrücklich bei beitimmten Gegenſtänden ausgefprochen 
werde, jo wie, daß der Gang der fraglichen Angelegenheit durch alle 
Öffentlichen Blätter und aus den Erlaſſen der hannover'ſchen Reg: 
ierung fo befannt jey, daß die Regierung dieſem allen nichts hin— 
zuzufügen wiſſe. Was num diefe leßtere Aeußerung anlangt, fo hat 
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die Deputation es aufrichtig zu bedauern, daß dieſelbe bereits eine 
Deutung erhalten bat, von welcher fie glaubt, daß diefelbe nicht im 
Sinne des Minifteriumd gelegen habe — die Deutung nämlich, 
welche ihr ein in der Preußiſchen Staatözeitung von 23. November 
v. $. wiederholter Artikel der hannover'ſchen Zeitung gibt, daß da— 
durch den Grlaffen der hannover'fchen Regierung über den Stand 
der hannover'ſchen Angelegenheit beim Bundestag ein Zeugniß ber 
Wahrheit ertbeilt worven fey. Das Mißverftändnig ift klar; denn 
aus der gedachten Aeußerung würde aufferden folgen, daß die Aus- 
legung, welche die Proclamation der hannover'fchen Regierung vom 
10. Sept. v. 3. der mittelft. verfelben bekannt gemachten Entſcheid— 
ung des Bunvedtagd gegeben hat, richtig wäre, und leterer bie 
im Widerſpruche mit dem Staatsgrundgeſetz vom 26. September 
1833 von der hannover'ſchen Regierung factifh zufammenberufene 
Stänvdeverfammlung als gefegmäßig und als berechtigt anerkannt 
hätte, über das Verfaſſungswerk einen gültigen Befchluß zu faflen. 
In Bezug auf die Protokolle der Hohen Bundeöverfammlung findet 
aber folgendes Sachverhältniß flatt. Durch den die mweitläufige Ge 
fchäftsorpnung genehmigenden Beſchluß der Bundesverſammlung 
vom 14. Nov. 1816 war die Bekanntmachung der Bundestagsver: 
bandlungen durch den Drud ald Regel feftgejegt worden. Dagegen 
wurde durch einen fpätern Beichluß vom 1. Iuli 1824 ver Bund: 
eöfanzleivirection aufgegeben, künftighin nach Maaßgabe ver ver: 
handelten Gegenſtände zweierlei Protokolle für jede Sigung aufzu: 
nehmen, und zwar öffentliche und feparate, bloß loco dictaturae 
zu drudende Protokolle. Seit dem 1. Juli 1824 gilt nun die Be: 
fanntmachung der Bundestagöverhandlungen duch den Drud als 
faft feltene Ausnahme von der Regel, und namentlich werben jeit 
diejer Zeit in der Öffentlichen Ausgabe der genrudten Protokolle 
die Verhandlungen über Beſchwerden von Landſtänden, Gorporation- 
en und Privatperfonen mit wenigen Ausnahmen vermißt. CA. 3, 
2. Klübers „Deffentliches Recht des deutfchen Bundes", Ite Auf 
Inge, $. 158. Unter diefen Umſtänden ift es zwar fehr zu beflagen, 
daß die Bundesverfammlung von ihrer urfprünglichen Gefchäftdorp- 
nung abgegangen ift; es fann aber hieraus nicht die Folgerung ge: 
zogen werben, daß nun auch jede- Staatöregierung behindert ſey, 
ihren Ständen auf deren Wunfch und Erfuchen aus ven Verband: 
Jungen bei der hohen Bundedverfammlung über Ereigniffe von fo 
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wichtiger Art, welche die Aufmerkſamkeit aller Staͤndeverſammlungen 
auf ſich ziehen müffen und ihre theuerſten Intereſſen berühren, Mit: 
theilungen zu machen, wie fie zu deren und ded von ihnen vertret- 
enen Volks Beruhigung erforderlich find. Diefe Berechtigung ift 
in feinem Grundgeſetze des Hohen Bundes den Negierungen ver 
Bundesftaaten genommen worben. Nur zu leicht würde es dazu 
führen fönnen,. dad Vertrauen zwiſchen Regierung und Ständen 
in feinen Grundfeiten zu erfchüttern, zugleich aber auch, und vieß 
vielleicht in noch höherem Grave, das Vertrauen der Völker des 
deutſchen Bundes zu ſelbigem zu untergraben, wenn jemals der 
Grundſatz Geltung und Anerkennung finden ſollte, daß die deutſchen 
Regierungen ihren Ständen alles verheimlichen müßten, was bei 
der Bundedverfammlung verhandelt würde, auch dann, wenn die 
Regierung felbft nicht in Abreve ftellen kann, daß die Stände und 
das von ihnen vertretene Volk ein begründete Intereſſe an dem 
haben, worüber fie die Mittheilung fich erbitten. — Auf den Grund 
diefer Anfichten hat die Deputation mit dem zugezugenen Foniglichen 
Hrn. Commiſſär den gerechten Wunſch ver Stände auf geeignete 
Mittheilungen in der hannover'ſchen Angelegenheit. nochmals erdrt- 
ert; fie Hat fich jevoch überzeugen müfjen, daß man die Bedenken 
der hohen Staatöregierung, welche ſich durch ihre Bundespflicht 
daran verhindert hält, zu ehren habe. Wenn jie daher allerdings 
ihr Berauern darüber nicht zurüdhalten mag, daß ihr von ber 
hohen Staatöregierung nicht ausführlichere Mittheilungen über ihren 
Antheil an den beim hohen Bundedtage flattgefundenen Verhand— 
lungen wegen der hannover’schen DVerfafjungdfrage gemacht worden 
find, fo hat fie dennoch aus dem, was ihr von Seiten ded hohen 
Minifteriums im Allgemeinen über die Anfichten und das Vertrau— 
en, welches die Stände in die Haltung der Regierung am Bunbed- 
tage geſetzt haben, Fein umbegründeted mar, fondern gerechtfertigt 
dafteht. Mebergehend demnächſt auf diejenigen Wünfche und An— 
träge, welche die verehrte Kammer durch ihren in der vorhergegang- 
enen Debatte motisirten Beichluß ebenfalld in den Bereich des ge- 
genmwärtigen Gutachtens geftellt hat, und welche jich theils aus ver 
vorliegenden Petition, theild aus den verfelben zu Grunde liegenden 
Hiftorifchen Thatſachen von felbft entwideln, fo hat deren Wichtig: 
feit und Dringlichkeit felbft in der Gonferenz mit dem Hrn. Regier- 
ungscommiffär nur Beftätigung finden können. Denn wenn derſelbe 
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auch erklärt hat, „aß Die Regierung anderweite Anträge der Stände 
nicht für zeitgemäß halten koͤnnte, indem vielmehr abzuwarten feyn 
möchte, welchen Erfolg das Bemühen und die im Gange befinvlid- 
en Verſuche, die hannover'ſchen Irrungen durch Verftändigung im 
‚Innern ded Landes auszugleichen, haben würden, um fo mehr, ala 
auch die Negierung dieſe Angelegenheit von „Seite des Bundes 
keineswegs für fo definitiv abgemacht anzufehen ver- 
möchte, daß nicht in gewiffen Fallen das injchreiten deſſelben 
gerechtfertigt erfcheinen koͤnnte“, jo hat doch auch von dem hoben 
Minifterium nicht in Abrede geftellt werben fünnen: „vaß bei allen 
eonftitutionellen Staaten Deutfchlands nach dem Vorgange der Ent- 
ſcheidung ded Bundestags in der hannover'ſchen Sache eine Lüde 
für den Fall bleibe, wenn mit der Verfaſſung eined Landes auch 
die Ständeverfammlung aufgehoben und auf viefe Weiſe ver Kläger 
befeitigt würde." Wenn die Deputation zu Begründung fernerer 
ftändifcher Anträge nothwentig auf die hannover'ſche Verfaſſungs— 
frage ſelbſt zurückkommen muß, fo wird jie ich zwar einer ausführ— 
lichen Beleuchtung verjelben hier enthalten koͤnnen, da dieſe in mehr— 
eren Drudjchriften bereit3 vollftändig ftattgefunden hat; indeß muß 
fie es doch für ihre Pflicht erachten, in möglichiter Kürze ihre recht- 
liche Anficht über jene Frage der Kammer in foweit mitzutbeilen, 
als jie aus deren factifcher Löfung dringende Belorgniffe für ven 
fünftigen Rechtszuftand in den veutfihen Bundesſtaaten fchöpfen zu 
müſſen geglaubt bat, Sie vermag um fo mehr fi diefer Pflicht 
mit vollfter Offenheit und Unpartheilichkeit zu unterziehen, als ſie 
eine Mißdeutung ihrer Anjichten nicht befürchten darf, va es ji) 
dabei nicht um Abwehrung einer auch nur in fernfter Zufunft dem 
Königreih Sachjen von innen heraus drohenden Gefahr handelt 
Allein dad Königreih Sachſen ift ein Beſtandtheil des veutichen 
Bundes, und aus viefem Grunde dürfen die Stande Sachiend nicht 
verfchweigen, was jie für dad Gefammtmwohl des deutſchen Bater- 
landes nüglich Halten; dürfen auch nicht Grundſätze, welche ihnen 
gefährlich fcheinen, ftillfchweigend billigen. Muß alſo die Deputa- 
tion Die in dem Patente Sr. Maj. des gegenwärtigen Königs von 
Hannover vom 1. November 1837 enthaltenen Thatjachen und 
Rechtögründe einer unbefangenen Prüfung unterwerfen, fo wird fich 
aus dem Folgenden ergeben, daß jene, zum großen Theile wenig- 
fiend, und jo weit fie auf den erften Blick erheblich zu ſeyn fchein: 
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er, auf einem Irrthum beruhen, und dieſe einer ſtaatsrechtlichen 
Begründung gänzlich ermangeln. Der vorgebliche, von ver confti- 
twirenden Ständeverfammlung: des Königreich® Hannover ausge: 
ſprochene Grundſatz, daß die Errichtung eines neuen Gtaatögrund: 
geſetzes nur Durch einhelliged Zuſammenwirken ded Königs und ber 
Stände zu Stande gebracht werden Fünne, ftügt ſich nämlich auf 
feinen flänbifchen Antrag, fondern ift nur in den vemfelben voran- 
geſchickten Motiven beiläufig erwahnt, nicht aber ald eine Beding— 
ung anfgeftellt worden, unter welcher und fonft nicht das Staats— 
grundgeſetz erzielt werden fünne und ſolle ... Noch weniger war 
der Grundfag, daß die Errichtung eines neuen Staatsgrundgeſetzes 
nur durch einhelliged Zufammenwirfen des Königs und der Stände 
zu Stande gebracht werden fünne, von der hannover'ſchen Regier— 
ung anerfannt und angenommen worden. Diefelbe batte vielmehr 
erklärt, daß jie fih ihre Entfchliefung über ven Entwurf der Ver— 
faffung im Allgemeinen, fo wie ‚über einzelne Theile vefjelben aus- 
drücklich vorbehielte — ein Recht, welches ihr nach der damals be- 
ftehenpen Berfaffung nicht ftreitig gemacht werden fonnte ben 
fo wenig läßt fich im Allgemeinen behaupten, daß Verfaſſungen 
deutſcher Länder ungültig feyn müßten, wenn fie nicht durch Ver— 
trag begründet, fondern vetroyirt wären. Die Crfahrung ift dem 
ganz entgegen; denn die Verfaſſungen Naffau’8 vom Jahr 1814, 
Bayernd und Badens vom Jahr 1818 jind oetrogirt, und Niemand: 
em ift beigegangen, fie deßhalb für unwirkſam und unverbindlich 
anzufeben, Bei Hannover fommt aber noch hinzu, daß die ftänpifche 
Addreſſe vom 11. Dezember 1833 mit Elaren Worten fagt:" „vie 
Stände nehmen diefed Staatögrundgefeg an, wie ſolches von Sr. 
Majeftät publicitt worden, ald Grunvlaye des Staates." Mären 
aber auch vie im Patente vom. 1. November 1836 enthaltenen that- 
füchlichen Angaben ohne Ausnahme gegründet, was nach den Vor— 
bergehenven keineswegs der Fall ift, fo würden die daran gefnüpft- 
en ſtaatsrechtlichen Folgerungen dennoch falfch ſeyn, weil unter jener 
Boraudfegung nicht das ganze Staatögrundgeieß, fondern nur ein: 
zelme, im Widerfpruche mit dem getroffenen Uebereinftommen vem= 
jelben einverleibte Beſtimmungen ald ungültig betrachtet: werben . 
koͤnnten. ‚Auch dazu würben hoͤchſtens nur die. Stände, nicht aber 
der Regent berechtigt geweien jeyn, dem jevenfalls die Pflicht ob- 
lag, die Handlungen ſeines Vorgängers anzuerfennen. Der zweite 
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Grund, melden das mehrermähnte Patent für die Aufhebung des 
Staatsgrundgeſetzes anführt, befteht darin, daß vaffelbe vie agnatifch- 
en Rechte des Königs tief Eränke und: deſſen Negierungsrechte mes 
fentlich verlege. Da nicht gejagt wird, worin die angebliche Kränf: 
ung der agnatifchen und die Verlegung der Negierungsrechte beftehe, 
fo. ift allerdings fehwer zu errathen, was damit eigentlich gemeint 
ſey. Es kann dieß höchſtens nur vermuthet werden. Will man da= 
mit behaupten, daß ein deutſcher Regent der Zuſtimmung ſeiner 
Agnaten bedürfe, um Regierungshandlungen gültigerweiſe vornehmen 
zu koͤnnen, ſo würde ein ſolcher Grundſatz eben ſo unausführbar 
ſeyn, als er den poſitiven Beſtimmungen des deutſchen Staatsrechts 
widerſpricht. Er wuͤrde unausführbar ſeyn, weil bei Lebzeiten ein— 
es Regenten gar nicht voraus zu wiſſen iſt, welcher Agnat deſſen 
Nachfolger ſein wird und daher bei deſſen Regierungshandlungen 
ſeine Zuſtimmung zu ertheilen hat. Bei mehreren Agnaten könnte 
aber wiederum der Fall eintreten, daß ſie verſchiedener Meinung 
wären. Sollten nun dieſe alle gefragt werden müſſen, fo Eönnte 
es leicht dahin fommen, daß wegen mangelnder Uebereinftimmung 
überhaupt gar feine Regierungshandlungen möglich wären. Er 
widerjpricht aber auch den pofitiven Beftimmungen des deutſchen 
Staatsrechts, indem der Art. 57 der Wiener Schlußacte ausdrücd— 
lich feſtſezt, daß die gefammte Staatdgewalt in dem Oberhaupte 
des Staats vereinigt bleiben fol. Sollten unter den agnatifchen 
Rechten des Königs Rechte auf die Krongüter. verftanden morben 
ſeyn, welche durch das Staatdgrundgefeß von 1833, gegen Ausfeg: 
ung einer angemefjenen Givillifte, für Staatsgut erklärt worden 
find, fo ließe fi hieraus höchitend ein privatrechtlicher Anfpruch 
folgern, welcher aber zum Umfturz einer ganzen Verfaſſung Feines: 
wegs berechtigen würde, Will man envlich dem Staatögrundgefege 
von 1333 eine Verlegung der Regierungsrechte durch Beeinträcht- 
igung bed monarchifchen Princips zur Laſt legen, fo würde ein ſolch— 
er Borwurf um jo ungegründeter fegn, als nach jenem Grundgeſetz 
in Hannover die koͤniglichen Vorrechte eriwiefenermaßen mindeftend 
eben jo umfänglich find, ald die ver meiften andern conftitutionellen 
Regenten Deutſchlands. Schon nach dem Ältern veutfchen Staats- 
vechte fand man den Grundſatz, daß der Agnat nicht halten dürfe, 
was der Vorgänger in der Regierung dem Lande und deſſen Stän: 
en zugejichert, gefährlich, und verwarf ihn. Merkwürdig wird für 
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alle Zeiten bleiben, was König Georg I. von Großbritannien und 
Kurfürft von Hannover 1718 gegen einen deutſchen Fürften er- 
Härte, der mit feinen Ständen im Streit begriffen war: „Wir 
wollen Ew. Liebven zu erwägen anheim geben, ob es möglih, daß 
ein unpräoccupirtes, Recht liebendes und chriftlich geſinntes Gemüth 
dem. Beifall geben und es für wohlgethan erachten fünne, daß ein 
Reichsſtand feiner Vorfahren Hand und Siegel und beitätigte pacta, 
Receſſe und Abfıhiede auf einmal umftoßen, ſich deren Verbindlich— 
keit eigenmächtig entreißen, fie für null und nichtig ‚erklären, und 
um fich davon. vermeintlidy loszumachen, die Reichöconftitutionen 
zum Behelfe nehmen: und nllegiren wollen." CA. 3.3. Mofer von 
der Reichsftände Landen, ©. 1093. Auch Pütter, der berühmtefte 
Lehrer des deutjchen Stantsrechts, ald noch Kaifer und Reich be: 
ftand, erklärt ſich auf das VBeftimmtefte: „Jeder Regierungdänachfolg- 
er, wer es auch fey, muß. ohne Unterjchiev dasjenige halten, was 
der Regierungdvorfahr als Landesherr auf immer verbinvlich ver: 
handelt hat, und fann daher. vie mit den Lanpfländen eingegangenen 
Verträge eben fo wenig widerrufen als fein Vorgänger ſelbſt.“ 
Das neuere deutſche Staatsrecht Hat dieß nicht abgeändert. Seit 
Aufldfung des deutfchen Reiches find Agnaten hei Einführung neuer 
Berfaffungen und Abänderung. ver‘ Altern nicht zugezogen worden, 
und ald 1815 der König Friedrich von Württemberg die Stände 
nach der neuen Verfaſſung einberief, die Agnaten aber ihre Rechte 
verwahren wollten, wurben fie von Sr. Maj. dem König abfällig 
beſchieden, weil die Konftitution eined unabhängigen Staates nirge 
end unter Mitwirkung ver Agnaten entworfen oder abgeandbert 
werbe, da dieſe an der Staatögewalt Eeinen Antheil nehmen fönnten, 
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In Betreff. ver Proclamation vom: 10. Sept. 1839 und der dar- 
in veröffentlichten Entſcheidung des Bundestages ift zunächft zu: 
bemerfen, daß gegen daß Recht ver hannover’fchen Regierung, dieſe 
Entjcheidung überhaupt befannt zu machen, mehrfache Zweifel er 
hoben mworben find, weil, mie bereit erwähnt worden, die Be— 
fohlüffe der Bunveöverfammlung nur dann zur Oeffentlichkeit ge— 
langen, wenn dieſe bei beſtimmten Gegenſtänden ausdrücklich aus— 
geſprochen wird — eine Vorausſetzung, welche in dem vorliegenden 
Falle nicht. ſtattfindet. Allein jene Entſcheidung iſt nun einmal, 
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gleichutel ob mit Recht oder Unrecht, von der Hannoversche 
Regierung der Deffentlichkeit übergeben und von ihr auf eine Weife 
audgelegt worben, welche für diejenigen, denen bie Erhaltung eines 
gefeglichen Rechtszuſtandes in Deutfchland am. Herzen liegt, im 
hoͤchſten Grave beunruhigend if. Sie nimmt nämlich an, daß 
damit diejenige Grundlage des im Königreich Hannover beſtehenden 
Dffentlichen Rechts eine Anerkennung gefunden. habe, welche von ihr 
ſelbſt als die allein gültige erklärt worden iſt. Allerdings fpricht 
die Buntedverfammlung vie Erwartung aus, daß ver König von 
Hannover geneigt feyn werde, mit ven vermaligen Ständen über 
das Verfaffungdwerf eine, den Rechten der Krone und ver Stände 
entfprechende Vereinbarung zu treffen, und ed kann nicht geläugnet 
werden, daß der Ausdruck „vermalige Stände" seine verſchiedene 
Auslegung zulaßt. Es koͤnnen darunter eben fo gut vie von der 
bannover'fchen Regierung factifch zufammenberufenen , als die nach 
dem Staatögrundgeiege von 1833 rechtlich beſtehenden Stände ver- 
ftanden werben. Aber man fann unmdglih annehmen, daß bie 
Bundesverfammlung gegen ven Earen Inhalt des Art. 56. der 
Wiener Schlufacte Habe entfcheiden und’ eine verfaſſungswidrig zu: 
fanmenberufene Stänveverfammlung für berechtigt erflären wollen, 
eine im anerfannter Wirkjamfeit beftandene Verfaſſung wie das 
Staatögrundgejeg von 1833 — nach welchem bie Stänve, ohne ven 
geringften Widerſpruch von irgend einer Seite, fünfmal verfammelt 
geweſen find, Steuern bewilligt und Gefege verabfchievet haben — 
auf gültige Weife abzuändern. Sehr erfreulich war ed der Depu: 
tation, auf ihre Anfrage von dem Fönigl. Herrn Commifjär zu ver: 
nehmen, „wie er nicht in Abrede ftellen fünne, daß weder vie von 
dem König von Hannover mittelft Proclamation vom. 10. Septbr. 
1839 bewirkte Verdffentlihung des Bundesbeſchluſſes 
überhaupt, noch aud die darin dem legterm gegebene 
Auslegung in der Abſicht der dieffeitigen Regier— 
ung. gelegen babe“ Daher vürfte wohl der Hoffnung 
Raum zu geben jeyn, daß die hannover'ſche Regierung dem von ihr 
befannt gemachten: Bundesbeſchluß eine unvichtige Auslegung: gegeb- 
en habe. Ievenfalld ift e3 dringend zu wünſchen, daß eine baldige 
authentifche Erklärung defjelben die gereihie Unruhe beſchwichtige⸗ 
welche jene Proclamation in, ganz Deutfchland verbreitet hat. Chen 
fo wenig ‚wird nach dieſem Vorgange ver allgemeine und dringende 
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Wunſch auf baldigſte und ungejchmälerte Wiederherſtellung der früh—⸗ 
ern Oeffentlichkeit der Bundestagsprotokolle, wie ſolche in der vor— 
läufigen Geſchaͤftsordnung vom 14. November 1816 beſtimmt word— 
en war, einer nähern Motivirung bevürfen. Wird ver Schleier des 
Geheimniffed von einzelnen Bunbesregierungen ſelbſt gelüftet, ift 
derſelbe überhaupt nicht jo dicht, daß nicht mehr oder minder glaub 
würdige Nachrichten dennoch Zugang ins Publikum finden, fo wirv 
durch deſſen officielled Feſthalten weientlich nicht8 gewonnen, im Ge- 
gentheil die Öffefttliche Meinung irre geleitet, ein auf Halbwiffen be: 
ruhendes, daher oft einfeitiged Urtheil hervorgerufen, und falfche 
Auslegung der Verhandlungen und Beichlüffe ver hohen Bundes— 
verfammlung befördert. — Bliden wir nun auf Die Folgen, welche 
die bisherige Behandlung der hannover'ſchen Berfaffungsangelegen: 
beit herbeizuführen geeignet ift, jo können wir und nicht verbehlen, 
daß der Grund des Beſtehens aller Verfaffungen Deutichlands da— 
durch erfchüttert worden iſt. Es bedarf fortan nur. eines abfoluten 
Willend, vielleicht blos eines vwielvermögenden Minifterd, und mit 
Aufhebung der Berfaffung, mit Aufldfung Der. durch viefelbe ge— 
jchaffenen Stänveverfammlung fallt zugleich vie Möglichkeit weg, 
die Wiederherſtellung ver erjtern auf dem Wege Nechtend zu vers 
langen. Denn Niemand ift vorhanden, ver venfelben mit Erfolg 
betreten fünnte.e Durch den von der hohen Bundesverfammlung 
ausgefprochenen Grundſatz, daß weder Gorporatiogen noch Privat: 
perfonen über die Aufhebung ver beftehenven Landesverfaſſung Be: 
fehwerbe führen fönnen, ift jeder Kläger befeitigt. Diefe Lage ift ge- 
fährlich, ſie kann nicht von Dauer fem. Rückblicke auf vie ältere 
und neuere Gejchichte geben dringende Veranlaſſung zu ernften Er— 
wägungen. Daß die Serrfchaft des Rechtes unter allen Verhält— 
niffen gefichert bleibe, erheifcht das -wohlrerftandene Intereffe von 
ganz Deutichland. Achtung für dad Geſetz war von jeher eine der 
fhönften Tugenden des deutſchen Nationalcharafters, den nichts fo 
fehr verwundet als die Unmöglichkeit, für erlittenes Unrecht Ge— 
nugthuung juchen zu fünnen. Als noch dad deutſche Reich beftand, 
war ed die Aufgabe der Neichdgerichte, welche fie in vielen Fällen 
winvig gelöst haben, gegen die Eingriffe veutfiher Regierungen im 
mohlerworbene Rechte einen wirffamen Schuß zu gewähren. Eine ſolche 
Sicherftellung gegen Willkühr wird ſehr fehmerzlich vermißt. Diefe 
vermag das von der. hohen Bundeöverfammlung duch den Befchluß 
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vom 30. Dftober 1834 nievergefegte Bundesfchiebägericht keineswegs 
zu gewähren. Denn die Competenz deſſelben erftredt jich nur auf 
Streitigkeiten der Bundesregierungen untereinander und mit ihren 
Stänvden über die Auslegung der Landesverfaſſung. Aufferdem fehlt 
aber auch ven Mitgliedern jened Schiedsgerichtes eines der weſent— 
lichſten Erforverniffe vichterlicher Unabhängigkeit, nämlich die Unab— 
fegbarfeit; denn fie werden nur auf drei Jahre von den einzelnen 
Bundedregierungen zu dieſem mit feiner Beſoldung verbundenen 
Ant ernannt. Endlich tritt das Schiedsgericht nur in Wirkfamkeit 
auf Anrufen einer Regierung, niemald auf einfeitiged Anrufen von 
Ständen, Gorporationen oder Innungen, SHinlänglich befannt ift 
ed, daß der Fürfteneongreß zu Wien, weit entfernt, den deutichen 
Bölfern den Rechtsſchutz, welchen dieje feit Jahrhunderten und bis 
zum Aufhören des deutſchen Reichs durch die Neichögerichte unge: 
ftört genoffen hatten, verfimmern zu wollen, vielmehr deſſen Wie- 
derherftellung in neuer Form und unter noch fräftigern Garantien 
fih zum Ziele fegte. Iſt nun auch die Löfung dieſer Aufgabe in 
genügender Weife bis jet noch nicht erreicht worden, fo darf man 
doch vorausfegen, daß die Abfichten des deutfchen Bundes auf bie 
vollftändigfte Sicherung des Rechtszuſtandes in Deutfchland fort— 
während gerichtet jind. Zu Handhabung veflelben ein ſtändiges, 
unabhängiges und unabfegbares höchftes Gericht, welches die früher 
beftandenen Reichögerichte erfegen koͤnnte, in neuer Form wiederher- 
zuftelien, dürfte paher wohl dem politiichen Zwecke des hohen Bunv- 
ed entfprechen. Denn die Begründung einer felchen Einrichtung Liegt 
im Interefje der Fürften und der Völker: der Fürften, vie das 
Recht nicht beugen wollen, der Völker, die nicht mehr verlangen, 
als ihnen rechtmäßig zufteht. Die ftändifchen Verfaffungen haben 
von alten Zeiten ber in Deutfchland feite Wurzel geichlagen, wenn 
auch die Art der Vertretung des Landes nach der gefchichtlichen 
Geftaltung der Verhältniſſe gewechfelt Hat. Die Sicherung derſelb— 
en zu verlangen, ift daher nichts Neues in der Gejchichte Deutſch— 
lands, und gehörte namentlich zur Gompetenz der ehemaligen Reichs: 
gerichte. Welche Gründe fünnten entgegenftehen dem Wunſch auf 
Regeneration eined folchen Gerichts, das, eingerichtet nach Art der 
böchiten Juſtiz- und Appellationshöfe, ftet3 den Klagen über Ber: 
fafjungsaufhebungen over Juftizverweigerungen offen ftände? Bon 
ſelbſt verfteht jich hierbei, und wird von der Deputation, ald nam= 
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entlich mit der Praxis der ehemaligen Reichsgerichte übereinſtimmend, 
vorausgeſetzt, daß bei einem ſolchen hoͤchſten Bundesgerichte nicht. 
nur die Landſtände in ihrer Geſammtheit, ſondern auch Ausſchüſſe 
derſelben, ferner Provinzial- und Kreisſtände, dann ſtädtiſche und 
andere anerkannte Corporationen jund ſelbſt Einzelne innerhalb. ver 
angedeuteten und fonft genau zu beftimmenden Gränzen Recht und 
Hülfe fuchen fünnten. Dieß folgt, was Werfaffungsfragen, wie 
z. B. die Hannoversche iſt, betrifft, auch inöbefondere aus dem 
Art. 56 der Wiener Schlußacte. Denn der Charakter einer weſent— 
lichen Berheiligung bei Aufrechthaltung dieſes Artikel! muß nicht 
nur der Gejammtheit des Landes und dem Organe deſſelben, der 
Ständeveriammlung, fjondern auch Einzelnen, infonderheit Corpo— 
rationen zugeftanden werden. Denn diefen find nicht nur beftimnite 
Formen der Repräfentation, gegenüber der Regierung, und Wahl- 
rechte, ſondern auch bejondere materielle Rechte und Imtereffen, 
theil3 der Corporation, als folcher, theild ihrer einzelnen . Ange— 
hörigen, duch eine in anerkannter Wirkfamfeit beftehende Ver— 
faffung verbürgt, welche bei Zulaffung einer willführlichen. Abaͤnd⸗ 
erung oder Aufhebung derjelben der Vernichtung blosgeſtellt ſeyn 
würden. Iſt nun auch zu Geltendmachung dieſer Rechte und In— 
tereſſen zunächſt dad Organ der Gejammtheit, die verfaffungsmäßige 
Ständeverfammlung, oder ein, deren Stelle vertretender Ausſchuß 
für befugt zu erachten, fo kann doch nicht ‚bezweifelt werben, daß 
in allen, wo die Gefammtheit dieſes Organes entbehrt, auch 
Einzelnen, inöbejondere Gorporationen, eine Befihwerbeführung 
über Verlegung ded Art. 56. der Schlußafte nicht verfagt, noch 
eine Begründung viefer Verfagung daraus abgeleitet werden vürfe, 
daß mit der dabei zunächft bezweckten Wahrung ver eignen Rechte. 
und Interejffen ver Gorporationen zufällig auch die Wahrung ders 
jenigen der Gefammtheit in Verbindung fteht. Auffervem würde 
damit in die Beftimmung des Art. 56. der Schlußacte. eine Bes 
ſchränkung gelegt, welche die Anwendung deſſelben von zufälligen 
Umjtänden abhängig machen und weder den Worten des Artikels 
noch dem Zweck entfprechen koͤnnte, die in anerkannter Wirkſamkeit 
beftehenden landſtändiſchen Verfaffungen gegen willführliche Abänd— 
erungen ficherzuftellen und den Rechtözuftand zu wahren. Betracht 
en wir ferner die hannover'ſche Verfaſſungsfrage im Intereffe des 
unferm deutſchen Staatsrechte zu Grunde liegenden  monarchifchen 
1840. I. 35 
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Principes, fo ift deſſen Gefährdung nicht zu verfennen, wenn man 
Folgendes in Erwägung zieht. In der neuerdings vom Bundestage 
befannt gemachten „Darlegung der Hauptrefultate aus den wegen 
der revolutionären Gomplotte der neuern Zeit in Deutjchland ge— 
führten. Unterfuchungen" ift ald eine actenmäßig erwieſene Thatſache 
angeführt, daß fihon feit 1815 im Deutichlaud eine gewiſſe Partei 
eriftirt, welche die Errichtung einer. deutſchen Republic jich zum 
Ziele geſetzt hat. Diefer Partei hat gewiß nichts fo jehr entgegen: 
gewirkt, ald die Begründung vonftitutioneller Monarchien. Ergäbe 
ed fich nun thatfachlich, daß dieſe feinen wirkſamen Rechtsſchutz ge: 
währten, fo dürfte wohl nicht zu Bezmweifeln feyn, daß dadurch jener 
Partei und ihrer Verftäarfung mancherlei Vorſchub und Vorwand 
geliehen werden würde — ein Umftand, ver vielleicht jet von ge: 
tingerer Bedeutung iſt, der aber für ven möglichen Fall einer neuen 
europäifchen Krifid wohl einige Beachtung verdienen möchte — 
Prüfen wir endlich die Lage, in welche dad Königreich Hannover 
ſelbſt durch die Aufhebung feiner Berfaffung verfegt worden it, jo 
müffen wir. allerdings zunächſt vie Ruhe und Gefeglichkeit aner: 
fennen, mit welcher dad hannover'ſche Volk bisher fein Recht zu 
fhügın und zu wahren bemüht gemwefen iſt. Wir wollen wünſchen 
und hoffen, daß es den befonnenen Männern, welche daſſelbe bis 
jegt auf diefer Bahn erhalten Haben, auch fernerhin gelingen möge, 
jede Störung der öffentlichen Ruhe zu verhüten. Allein verjchweigen 
koͤnnen wir und nicht, daß viele Aufgabe mit ſolchen Schwierigfeit- 
en verknüpft ift, daß auf eine glücliche Loͤſung verfelben nicht mit 
Sicherheit gerechnet werben darf. Gin zufälliges, unvorhergeſehenes 
Ereignig kann den aufgehäuften Brennftoff zur lichten Flamme ent- 
zunden. Tritt aber ein folcher Fall ein, fo it auch die Ruhe aller 
deutfchen Bundesſtaaten dadurch geführvet. Sie ift es dur den 
Geiſt der Nachahmung, der, wie die Ereigniſſe der Jahre 1830 
und 1831 nur zu deutlich beweifen, auf die Unzufrievenen aller 
deutschen Staaten mächtig wirft, und oft aus fehr ungleichartigen 
Veranlaſſungen gleichartige Ergebniffe hervorruft. Sie ift ed durch 
Entzügelung aller Leidenſchaften, welche nur durch die Herrſchaft 
der Oronung und des Rechtes gefeffelt, beim mindeften Schwanfen 
berfelben gern ihr Haupt erheben, und denen für ihre ſelbſtſüchtigen 
und verbrecherifchen Abfichten jede Veranlaſſung willkommen ifl, 
gleich viel, ob in der Nähe oder in der Ferne politifche Stürme 
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eine ſolche darzubieten ſcheinen. Sie iſt es aber auch endlich ver⸗ 
möge der ausdrücklichen Verpflichtungen, welche die Grundgeſetze 
des deutſchen Bundes, namentlich vie Art. 25. und 26. der Wiener 
Schlußacte, dem Bunde auferlegen — eine Verpflichtung, welche durch 
fpätere Beichlüffe ver hohen Bundesverfammlung noch erweitert und 


von der Gejammtheit des Bundes auf deſſen einzelne Staaten über: 


tragen worden iſt. Sollte auf den Grund diefer Beftimmungen 


eine bewaffnete Dazwiſchenkunft des Bundes in die hannover'ſchen 
Angelegenheiten ftattfinden, fo würde nicht nur der beklagenswerthe 


Ball eintreten, daß Deutjche gegen Deutjche die Waffen in einer. Sache 


gegeneinander Fehrten, melche bei einer andern Behandlung derſelben 


zur rechten Zeit friedlich beizulegen geweſen wäre, ſondern es Fünnte 
hierdurch auch eine allgemeine Aufregung der Gemüther hervor— 
gerufen werden, deren Folgen nicht zu überſehen ſind.“ 


Die „Mittheilungen über die Verhandlungen des 
Landtags" enthalten das Ausführliche über die Berathung, welche 


darüber in der zweiten Kammer ftattgefunden hat. Wir heben darz 


aus noch jene Momente hervor, die uns hinfichtlih der Einſetz— 
ung eines Bundesſtaatsgerichtshofes ſehr belangreich er— 


fiheinen, und die ver Abgeoronete Eifenjtud, ver bei ver Berath- 


ung zuerft dad Wort ergriff, vorbrachte. Er erinnerte an das, 
was einft ein großer Staatsmann jagte: „am 20. October. 1814, 
bei der Wiener Conferenz, wo über dad Staatögrundgefeß für Deutfch- 
land Berathung gepflogen wurde, va hatte — es ift das acten- 
fundig — die Krone Preußen beſonders angetragen auf die Nieder— 
fegung eines Bundesgerichts, eines Gerichts, dad die Stelle der früh— 
eren Reichögerichte einnehmen follte, und nur ein Staat Deutſchlands 
hatte dabei die Bemerkung gemacht, es möge in Dem zu entwerf- 
enden Grundgefeß unter Feinerlei Bevingung von Verhältniſſen eins 
zelner Unterthanen gegen ihre Souveraine die Rede jeyn. Aber 
diefe Bemerkung forberte einen hochgeehrten Stantömann, der noch 
unter den Lebenden ift, und der ſich um das Haus Defterreich ſehr 
verdient gemacht hat, dazu auf, daß er fagte: 
„ine Beitftellung dieſes Verhältniffes ift durchaus nothwendig, 
denn ed jind im der jegigen Zeit bei einzelnen Staaten Deutſch— 
lands folche Bedrückungen eingetreten, gegen welche die Unter: 
thanen in Zukunft durch ein Rechtsverhältniß, wie. fie deſſelb⸗ 
. 35 * 
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en bei der früheren Reichöverfaffung theilhaftig gewefen, ficher: 
geftellt werden müſſen.“ 

Das find die Worte des Fürften Metternich, jie jind in den 
Druck gefommen, ein Jeder kann fie lefen. Ferner jprady Herrr von 
Gagern aud) befannt genug fih aus; er fagte: „dad Bundesgericht 
vorerſt auch befeitigt, wird doch durch die Nothwendigkeit der Zeit 
berbeigerufen werden „Diefe Zeit, — fagt Eiſenſtuck — ift er: 
ſchienen, die Nothwendigkeit fordert e8 herbei, und fo kann ich nur dem 
beipflichten, was ein beutfcher Gelehrter jüngft noch darüber fagte. 
Er ſprach fich dahin aus, daß ein Reichögericht ſich nothwendig 
mache, und erwähnte dabei ven Mangel eines Bunveögerichts, welch— 
ed gleich dem ehemaligen höchften deutſchen Reichsgerichte bei gehör- 
iger Wirkfamkeit allen Revolutionen begegnen würde, welche von 
unten herauf, oder von oben herab verfucht werden fünnten, ohne 
in der Legitimation der Sache einzelner, in ihren Rechten Gefränfter, 
bei deren erhobenen Befchwerden ein Hinderniß zu finden. Nun, 
meine Herren! fo finden Sie von verfihtevenen Zeiten ber daſſelbe. 
Wohl hat Deutfchland ſtets das Recht jehr Hoch gehalten. Als ver 
dreißigjährige Krieg Deutfchland zerrüttet und verheert hatte, und 
nachher die Neichöverfammlung für nothwendig hielt, Beftimmungen 
zu treffen, fo wurde im Meichdabfchievde von 1654 ein hauptjach- 
liched Augenmerk auch darauf gerichtet. Es ift ferner bei ven kai— 
ferlihen Wahlfapitulationen, wie jie damals beftanden Haben, von 
einem Kaifer zum andern auch immer vie Rechtspflege hervorgehob— 
en worden, und was befonders Die Kegitimation betrifft, fo hatte 
man bei dem Reichsgerichte dieſe Frage nie geftellt, ob es Land— 
ſtaͤnde oder Corporationen, oder blos Einzelne ſeyen, ſondern es 
heißt dort ausdrücklich Landſtaͤnde und Unterthanen. Nun hat aber 
auch die Erfahrung gezeigt, daß auch Unterthanen ſtets Schutz bei 
den Reichsgerichten fanden.“ 

„Es bedurfte deshalb nicht einer ſtaͤndiſchen Verfaſſung und * 
ſofern würde das, was am Schluſſe des Deputations-Berichtes ge— 
fagt ift, wohl immer in das Auge gefaßt werden müffen. Wohl 
aber find auch Fälle vorgefommen, daß man menigftend Corpora— 
tionen auch bei dem Bundestag ald legitimirt angefehen hat. Zwei 
Fälle find mir befannt:. der eine rührt von der Holſteiner Ritter- 
haft ber, die ſich bei dem deutſchen Bunde beſonders darüber be— 
ſchwerte, daß feine landſtaͤndiſche Verfaffung. eingeführt werde. Es 
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Hat darauf der deutſche Bund in viefer Sache eine Vernehmung 
mit der Krone Dänemarks eintreten laſſen, und der Holfteiner Rit- 
terfchaft wurde eine Entjcheivung mitgetheilt, woraus denn hervors 

geht, daß man die Nitterfchaft als Legitimirt betrachtete. Ein zweiter . 
noch fehlagenverer Beweis Liegt vor in dem Greigniffe von Braun- 
ſchweia, das mit der hannover'ſchen Angelegenheit viel Achnlichkeit 
hat. Es war von. der Regentfchaft zu Braunfchweig eine Verfafl- 
ung gegeben worden; der zur Volljährigkeit gelangte Herzog von 
Braunfchweig wollte dieje Verfaffung nicht gelten laffen, und es 
wurde die Beſchwerde diesfalls nicht durch Die Kanpftände, fondern 
durch einen Ausfhuß an ven Bundestag gebracht. Auch Hierin ift 
von 2egterem entfchievden worden. Ich habe das blos ala hiftorifche 
TIhatfachen angeführt, um die Anträge, vie bier geftellt find, zu 
rechtfertigen ; jie jind von fo großer Wichtigkeit, daß man nur 
wünfchen muß, die Kammer möge ihnen Beifall ſchenken.“ 

„Sie ftehen in genauer Verbindung mit einander, und ich habe 
ihrer nur kurz erwähnen zu dürfen geglaubt. Wohl ift es nicht 
zu läugnen, daß fih bier Fragen darbieten, die ein allgemeines 
deutſches Intereffe haben. Zu beflagen ift e8, daß unfer Bruber: 
volf, das in Hannover lebt, die Veranlaffung bat bieten müſſen, 
daß diefe Frage jeßt lebendiger, als je feit dem großen Zeitpunfte, 
der Deutfchland in dieſem Jahrhunderte zerrüttet hat, auftauchen. 
Aber fein Uebel geichieht in ver Welt ohne Urfachen; es ift möglich, 
daß ed zum Guten, daß es zum Befjern führe Und fo hoffe ich 
zur Vorſehung, daß diefe Wirren, diefe Drangfale doch vielleicht zu 
Deutichlands Heil injofern führen fönnen, daß jene Schugmehr, 
die man fohon beim Wiener Congreß, als vie einzige Schugmehr 
des Rechts anerfannte, und möge gewährt werben.“ 

Auf die Bemerkung des Staatdminifterd von Zeſchau: daß über 
die Juftizverweigerungen in der Bundedacte und den fonft dazu ges 
börigen Beftimmungen die vollftändigften Borfihriften vorhanden, 
dag mehrfach folche Beſchwerden feit dem Beftehen der Bundesver— 
fammlung an fie gelangt ſeyen, und daß auch in der That eine 
große Anzahl von Beſchwerden über Juſtizverweigerung vollftändige 
Abhülfe gefunden Habe; erwiederte der Abgeoronete Eifenftud: 
Es ift nicht zu laugnen, im Art. 29. ver Wiener Schlußacte heißt 
ed „wenn in einem Bunbesftaate der Fall einer, Juſtizverweigerung 
eintritt, und auf gefeglihen Wegen ausreichende Hülfe nicht erlangt 
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werden fann, fo liegt der Bundesverfammlung ob, ermiejene nad 
der Verfaſſung und ven beftehenden Gefegen jedes Landes zu be— 
urtheilende Beſchwerden über vermeigerte oder gehemmte Rechts— 
pflege anzunehmen, und darauf die gerichtliche Hülfe bei der Bund- 
edregierung, Die zu der Beſchwerde Anlaß gegeben hat zu bewirken.“ 
Darauf beichränkt ſich die Hülfe bei der Bunvesregierung, welche 
zu der Beſchwerde Deranlaffung gegeben hat. „Mir fcheint nicht 
— fuhr der Redner fort — ald ob da ein ganz ausreichender 
Rechtsſchutz verfprochen wird; denn es geichieht nichts meiter, ala 
daß die Regierung veranlaßt wird, fie folle abhelfen. Aber ein 
zweiter Punkt, und der von bejonderer Wichtigkeit zu ſeyn ſcheint, 
ift die Frage: mer it ver Betheiligte? Mir ift ed nad der Bund— 
'edacte immer klar geweien, daß darunter jeder aus dem Volke zu 
verſtehen ift. Wenn ein NReichögericht organifirt wird, fo wird ſich 
deſſen Wirkſamkeit auch mit darauf erftreden; denn es tft eine ganz 
andere Sache, menn ein organijirted Neichdgericht befteht und un- 
abhängige Richter die Cognition haben. Unter der fonftigen Reiche: 
Verfaffung konnte die Entjcheivung des NReichögerichtd auch mit ein: 
em Antrag auf Execution verbunden werden. Ich Habe jelbft eine 
Ereention vornehmen fehen gegen Kurheffen und Lüttih, und bie 
Erecution fonnte ohne Weiteres erfannt werden. Das alles ver: 
mipt man, wenn nicht ein Meichögericht organijirt wird.“ 


SDannover. (Vräjupdicien des Oberappellations: 
gerichts.) Hier find ſechs Präjudicien dieſes oberſten Gerichts: 
hofes amtlich befannt gemacht worden, welche nach Art. 3 des Ge: 
jeßed vom 7. September 1838, die verbindliche Kraft der Präju- 
dicien des Oberappellationsgerichtd betreffend, Ianveäherrlich geneh- 
migt find. Don diefen lautet Nro. 5. dahin: „dem Richter ift nicht 
die Befugniß beigelegt, bei der Prüfung ver Frage: oh ein Geſetz 
oder eine Verordnung als gültige Rechtsnorm anzuwenden fey, Die 
Zwedmäßigkeit oder die verfafjungsmäßige Entjtehung veffelben zu 
unterfuchen und zu beurtheilen; derſelbe hat vielmehr fein Augen: 


ih. 


? 


merf lediglich darauf zu richten, ob die Gejege erlaſſen und in au— 
thentifcher Form promulgirt worden find.” *) 


Baden. (Jagdweſen.) Mit höchſter Genehmigung des 
Großherzugs ift eine Minifterialverfügung publicitt worden, nach 
welcher vie von jagdberechtigten Brivaten aufgeftellten 
Jagdaufſeher, wenn den Ausfagen verjelben Glaubwürdigkeit zus 
fommen joll, dem Amte anzuzeigen ſind, welches diefelben, nach vor— 
bergegangener Berläßigung über ihren Leumund und nach Vernehm— 
ung des Forſtamts entweder verpflichtet oder die Verpflichtung ver: 
jagt. Den auf eigne Wahrnehmung gebauten Angaben eines ver: 
pflichteten Jagdaufſehers gebührt, vorbehaltlich des Gegenbeweiſes, 
die Kraft eined vollen Beweifes, fofern nicht im einzelnen Falle 


Gründe vorhanden jind, durch welche die Glaubwürdigkeit dieſer 
Angaben geſchwächt wird. 


(Kirhliches.) Vor kurzem bat die Geiftlichkeit der Erzdibeeſe 
Sreiburg eine Petition um Abhaltung einer Didcefan- 
Synode an ihren Erzbiſchof Demeter eingereicht, welche in 
lateinifjcher Sprache abgefaßt, von beinahe 600 Geiftlichen unterzeich- 
net war. Mit vielem Nachorude find in verjelben die Gründe ent: 
widelt, welche eine Synode nicht nur höchft erwünfcht, fondern auch 
geieglich nothwendig machen. Die Bitte ſchließt mit folgenden be- 
merfenswerthen Worten: „Im Gingange unfrer Petition haben 
wir gefagt, daß und auch am Herzen liege Deine Ehre. So ift es 
in der That, und nicht gering wird unfer Frohloden feyn, wenn 
duch Deine höchſt gütige und weife Sorgfalt eine Didrefan-Synode, 
die erfte nach fo vielen Jahrhunderten, wird gehalten werben. Als 
den mächtigen Wiederherfteller des durch die heiligen Ganonen vor— 
geihriebenen Synodal-Inſtituts werden Dich, hochw. Erzbifchof, die 
Annalen der Nachwelt verfündigen; es werden flaunen die hriftlich- 
en Völker; Deutfchland, das heilige, wird wieder neu aufleben; Deine 





*) Beral. dieſes Archiv (1840) Heft 3: S. 307. 
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treuen Dibceſanen werden Div ſtets zu Dank verpflichtet; bleiben; 
der ganze Klerus wird fich beglückwünſchen; herabichauen wird mit 
vaterlihem Blicke auf Dich, den geliebteften Sohn, ver heil. Vater 
Gregor XVI.; Dir, als ihrem eifrigften Vorgänger, werden nach— 
folgen in Abhalten der Synoden die hochgeachteten Suffragan = Bi: 
fchöfe; es wird fich freuen die Heil. Kirche und Chriſtus wird jeg- 
nen, die auf ihn vertrauen Du wirft wohlgefällig feyn vor Gott 
und den Menfchen und Dein Anvenfen wird im Segen bleiben. 
denn Du haft Bewunderungswürdiged gethan in Deinem Leben. 
Und wenn Du, was Gott der Allmächtige und Allgütige verhüten 
wolle, auch nur kurze Zeit noch leben follteft, fo Hätteft Du doch 
für viele Zeiten gewirkt. Nliemald wirft Du dem chriftlichen Staate 
fterben; denn von Dir hat längſt ſchon ver Dichter gefungen: 
„semper honos, nomengque tuum laudesque manebunt.“ 


(Strafgejeggebung.) Im der Sigung der zweiten Kam: 
mer von 11. März begann die Berathung über das neue Straf: 
gejeg und zwar nach ven einzelnen Artikeln des Entwurfs. Die 
in dem Entwurfe aufgeführten peinlichen Strafarten jind: 1) Tod: 
eöftrafe, 2) lebenslängliche Zuchthausftrafe, 3) zeitliche Zuchthaus: 
ftrafe, 4) Dienftentjegung, 5) bleibende Entziehung der durch eine 
Staatsprüfung erlangten Befähigung zur Praxis und Anftellung 
im Öffentlichen Dienft, in Verbindung mit dem Verluſt der bürger: 
lihen Ehren- und Dienſtrechte. Gegen die Todesſtrafe jprachen 
die Abgeordneten Zentner, Merk, Voffelt, Kuenzer, Itz— 
fein, Groͤll. Für Beibehaltung der Todesſtrafe erklärten jich 
MWelfer, Trefurt, Sauter, Aſchbach und v. Rotted, fo 
wie der Regierungscommiffär, Staatsrath Solly. Zentnerd 
Antrag, die Todesſtrafe abzufchaffen, hauptſächlich deßhalb, weil bie 
Zwecke ver Strafe, namlich Abſchreckung und Beſſerung, nicht bei 
dem mit dem Tode zu Beſtrafenden erreicht werben Fünnten, aud 
weil die Todesſtrafe nicht nothwenvig fey, und e8 an lebenslang: 
lichem Gefängniß vollauf genüge, wurde mit 36 Stimmen gegen 
19 verworfen. Mit gleicher Stimmenmehrheit wurden Zentners 
zwei weitere fürforgliche Anträge verworfen, naͤmlich die Todes— 
ftrafe nur vereint mit der Lebenslänglichen Zuchthausftrafe anzu— 
proben, fo daß ein Wahlrecht zwiſchen beiden Strafen beflünde, 
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und. der weitere Antrag, die Todedftrafe nur eintreten zu laſſen, 
wenn Stimmeneinheit unter den Richtern vorhanden fen. 


(Babriffhulen.) Eine Verordnung im Regierungdblatt vom 
14. März befagt: 

„In neuerer Zeit find im Großherzogthume mehrere Fabriken 
entftanden, in welchen Schulpflichtige Kinder beichäftigt 
werden. Da durch die Verbindlichkeit viefer Kinder zum Beſuch 
der gemöhnlichen Volksſchulen in den georbneten Stunden der 
Babrifbetrieb zu fehr gehindert würde, fo haben mehrere Fabrifbe- 
ſitzer ſich entjchloffen, auf ihre Koften eigene Schulen zu errichten. 
Damit auf der einen Seite der Unterricht der Kinder in biefen 
Schulen nicht vernachläßigt werde, und fie nicht durch allzugroße 
Anftrengung geiftig und förperlich verfümmern, und damit auf der 
anderen Seite dürftigen Familien ter Erwerb in Fabriken fo wenig 
als möglich entzogen werde, fo wird verordnet, daß fihulpflichtige 
Kinder von dem ordentlichen Befuche ver Volksſchule nicht befreit 
werden um in Babrifen zu arbeiten, e8 wäre denn, daß fie be- 
fondere Fabrikſchulen befuchten. Fabrikſchulen fünnen nur mit Ge 
nehmigung der Oberfchulbehörde errichtet werden. Kinder, welche 
das eilfte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, Fönnen nicht 
in die Sabriffchule aufgenommen werden. Der Unterricht Fann nur 
von einem Xehrer ertheilt werden, welcher aud an einer Volks— 
ſchule angeftellt werden kann, oder an einer foldhen angeftellt ift. 
Es müſſen täglich wenigftend zwei Stunden für den Unterricht einer 
jeden Abtheilung beftimmt werden. Die Arbeits: und Unterrichtö- 
funden dürfen bei Kindern, die das Schulentlaffungsalter noch 
nicht erreicht haben, nicht mehr ald täglich zwölf Stunden betra- 
gen. Die Beichäftigung folcher jungen Leute vor 5 Uhr Morgend 
und nach 9 Uhr Abends, jo wie an den Sonn= und Feiertagen 
ift gänzlich unterjagt. Alle durch Einrichtung einer Fabrikſchule 
erwachſenden Koften haben die Fabrikbeſitzer zu tragen." 


Kurheffen. (Hannover’fche Verfaffungsfrage.) In der 
Sigung der Stände am 14. Februar verfündigt der Präfivent 
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einen Antrag ded Herren Abgeorpneten Wiedemann, auf Erjuchen 
an die hohe. -Staatöregierung, fih für Herftellung des Rechtszu— 
ftandes im Königreich Hannover bei dem Bundeötage zu verwenden. 

Hierauf entwidelte der Landtags-Commiſſär in einem um- 
faffenden Vortrag die Unzuläßigkeit eines, folchen Antrags auf vie 
Tagesordnung, da derfelbe auffer dem Bereich der ſtändiſchen Wirf- 
famfeit liege, Wir legen viefen Vortrag als einen intereffanten 
Beitrag zur deutfhen Bundesgefeßgebung und zur Be- 
urtheilung der Grenzen ſtändiſcher Wirffamkeit Hier wört— 
lich nieder: „das Antragsrecht des Deputirten gebt nicht weiter, 
als dad Berathungs- und Antragsreht der Ständeverſammlung. 
In allen Fällen, wo die Incompetenz der Ständeverfammlung in 
Beziehung auf dieſen Gegenftand von vornherein vorliegt, iſt es 
Recht und Pilicht, jede Verhandlung abzufchneiven. Daß foldhes 
bier gefchehen muß, ergibt fich fofort. Die Hannoverfche Berfaff- 
ungsangelegenheit fann der ftaatsrechtlichen Betheiligung nach, in 
zweifachen Beziehungen aufgefaßt werben, einmal als innere Landes⸗ 
angelegenheit von Hannover, und dann ald Angelegenheit des veutich- 
en Bunded. In beiden Beziehungen fteht die Sache aufjer dem Be- 
reich der Zuftändigkeit der Ständeverſammlung. In ver erftern Be- 
ziehung ift fie ausfchließlich Angelegenheit Sr. Majeftät des Königs 
von Hannover, und foweit die hannover'ſche Landesverfafſung es 
zuläßt, feiner Unterthanen, bezüglich der Stände. Dem Berufe und 
‚dem rechtlichen Intereife unferer Ständeverfammlung bleibt ſie je 
derzeit eine durchaus fremde Sache, und es würde eine unftatthafte 
- Meberfchreitung des Wirkungskreiſes der kurheſſiſchen Landſtände 
ſeyn, wenn ſie ſich aneignen wollten, über jene, von vornherein ihrer 
Competenz entzogene Angelegenheit eine Verhandlung mit der Re— 
gierung zu verfuchen, oder fie überhaupt in den Kreis ihrer Berath: 
ung zu ziehen. Betrachtet man die gedachte Angelegenheit als 
Bundesfache, jo erfcheint fie ala eine — unter den deutfchen Bunt: 
eöglievern als folchen zu verhandelnde Angelegenheit, und ift eben: 
deshalb der ftändifchen Berathung und Einwirkung — fey es eine 
direkte oder eine indirekte — auch fchlechterdings entzogen. Denn 
Bundeöglieder find nur Die deutfchen fouverainen Fürften und freien 
Städte (Art. 1. der Bundesacte umd Art. 1. ver. Wiener Schluß: 
acte), nicht die Lanpflände in den einzelnen deutſchen Staaten, Diele 
haben weber die Eigenſchaft deutfcher Souveraine, noch nehmen ſie 

J 


— 5838 — 


Theil an deren Souverainetätsrechten, fie find auch Feine Mitfou- 
veraine, folglich überall nicht befähigt zu Mitgliedern des deutſchen 
Bunded, oder zur Theilnahme an ven Berechtigungen der Bundes- 
glieder, : fomit nicht befugt, irgendwie bei einer Sache mitzuwirken, 
bei der. den einzelnen Bundeöglievern die Mitwirkung zufteht. Der- 
artiged iſt nicht geftattet, und darf nicht erlaubt werden; denn ed 
gebietet der Art. 57. der Wiener Schlußacte: „da der deutſche 
Bund, mit Ausnahme der freien Städte, aus fouverainen Fürften 
befteht, fo muß dem hierdurch gegebenen Grunvbegriffe zufolge, die 
geſammte Staatögewalt in dent Oberhaupte des Staats vereinigt 
bleiben, und der Souverain fann durch eine landſtaͤndiſche Verfaff- 
ung nur in der Ausübung beftimmter Rechte an die Mitwirkung 
der Stände gebunden werden." Sodann der Art. 1. des Bundes- 
Beichluffes vom 15. Auguft 1824. „Es fol in allen Bundeöftaat- 
en, in welchen landſtändiſche Verfaffungen beftehen, ftreng darüber 
gewacht werben, damit in der Ausübung der — den Ständen durd) 
die landſtändiſchen Verfaffungen zugeftandenen Rechte dad monarch— 
iſche Princip unverlegt erhalten werde.“ Ferner der Art. 1. des 
Bundeögefeged vom 28. Juni 1832.: „da nah Art. 57 ver Wiener 
Schlußacte die gefammte Staatögewalt in dem Oberhaupt des Staat- 
es vereinigt bleiben muß, und der Souverain durch eine landſtänd— 
iſche Verfaſſung nur in der Ausübung beftimmter echte an die 
Mitwirkung der Stände gebunden werden fann, fo ift auch ein 
deutfcher Souverain, ald Mitglied des Bundes, zur Verwerfung einer 
hiermit im Widerſpruch ſtehenden Petition der Stände nicht nur 
berechtigt, fondern die Verpflichtung zu dieſer Verwerfung geht aus 
dem Zwecke des Bundes hervor." Endlich der Art. 8. der Wiener 
Schlußakte: „die einzelnen Bevollmächtigten am Bundestage find 
von ihren Gommittenten (d. h. den veutfchen fouverainen Fürft: 
en) unbevingt abhängig, und diefen allein wegen getreuer Befolg- 
ung der ihnen ertheilten Inftructionen, fo wie wegen ihrer Ge: 
Ihäftsführung überhaupt, unverantwortlich." Wenn es vaher in 
der Mitte der Ständeverfammlung unternommen werden follte, über 
eine Bundesſache Anträge zuzulaffen, Berathungen zu pflegen, und 
Anjinnen an die Regierung zu befchließen, alsdann würde ein 
Verfuch der Landſtände vorliegen, Bigenfchaften und Befugniffe zu 
uſurpiren, die ihrem höchften Landesherrn an und für fich ſowohl, 
ald in ihrer Ausübung, außfchließlich beiwohnen, und Thätigkeits: 


» 
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Aufferungen und Einmifchungen fich zu geftatten, die unter ven Ge- 
fichtöpunft der Verlegung des monarchiſchen Prineips und der Bund- 
eögefeße fallen.“ Schließlich weißt der Herr Landtagscommiffär 
noch auf den Eingang ver kurheſſiſchen Verfaffungs - Urkunde hin, 
in welchem nur einer landſtändiſchen Mitwirfung zu den innern 
Staatsangelegenheiten von allgemeiner Wichtigkeit erwähnt wird. 
Er erfucht hierauf ven Herrn Präfidenten der Ständeverfammlung, 
dem ‚angezeigten Antrage eine weitere Entwidlung und Ausführung 
zu verfagen. | 

Herr Wiedemann mar der Meberzeugung, daß fein Antrag das 
monarchiſche Princip in Feiner Weiſe beeinträchtige. Der Herr 
Bicepräfident vindicirte den deutſchen Bundesſtaaten dad Recht, 
fich als Glieder des deutichen Bundes zu betrachten, wünſchte jedoch 
die Ausführung des Herrn Landtags-Commiſſärs dem Rechtspflege— 
Ausſchuſſe überwieſen. Der Herr Erbmarſchall hielt jede weitere 


Discuſſion nach der Erklaͤrung des Herrn Landtagscommiſſärs für 


unzuläßig. — Herr v. Trott erſuchte ven Antragſteller, feinen An— 
trag zurückzuziehen, da das Vertrauen in die Regierung geſetzt 
werden müſſe, daß ſie handeln würde, wie das Intereſſe des Landes 
es erheiſche. Herr v. Eſchwege erſuchte den Herrn Wiede— 
mann, den Antrag vorerſt fallen zu laſſen, die Begründung dem 
Präſidenten zu übergeben, und es deſſen Ermeſſen zu überlaſſen, 
ob er auf die Tagesordnung kommen koͤnne. — Herr Wiedemann, 
vom Präfiventen hierüber befragt, erklärte fich einverftanden. 


(Gefängnißweſen.) In der Sigung der Stände vom 10. 
März wurde Über den Antrag des Abgeoroneten Eberhard, vie 
Reform der Straf: und Befferungdanftalten betreffend, 
Bericht erftaite, Die Regierung will das in Amerika ſchon aus 
geführte Syſtem, welches Einſamkeit, Stillfehweigen und Arbeit ver 
Sträflinge in ich vereinigt, in Anwendung bringen. In dem Plan 
find die Züchtlinge und Zmwangsarbeitäfträflinge zu 960 angenomm: 
en. Die Regierung verlangt für die laufende Finanzperiove 40,000 
Thaler. Es follen fümmtliche Strafanſtalten für Mannsperfonen, 
jedoch in getrennten Rocalitäten, in Ziegenhain errichtet werben, wo— 
durch nicht allein eine wünſchenswerthe Webereinftimmung in ber 
Verwaltung, fondern auch bedeutende Koftenerjparniß erzielt, nam— 
entlich ein Infpeftor und ein Geiftlicher binreichend feyn werden. 
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Zunächſt ſoll ein Gebäude zur Aufnahme der Zwangsarbeitsanſtalt 
in Stand geſetzt, dann aber ſollen, mit Hülfe dieſer Sträflinge, die 
übrigen Bauten, und zwar auch fucceffive, ausgeführt werden. Der 
Budget-Ausſchuß, welcher die Dringlichkeit der‘ Aenderung des jeg- 
igen Zuſtandes auseinanderſetzt, trägt auf Bewilligung ver 40,000 
Rthlr. an. Der Antrag des Ausſchuſſes ward genehmigt, eben jo 
der weitere Antrag ded Abgeoroneten Eberhard, die Regierung 
zu erſuchen, auch jetzt ſchon auf möglichite —— des Zu⸗ 
ſtandes der Strafanſtalten a iii 


Jiheinheffen. (Brandverfiherung.) Nach ver in dieſem 
Staate beftehenden Gefeßgebung muß jeder Eigenthümer einer Ge— 
bäulichkeit diefe in ver Landes-Brandverſicherungs-Anſtalt verfichern 
laffen. Auffervem Eönnen auch Mobilien in eine der dazu pri— 
vilegirten (auödwärtigen) Mobilien -Verficherungsanftalten verfichert 
werden. Die Erfahrung hat gelehrt, daß dadurch, in betrügerifcher 
Abficht, Branpftiftungen herbeigeführt wurden, daher fich vie Staats— 
vegierung im Jahr 1839 veranlaßt ſah, folgende SEHR, an 
die unteren Derwaltungsbehörden zu erlaffen: 

&3 erfcheint in mehrfacher Beziehung ald nothwendig, bei ven in 
Folge ftattgehabter Brände eintretenden Unterfuchungen darauf 
Rückſicht zu nehmen, ob die Brandbeſchädigten ihre Mobilien haben 
verfichern laffen und ob, bejahenden Falls, hierbei die beſtehenden 
Vorſchriften beobachtet worden find, indem die Möglichkeit zu unter= 
ftellen ift, daß entweder eine zu hohe Berficherung der Mobilien 
und die hieraus entfpringende Ausjicht, in dieſer Beziehung- einen 
anfehnlichen Gewinn zu machen, ven Berficherten zu einer Brand: 
ftiftung verleitet, over dag dad Nämliche durch den umgekehrten 
Fall hervorgerufen wird, werin nämlich die Mobilien nur nad 
dem wahren Werthe, das Gebäude aber über den wahren Werth 
verfichert ift, ver Berficherte alfo bei vem Verbrennen feiner Mobi— 
lien feinen Schaden, dagegen bei dem Abbrennen feined Haufes be: 
Deutenden Nugen hat. Eine Berudfichtigung dieſer Momente bei 
vergleichen Unterfuchungen erfcheint ſchon deßhalb unerläßtich , weil 
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hierbei im Allgemeinen fehon auch nicht der. geringfte Umſtand un: 
beachtet gelaffen werden darf, welcher zu dem Verdachte oder ver 
Gewißheit führen Fann, daß eine Branpftiftung flnttgefunvden habe, 
oder durch welchen das Gegentheil nachgewiefen werden fann. Aus 
diefen Gründen finden wir und veranlaßt, zu verfügen, daß von 
ven Großh. Kreid- und Landräthen bei den polizeilichen Unterſuch— 
ungen Uber vorgefommene Brände jevedmal darauf, ob eine Mobilien- 
verſicherung vorliegt oder nicht, Ruͤckſicht zu nehmen und viejes im 
Unterfuchungsprotofolle zu bemerken ift, wobei denn auch eine Ein: 
firht der Policen jih als nothwendig darſtellt, zumal der Fall fchon 
vorgefommen ift, daß die Police ſich ſchon in den Händen des Ber: 
ficherten befunden hatte, bevor die Genehmigung zur Verſicherung 
ertheilt worden war. Da übrigens vie Verorbnung vom 4. Juni 
1833 über Verficherung der Mobilien in auswärtigen Feuer-Ver— 
ficherungs-Gefellfchaften Feine ausprüdliche Vorſchrift enthält, daß 
in den Kreis- und Landraths-Acten eine Notiz zurüd behalten 
werden jolle, an welchem Tage und Orte das Verſicherungs-Do— 
eument auögeftellt, und an welchen Tage von der Verwaltungs: 
behörde das visa ertheilt worven ift, jo geben wir Ihnen noch auf, 
fünftighin vie fraglichen Notizen in den betreffenden Arten nieder: 
zulegen. 


(Hannoverdiche Verfafjungsfrage.) In der Sitzung 
der zweiten Kammer vom 27. v. M. ift ein Antrag des Abgeorv- 
neten Glaubrech, „ven Sinn und die Interpretation des von 
hoher veutjcher Bundesverfammlung in der hannover'ſchen Verfaſ— 
fungsangelegenheit unterm 5. September 1839 erlaſſenen Beſchluſſes 
betreffend," durch den Präfiventen ver Kammer mitgetheilt, und jo: 
dann an den dritten Ausjchuß zur WBerichtderflattung gewieſen 
worden. Gr beginnt mit den Worten: „Es gibt Mehrheiten, 
welche man nicht oft genug wiederholen, ed gibt_ Dinge und Ver- 
haältniſſe, welche man nicht oft genug erörtern fann. Zu diefen 
Berhältniffen gehören, Leider nur zu fehr, die beflagenämwerthen 
bannover’ichen Zuftände. In jo lange jener unfelige Verfaſſungs— 
ftreit fortwäahrt, in fo lange ein edled, und verwandtes deutiches 
Volk auf eine jo unerhörte Weiſe jeine theuerften und heiligſten 
Intereſſen verfümmert jehen muß, in fo lange werden alle diejenig— 
en, in deren Herzen dad Gefühl für Gerechtigkeit, jo wie für Ehre 
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und Vaterland nicht erlofchen ift, nicht aufhören, ihre Sympathie 
für dafjelbe an den Tag zu geben, und ihre zuverfichtliche Hoffnung 
und Grwartung auözufprechen, daß dieſer unfelige Streit nicht durch 
die gänzliche Unterdrückung eines der evelften deutſchen Volksſtämme 
und nicht durch den Sieg von Grundjägen endigen werde, welche 
mit dem Untergange ver von Fürft und Volk bejchworenen Ver— 
faffung eines deutſchen Bundesſtaates auch zugleich ven Keim des 
Toded aller andern deutſchen Verfaſſungen, und. des dffentlichen 
Rechtözuftannes des gefammten deutichen Vaterlandes in fich tragen. 

Nein, laſſen Sie und der Furcht eines folchen Ausganges nicht 
Raum geben. Noch ift ja die Gerechtigkeit nicht von der Erbe 
verſchwunden. Könnte es aber fogar einen Augenblick jcheinen, als 
wenn biefelbe ihr edles Haupt verhüllt, und fliehend ver Erde den 
Rüden gewandt hätte, jo würde ich an die fchönen Worte erinnern, 
welche einft Ludwig XVIII. ſprach: „Si la justice etait bannie 
de la terre, elle devait trouver un refuge dans le coeur 
des rois.“ — Meine Herren, halten wir diefe Worte nicht für 
leeren Schall. Oder haben wir nicht gefehen, wie ſchon vor Jahre 
esfriſt ein deutſcher Monarch aus eigenem bochherzigen Antriebe 
ſich bewogen fühlte, in dieſer unglücklichen Sache bei hohem deutſch— 
en Bunde die Initiative zu ergreifen, und durch feinen bevollmächt- 
igten Minifter am deutſchen Bundestage Die geeigneten Anträge auf 
Abhülfe der gerechten Beſchwerden eines in feinen heiligiten Inter— 
effen tief gefränkten Volkes ftellen zu laſſen? Haben wir nicht ge 
iehen, wie eine Reihe von Fürften und Regierungen deutſcher 
conftitutionelier Staaten warm und theilnehmend ſich jenen An— 
trägen angefihloffen? Sat nicht endlich — laſſen Sie und dieß 
bier dffentlih, und mit ehrfurchtsvollem Danfe anerkennen, — 
unjere eigene, großherzogliche heſſen'ſche Staatsregierung dem unge— 
theilten Vertrauen entſprochen, welches Sie, meine Herren, in den 
Sigungen vom 13. und 17. Dezember 1838 und vom 25. und 
30. April 1839 wiederholt und einjtimmig ausgefprochen haben ? 
Zwar hat vie hohe veutfche Bundesverfammlung in ihrer Majorität 
jene gejtellten Anträge nicht adoptirt. Indeſſen find viefelben auch 
nicht definitiv und für immer abgelehnt worden. Dieß geht menig- 
ſtens aus ver einzigen bis jegt in Deutfihland erfolgten, nämlich 
aus der von dem föniglichen hannover'ſchen Cabinet felbft unterm 
10. September 1839 auögegangenen Bekanntmachung über ver 


% 


— 540 — 


Inhalt des Befchluffes Hoher Bundesverfammlung vom 5. deſſelben 
Monats Elar hervor. Nur darum konnte nämlich hiernach ven 
geftellten Anträgen damals Feine Bolge gegeben werden, weil „bei 
obwaltender Sachlage” eine bunvesgefeglich begründete Veranlaſſung 
zur Einſchreitung in jene innere Landesangelegenheit nicht als vor- 
liegend anerkannt wurde. JMusdrücklich wurde überbieß bei dem 
fraglichen, fo viel öffentlich Fund geworden, nur mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßten Befchluffe von hoher Bundesverjamm: 
fung die vertrauensvolle Erwartung ausgeſprochen, daß Se. Mai. 
der König von Hannover, dem gefchehenen Anerbieten gemäß, zu 
einer den Nechten der Krone und der Stände entſprechenden Ver— 
einbarung gentigt feyn werde. Noch find aljo alle Rechte ver Be- 
theiligten intact. Noch ift den begründeten Anſprüchen eines ver: 
brüderten deutſchen Volksſtammes auf Herjtellung feines verfaſſungs— 
mäßigen Rechtszuſtandes der Stab nicht gebrochen. Noch it für 
dafjelbe Fein Grund vorhanden, das Vertrauen auf vie bundes- 
gefeglichen Wächter und Schüßer des, verfaffungsmäßigen Rechtäzu- 
ftanded des gemeinfamen DBaterlanded, auf hohe Bundesverjamm: 
lung aufzugeben, 

Denn ift gleich die ftändifche Verfaſſung eines jeven einzelnen 
Bundesſtaates ald innere Landesangelegenheit zu betrachten, wer 
bat bei dem Umftande, daß alle ſtändiſchen Verfaffungen nach ven 
Grundgefegen des Bundes, (der auch die Garantie ver innern Sich: 
erheit, des innern Rechtözuftandes Deutichlandd zum Zweck bat) 
unter dem Schuge deſſelben ftehen, jemals daran zweifeln Eönnen, 
daß, fobald alle andern rechtlich zuläßigen Mittel und Wege er: 
fchöpft find, der grumdgefeglich zugeficherte Schuß de8 Bundes den 
Völkern, wie den Regierungen werde? Auch Hat hohe Bundes— 
verfammlung feinedwegs erklärt, daß niemals ihre Einfchreitung 
in diefe innere Randesangelegenheit begründet feyn werde, fonvdern 
nur, daß bei obwaltender Sachlage Feine begründete Veranlaffung 
dazu vorliege. Kein Zweifel alfo, daß — wenn jene Sachlage ich 
geändert, wenn die — gewiß höchſt wünfchenswerthe Vereinbarung 
zwifchen Regierung und folchen Ständen, welche wenigftens ald das 
Ergebniß freier Wahl des Landes angefehen werden fönnen, und 
nicht demfelben mit Verlegung aller Gefeglichfeit, und mahrhaft 
gewaltſam aufgedrungen werden, nicht zu Stande kommen follte, 
das hannover'fche Volt mit Vertrauen von den — den erhabenen 
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Lenkern ver Schieffale Deutfchlands, und fomit von hoher Bundes: 
verfammlung, die Gerechtigkeit erwarten dürfe, die es begehrt.“ 
Nach längeren Deductionen in dieſem Sinne, ſchließt der Antrag 
mit den Worten: „Nach allem viefen geht mein Antrag dahin: 
ed wolle verehrlicher Kammer gefallen, ihr ſtetes und zuverfichtlich> 
ed Vertrauen in das Protofoll nieverzulegen, daß hohe Staatsre— 
gierung nicht unterlaffen werde, nach Kräften dahin zu wirken, daß 
alle beängjtigenden Zweifel über den Sinn des Bundestagsbeichluff- 
es vom 5. September 1839 entfernt, und namentlich. viefenige Im: 
terpretation widerlegt und befeitigt werde, welche nur dahin führen 
fann, den Glauben an die Auftechtbaltung der in den Grundgeſetzen 
des: deutſchen Bundes enthaltenen Garantien aller in anerkannter 
Wirkſamkeit beſtehenden landftanpifchen Verfaſſungen zu erſchüttern.“ 

Der über dieſen Antrag durch den zweiten Präſidenten Knorr 
erſtattete Bericht des dritten Ausſchuſſes der zweiten Kammer, iſt 
folgender: „durch rubricirten Antrag wird mit Rückſicht auf ein 
neueres Ereigniß die Aufmerkſamkeit dieſer verehrlichen Verſamm— 
lung abermals auf eine höchſt wichtige Angelegenheit, auf eine An— 
gelegenheit hingelenft, welche zunächit die theuerjten Rechte und In— 
flitutionen eines deutichen Volksſtammes berührt, zugleich aber auch 
mit der Wohlfahrt, Kraft und Ruhe des gefammten deutichen Va— 
terlandes, und der einzelnen Theile deſſelben unverkennbar in dem 
innigſten Zufammenhange fich befindet. 

Don jedem Deutjchen darf daher die febhaftefte Iheilnahme an 
diefer Angelegenheit mit Grund erwartet werden, und es ift insbe— 
fondere jehr natürlich, daß alle deutichen Stände jich berufen fühl- 
en, jede Gelegenheit zu ergreifen, um ihre Wünſche und Hoffnungen 
in diefer Sache auszufprechen, und auf dieſe Weile mit auf eine 
gebeihliche Beendigung derſelben hinzumwirfen zu fuchen. Eben aus 
diefen Ruͤckſichten find denn nun auch fümmtliche einflußreiche, facts 
iſche und rechtliche Verhältniffe von allen Seiten bereits vielfach be— 
leuchtet und 'erdrtert worven ; ed wird daher wohl den berichtenden. 
Ausſchuſſe vergönnt feyn, dieſe Verhältniffe, jo wie den Inhalt ver 
in, Ihren Händen befindlichen Motion ald befannt vorauszufegen, 
und ſich jofort, unter Umgehung aller Nebenpunfte, um fo mehr 
auf eine einfache -Furze Eröffnung feiner Anficht über ven gejtellten 
Antrag: zu beichränfen, als durch jede Erinnerung an jenen unſelig— 
en Streit, und deſſen feitherigen Verlauf Höchft unangenehme ſchmerze 
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liche Gefühle hervorgerufen werden. Mit dem Antragſteller ſind 
"Wir von der Ueberzeugung durchdrungen, daß die dem rubricirten 
Bundesbeſchluſſe von Seiten ver koͤnigl. hannover'ſchen Regierung 
gegebene Auslegung mit dem Willen und der Intention ber hoben 
deutſchen Bundesverfammlung -nothwendig im Widerfpruch fliehen 
"müffe Zu dieſer Ueberzeugung dürfte fchon die Betrachtung führ: 
en, daß die hohe deutſche Bundesverſammlung ſich als noch zur 
Zeit nicht competent erklärt hat, Hiermit aber die Abficht, ein ent: 
ſcheidendes Urtheil in der Sache zu füllen, nicht wohl vereinbar: 
lich ift, und daß ferner, wie bereits in Nro. 52. der Beilagen von 
uns berausgehoben worden, eine Anerkennung, folgeredhte Anwend⸗ 
ung und Ausdehnung ver dem befannten Patente vom 1. Novbr. 
1837 zu Grunde liegenden Grundſaͤtze geradezu dazu geeignet er- 
Scheint, um jede Sicherheit der üffentlichen Zuftände in Deutſchland 
aufzubeben, um insbefondere nicht allein unter gemwiffen Voraus— 
fegungen fammtliche VBerfaffungen verzzum deutfchen Bunde gehörigen 
Staaten, fondern auch die Verfaffung des deutfchen Bundes ſelbſt 
in Frage zu- ftellen, und fo eine höchſt beunruhigende gefahrvolle 
Lage herbeizuführen. Da. inveffen jene Auslegung von der Regier— 
ung eined veutfchen Bundesſtaates ausgegangen, und Öffentlich An: 
geſichts Deutſchlands verkündet worden ift, ohne daß bis jegt eine 
Öffentliche officielle Widerlegung erfolgt wäre, fo kann es wahrlid 
nicht auffallen, daß durch dieſe Auslegung, beſonders bei dem Ab: 
‚ gange ber ‚betreffenden Verhandlungen, in den Gemüthern vieler 
Deutfihen peinliche Zweifel, und ängftliche Belorgniffe veranlaft 
worden find, und es ift fehr einleuchtenn, daß durch dergleichen 
Zweifel und Beforgniffe nicht zur Befeftigung der Bande der Liebe 
und ded Vertrauens beigetragen, hierdurch im Gegentheile eine lahm: 
ende Mifftimmung, ein unjeliges . Mißtrauen erzeugt wird. Der 
wohl faft allgemein genährte Wunfch nach Befeitigung aller ſolcher 
Zweifel und Beforgniffe, nah Dffentlicher officieler Wiverlegung 
mehrgedachter Auslegung ftellt ſich hiernach offenbar als fehr wohl 
begründet dar. 

Ebenfowohl begründet — auch ſicher das in der Motion 
gegen unfere Staatöregierung audgefprochene Vertrauen. In ver 
„eben angezogenen Nummer 52. der Beilagen haben wir bereits be: 
merkt, daß zu irgend einer Beſorgniß über die Anfichten und das 
Verfahren unferer Stantöregierung in der hannonerfchen Sache 
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nicht entfernt eine Veranlaſſung vorliegt, wir im Gegentheile zu 
vollem beruhigenden Vertrauen in dieſer Hinſicht gegründete Ur— 
ſache haben. — Dieſes Vertrauen iſt ſeit dieſer Zeit nicht erſchütt— 
ert, vielmehr wo moͤglich noch beſtärkt worden, ja wir dürfen über— 
haupt mit voller Zuverſicht, und mit erhebendem Gefühle darauf 
rechnen, daß unſere Staatsregierung ſtets Alles aufbieten wird, um 
nach Kräften die gemeinſamen vaterländiſchen Intereſſen zu wahren 
und zu befördern, nur zur Befeftigung- ver Wohlfahrt und des 
Glückes des veutfchen Vaterlandes beizutragen, und jede Gefahr, 
jeden Nachtheil von ihm abzuwenden. Der bier in Betracht kom— 
mende Antrag bezwedt nun in der That weiter nichts, ald ven 
einfachen Ausdruck des von und als wohlbegründet bezeichneten 
Wunfches und Vertrauens, und ed dürfte daher auch nad) der Anz 
ſicht des berichtenden Ausſchuſſes, Eeinem Bedenken unterliegen, dieſem 
Antrage zu entfprechen.” Dad war aud der Wunſch und die Ueb— 
erzeugung der zweiten Kammer, | 
(Gewerbverein.) Das Regierungsblatt Nro. 6. enthalt einen 
Nachtrag zu der Bekanntmachung vom 12, Auguft 1836, die Er: 
richtung des Großherzuglihen Gewerbvereins betreffend: „Um 
ven Mitglienern des Großherzuglichen Gemerbvereind Gelegenheit zu 
geben, die gewerblichen Intereſſen ihrer nächften Umgebung gemein: 
fchaftlich zu prüfen, und über die Beförverung derfelben vie geeig⸗ 
neten Vorfchläge an den Gewerbverein gelangen zu laſſen, ift bie 
Bildung von Rocalfectionen ded großherzoglichen Gemwerbvers 
eins nach) folgenten Beftimmungen geftattet: 1.) an denjenigen Ort- 
en des Großherzogthums, mo ſich ein beveutender Gewerbftand be: 
findet, kann aus ven daſelbſt und in der Nähe wohnenden Mitglied: 
ern ded großherzoglichen Gewerbvereins eine Localſection des legter- 
en gebildet werden, wenn die vereinigten Ausſchüſſe deſſelben ſich 
duch Stimmenmehrheit dafür ausſprechen. Alle diejenigen, welche 
nicht Mitgliever des großherzoglichen Gewerbvereind find, bleiben. 
hievon ausgefchloffen. 2) Diefe Tocalfectionen des großherzoglichen 
Gemwerbvereind mählen fih aus ihrer Mitte einen Borftand und 
einen Stellvertreter defjelben, ferner einen Secretär, welcher die Cor— 
reſpondenz und das Kaſſenweſen beforgt. 3) Der. Borfland ordnet 
vie Sigungen an, feßt die Gegenftände feft, welche zur Berathung 
kommen follen, und fährt darin den Vorfig. Der Seretär Hat über. 
jede Sigung ein vollftändiged Protocol zu führen, welches von 
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dem: Morftand. ebenfalld unterzeichnet wird. Von jedem Sitzungs— 

protocoll ift alsbald eine Abichrift an den großherzoglichen Gewerb- 

verein einzufenven. 4) Zur Beftreitung der befondern Ausgaben 

dieſer Localſectionen Tann von jedem Mitglieve derſelben ein jähr: 

ficher Beitrag von Höchftens 1 fl. erhoben werben. 

- Darmfladt, den 18. Februar 1840 | 

| Aus allerhöchitem Auftrag. 
Großh, Heſſiſches Miniſterium des Inneren und der Juſtiz 
du Thil. 





Braunſchweig. (Kriminalgeſetzgebung.) In den Mo— 
tiven zu dem Entwurfe eines Kriminalgeſetzbuches für dad 
Herzogthum wird gejagt: „bei einer gut gearteten, nicht leicht erreg- 
baren, wohlunterrichteten, im Ganzen wohlhabenden Bevölkerung, 
welche größtentheild aus Grundbeſitzern befteht und mit den fried— 
lichen Gefchäften des Landbaues beyhäftigt ift, finden jich Außerft 
felten wirklich bösartige Verbrecher, und harte Strafübel find nicht 
nothwendig. In tiefer glücklichen Lage befindet fich aber das Her: 
zogthum. Es ift daher gerathen, bei dem Strafmaße dem (Auferft 
milven) Gerichtsgebrauch im Allgemeinen zu folgen." Ebenfo: „nie 
längft üblich gemwefene Strafmilde hat der Erfahrung nach, die Ver: 
brecher keineswegs vermehrt. Deffen ungeachtet nimmt der Ent: 
wurf für einige Faͤlle — bei dem Morde, bei vorfäglichen Ber: 
brechen gegen Leben, Geſundheit und Freiheit des Landesfürſten, 
auch bei gewaltfamen Angriffen gegen des Leßteren Regierungsrecht⸗ 
die Selbſtſtändigkeit des Staates, vie Landesverfaffung, die Selbf- 
ſtaͤndigkeit und Verfaffung des deutſchen Bundes — die Todes— 
ftrafe auf. Der Entmurf bedrohet überhaupt alle politifchen Ver— 
brechen mit fehr ſtrengen Strafen. | 


„Homburg (Brandverſicherung.) Auch Hier ift die Re: 
gierung nach dein Beiſpiele anderer Staaten dazu geichritten, jehr 
firenge Maßregeln im Betreffe der Mobiliar-Verfiherung zu ergreif: 
en. ine landesherrliche Verordnung vom 4. Dezember 1939 un: 
terwirft jeded zu verſichernde Mobiliar ver Schätzung durch Expert 
en. Im Allgemeinen find ziemlich diejelben Grundfäge angenommen, 
welche jih im Großherzogthume Heſſen bereit? als zweckmäßig be 
währt haben. | 
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Ueberſicht der wichtigſten deutſchen Staatsgeſetze 
über die Trennung der Juſtiz von der Ver— 
waltung, zum Zwecke einer genauen Sonder— 
ung des amtlichen Wirkungskreiſes der Gerichte 
und der Verwaltungsbehörden, ſo wie der Ent— 
Scheidung über deßfallſige Competenz-Zwefiel. 


(Fortſetzung.) 


Sachſen. 


Bei der Berathung, welche in der IL. Kammer über den Geſetz— 
entwurf, die Behörde für Entfheidung in legter In- 
ftanz über Gompetenz= Zweifel zwifchen Juftiz- und 
Verwaltungsbehörden betreffend, flatt fand, wurde unter 
Ablehnung der von der I. Kammer befchloffenen veränderten ‚Faff- 
ung des $. .5.,-diefer $. fo wie er im Gefegentwurfe vorliegt, un— 
verändert angenommen. Die II. Kammer pflichtete auf den Grund 
des Deputationsberichtes demjenigen bei, was bei der Beratung in 
der I. Kammer von Seiten der Regierung zur Rechtfertigung des 
Inhalts dieſes $., fo wie er fich im Gefegentwurfe befindet, angeführt 
worden iſt; daß namlich die darin enthaltenen Beftimmungen fein- 
eswegs ala blos dem Verfahren angehörig zu. betrachten wären, 
dad vorliegende Geſetz ein organifched, und bei einem folchen es 
immer zweckmäßig ſey, bergleichen allgemeine Beftinnmungen, wie 
der F. enthalte, mit unter die organischen aufzunehmen, wenn jie 
auch nachher bei den DVorfchriften über. dad Verfahren wiederholt 
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und dann weiter auögeführt werden müßten, endlich aber auch, ob: 
fchon ver Inhalt dieſes Paragraphes aus ven Fg. 2. und A. ſich 
folgern laffe, doch gerade Hier es zweckmäßig erfcheine, zu Verſtänd— 
igung der dabei betheiligten Privatperfonen, noch ausdrücklich aus: 
zufprechen, daß der Weg nur durch die Minijterien zu nehmen fer. 

Bedenklich fchien der zweiten Kammer die Beſtimmung in $. 6. 
daß das achte Mitglied der Commiſſion aus einem, in jedem ein: 
zelnen Falle von dem Vorſtande des betheiligten Verwaltungsmini: 
ſteriums bejonderd abzuorpnenden, Miniſterialrathe beftehen ſoll. 
Die Deputation finder dieſe Anordnung dem Zwecke des Gejeges 
und dem Rechtsſchutze minder entjprechend. In ihrem Berichte be 
merkt fie: „ed wird dieſer Nath, wenigftens in der Megel, um 
wenn er den in den Motiven zu dieſer Beitimmung von demſelben 
- gehegten Erwartungen vorzugäweife entfprechen joll, der nämliche 
Minifterialvath ſeyn, welcher zupor über den zur Gntjcheidung vor: 
liegenden Fall in dem dabei betheiligten DVerwaltungsminifterium 
Bortrag zu erftatten gehabt hat. In fo weit er fich nun, mie unter 
diefen Umjtänden wohl der Fall ſeyn Fünnte, für die zuvor von 
ihm ſelbſt aufgeftellte Meinung auch bei der Entfcheivung im ter 
Commiſſion wieder interefiiren follte, müßte daraus, fobald er au 
diefer Entſcheidung Theil nimmt, der Uebelftand hervorgehen, daß 
er, ftreng genommen, dabei in gewiffer Maße Parthei und Richter 
in einer Perſon fenn würde Hiernächſt dürfte aber auch feine 
Theilnahme an der Enticheidung um deßwillen geeignet ſeyn, ver 
Anficht desjenigen Verwaltungsminiſteriums, welches er vertritt, 
gegen die von der betheiligten Privatperfon aufgeftellten Gründe 
ein bedeutendes Uebergewicht zu verfchaffen, weil ihm’ nicht nur ver 
Bortheil der mündlichen Darſtellung zur Seite treten, ſondern aud 
der Anführung neuer Gründe zu Gunften des von ihm vertretenen 
Mintfteriums auf folce Weiſe Raum gegeben würde, von denen 
die betheiligte Privatperfon Etwas nicht erfahren alfo auch jich da— 
gegen nicht verteidigen Tönnte ° Man wende nicht -ein, daß vie 
Commiſſion auf ein dergleichen neues Anführen nicht Rückſicht zu 
nehmen, ſondern ihte Entſcheidung blos auf Dasjenige zu gründen 
Habe, was aus den Acten bereits vorliegt." Denn hegt fie auch 
Diefe Abjicht, fo wird doch der Einfluß nie ganz zu beſeitigen ſeyn, 
welchen eine ‘gute und lebhafte mündliche Darſtellung und die Er: 
'wähnung nener, wenigftend‘ feheinbar eingreifender Montente hervor: 
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bringt, vie vielleicht eben deßhalb, weil fie nicht in ven Acten ent— 
haften, daher nicht zuvor gründlich zu prüfen gewefen find, einen 
größeren Schein von Erheblichfeit erlangen. Alles dieſes aber wird 
um fo bevenflicher, wenn man erwägt, daß im Zweifelöfalle für ven 
Rechtöweg entfchieven werden fol, gleichwohl aus ven nur angegebs 
enen Rückſichten die Abordnung des achten Raths in der durch ven 
Gejegentwurf beftimmten Maße dahin wirken würde, die Wagfchale 
zu Gunſten ded DBerwaltungsminifteriums finfend zu machen. All— 
erdings wird auch dann, wenn nicht blos drei, fondern vier Minis 
fteriafräthe für beſtändig ernannt werden, bisweilen ver Fall eins 
treten, daß darunter derjenige Nath fich befindet, welcher eine zur 
Entſcheidung vorliegende Sache ſchon zuvor in demjenigen Verwal— 
tungsminifterium zum Bortrage gehabt Hat, zu welchen derſelbe ge- 
hört, und es ift Die Inconvenienz davon nicht in Abrede zu ftellen: 
Allein es findet dabei nur der Unterſchied ftatt, daß dieſer nicht 
ganz zu vermeidende Umftand bei einem für beftändig ernannten 
Rathe nur bisweilen, bei einem in jedem Balle beſonders abzuord⸗ 
nenden Rathe Hingegen jevesmal eintreten wird. Endlich möchten 
auch die in den Motiven zum Gefegentwurfe in Hinficht auf dieſe 
Betimmung angegebenen Gründe für deren Aufrechthaltung wohl 
nicht in einer folchen Maße jprechen, daß man Dagegen geäußerten 
erheblichen Bedenken fallen zu laffen ſich bewogen finven könnte; 
denn theils flellt fich vie Nothwendigfeit davon, daß in jedem. Falle 
ein Rath des betheiligten DVerwaltungsminifteriumd an ver Ent: 
Scheidung Theil nimmt, um fo. weniger heraus, ald bei den in: Frage 
befangenen Entſcheidungen nicht von einer in ven Geichäftäfrei ein: 
es folchen Minifteriumd wejentlich eingreifenden Maßregel, ſondern 
blos von einer Competenzfrage die Rede ift, hierüber zu cognoscir⸗ 
en aber auch die Räthe aus den anderen Berwaltungsminifterien 
im Stande feyn müſſen, theils kann aber auch die Kommifjton, for 
bald fie von dem betheiligten Verwaltungsminifterium irgend eine 
befonvere Auskunft nod ndthig haben ſollte, dieſelbe füglich auf 
dem Wege der fchriftlichen: Communication mit, dem letzteren er: 
langen." 

Aus diefen Gründen fhlug die Deputation vor; 8 möchten Heide 
Säge, wo ed heißt: „drei Minifterialräthen aus Derwaltungsmini: 
ferien . ebenfalld vom Könige für, beftändig ernannt ‚seinem vierten 
Minifterialrathe — beſonders abgeordnet wird", in ver Maße eine 
| 37 * 
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Abänderung erleiden, daß beive Säge meggelaffen, und vafür gefegt 
werde: „und vier Minifterialräthen aus Bermaltungdminifterien, 
welche ebenfalls vom Könige für beftändig ernannt werben.“ 

Obgleich nun die Staatsregierung im Laufe der Berathung die 
fragliche Beftimmung im $. 6. de8 Entwurfs nicht nur ald unge: 
fährlich, fonvern auch als räthlich vertheidigte, fo wurde dennoch 
das Deputationdgutachten gegen 16 Stimmen angenommen *). 

Wie fehr die Deputation beftrebt war, den von ber Staatsre— 
gierung im Ganzen mit Xiberalität abgefaßten Entwurf im Sinne 
des möglichit größten Rechtsſchutzes aufzufaflen, geht auch aus ven 
Zufagen hervor, welche fie in 7. Gutachten zu $. 8. und 11. 
vorgefchlagen hat. 

63 wird nämlich im 8. 8. des Geſehentwurfes ausgeſprochen, 
daß in den F. 4. bemerkten Fällen die betheiligte Privatperſon eine 
etwanige Provocation gegen die durch Vereinigung der Miniſterien 
erfolgte Feitftellung bei derjenigen Unter- oder Mittelbehörde, von 
welcher die Vereinigung der Minifterien ihr befannt gemacht, over 
von welcher in Gemäßheit verjelben an ſie zweck etwas verfügt 
wird, 

binnen zehn Tagen, nach Empfang jener Bekanntmachung oder 
erften Verfügung, bei Verluſt des Provocationsrechts anzu: 
bringen habe. 

Schon die I. Kammer theilte vie Anjicht ihrer Deputation, daß 
bei Erlaffung einer bloßen Verfügung, der. Betheiligte vermöge der 
hierbei zu gebrauchenden Faffung darauf mit aufmerkſam zu machen 
ſeyn werde, daß dieſer Verfügung eine folche WVereinigung ver Mi: 
nifterien zum Grunde liege, gegen deren Refultate ev eine etwanige 
Provocation binnen zehn Tagen . bei. deren Verluſt anzubringen 
haben werde. Sie hat diefen Zwed erreichen. zu konnen grolauft, 
wenn in dem $. 8. nach den Worten 

„in Gemäßpeit“ 
die Worte 
„und unter Erwähnung“ 


*) Hoͤchſt intereffant find die Abftimmungen für das Deputationsgutact: 

en. Sie beweifen, daß man auch in Sadjfen größere Gerechtigkeit er; 
wartet von der Juftiz als von der Verwaltung. Vergl. Mittheilung 
en des Landtags IE, Kammer Nr, 40, 
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eingefehaltet werden, und es wurde ber $. mit dieſer Einſchalt— 
ung angenommen. 

Die Deputation der IT. Kammer theilt ganz bie Hierbei in ver 
I. Kammer zum Grunde gelegene Anficht, glaubt aber nicht, daß 
diefer durch die nur erwähnte Einfchaltung vollftändig entfprochen 
werde. Sie Hält nämlich dafür, daß in allen Fällen, wo es ſich, 
wie bier, um Bekanntmachung einer Entſcheidung und deren, von 
Zeit diefer Bekanntmachung binnen zehn Tagen eintretenden Mechts- 
fraft handelt, ver Gegenſtand zu wichtig fey, um eine folche Be— 
fanntmachung, unter ver Vorausfegung, daß die Entfcheidung ſo— 
fort Rechtskraft erlangen werde, mit einer in deren Gemäßheit zu 
erlaffenden Verfügung zu verbinden. Denn es kann hierdurch bie 
Bartei, an welche die leßtere ergeht, zumal fobaln fie ver Rechte 
nicht Fundig ift, Leicht zur Verſaͤumniß des innerhalb zehntägiger 
Frift offen ftehennen Rechtsmittels felbft dann veranlaßt werben, 
wenn in dem fehriftlichen Erlaffe die Erwähnung der Entſcheidung 
der darauf gegründeten Verfügung vorbergeht. Man denke fich z. B 
den Fall einer in Gemäßheit und unter Erwähnung ver Entfcheid- 
ung gefchehenden Anberaumung eined Termind mit Einräumung 
einer mehr ald zehntägigen Zeit bis zu deſſen Eintritt. Der Nicht 
jurift wird dann häufig blos ven befonderd herausgehobenen Ter— 
mindtag berüdfichtigen, und, wenn er fich vielleicht auch an einen 
Sachwalter wendet, dies zwar wohl vor dem Termindtage, nicht 
aber immer vor Ablauf ver zehntägigen Frift thun, auf folche Weife 
aber des ihm nur innerhalb der letzteren geftatteten Rechtsmittels 
verluftig werden. 

Jede blos beiläufige —— einer nach zehn Tagen zur 
Rechtskraft gelangenden Entſcheidung iſt daher, nach dem Dafür: 
halten der Deputation, für die Rechte der ſolche treffenden Par— 
thei gefährlich, alfo zu vermeiden. In dieſer Ueberzeugung fchlägt 
fie daher der Kammer folgende abgeänverte Faffung des $. 8. vor: 

„Sn Ballen der 8. 4. bemerkten Art — — Bereinigung ver 
Minifterien ihr befannt gemacht wird, binnen zehn Tagen nach 
Empfang jener Bekanntmachung bei Verluft des Provocations: 
rechts anzubringen. Die nur gevachte Bekanntmachung muß 
-aber mittelſt befonderer fchriftlicher Zufertigung und unter ver 
darin enthaltenen Beveutung, daß folche in Kraft der Bekannt- 
machung geichehe, fo mie unter Mittheilung der von Seite ver 
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Minifterien jederzeit beizufügenden Entſcheidungsgründe, beiwerf: 
ftelligt werben. Die Behörde, bei welcher die Provocation an: 
gebracht wird, hat joldhe, und zwar, wenn es eine Unterbe- 
börde ift, durch die ihr vorgefegte Mittelbehörde an das vor- 
gefegte Minifterium ‚zu berichten.“ 

Nächitvem beantragte die Deputation auch noch am Schlufe 
des jolchergeftalt zu — Paragraphes aus nachſtehenden Gründen 
einen Zuſatz. 

Je nachtheiliger die Folgen für die betheiligten Privatperſonen in 
manchen Fallen ſeyn koͤnnen, wenn die Entſcheidung in der Haupt: 
fache durch einen Competenzſtreit zwifchen den Behörden aufgehalten 
wird, um fo mehr ift auch dafür auf alle Weile Sorge zu tragen, 
daß der leßtere fo fchnell ald möglich zur Entfcheivung gelangt. In 
dieſer Hinſicht fcheint ed zwedimäßig, daß Die, zur Entſcheidung ber 
bier - fraglichen Gompetenzitreitigfeiten, nach Inhalt des Gefegent: 
wurfes niederzufegende Commiſſion, von den darauf jid, begiehenven 
Provorationen, nachdem folche angebracht worden, ohne Anitand in 
Kenntniß gefegt werde, damit von derſelben, falld die Sache nicht 
alsbald an fie gelangt, dazu, daß ſolches gejchehe, ſelbſt Einleitung 
getroffen werden Fönne Zu dieſem Behufe hielt es die Deputa: 
tion für zwedvienlid, daß bier in $. 8., dev Behörde, bei welcher 
die Provoeation erfolgt, Benachrichtigung der Gommifjion davon 
gleichzeitig mit ver Berichtderftattung darüber zur Pflicht gemacht, 
meiterhin $. 11. aber die Commiſſion angewiefen werde, in dem 
Falle, wenn die Arten acht Wochen von Zeit der Nachrichtsertbeil- 
ung an, noch nicht an felbige gelangt find, deßhalb mit dem be 
treffenden Minifterium zu communieiren. Es räth daher die Depu— 
tation ver II. Kammer an, fie möge zu der vorftehenden Faſſung 
des $. 8. am Ende noch folgenden Zufaß bejchließen: 

„nicht weniger gleichzeitig die Commiſſion unmittelbar von ver 
eingegangenen Provocation zu benachrichtigen.” 

Die II. Kammer war damit einftimmig einverftanden. 

Um auf höchftmögliche Befchleunigung ſolcher Gompetenzftreitig: 
keiten binzuwirfen, ſchlägt ae die Deputation zu $. 11. vor, 
nach den Worten: 

„unter Beifügung der Aeten 
einzuſchalten: | 
„binnen vier Wochen‘ | 
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nicht weniger am Schluße des Paragraphen noch Folgendes hinzu— 
zufügen : | ! 
„Sind Übrigens binnen acht Wochen, vom Eingange ver nach 
$. 8. der, Commiſſion zu eriheilenden Nachricht gerechnet, vie 
Arten an lebtere noch nicht gelangt, fo bat die Commiſſion 

. wegen deren Ginfendung mit dem betreffenden Minifterium. zu 

communieiren.“ 

Der bei $. 8. von der Deputation vorgeſchlagene und von ber 
Kammer angenommene Schlußſatz würde ganz ohne Erfolg bleiben, 
wenn der hierzu bei F. 11. beantragte Zuſatz nicht ebenfalld anges - 
nommen worden wäre Denn es würde die Commiſſion, ſobald ein 
Mehres nicht feitgeitellt wird, ald daß diejenige Behoͤrde, bei welcher vi 
Provocation angebracht worden, die erjtere von der erfolgten Pro- 
voeation zu benachrichtigen habe, dadurch allein vie Befugniß nicht 
erlangen, das Minifterium zu Mittheilung ver Acten zum Behuf 
der Entſcheidung veranlaffen zu fünnen. Wenn auch eine abjicht- 
liche Saumfeligfeit der Minifterien nicht zu vermuthen ift, fo fann 
ed doch im Drange ver Gefchäfte leicht möglich werden, daß ein 
Gegenftand, der vielleicht nach der Anficht des Minifteriums ſich 
weniger bedeutend varftellt, von dieſem außer Acht gelaffen wird. 
Daß in einem folchen Falle e8 wohl fehr vortheilhaft, ift, wenn von 
der Commiſſion auf eine nicht anftößige Weiſe die Sache beim 
Minifterium in Grinnerung gebracht wird, läßt fich nicht läugnen. 
Die von der Deputation vorgefihlagene Mopification wurde da— 
ber von der I. Kammer gegen zwei Stimmen angenommen, auch 
noch die weitere Beichlußnabme mit 35 gegen 29 Stimmen dahin 
gefaßt: daß nach $. 11. ein Zufabparagraph 11 B eingefchaltet werde, 
der folgendermaßen lautet: 

„die in $. 8. vorgefchlagene unmittelbare Benachrichtigung der 
Gonmiffion Hat auch in Fällen ver $. 2. auf einen nad $. 
5. :erfolgten Antrag betheiligter PBrivatperfonen zu geichehen, 
‚und: findet jodann die am Schluße des vorigen $. getroffene 
Beftimmung ebenfalld Anwendung.“ | 

Diefes letztere Amendement ging von dem Abgeordneten Herrn 
Braum aus, Gr hatte darauf hingewieſen, daß die ratio der Be— 
fimmung ganz.-gleich jey mit der im $. 8. enthaltenen, Mit Recht 
wurde ex. non dem Abgeorbneten ‚Heren ‚Dr, v. Mayer durch folg- 
endes ſchlagende Argument unterftügt: „hat Die Deputation bafür 


— 52 — 


bereits geſorgt, daß in den Fällen des $. 4. eine Sache Jahre lang 
nicht liegen bleiben kann, fo fcheint e8, daß auch in den Fällen ves 
$. 2. ebenfalld etwas dafür gefchehen müffe, um zu bemirfen, daß 
auch in diefen Fällen die Competenzfrage von ven Minifterien felber 
oder von der Parthei durch die Unterbehörden an die Commiſſion 
zur Entſcheidung gebracht werde; denn es ift nicht abzufehen, war: 
um in dem Falle, wo die Minifterien zwar nicht einſtimmig gegen 
den Rechtöweg, aber unter fich nicht einftiinmig find — warum in 
einem folchen Falle das Recht des Privatmannes fchlechter fein folle, 
ald in dem Balle, wo geradezu gegen ben Rechtsweg fich ausge 
fprochen wird. In beiden Fällen ift es die Abficht der Amende— 
ments, daß eine Verzögerung verhütet werde, alfo müſſen gegen 
diefelben Uebel allerdings dieſelben Mittel ergriffen werben. Es ift 
bereitd beim Anfange der Berathung bemerkt worden, daß dies Ges 
jeg in den gewöhnlichen Lebensverhältniffen nicht zur Anwendung 
fommen werde, indeß ift der Umftand, daß nach der Verſicherung 
des Minifteriumd bis jegt noch Fein Competenzftreit an den Staats— 
rath geviehen fey, Feine Garantie für die Zufunft. Für gewöhnliche 
Zeiten und gewöhnliche Fälle, möchte e8 vielleicht gar Feines Gefeges 
bedürfen; wenn man aber ein folches Gefeß einmal gibt, und dem 
Privatmann wirklich Schuß gewähren will, daß er unter allen 
Umftänden zu feinem Rechte gelangt, fo muß man an die Auf: 
eriten Fälle gevenfen, welche eintreten EFünnen. Da e8 num gar 
wohl möglich ift, daß in einer ver in $. 2. angegebenen Gompe: 
tenzftreitigfeiten eine Jahre lange Verzögerung eintreten kann, fo 
fcheint da3 Amendement vollftändig gerechtfertigt.‘ 

Nachdem dieſes Gefeg von den beiden Kammern angenommen 
worden ift, ift nunmehr einem weſentlichen Mangel im V. Ab: 
Schnitte der Verfaffungsurfunde abgeholfen worden. Es handelt ver 
V. Abſchnitt von der Rechtspflege, und je wichtiger die Erlang— 
ung des Nechtes in jedem Staate für ven Nechtöbürger ift, deſto 
größer müflen die Garantien fein, welche dafür gegeben werben, 
Eine Schöpfung ver neueften fächjifchen Gefeßgebung ift die Ab: 
miniftrativjuftiz, die man früher nicht gefannt hat, um fo mehr 
mußte dem Lande eine Garantie gewährt werben, daß bei einem 
Sufammenftoße zwifchen Verwaltung und Yuftiz der Rechtsweg bie 
Regel und die Aodminiftrativbeurtheilung nur die Ausnahme made. 
Dieſes Geſetz ſchließt die Reihe derjenigen organifchen Geſetze, welche 
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erforderlich waren, um den V. Abſchnitt der Verfaſſungsurkunde 
zur Wahrheit zu machen. 

Die Berfaffungsurfunde fegt $. 47. fett: 

„daß über Competenz-Zweifel zwifchen den Juſtiz- und Ver: 
waltungsbehörden in lehter Inftanz eine befondere Behoͤrde zu 
entſcheiden Habe, deren Drganifation durch ein Gefeg beftimmt 
werden folle, und deren Mitglieder zur Hälfte aus NRäthen 
des oberften Juſtizhofes beitchen müſſen.“ 

Nun wurde zwar in Folge dieſer Beftimmung der Berfaffungs- 
urfunde, die in der Verordnung zu Grrichtung des Staatsraths vom 
16. November 1831 (Geſetzſammlung von 1831 &. 337 fgd.) 
$. 4. unter 2 enthaltene interimiſtiſche Einrichtung getroffen; allein 
die Stände hielten dafür, daß viefe Einrichtung für völlig ausrei— 
end und dem Zwecke entjprechend nicht anzufehen ſey. Sie bean—⸗ 
tragten daher wiererholt an den beiden Landtagen von 18°°/,, 
und 18°®,,, 

die Vorlegung des durch $. AT. der Verfaffungsurfunde ver: 
fprochenen, fowohl zugleich das deßfallſige Verfahren normir- 
enden Geſetzes, 
welches auch hierauf in dem allechöchften Dreerete vom 20. Septem- 
ber 1837 zur nächften Ständeverfammlung zugefagt wurde, und 
diefer nun auch wirklich vorgelegt worden ift. 

Durch die Vorlage dieſes Gefegentwurfes und durch deffen Bes 
rathung und modifieirte Annahme von Seiten. der beiden Kammern 
it eine bochwichtige conftitutionelle Frage in einem Acht conftitutio- 
nellen Sinne gelößt worden. Diefes Gefeß ift eine neue Bürg— 
Ihaft des Rechtsſchutzes im Königreiche Sachſen, und wohl begründet 
it der Dank, ven die geehrten Redner, befonders die Abgeordneten 
Klinger, Dr. v. Mayer und Eifenftud, der Staatöregierung 
dafür ausgedruckt haben. Wir haben unfere Xefer mit dieſem Ge— 
feße, feinen allgemeinen und fperiellen Motiven ausführlicher be- 
fannt machen zu müffen geglaubt, weil in Deutfchland noch Fein 
Gejeh zur Erledigung von Gompetenzzweifeln in diefer Maße vor- 
gekommen iſt. Es ift das Liberalfte, was Deutfchland in dieſer Be— 
jiehung Tennt; denn es geht von dem Grundſatz aus, daß das 
Recht am hoͤchſten ftehe, weil der hoͤchſte Zweck des Staates in ver 
moͤglichſten Sicherung des Rechts beftehet. Im anderen Staaten ift 
bis jeßt die Entſcheidung über Competenzfragen zwiſchen Juſtiz und 
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Verwaltung in ver Negel ven Staatsrathe überlaffen, während hier 
eine folche Garantie geboten ift, daß nunmehr wohl jeder ſächſiſche 
Staatöbürger mit Zuverficht erwarten darf, er babe für fein Recht 
— füme au der Sturm — etwas nicht zu fürchten. 

Es ift zu hoffen, daß viefes Gejeg Nachahmung finden merke. 
‚Dringend und nothwendig erfcheint ein Ähnliches befonvders für jene 
Staaten, wo die Verwaltungd- und Juſtizbehoͤrden nicht immer bei- 
verfeit8 von dem Beftreben befeelt find, nur zu allgemeinen Zwed— 
en des Staats ihre Funktionen auszuüben, fern von an un: 
ter einander, und fern von anderen Zmeden. 

Ein Hauptglanzpunft beider Organifation der jet in Sachſen 
ind Leben tretenden Behörde zur Entſcheidung der Gompetenzeon- 
fliete in letzter Inftanz ift deren Verpflichtung zur Mittheilung ver 
Entjcheidungsgründe. Denn darüber: ob in ver Wirflichfeit in 
einem Falle Juſtiz oder Adminiftration geübt werde, ent 
feheiven die (am ficherften aus den Entſcheidungsgründen ver Be 
börden zu erfennenden) Brineipien, nad welchen jener beurtheilt 
und erledigt wird. Die Staatögefege über unfere Materie gemähr: 
en fein zuverläßiges Bild davon, wie ſich die Juftiz und Admini— 
ftration in der Wirklichkeit geftaltet. | 

Wer einigermaßen das Leben fennt, weiß, daß ſich die Gompeten; 
der Juſtiz- und Adminiſtrativbehörden, wie folche im Leben genannt 
werden, jo wie der Juſtiz und Aominiftration im technifchen Sinne 
in einzelnen Fallen ganz anders geftalten kann, ald man nach ven 
bürren Worten, der einfchlagenden, jene Competenz normirenden 
Gejegeöftelle vermuthen follte, indem die Praris ſolche in einem 
anderen Sinne. auslegt und anwendet, Diefe Praris bilden die 
Entſcheidungsgründe, ohne diefe wird man Feine fichere und detail 
irte Kenntniß davon erlangen, wie jich im Staate die Theilung der 
Zuftiz und Adminiftration wirklich geftaltet, Wenn ver Ge 
feggeber nur durch allgemeine Züge die Gefchäftsfphäre ver Ju: 
iz und Adminiftration normiren kann, fo iſt eine zur Ent 
ſcheidung der Sompetenzverhältnifie, wie Diefe im Leben vorzufomm- 
en pflegen, bejtimmte Behörde, hauptſächlich darum nothwendig, 
um duch die Gründe: ihrer Entſcheidung dem. betheiligten Staats 
‚bürger Elar-zu machen, daß die Grenze zwifchen Juſtiz nnd Ami: 
niftvation nicht nach unmwefentlichen und zufälligen Momenten jond: 
ern nach. Realitäten, nach Momenten von praktifcher Bebeutung 


— 555 — 


und nach dem vorherrſchenden Prineip des Rechtsſchutzes im con⸗ 
ereten Falle abgeſteckt worben ift. 


Baden. 


In Baden ift die Nechtöpflege in bürgerlichen Streitfachen aus— 
ſchließlich an die Gerichte gewiefen *). Durch die Obergerichtsord— 
nung von 1803, $. 92. werden die „Zunftjtreitigfeiten, ſowohl jene, 
welche zwifchen der Zunft und den einzelnen Handwerksgenoſſen, 
ald jene, welche zwifchen verfchiedenen Zünften über ihre Zunftz. 
verhältniffe und Arbeitöberechtigungen entftehen“, Lediglich zur poli= 
zeilichen Erörterung verwielen. In dem Code Napoleon, der im 
Sahr 1810 im Großherzogtfum als bürgerliches Gefegbuch einge: 
führt wurde, jind viele Gegenftände des dffentlichen Rechts, oder 
privatrechtliche, die nicht ftreitig find, an die Gerichte gewieſen, welche 
für competent erklärt find, 3. B. in Fällen, wo Einfprache gegen 
eine abzufchließende Ehe erfolgt, über die Verichtigung eines bürg- 
erlichen Standesſcheines, im Abweſenheitsprozeſſe, für Adoption, 
für Entmündigung der Verftandesfchwachen oder Wahnjinnigen, 
Mundtodtmachung der Verſchwender u. f. w. Für alle dieſe Fälle 
ift aber auch durch das 2te Einführungsevict vom 22. Dezember 
1809, $. 8. und ff. die Kompetenz der Gerichte aufgehoben, 
und jene ver Polizeiftellen feitgefegt worden. Bon Weiler a. a. 
D. erläutert diefe Modification dahin, daß alle vorgedachten Geg- 
enftände dann nicht vom richterlichen Erkenntniffe auszufchließen 
feyen, wenn ſie das Privatrecht U, und zwifchen Privaten 
ftreitig würden. | 

Die Verfafjungsurfunde beftimmt $. * „Niemand kann ge— 
zwungen werben, fein Eigenthum zu dffentlichen Zwecken abzugeben, 
ald nach Berathung und Entjcheidung des Staatsminifteriums und 
nach vorgängiger Entſchädigung.“ Dad General:Refeript vom 26. 
November 1809 erklärt Die Kreisdivertorien (deren Geſchäftskreis 
nach $. 7. alle zur Staateverwaltung in den ihnen angemwiefenen 
Kreifen gehörigen Gegenftände, ſe weit fie nicht in ven nachful- 


*) Drganifation von 1803, 1. Edict. $. sit. VI. Dei. üsl, v, 1818, 
$.14. ' 
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genden 68. namentlich ausgenommen find, begreift) für competent 
zur Entſcheidung der Streitigkeiten über Erfüllung der Accorde 
zwifchen ven Unternehmern Öffentlicher Arbeiten und dem Staat 
oder den betreffenden Gemeinheiten andererfeits, über vie zu folden 
Einrichtungen abzugebenven Pläge, oder Berechtigungen, und über 
die dafür zu leiftende Entſchädigung (dieſer Fall ift jedoch durch 
$. 14. der Berfaffungsurfunde an dad Staatsminifterium gewieſen), 
über die Schulvigfeit, Art und Größe des Beitrags zu Steuern, 
Gontributionen, Staatd- over Gemeindelaften, Vergütungen von 
Kriegsſchäden, zu Öffentlichen Baulichkeiten an Gebäuden, Wegen, 
Brücken, Flüffen, gemeinnügigen vom Staate verorpneten Unterneh: 
mungen, über die Beftimmung des Vertrags der Alimentgelver für 
uneheliche Kinder. 

Diefe Verorpnung erhielt jedoch durch eine Erläuterung vom 9: 
September 1815 (Regierungsblatt v. 1815, Pag. 99.) mehrere 
Beichränfungen. Hiernach fol die Sache ſich zur gerichtlichen Ent- 
fcheidung eignen, wenn eine Frohndſchuldigkeit oder fonftige Concur— 
venz aus einem privatrechtlichem Titel, 3. B. aus Älteren Reluit: 
iond- oder fonftigen Berträgen widerfprochen wird, wenn der Be 
fier eines Platzes eine urkundliche Staatözuficherung behauptet, wenn 
er gegen Kaution für den Schaden den Beweis führen will, daß die 
Abtretung nicht nothwendig jey, wenn die bereits ausgefprochene 
Entſchaͤdigung nicht geleiftet wird, wenn kei einzelnen Subreparti: 
tionen von Steuern und Bffentlichen Ausfchlägen, oder bei Ent: 
fhadigungsforderungen einer Gemeinde an die andere, ober eines 
Einzelnen An- und Widerſprüche, begründet auf privatrechtlice 
Berhältniffe z. B. Verträge, entftehen. Aehnliche Unterfcheivungen 
in richterlicher und adminiftrativer Hinficht macht die Verordnung 
vom 7. Februar 1810 in Betreff der Frohnden (NRegierungsblatt 
1810. Bag. 55.) *). 

In Baden foll ein Competenz-Conflict erft dann als vorhanden 
angefehen ‘werben, wenn bie Gerichte auf die gegen eine erfannte 
Ladung eingelegte Proteftation der Adminiftrativftelle die Ladung 
nicht zurucknehmen *). Die Verwaltungsftelle fol — nad ven 





*) Vergl. Archiv für eiviliftifche Praris, Br. 3. ©. 243. ff. 
**) Nach ſchriftlicher Grläuterung des Staatsminifteriums vom 15. Ian 
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beftehenden Anoronungen — bei Competenz-Zweifel nicht per mo- 


dum exceptionis fondern per modum protestationis dad Nöth- 
ige den Gerichten vortragen. Ob auch die Partheien, deren Rechte 
hier in Frage ftehen, mit Ausführungen zur Begründung der Kon. 
petenz der Gerichte, jih an das Staatdminifterium wenden bürfen, 
it nicht beftimmt. Aber anerkannt ift es, daß da, wo ein Gericht 
auf eingelegte Proteftation der DVerwaltungsbehörve fich ald incom- 
petent erflärt, die Berufung an das obere Gericht zuläffig ift *). 


Eine neuere badiſche Verordnung, Die zwar nur bie Regufirung 
der Gompetenz = Gonflicte über Gemeinvefachen betrifft, nämlich vom 
13. Auguft 1829, iſt infofern merfwürbig, als fie wenigftens bie 
Grundfüße zeigt, von welchen bei Competenz⸗Conflieten überhaupt 
die Staatsregierung ausgeht. Es heißt darin: 1) die Gerichte 
find zur Entſcheidung ſolcher Streitigkeiten nur in dem Falle com— 
petent, wenn die Anſprüche, deren Beſtehen beſtritten wird, aus ei— 
nem Rechtsgrunde abgeleitet werden, der mit dem Verhältniß der 
angeblich Berechtigten als Mitglieder betheiligten Gemeinde nicht in 
Verbindung ſteht. — 2) Hängt dagegen der Rechtsgrund ſolcher An— 
ſprüche mit der Eigenſchaft der Berechtigten als Mitglieder der Ge— 
meinde zuſammen, fo haben die Verwaltungsbehörven alle darüber 
entſtehenden Streitigkeiten ausſchließend zu entſcheiden. Dieſe Com— 
petenz findet ſtatt, ohne Rüdficht, ob die früheren Eroͤrterungen und 
Entfcheivungen über den Streitgegenftand, von den Verwaltungs: 
oder Juftizitellen ausgegangen find, und ob der Maafftab zu Ber: 
theilung der Almand-Nugungen von der Eigenſchaft als Gemeinds- 
bürger allein oder zugleich von dem Befit einer Realität, doch nicht 
ausfchließend von dieſem, over aus früherer Genußberechtigung ent— 
nommen ift. . iR 

Auf dem bapifchen Landtage von 1831 Hatte der Geheimerath 
Mittermaier in einer Motion auf vie Aufhebung der Admini— 
frativjuftiz angetragen, und die Unzweckmäßigkeit der Einrichtung 
nachgemwiefen, Die zweite Kammer trat einflimmig dem Antrage 





nar 1824 in v. Weilers Auffa im Archiv für die Rechtspflege und 
Gejebgebung in Baden 1. Bd. 2. Heft. S. 365. 

*) V. Hohuhorft Jahrbücher des Badiſchen Oberhofgerichts IV, 
©. 335. | : 
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bei, daß nicht mehr das Staatdminifterium vie Competenz-Confllete 
entfcheiden follte *). 


Im Großherzogthum Baden befteht feit 1832 die Trennung der 
Verwaltung von der Juftiz in der Art, daß bei ven Aemtern von 
den verfchievdenen Beamten Cinem die Juftizverwaltung, dem And: 
eren die Aominiftration übertragen ift. Iſt auch diefe Einrichtung 
nicht ohne wohlthätige Folgen geblieben, fo ift fie doch nur eine 
halbe Maafregel, und die Nothwendigfeit einer Reform im zwed: 
mäßigerer Regulirung der Gompetenzverhältniffe zmifchen ven Ge 
richten und Berwaltungsbehörden wird immer mehr erfannt. Man 
erwartet die Organifation einer befonderen Stelle, die, da fie zum 
Theil aus Mitgliedern der Gerichtähöfe, zum Theil aus DVerwalt: 
ungsbeamten befteht, unpartheiiſch ift und doch alle Gigenfchaften 
befigt, um gerecht und zweckmäßig über die Grenzen ver Juſtiz und 
Adminiftration zu entjcheiden. Die Anficht, nach welcher eine ge: 
mifchte felbftftändige, aus Verwaltungs: und Yuftizbeamten beſteh— 
ende Behörde über die Gonflicte entfcheivet, liegt den neueften Ge: 
feßgebungen zu Grunde; fie ift in ver koͤniglich ſächſiſchen *), han: 
ndverifchen ***) und braunfchweigifchen F) Berfaffungsurkfunde an: 
genommen. 





*) Dergl. Landtagsverhandlungen der 2ten Kammer in Baden 18, Heft. 
Eeite 226. 

*5) Sächfifche Berfafjungs-Urfunde $. 47. Nach dem neuen Geſetzent⸗ 
mwurfe, den die beiven Kammern unter verfchiedenen Modificationen 
bei der diegjährigen Berathung angenommen haben, ift nunmehr viele 
Behörde zur Entfcheivung der Gompetenzconflicte, organiſirt. 

***) Hannover’fches Staatsgrundgejeß $. 156. 

+) Braunfchweigifche Verfaſſ.-Urkunde $. 196. Sie ftellt * Grundſatz 
auf, daß die Beurtheilung, was zur Competenz der Gerichte gehöre. 
zunächit dem Nichter gebühre. — Neber das Verfahren bei Gompeten; 
Conflieten entfcheivet das Gejek vom 12. Det, 1832. über die Orga⸗ 
nifation der Minifterialeommiffion. Es befteht eine eigne Minijlerial: 
Commiſſion, von welcher die Mehrzahl höhere Juſtizbeamte ſeyn foll- 
en: es ift die Frift genau beftimmt, innerhalb welcher die Partheien 
ihre Rechte dedueiren können und die Commiſſion entſcheiden muf. 
Mitglieder der Commiſſion, welche fchon in Beziehung auf den Geg. 
enftand vermöge ihres Amts eine Verfügung erlaffen, oder dazu mit; 
gewirft haben, ftimmen nicht mit. 


“ 


er 
Kurheſſen. 


Die Kurheſſiſche Verordnung, die Umbildung der bisherigen 
Staatsverwaltung betreffend, vom 29, Juni 1821 beſtimmt $ 53.: 
„die Untergerichte erkennen über alle bürgerlichen Rechtäftreitigkeit- 
en, welche nicht jchon in erfter Injtanz vor dad Obergericht gehör- 
en.“ Sie überweist den Regierungen, z. B. die Mitwirkung zur 
Entjcheidung über die Reclamationen rückſichtlich der Militairpflicht: 
igfeit. Auch follen hiernach bHinfichtlih der Aominiftrativ: und 
Difeiplinarpolizei die etwanigen Beſchwerden über Verfügungen ver 
Polizeibehörden, die unmittelbar unter der Regierung ftehen, bei 
diefer angebracht werden. Die Kurheſſiſche Verfaſſungsurkunde 
$. 113 erklärt: daß Niemand an der Vertretung und Verfolgung 
des Rechtswegs vor den Landeögerichten verhindert werben dürfe. 
Die Beurtheilung: ob eine Sache zum Gerichtöverfahren fich eigne, 
joll dem Richter nah Maafgabe ver allgemeinen Rechtsgrundſätze 
und LZandeögefege gebühren *). 


Nbeinbeffen. 

Das Vrincip der Trennung der Juſtiz von der Dermwaltung 
wurde in dem jegigen Großherzogthum Heſſen zuerit im Jahr 1803 
praktiſch; bis dahin waren die Provincial= Regierungen zugleich 
Juſtiz- un Apminiftrativ-Behdrden zweiter Inftanz. 
Die im Jahre 1803 nach der neuen geograpbiichen Geitaltung des 
Landes vorgenommene umfaſſende Drganijation conftituirte Pro— 
vincialgerichtöhöfe (Hofgerichte), welche die Juftiz in zweiter In— 
ftanz verwalten jollten, während den Regierungen die Apminiftra- 
tion blieb *). Im Jahr 1821. wurde, unter dem Minifterium 
Grolmann, auch in erfter Inftanz die Juſtiz von der Ver— 
waltung getrennt, während beide Functionen bisher in den ſoge— 


“ lieber Kurbeffen Bergl. Pfeifer, praftiihe Ausführungen. Bd, 3, 
Nr. X. ©. 447. 

*) Weiß, Syſtem des Verfafiungsredjtes des Großherzogthums Hefien, 
Darmitadt 1837. S. 48. 
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nannten „Aemtern“ vereinigt waren. Für die Adminiftration 
wurden Landräthe, fir die Juſtizverwaltung Land richter, mit Bei- 
gebung von Landgerichtsaſſeſſoren, der Regel nach, beftellt *). Die 
DOrganifation vom ‚Jahr 1832 fieß die Regierungen ver beiden Pro- 
yinzen Starfenburg und Oberheſſen ver Mittelbehörven verjchwinden 
und liberantwortete die Verwaltung den Kreisräthen, ald dem Mi: 
nifterium unmittelbar untergeoronete Behörden. Zugleich wird 
ven Gerichten die Polizeigerichtsbarkeit, mit Einſchluß der Forſtge— 
richtsbarkeit (unter Aufhebung des bisher beſtandenen Oberforftge: 
richts) zugewieſen. Das Militairſtrafgeſetzbuch vom Jahr 1822 be— 
ſtellte ein Kriegsgericht und ein Oberkriegsgericht als Gericht erſter 
und zweiter Inſtanz. | | 

Bei diefer Trennung der Juftiz von der Verwaltung machte id 
die Nothwendigkeit einer Geſetzgebung wegen ber Gompetenzconflicte 
geltend. Schon das Drganifationdevict vom Jahr 1803, welches, 
wie bemerkt, die Verwaltung von der Juftiz in zweiter JInſtanz 
trennte, mußte fich darüber ausjprechen, und that dieſes auch in 
einem befonderen Paragraphen ($.7.). Allein dieſe Beſtimmung **) 
wurde durch folgende Verorbnung vom 12. Mai 1814 ***) ausdrüd— 
lich aufgehoben: „Um allen Nachtheilen vorzubeugen, welche aus 
ven Gollifionen der Juſtiz- und Aominiftrativbehörden in Fällen 
entftehen, wo biefelben nach ven bis jet über das Reſſort einer 
jeven Behörde vorhandenen gefeglichen Beſtimmungen zu verſchied— 
enen Anfichten über ihre Gompetenz geleitet werden, haben Wir 


*) Weiß a. a. O. ©. 65. j 

**) „Zur Vermeidung aller Colliſionen zwifchen den Juſtiz- Gollegien und 
den übrigen Etaatsbehörden gilt .die Negel: So oft Etreit entiteht 
oder die Frage ift, ob der vorkommende Fall unter ein vorhandene 
alfgemeines oder fpecielles Gefeg fubfumirt werden müfje, vder nicht, 
muß die Juftizbehörde entſcheiden.“ 

**;*) Siehe über diefe Verordnung: Eigenbrobt Handbuch der Großh 

GHeſſ. Verordnungen, Band 1, Darmftabt 1816. ©, 332—334. Hart: 
leben: Allgemeine Juſtiz- und Polizeifama, Jahrgang 1815 ©. 48 
20, 20. Weſentlichen Antheil an diefen Geſetzen nahmen der nachherige 
Geheime-Rath und Hofgerichts » Präfident Minnigerode. Berfeftr 
der Echrift: Beitrag zur Beantwortung der Frage: Was ift Juſtiz— 
und was ift Nominiftrativfahe? Darmitadt 1835, die gewiffermasen 
als Gommentar biefer Legislation gelten Fann, | 
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Uns bewogen gefunden, Folgendes zu verordnen: $. 1. In allen 
Sachen, in welchen jich Unfere atminijtrative Behörven als com— 
petent anjehen, und deßhalb Verfügungen erlaffen, haben ſich vie 
Juſtizbehörden aller, gegen Letztere gerichteten Inhibitionen, und in 
das Verfahren der abminijtrativen Behörden eingreifenden Proce— 
duren zu enthalten. $. 2. Wenn im folden Sachen, gegen Ber: 
fügungen einer obern Adminiftrativbehörde bei einem Unferer Juftize 
Collegien Beſchwerde geführt wird, und das Juſtizeolleg fich für 
befugt Hält, darüber zu erkennen und zu entfcheiden, fo bat daſſelbe 
alsbald jeine Anjicht ver einjchlägigen Apminiftrativbehdrpe, im Weg 
der Communication, mitzutheilen, worauf die Leßtere unverzüglich, 
in jo fern feine Gefahr auf dem Berzug haftet, alles Verfahren, 
welches zu dem Recurs an die Juftizbehörde Anlaß gegeben, ein: 
zuftellen und falls fie die Anficht verfelben für richtig, mithin den 
ergriffenen Recurs für zuläßig halt, den Gegenftand, worauf es an- 
fommt, ohne weitered an die Juftizbehörve abzugeben, im entgegen= 
geſetzten Falle aber die Gründe, aus welchen fie die richterliche Ein- 
fehreitung in ver Sache für unftatthaft erachtet, der Juſtizbehörde 
zu eröffnen hat. $. 3. Findet dieſe fich durch die ihr mitgetheilten 
Gründe veranlaßt, von ihrer früheren Anjicht abzugeben, und find 
hiernach beide Behörden über die Unftatthaftigfeit des Recurſes 
einig, jo behält eö vabei fein DBewenden, der Reclamant ift fofort 
mit feiner Beſchwerde, ald zum Wege Rechtens nicht geeignet, ab— 
zuweifen, und die Adminiftrativbehörde hat nunmehr in ver Sache 
weiter zu verfügen. Sollten jich aber beide Behörden nicht auf dieſe 
Art im Wege der Communication über den Punkt der Competenz 
vereinigen, jo bat jede verfelben ihre desfalljige Anjicht mit Ausein— 
anderfegung der Gründe, worauf fie fich ftüßt, ohne Aufenthalt 
Unferm Geheimen - Staatöminifterium zur Entfcheidung vorzulegen, 
welches in einem jeden folchen Balle, nad) genauer Ermägung aller 
Umftände zu unterfuchen hat, ob von, einer eigentlichen, zum Reſ— 
fort der Juftizftellen gehörigen Nechtöverlegung die Frage fey? 6.4. 
Wenn wirkliche Gefahr auf dem Verzuge haftet, und es die Um— 
ftände nicht geftatten, den Erfolg der Communication ziwifchen ven 
betheiligten Behörden, oder die Entſcheidung ded Geheimen Staats— 
Minifteriums abzuwarten, fo hat die Adminiftratio-Behörbe, als die 
jenige, welche zuerft in der Sache verfügt hat, eine den Umſtänden 
angemeffene Provifionalverfügung zu treffen, dabei jedoch jedesmal 
1840. I. 088 
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möglichft den Bedacht darauf zu nehmen, daß ver vorige Zuſtand 
der Sache wieder hergeftellt werden Fünne; nur in Fällen, wo dieß 
wegen befonverer Beichaffenheit der Sache, und der nothwendig zu 
erlaffenden Provifionalverfügung nicht möglich ift, foll es hinreichen, 
wenn für die Durch das Proviforium zu bewirfende Veränderung 
vollftändiger Erſatz geleiftet werden Fann *). F. 5. Wenn Sachen 
vor Unfere Juftiz.Gollegien gezogen werben, welche die Adminiiftra: 
tiv⸗Behoͤrden al8 zu ihrem Reſſort geeignet, betrachten, fo haben 
die Letzteren ebenfalld fich aller einfeitigen Vorſchritte gegen die 
von den Zuftig =» Gollegien erlaffenen Verfügungen zu enthalten und 
beive Behörven haben fich vielmehr, in Anfehung der zwifchen ihn 
en ftreitigen Gompetenz, auf die vorhin feſtgeſetzte Art, im Wege ver 
Gommunication mit einander zu vereinigen, oder in deſſen Entiteh: 
ung, die Entfcheindung Unferd Geheimen Staatöminifteriums **) 
einzuholen, fo wie denn auch in vergleichen Fällen, die etwa nötb: 
igen Provifionalverfügungen von den Yuftiz= Gollegien zu erlaffen 
find. $. 6. Gollifionsfälle, welche fich zwifchen den Juftizämtern 
und unteren Adminiſtrations-Behoörden ergeben, jind von venfelben 
jevedmal mit einftweiliger Audfegung alles Verfahrens, an ihre vor: 
gelegten Landes-Collegien einzuberichten, und ift darauf deren Ent 
fehlteßung abzuwarten. $. 7. Die in ven vorigen $$. enthaltenen 
Beftimmungen follen übrigens nicht fo verftanden werben, als ob 
e8 Unfere Abſicht wäre, den firaden Lauf ver Juſtiz in Anfehung 
derjenigen Streitigkeiten zu hemmen, welche über privatrechtlice 
Berhältniffe zwifchen Unferm Fiscus, veffen Intereffe einzelne Uni- 
erer Aodminiftrativ = Behörden zu wahren haben, und Ginzelnen, 
oder Corporationen entftehen Fünnten; in folchen Sachen haben viel- 
mehr die Iuftizbehörven, nad) wie vor, ihre Amtsthätigfeit unbe: 
dingt auszuüben, Eben dieß gilt auch von Streitigkeiten über bie 
privatrechtlichen Verhältniffe von adminiftrativen Behörden gegrün- 


*) Bergl. Eigenbrodt a. a. D. ©. 333, Nota b. c. 

**) In Gemäßheit der Verordnung vom 28. Mai 1821 über die Orge 
nifation der oberften Staatsbehörden ift nun der durch diejelbe einge: 
ſetzte Staatsrath „oberfte entfcheivende Behörde in Competenzſtreitig— 
feiten zwifchen Juſtiz- und Verwaltungsbehörden,“ (fowie „in allen 
Necurfen von den Entjcheidungen der Berwaltungsbehörben in Ab: 
miniftrativ-Juftizgfachen“). 
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deter oder geleiteter Inftitute und Über die privatrechtlichen Verhält: 
niffe aus Gontracten, welche Aominiftrativbehörden mit Einzelnen 
oder mit Gorpovationen eingehen, oder eingehen laſſen. $. 8. Weber 
die Grenzen der Disciplinar- und Strafgeivalt ver Apminiftrativ- 
Behörven, in Anfehung ver ihnen untergeorpneten Diener, werden 
Wir in einer befondern Verordnung das Erforberliche verfügen: die 
Zuftize Behörden haben daher vergleichen Diener nie gegen die Be— 
ſtimmungen ver Zevachten Verordnung vor ihr Fodum zu ziehen, 
und nie Neclamationen folcher Diener gegen die Ausübung der 
Disciplinar= und Strafbefugniffe der Adminiſtratib-Behorden anzu— 
nehmen, vielmehr die Reclamation damit einzig am die vorgefegte 
Adminiftrativbehörde zu verweilen. $. 9. Alle früheren, dieſer Unſ— 
erer Verordnung*) entgegen ſtehenden, geſetzlichen Vorſchriften, nam— 
entlich die, in Unſerm Organiſations-Edict vom 12. Oktober 1803. 
F. 7. zur Vermeidung aller Colliſionen zwiſchen den Juſtiz-Colle— 
gien und den übrigen Staatsbehörden feſtgeſetzte Regel, werden hier— 
mit für aufgehoben erklärt. 

AL im Jahr 1821 die Trennung der Juſtiz von der Verwalt- 
ung in erfter Inſtanz bewirkt wurde, wurden ſowohl für die neuern 
Verwaltungsbeamten (Landräthe), als für die neuen Juftizbeamten 
(Kandrichter) beſondere Inftructionen ertheilt. In dem $. 12. der 
„Amtsinftruction für die Landräthe vom 28. November 1821 heißt 
ed: „ſollten Bälle jich ereignen, in welchen zwijchen ihnen (ven 
Zanpräthen) und dem Landrichter rückſichtlich der Competenz Gol- 
fifionen ftattfinden, fo haben fie in diefer Hinficht fich nach den vor- 
liegenden gefeglichen Beftimmungen zu richten, und wenn jie Pro= 
vijorien wegen Gefahr auf dem Verzug noch vor der Berichtöer- 
ftattung unumgänglich nöthig finden, mit dem Lantrichter im Weg 
ver Güte, allenfall® mittelft perfünlicher Beſprechung, fich zu ver- 
ftändigen“ **), 


*) Auf diefe Verordnung ſtützt fich namentlich die Verordnung vom 7. 
September 1814 wegen der Gemeinheitstheilungen, welche die Ber: 
waltnungsbehörde für competent erflärt, 

*s) Die 88. 13— 21. handeln von der Strafgewalt der Landräthe. Im 
$. 15. wird befonders hervorgehoben, es ergebe fich in Anfehung der 
Brage, in welchen Fällen überhaupt ihnen als Aominiftrativ- und 
Polizeibeamten, Strafbefugniß zuftehe, da nun eine Trennung ber 

38 * 
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Durch ein Geſetz vom 17. Mai 1827 wurde beſtimmt: „Wenn 
in Gemäßheit der $$. 3. und 5. des Geſetzes vom 12. Mai 1814 
durch die, zwifchen einer obern Adminiftrativbehörde und einem 
Juſtiz-Colleg erfolgte Vereinigung eine Sache zur Gompetenz ver 
Gerichte oder zur Gompetenz der Aominiftrativbehörven verwieſen 
wird, fo fteht es dem dabei betheiligten Privaten frei, in beiden Fall 
en den Recurs dagegen an den GStaatörath zu ergreifen, welder 
alsdann dauber, wie über die Gompetenzftreitigfeiten zwifchen Ver— 
waltungs= und Juſtiz = Behdrden, zu entſcheiden hat." *), 





Adminiftration von der Juftiz vorgenommen worben und jedes diefer 
Fächer einem befonderen Beamten übertragen worden fen, indem alles 
übrige bei der bisherigen Verfaſſung verbleibe, von ſelbſt, daß fie aud 
da zu unterfuchen und zu beftrafen hätten, wo vorher den Unterge: 
richten in der igenfchaft als Nominiftrativbehörden dieſe Befugnif 
zugeftanden. Der $. 11. der Dienftinftruction für die Landrichter 
vom 3, Dezember 1821 handelt von der Scheidung det Strafgewalt 
zwifchen ven „Landräthen und Landrichtern“, und gibt ‚zur Vermeid⸗ 
ung der Gollifionen“, die „Richtichnur” hin. Im Ganzen follten die 
Polizei-Vergehen und Forft:, Jagd: une Fifchereifrevel zur Competenz 
der Landräthe gehören. | 

*) Eine Verordnung vom 15. April 1829 „die Competenzeonflicte zwiſch— 
en Gerichten der Provinzen Starfenburg und Oberhefien und Geridt- 
en der Provinz Rheinhefien betreffend“, ift im Wefentlichen des In: 
halte: „da das Edict über die Organifation der oberften Staatsbe 
hörden v. Mai 1821 dem Staatsrathe nur die Entſcheidung der Con: 
fliete zwifchen den Juſtiz- und DBerwaltungsbehörden zugewiefen habe, 
es aber auch erforderlich fen, für die Entfcheidung derjenigen Gom- 
petenzconflicte, welche zwifchen den Gerichten der Provinz Nheinhefien 
und denen der beiden andern Provinzen entitehen könnten, befondere 
Borfehung zu treffen, fo lange ed an einem dem ganzen Lande ges 
meinfamen oberften Gericht mangle, fo folle bis zu deſſen Gonftituir: 
ung die Entfcheidvung dem Minifterium des Innern und der Jufliz 
zuftehen. Diefem Minifterium foll nad) dem Art. 108. der Disciplis 
narftatuten der Univerfität Gießen vom 28. April 1835 auch die Ent 
ſcheidung der Competenzeonfliete zwifchen dem afademifchen Discipli- 
nargericht und dem Univerfitätsrichter zuftehen. Cine weitere Verord— 
nung vom 29. Juli 1833 fchreibt weiter vor, daß der Staatsrath 
„auch die entfcheidende oberfte Behörde in allen denjenigen Competenz- 
Eonflicten, welche in Bezug auf die Frage, ob die Eivil- oder Mili- 
tärgerichtsbarfeit begründet fey, entitehen können, fein folle.“ 


— 


Der $. 17. der Dienſtinſtruktion für die Kreisräthe vom 20. 
September 1832, überfehrieben: „Gollifionsfälle zwifchen 
den Kreisräthen und Gerichten” ift des Inhalts: „Wenn » 
fih Fälle ereignen, in welchen zwifchen dem Kreisrathe und einem 
Landgerichte Hinfichtlich der Gompetenz Eollifionen ſtattfinden, fo ift 
nach Anleitung der vorliegenden gefeglichen Beftimmungen in ver 
Art zu verfahren, 1) daß beide Behörden vorerft auf ven Wege . 
der Communication und allenfalld mittelft perfünlicher Beſprechung 
ſich zu verftändigen fuchen. Findet aber 2.) eine Vereinigung ver 
Anfichten nicht ftatt, fo wird das Landgericht den Fall an das ihm 
vorgejegte Hofgericht einberichten, welches, wenn es a.) der Anficht 
des Kreisraths Beitritt, danach an das Landgericht verfügen wird, 
wenn ed aber b) die Anjicht des Landgerichts für die richtige hält, 
entweder fogleich oder nach fruchtlos gepflogener Correſpondenz mit 
dem Kreißrathe zum Zwede einer Berftandigung, im Falle es 'eine 
ſolche Gorrefpondenz für nöthig erachtet, an das Minifterium des 
Innern und der Juftiz berichtet und davon dem Kreidrathe Nach— 
richt gibt, welcher nun ebenfalld an dad Minifterium des Innern 
und der Juſtitz Bericht zu erftatten hat, damit von dieſem das 
Geeignete verfügt, namentlich, wenn ed der Anjicht des Kreisraths 
beitritt, die Sache an den Staatörath zur Entfcheivung des Con— 
fliet8 abgegeben werde. Hinjichtlich der Befugnig zur Exrlaffung von 
Provifionalverfügungen gehen auf vie Kreisräthe die Attribution: 
en der bisherigen Regierungen über, bei deren Ausübung fie je: 
doch die Rechte der Partheien zur Ergreifung des Necurfes an den 
Staatörath in den Fällen der Vereinigung zwifchen Aominiftrativ- 
und Juftizbehörven zu beachten haben. Tritt von Anfang an ein 
Eompetenzeonfliet zwifchen einem Hofgerichte und einem Kreisrathe 
ein, jo haben beide Behörden nach den Normen zu verfahren, melche 
für Gonflicte zwifchen höheren Juſtiz- und Apminiftrativ-Behörven 
vorgefchrieben find. In denjenigen Fallen, rvüdfichtlic deren die 
Kreisräthe dem Minifterium des Innern und der Juſtiz nicht un- 
mittelbar untergeoronet find, Haben dieſe bei Kompetenzconflieten 
mit den Sandgerichten die erforderliche Vorlage an die höhere Mit- 
telbehörvde (3. B. den Apminiftvativjuftizhof *) zu machen, damit 


*) Die Organifation v. 3. 1832 conftituirte „zur Ertheilung derjenigen 
Verfügungen und Entſcheidungen, welche bisher von den Regierungen 
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von dieſer mit dem betreffenden Hofgerichte communicirt und nach 
Umſtänden an das Miniſterium berichtet werde“ *). 

Als im Jahr 1835, unter Auflbſung der bisher für die Provinz 
Rheinheſſen in Mainz beſtehenden Provincialdirection, auch für dieſ— 
en Theil des Großherzogthums Kreisräthe eingeſetzt wurden, ward 
auch für dieſe, unterm 27. März, eine Dienſtinſtruction erlaſſen. 
Sm $. 17. derfelben: „Gollifionsfälle zwifhen Kreis: 
räthen und Gerichten“ heißt e8: „Sobald der Kreisrath durch 
die Staatsbehoörde oder auf andere Weiſe Kenntniß erhält, daß ein 
Gericht eine Sache vor fein Forum gezogen hat, deren Behandlung 
ihrer Natur nach zur Kompetenz der Verwaltung gehört, jo hat er 
nah Maafgabe der desfalls beitehenden MWorfchriften Kompetenz: 
Confliet zu erheben und ohne Verzug eine. Ausfertigung feines deß— 
falljigen Beichluffes der Staatöbehörde bei jenem Gerichte zu dem 
Zwede zu überfenden, damit von diefem alles weitere DBerfahren 
bi8 zur Entſcheidung des Staatörathed eingeftellt werde. Gleichzeitig 
Hat der Kreisrath eine Abfchrift feines Befchluffes, nebit feinen fünme- 
lichen Arten, dem Minijterium des Innern und der Jufliz vorzus 
legen, damit von diefem — fall es ver Anficht des Kreisrathes 
über die Gompetenzfrage beitritt — eine Entfcheidung des Staats: 
rathes veranlaßt werde. Ebenſo ift von dem Kreisrathe Competenz- 
Gonflict zu erheben und an das Minifterium des Innern und der 
Juſtiz zu berichten, wenn er und das Gericht in einer und derſelben 
Sache jedes ſich für incompetent erklären, In denjenigen Füllen 
rüucjichtlich deren die Kreisräthe dem Minifterium des Innern und 
der Juſtiz nicht unmittelbar untergeordnet jind, haben dieſe bei Gol- 
lifionsftreitigfeiten zwar auch den Gompetenzconfliet zu erheben, zu: 
‚gleich aber die erforderliche Vorlage an die höhere Mittelbehörde 
(3. B. den Aominiftrativjuftizhof) zu machen, damit von biefer, 
wenn fie der Anficht des Kreisrathed beitreten und nicht etwa den 





ausgiengen und ihrer Natur nach, eine collegialifche Berathung vor: 
ausfegen, eine bejondere Behörde, den Adminiftrativ-Juftizhof 
und bejtimmte, daß ihm, fo weit fich fein Wirfungsfreis erftrede, die 
Kreisräthe untergeorbnet feien, und er felbft unter der Leitung dee 
Miniſteriums des Innern und der Juſtiz ftehe. 

*) Der folgende $. 18. betrifft die „Gollifionen zwiſchen den 
Kreisräthen und Finanzbehörden.“ 
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Beſchluß veffelben aufheben follte, an das Minifterium des Innern 
und der Jufliz Bericht erftattet werde. Wenn wirkliche Gefahr auf 
dem DVerzuge haftet und es die Umftände nicht geftatten, die Ent- 
ſcheidung bed Stantörathed abzuwarten, fo hat der Kreißrath, wenn 
er zuerst in der Sache verfügt hatte, eine den Verhältniſſen ange: 
mefjene Provifional = Verfügung zu treffen, dabei jedoch jedesmal 
möglichft Bedacht darauf zu nehmen, daß der vorige Zuftand der 
‚Sache wieder hergeftellt werben kann. 


Sachfen : Meiningen. _ 


* 


Die Art, wie bier im Detail die Competenzverhältniſſe zwiſchen 
den Gerichten und den Verwaltungsbehdrven regulirt worden find 
‚verdient vorzügliche Beahtung. . 

Im Herzogtum Hilvburghaufen und Saalfelo beftimmt eine Ber: 
orpnung vom 21. Januar 1829 über die Verfaffung des Landes: 
minifteriums im Art. 14,, daß wenn die Gerichte ſich in einer Sache 
für incompetent erklären, weil fie folche ald Gegenſtand der Landes— 
verwaltung anſehen, auf gefchehene Anzeige der Regent, wenn vie 
Bermeilung der Sache an die Apminiftration für unrichtig befunds 
en wird, die Verhandlung und Entfcheivung der Sache an das 
Oberlandesgericht anbefehlen werde; nach Art. 15 follen Gompes 
tenzeonfliete zwijchen den. Verwaltungs = Zuftizbehörvden dem Reg— 
enten zur Entjheivung vorgelegt werden, und e3 heißt dann in ver 
Verordnung: Wir werben in einem folhen Falle dad Gutachten des 
Geheimenraths-Collegiums, und befonders, wenn von den Partheien 
darauf angetragen wird, des Oberappellationdgerichtd in Jena ver- 
nehmen, und fodann unſere Enticheivung abgeben. — Um nun die 
Beurtheilung der Gompetenzilreitigkeiten zu erleishtern, ergieng eine 
Herzogf. Meiningen’sche Verordnung über diefen Gegenftand vom 16. 
Suni 1829: den Fräftigen und zwedmäßigen Gang ver Staats: 
Berwaltung nicht durch den Rechtöweg in Angelegenheiten, die ihrer 
Natur nad) blos adminiftrativ jind, hemmen und ftören zu laffen, auf 
der anderen Seite aber den Unterthanen gegen Maaßregeln, durch 
welche fie ſich in ihren wohlerworbenen Rechten beeinträchtigt find: 
en möchten, ven vichterlichen Schuß zu gewähren — dieß ift ver 
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Zweck dieſer wohl durchdachten, aus 49 Artikeln beftehenden Ber: 
sronung, aus welcher wir zur Charakteriſirung des Geiftes verfelben 
folgende Beftimmungen hier mittheilen: | 

Art. 1. Ueber die Einrichtung dffentlicher Abgaben zur Landes: 
fteuerfaffe und anderer Leiftungen für den Staat kann fein Rechts: 
flreit nachgelaffen werben; ſondern jie müffen auf dem verfaflunge- 
mäßigen Wege ausgefchrieben, und aldvdann von ven Einzelnen un- 
meigerlich geleiftet werben, jelbft in dem Falle, daß der Einzelne die 
Gefegwidrigkeit der Abgabe überhaupt, oder der ihm gefchehenen 
individuellen Aufforderung behauptete. Es hat aber ein Jeder in 
folhem Falle das Recht, dieſe angebliche Geſetzwidrigkeit auf gericht: 
lihem Wege auszuführen, und das zuviel Gezahlte zurückzufordern. 

‚Art. 2. Diefes Recht kann gegen die Staatöfaffe geltend ge: 
macht werden, wenn die Abgabe von der an ſich competenten Be: 
Hörde ausgefchrieben worden, und in die Staatökaffe gefloffen ift- 
aber behauptet wird, daß das Ausſchreiben felbft verfaffungsmidrig, 
3. B. ohne Zuflimmung der Stände gefchehen fey. Gegen die ein: 
zelnen Beamten und Stellen, welche ſich eine folche eigenmächtige 
Ausſchreibung zu Schulden bringen follten, findet daneben noch die 
Anklage wegen Erpreffung oder Goncufjion ftatt, und wenn biefe 
auf höheren Befehl gehandelt haben, fo kann von den Ständen eine 
Anklage gegen die ſchuldigen Vorgeſetzten eingeleitet werden. 

Art. 3. Hat aber ein einzelner Beamter fich vergleichen geiek: 
widrige Erhebungen zu eigenem Vortheil zu Schulden Eommen Lafl: 
en, jo findet gegen ihn ſelbſt, auffer dem von Amtöwegen einzuleit: 
enden Strafverfahren, eine Privatklnge auf Zurückgabe ftatt. 

Art, 4. Ebenſo foll auch gegen die Stantöfaffe eine Klage auf 
Herausgabe des Empfangenen ftatt finden, wenn zwar die Abaabe 
an fich verfaffungsmäßig tft, der" Einzelne aber behauptet, daß er 
für feine Perſon nach dem gefeglichen Maßſtabe weniger zu entricht- 
en verbunden geweſen ſey, als ihm abgeforvert worden if. Nur 
fol zu einer Zurückforderung derjenige nicht berechtigt ſeyn, welcher 
"behauptet, daß eine Abfchägung zum Behuf der Abgabenentrichtung, 
welche nach einem Durchfchnitt für eine gewiffe Klaffe im Geſetze 
beſtimmt feftgefest worden‘, entweder im Ganzen, ober in fpezieller 
Beziehung auf ihn felbft unvichtig ſey. 

Art. 6. Im Falle aber eine Klage auf —— rechtlich 
begrundet iſt, hängt es von der Lage der Sache nach Art. 2. und 
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3. ab, ob ſie gegen die Staatskaſſe, oder gegen die Perſon des 
Staatsbeamten gerichtet werden ſoll. Im zweifelhaften Falle, das iſt, 
wenn die Erhebung von einem dazu beſtellten Beamten geſchehen 
iſt, kann die Klage gegen die Staatskaſſe gerichtet, und dieſer über— 
laſſen werden, an den Staatsbeamten ihren Regreß zu nehmen. Es 
ſoll daher der Kläger, wenn die Quittung von einem dazu bes 
ftellten Beamten ausdgeftellt ift, nicht mit dem Beweiſe belaftet werd- 
en, daß dad Geld wirklich zur Kaffe verrechnet worden fey. 

Art, 7. Perfönliche Anfprüche wegen geſetzwidriger Abgabener- 
bebung gegen ven Beamten gehen nicht auf den Amtönachfolger, 
fondern nur auf die Erben über, finden aber auch gegen diefe nur 
aus dem legten Jahre feiner Amtsführung und nur ein Jahr lang 
nad dem Abgange oder Tod deffelben ftatt. Eine früher ange- 
brachte Klage ift, mie ich verfieht, am dieſe Friſt nicht gebunden, 
fondern von den Erben in der Lage, wie fie fich befindet, fortzu- 
fegen. : * 

Art. 8. Betrifft der Gegenſtand nicht die oͤffentliche Abgabe ſelb 
fondern Gebühren und Sporteln, welche ver Beamte neben berjelben 
von den Abgabepflichtigen erhebt, fo hat die Landesregierung über 
bie Zuläffigkeit des Anfages zu entfcheiden, Auffer dem Necurd 
an das Landesminifterium kann die Sache an die Stände gebracht 
werben, ob jie folche zu einer allgemeinen Beſchwerde gerignet find= 
en, Ueber Gebühren und Sporteln bei den Gerichten entfcheiven das 
Oberlandesgericht, und über vergleichen Gebühren bei grundherrlich- 
en Gefühlen (3. B. Schreibgeld) ift der gewöhnliche Nechtöweg zu 
betreten. 

Art. 9. Neben dem Erſatz deſſen, was gefeßwidrig von den Un— 
terthbanen erpreßt worden ift, und der dem Betheiligten freiftehenden 
Klage, kann wegen Erprefiung ein Strafverfahren von Anıtöwegen 
gegen den Beamten eingeleitet werben, aber nur auf den Antrag 
der Landesregierung, welcher die erſte Unterſuchung des Amtöver- 
haltens zufteht und obliegt, dieſelbe muß aber, fo wie fich ein wirf- 
liches ftrafbares Amtöverbrechen herausftellt, das eigentliche Crimi— 
nalverfahren, die Unterfuchung und. Entfcheidung dem Oberlandes- 
gerichte abgeben, | 

Ars. 12 1) Ueber die Zweckmäßigkelt einer Verfügung, melde 
in dem Wirkungskreiſe der Landesregierung oder Kammer von ihr 
felbft, oder einem ihr untergeorbneten Beamten getroffen wird, kann 
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unter feiner Beringung ein gerichtliched Verfahren eröffnet werden, 
Es findet nur der Necurs bei den vorgefegten Behörven, und zuleßt 
‚bei Uns felbit ftatt, wern Jemand behaupten follte, daß ihm durch eine 
unndthige und unzwedmäßige Anordnung Nachtheil zugefügt werde. 

Art. 13. 2) Auch über die Befugniß der Landeöregierung, ver: 
gleichen Anoronungen zu treffen, kann von ven Betheiligten ver 
Rechtsweg nicht eingeleitet, fondern nur Recurs an die vorgeſetzte 
Behörde genommen werden. Dermeint aber Jemand, daß ihm durch 
eine Ueberfchreitung ver Amtöbefugnifje erworbene Recht e verlegt worden 
fegen, fo ift zwar dennoch vorläufig Folge zu leiften, es Fann aber 
dagegen bei den Gerichten eine Injurien= oder Entſchädigungsklage, 
und nach den Umftänvden auch eine Klage auf Zurüdgabe und Wie- 
bereinfegung resp. gegen den Urheber der Verlegung, und gegen 
die Staatöfaffe angebracht werben. Der Landesregierung ſteht frei, 
in einem folchen Falle ven verklagten Beamten durch den — 
en Anwalt vertreten zu laſſen. 

Art. 14. 3) Wenn auch eine Ueberſchreitung der Amtsbefugnifſe 
nicht behauptet werden kann, ſoll doch Niemanden etwas von dem 
Seinigen zum Vortheil des Staates entzogen werden, ohne dafür 
volle Entſchädigung zu leiſten. Auf eine ſolche Entſchädigung kann 
daher jedesmal gegen die Staatskaſſe, over diejenige beſondere öffent— 
liche Kaſſe, zu deren Gunſten die Abtretung eines Beſitzthums oder 
Rechts geſchehen iſt, bei den Gerichten Klage erhoben werden. 

Art. 15. Gegen die Geſetze, welche mit Zuſtimmung der Stände 
über die Aufhebung von Privilegien, Monopolien, und andere. ber: 
gleichen Nechte erlaffen werden, findet aud dem Grunde, daß bie 
Entſchadigung dafür zu gering angejeßt, oder eine folche Entichärig- 
ung ganz auögefchloffen werde, fein Antrag auf rechtliche Ge: 

dr ftatt. 

Art. 19. Imfofern bei den Leiſtungen zu dffentlichen Zwecken, 
bei der Vertheilung der Kriegdlaften, Straßen- und Brüdenbau, 
Armenweien, Unterhaltung der Kirchen, Pfarreien, Schulen u. |. w. 
Gemeindeanlagen und Gemeinvdeverhältniffe in Sprache fommen, bat 
die Landedregierung das Recht und die Pflicht, die Art der Auf 
bringung als Sache ver Verwaltung zu ordnen, und es muß dieſer 
Anorpuung, was vie laufenden Berürfniffe betrifft, unweigerlich 
Folge geleiftet werden. Wenn aber einzelne Gemeinveglieder, oder 
Klafien verfelben beſondere Statuten und vertragsmäßige Rechte be: 
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haupten, jo ſoll ihnen die vehtliche Ausführung nachgelaffen bleib⸗ 
en. Allein gegen eine Repartition nach dem Vrincip der Gleichheit, 
und dem Maafitabe des Vermögens (vorderhand des Immobiliar 
Contributionsfußes) joll eine bloße Obfervanz, ohne fpezielle Rechts⸗ 
titel niemals angezogen werden. 

Art. 20. Daſſelbe gilt von den Verhältniſſen mehrerer Gemein- , 
den unter einander, wegen der gemeinjchaftlich zu tragenden Bau⸗ 
koſten der Kirchen, Pfarreien und Schulen. 

Doch iſt hiebei die erſte Quota der verſchiedenen Gemeinden in 
dev Regel und mit Vorbehalt beſonderer Verträge und Statuten 
nach der Zahl ver Familien, die Beiträge der Ginzefnen zu ber 
Duotawer Gemeinde aber nad) dem Verntges und Einkommen zu 
beſtimmen. 

Art. 21. Wenn ein Streit über die Staatd-, Gemeinde- und 
Kirchenrechnungen entfteht, fo gebührt ver Verwaltungs = Behörve: 
a.) die formale Anordnung und Rechnung; b) die Feftitellung ver 
Summen, und Abfchluß der Rechnung; ec) die vorläufige Beftimm- 
ung über die einzelnen Rechnungspofitionen, fowohl mas ihre Zu— 
lafjung fordern, oder ſie kann den Rechnungsanſatz ganz zurück— 
weifen. Gegen die Auflage einer befferen Befcheinigung, oder einer 
eivlichen Beftärfung findet Fein Berufen auf foͤrmliches rechtliches 
Gehör flatt; wenn ſich aber der Rechnungsleger a) bei den Reſo— 
Iutionen über Form und Galcul der Rechnung nicht beruhigen will 
fo Hat er den Recurs an die Rehnungsfammer, und resp. bei dieſer 
ſelbſt auf nochmalige fachkundige Prüfung; b) Hingegen in Abjicht 
auf das Materiale der Rechnung die Schulvigkeit, Einnahmepoften 
anzuerkennen, Ausgabepoften fallen zu laffen, oder förmlich zu be= 
weifen, fann die Sache joglefih in’ven Rechtsweg gezogen werben, 
wenn der eine Theil darauf gegen die vorläufige Entfcheidung der 
Permaltungsbehörve provoeirt. Es werden die ftreitigen Punkte 
son der Vermwaltungsbehörde berausgehoben, und dieſe mit den zur 
Entſcheidung nöthigen Aktenſtücken an die competente Yuftizbehörve 
abgegeben, melde die Partheirolle nach Lage ver Sache und den 
Rechten durch ein Decret zu beftimmen, zugleich aber auch eine prä= 
cluſive Frift zur Ausführung der Sache anzufegen hat: Mit ven 
übrigen Theilen der Rechnung wird aber im Verwaltungsmwege fort- 


gefahren. Ä 
Art. 22. Die Aufficht über das Gemeindevermögen bat die 
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Landestegierung, ſowohl was das eigentliche Gemeindegut, deſſen 
Eigenthum und Nutzung der Gemeindekaſſe gehört, (Kaͤmmereiver⸗ 
mögen) als was dad Bürgervermdgen (Nachbargerechtigkeit) betrifft. 
deſſen Benugung dem einzelnen Gemeinveglieve zufteht. Ihr ge 
bührt daher die Beftimmung über die Berugungsweife, Hegung 
und Theilung der Gemeindegüter, und dagegen findet ein Betreten 
des Rechtswegs durchaus nicht flat. Wohl aber fteht ven Be 
theiligten ver Rechtsweg offen, wenn entweder der ganzen Gemeinde, 
oder einem Theile derfelben ein Eigenthums- oder Benutzungsrecht, 
welches er in Aniprud nimmt, ganz entzogen, oder Benutzungs⸗ 
und Theilungsverhältniffe aufgeftellt werden follen, welche ein Theil 
als Eingriffe in die befonderen Rechte anfehen will. 

Art. 29. Im fomweit ein jeder Privatbefiger ſchuldig ift, zu Staats: 
und Gemeindezweden, zur Anlage von Straßen, Brüden, zur nöth— 
igen Befeftigung der Städte und Dörfer, zum Behufe der juccefji- 
ven Herftellung geraber und breiter Gafjen, zu Anlegung Öffentlicher 
Gebäude und Pläge, fein Grunpftüd gegen vorgängige vollftändige 
Entfhädigung abzutreten, jo hat aud über die Nothwendigkeit des 
Zwedes, und die Zweckmäßigkeit der geforverten Abtretung zu einer 
dffentächen Anlage nur vie Landesregierung zu entjcheiden. Die 
Duantität ver Entfchädigung aber, wobei nur immer auf den wahr: 
en gemeinen Werth, alfo nicht auf das fogenannte pretium affec- 
tionis, wohl aber auf die befonderen Umſtände, welche ven Ertrag 
erhöhen, gefehen werden fol, ift auf Anrufen im rechtlichen Wege 
auszumitteln. - 

Art. 30. Die Aufnahme in die Gemeinden, und die Verpflegung 
der Armen, welche mit dem Nachbarrecht in Verbindung ftehen, jind 
zwar Sache der Landedregierung, allein wenn die Aufnahme als 
Recht, vermöge der allgemeinen Gefege, oder der Statuten gefordert 
wird, jo fol die Sache auf rechtlihem Wege ausgemacht werben. 
Ausfchliegungen aus den Gemeinden, Zünften und Gorporationen 
koͤnnen zwar vorläufig von der Negierung audgefprochen werben, ed 
findet dagegen aber allemal ver Rechtsweg ftatt. 

Art. 31. Diefelbe Regel tritt ein, wenn Goncefjionen, und recht⸗ 
lihe Privilegien wegen Mißbrauchs dem inzelnen Privilegirten 
wieder entzogen werben follen, welcher immer rechtliche Verhand— 
lung und Entſcheidung forvern Fann. 

Art. 32. Hingegen ift vie Aufhebung vorhandener Privilegien 
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Gegenſtand der Geſetzgebung, und die Landesregierung dazu nicht 
berechtigt. Wohl aber kann fie die Verhäaͤltniſſe der Zünfte unter: 
einander, und ihre Handwerksbefugniſſe ordnen, wie e8 ihr am zweck— 
mäßigften erjcheint, ohne daß die Innungsartifel entgegengejegt werd⸗ 
en Fönnten, ald welchen die Glaufel: dad Privilegium nach Befinden 
zu mehren und zu mindern, nothiwendig zum runde liegt. Ins— 
befondere foll die Brage, ob das Verfertigen und Verkaufen gewiffer 
Gegenflände der oder jener Zunft ausfchließlich angehört, nie in den 
Rechtöweg eingeleitet werben. Gegen die Enticheivung der Landes— 
regierung findet nur Beſchwerde bei Und felbft ſtatt. Die Landes— 
regierung wird bei dieſen Angelegenheiten ihre Entſcheidung davon 
Seiten laffen, daß zwar die bürgerliche Nahrung ver verfchiedenen 
Zünfte nicht gefehmälert, aber auch vie Gewerböfreiheit überhaupt 
möglichſt befördert werben muß. 

Art. 33. Wenn- auch auf irgend ein Gewerbe ausſchkießlich Pri- 
vilegien ertheilt worven find‘, fo ift doch die Landesregierung nicht 
ſchlechterdings daran gebunden, fondern ‚fie fann aus Gründen des 


Gemeinwohls bei Und auf Ertheilung gleicher Privilegien und Eon= - 


cefjionen an Andere antragen. Es fol dann von ihr die dem früh— 
er Berechtigten allenfalld zu verwilligende Schadloshaltung beftimmt, 
auch gegen dieſe demſelben zwar der Rechtsweg eröffnet, bei der Be- 
rechnung aber nur auf diejenigen Umftände gefehen werden, welche 
zur Zeit der Ertheilung vorhanden waren, und nur dasjenige if 
zu erfegen, was gegen dieſe gehalten, vie Sache durch die neue 
Conceſſion an Werth verliert. 

Art. 34. Anders verhält es jich jedoch in den Fällen, wo die 
alte Gonceffion und die neue (3. B. bei Waſſermühlen) jich ver- 
möge der Naturverhältniffe nicht miteinander vereinigen laffen. In 
diefem Falle fteht dem Altern Berechtigten dad Necht zu, auf Rück— 
nahme oder Beichränfung det neuen Concefjion zu dringen, und 
darüber auf vichterliche Entſcheidung anzutragen. Der fpäter Pri— 
vilegirte hat Feine andere Entfchädigung von der Staats- oder Do— 
mänenkaffe zu verlangen, ald vie Zurüdgabe deſſen, was er dahin 
für die Ertheilung gezahlt Hat. 


Mir müffen am Schluffe diefer Ueberfiht auf Preußen und 
Bayern und auf einige allgemeine Bemerkungen zurüdkommen. 


5 
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In beiden Staaten ſind in neuerer Zeit genauere geſetzliche Be— 
ſtimmungen über Gompetenz = Gonflicte theils wirklich ſanctionirt, 
theils in legislativen Entwürfen und Verhandlungen darüber 
zur Sprache gebracht worden. Ein preußiſches Geſetz über 
Verfahren bei Competenz-Conflicten zwiſchen Gerichten und Ver— 
waltungsbehörden vom 30. Juni 1828 ſetzt feſt: „daß jeder einzelne 
Fall eines Conflicts, der nicht durch Vereinigung zwiſchen dem 
Miniſter der Juſtiz und Miniſter der betreffenden Verwaltung zu 
erledigen iſt, im geſammten Staatsminiſterium nach ſeinen faktiſchen 
und rechtlichen Verhaͤltniſſen vollftändig erörtert und gründlich ge— 
. prüft werde. Wenn hierdurch die Gewißheit erlangt ift, daß Feine 
Momente übergangen find, die eim rechtliches Urtheil über vie ftrei- 
tige Anwendung des Gefeges auf den vorliegenden Fall begründen, 
hat dad Staatsminifterium in einem motivirten gutachtlichen Be- 
richt auf meine unmittelbare Beſtimmung anzutragen, auch wenn 
nach der Anficht defjelben der Kompetenzftreit aus einer zweifelhaft: 
en Fafjung des Geſetzes entjproffen und durch eine Declarativ:Ent: 
fcheidung, mithin im Wege der Gefeßgehung zu berichtigen find, ven 
Entwurf der Declaration zu meiner weiteren Verfügung mir ein: 
zureichen. In fofern nun über die Anwendbarkeit eines für un 
zweifelhaft zu achtenden Geſetzes auf den einzelnen Fall zu urtheilen 
ift, mithin Feine gefeßgebende, fondern eine richterliche Funktion ein 
tritt, behalte ich mir nach Verſchiedenheit der Falle und mit Rüd: 
ficht auf die größere oder mindere Erheblichfeit des Gegenſtandes 
vor, entweder unmittelbar erforderlichen Falles nach zuwdrverft er- 
ftattetenn Gutachten des Staatsraths zu enticheiden oder die Entſcheid— 
ung dem höchſten Gerichtshofe, mithin nach Bewandniß des Reſſorts 
entweder dem geheimen Obertribunal oder dem rheinifihen Reviſions— 
bofe aufzutragen. Uebrigens muß, ſobald der Fall eined Conflict 
eintritt, das Nechtöverfahren in der Sache jelbft von Seite ver ge 
richtlichen Behörde ſuspendirt und die Entjgelung ded Gompeteny 
Confliets erwartet werden. 

In Preußen foll alſo jeder fofche Fall auf das forgfältigite 
und gründlichfte vorerjt verhandelt werden, damit dem Könige eine 
genügende Grundlage vorgelegt werben Fünne. Der preußifchen 
Legislation gereicht hierunter zum Ruhme, daß fie ſich zu einer Zeit, 
wo viele deutfhe Staaten durch die adminiſtrativ-contentiöſe Juſtiz 
den Gerichten Streitigkeiten entzogen, fih frei von der Nachahmung 
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der franzöflfchen Einrichtung gehalten, und vie Befugniffe der ge- 
vichtlichen Gewalt reſpechrt hat. 

Bei der in neuefter Zeit verhandelten Frage: ob überall, wenn 
in einem. Prozeſſe eine Barthei auf einen Staatsvertrag fi 
bezieht, die Gompetenz der Gerichte ausgeichloffen ift, nimmt Eine 
preußijche Verordnung vom 25. Januar 1823 die beſondere Auf: 
merfjamfeit in Anſpruch. Sie entfcheivet, daß in Fallen, wo Staate- 
verträge angeführt werben, vie Gerichte verbunden jeyen, vor Ab- 
faffung der Urtheile die Aeußerung des Minifteriums ver ausmärt- 
igen Angelegenheiten einzuholen, und ſich darnach zu richten. 

Ein bayeriſches Staatsrathsurtheil von 1830 *) fcheint gleich- 
falld den Grundſatz audzufprechen, daß da, wo Staatöverträge in 
Frage ſtehen, Die Gerichte nicht competent ſeyen **), 





*) Schon 1818 wurde auf die nämliche Weiſe entfchieden. Vergl. viefe 
Urtheile in Hilgards Annalen ver Rechtspflege in Nheinbaiern. 
1. Bd. 3. Heft. ©. 210 — 219. 

**) Gegen dieſe Anficht, befonders gegen jenes preußifche Geſetz hat 
Klüber in feiner Echrift: vie Selbiiftändigfeit des Richter- 
amts und die Unabhängigfeit feines Urtheils, Franffurt 
1832, gegründete Bedenklichkeiten erhoben; weil in der ganzen Ausdeh, 
nung genommen, die Beſtimmung dieſes Gefeges alle Selbſtſtändig— 
keit der Gerichte vernichten, und nur von der oft blos durch politiſche 
Rückſichten beſtimmten Auslegung des Miniſteriums der auswärtigen 
Angelegenheiten die Gerichte abhängig machen würde. ! 

Mir halten mit Mittermaier (f. Archiv für eiviliftifche Praris, 
Bd. XV, ©. 314.) die Anficht der preußifchen Negierung für 
völlig gegründet, wenn der Staatsvertrag adminiftrative Gegenftände 
betrifft. Soweit eine Regierung durch Staatöverträge Anordnungen 
trifft, durch welche fie gewiſſe Verpflichtungen übernimmt, bei denen 
Privatperjonen betheiligt find — 3. B. Abtzetungen von Gebiet — 
kann Fein Gericht darüber, ob ein folder Staatsvertrag geſchloſſen 
werden konnte, urtheilen, ſo wenig dem Gerichte ein Urtheil darüber 
zuſteht, ob ein Geſetz nothwendig oder zweckmäßig war; fein Gericht 
kann hier auch die Bollziehung des Staatsvertrags hemmen, fo wenig 
die Adminiftration in ihren Handlungen gehemmt werden kann. 

Fordert jedoch der Staat auf den Grund des Staatsvertrags von 
einem Privatmanı eine Leiftung und behauptet ber Letzte, daß nad) 
richtiger Auslegung des Vertrags die Leiftung nicht gefordert werben 
fönne, fo feht nichts im Wege, daß die Gerichte den Staatsvertrag 
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Sehr wichtig und belehrend find die über Die Regulirung ver 
Gompetenz = Gonflicte in Bayern vorgecommenen landſtändiſchen 
Verhandlungen. Mit dem Entwurfe der Prozeßordnung von! 1827 
hatte die Regierung ven Landſtänden auch einen Entwurf über 
Entſcheidung der Gompetenz = Conflicte vorgelegt. Darin war aus: 
gefprochen, daß wenn ein ſolcher Conflict vorliege, die Acten von 
den Kreiöftellen dem Stautörathe zur Entſcheidung vorzulegen jeven. 
Der Beſchluß des Staatsrathes follte (mach Art. 2.) nur nad 
erfolgter Foniglicher Genehmigung erlaffen werden. — Findet der 
König den Beichluß des Staatsraths den verhandelten Acten und 
beftehenden Gefegen nicht gemäß, fo ordnet er wiederholte Berath- 


auslegen und entfcheiden, ebenfomohl, als fie Gefeke auslegen; der 
Staat mag den Gerichten die ihm zu Gebote ftehenden Materialien 
zu Begründung feiner Auslegung mittheilen. In diefem Falle wird 
bie Erklärung des Minifteriums als ein Gutachten wichtig den Ges 
richten ſeyn, aber fie ift und foll nicht bindend für fie feyn. _ 

Streiten zwei Privatperfonen über Privatrechtsanſprüche, und be: 
ruft fich eine Parthei zu Begründung eines Anfpruchs oder einer Bes 
freiung auf einen Staatsvertrag, fo tft vollends Fein Grund einzu: 
fehen, warum nicht das Gericht den Staatsvertrag auslegen foll. 
In Bezug auf die Frage: wie weit das Recht der Gerichte zu ent» 
fcheiden, gehen foll, enthält auch die Hannover’fche Verfaſſungs— 
Urkunde von 1833 eine merkwürdige Beitimmung; fie fichert jedem, 
der fich von einer DVerwaltungsbehörde durch Weberfchreitung ihrer 
Befugniffe in feinen wohl erworbenen Rechten verlegt erachtet, dem 

- ordentlichen Gerichtsgang zu, erflärt aber, daß da, wo die Verlegung 

durch einen Staatsvertrag oder durch ein verfaffungmäßig ers 
lafienes Gefeg bewirkt ift, diefelbe nicht zum Gegenftande eines Rechts— 
anfpruchs gegen den Staat oder die Verwaltungsbehörden gemacht 
werden Fann. Nur die unrichtige oder unbefugte Anwendung von 
Staatsverträgen oder Geſetzen Fann nach diefer Berfafjungsurkunde 
einen Rechtsanspruch begründen, fubald in einer Meberjchreitung der 
Befugniffe der Behörden aufferdem die Erforderniſſe einer Entſchädig— 
ungeverbinblichfeit anzutreffen find. Die Gerichte dürfen jedoch eine 
Klage nur annehmen, wenn der Kläger zuvor nachgewiefen hat, daß 
er bei der vorgefegten höheren oder höchiten Verwaltungsbehörde be— 
reits Hülfe gefucht und folche innerhalb eines angemeſſenen Zeitraums 
nicht gefunden habe, 

Meber die Bedenklichfeiten dagegen vergleiche man Mittermaier 
im Archiv für die civiliſtiſche Braris, Bd. XVII, ©. 308. u. fgd.. 
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ung im Staatörathe an, bei Ernennung eines anderen Referenten 
und mittelft Verſtärkung des Staatsraths durch Männer aus dem 
Suftiz- und Verwaltungsfache zum Behufe diefer wiederholten Be— 
rathung. 

Der Bericht des landſtändiſchen Ausſchüſſes (abgedruckt in den 
Beilagebänden ver Verhandlungen als Nro. LVI.) verwarf den 
Entwurf aus dem doppelten Grunde: weil die Perſon des Regent— 
en den Verhandlungen fremd bleiben müfle, und die zur Entſcheid 
ung der Gompetenz=Gonfliete beftimmte Behörde durchaus nicht blos 
berathend feyn Fünnte Es wurde der Antrag gemacht, daß über: 
all, wo der Fiskus bei Kompetenz = Konflicten betheiligt wäre, ver 
Staatsrath mit einer der Anzahl der Staatsräthe einfchließlich ver 
Minifter gleihfommenden Anzahl von Mitglievern der Juſtizſtellen 
verftärft werden und die Entfcheivung dieſes Kollegiums definitiv 
ſeyn ſollte. Auch bei der Berathung über den Entwurf in ber 
Kammer *) fiel die Mehrheit ver Stimmen wider ven Entwurf auf, 
Man bezweifelte, ob die Mitglieder des Staatsraths, die nicht vie 
ndthige Ständigfeit hätten, wie fie Juftizftellen haben müßten, und 
ohnehin Häufig Verwaltungsbeamte wären, vie hinreichende Garan— 
tie darbieten koͤnnten. Selbft der Antrag des Ausfchuffes fand Eeine 
Billigung, weil man der Befürchtung Raum gab, er koͤnne zu ein- 
em Spezialgerichte führen, wobei die Regierung unter fo vielen 
Juftizbeamten es leicht haben würde, manche unbedingt ihren Inter- 
effen ergeben zu finden, fo daß eine wdllige Unabhängigkeit des ent= 
fheidenden Kollegiumd doch nicht zu erlangen wäre. Es fehlte nicht 
an Stimmen, welche alle Apminiftrativjuftiz aufgehoben wünfchten 
und den Gerichten ſelbſt überlajfen wollten, über ihre Competenz zu 
entſcheiden **), während Andere glaubten, daß durch eine recht voll- 
fländige geſetzliche Aufzählung aller Fälle, die nicht zum Wirfungs- 
freife der Gerichte gehören follten, am beften abgeholfen werden 
fönnte, wogegen aber mit Recht bemerft wurde, daß eine ſolche 
Aufzählung doch nicht leicht vollftändig feyn Fonne, 


*) Im Bande VI. der Landtagsverhandlungen. | 
*) Ein Hauptvertheidiger dieſes Syſtems ift Pfeifferin feinen praftifchen 
G@rörterungen IH. Th. S. 263. u. fgd. Vergleiche jedoch dagegen den Ber: 
faffer der Schrift: die Trennung der Juftiz und Abmini- 
firation u. f. w. Leipzig 1840. $. 11. Note e. und $. 18, Note d. - 
1840. 1. 39 
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Der Antrag der Kammer gieng dabin: daß 1) überall, wo ver 
Beklagte in einer bei Gericht angebrachten Sache vie Einrede ver 
Unzuftändigkeit entgegengefegt oder ſich auf die Klage eingelaflen 
habe, ein Gompetenz = Conflict zwar erhoben werden möge, aber ver 
einzelne Fall der Entſcheidung ber Gerichte überlaflen bleibe, 2) daß 
zur Entſcheidung der Gompetenz=Eonfliete eine ftändige Commiſſion 
unter dem Vorſitze des Staatsraths-Präſidenten ernannt werbe, und 
aus den mit einer Verwaltung nicht beauftragten Mitgliedern des 

Staatöraths, und einer gleichen Anzahl von Mitglievern des Ober: 
appellationsgerichts beftehen follte. Wenigſtens 6 Mitglieder müßt: 
en zur Schlußfaffung mitwirken. Die Mitgliever des Dberappella: 
tiondgerichtö, welche der Commiſſion beizugeben find, follten für 
jeves Jahr von dem Plenum dieſes Gericht! durch Stimmenmehr: 
heit gewählt werden. Im Falle einer Stimmengleichheit zwischen 
den Mitglievern der Commiſſion foll nicht ver Präjivent vie ent- 
foheidende Stimme Haben, jondern der Ausfpruch ift für die Gom: 
petenz der QJuftizftellen zu erlaſſen. Binnen ſechs Wochen von ver 
Dorlage der Akten an die Commilfion muß der rn über den 
Competenz⸗Confliet gefaßt werden, 

Iſt auch diefer Antrag von Sr. Majeftät dem Könige nicht ge: 

nehmigt worden, fo hat Doch die demfelben zum Grunde liegende Be 
rathung vieles Licht über dieſe Materie verbreitet. Sie hat viel zur 
Erfenntniß beigetragen, daß 1) nur eine über den Betheiligten 
ftehenvde Behörde im Falle eined erhobenen Gonflictes die präjupicielle 
Frage entfcheiden müffe: ob ein Titel des privats oder dffentlichen 
Rechts, vder eine Juftiz= oder Anminiftrativfache vorhanden ſey; 
2) daß von den drei verfchienenen Syitemen der Legislation über 
die Weife, wie Gompetenz:Gonflicte entjchieden werben follen, jenes 
den Vorzug verdiene, nach ‚welchem eine gemifchte je zur Hälfte aus 
Verwaltungs und Juftizbeamten beftehenve jelbitftännige Behörde 
entfiheinet, -Die der Aominiftration wie der Juſtiz nach dem Prin: 
zip der Theilung der Juſtiz und Apminiftration zukommende Par: 
ität wird durch eine jolche Behörde am geeignetiten aufrecht er: 
halten werben koͤnnen; vorausgefeßt, daß die Mitglieder dieſer Behörde 
möglichfte Garantie gewähren, dag ihnen ein richtiges und klares 
Bewußtſeyn von dem der Jufliz einerfeit und der Apminijtation 
- andererfeitd gebührenden Wirkungsfreife -beimohnt, und daß fie bei 
den Entjcheidungen die etwanigen Rechte des Staatsganzen, melde 
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die Adminiſtration wahrzunehmen hat, wie der Betheiligten Einzel⸗ 
nen, unvartheliſch würdigen, daher jene; vermeintlichen Rechte der 
Einzelnen fo wenig, als deren wohl begründete Rechte angeblichen 
Anſprüchen des Staatsganzen aufopfern und den; Uebergriffen der 
Juſtizbehörden, welche ihre Gewalt zu weit ausdehnen und den 
Gang ber Staatövermaltung auf unzuläfjige Weiſe hemmen oder 
ſtoͤren, wie der. Adminiſtrativbehoͤrden, welche etwa, ihre Aete auf⸗ 
recht erhalten wollen, ſteuern; daß insbeſondere Mitglieder, welche 
ſchon in Beziehung auf ven Gegenſtand vermöge ihres Amtes eine 
Verfügung erlaffen over dabei mitgewirft haben, bei der Abſtimm⸗ 
ung nicht mit concurriren; ferner, daß fie inamovibel find und daß 
jene Behörde überhaupt, gleich einem unabhängigen Gerichtshofe, 
eine unabhängige Stellung habe *). 


Der von den ſächſiſchen Ständen mit Mopiftcationen argenomm: 
ene Entwurf, dürfte vorderhand, mas die Modalität der Organi: 
fation der für die definitive Entfcheidung der Competenz-Gonfliete 
zu beftellende Behörde anlangt, als Mufter gelten. . 


Bielleicht wären andere Gefeßgebungen im Gapitel der Gompes 
tenz=Gonflicte ſchon viel weiter gediehen, wenn nicht gewiſſe Staats: 
pofitifer die für den Rechtsweg ftreitende Vermuthung oft 
über die Gebühr ausvehnten und nicht zu freigebid mit der Red— 
ensart waren: daß die Minifter nur darnach ftrebten, die Con— 
fliete vorzug3meife günflig für die adminiſtrativen In— 
tereffen zu entjcheiven oder entfcheiden zu laffen. Möge man doch 
nie vergeffen, wie hierüber zwei große Nechtögelehrte von vorzüg— 
licher praftifcher Bedeutung gedacht haben; nämlih Struben 





*) Bergl. die Schrift: die Trennung der Yuftiz und Admini— 
ſtration u. f. w. ©. 139. Wir fennen feine, die reicher wäre, ben 
zweckdienlichen Erörterungen über die Fragen: welcher Behörde bie 
Entjcheidung von Gonflieten zu übertragen, wie biefe zu organifiren 
fey, wann deren Gompetenz eintrete, welche Grundfäge fie zur Richt: 
ſchnur zu nehmen habe, über deren Gompetenz, wenn eine Entſcheid⸗ 

. ung der Adminiſtration als nichtig angefochten wird, über die Form 
der Erhebung von Gonflicten und das Verfahren dabei, und endlich 
wie ſich in Gonflietfällen die Behörde zu verhalten habe, vie zeither 
die Hauptfache felbft verhandelt hat. 

39 * 
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und Mofer. Erſterer **) und letzterer *) bejahen in gewiſſer 
Weiſe nach allgemeinem und deutſchem Staatsrechte die Frage: daß 
ſogar, wenn es ſich un zweifelhaft um wohl erworbene Rechte 
der Bürger handle, der Landesherr des gemeinen Beſten halber 
ven Lauf der Juſtiz hemmen dürfe. Prägnant und in der Lehre 
von den Gompetenz = Gonflieten beherzigenswerth ift die ratio, bie 
jener angibt, nämlich: „Es ift unverantwortlich, das gemeine Beſte 
ber Gonvenienz einiger Bürger aufzuopfern.‘ 


.*) ©. rechtliche Bedenken Thl. 3. ©. 47, 
) Don der Landeshoheit in Juſtitz⸗Sachen 5. 


Landtagsftimmen für die Verfürzung der ertinetiven 
Berjährungsfriften bei einzelnen Anfprüchen. 


2 


Seitdem im Königreiche Preußen vie Verjährungsfrift für folche 
Borberungen, welche entweder fogleich over doch bald nach deren 
Entſtehung berichtigt zu werben pflegen, gefeglich bedeutend abge- 
fürzt worden ift *) wird die Meberzeugung ziemlich allgemein, daß 
für dergleichen Forderungen die biäherige Verjährungsfrift von 30 
Jahren nach gemeinem und 31 Jahren 6 Wochen und 3 Tagen nah 
fachfiihem Recht, fehr lang ift und befchränft werden muß, wenn 
man als billig erfennnt, vaß Niemand mit Anfprüchen aus unver- 
haältnißmäßig langer Vergangenheit beläftiget und dadurch in feiner 
Rechtsvertheidigung gefährdet werde, 

Schon im Jahr 1832 wurde im Großherzogthum Sadfen- 
Weimar bei Gelegenheit der ftändifchen Berathung über den bas 
mals vorgelegten Gefegentwurf, die Gebühren der. Sachmwalter bes 
treffend, von mehreren Seiten für vergleichen Gebühren eine fürzere 
Verjährungsfrift für münfchenswerth gehalten, was nad einiger 
Verhandlung den Beichluß herbeiführte, allgemeine gefegliche Be: 
fimmungen über Verjährungäfrift, wo möglich für alle der Ver— 
jährung unterliegenve Fälle, zu beantragen. Die weimarifche Staats: 
tegierung bat um hen 1838 verfammelten Ständen den Entwurf 
eined Gefeged „über Abkürzung ver Friften zur Verjährung ges 


*) Durch das Geſetz vom 31.März 1838. Nach diefem ift bie ertinctive 
Berjährung bei einzelnen Forderungen beziehendlich auf 2 und 4 Jahre 
nach einer gewiſſen Glaffification beftimmt. 
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wiſſer Forderungsrechte und zur Beſeitigung einiger, die Verjähr— 
ung der Forderungsvechte im Allgemeinen betreffenden Zweifel“ zur 
Berathung vorgelegt, welcher mit einigen Modificationen vie land: 
ftänvifche Zuftimmung ‚erhielt #). Er jchreibt im erſten Abfchnitte 
eine vierjährige Derjährungsfrift für die in ven $$. 1 und 2 
genannten Forderungen vor und enthält in den $$. 3 bis 8 einige 
Beftimmungen über das Kortbeftehen etwaiger noch Fürzerer Der: 
jährungsfviften, über den Anfang und Fortlauf derfelben und über 
die Anwendung ber ‚beflehenden Beſtimmungen über Die ordentliche 
Verjährung auch auf viefe abgefürzte Friſt; im zweiten Abfchnitte 
aber bejeitigt verfelbe in den. $$. 9. bis 13" einige die Verjährung 
der Forderungsrechte überhaupt betreffende Zweifel über Anfang, 
Unterbrehung, Wieverbeginn und Vollendung der Verjährung, 
über den guten Glauben des Schulonerd und bie Verjährung der 
Einreden“ Im“ Allgemeinen bezweckt dieſer Geſetzentwurf eine Ver— 
mufhung aufzuſtellen Haß’ nach Verlauf einer gewiſſen Zeit einige 
in der Regel bald’ getilgt: werdende Forderungen bezahlt ſeyen, da— 
tft künftig weniger Beläftigungen mit Anforderungen aus unver: 
haltnißmäßig langer Vergangenheit vorkommen. Wohl ſehr mit 
Recht beantragte ver Landtag in feiner Erklaͤrungsſchrift, daß fir 
die $. 1. Nto. 6. gedachten Forderungen an bedungenen Zinfen, 
an Mieth⸗ and anderen Pachtgeldern ꝛe. die Friſt zur Verjährung 
auf zehn Jahre erhöhet werden möge Hinſichtlich dieſer Porter: 
ungen fcheint der Grund des Geſetzes: daß bei einer längeren Dauer 
per Verjahrungsfriſten Unficherheit des Rechtes entitehe, nicht im 
der Maße Platz zu greifen, wie bei den Übrigen in den $$. 1 um 
2’ des’ Entwurfes aufgeführten: Forderungen. Denn jene find von 
Zeit zu Belt regelmäßig wiederkehrende Präſtationen, worüber in 
Her Regel Quittung gegeben und deren Liquididät deßhalb leichter 
und ficherer nachzumeifen fehn mird. "Auch würde ed die Nachſicht 
wohlwollender Gläubiger gegen ‚Schuloner, die durch Äußere Um: 
fände unwillkührlich son Zinsentrichtung u. ſ. w. gehindert work: 
en, allzufeht —52 wenn hier ſchon nach 4 Safe Berjähr: 
ring fintrete· ———— 

Dieſe Angelegenheit auch in der bießjäßrigen Berfammlung 


——— rs ! 





*) ©. Landtags⸗Protokoll vom eb — 1839, 
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der Königl. fähfifchen Stände durch eine wohl durchdachte Peti: 
tion des Fürften von Schoͤnburg zur Sprache gebracht worben. 

Diefe Petition geht von der Anficht aus, daß der Zweck aller 
Berjährung Förderung der Nechtöficherheit, Gewißheit des Eigen— 
thums, und Verhütung weit ausſehender verwickelter Prozeffe, nicht 
wohl erreicht werben fünne, wenn 

1.) das Erldfchen folcher Forderungsrechte, — entweder ſo⸗ 
gleich, oder doch in kurzer Zeit nach ihrem Entſtehen getilgt zu 
werden pflegen, und Gegenſtände des alltäglichen Verkehrs betreffen, 
von dem Ablaufe der gewöhnlichen, zur extinctiven Klagenverjähr: 
ung erforberlicher Frift abhängig gemacht werde. Denn in der 
Regel ſeyen, wenn aus Gefchäften ver erwähnten Art vielleicht erft 
nach 20—30 Jahren Anfprüche erhoben werben, alsvdann fchriftliche 
Nachweife über die erfolgte Tilgung nicht mehr aufzufinden, die 
Zeugen verftorben, oder in die Ferne gezogen, oder die zu bezeug- 
enden TIhatjachen von ihnen vergefien, Auch fünne man wohl an: 
nehmen, daß — wenn aus vergleichen Gefchäften, die in der Regel 
Tofort, oder doch in Furzer Zeit abgemacht zu werden pflegen, exft 
nach vielen Jahren Anfprüche erhoben werven, dieſelben gemöhntich 
ungegründet feyen; daß je reger der Verkehr, je lebhafter das Ge- 
fchäftsleben werde, vefto mehr das Bedürfniß Elrzerer VBerjährungs- 
friften jich fleigere; und daß es daher, bei ven jeßigen Gefchäfts- 
verhältniffen jedem Gefchäftsmanne ald eine Wohlthat erfcheinen 
müffe, wenn er durch Verfürzung der extinctiven Verjährungsfriften 
geſchützt, der längft vergangenen Zeit feine Aufmerkſamkeit entziehen, 
und folche der Gegenwart zuwenden Fünne. 

Hiernächft erfcheine eine Verkürzung ver Verjährungdfriften aber 
auch eben jo mohlthätig, ald nothwendig; 

2) bei folchen Forderungsrechten, welche wie Gapitalzinfe, Steu— 
ern, Abgaben, Geld» und Naturalzinfe, und andere, jährlich over ' 
zu beftimmten Zeiten wieverfehrende Leiftungen, befländige Ein- 
nahme und Auögabepoften bilden. Denn das Anjchwellen derart: 
iger Rüdftände koͤnne nicht nur den DVerpflichteten in große Ver— 
legenheit ſetzen, ſondern e8 gehöre auch für ven Berechtigten vie 
rechtzeitige Einziehung folcher Schuldpoften zu einer‘ geordneten Ge— 
fhäfts- und Bermögendverwaltung. Ingleichem erjcheine es un: 
biflig, wegen verhangener Nachläffigkeit in der befagten Einziehung, 
die Schuloner noch nach langen Jahren durch Nachforverungen 
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aus früheren Zeiten zu behelligen, zumal wenn vielleicht das 
verhaftete Grundſtück unterbeffen in andere Hände gekommen fey; 

3.) envlich laſſen Billigkeitsrüciichten auf die Herabfegung ver 
extinetiven Verjährungsfriſt Hinjichtlich derjenigen Forderungen 
wünſchenswerth erfcheinen, welche Gebühren und Auslagen ver öff: 
entlichen Behörden und Beamten, ingleichem folcher Perfonen be: 
treffen, die zu DVerrichtung gewiffer Gejchäfte autorifirt feyen, over 
fonft ein Gewerbe Daraus machen; da die fpate, erft etwa nad 
20 und 30 Jahren bewirkte Nachforderung derſelben für vie Ber: 
pflichteten häufig fehr drückend feyn Fünne, 


Sinfichtlich der beantragten Maßregel nimmt die Petition Bezug 
auf den Vorgang anderer Gefepgebungen, namentlich des Napoleon’ 
fchen Givilgefeßbuches (Art. 2271. bis 2281.), des Öfterreich’ichen 
bürgerlichen Geſetzbuchs (F. 1488. bis 1491.) und des oben jchen 
erwähnten preußifchen Gefeßes vom 31. März 1838 fpricht aber, 
namentlich in Sinjicht auf das Letztere, nebenbei noch einige beſondere 
Wünſche aus. Diefe gehen dahin, daß 
a.) ben in viefem Gejege erwähnten Forberungen der Fubrleute 
und Schiffer hinfichtlich des Fuhrlohns und Frachtgeldes, fo 
wie ihrer Auslagen, die Forderungen aller PBerfonen und An: 
ſtalten, welche fih mit dem Transport von Perſonen um 
Sachen bejchäftigen, gleichgejtellt; 
h.) daß beftimmt werben möge, ed follen vie Fälle, in welchen 
einzelne rückſtändige Leiftungen ver oben unter 2) gedachten 
Art wegen Ablauf3 der Fürzeren Verjährnngsfriſt nicht nach— 
gefordert werden Ednuen, binjichtlich des Rechts zur Erhebung 
ſolcher Keiftungen weder ald Unterbrechungen der Acquijitiv- 
verjährung, noch .ald Handlungen des Freiheitsbeſitzes von der 
betreffenden Abgabe, geltend gemacht werden Fönnen ; 
ep.) möge in Erwägung gezogen werben, ob nicht eine Verkürzung 
dev Verjährungdzeit bei folgenden Anfprüchen als fachgemäf 
erjcheinen dürfte: namlich das Recht 
@) einen legten Willen umzuftoßen, und das Pflichttheil, oder 
deſſen Ergänzung zu fordern, 

A) einen enigeltlihen DVertrag wegen DBerlegung über die 
Hälfte, wegen Lift, Betrugs, Furcht oder Irrthum aur⸗ 
heben, 
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7) die vorgenommene Theilung eined gemeinfchaftlichen Guts- 
zu beftveiten, 

3) Zahlungen an Zinfen, Befoldungen, Alimenten und and— 
ern zu beftimmten Zeiten wiederkehrenden Leiſtungen, fo 
wie an Privatperfonen zu entrichtenden indirecten Abgaben, 
wenn ſolche ohne NRechtöverbinvlichkeit oder fonft ungült: 
igerweife, geleiftet worben find, zurüdzufordern; es mögen 
ferner Beftimmungen darüber, 

d) in wie fern die feftzufeßenden Fürzeren Verjährungsfriften durch 
MWillensübereinftimmung dev Betheiligten verändert werden Fönn- 
en, und 

e) daß Die Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen bie be: 
antragte kürzere Verjährung völlig ausgeſchloſſen ſeyn folle, 
mit in das Gefe aufgenommen werben. 

"Die dritte Deputation der I. Kammer, obſchon fie nicht alle in 
ber Petition, namentlich beim zweiten Punkte, angeführten Gründe, 
als ſolche hat anerkennen Fönnen, welche eine gefegliche Beftimmung ver 
gedachten Art erforderlich machten, Hat gleichwohl nicht zu ver: 
fennnen vermocht, vaß auch fhon die übrigen angeführten Gründe 
hinreichen, um binjichtlicy der unter 1. 2. und 3. erwähnten Rechts- 
aniprüche eine Abkürzung der jebt beſtehenden Crtinctivverjähr- 
ung ber Klagen für wünſchenswerth und zweckmäßig zu erklären, 
wenn auch nicht jchon andere Staaten mit ähnlichen Beitimmungen 
vorangegangen wären, wodurch — wie der Antragfteller ebenfalls 
anführt — die diesfeitigen Staatsangehörigen jener auswärtigen 
Staaten gerwiffermaßen in Nachtheil gefegt werben, wenn e3 bieffeits 
noch länger bei dem Zeitherigen gelaffen werben follte Und ob: 
gleich bei der Berathung über dieſen Gegenftand auch die Beforg- 
niß laut wurde, daß ein Gefe wie das beabfichtigte, auch in manch⸗ 
en Fallen zu Härten gegen vie Schuloner führen Fönnte, fo glaubte 
body die Deputation, daB diefe Beforgniß durch das Fünftige Geſetz 
zu befeitigen feyn dürfte, wenn in felbiges Beftimmungen ver oben 
unter d erwähnten Art aufgenommen würden. Die Deputation 
trug in ihrem Berichte darauf an, die befprochene Petition des 
Herrn Fürften von Shönburg der Staatöregierung abjchriftlich 
mitzutheilen, und in der diesfalls abzufaffenden Schrift den Antrag 
dahin zu richten: 

vie Hohe Staatöregierung wolle der nächften Ständeverfamm: 


u 
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lung ein dem koͤnigl. preußiſchen Geſetze vom 31. März 1838 
aͤhnliches, jedoch den Verhältniſſen in Königreiche Sachſen an: 
gepaßtes, Geſetz uͤber Verkürzung der extinetiven Verjährungs⸗ 
friſten bei einzelnen Forderungen zur Berathung vorzulegen, 
bei deſſen Ausarbeitung die in der beſagten Petition unter 
a — e aufgeführten Punkte, jo wie die Frage, ob nicht durch 
daſſelbe Gefeg zugleich die Dauer der orventlichen Verjähr— 
ungsfriſt von 31 Jahren 6 Wochen: 3 Tagen auf 30 Jahre 
berabzufegen fein möchte, mit in Ermägung ziehen. 

In ver fiebzehnten dffentlichen Sigung (am 31. Januar 1840) 
wurde diefer Deputationdantrag von der I. Kımmer mit 26 Stim- 
men gegen 13-nac forgfältiger Berathung angenommen *). 

Daß die Frift für Ertinctivverjahrung für manche Fälle zu lang 
fey, bat das Minijterium längſt gefühl. Noch ehe vie Petition 
eingieng,  ift deren Gegenftand von dem Staatsminifter v. Kon: 
-nerig angeregt, und zur Berathung ausgefegt worden, in wie welt 
eine kürzere Verjährungsfriſt hie und da eintreten Fünnte, und in 
wie fern es möglich jey, ein Geſetz abgefondert zu geben, da aller: 
dings dieſes fehr tief in Da? ganze Syſtem des Rechts eingreift. 

Die Legislation hat bei Erwägung diefes Gefeßed einen doppelten 
Gefichtspunft in das Auge zu fallen, den des Rechts und den der 
‚Bolitif, Es ift nicht zu läugnen, daß manche politifche Gründe für 
die Ertinstivverjährung ver Forderungen und Klagen fprechen. Der 
wichtigfte ift wohl ver, daß wenn e8 Feine Ertinctivverjährung ver 
Klagen gäbe, ver Beweis des Anspruchs, ſo wie von der anderen 
Seite der Beweis der Befreiung davon, fehr erfchwert werben und 
in vielen Fallen nicht mehr zu führen feyn würde Allein über 
dieſen politiſchen Gejichtöpunft darf ver Gefeßgeber nicht den Rechts⸗ 
flandpunft überfehen; von Standpunkte des Nechts aus betrachtet, 
bat die Crtinetivverjährung der Klagen das Bedenken gegen ſich, 
daß fie wohlgegründete Rechtsanfprüche entweder ganz aufhebt, oder 
ihre gerichtliche Werfolgung durch Klage unmöglich macht; fie darf 
daher durch allzu große Abkürzung ihren Dauer von dem Geſetzgeber 
nicht zu fehr begünftigt werben... Welche Frift man: feftfegt, ift an 
fih etwas Willkührliches, aber bei ven Kragen: auf melde Fälle 





*) Vergl. Mittheilungen über die Verhandlungen des Landtags. I. Kam: 
ner, Nro. 16. 
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foll die Abkürzung erftredft werben, und foll fie auf 5, 10, 15, 
20 Jahre befchränft werden, muß die Nüdjicht auf die Wahrung 
der Rechte der dabei Betheiligten, und ob der Vortheil den Nach— 
theil aufwiege, die Entſcheidung an die Hand geben, Aud kann 
man bier von der Gefebgebung eined Staatd auf den anderen nicht 
fchliegen, zumalen felbft organifche Beitimmungen nothwendig find, 
um das Recht auf der anderen Seite zu fichern, wenn die Extine— 
tivverjährung abgekürzt wird. 

Da die Klagenverjährung ein Inftitut ift, das Rechte verfchafft, 
wo feine waren, und Verbindlichkeiten tilgt, welche rechtlich beſtand— 
en, überhaupt ein Snftitut ift, wodurch dem Ginzelnen ohne deſſen 
Einwilligung und ohne alle Entſchädigung blos zur Strafe für 
fein Schweigen wohlerworbene Rechte entzogen werden, fo ift es 
eine Aufgabe ver Legislation, dafür zu forgen, daß die dafür ber 
ſtimmte Brift nicht allzu fehr abgekürzt werde, um, wenn diefer Auf: 
hebungsgrund ver Forderungen einmal nicht entbehrt werben Fann, 
doch ten Eintritt der Strafe oder des Verluſtes nicht eher herbei— 
zuführen, ald bis überwiegende Gründe vorhanden find, welche für 
die Aufhebung der Forderung ſprechen. 

Der Ablauf von nur vier Jahren, felbft bei Forderungen, die 
in ver Regel fofort oder doch jehr bald berichtiget zu werben pfleg- 
en, wird man in den wenigften Fallen für einen folhen Grund an: 
ſehen koͤnnen. | 

Die Sache verdient die reiflichite Erwägung; denn fchon an und 
für ji kann die Sriftverfürzung allen denen, welche Forderungen 
baben, nicht gleichgültig feyn, da fie, wahrend fie jetzt 31 Jahre 6 
Wochen und 3 Tage Zeit haben, ihr Necht geltend zu machen, 
nun. in einer kürzeren Friſt e8 geltend machen müfjen, oder vefielb: 
en verluftig werden. 

Man wird bei diefer Erwägung und bei der Frage: Sollen vie 
ertinctiven Verjährungsfriften im Allgemeinen over nur in beſond— 
eren Füllen abgefürzt werden ? nothiwendig auf die Rechtögefchichte 
und auf die Theorie der Verjahrungslehre zurückgehen müſſen; weil 
dabei vieled von der richtigen Einſicht des rundes abhängt, war- 
um man zur Zeit der römifchen Kaiſer die Verjaͤhrbarkeit ver 
Klagen als allgemeine Hegel aufgeftellt, und warum man damals 
die Veriährungsftift vegelmäßig auf die Zeitvauer von 30 Jahren 
beftimmt Hat. 
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Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Heſſen bei 
Rhein vom 7. Februar 1840 wegen wedjiel- 
ſeitiger Uebernahme der Ausgewiefenen. 


Zur Befeitigung derjenigen Zweifel und Mißverſtändniſſe, welde 
ſich feither Über die Auslegung der Beftimmungen $. 2. a und o 
der von der Großherz. Heſſiſchen mit der Königlich Preußiſchen 
Regierung abgefchloffenen Gonvention wegen wechjelfeitiger Ueber: 
nahme der Ausgewieſenen von 23. Februar 1819 *), mamentlih 


*) Es Heißt im $.1. diefes Staatsvertrags vom 23. Februar 1819: „Es 

_ foll in Zufunft fein Bagabunde oder Verbrecher in das Gebiet des and: 
ern der beiden contrahivenden Theile ausgemwiefen werben, wenn ber: 
felbe nicht entweder ein Angehöriger des Staates ift, welchem er zus 
gewiefen wird und in demfelben feine Heimath zu fuchen hat, oder 
doch durch das Gebiet deſſelben als ein Angehöriger eines rücwärk 
liegenden Staates nothwendig feinen Meg nehmen muß.” Der $.2. 
ift des Inhalts: „als Staatsangehörige, deren’ Uebernahme gegenfeitig 
nicht verfagt werden darf, find anzufehen: 

a.) alle diejenigen, deren Vater, oder wenn fie auffer der Ehe er: 
zeugt wurden, deren Mutter, zur Zeit ihrer Geburt in der ig: 
enjchaft eines Unterthanen mit dem Staate in Verbindung ge 
fanden hat, oder, welche ausdrücklich zu Unterthanen aufgenomm⸗ 
en worden find, ohne nachher wieder aus dem Unterthanenver 
band entlafjen worden zu jeyn, oder ein anderweitiges Heimathe: 

recht erivorben zu haben; 

b) diejenigen, welche von heimathlofen Eltern zufällig innerhalb 
des Staatsgebiets geboren find, fo lange fie nicht in einem and- 
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in Beztehung auf die Beantwortung der Frage: ob und im mie meit 
die in der Staatsangehoͤrigkeit felbftftändiger Individuen eingetreten: 
en Beränderungen auf die Staatdangehörigkelt der unſelbſtſtändigen 
d. 5. aus der elterlichen Gewalt noch nicht entlaffenen Kinder der— 
ſelben von Einfluß feyen? fo wie b) über die Befchaffenheit des 
$. 2. o der Gonvention etwähnten zehnjährigen Aufenthalts und 





ern Staate das Unterthanenrecht, nach deſſen Verfaſſung ers 
worben, oder fich dafelbft mit Anlegung einer Wirthfchaft ver: 
beirathet, oder darin, unter Zulaffung ber Dbrigfeit, zehn Jahre 
lang gewohnt haben ; 

6.) diejenigen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete geboren 
find, noch das Unterthanenrecht, nach deſſen Berfafjung erworb: 
en haben, hingegen nad) Aufgebung ihrer vorherigen ftaatsbürg- 
erlichen Berhältniffe, oder überhaupt als heimathlos dadurch in 
nähere Verbindung mit dem Staate getreten find, daß fie fich 
bafelbft unter Anlegung einer Wirthichaft verheirathet, oder dag 
ihnen während eines Zeitraums von zehn Jahren ſtillſchweigend 
geftattet worden ift, darin ihren Wohnfig zu haben.“ 

Die folgenden 88. 3— 14. find des Inhalts: 
$. 3. 

Wenn ein Landftreicher ergriffen wird, welcher in dem einen Staate 
zufällig geboren ift, in einem anderen aber das Unterthanenrecht aus- 
drüdlich erworben, oder mit Anlegung einer Wirthſchaft fich verheis 
rathet, oder durch zehnjährigen Aufenthalt fi einheimifch gemacht 
bat, fo ift der legtere Staat vorzugsweife, ihn aufzunehmen, verbunds 
en. Trifft das ausbrüdlidh erworbene Unterthanenrecht in dem einen 
Stante, mit der Verheirathung oder zehnjährigen Wohnung in einem 
andern Staate zuſammen, fo iſt das erſtere Verhaͤltniß entſcheidend. 
Iſt ein Heimathloſer in dem einen Staate in die Ehe getreten, in ein— 
em andern aber nach feiner Verheirathung während des beſtimmten 
Zeitraums von zehn Jahren geduldet worden, fo muß er in dem letz⸗ 
teren beibehalten werben, 

g. 4 
Sind bei einem Vagabunden oder auszumeifenden Verbrecher Feine 
der in den vorftehenden Paragraphen enthaltenen Beftimmungen an—⸗ 
wendbar, fo muß derjenige Staat, in welchem er fich befindet, ihn 
vorläufig behalten. 


8. 65 
Verheirathete Perfonen weiblichen Geſchlechts find demjenigen. 
Staate zuzuweifen, welchem ihr Ehemann, vermöge-eines ber anges 
führten Berhältnifie zugehört. Wittwen find nach eben benfelben 
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den Begriff der Wirthſchaftsführung ergeben haben, find die gedacht⸗ 
en Regierungen, ohne hierdurch an dem, in der Gonvention aud- 
gefprochenen Principe, daß die Untertbanenfchaft eines Individuums 
jevesmal nach der eigenen inneren Geſetzgebung des betreffenden 
Staates zu beurtheilen ſey, umd insbeſondere auch an den Beſtim— 
mungen des $. 8. derfelben etwas ändern zu mollen, dahin über- 


Grundfägen zu behandeln, es wäre denn, daß während ihres Mitt- 
wenftandes eine Veränderung eingetreten ſey, durch welche fie nad) 
den Grundſatzen der gegenwärtigen Uebereinkünft einem andern Staate 
zufallen. 
. 6. u 
Befinden ſich unter einer heimathlofen Familie Kinder unter 14 
Sahren, oder welche. fonft wegen bes Unterhalts, den fie von den El— 
tern genießen, von denſelben nixht getrennt werben können, fo find ſolche 
ohne Rüdfiht auf ihren zufälligen Geburtsort in denjenigen Staat 
zu verweifen, welchem bei ehelichen Kindern der Vater, oder bei un 
ehelichen die Mutter zugehört. Wenn aber die Mutter unehelicher 
"Kinder nicht mehr am Leben ift, und leßtere bei ihrem Vater befind: 
ih find, fo werben fie von dem Staate mit übernommen , welchem 
der Dater zugehört, 
7. 
Hat ein Stantsangehöriger durch irgend eine Handlung fich fein: 
es Bürgerrechts verluftig gemacht, ohne einem anderen Staate zuge 
? hörig geworden zu feyn, fo fann der eritere Staat der Beibehaltung 
oder Wiederannahme befjelben ae) nicht entziehen. 


Handlungsdiener, PER und Dienftboten, welche, ohne 
eine jelbititändige Wirthichaft zu haben, in Dieniten ftehen, ingleichen 
Zöglinge und Studirende, welche der Erziehung oder des Unterrichts 
wegen irgendwo verweilen, erwerben durch dieſen Aufenthalt, wenn 
derfelbe auch länger als zehn — dauern ſollte, fein Wohnfigredt. 

$. 


Denjenigen, welche ala — ober aus irgend einem and 
eren Grunde ausgewiefen werben, hingegen in dem benachbarten Staat 
nad) den, in der gegenwärtigen Webereinfunft, feitgeltellten Grundſätz 
en, feine Heimath anzufprechen haben, ift letzterer den Eintritt in 
fein Gebiet zu geftatten nicht fchuldig; es würde denn urfundlich zur 
völligen Meberzeugung bargethan werben fünnen, daß das zu über | 

nehmende Individuum. einem rückwärts. liegenden Staate zugehöre, ) 
welchem daſſelbe nicht wohl anders, als durch dns Gebiet des erftern 
zugeſchickt werben Fann. | 


=, 


eingefommen, binfünftig und bis auf weiteres, nachſtehende Grunv- 

füge gegenfeitig zur Aumenbung gelangen zu laſſen und zwar zu 
& 1., daß unſelbſtſtändige, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch 
nicht entlaffene Kinder, ſchon durch die Handlungen ihrer Eltern 
an und für ji und ohne, daß es einer eigenen Thätigkeit oder 
eines bejonvderd begründeten Rechts der Kinder bevürfte, derjenigen 


$. 10. 

Sämmtlichen betreffenden Behörden wird es zur firengen Plicht 
gemacht, die Abfendung der Dagabunden in das Gebiet des anderen 
Staates, nicht blos auf die eigene unzuverläffige Angabe verfelben 
zu veranlaffen, fondern, wenn das Verhältnif, wodurch der andere 
Staat zur Uebernahme eines Bagabunden conventionsmäßig verpflich- 
tet wird, nicht aus einem unverbächtigen Paſſe, oder aus andern 
völlig glaubhaften Urkunden hervorgeht, üuder wenn bie Angabe des 
Bagabunden nicht durch befondere Gründe und die Verhältnifie des 
vorliegenden Falles unzweifelhaft gemacht wird, zuvor die Wahrheit 
forgfältig zu ermitteln, und nöthigen Falls bei ber vermeintlich zur 

- ‚Aufnahme des Vagabunden verpflichteten Behörde Erfundigung eine 
zuziehen. 
8. 11. 

Sollte der Fall eintreten, daß ein von dem einen der contrahir⸗ 
enden Theile zum weiteren Transport in einen rückwärts liegenden 
Staat zu Folge der Beſtimmung des $. 9. zugeführten Bagabunde 
von dem legtern nicht angenommen würde, fo kann berfelbe wieder 
in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewiefen hatte zur vorläufigen 
Beibehaltung zurückgebracht werden. 

$. 12. 

Rückſichts der Uebernahmsorte für die beiderfeitigen Lande, wirb 
auf die, zwifchen den beiderfeitigen Provinzial:Behörden bereits ger 
troffenen oder künftig noch zu verabredenden Gorrefpondenztags - Ein- 
richtungen hiemit Bezug genommen, 

Sn folchen Fällen, wo aus. und nach anderen Provinzen der beid⸗ 

- en hohen contrahirenden Theile der Transport von Vagabunden ers 
forderlich wird, werben legtere an die nächſte Polizeibehörde vesjenigen 
zwifchenliegenden Staats abgeliefert, durch defien Gebiet der gerade 
Weg vom Orte der Ergreifung aus nad) der Grenze bes zur Weber: 
nahme verpflichteten Staats führt, . 

$. 13. 

Die Ueberweifung der Bagabunden gefchieht ſder Regel 8* ver⸗ 
mittelſt Transports und Abgabe derſelben an die Polizeibehörde des⸗ 
jenigen Ortes, wo der Transport als von Seiten des auszuweiſenden 


= 
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Staatsangehdrigkeit : theilhaftig werben, welche die. Eltern währent 
der Unfelbftftänvigfeit ihrer Kinder erwerben, ingleihen 2., daß ba 
gegen einen ſolchen Einfluß auf. die Stantsangehörigfeit unfelbft- 
ftändiger ehelicher Kinder diejenigen Veränderungen nicht äuffern 

koͤnnen, welche fih nach dem Tode des Vaters verfelben in ber 
Staatsangehörigkeit ihrer ‚ehelichen Mutter ereignen, indem vielmehr 


/ 





Staats beendigt anzufehen iſt. Mit den Bagabunden werden zugleid - 

die Deweisftüde, worauf der Transport conventionsmäßig gegründet 

wird, übergeben. In ſolchen Fällen, wo feine Gefahr zu beforgen 

ift, können einzelne Vagabunden auch mittelft eines Laufpafies, in 

welchem ihnen die zu befolgende Route genau vorgefchrieben ift, in 
ihr Baterland gewiefen werben. 

Es follen auch nie mehr als drei Perſonen zugleich auf den 
Transport gegeben werben, es wäre denn, daß fie zu einer nnd ber: 
felben Familie gehören, und im biefer Hinficht nicht wohl getrennt 
werben können. Größere Bagantenfchube finden nicht mehr ftatt, 

$. 14, j 

Da die Husweifung der Bagabunden nicht auf Requiſition des zur 
Annahme verpflichteten Staats gefchieht, und dadurch zunächft nur der 
eigene Bortheil des ausweifenden Etaats bezwedt wird; fo können 
für den Transport und die Derpflegung der Bagabunden Feine An: 
forderungen an den übernehmenden Staat gemacht werben. 

Wird ein Yuszuweifender, welcher einem rückwärts liegenden Staait 
zugeführt werben foll, von biefem nicht angenommen und deßhalb nad 
$. 11. in denjenigen Staat, welcher ibn ausgewiefen hatte, zurücdge: 
bracht, fo muß leßterer auch die Koften des Transports und die Ber: 
pfleguug erftatten, welche bei der Zurücführung aufgelaufen find. 

Unterm 30. Auguft 1819 machte das heffifche Staatsminifterium: 
um näher zu beflimmen, worin die nach $- 9. zur Abnahme ausfän: 
diſcher Daganten erforberlihe urkundliche Nachweifung beftehen 
müfje, befannt, daß es zur Führung diefes urfundlichen Beweiſes ge 
nüge, wenn entweder eine Befcheinigung bon einer Gefandfchaft des: 
jenigen Staats, wohin Vagant gebracht werben full, vorliegt, oder in 
einem vijirten Paſſe der Urfprung des Vaganten beftimmt angegeben 
worben ift, oder eine Behörde. jenes Landes den Transportzettel aus: 
geftellt hat, oder eine Erklärung der competenten Behörde des Beſtim— 
mungsorts, daß der Bagant dort werde angenommen werben, beiyes 
bracht ift, oder Hinreichender Beweis von des Vaganten Geburts: und 
MWohnorte, vermitelft Achter Tauffcheine und Patente, vorgelegt werd: 

. en fann, 


Vergl. noch Weiß: Syſtem des BVerfafjungsrechts des Großher⸗ 
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über die Stantsangehörigkeit ehelicher unſelbſtſtaͤndiger Kinter le: 
diglich die Condition ihres Waters entfcheivet, und Veränderungen in 
deren Staatdangehdrigkfeit nur mit Zuftimmung ihrer vormund— 
ihaftlichen Behörde eintreten Finnen. Nächſtdem foll zu b. vie 
Berbinvlichkeit eine der contrahirenden - Staaten zur Uebernahme 
eined Individuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irg- 
end einem Grunde läftıg geworben, audzumeifen beabfichtigt, in den 
Faͤllen des $. 2. o. der Convention eintreten: 1. wenn ver Auszu⸗ 
weifenve jich in dem Staat, in welchen er ausgewieſen werden Toll, 
serheirathet und aufferdem zugleich eine eigene Wirthichaft geführt 
bat, wobei zur näheren Beftimmung ded Begriffes von Wirthfchaft 
anzunehmen ift, daß ſolche auch dann ſchon eintrete, wenn felbft 
nur einer der Cheleute fih auf eine andere Art, ald im herr— 
Ihaftlichen Geſindedienſte, Befüftigung verichafft hat; oder 2. wenn 
Jemand fih zwar nicht in dem Staate, der ihn übernehmen foll, 
verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre Hindurch ohne Unterbrech— 
ung aufgehalten hat, wobei e8 dann auf Gonftituirung eined Do- 
micil8, Verheirathung und fonftige Nechtöverhältniffe nicht weiter 
anfommen fol. Endlich jind die genannten Regierungen zugleich 
annoch dahin übereingefommen: fünnen bie refpectiven Behörden 
über die Verpflichtung des Staats, dem die Uebernahme angefonnen 
wird, der in der Convention und vorftehend aufgeitellten Kennzeich- 
en der Verpflichtung ungeachtet, bei der darüber Statt findenden Gor- 
reſpondenz jich nicht vereinigen und ift die vießfüllige Differenz ver: 
jelben auch im viplomatiichen Wege nicht zu befeitigen gewefen; fo 
wollen beive contrahirende Theile den Streitfall zur compromifjar: 
iſchen Entſcheidung eines folchen dritten deutſchen Bundesſtaates 
ſtellen, welcher ſich mit beiden contrahirenden Theilen wegen gegen— 
ſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertragsver— 
haͤltniſſen befindet *). Die Wahl der zur Uebernahme des Com— 


zogthums Heſſen. Darmſtadt 1837. 8. 24. 67. und im Allgemeinen: 
Mohl Syſtem der Praventiv-Juſtiz- oder Rechtspolizei. Tübingen 
1834. ©. 163 ꝛc. ꝛc. 

*) Diefe Bundesitaaten find Baiern, Baden, Württemberg, 
Naffau und Waldeck. Wagner: Statiftifch- topographifch- hifts 
orifche Befchreibung des Großherzogthums Heſſen. Band 4. Darmſt. 
1831. ©. 162. Eigenbrodt: Handbuch der Großherz, Heil. Verord⸗ 
nungen. Band 4. Darmſtadt 1818. S. 63, ıc. 258. 

1840. I, | 40 
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promiffes zu "erfuchennen Bunbedregierung bleibt bemjenigen ver 
eontrahirenden Theile-überlaffen, der zur Uebernahme des Audge 
wiefenen verpflichtet werden fol. An dieſe dritte Regierung hat jede 
der betheiligten Regierungen jedesmal nur eine Darlegung der Sad: 
lage, wovon der andern Regierung eine Abſchrift nachrichtlich mit- 
zutheilen ift, in kürzeſter Friſt einzufenden. Bis die fchiedsrichter: 
liche Enticheivung erfolgt, gegen deren Inhalt von: feinem Theile 
eine weitere Einwendung zuläffig ift, ‚Hat derjenige Staat, in deſſen 
Gebiet dad auszumeifende Individuum beim Entftehen der Differenz 
fich befunden, vie Verpflichtung, daſſelbe in feinem Gebiete zu be— 
halten. | 


Zur Zollgefeßgebung. 


Der Vereins-Zoll-Tarif für die Jahre 1840, 18414 


und 1842 zur Erhebung der Eingangs-, Durch: 
gangs- und Ausgangszölle mit den von dem 
föniglich preußischen Finanzminifterium durch 
Gireular-Berfügung vom 15. Dezember. 1839 
befannt gemachten Beitimmungen über die richt: 
ige und übereinjtimmende Anwendung dieſes 
Tarifs. 


Erſte Abtheilung. 


Gegenſtaͤnde, welche gar keiner Abgabe unterworfen ſlud. 


>> 8 — 


Ganz frei bleiben: 


. Bäume zum Verpflanzen, und Reben; 

. Bienenjtödfe mit lebenden Bienen ; 

. Branntweinfpülig ; 

. Dünger, thierifcher; Beögleichen andere Düngungsmittel, als: 


audgelaugte Aſche, Kalkäjcher, Knochenfcbaum oder Zuckererde, 


Düngeſalz, legtered nur auf beſondere Erlaubnißicheine und‘ unter 
Kontrole der ie . 

. Gier; ; 18 

. Erden und Erze, die nicht mit einem Zollſate namentlihh be⸗ 


40 * 


10. 


11. 
12. 
13. 


14. 


15. 


16. 
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troffen find, als: Bolus, VBimsftein, Blutſtein, Braunftein, 
Gips, Lehm, Mergel, Sand, Schmirgel, Schweripatb (in Ery: 
ftallijirten Stüden), gewöhnlicher Töpferthon und Pfeiffenerde, 
Tripel, Walfererde u.a; 


. Erzeygniffe des Aderbaued und der Viehzucht eines einzelnen 


von der Zollgrenzge durchfchnittenen Landgutes, deſſen Wohn- 
oder Wirthſchaftsgebäude innerhalb vieler Grenze belegen find; 


Fiſche, frifche, rund Krebſe; 
. Felvfrüchte und Getreide in Garben, wie dergleichen unmittel- 


bar vom Felde eingeführt werden; ferner Grad, Futterfräuter 
und Heu; 
Gartengemächfe, frifche, ald: Blumen, Gemüfe und Krautarten, 
Kartoffeln und Rüben, eßbare Wurzeln ıc., auch frifche Krapp: 
wurzeln, ingleichen Feuerſchwamm, roher; auch ungetrodnete 
Gichorien ; 
Geflügel und Fleines Wildpret aller Art; 

Glafur und Hafnererz (Alquifoux); 
Gold und Silber, gemünzt, in Barren und Bruch, mit Aus: 
fchluß der freinden filberhaltigen Scheivemünze; 
Haudgeräthe und Effekten, gebrauchte, getragene Kleider und 
Wäſche; gebrauchte Fabrikgeräthichaften und gebrauchtes Hand— 
werkszeug, von Anziehenden zur eigenen Benußung; auch auf 
befondere Erfaubniß neue Kleider, Wälche und Effekten, info: 
fern fie Ausftattungsgegenftände von Ausländern jind, welche 
ſich aus Veranlaffung ihrer Verheirathung im Lande nieverlaffen; 
Holz: Brennholz beim Landtransporte, auch Reiſig und Beſen 
daraus, ferner Baus und Nugholz (einfchließlich Flechtweiden), 
welches zu Lande verfahren wird und nicht nach einer Holzab: 
lage zum Verſchiffen beftimmt ift; 
Kleivungsftude und Wäfche, welche Reiſende, Fuhrleute un 
Schiffer zu ihren Gebrauche; auch Handwerkszeug, melde 
reifende Handwerker mit fich führen; ingleichen Mufterkarten 
und Mufter in Abjchnitten oder Proben, die nur zum Gebraud 
als folche geeignet find; dann die Wagen der Reiſenden; ferner 
Wagen und Waflerfahrzeuge ver Buhrleute und Schiffer beim 
Perſonen- und Waarentrandport, gebrauchte Inventarienftüde 
der Schiffe, Reiſegeräth, auch Verzehrungsgegenſtände zum 


‚ Reifeverbraud; ; 
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17. Lohkuchen (audgelaugte Lohe als Brennnaterial); 

18, Milch; 

19. Obſt, frifches; 

20. Papier, beichriebened (Akten und Manuferipte); 

21. Saamen von Walphölzern; “ 

22. Schachtelhalm, Schilf: und Dachrohr; * 

23. Scheerwolle (Abfälle beim Tuchſcheeren); desgleichen Flock— 
wolle (Abfälle von der Spinnerei) und Tuchtrümmer (Abfälle 
von der Weberei); 

24. Steine, alle behauene und unbehauene, Bruch-, Kalk, Schieferz, 
Ziegel- und Mauerfteine beim Landtransport, infofern fie nicht 
"nad einer Ablage zum Verſchiffen beftimmt find; Mühl: und 

grobe Schleif- und Wesfteine in vemfelben Falle; 

25. Stroh, Spreu, Häderling;. 

26. Thiere, alle lebenve, für welche fein Tarifſatz ausgeworfen iſt; 

27. Torf und Braunkohlen; 

28. Treber und Treſter. 


— — — — 


Zweite Abtheilung. 


Gegenſtände, welche bei der Einfuhr oder bei der Ausfuhr 
einer Abgabe unterworfen ſind. 


Fünfzehn Silbergroſchen oder ein halber Thaler Preußiſch, oder 
zwei und fünfzig und ein halber Kreuzer im 24 4-Gulden-Fuß 
vom Gentner Bruttogewicht wird in der Regel bei dem Cingange, 
und meiter feine Abgabe bei dem Verbrauch im Lande, noch aud 
dann erhoben, wenn Waaren ausgeführt werben. 

Ausnahmen hiervon treten bei allen Gegenftänden ein, welche 
entweder nach dem Vorhergehenden (erſte Abtheilung) ganz frei, 
oder nach dem Folgenden namentlich: 

a) einer geringeren ober höheren Gingangsabgabe, als einem halb- 
en Thaler oder zwei und fünfzig umd einem halben Kreuzer 
vom Gentner unterworfen, oder 

b) bei der Ausfuhr mit einer Abgabe belegt find. 

&3 find dieſes folgende Gegenftände, von welchen die beigejegten 
Gefälle erhoben werben: 
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m Benennung der Gegenftände, 


| 


1 Abfälle 
yon Glashütten, deögleichen Gladicherben und Bruch; von 
der Gold» und Silberbearbeitung (Münz-Gräße); von Seif— 
enſiedereien die Unterlauge; von Gerbereien das Leimleder; 
ferner Blut von geichlachtetem Vieh, ſowohl flüſſiges ald 
eingetrocknetes, Thierflechien, Hörner, Hornfpigen, Hornſpäne, 
Klauen und Knochen, legtere mögen ganz oder zerkleinert fein 
2) Baummolle und Baummwollenwaren: 

a) Rohe Baumwolle j . 

b) Baummollengarn: 

1. ungebleichted ein und zweidrähtiges, und Matten 
2. ungebleichtes dreis und mehrdrähtiges, ingleichen all: 
es gezwirnte, gebleichte oder gefärbte Garn . 

c) Baummollene, veögleihen aus Baumwolle und Leinen, 
ohne Beimifchung von Seide und Wolle, gefertigte Zeuge 
und Strumpfwaaren, Spigen (Tüll), Bofamentier:, Knopf: 
macher⸗, Stider: u. Putzwaaren; auch Geſpinnſt- u. Treften: 
waaren aus Metallfüden (Kahn) und Baummolle, oder Baum- 
wolle und Keinen, auffer Verbindung mit Seide, Wolle, Eifen, 

as; Glas, Holz, Leder, Mefiing, Stahl und anderen Materialien. 
3 ei: 
a) Rohes, in Blöcken, Mulden ıc., auch altes, desgl. Blei, 
- Silber: und Gold-Gflätte . 

b) Grobe Bleiwaaren als: Keflel, Rohren, Schrot, Platten 
u. f. w., auch gerolltes Blei . 

c) Feine Bleiwaaren, ald: Spielzeug x. ganz ober eine 
aus Blei, auch vergleichen ladirte Waaren 

4 Bürſtenbinder— und Siebmacherwaaren: 

a) Grobe, in Verbindung mit Holz oder Eiſen ohne Politur 
und Lak . 

b) Beine, in Verbindung mit anderen Materialien (mit Aus: 
nahme von eveln Metallen, feinen Metallgemifchen, Bronce, 

| Perlmutter, echten Perlen, Korallen over Steinen), ” 
Siebbövden aus Pferdehaaren 
Drpguerie: und Apotheker- aud Farbewaaren: 
u a) Chemische Fabrifate für den Medicinal: und Gewerböge 
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Hbgabenfäge 
Manzftab „nach dem Für 
vr (et a — 
er mit der Gintheilung] 24% ‚ Gulden, Fuß, 4 
des Thalers im IAſtel beim bWwird a tet vom 
Berzolle | und 24jtel), beim einer 
rege 1 Pe Bruttogewicht: 


Sur. 


Rth 


kr 


ung. Ausgang. Eingang. — 


Pfund. 






Sgr. 
th. ggr)Rth. (ggrA,fl. fl 





frei.) — | —| 15 ffrei — — 152%, 
j (12* 
frei. — — 15 frei] — Ei: 


41 Entr, 
1 Gntr, 
(12) 18 in Fall. u. Kiſt. 
1 Entr. I2 | — — 30 3 in Körben. 
7 in Ballen. 
1 Entr. 18 | — I —| — Ta — 1 
4 Entr. | 50| — — — 1 87] 30 | — | — A8in Faff. u. Kift. 
( 7 in Ballen. 
1 Ente. 1 — | 771 —| — I —126Y,1 —| — 
(6) 
1 Ente. 12 | — — — I 3 30 | — — IsinFäffern u. Kit. 
Ba: (20 in Fall. u. Kift. 
1 Enir. | 10 [17] 30 (13 in Körben. 
1 Entr. 13 | — I —| — 15 15 . — 
1Cntr. I10 — — — 117 30 | —| — Poin Fäff.u, Kiſt. 





* Die unter den Silbergroſchen ſtehenden Ziffern bezeichnen 2Aſtel des Thalers. 
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brauch, auch Präparate, Atherifhe und andere Dele, Säu: 
ven, Salze, eingedickte Säfte; veögleichen Maler-, Waſch- 
Baftellfarben und Tufche, Karben: und Tufchkaften, feine 
PBinfel, Mundlack (Obladen), Engliſch-Pflaſter, Siegellad 
u. f. w.; überhaupt die unter Apotheker-, Droguerie- und 
Farbewaaren gemeiniglich begriffenen Gegenftände, fofern fie 
nicht befonderd ausgenommen ſind. . i — 


Ausnahmen treten jedoch folgende ein, und zahlen weniger: 
b) Alaun. 
c) Bleiweiß (Kremſerweiß), rein oder verſetzt. 

d) Mennige, Schmalte, ungereinigte und gereinigte Soda 
(Mineral-Alkali), Kupfervitriol, gemiſchter Kupfer- und 
Eiſenvitriol, weißer Vitriol . j i ae 

e) Gifenvitriol (grüner) 

£) Gelbe, grüne, rothe Farbenerde, Braunroth, Kreide, Oder, 
Rothſtein, Umbra; fowie alle Abfälle von der Yabrifation 
der Salpeterfäure und Salzfäure; ſchwefelſaures und fal; 
faured Kali, auch roher Flußſpath in Stüden ee 


g) 1. Galäpfel, Kreuzbeeren, Kurkume, Duereitron, Safler, 
Sumach, Waid und Way . Ra 


2. Krapp ı AR 

3. Wderdoppern, Knoppern 
h) Barbehöfzer, in Blbcken oder geraspelt 
i) Korkholz, Pockholz, Geverndolz und Buchsbaum 
k) Pott (Waid-) Aſche, Weinftein 




















Ubgabenfäke Er 
Maasſtab nach dem Für 
14 an en nach dem Tara 
er mit der Gintheilung] 2442 "Bulden-Fnß wi 
des Thalers im 30ftel beim e a. — 
Verzoll⸗] und 24ftel), beim — I Brut en 
Gingang. Ausgang. Gingang. f Ausgang ruttogewicht: 
ung. 158 gr. Sar. | 
Rth. (age RE. h a) Du Pu Ikr. Du Fa kr. Pfund, 
| 


16in Füſſ. u. Kiſt. 


1 Entr. 13 | 101 — — 15 150 | — — 19 in Körben, 
(8) 6 in Ballen. 
(8) : 

4. Entr. 12 I — — — 3 | 30 1 —! — 1 6 in Faffern. 


1 Entr 11 —1— — 111451 —| — 

1 Enter. 4 — 741 — — | — 136 Yl — — 
(6) 

1: 1 — 51 — 1174 — 
(4) | 

1 Ent. I — 51 —| 51 —i17% ae 
(4) (4) 

1 Ente. I —| 51 — — 11-1174 —| — 
(4) 

1 Ent. 1 — 24,1 —| 21 — 8 | 88, 
(2) (2) 

4 Ent. I — 51 5 | —174h 1171, 
(4) (4 

t. Ente. | — 5::—| 5] 174 17% 


1 Gnir. Jt | 101 — — [2 | — — I11 in Fäffern. 


a Benennung der Gegenftände. 





I) Mineralwaffer in Flaſchen oder Krügen . 


m) Salpeter, gereinigter und ungereinigter, auch falpeterjaures 
Natron ä Be 


n) Salzfäure und Schwefelfäure 
- 0) Schwefel 


» 


p) Terpentin und Terpentinöl (Kiendl) 


Anmerk. Rohe Erzeugniffe des Mineral:, Thier- und 

Pfflanzenreichs zum Gewerbe und Medicinalgebrauche, 

die nicht beſonders Höher oder niedriger befteuert 

find, indbefonvdere auch anderswo nicht genannte, 

aufferzeuropäaifche Tiſchlerhoͤlzer tragen die allgemeine 
Eingangsabgabe, 


6| Eifen und Stahl; 
a) Roheifen aller Art ; altes Brucheifen; Eifenfeile, Hammerſchlag 


Anmert An ven Zollgrenzen ver Preußifchen weftlichen 
Provinzen, deögleichen von Baiern, Württemberg, 
Baden und Kurheſſen ift Roheifen auch beim Aus 
gange frei. 

b) Gefchmievetes Eifen in Stäben, desgleichen Eifenbahnicien: 
en, auch Roh: und Gement:Stahl, Guß- und raffinirter 
Stahl. —— N ’ r ; A — 

Anmerk. Von Rohſtahl, feemärtd von der Rufſiſchen 
Grenze bis zur Weichſelmündung einſchließlich ein— 
jehend, wird nur die allgemeine Eingangsabgabe et 


oben. z 
c) Alles gefchmievete Eiſen, welches unter den Streck- um 
Schneivwerfen zu feinen Sorten verarbeitet ift, desgleichen 
ſchwarzes Eiſenblech und Platten, Anker und Ankerkeiten. 





1 Entr, 


1 Entr., 
1 Entr, 
1 Gntr. 
1 Cntr. 


1 CEntr. 


1 Gntr, 


4 Ente, 





des Thalers in 30ftel beim 
und 24itel), beim 


- H Ausgang] Eingang. el 





— 


Sgr. | 


Sur. | 
( Rth. (gar) 1. fr. I 


— 1 —-| 83] —| — 
— 1 935 — 
Troffrei.) — — 26! 
(6) 

— 111451 — 















Abgabenſätze 
Für 
14 Thaler-Fuß nach dem Tara 
(mit der Eintheilungſ 24V2 Gulden-Fuß, wird vergütet vom 
Gentner 
Bruttogewicht: 






fl 











gr in Kiſten. 
in Körben. 


10 in Faff. u. Kift, 
6 in’ Körben. 
4 in Ballen, 
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| da) Weißblech und Eiſendraht. 


e) Eiſenwaaren: 

1. Ganz grobe Gußwaaren in Oefen, Platten, Gittern x. 

2. Grobe, die aus geſchmiedetem Eiſen oder Eiſenguß, aus 
Eiſen und Stahl, Eiſenblech, Stahl- und Eiſendraht, 
auch in Verbindung mit Holz gefertigt ; ingleichen Maar: 
en diefer Art, die verzinnt, jedoch nicht polirt find, 
ala: Aexte, Degenklingen , Feilen, Hämmer, Hecheln, 
Haspeln, Holzſchrauben, Kaffeetrommeln und Mühlen, 
Ketten, Mafchienen von Eifen, Nägel, Pfannen, Plätt: 
eifen, Schaufeln, Schlöffer, grobe Schnallen und Ringe 
(ohne Politur), Schraubftöde, Senfen, Sicheln, Stemm: 
eifen, Striegeln, Thurmuhren, Tuchmacher- und Schrei: 
derſcheeren, grobe Waagebalken, Zangen u. ſ. w. 

3. Feine, fie mögen ganz aus feinem Eiſenguß, feinem po: 
livten Eifen oder Stahl, oder aus diefen Urftoffen in 
Berbindung mit Holz, Horn, Knochen, lohgarem Leder, 
Kupfer, Mefling, Zinn (legtered polirt) und anderen 
unedlen Metallen gefertiget feyn, als: feine Gußmaar: 
en, Mefjer, Nüh- und Stricknadeln, Scheeren, Streid- 
en, Schmertfegerarbeiten u. ſ. w.; ingleichen lackirte a 
enwaaren; auch Gewehre aller Art... 


7| Erze, nämlih, Eiſen- und ——— ea, — 
(Reißblei), Galmei, Kobalt . 


Anmerk. An ven Baieriſchen, Sächflichen, — 
iſchen und Badiſchen Grenzen, — 
8 Flachs, Werg, Hanf, Heede . 


9 Getreide, Hülfenfrüchte, Sämereien auch Beeren: 

| a) Getreide und Hüffenfrüftpte, als: Weizen, Spelz oder Din: 
fel, Gerfte (auch gemälzte), Hafer, Heideforn over Bud: 
waizen, Roggen, ——— Erbſen, Hirſe, Linſen und Widen 













Für 


nad) dem 



















14 nr Fuß nach dem Tara 
der f[Cmit ver intheilung] 241% Gulden-Fuß, wird veraltet yon 
. Pers Thalers in. 30ftel beim B — 
Verzoll⸗ und 24itel, beim M * — 
ung inaene. REN: Gingang. ae ala ae 
Nth' ** Rth. hal aar) fl. fl. | fr. Pfund. 





— 
a 
* 
sa 
| 
| 
-J 


1Oin Fall. u.sift. 
ME U | 6 in Koͤrben. 


4 in Ballen. 
1:&ntr. | 1 — —— Ht 15 | 
10 in Fall. u.Kift. 
1 Entr. 16 | — I —! —10 01 — 6 in. Körben. 
4 in Ballen, 
| 13 in Fall. u Kiſt. 
1 Ente, [10 — I —| — Fir! 301 — 6 in Körben. 
4 in Ballen, 
1 Entr. frei.) — J —| 5 Frei) — I —H7/% 
(4) 
reil — Heil — frei | — Afrei.] — 
4 Entr. — 51 —| — | — 1741 — 
(4) 
L:Shefl —| 51 —| — I. — 17/1 —| — 


1 baieri- er 
ſches I ——71 
Sceffel, sl 


19 IT —— 








* Benennung der Gegenſtaͤnde. 


— — — —— — — — — 


Anmerk. 1. Rechts des Rheins wird in Baiern die Ein⸗ 

| gangsabgabe nach der Beilage A., die Ausgangs 
abgabe nach ver Beilage B. erhoben. - 

Anmerk. 2. Auf der Sächſiſch-Boͤhmiſchen Grenze gehen 
die unter a. genannten Getreivearten beim Laud— 
trandporte zu folgenden ae en ein! 

Meizen, Spelz oder Dinkel 


“ Roggen, Bohnen, Erbſen, Hirſe, Linfen und Wien 
Gerfte ; —W aa no . 
Hafer und Heiveforn . 


Anmerk. 3. Hafer in Duantitäten unter einem Preufi- 
schen Scheffel, oder beziehungsweiſe unter 2 Baier: 
ifchen Megen, und andere Getreidefrüchte unter ein: 
em balben Preußiſchen Scheffel oder unter 1 Baier: 
ifchen Metzen frei. 

b) Sämereien und Beeren: 
1. Anis und Kümmel. 5 
2. Oelſaat, ald: Hanffaat, Leinſaat und Leindotter oder 
Dover, Mohnfaamen, Raps, Rübefnat. 


3. Kleefaat und alle nicht namentlich im Tarif genannt: 
en Sümereien; ; ingleichen Wachholvderbeeren. ; 
Anmerf, Auf einen Preußifchen Scheffel Kleeiaat kdnnen 

mit Einſchluß des Sackes 89 Pfund, auf ein Bai— 


eriſches ea veögleichen 360 Ser gerechnet 
werden, : 


101 Glas und Glaswaaren: 
a) Grüned Hohlglas ( Glasgefhirr) . 


Anmerk. Bei Lofer. Verpackung werden zu 1 Gentner 
veranfchlagt: 
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Abgabenfäte 
Maafftab nach dem Für 
14 TIhaler-Fuß nach dem Tara 













der jCmit der Gintheilung| 241% Gulven:Fuf, Ay; u 
des Thalers in 30fte beim ird ze. vom 
Berzoll:] und z4itel), beim Br — 2 
Eingang-} Ausgang. tuttogemwicht : 





Eingang (jew. 
Sgr. 


Sgr. 
Reh. (Gath. gar] A. | Fr. FR. | Fr. Pfund. 















1 Dresdner 


Scheffel, 
1 ditto 
1 ditto 
I ditto 
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| | Benennung der Gegenitände. 


—— —— — — — — — 
5/3 Preußiſche 
6?/, Altbaieriſche or Kubiffuß. 
41/, Rheinbaierifche 

b) Weißes Hohlglas, ungemufterteß, ungejchliffene®, oder mit 
abgefchliffenen Stöpfeln, Böden und Rändern, ingleichen 
Fenſter- und Tafelglad ohne Unterfchied der Farbe. 

0) Gepreßtes, geſchliffenes, abgeriebenes, geſchnittenes, in Form⸗ 
en gemuſtertes, gemaltes, vergoldetes, desgleichen alles maſ⸗ 
five und gegoſſene Glas, Behänge zu Kronleuchtern von 

Glas, Glasfndpfe, Glasperlen und Glasſchmelz 
d) Spiegelglas: 
1. wenn das Stück nicht über 288 Preußiſche oder 333 
Altbaieriſche oder 245 Rheinbaieriſche Quadr. Zoll mißt. 
@) gegoſſenes, belegtes over unbelegtes, 
aa) wenn das Stück nicht über 144 Preuß. I.3. mit. 
bb) wenn das Stüd über 114 und bis 288 Preuß, 
O.Zoll mißt i — = 
O) geblafenes, belegteß oder unbelegted - — 
| 2, belegted und unbelegtes, gegoffenes und geblajened, wenn 
das Stud mipt: 
über 288 bi8 576 O. Zoll Preußifche oder bis 666 
Altbaierifche over 490 Rheinbair. Q.Zoll; . - 
über 576 bis 1000 Q.Zoll-Preufifche orer bis 1156 
Altbaierifche oder 888 Rheinbair. DO, Zoll . - 
über 1000 bis 1400 Q.Zoll Preußifche over bis 1618 
Altbairifche oder 1242 Rheinbair O.Zol . - 
über 1400 bis 1900 O. Zoll Preufiiche over bis 21% 
Altbairiſche oder 1684 Rheinbair. O.Zol . 
über 1900: O.Zoll Preuß . Ei Be 
e) Glaswaaren in Verbindung mit uneblen Metallen und 
anderen nicht zu den Gefpinnften gehörigen Urftoffen; auf 
Spiegel, deren Glastafeln nicht über 288 Preuß. O Zoll 
dad Stück meflen  ! 22323 
Anmerf, Spiegel von größeren Dimenjionen des Glaſes 
zahlen, ohne. Rückſicht auf die Rahmen, ven Gin: 
gangszoll nach obigen Stüdjägen für Spiegelglad, 
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WÜbgabenfäge | u ——— 
Maaßſtab nach dem Für 
— mn pe ——— — Tara 
er mit der Einthellung ulden:Fuß, Au; ai 
des Thalers in Zoftel 1 bein ui — vom 
DBerzoll-} und 24itel), beim Bruͤ FR 
Gingang. ge: Eingang. er ruttogewicht: 
ung. Sur. 
Rth. (agr)Rth fl. | fr. | fr. Pfund. 
23 in Faͤſſ. u Kiſt. 
Enter: I3 — I— — 5 15 DH in Köorben 
und Geſtellen. 
(28 in Faff. I, Kiſt. 
1- Entr. 16 | — I — | — 14.30; kom reg: m Rdrhen 
1 Entr. I6 | — I —| — 110 301 4— 
17 in Kiften. 
41 Ent. I8 ı — I — — 114 — 1 -— IT 
1 Ent. 13 1 — I — — 1:51 15 
1 Sud T1i)—I— —-I 1 531-1 — 
1 Sud. I3 1 — I — — A a 
Stück. 8 —-——144 —— 
1 Stüd. 4 20| — 4 —— 135° — I -T.— 
, Stüd. | 3501| — IT — | u 1 521.20 1 —I 
tr, Di 2 —Mo ingFãſſ. u, Kiſt. 
ie ‚2 80 * 13 in Koͤrben. 


1840. I. ® 





»! Benennung der Gegenjtände. 


den Dimenjtonen des Glaſes gemäß; falls fich der 
Eingangszoll danach) aber geringer als 10 Rthlt. 
oder 17 fl. 30 Er. vom Gentner berechnet, diejen 
Sa. 
11) Häute, Felle und Haare: 
a) Nohe (grüne, geſalzene, trockene) Haute und Felle zur te 
verbereitung, ingleichen vohe Pferdehaare j ee. 


p) Felle zur Belzwerk- (Rauchwaaren⸗) Bereitung, Schmaſch—⸗ 
en, Baranfen und Ufrainer. F i ; Be 


c) Haaſen⸗ und Kaninchenfelle, rohe, und Haare ; 


J 


d) Haare von Rindvieh 
12) Holz, und Holzwaaren c. 
a) Brennholz beim Waflertransport . 


b) Bau: und Nußholz beim Waffertrandport, oder beim Land: 

transport zur DVerfchiffungsablage: 

4. Eichen:, Ulmen, Ejchenz, Kirfche, Birn-, Apfel un 
Kornel-Hol ı  . j : . A 


2. Buchen; auch Bichten-, Tannen:, Lerchen-, Pappeln- 
Erlen und anderes weiche Holz; ferner Sägwaaren, 
Faßholz (Dauben), Bandftöde, Stangen, Faſchinen, 
Pfahlholz, Blechtmeiden u. . :. oe er 

Anmerk. In ven dftlichen Provinzen des Preußiſchen 
Staates wird erhoben, für: 
aa) Maſten Be a —— 


| bb) Bugiprieten oder Spieren | . ; P 
cc) Blöcke oder Valfen von hartem Holze,. 
dd) Balken von Kienen= oder Tannenholz 
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Abgabenfäge z 
Maasitab nad) dem Für 
R ar Su ' —— Fuß Zara 
er jCmit der Eintheilung| 241/5 Gulven-Fuß, m itt 
des Thalers in 30ftel beim ird perl nn 
Berzoll: und 24ftel), beim 


q ' 
_ th. Mi Rth. ee], fl. 1 | Biene) Pfund, 





ung. 


13 in u, Kift, 
I Entr. ffrei — [1 | 20 Ifeei.! — I 2 | 55 6 ———— r 


(16) 
PER Ba KM Da RR Er Kr RG 
1 Entr, frei.) — — 15 Ffrei.| — | — 1524, 
1. Ente, frei — I | 5 frei — | _lı70, 
1VreußJ — ul ——— 
Klafter(2) 


1Baierid —— a —— 
ſches Kl. 


I Schuffs=) 
laſt 37%! 
1 





Gtr,) oder 
b. Floͤßen 
75 preuß. 
Kubikfuß. 


‚4a a, 


b, Floͤßen (16) 
if. 


6’ ditto, nn 5 
30 ditto | — — 





ee) Bohlen, Bretter, Ratten, Faßholz (Dauben), 
Bandftöde, Stangen, Faſchinen, Pfahlholz, Flecht⸗ 


weiden ıc. 
c) Holzborke oder Gerber-Lohe, desgleichen Holzkohlen. 


d) Solzafhe. . . — —— 
e) Hoͤlzerne Hausgeräthe (Meubles) und andere Tifchler:, 
Drechöler: und Böttcherwaaren, melde gefärbt, gebeizt, 
ladirt, poltrt, oder auch in einzelnen Theilen ın Verbind— 
ung mit Eifen, Meſſing oder. lohgarem Leder verarbeitet 
find; auch feine Korbflechterwaaren. : — 
Beine Holzwaaren (ausgelegte Arbeit), ſogenannte Nürn— 
berger Waaren aller Art, feine Drechsler-, Schnitz- und 
Kammmacherwaaren, auch Meerſchaumarbeit, ferner dergleich— 
en Waaren, in Verbindung mit andern Materialien (je: 
doch mit Ausichluß von edlen Metallen, feinen Metallge: 
mifchen, Bronce, Perlmutter, echten Perlen, Korallen odet 
Steinen), ingleichen Holzbronce, Holzuhren, ganz feine 
Holsflechterarbeit, auch Blei- und Rotbftifte . MR 
g) Gepoliterte Meubles, wie grobe Sattlerwaaren. 

h) Grobe Böttcherwaaren, gebrauchte, ohne eiferne Reifen . 


f 


— 


Anmerk. Grobe Böttcher: ‚und Drechsler-, Korbffſechter-, 
Tiſchler und alle rohe und bloß gehobelte Holy 
waaren, Wagnerarbeiten und Maſchinen von Holy, 
auch gebrauchte grobe Boͤttcherwaaren mit eiſernen 
Reifen tragen die allgemeine Eingangsabgabe. 

13) Hopfen : { 2 R — 
14| Inſtrumente, aſtronomiſche, chirurgiſche, mathematiſche, me: 
chaniſche, muſikaliſche, optiſche, phyſikaliſche, ohne Rückſicht 
auf die Materialien, aus denen ſie gefertigt ſind 

15] Kalender, 
a) die für's Inland beſtimmt ſind, werben nach den, der Stem⸗ 
a. halber gegebenen beſonderen Vorſchriften be; 

anvelt; 













7 Abgabenfäge 
Maasſtab nach dem Für 
—— nach⸗dem Tara 
er mit der Gintheilungg 242 Gulden⸗Fuß, w 
des Thalers in Aſtel beim ß wird * NO 
Verzoll⸗und 24jtel), beim entner 
F Bruttogewicht: 


Eingang. ſAusgang. Eingang. 


ung. 









1Schiffs — — 
laſt. 
4. Entr — 2", [frei — 
(271. 
1 Gntr —| 10 (frei. — 
(8) 


1 Entr. 


1: Gntr. 
I Cntr, 


1 Cntr. 


Cntr. 


Ausgang. 
n. | 


— I 
Rth gariRth.ilgardE fl. | Fr. 











fr, 





Pfund. 
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(16 in FA. u. Kiſt. 
— (6 im Ballen. 


20 in Fall. u. Kiſt. 
| 4113 in Koörben. 
9 in Ballen. 


— |: __ (23in Faff. u, Kift, 
(9 in Ballen, 





b) die durchgeführt werben, tragen die Abgabe von einem 
halben Thaler oder 521,2 Kreuzer für ven Gentner. Der 
MWiederausgang muß nachgewiefen werben. 

16) Kalk uno Gips, gebrannterr . 

Anmerf. Kalk und Gips fönnen, infofern fie als Düng: 
material benußt werden, auf befondere Erlaubniß⸗ 
ſcheine frei eingeben. 

17] Karden over Weberpifteln.. j et 5 

18] Kleider, fertige neue; begleichen getragene Kleiver und ge: 

tragene Wäfche, beide leßtere, wenn fie zum Verkauf eingeben. 


19] Kupfer und Meffing: 

a) Geichmiederes, gewalztes, gegoffened, zu Geſchirren; aud 
Kupferjchaalen, wie fie vom Hammer kommen, ferner Blech, 
Dachplatten, gewöhnlicher und plattirter Draht, desgleich— 
en polirte, gewalzte, auch plattirte Tafeln und Bleche 


b) Waaren: Keffel, Pfannen und vergleichen ; auch alle fonftige 
Maaren aus Kupfer und Mefiing; Gelb: und Gloden: 
gießer-, Gürtler und Nadlerwaaren, außer Verbindung 
mit edlen Metallen; ingleichen ladirte Kupfer und Mei 
fingwaaren . 

Anmerf, Von Rob: (Stück) Meffing, Rob: oder Schwan; 
fupfer, Gar- oder Rofettenfupfer, von altem Bruch— 
fupfer oder Bruchmefling, tesgleihen von Kupfer: 
und Meflingfeile, Glockengut, Kupfer: und anderen 
Scheidemünzen zum Ginfchmelzen (die Münzen auf 
befondere GSrlaubnißicheine eingehend ) wird vie all: 
gemeine Gingangsabaabe erhoben. 

20 Kurze Waaren, Duincaillerie ıc: Waaren ganz oder 
theilweife aus edlen Metallen , feinen Metallgemifhen, aus 
Bronce (im Feuer vergolvet), aus Perlmutter, ächten Perlen, 
Korallen oder Steinen gefertigt, oder mit edlen Metallen be 
legt; ferner Waaren aus vorgenannten Stoffen in Verbindung 
mit Alabafter, Bernjtein, Elfenbein, Fifchbein, Gips, Glas, 


— 615 — 










Abgabenſätze * 
Maasſtab nach dem Für 
14 Thaler⸗Fuß nach dem Tara 
der [Cl mit der Eintheilung) 2412 Gulden: Fuß, wird vergütet vom 
des Thalers in 30itel beim Gentner 
Derzoll: | und 24ftel), beim ed era 
Eingang. JAusgang. Eingang. ; Ausgang] 7 9 
ung. est. * | 
Rth(gar Mthcgçggryufl. Fe if. | Er, Pfund, 
4Scheffel 
oder — — 17, a — 
1 Tonne. 


1 Entr. frei. 


20 in Kiften. 
— — in Körben, 


1: Ente, 1110 
2 ‘9 in Bullen. 








mg over lin Fall. u. Kiſt. 
1 Ente. 7 6 — — 66 in Körben. 
Ib.» Fin Ballen. 
uni. : | 13in Fall. u.Kift. 
1 Enter. | 10 — 6 in Körben. 
| 4 in Ballen. 

uni ‚ Ter, Hd 
BY km AR 

an 0 u 

I mi! 

2 ü 

ni 

Ir Are we f 3 
BIT In — 
* —8 

MER ste isn —— 


an ul 


SE 
mrhiunt 





Holz, Horn, Knochen, Kork, Lack, Lever, Marmor, Meerichaum, 
unedlen Metallen, Perlmutter, Schilopatt, unächten Steinen 
und bergl.; feine Parfümerien, wie folche in fleinen Gläfern, 
Grufen ı. im Oalanteriehandel und ald Galanteriemaaren 
geführt werden; Tajchenuhren, Stuß: und Pendeluhren, Kron— 
leuchter mit Bronce, Gold: oder Silberblatt; ganz feine lad: 
irte Waaren von Metall oder Pappmaſſe (papier mache) Rey 
en= und Somanſchirme, Fächer, Blumen, zugerichtete Schmud: 
federn, Perüdfenmacberarbeit x; überhaupt alle zur Gattung 
der Kurzen:, Duincailleries over Galanteriewaaren gehörigen 
unter den Nummern 2, 3. 4. 5. 6. 10, 12. 19. 21. 22. 27, 
30. 31. 33. 35 38. 40. 41. 42. und 43. der zweiten Ab: 
theilung dieſes Tarifs nicht mit inbegriffenen Gegenftände ; in 
gleihen Waaren aus Geſpinnſten von Baumwolle, Leinen, 
Seide, Wolle, welche mit Eiſen, Glas, Holz, Leder, Meſſing 
oder Stahl verbunden find, z. B. Tuch- oder Zeugmügen in 
Verbindung mit Leder, Knoͤpfe * nn ame 
en und dergleichen mehr . d 


21 Leder und daraus gefertigte Marren: 


a) Lohgare, oder nur lohroth gearbeitete Häute, Fahlleder, 
Sohlleder, Kalblever, Sattlerlever, Stiefelfchäfte, auch Zucht: 
en; ingleichen fämijh= und weißgared Leder, auch Ber 
gament 

b) Brüffeler und Dänifches Handſchuhleder, auch Corduan 
Marokin, Saffian und alles gefärbte und lackirte Leder. 

Ausnahme. Halbgare Ziegen: und Schaaffelle für in: 
laͤndiſche Saffian⸗ und Lederfabrikanten werden un— 
ter Controle für die allgemeine Cingangsabgabe ein⸗ 
gelaſſen. 

0) Grobe Schuhmacher-⸗, Sattler: und Täfchner = gm, 
— auch Dagen, woran Xeder= oder ren 
eiten ; je 


d) Beine Lederwaaren von Corduan, Saffiän, Marofin, Brüf- 
elev und Dänifchem Leder, von ſämiſch- und weißgarem 
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Ubgabenfäge 







Maasſtab nach dem Für 
14 ——— en nad — ß Tara 
der (mit der Gintheilung]| 241% Gulden-Fuß, ut 
des Thalers in 30ftel ; beim wird N pom 
Verzoll⸗und Aſtel, beim ech. 
ung jenen rent. Gingang. Ausgang. Fu ogewich x 
2 a 
Rth * Rth. (rl I. Ir | fl. | fr lgah 
Om FA. u.sif, 
— 4143 in Koͤrben. 
Yin Ballen. 
6 in Faãſſ. u. Kiſt 
13. ın nr 
oe 6 in. PAR, 
= 6 imgäf u ir 
—— — is in Köorben. 
b in Ballen, 
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Leder, auch ladirtem Leder und Pergament, Sattel» und 
Reitzeuge und Gejchirre mit Schnallen und Ringen, ganz 
oder theilweife von feinen Metallın und Metallgemijchen, 
Handſchuhe, von Leder und feine Schuhe aller Art. 


22| Leinengarn, Keinwand und andere Leinenwaaren: 


a) Rohes Gurn © , \ i e } ; 


b) Gebleichted oder — Garn je. . 
c) Zwirn, . . ; i . 


d) Graue Padleinwand und Segeltuch 


e) Rohe (unappretirte) Leinwand, Zwillich und Drillid 

Ausnahme. Rohe, ungebleichte Leinwand geht frei ein: 

aa; in Preußen: 
auf den Grenzlinien von Leobſchütz bis Seidenberg in 
der Oberlauig. und von Heiligenitadt bis Nordhauſen, 
nah Bleichereion oder Leinwandmärkten; 
bb. in Sadfen: Ä 
auf ver Grenzlinie von Oſtritz bis Schandau, auf Er: 
laubnipfiheine; 
ee. in Kurheſſen: 
auf Erlaubnißſcheine nach Bleichereien oder Märkten. 
7) Gebleichte, gefärbte, gedruckte oder in anderer Art zuge 
richtete (appretirte), auch aus aebleichtem- Garn gemebte 
Zeinwand; ferner Zwillih und Drillich, desgleichen roded 
und gebleichtes Tiſch- und Handtücherzeug, leinene Kutel, 
| auch neue Wäſche : 

g) Bänder, Barift, Borten, Franſen, Gajze, Kammertuch, ge: 
webte Kanten, Schnüre, Strumpfwaaren, Geſpinnſt- und 
Treſſenwaaren aus Metaflriven und Leinen, jevoch auiler 
Verbindung mit Eiſen, Glas, Holz; Leder, Meijing u. Stahl. 


h) Zwirnſpitzen — 








AUbgabenfäke — 
Maasſtab nach dem Für 
14 Thaler⸗Fuß nach dem Tara 
der J(mit ver Gintheilung] 2412 —* Fuß, wird vergütet vom 
des Thalers in I30ſtel bei Gentner 
Verzoll⸗ had 2ꝛAſtel), beim Bruttogewict: 
ung Eingang. Ausgang. —— — 9 
a x It. 
Rth. tu, (amr) fl. | fr If. | I Pfund. 


— — — 


20 in Fafl.u. Kiſt. 





13 in Koͤrben. 
b in Ballen. 
— — {23 in Kiſten. 

11 in Ballen, 


18 in Kiften. 


1 Entr. 122 — I —| — I 381 30 | —| — 13 in Körben. 
6 in Ballen. 
1 Ente. 1 — 51 —| — I Tui — — 
(4) 2 
i Ente. I—| ı 1 — —Iı | 51 _| {3 in Kiften. 
1 Enter. I —]| 21 —] — 13|1|30 — — in Ballen. 
1 Entr. —| 201 — — 11110 --|. 
(16) n. 
1 Entr. | 21] 71773730] —| — J in Ballen 
| 
13 in Kiften, 
1. Entr. 11! —1 — — 1 19 51 — — 9 in Körben. 
6 in Ballen, 





23| Lichte (Talg-, Wachs: Wallrath und Stearin:) . . , 
24 Lumpen und andere Abfälle zur Papier— Fabrifation: 
: Teinene, baummollene und wollene Lumpen, WBapierfpine, 
Makulatur (beichriebene und bedruckte) desgleichen alte Fiſch⸗ 
erneße, alted Taumwerf und Stride . 
Anmerf. Alte Fiſchernetze, altes Tauwerk und Steide beim 
Ausgange über Preußifche Seehäfen .  - 
25 Material: und Specerei= and) Gonpiterwanren und 
andere Gonfumtibilien: 
a) Bier aller Art in Fäffern, auch Meth in Faffern . 


b) Branntwein aller Art, auch Arraf, Rum, — 
wein und verſetzte Branntweine.. 


e) Eſſig aller Art in Fäffern 


d) Bier und Eſſig, in Flaſchen oder Krufen eingehend. 
e) Del, in Flaſchen oder Krufen eingehen. . 


f) Wein und Moft, auch Eiver Kerr i A 


g) Butter. 
Anmerk. 1. Friſche, unaeſalzene Butter auf der Linie von 
Lindau bis Hemmenhofen eingehend... ; 
Anmerf. 2. Ginzelne Stücke, welche eingeben, fi nv, wem 
ſie zuſammen nicht mebr als 3 Pfund wiegen, frei 
h) Fleiſch, ausgeſchlachtetes: friſches, geſalzenes, geräuchertit; 
auch ungeſchmolzenes Fett, Schinken, Bi ae bei: 
gleichen groß Wi... , ; } 


i) Früchte (Sürfrüchte), auch Blätter: 
%) Friſche Apfefinen, Gitronen, Kimanen, Pomeranzen 

| Granaten und vergfeichen .- *- 
Verlangt der Steuerpflichtige die Auszählung, fo zahlt 


wi 100 Stel ” J oder 4 fl. 10 2 








Ya. gab a 1b en en ſä I t 
Maasſtab nad) dem Für 
i 14 Thaler: Buß nach dem Sure | 
er (mit der Gintyei ung] 241% Gulden-Fuß, s wall 
des Thalers in 3oftel beim * ee ur 
Verzoll⸗ und Aſtel), beim er 
Bruttogewicht: 


Von. | en Gingang. ——— 


Rth ——* fl. | fr,’ fl. ! Fr. Mund, 


Rth. —9 






16 in Kiſten. 


1 Entr, 
1 Entr. 


1 Entr. 
24 in Kiſten. 

4 Entr. — 46 in Körben. 
1 Entr. LI in Ueberfäff. 
1 Entr, — 2 in Kiſten. 
1 CEntr. 16 in Koͤrben. 

124 in Kiſten. 
1 Entr, I6 in Körben, 

a | IH in Ueberfäſſern 
1 Entr, 16in Fäſſ. u. Töpf. 
1 Entr, 

16 in Fi’. Kiſt. 
1 Gntr, 9 in Körben. 
6 in Kg 
Bhf } 
Schill ; 
hun ER u. Kift. 


513, in Koͤrben. 
6 in Ballen, 


—BR — 





Verdorbene bleiben unverftenert, wenn fie in Gegen: 
wart von Beamten weggeworfen werben, 

) Trodene und getrodnete Datteln, Beigen, Kaftenien, Ko: 
rinthen, Mandeln, Pfirfichkerne, Roſinen, Xorbeeren und 
Korbeerblätter, Pomeranzen ‚und Pomeranzenſchaalen 
und dergleichen . 5 . . . ch 


k) Gewürze, nämlich: Galgant, Ingber, Cardemomen, Gu: 
beben, Musfarnüuffe und = Blumen (Macis), Nelken, Vreffer, 
Piement, Safran, Sternanis, Vanille, Zunmt und Zimmt: 
Gaffıa, Zimmeblüthe . Fer — 


I) Hering . 0 . & ; } . 
m) Kaffee und Kaffefurogate . . er i 


n) 1 Kafao in Bohnen . RER . . oo. 


2 Kafao-Maffe, gemahlener Kakao, Chocolade und Che: 
coladeſurrogate oo. 


0) Käfe aller Art . k ir Mi a 


p) Konfituren, Zuckerwerk, Kuchenwerk aller Art, mit Zuder 
und Eſſia eingemachte Früchte und Gewürze; desgleichen 
Kaviar, Sago und Surrogate vieler Artifel, Oliven, Pa: 
teten, zuvereiteter Eenf und Tafelbouillon . 


g) Kraftmehl, worunter Nudeln, Puder, Stärke mitbegrifen, 


Maasitab 
der 
Berzoll- 
ung. 


1 Entr. 
41 Tonne. 


1 CEntr. 


4 Gntr. 


1 Entr. 


4 Ente. 


1 CEntr. 


nach dem 
14 Thaler: Fuß 


und 24jtel), beim 





—— 


6 | 15 
(12) 
1 — 
6/15 
| (12) 
6 | iä 
(12) 
Bil 
3. | 20 
(16) 
11 — 


— 


r— 


623 — 


— 7 — — 


nach 
(mit der Einthellungſl 24% Suiten Fuß, 
des Thalers in ’30ftel 





19; 15 


Ing. | Ausgang 


— — 


an 


TE 
' 


| 


Für 
Tara 


vird vergütet vom 


Centner 
Bruttogewicht: 


Pfund. 


13 in Faͤſſern. 
16 in Kiiten. 
13 in Koͤrben 
6 in Ballen. 
18 in Kitten, 
16 in Faifern; 
13 in Körben. 
4 in Bullen. 


13 in Faͤſſern mit 
Dauben vWichen 
u. anderm barten 
Holz u.in Kiiten. 

10 in andern Fäſſ. 
9 in Körben. 

4 in Ballen, 


4201 in Fäſſ. u. Kiſt. 


— Kiſten von 1 
* 3 ” 


& 3 in Korben. 
6 in Ballen. 


Gntr. u. daruber. 
16 in Kiften unter 
1 Grtr 
11 in Fäſſ. u. Küb 
Bin Koͤrben 
6 in Ballen 


20 in Fäſſ. u, Kiſt. 
13 in Slörben. 


t 6:.in Ballen. 


— MH — 





Benennung der Gegenſtaͤnde. 





deögleichen Muhlenfabrikate aus Getreide und Hülſenfrücht⸗ 
en, nämlich: geſchrotene oder sefhälte —— — 
Gries, Grutze, Mehl . 


Anmerk. 1. Gewöhnliches Roggenmehl (Schwarzmehl), bei 
dem Eingange zu Lande 9 der Rt un 
gegen Bohmen .  .» . . 


| Anmerf. 2. Gewoͤhnliches Roggenbrod bei dem — 
zu. Lande auf derſelben Grenzliuie 


r) Muſchel- oder Schalthiere aus der Ser, als Auſtern, Hum- 
mern, N Schildkröten Page 


s) Reid. : ; W —— 
t) Sal; (Kochfalz, Steinſalz) iſt einzuführen verboten; bei 

geftatteter Durchfuhr wird die Ab * ae bejtinmt 
u) Eyrup. * . . 
vV) Tabaf: 


1. Tabaksblätter, unbenrbeitete und Stengel . 
2. Tabafsfabrikate, als: Nauchtabaf in Rollen, abgerollt: 
en oder entrippten Blättern, over geſchnitten; Gıgarren, 


Schnupftabak in Garotten oder Stangen und gerichen, 
auch Tabalsmehl . ; ; Mi “ 


w) Ihe . A . | i i ; 
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AUbgabenfägße 


Maasitab nach dem Fur 
14 Thaler: Fuf nach dem Tara 
der (mit der Gintheilung PIR Gulden. Buß, hvird vergütet vom 


des Thalers in 30ftel beim 
und 24itel), beim Gentner 
— —— — Bruttogewicht: 





I: > — Gingang. ps 


tl wo kaurbun.iganla | na ln | 3 | fr, 
ei le il 
| 13 in Faffern, 
4 in Ballen. 


— ET ER au — ji m Fäffern. 
12 in Fäffern u. 
— — 19 I37Y] — En 





Pfund, 


13 in Fäffern Kift. 
u. Körben. 
6 in Ballen. 


1 Gntr. 


1 CEntr. 
1 Entr. 


1 Entr. 
1 Entr. 


1 Entr, 


1 Entr, 
din Bm aller 
13 in Körben. 
6 in Ballen, 


Bei Cigarren außer der 
vorstehenden Tara für 


ung, noch 24 Dfd., falle 
5 Gigarren in fleinen 
Kitten, und 12 Dfd,, 
falls fie in Körbchen 
verpackt find. 


1 Entr. —| — [19 15 


9 in Körben 
I in Faflern, 


| 
— — [19 15 1 — — P3 in Kiften. 





1840. 1. 42 
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x) Zuder:. 


1 Brot: und Hut, Kandid:, Bruch: oder Lumpen- und 
weißer geftoßener Zuder . u 


2. Robzuder. und Farin (Zudermehl). 


3. Lumpenzuder für inlänpifche Sievereien zum Raffinir— 
en unter den befonvers — — ne 
und Gontrolen. : . 


. 4. Rohzucker mit derfelben Beftimmung und unter den be 
ſonders vorzufchreibenden Bedingungen und Gontrolen. 


— 97 — 


Abgabenjäge = 
Maasttab] nach dem Fur 
14 Thaler: Fuf nach dem zare 
der (mit ver Gintheilung 24, Gulden Fuß, wird vergütet vom 
des Ihalers in 30ftel beim Gentner 


Derzoll: und 2hitel), beim 


Ganz any Gm ka; Brutiogenicht: 


Sur. | 
Mb). (aar)) 1:28; Pfund. 


1 Entr. I10 — 1 —| — | 17 30 — 
1 Ent. I9 - 1— —J 15) 45 — 
| 


ung. 1Sgr | 
Rtb.aar) . % 


14 in Fäffern mit 
Dauben v. Eichen 
u, anderm harten 

Holze. 

10 in andern Fäſſ. 

13 in Kiſten. 

13 in Fäſſ.mit Daub- 
en v. Eichen⸗ u. an⸗ 
derm harten Holze. 

10 in andern Fäſſ. 

16 in Kiſten v. 8 
Entr. u. darüber. 

13 inkiit. unt.8E. 

10 in aufereuros 

paiſchen Rohrge⸗ 
flechten (Canas- 
sers. Cranjans.) 
Tinanvdern Körb, 
6 in Ballen. 

14 in Räff. mit Dau- 
benv. Eichen u. an⸗ 
derm harten Holze. 

10 in andern Fäll. 

13 in Kiſten. 

13in Fäff mit Dau— 
ben v. Eichen: und 
anderm hart, Holze 

10 in andern Fält. 

16 ın Kift. v. 8.Ct. 

und darüber, 
13inKiſt. unt.8Gt. 

10 in auffereuros 
päifchen Rohrge⸗ 
flechten Canas- 
sers.Cranjans.) 
Tinander. Körb. 
„6 in Ballen. 


1 Ente. [5 | 15 | — _ | 9 Iarı, 


| 
2 — Ç —w)7 — — — — 


1 Entr. | 5 | — BER 5 N 9 5, 208 
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26| Del, in Faflern eingehend . 

Anmerk. 1. Baumöl zum Fabrikgebrauch wird gegen die 
allgemeine Eingangsabgabe eingelafien, wenn bei den Zoll: 
ämtern am der Grenze oder bei der Abfertigung aus den 
Packhoöfen (Hallanſtalten) vorher auf einen Centner Del 
ein Pfund Terpentinöl zugelegt worden. 

Anmerk. 2. Sogenannte Delkuchen, ald Rückſtände beim Del- 
Schlagen aus Kein, Raps, Rübſaamen u. |. w., a Bine 
Mehl aus folchen Kuchen und NRüdjtänden : 

27) Papier- um Pappwaaren: 

a) ungeleimtes orvinired (grobe, graued und halbweißes) 
Drudpapier, auch grobes ( Bone und Re mr 
papier und PBappvedel . 

b) alle andere Papiergattungen . 

Anmerf 1. Papier, welches lithographirt, bedruckt oder linürt 
iſt, um in dieſem Zuſtande zu Rechnungen, Etiketten, 
Frachtbriefen, Deviſen u. ſ. w. zu dienen, desgleichen or— 
dinäre Bilderbogen, gehören zu den Lit. b. benannten 
Pupiergattungen, 

Anmerf 2. Dom grauen Loͤſch- und Packpapier wird die 
allgemeine Gingangsabgabe erhoben. 

ec) PBapiertapeten . 

d) Buchbinvderarbeiten aus Bapier und Bappe, auch grobe 
ladirte Waaren aus diefen Urftoffen j 

28| Pelzwerk (fertige Kürfchnerarbeiten), als: überzogene Pelze, 

Mützen, Handſchuhe, Decken, Pelzfutter, Beſätze und dergleichen. 


Ausnahme. Fertige nicht überzogene Schaafpelze 


29 Schießpulver a 
301 Seide um Seidenwaaren: 
a) Gefärbte, auch weißgemachte Seide oder Floretjeide (ge: 
zwirnt oder ungezwirnt), auch Zwirn aus roher GSeive . 
b) Seivene Zeug und Strumpfwaaren, Tücher (Shawls), 
Bänver, Blonden, Spigen, Petinet, Flor (Gaze), Pofanıen: 
tierz, Knopfmacher⸗, Stiders und Pußwaaren, Geipinnit 










AUbgabenfäge 
Maasftafll nach dem Für 
N — Fuß nach dem Tara 
er mit der Gintheilung] 24%, Gulven-Fuf, 
des Thalets in 30ftel beim wird — vom 
Berzoll: und Aſtel, beim entner 
Eingang. | She. Eingang. Bes Bruttogewicht: 
Rth.“ (aar) - ( En fl. — — oe Diund, 


— 12 





16) J 


Ent. —— 11 — — 1— 
(.) 

1 Entr. — 1 — _ 351 — ibn in Kiften, 
| 





— 


— 


1 Entr, — 1 - I5 | dh __ in Ballen. 


1 Entr, | 10 
1 Enter. I 10 
1 Ente. [22 — 1 —| — | 38) 30 | — — )20 in Kiften. 
6 in Ballen. 
1 Ent. 16 1 — I —| — | 10) 30 1 —| — g13in Fäff. u. Kiſt. 


6 in Ballen. 
— — 113 in Fäffern. 


— 
= 
- 
” 
— 

= 


30 


— — gt6in gif. u. gif, 


— 1 —| — I 17) 30 1 —| — 716 in Kiſten. 
13 in Körben. 
— — 17 30 ——— 6 in Ballen. 
je in Fällern. 
| 9 in Ballen. 
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und Trejfenwaaren aus Metallfüven und Seive, auffer Ber: 
bindung mit Eiſen, Glas, Holz, Leder, Meſſing und Stabl; 
Gold und Silberjtoffe, envlich obige Waaren aus Floret- 
frive (bourre de soie ), ohne Seide und Floretjeide 

c) Alle obige Waaren, in welchen auſſer Seide und Floret— 
feide auch andere Epinnmaterialien: Wolle - over anvere 
Thierhaare, Baummolle, Leinen, einzeln over enthalten ſind. 

31) Seife: 
a) Grüne, fihwarze und andere Schmierfeife . 


b) Gemeine meiße 


e) Feine in Täfelchen, Kugeln, Büchfen, Krügen, Töpfen x. 
32 Spielfarten von jeder Geitalt und Größe, in fofern jie in 
einzelnen Vereinsſtaaten zum Gebrauche im Lande eingeführt 
werden dürfen, und unter Berückſichtigung der beſonderen 
Stempel: und Gontrolvorfchriften 
ı Anmerf Werden dergleichen zum Durchgange angemreidet, io 
| wird die Durchgangsabgabe mit einem halben Thaler 
| oder 521, Kreuzer vom Gentner erhoben. 
33 Steine: 
| a) Bruchfteine und gehauene Steine aller Art, Mühl-, grobe 
Schleif- und Wegiteine, Tufiteine, Traß, Zienel: und Bad: 
| fteine aller Art, beim Transport zu Waſſer, auch beim 
⸗ | Randtransport, wenn die Steine nach einer a * 
Verſchiffen beſtimmt ſind. 


b) Waaren aus Alabafter, Marmor und Spedftein, ferner: un= 
achte Steine in Berbindung mit unedlen Metallen, aud 
geichliffene Achte und N a nn und — 
ohne Faſſung 

Anmerk. zu a. und h.: 

1. Große Marınorarbeiten (Statuen, Büſten und deraleichen) 
Slintenfteine, feine Schleif: und Wesfleine, auch Waaren 
aus Serpentinftein zahlen die allgemeine Gingangsabgabe. 

2. Bruch und behauene Baufteine bei der Einfuhr auf dem 

| Bodenſee frei. 





ung. 


i Entr, 


| u Entr. 
1 Enir, 
1 Entr, 
1 Entr. 


1 Entr. 


1Schiffs— 


laſt oder 


37 /,Gtn. 


1 Enir, 


Abgabenfäge 
nadı dem Für 
14 Thaler: Fuß nach dem Tara 
(mit der Girtheilung —R Gulden⸗Fuß 
des Thalers in 30ftel beim fxird vergütet vom 
und 24itel, beim Centner 
Eingang. Ba Eingang. Ausgang. Druttogewicht: 
Sur. 
Reh. (aar) Rtb. Gar) fl. | f. | fl. | fr, Pfund, 


110 — 1 -! _ Iıg2l 30 I — in Kiften. 


in Ballen, 





22 
3 
20 in Kiften. 
1 


en DER RER [71:10 19] De I 
| 





in Ballen. 
II —I-1—-[1ı[ 51 1 — 
3 101 — — 5 501 — — 113 in Kiften. 
(8) 6 in Ballen. 
10 _ IT —| — [ 17) 30 1 — — 16 in Kiften. 
| 2 
10 — —ı — | 17] 01 — — 
— 15 —— — 521. = u 
(12) 


10 — 1 —| — 117 30 | —| — 16in Faſſ. u. Kiſt. 





3. Lithographir⸗Steine. nn 


34 Steinfohlen.. A j © 8% ie 


Anmerf, 1. An ver sie — und der * 
eingehend 


Anmerk. 2. An der Badiſchen Grenze —* Kehl, des⸗ 
gleichen an der Vaieriſchen Grenze — des —— ein⸗ 
—gehende. 
35] Stroh-, Rohr: und Baftwaaren: 
a) Matten und Fußdecken von Baſt, Stroh und Schilf. 


v) Stroh: und Baftgeflechte, grobe Strohhüte und Deden aus 
ungefpaltenem Stroh, Span und Rohrhüte ohne Garnitur. 
c) Feine Baft- und Strohhüte . u: ’ ei 


36) Talg (eingefhmolzenes Thierfett) und Stearin e 
37 Theer (Mineraltheer und andere) Daggert, gemeined Pech 


381 Töpferthbon und Töpferwaaren: 
a) Toͤpferthon für Porzellanfabriken (Porzellanerde) 


b) Gemeine Töpferwaaren , Fliefen, Schmelztiegel 


c) Einfarbiged oder weißes Fayence oder Steingut, irdene 
Pfeifen. 
d) Bemaltes, bedrucktes, bergohdetes oder birſlbertes J 
oder Steingut. 
e) Porzellan, weißes . 
7) Borzellan, farbiged, und weiße mit farbigen Streifen, auch 
dergleichen mit Malerei oder Vergoldung 
£) Fayence, Steingut und anderes Erdgeſchirr, auch weißen 
Porzellan und Email in Verbindung mit unedlen Metallen 
h) Dergleichen in Verbindung mit Gold, Silber, Platina, 
Semilor und anderen feinen Metallgemifchen, ingleichen 


——— — — — — — — — — 


Abgabenfäge 


nach dem Für 
—— Fuß nach dem Tara 
(mit der Eintheilungſ 24Y2 Gulden-Fuß, Ani 1 
des Thalers in 30jtel beim * eh BR 
und 24ftel), beim he ARINER 
[sen Ausgang.] Eingang. g Ausgang. Bruttogewicht. 
Sur. | 


Rth. Ges) Rth. ee) AW. il. th __Pfund, 


N 











20 in Kiften. 
in Ballen, 


| 3in Fäf.n. Kift, 


22 in Kiiten. 
13 in Körben. 


fe in Kiſten. 
{13 in Körben. 


22 in Kiften, 
13 in Körben. 
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alles übrige Porzellan in Verbindung mit edlen oder un: 
edlen Metallen . i j . ö 
39) Vieh: 
a) Pferde, Maufefel, Maulthiere, Efel 


b) Ochſen und Stiere : 

Anmerf, Pferde und andere vorgenannte Thiere ſind euer: 
frei, wenn aus dem Gebrauche der von ihnen beim Ein: 
gange gemacht wird, überzeugend hervorgeht, daß jie ald 
Zug: over Laſtthiere zum Angeſpann eined Reiſe- oder 
Frachtwagens gehören, oder zum Waarentragen dienen, oder 
die Pferde von Reiſenden zu ihrem Sortfonmen geritten 
werden müſſen. 

Fohlen welche der Mutter nn — — ein. 

c) Kübe . ; ; 5 

d) Rinder (Jungyieh ) r 

e) Schweine ————— Spanferkel), 

1. gemäſtete. 
2. magere 


f) Sammel 
g) Anderes Schaafpvieh, Ziegen, Kälber und Spanferkel 


Anmerk. Auf der Grenzlinie von Oberwieſenthal in Sachſen 
bis Schuſterinſel in Baden werden magere Ochſen, in— 
gleichen Stiere, Kühe und Rinder zur Nachzucht in 
einzelnen Stücken und nicht zum Handel beftimmt, auf 
obrigkeitliche, ven Ginbringern zu ertbeilende Beſcheinig— 
ungen gegen ein Viertel der obigen Tariflüge eingelarfen. 

40) Wachsleinwand und Wachsmoufſeline, Wachstaft, 
Wachswaaren: 

a) Grobe unbedruckte Wachsleinwant . 

b) Alle andere Gattungen, Bene Wachemouſſcin, Bud 

taft und Malertuch 

c) Beine boffirte Wachswaaren. R 























re Abaabenfäge — 
Maasftab nah tem 1 Für 
14 Ibaler: Fuß nach dem Tara 
Der (mit der Gintheilung 24/2 Oulden: Fuß, Apird vergütet vom 
4 des Thalers in 30ftel beim (Kentrier 
Derzolle | und 24itel), beim Ä 
Gingang. en. Gingang. | Ausgang Bruttogewicht: 
ung. Sur. BR =E | 
ieh. (ar } Reh. (ayr If. kr. — Vlund. 
nl __ J — 14 1122 in Kiſten. 
ie u | in I in Körben. 
1Stud. I 1 | 101 —| — 12 1201 — — 
(5) 
1Stüd. 1?) —- | -1 — 1838| | — — 
1 Stud. 13 1! — 1I — —- 15 1 15 I — — 
1 Stud. 121 — 1-1 —13 301 —| — 
1 Stud. I1 1 — | | = 111 BI —| — 
1 Stück 1 — 201 — —!ı| 10! -| 
(16) 
1 Stück. — 15 | — —- 1-52] -| — 
(12) 
1 Stu. 1— 51-1 - 11-1174] —| — 
(4) 
1 Entr. | 2 | — 1—| — 13 || 30 \ 13 in Kiften. 
| 9 in Körben. 
1 Ente. 15 | — | — |s ! 5 | — 6 in Ballen. 
1 Ent, | 10 — A _ I rl 30 — — | 20 in Kiſten. 


!t 





al) Wolle und Wollenwaaren: 
a) Schaafwolle, rohe und gefämmte . 
b) weißed breis oder mehrfach gezwirntes wollenes und Ra 
meelgarn ; deögleichen alles gefärbte Garn 


c) Wollene Zeug: und Strumpfwaaren, Tücher (Shawls), 
Tuch- und Filgwaaren, Bofamentir:, Knopfmacher: Stider 
und Puswaaren, auffer Verbindung mit Eifen, Glas, Holz, 
Leder, Mefling und Stahl, ferner: dergleichen Waaren aus 
anderen Tbierhaaren oder aus legtern und Wolle; endlich 
Waaren obiger Art in Verbindung mit andern nicht feid 
enen Spinnmaterialien 

d) Teppiche (Bupteppiche) aus Wolle oder — hier: 

haaren und vergleichen mit Leinen gemifcht 

Anmerk. infached und voublirted ungefärbtes Wollengarn, 

fowie Deltücher aus Roßhaaren, ingleichen ganz große 
Gewebe aus Kälberhaaren und Werg zahlen die allge 
meine Eingangsabgabe, 


42| Zinf und Zinfwaaren: 
a) roher Zink . : ; 
b) Bleche und grobe Zinkwaaren 


c) Beine, auch lackirte Zinkwaaren ; u. > 


43) Zinn und Zinwaaren: 
a) Grobe Zinnwaaren, ald: Schüſſeln, Teller, Löffel, 
und andere Gefäße, Röhren und Platten . 


b) Andere feine, auch ladirte SIRRDIAUR) Spielzeug und 
vergleichen . 

Anmerf, Bon Zinn in Bloͤcken, Stangen u. ſ. iv. und altem 
Zinn wird die allgemeine Eingangsabgabe erhoben. 










Pa Ubgabenfäge Die 
Maasftab nach dem Für 
ver ' Kit ver Ginngelung]' sa1% @elvenrüeß,. atıp araiken 
er mit der Eintheilun ulden-Fuß, 
des Thalers in 30Rel ; beim * —52* en 
Verzoll⸗J und 24jtel), beim Br t ” : 
ung BIRBENg: |. ee Eingang. ee. ruttogewicht: 
a —— * fl. e fd. | fr. Pfund. 
hl 
1 Entr. frei.) — #2 | — frei) — I 3 | 30 
16 in Faff. u. Kiſt. 
Zenie- 1 3 -— 1] — I 14) — I — 7 in Ballen. 
1 Entr. | 301 — — 5 52] 30 | —| — ) 20 in Kiften. 
N 7 in Ballen, 
1 Enter. | 207 — I — — | 35] — I —! — 
\ 
{ Ent. 121 — I — — 13 | 30] — — 10 in FAf. u. Kift. 
1 Entr. | 3 | 109 — — 15|1|50] —| — I Hin Körben. 
(8) 20 in Fälf u. Kiſt. 
1 Entı 10 — I —i -- 1 17) 390 1 — 113 in — 


SE je —1900 in Fäf. u. Kift. 
we ; * b in Koͤrben. 


20 in Fäff. u. Kiſt. 


4 Ente. J10 — | —| — | 17) 30 5 — — [13 in Köthen. 
Br 


— 
Dritte Abtheilung. 


Von den Abgaben, welche zu entrichten ſind, wenn Ge— 


genſtaäͤnde zur Durchfuhr angemeldet werden. 


Die in der erften Abtheilung des Tarif benannten Gegenftänk 
bleiben auch bei der Durchfuhr in ver Regel abaabenfrei, 
Bon Gegenſtänden, welche nah der zweiten Abtheilung de} 
Tarifs beim Eingange oder Auögange, oder in beiden Fall 
zufammengenommen, mit’ weniger als 1, Thaler oder 52% 
Kreuzer vom Gentner, over nad) Maaß * Stückzahl belegt 
find, iſt in der Regel als Durchgangsabgabe der Betrag jenet 
Eingangs- und Auszangsabzaben zu entrichten 
Für Gegenſtände, bei welchen die Eingangs- oder Ausgangs 
abgabe, vder beide zufammen, !T. Thaler oder 52 2 Kreugt 
som Gentner erreichen oder überjteigen, wird in der Negel nur 
jener Sag von 1, Thaler oder 52%, Kreuzer vom Gentuer, 
ingleichen für Vieh, und zwar: 
a) von Pferden, Maulefeln, vom Stüd 
Maulthieren, Eſeln. . 114, Rthlr.ov. 251.20 fr. 
b) von Ochfen uͤnd Stieren, 1 „ ui u 
ec) von Kühn und Rindern. u uud 
d) von Schweinen u. Schaafvieh u  n—u Ihr 


als Durchsgangsabgabe entrichtet. 
4. Für den Tranſit auf gewiſſen Straßen oder für gewiſſe Ge 


* 


genſtände find ausnahmsweiſe höhere oder geringere Säge fl: 
gejtellt. ‚ 
| Diefe Ausnahmen find folgende: 


1. Abſchnitt. 


Bei ver Durchfuhr von Waaren, welche 
rechts der Over ferwärts oder lanpwärts über die Grenzlinie 
von Memel bis Neu-Berun (vie Straße über Neu-Berun au 
geſchloſſen) ein: und über irgend welchen Theil ver DBereint: 
zollgrenze wieder ausgehen; beögleichen welche 


. durch die Odermündungen over links der Over eingehen, un 


rechts der Oder feewärtd oder landwärts Über die Grenzlin: 
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von Memel bis Neu: Berun (die Straße über Neu = Berun 
ausgeſchloſſen) wieder ausgehen, 
iſt zu erheben: 
1. Von baumwollenen Stuhlwaaren (zweite Ab J Vom Centner 
theilung Art 2. 6); feinen Blei-, Bürſten— 
binder-, Eilen=, Glas— und Holzwaaren (3. [RP] Ser. pit. | tr. 

: ©) (4 b) (6. e.3)(10.e) (12 Fr); 
ferner von Pappwaaren, feiner Seife, feinen 
GSteinwaaren, feinen Strobgeflehten, Por: 
zellanwaaren, Wachs- und feinen Zinnwaar— 
en (27.d ) (31. c) (33. b.) (35. b. u e.) 
(33.& u.h) (40. e.) (43. b.); neuen Kleid: 
ern, (18); kurzen Waaren (20 ; gebleichter, 
gefürbter oder gedrudter Reinwand und and— 
eren leinenen Stublwaaren (22. f.g u.h); 
Seide, fridenen und balbfiivenen Waaren 
(30); mwollenen Zeug: und Strumpf:, Tuch— 
und Filzwaaren (4l.c u. d.): 

a) in fofern die Ausfuhr durch Die on 





feehäfen geichiebt . . 2. . . IM — — 
b) auf anderem Wege . . 2 —13 
2. Don Baummollengarn (2. b) und geächt 
em Wollengarn (41 b.) .. . 12 — | 3) 30 
3. Bon raffınirtem Zuder (25. x. Sr 1) 10 1 2] 20 
4. Bon Kupfer und Meffing und daraus ge: (8) 


fertigten Waaren (19.) Gewürzen (25. K.); 

Kaffee (25. m.); Tabafsfabrıkaten ua v.?2.) 

Scaafwolle (Al a). . . 1 — fi 8 
5. Von robem Zuder und Farin (23. x. 2) — 20 f ı| 10 
6. Von Schmalte, Soda (Mineral:Alfali) (5. (16) 

d.); Schwereliaure (5 n ); Kolophonium und 

außereuropäifchen Tifchierhöfzgern (5. Ans 

merfung); Muſchel- oder Schaltbieren aus 

der See (25. r.); getrockneten, geräucherten 

oder geſalzenen Fiſchen, Häringe ausgenomm— 

en; Salmiaf, re RER), 

Thran ... — 10 —35 
7. Von Mennige (5. d. ); ; grünem Eifenvitriol (8) 

(5.e) Mineralwaffer in Flaſchen und Krügen 

(5. 1.5 rohem Agatitein und großen Mar: 

morarbeiten, als: Statuen, Büften, Kaminen || 5 —| 173 


8 Don Salz (25. t.), wenn ſolches durch 
die Häfen von Danzig, Memel und 
über Pillau eingeführt wird, zum Be— 
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darf der Königlich = Polniichen Salz: 
abminiftration unter Kontrole der Koͤ— 
niglich Preußiihen Salzapminiftra: 
tion, von der Preußiichen Laſt. . INH. | Bon ver Tonne. 





AU: RH| Ser. |. }Er- 
9. Bon Häringen (25. L). -» 2... jo, 10 = 35 
Anmerf. Diele Durchgangsabgabe wird auch von den (8) 
durch die Odermündungen ein- und über Neu: 
Berun ausgehenden Häringen erhoben. | 


10, Bon Weizen und andern unter Nr. 11. nicht beſonders ge- 
nannten Getreivearten, desgl. von Hülfenfrüchten, ala: Bohnen 
Erbien, Linfen, Wicken, auf der Weichjel und dem Niemen 
eingehend und durch die Häfen von Danzig und Memel, auch 
durch Elbing und Königsberg über Pillau ausgehend, vom 
Preuß Scheffel. ; i i : 3 Sur. 

41. Don Roggen, Gerfte und Hafer, auf denjelben Ström- 
en eins und über die vorgenannten Häfen ausgehend, 
vom Preußiſchen Shffl. 0 228gtr. 


1 Abſchnitt. 


Bon nachbenannten Gegenftänden, wenn jie 
A. durch die Overmündungen oder Über die nördliche Grenzlinie 
zwifchen der Oper und dem Rhein, diefen Strom auögenomm- 
en, eingeben und über die Grenzlinie zwifchen Neu: Berun in 
Schleſien und Schärding am Thurm in_Bayern, beide eben: 
genannte Orte eingefchlofjen, wieder ausgehen, oder umgefebtt; 
ferner wenn jle _ 

. B. auf der linken Rheinſeite landwärts ein- und auf ber rechten 
Nheinfeite ohne Ueberſchreitung der Oder wieder ausgehen; 
deögleichen wenn fie 2 

C. auf der rechten Nheinfeite (mit Ausjchluß der unter Abſchnitt 
I. gedachten Straßenzüge) ein und mit Ueberſchreitung de 
Rheins wieder audgehen, 

wird erhoben: 

von baummollenen Stuhlwaaren (Abth. MI. Art.2.c.) | Vom Eentner 

neuen Kleidern ( 18), Leder und Reverarbeiten (21.), Ion! a.| fr. 

Wolle und wollenen Garnen und Waaren (41.1). 91 1 1145 


Anmerk. Wenn diefe Waaren auf den in den folgenden Abjchnitten ge 
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nannten Straßen durchgeführt werben, fo wird von denfelben nur 
die dort beftimmte geringere Durchgangsabgabe erhoben. 


IT. Abſchnitt. 


Bei der Durchfuhr bloß Durch nachgenannte Landestheile oder 
auf nachgenannten Straßen wird die Durchgangsabgabe dahin er- 
mäßigt, daß von den beim Ein- und Ausgang Höher belegten Ge: 
genftänden nur erhoben wird: 

1. Don Waaren, welche ˖ 

a) auf ver linken Nheinfeite landwärts eins und wieder aus: 
gehen, oder welche 

b) auf dem Rheine, es fei zu Berg oder zu Thal, oder auf 

der Mofel in das Vereinsgebiet eingehen und auf Straßen 
auf der linken Rheinjeite wieder oder umgefehrt; 
ingleichen welche 

auf ver linken Rheinfeite nordlich von Saarbrücken land: 
wärts eingehen und über die ſüdliche Grenzlinie zwiſchen 
Keuburg am Rhein und Freilafjing in Baiern (diefen Ort 
eingefchlofjen ) wieder ausgehen, oder umgefehrt; endlich 
welche 

d) über die nördliche Grenzlinie zwifchen dem Rhein und der 
Elbe (beide Flüffe ausgefchloffen) eingehen und ſtromwärts 
aus den Häfen zu Mainz und Bieberich oder aus einem 
Mainhafen ausgehen, oder umgekehrt, = 

vom Gentner . . . . 10 Sgr. over 35 Fr. 
2. Don Waaren, welche ‚ 

a) über die fünliche Grenzlinie von Saarbrüden bis zur 
Donau (beide eingefihloffen) ein= und wieder ausgehen; 
ingleichen welche 

b) rheinwaͤrts eingeführt, aus den Häfen zu Mainz und zu 

, Bieberich, aus oberhalb gelegenen Rheinhäfen, aus Main 
häfen, oder aus Nedarhäfen über die Grenzlinie von Frei— 
lafjing bis zur Donau ( diefe eingefchloffen) wieder aus⸗ 
gehen, oder umgekehrt 

som Gentner. . . Al, Sur. oder 15°, Fr. 

3. Bon Waaren, welche. xheinwärts eingeführt, aus den Häfen 
zu Mainz und Bieberich, jo wie aus den Mainhäfen un: 
terhalb Miltenberg über vie fühliche Grenzlinie zwiſchen 

1840. I. J 43 
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Neuburg a. R. und Freilaffing (diefen Ort eingefchloffen ) 
wieder ausgeführt: werben, oder umgekehrt, 
vom Gentneer . . 28/, Sgr. ober 10 Er. 
4. Von Vieh, und zwar: 





Dom Stüd. 
von Bierden, Maulthieren, Efeln, Ochſen und Rth Rn. Ssr Afl. | fr. 
Stieren, Kühen und Rindern 1,1 3 
von Säugefüllen, Schweinen und Sanafoih. 1 


IV. Abſchnitn 


Bei der Waaren-Durchfuhr auf Straßen, welche das Vereinsge— 
biet auf kurzen Strecken durchſchneiden und für welche vie örtlichen 
Berhältniffe eine weitere Ermäßigung der Durchgangsgefälle over 
peren Verwandlung in eine nad Pfervedladungen zu entrichtende 
Gontrolgebühr erfordern, werben bie oberften Finanzbehoͤrden ver 
betheiligten Regierungen ſolche Ermäßigungen anoronen und zur all: 
gemeinen Kunde bringen laſſen. 


Vierte Abtheilung. 


Hinſichts der Schifffahrtsabgaben bei dem Transport von Waaren 
auf der Elbe, der Weſer, dem Rhein und deſſen Nebenflüſſen (Moſel 
Main und Neckar), bewendet es im Allgemeinen bei den in der 
Wiener Congreßakte enthaltenen Beſtimmungen, oder den, auf den 
Grund derſelben über die Schifffahrt auf einzelnen dieſer Ströme 
bereits abgefchlofienen Uebereinfünften. 


— — — 


Fünfte Abtheilung. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


I. Der dem Tarif zum Grunde liegende, mit den in den Groß— 
berzogthümern Baden und Heffen allgemein eingeführten Gewichten 
übereinftimmende Gentner, der Zoll:Gentner ift in hundert 
Pfunde getheilt, und ed find von biefen 
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935422, 000 = 1000 Preußischen (Kurheffiihen) Prunden, 
1120 — 1000 Baierifchen Pfunden, 

2000 — 1000 Rheinbaierifchen Kilogrammen, 
935459) 00 — 1000 Württembergifchen Pfunven, 
93367%, 500 — 1000 Sächſiſchen (Dresvener) Pfunden. 


Demnach jind gleich zu achten: 
Zoll-Pfunde: 


⸗ 


14 = 15 Preußiſchen (Kurheſſiſchen) Pfuuden, 

28 —= 25 Baieriſchen Pfunden, 
2? = 1Rkheinbaieriſchen Kilogramm, 

14 = 15 Württembergifihen Pfunden, 

14 = 15 Sächſiſchen (Dreövener) Pfunden; 


und Zoll-Centner: 


36 —= 35 Preußiſchen (Kurheſſiſchen) Centnern zu 110 Pfunden, 
28 = 25 Baieriſchen Centnern zu 100 Pfunden, 

2— 1 Rheinbaterifhen Ouintal zu 100 Kilogrammen, 
36 = 37 Württembergifchen Gentnern zu 104 Pfunden, 
36 = 35 Süchfifchen (Dresdener) Gentnern zu 110 Pfunden. 


II. Werden Waaren unter Begleitfchein = Gontrole verfandt, oder 
bedarf ed zum Waarenverfchluffe der Anlegung von Bleien, fo wird 
erhoben: 

für einen Begleitſchein 2 Sgr, (11, gGr.) oder 7 Kreuzer, 

für ein angelegtes Blei 1 Sgr. ( Y, gGr.) oder 34, Kreuzer. 

Megen der Mefgebühren ( Meßunkoften) ift das Nöthige in ven 
Meporonungen enthalten. Andere Nebenerhebungen find unzulaflig. 

111. a) Die Zölle werden entweder nach dem Bruttogewicht, ober 
nach vem Netto-Gewicht erhoben. 

Unter Brutto- Gewicht wird dad Gewicht der Waare in völlig 
verpacktem Zuftande, mithin in ihrer gewöhnlichen Umgebung für 
die Aufbewahrung und mit ihrer befonderen für den Transport vers 
ftanden. | 

Das Gewicht der für ven Transport nöthigen befonderen Außeren 
Umgebung wird Tara genannt. 

Iſt die Umgebung fir ven Transport und für die Aufbewahrung 
nothwendig ein und diefelbe, wie ed 3. B. bei Syrup u. f. w. Die 
gewöhnlichen Fäfjer find, jo ift das Gewicht dieſer Umgebung bie 
Tara. 

43 *# 
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Das Netto-Gemwicht ift das Gewicht nach Abzug ver Tara. Die 
fleineren, zur unmittelbaren Sicherung der Waaren nöthigen Um: 
ſchließungen (Flaſchen, Papier, Pappen, Bindfaden u. dergl.) werden 
bei Ermittelung des Nettogewichts nicht in Abzug gebracht; eben 
ſo wenig Unreinigkeiten und fremde Beſtandtheile, welche der Waare 
beigemiſcht ſeyn möchten. 

b. Die Zölle werden von Bruttogewicht erhoben: 

1) von allen verpackt tranjitivenden Gegenftänden ; 


2) 


3) 


von den im Lande verbleibenden, wenn die Abgabe einen 
Thaler oder einen Gulden und fünf und vierzig Kreuzer 
vom Gentner nicht überfteigt; 

yon andern Waaren, wenn nicht eine Vergütung für Tara 
im Tarif audprüdlich feſtgeſetzt ift. 


c. Bon allen Gegenftänden, von welchen nach vorftehender Be: 
flimmung der Zoll nicht nach dem Bruttogewicht zu erheben 
ift, wird das MNettogewicht der DVerzollung zu Grunde gelegt. 

d. Bei Beſtimmung viefed Nettogemichts ift Folgendes zu beo- 
bashten: 


1) 


In der Negel wird die Vergütung für Tara nad) ven 
im Zolltarif beftimmten Süßen berechnet. 


2) Gehen Waaren, für welche eine Tara-Vergütung zugeftanden 


ift, blos im einfache Säde von Pad: oder Sadleinen, von 
Schilf- und Strohmatten over ähnlichen Material gepadt ein, 
fo fünnen 4 Pfd. vom Zolleentner für Tara gerechnet werden. 

Unter den im Tarif mit einem höheren Tarafage ald 4 Pit. 
aufgeführten Ballen wird in der Regel eine doppelte Umfchließ- 
ung von dem für einfache Säcke bezeichneten Material ver: 
fanden. Auf einfache Emballage ijt dieſe höhere Tara für 
Ballen nur dann anwendbar, wenn das dazu verwandte Ma 


 terial nach dem Ermeffen ver Zollbehörve erheblich ſchwerer 


3) 


als bei Säden ind Gewicht fällt. 
Es ift der Wahl des Zollpflichtigen überlaffen, ob er bei 
Gegenftänden, deren Verzollung nah dem Nettogewidt 
fnttfindet, den Tara = Tarif gelten, oder das Nettogewidt 
entweder durch Verwiegung der Waaren ohne die Tara, 
oder der legteren allein, ermitteln laffen will. 

Bei Flüfjigkeiten und andern Gegenfländen, deren Netto: 
Gewicht nicht ohne Unbequemlichkeit ermittelt werden Eann, 
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weil ihre Umgebung für den Trandport und die Aufbe- 
wahrung dieſelbe ift, wird die Tara nach dem Tarif bes 
rechnet und der Zollpflichtige hat Fein Widerſpruchsrecht 
gegen Anwendung deſſelben. | 

4) In Fällen, wo eine von der gewöhnlichen abweichenden 
Berpafungsart, ver Waare und eine erhebliche Entfernung 
von dem in vem Tarif angenommenen Taraſatze bemerkbar 
wird, ift auch die Zollbehörve befugt, die Nettovermwiegung 
eintreten zu laflen. 

e. Wo bei der Waarenvdurchfuhr auf kurzen Straßenftreden (dritte 
Abtheilung, Abjehnitt IV.) geringere Zollfäge ftattfinden, kann, 
auch wenn fonft die Abſchätzung des Gewichts nachgelafien 
wird, mit Vorbehalt der fpeciellen Verwiegung, im Ganzen be: 
rechnet werben: 

die Traglaft eines Laftthiered zu drei Eentner 
die Ladung eines Schubfarrend zu zwei Gentner, 


Pe „  einfpännigen Fuhrwerks zu fünfzehn Gentner, 

j ar 5 „zweiſpännigen Fuhrwerks zu vier und 
. zwanzig Gentner, e 

und für jeded weiter vorgefpannte Stud Zugvieh zwölf Cent⸗ 

ner mehr. 


IV. Bei den aus gemifchten nicht feidenhaltigen Gefpinnften ge= 
gertigten Waaren muß bei der Deklaration auf das darin vorhands 
ene Material, infofern daſſelbe zu der eigentlichen Waare gehört, 
Rüdjiht genommen und es müffen aus Baumwolle und Keinen ıc. 
ohne Beimifchung von Wolle, gefertigte Waaren, nach ihren Ur: 
ftoffen oder al3 baummollene Waaren deflarirt werben. Befteht eine 
MWaare aud Seide oder Floretjeide in Verbindung mit andern Ge— 
fpinniten aus Baumwolle, Leinen oder Wolle, fo genügt die Dekla— 
ration als halbſeidene Waare. Die gewöhnlichen Weberkanten (An: 
fehroten, Saumleiften, Saalband, Lisiere) an den Zeugmwaaren 
bfeiben dabei und bei der Zollklafififation aufſſer Betracht. 

V. Sind ın einem und demfelben Kolo Waaren zufammenges 
packt, welche verſchiedenen Zollfügen unterliegen, fo muß bei der 
Deklaration zugleich Die Menge einer jeden Wuarengattung nach 
ihrem Nettogewicht angegeben werden. Gefchieht Died nicht, fo muß 
entweder der Inhaber der Waaren viefelben Behufs ver fpeciellen 
Reviſton beim Grenzzollante auspaden, oder es wird, falld er das 
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Ießtere ungeachtet der ihm über die Folgen der Unterlaffung ge: 
machten Eröffnung ablehnt und feine diesfällige Erklärung in den 
Begleitfchein amtlich aufgenommen worden, im Beflimmungsorte von 
dem ganzen Gewicht des Kollo der Abgabenjag erhoben, welcher 
von der am Höchften befteuerten Waare, die darin enthalten, zu er: 
legen ift. 

Ausgenommen biervon find: Glad, Gladwaaren, Inſtrumente, 
Porzellan, Steingut und kurze Waaren, fo wie alle ſprachge— 
brauchlich zu den Furzen Waaren (Mercerie) gehörigen, im Tarif 
nicht als folche bezeichneten, fonvdern unter anderen Nummern aufs 
geführten Gegenftänden, wenn die Befchaffenheit ver Emballage folder 
Maaren einen ganz zuverläfligen Verſchluß geftattet. Auch joll die 
Deklaration der zuleggevachten Artikel ald „Kurze Waaren” (Tarif, 
Abtheilung IL, Mr. 20.) nicht die Verzollung derjelben nad dem 
höheren Tariffage für kurze Waaren zur Folge haben, fondern die 
Abgabenerhebung in allen viefen Fällen nah dem Reviſionsbefunde 
zuläffig bleiben, wenn ver Zoflpflichtige vor der Nevifion auf ſpe— 
eielle Ermittelung anträgt. 

VI Bon Waaren, welche zum Durchgange beitimmt jind, wird: 

a. fofern diefelben zu einer Niederlage (Packhof, Hallamt) veklar: 
irt werden, Die Durchgangsabgabe erſt bei vem weiteren Trand- 
port von der Niederlage erhoben. 

b. Sofern diefelben zum unmittelbaren Durchgang deklarirt werd: 
en, erfolgt die Entrichtung der Durchgangsabgabe in der Regel ' 
gleich beim Gingangsamte, wo nicht aus drtlichen Rückſichten 
Ausnahmen angeoronet, oder, bei veränderter Nichtung des 
MWaarenzugd, Nacherhebungen beim Ausgangs: oder Padhofd- 
amte ndtbig werben. 

c. Bon Waaren, welche feine höhere Abgabe beim Eingange trag: 
en, al3 die allgemeine Eingangsabgabe (1, Thaler oder 521, 
Kreuzer vom Gentner), und nach der dritten Abtheilung beim 
Durchgange nicht mit einer geringeren Abgabe belegt find, ala 
an Eingangsabgabe oder Ausgangsabgabe, oder an beiden zu— 
fammengenommen, bavon zu entrichten ſeyn würde, müſſen die 
Gefälle gleich beim Eingangsamte erlegt werben, vorbehaltlich 
drtliher Ausnahmen wie bei b. 

VIE Waaren dagegen, welche höher belegt, oder nicht unter 

sorftehender Ausnahme begriffen, und nad) einem Orte, wo fi ein 
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Hauptzoll- oder Hauptſteuexamt over eine andere Fompetente Hebe— 
ftelle befindet, adprefirt find, koͤnnen unter Begleitfchein = Gontrole 
von den Grenzämtern dorthin abgelaffen und es fünnen daſelbſt vie 
Gefälle davon entrichtet werden. An folhen Orten, wo Niederlagen 
befindlich find, erfolgt fodann die Gefälleentrichtung erſt, wenn bie 
Waaren aus der Niederlage entnommen werden follen. | 

VIII. a) Bei Nebenzollämtern erfter Klafje Fünnen Gegenftänve, 
von welchen vie Gefälle nicht über fünf Thaler oder 8%, Gulden 
vom Gentner betragen, in unbejchränfter Menge eingehen. 

Höher belegte Gegenftande dürfen nur dann über folche Aemter 
eingeführt werben, wenn die Gefälle von vergleichen auf einmal ein- 
gehenden Waaren den Betrag von fünfzig Thalern oder 874, Guld— 
en nicht überfteigen. 

Den. Ausgangszoll können Rebenzollämter erfter Klaffe ohne Be- 
ſchränkung hinſichtlich des Betrages erheben. 

b) Bei Nebenämtern zweiter Klaſſe kann Getreide in unbeſchränkter 

Menge eingeben. 

Waaren, welche mit geringern Sägen als ſechs Thalern oder 
10%, Gulden vom Gentner belegt find, und Vieh dürfen über 
Nebenzollämter zweiter Klaffe in Mengen eingeführt werben, 
von welchen vie Gefälle für die ganze Waarenlavdung oder den 
ganzen Viehtransport den Betrag von zehn Thalern oder 171, 
Gulden nicht überfteigen. 

Der Eingang von höher belegten Gegenftänden ift aber nur 
in Mengen von höchſtens zehn Pfund im Einzelnen über folche 
Nebenämter zuläffig, mit ver Maafgabe, daß auch vie Gefälle 
von den in einem Transport eingehenden Waaren folcher Art 
ven Betrag von zehn Thalern oder 17', Gulven nicht über: 
fteigen dürfen. 

Den Ausfuhrzoll koͤnnen Nebengoflämter zweiter Klaſſe bis 
zum Betrage von zehn Thalern oder 17%, Gulden erheben. 
©) Infoweit Nebenzollämter von der betreffenden oberften Finanz: 
behoͤrde erweiterte Abfertigungdbefugniffe erhalten, werben dar— 

über geeignete Bekanntmachungen ergeben. 

Die Gefälle müffen bei ven Nebenzollämtern fogleich erlegt 
werben, infofern viefelben nicht ausnahmsweiſe zur — 
von Begleitſcheinen ermächtigt werden. 

IX. Es bleiben bei der Abgabenerhebung außer Betracht und 
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werden ‚nicht verſteuert. alle Waaren-Quantitäten unter Y/, oo Dei 
Gentnerd. — Gefällebeträge von weniger als ſechs Silberpfennigen 
oder einem Kreuzer werden überhaupt nicht erhoben. 

X. SHinfichtlich des Verhältniffes, nad welchem die Gold- un 
Silbermünzen der fünmtlichen Vereinsſtaaten — mit Ausnahme der 
Scheidemünze — bei Entrihtung der Eingangs-, Ausgangs: und 
Durchgangsabgaben anzunehmen find, wird auf die befonderen Kund: 
machungen verwiefen. 


Durch Gireular- Verfügung des Königlih Preußifchen Finanz 
minifteriumsd vom 15. Dezember 1839 ift den Aemtern, zur richtig 
en und übereinftimmenden Anwendung des Tarifd und des ihnen 
zugefertigten amtlichen Waaren = Berzeichnifjes, fo auf den Grund 
einer Vereinbarung bei der. dritten General-Gonferenz in Zoll:Ber: 
eind-Angelegenbeiten, in fämmtlichen Vereinsſtaaten gleihmäßig zur 
Anwendung fommen wird, in Bezug auf die nachftehenn bemerften 
Punkte und Gegenjtande, folgende nähere Anweiſung ertheilt worden, 
mwornach vom 1. Januar 1840 ab verfahren werben foll. 


1. Fiſche, (Tarif, Abtheilung L. Po. 8.) 

Die nur zur Erhaltung auf dem Transporte mit Salz beftreuten 
oder mit Salzwaſſer begoffene Fifche gehören, wenn fie in Körben 
eingeben, nicht zu ven gejalzenen Fiſchen, fondern jind als frifche zu 
behandeln. | 


2. Feldfrüchte, wie folde unmittelbar vom Felde 
eingeführt werden, (Tarif, Abtheilung I. Poſ. 9) 
Hierunter find auch Flache und Hanf in Büfcheln, Bünteln ꝛc, 
wie jolche unmittelbar vom Felde fommen, mit einbegriffen. 


3. Ausftattungd=Gegenjtände, (Tarif, Ab- 
theilung I. Poſ. 14.) 

Obgleich es für nothwendig erachtet worden ift, die freie Einfuhr 
neuer Kleider, Wäfche und Effekten in Ausjtattungsfüllen von der 
Einholung befonderer Erlaubniß abhängig zu machen, fo wird doch 
nicht beabfichtigt, dieſe Bedingung durch unndthig Weitläufigkeiten 
zu erjchweren. 

Die Provinzial-Steuerbehörben, in deren Berwaltungsbezirf der 
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Beſtimmungsort folcher Ausftattungdgegenftände liegt, fünnen daher, 
auf vorhergegangene Anmeldung, die Erlaubnißfcheine aus eigener 
Kompetenz ausitellen und haben darin ſowohl die Straße, auf wel— 
her der Eintritt, ald auch das Amt, bei welchem die Revifion und 
Abfertigung erfolgen darf, zu bezeichnen. 


4. Reife:Effeften, (Tarif, Abtbeilung J. Poſ. 16.) 


Da es zuweilen vorfommt, daß ein Theil des Neifegepädes der 
mit der Bahr: oder Schnellpoft reifenden Perfonen nicht auf dem 
nemlihen Wagen, in welchem viefelben fahren, fondern auf dem 
nächftvorangehenden oder nachfolgenden Packwagen geladen wird, fo 
find die Aemter zu inftruiren, die folchergeftalt eingehenden erweis— 
lichen Reije-Effeften eben jo zu behandeln, als wenn der Neifende 
fie mit fich geführt Hätte. 

Reifegeräth, welches Fußreifenden oder folchen, welche mit anderer 
Gelegenheit, als mit der Bot fahren, mit der Poſt oder mit Lohn— 
fuhre vorausgeht oder nachfolgt, Fann mit Genehmigung der Zoll: 
(Steuer=) Direktion ebenfalld frei eingelaffen werden; außerdem ift 
es mit der allgemeinen Gingangs: Abgabe zu belegen. „ 


5. Mufterfarten und Mufter in Abfchnitten und 
Broben, (ebenvafelbit). 


Der frühere Zufaß: „welche SHandelsreifende mit fich führen“ 
ift in dem Tarif für die Jahre 184%, mweggelaffen worden und ed 
bleiben daher, mie fchon bisher durch fpecielle Verfügungen nachge— 
laffen geweſen ijt, vergleichen Mufter und Mufterfarten auch dann, 
wenn jie auf andern Wege eingehen, Fünftig auf Grund des Tarifs 
zollfrei. 


6. Wagen der Reiſenden, ſowie der Fuhrleute beim 
Perfonen: und MWaaren- Transport, (ebenvafelbft). 


a. Wenn auch, der Regel nach, Wagen, welche bei dem Eintritt 
über die Grenze als Transportmittel henutzt werben, ohne Ruͤckſicht 
darauf, ob fie gebraucht oder neu find, Eingangs-Zollfreiheit genieß- 
en, fo fchließt diefes die Erhebung der Eingangs-Abgabe dann nicht 
aus, diefelbe muß vielmehr ftattfinden, wenn die Thatfache vorgäng- 
iger Beftellung oder Ermwerbung eined neuen Wagens im Auslande, 
um ſolchen zum Gebrauche im Lande einzuführen, dargethan ift; 
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ingleichen, wenn die Anwendung eined Wagend ald Transportmittel 
bei deſſen Einführung augenfcheinlich den Zwed hat, die Eingangs: 
- Abgabe davon zu erfparen. 

b. Wagen der Reiſenden fönnen dann, auf befondere Erlaub: 
niß der betreffenven Zoll: (Steuer:) Direktion, abgabenfrei belafien 
werden, wenn fie erweislich zu dem Transport diefer Reifenvden ge 
dient haben und zum meitern Gebrauch der Reifenden beitimmt fin, 
follten fie auch zur Zeit der Einfuhr nicht als Transportmittel ihrer 
Befier verwendet worden fein. 


7. Treffen, (Tarif, Abtheilung IL. Pof. 2. c. 22. g. und 30.6. c.) 


Alte Gold- oder Silber-Treſſen, gewebte Gold = und Silberſtoffe 
und dergleichen fünnen gegen die allgemeine Eingangs-Abgabe ein 
gebracht werden, wenn fie vergeftalt zertheilt oder zerfchnitten find, 
daß fie gar nicht mehr ald Zeugwaaren angefehen werben, ſondern 
nur zum Einſchmelzen dienen fünnen, 


8. Soda, (Xarif, Abtheilung I. Pol. 5. d.) 


Bon ungereinigter, an der Geegrenze und auf den Flüſſen 
eingehender Soda ift, ftatt des Tarifſatzes von 1 Thaler, nur eine 
ermäßigte Eingangs-Abgabe von 7Y, Silbergrofchen für ven Zent: 
ner für Vereins-Rechnung zu erheben. 


9. Eifenwaaren, (Tarif, Abtheilung IL. Pof. 6. e.) 


a. Zu den ladirten Eifenwaaren jind gröbere, mit feinem wir: 
fihen Lad, fondern nur mit einem ladahnlichen Anftriche verfehene 
Eifenwaaren nicht zu rechnen. Auch ändern Kleinigkeiten von Dei: 
fing, welche fich oft an groben Gifenwaaren, (ald: Kaffeemüblen, 
Rollen, Thürfevern, Ofenthüren, Schlöffern u. f. m.) befinden, in 
ihrer Verzollung nach Abtheilung IL. Poſ. 6. e. 2. nichts. 

b. Eifenplatten, welche zur Berwendung für Malzvarren u. f. w. 
mit Löchern verfehen find (gelochte Platten) unterliegen dem Zoll 
fage II. Poſ. 6. e. 2. ohne Rüdjicht darauf, ob folche Platten vor 
ihrer Verwendung noch einer weitern Verarbeitung bedürfen oder nicht. 

ec. Ganz grobe Meffer zum häuslichen Gebrauch, naͤmentlich die 
in den fürlichen Vereinäftaaten unter den Namen Kniefe um 
Bauernpuffer vorkommenden, find, gleich den groben Meflern 
zum Handwerksgebrauche, zu Abtheilung IE Poſ. 6. e, 2. zu rechnen. 
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10. Brenn-, Bau: und Nugholz, (Tarif, Abtheilung IT, 
Po. 12. a und b.) 


Infofern eingehended Holz für die Bedürfniſſe des nachbarlichen 
Verkehrs irgendwo üder einen Grenzfluß, wenn auch nicht auf der 
Fürzeften Linie, übergeführt werden möchte, Tann vaffelbe, falls es 
nicht weiter verfchifft wird, ebenfo, wie beim Eingange zu Lande, 
nad der I. Abtheilung des Tarifd behandelt werden. 


11. Kurze Waaren, (Tarif, Abtheilung IT. Poſ. 20.) 


a. Wenn Waaren aus 
Alabafter, Bernftein, Elfenbein, Fifchbein, Gips, Glas, Holz, 
Horn, Knochen, Lack, Fever, Marmor, Meerfhaum, unedlen 
Metallen, Schilvpatt, unechten Steinen und dergleichen 
mit edlen Metallen, feinen Metallgemifchen, Berlmutter u. ſ. w. nur 
unmefentlich verziert find (mie 3. B. Chatoullen mit Handhaben, 
Uhrgehäaufe mit Rofetten, Stöde mit audgelegten Knöpfen, Meſſer 
mit Schiloblättchen im Heft, Flacons mit plattirtgefaßten Pfropfen 
u. f. w.), fo fallen fie derjenigen Tarifpofition anheim, der fie ohne 
diefe Verzierung angehören. 

Daſſelbe gilt bei, mit Zeugftoffen verbundenen Waaren aus Eiſ⸗ 
en, Glas, Holz, Leder, Meſſing oder Stahl, wenn dieſe Verbindung 
eine, dem Gegenſtande ſelbſt völlig untergeordnete und nur Neben— 
ſache iſt, wie z. B. bei Holzwaaren die innere Ausſtattung mit Seid- 
enzeug u. ſ. w., umgekehrt auch bei Pferdedecken, Sattelgurten ꝛc. 
die Lederbeſätze und eiſernen Schnallen. 

b. Gegenſtände, welche einzeln geringer beſteuert find, als 50 
Thlr. vom Zentner, in ihrer Zufammenfeßung aber ein, zu den 
furzen Waaren gehöriges Ganzed ausmachen, werben zu dieſen ges 
vechnet, wenn die dad Ganze bildenden Theile in einem Kollo zu: 
fammengepadt eingehen. 


12. Halbgare Ziegen und Schaaffelle, (Tarif, 
Abtheilung IL. Poſ. 21. Ausnahme.) 


Den halbgaren Zellen jind die turkifchen, englifchen, franzdfifchen, 
zur Verfertigung von Marofin, Saffian und andern feinen Leber: 
forten eingehenden, gefpaltenen und ungefpaltenen Ziegen = und 
Schanffelle (Mafchinenlever) gleichzuftellen. 
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13. Rofinen, (Tarif, Abtheilung IL. Pof. 25 i. ß.) 


Gehen Rojinen, in Schachteln verpadt, ein, wovon mehrere zu: 
fammen, in Padleinwand emballirt und verfchnürt, ein Kollo bil: 
en, jo fann darauf, wie bei der Verpackung in Körben, eine Tara: 
Vergütung von 13 Pfund vom Zentner zugeftanden werben. 


14. Baumdl zum Fadrifgebraud, (Tarif, 
Abtheilung II. Pol. 26. Anmerkung 1.) 


Es joll, foweit es erforderlich fein möchte, auch ein anderer Zu: 
fat, al8 Terpentindl zu dem, für den Fabrifenbevarf eingehenden 
Baumdl geftattet fein, Falls der Zwed der Maaßregel nur dadurch 
erreicht wird. Tritt ein ſolches Bedürfniß irgendwo ein, fo werben 
Anträge und Vorfchläge deshalb erwartet. 


15. Hüte von Stroh x, (Tarif, Abtheilung IL, 
. (Bob: 35. b. und c.) 


Unter Garnitur ift die Ausftattung mit fremden Stoffen zu ver: 
ftehen, doch wird dahin Einfaßung und Futter von grobem Zeug an 
groben Hüten für Landleute- 2. nicht gerechnet. 


16. Gerbermolle, (Tarif, Abtheilung II. Poj. 41. a.) 


Die fogenannte Gerberwolle kann, auf dieffeitige Päffe, unmittel⸗ 
bar von den Fabrifanten, welche die Felle gebrauchen ( Gerbern u, 
f. w.), und unter Kontrole diefes Urfprungs und ihres Transports, 
zum vierten Theil ded tarifmäßigen Ausgangszolld von ver Wolle 
alfo zu 7, Thaler vom Zentner ausgeführt werden. Wenn eine 
ſolche erleichterte Ausfuhr nachgefucht wird, find vie Päffe Hier zu 
extrahiren. 


17. Wollene Waaren, (Tarif, Abtheilung IL. Poſ. 41. ce.) 


Umfchlagtücher 1. von Baummolle, mit blos aufgenähten um 
nicht eingewirkten mwollenen Kanten oder Franzen, find nicht nad IL 
Pof. 41. o. ſondern ald Baummollenwaaren nah IE. Poſ 2. c. zu: 
Hafjifiziren, da der, bei der erften Tarifpofition vorkommende Aus: 
drud: „in Verbindung mit andern nicht feidenen Spinnmaterialien” 
auf das bloße Zufammennähen nicht anwendbar ift. 
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In Gemäßheit befonverer Vereinbarung, koͤnnen Hausgeräthe, 
Betten, Kleider und Effekten, welche bereit gebraucht jind und er- 
wieslih als Erbichaftsgut eingehen, auf Paͤſſe ver Provinzial-Steuer 
Behörden, in deren Bezirk die inländiſchen Erben wohnen, gegen 
die allgemeine Eingangs-Abgabe eingelaffen werden. In den Päffen 
ift auf dieſe Beftimmung, nach welcher die Erleichterung fir Ver— 
eind-Rechnung flattfindet, Bezug zu nehmen. 


19. Gebrauchte leere Fäffer, Sade, Krüge ĩx. * 


Gebrauchte leere Fäffer, Säde, Krüge ıc, welche zum Behuf des 
Einkaufs von Del, Getreide und dergleichen entweder vom Auslande 
mit der Beflimmung des Wiederausgangs eingebracht oder welche, 
nachdem Del ıc. darin audgeführt worden, aus dem Auslande zu: 
rüffommen, um Fünftig zu gleichem Gebrauche zu dienen, werben, 
unter Feſthaltung der Iventität durch Beftempelung, Bejtegelung ıc. 
und, nach Befinden, Sicherftellung der Eingangeabgabe, zollfrei ein= 
gelaſſen. 


20. Zur fünften Abtheilung des Tarifs, (Allge— 
meine Beſtimmungen.) Nro. III. a. 


Zur Beſeitigung von Zweifeln darüber, wie bei der Netto-Ver— 
wiegung ſolcher Kolli zu verfahren jei, welche mehrere kleine Kiften, 
Schachteln, Säde ıc. enthalten, 

ob nemlich in diefen Fällen die Umfchließungen ver Fleinen 
Kolli zugleich mit ver Umfchließung des Ganzen entfernt und 
als Tara behandelt werden dürfen oder aber dem Nettogemwicht 
Hinzugerechnet werden müffen, 
wirb bemerkt, daß der Zolfpflichtige folhenfalld nur Anfpruch hat, 
diejenigen Umfchliegungen, welche des Transports wegen an 
gebracht find, nicht aber die blo8 zur unmittelbaren Sicherung 
der Waare dienenden vor der Netto = DVermwiegung abnehmen zu 
laffen. 

Als Ausnahme Hiervon kann geftattet werden, daß Kartons aus 
Pappe und ähnliche aus itarfem Material gefertigte unmittelbare 
Schutmittel, worin ſeidene Bänder, Krepp, Blortücher ıc, eingehen, 
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nicht mit verzollt zu werben brauchen, fondern, auf Verlangen des 
Zollpflichtigen, vor der Netto = Verwiegung abgenommen werden 
dürfen, 


21. Zu derjelben Abtheilung, Nro. IH. d, 1. 


In der Tara-Spalte der Zweiten Tarif-Abtheilung ift bei einigen 
Waaren-Artikeln, die gewöhnlich nur in Kiften, aber nicht in Fäſſern 
verpadt vorkommen, die Tara für Fäſſer — und umgefehrt, bei 
Waaren, die gemöhnlih nur in Fäffern und nicht in Kiften verpadt 
zu werben pflegen, die Tara für Kiften, nicht ausdrücklich bezeichnet, 
In Füllen, wo vergleichen Gegenftände der erjtern Art ausnabme: 
meife in Fäffern und der leßtern Art ausnahmsmeife in Kiften ver: 
packt zur Verzollung gelangen, ift eben jo zu verfahren, ald wenn 
in ver Tara = Spalte Fäffer und Kiften mit gleicher Tara benannt 
wären. 


22. Zu derjelben Abtheilung, Nro. IH. d. 4, 


a. 68 werden nicht felten Waaren zur Abfertigung vorgeführt, 
deren Verpackungsart, der Außern Form nad), von der gewöhnlichen 
nicht abweicht, während eine erhebliche Entfernung von den tarif- 
mäßigen Tarafügen bemerkbar ift und es haben in folchen Fällen 
die Zollbehörven Hin und wieder Bedenken getragen, die Netto: Ber: 
mwiegung eintreten zu laſſen, weil fie fi nach der oben angeführten 
Vorſchriſt des Tarifs hierzu nur dann für befugt gehalten haben, 
wenn eine erhebliche Entfernung von den, im Tarif angenommenen 
Tarafügen und zugleich eine, von der gewöhnlichen abweichende 

Verpackungsart bemerkbar wird. 

Dieſes Bedenken ift jedoch nicht begründet, denn überall, wo ſich 
eine erhebliche Entfernung von den tarifmäßigen Tarajügen bemerf: 
en läßt, wird ohne Zweifel immer eine Verpackungsart in Frage 
fein, die, wenn auch nicht in der Außern Form, doch nach ver, auf 
das Gewicht eimmwirfenden Beſchaffenheit, der größern oder geringern 
Stärke, mehr oder minder fjorgfältigen Verarbeitung des Padma: 
teriald u. f. w., von der gewöhnlichen, ven tarifmäßigen Tarajügen 
zum Grunde liegenden Verpackungsart abmeicht und es ſteht mit: 
bin in allen ſolchen Fallen vie Beftimmung unter Nro. II. d. 4. 
der Bünften Abtheilung des Tarifd einer Anordnung der Netto: 
Derwiegung nicht entgegen. 
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Dabei wird jedoch zugleich darauf aufmerkjam gemacht, daß durch 
diefe Erläuterung nicht beabjichtigt wird, die Zahl ver Nettoge- 
wichtd-Ermittelungen ohne hinreichende Veranlaſſung zu vermehren, 
daß es vielmehr genügt, die Netto-Berwiegung in denjenigen Fäll- 
en eintreten zu laffen, wo durch eine — und zumal durch eine an- 
fcheinend mit Vorbedacht eingetretene — Aenverung in der Ver— 
packungsart, bei größern Waaren-Quantitäten oder höher belegten 
Artikeln, die Anwendung der tarifmäßigen Tarafüge eine beträcht- 
liche Verkürzung der Zollfaffe zur Folge haben würde. 

b. Namentlich ift von der Befugniß der Zollbehörde, Netto-Ver— 
wiegung anzuordnen, dann Fein Gebrauch zu machen, wenn Waar: 
‚ enartifel, für welche die tarifmäßige Tara von Ballen und Säden 
gleichgejegt ift, in der einen oder andern diefer Verpackungsarten 
eingehen; in viejen Fällen ift alfo vie tarifmäßige Tara allein zu 
Grunde zu legen, außer, wenn der Zollpflichtige ſelbſt auf Exmittel- 
ung des Nettogewicht3 anträgt. 


r 


23. Zu derjelben Abtheilung, Nro. V. 


a. Gehen bei Grenz Zollämtern Waaren, welche verjchiedenen 
Zollſätzen unterliegen, in einem und demſelben Kollo zufanmenges 
packt, ein und wird bei der Deklaration nicht zugleich die Menge 
einer jeren Waarengattung nach ihrem Netto-Gewichte angegeben: 
fo ift, infofern Abfertigung auf Begleitichein I. begehrt wird, — 
e8 fei denn, daß die fraglichen Waaren zu den, im zweiten Alinca 
der Tarif-Beftimmung genannten Ausnahme-Artifeln gehörten und 
zugleich die Befchaffenheit des Koflo einen ganz zuverläfigen Ver— 
Schluß geftattete — dem Inhaber der Waaren jedesmal zu eröffnen, 
daß es ihm zwar freiftehe, ob er dieſelben, Behufs der ſpeziellen 
Revifion, auspaden wolle oder nicht, letztern Falls aber im Be— 
flimmungsorte von dem ganzen, Gewicht des Kollo die Abgabe nach 
demjenigen Tarifjage erhoben werden müffe, welche unter allen, darin 
enthaltenen Waaren von der, am höchiten befteuerten zu erlegen ift. 

Lehnt der Deflarant, diefer Eröffnung ungeachtet, vie fpecielle 
Reviſion ab, fo ıft, in Bezug auf die betreffende Waarenpoſt, folg- | 
ender Vermerk in den Begleitichein aufzunehmen: | 

„Deklarant hat die Auspackung, Behufs der fpeciellen Rent: 
„Non, abgelehnt, ungeachtet ihm ausprücklich befannt gemacht 
„worden, daß in dieſem Falle im Beilimmungdorte von dem 
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„ganzen Gewicht des Kollo die Abgabe nach demjenigen Tarif: 
„Sage werben erhoben werden, welcher unter allen, darin ent: 
„baltenen Waaren von der, am höchſten bejteuerten zu er: 
„Legen iſt.“ 

b. Zu ver Beſtimmung, nach welcher die Deklaration einiger 
geringer befteuerten Artikel ald „Kurze Waaren“ vie Abgaben-Gr: 
hebung nach ‚dem Sage für kurze Waaren dann nicht zur Folge 
haben ſoll, wenn der BZollpflichtige vor ver Reviſion auf ſpe— 
cielle Ermittelung anträgt, wird erläuternd bemerft, daß bei ver 
MWaaren-Abfertigung auf Begleitfchein I. der Antrag auf fecielle 
Ermittelung zu dem angegebenen Zwede auch noch vor der Revijion 
im Beftimmungsdorte zuläffig ift. 


24. Zu derfelben Abtheilung, Nro. IX. 


Um Ungleichheiten in der Auslegung dieſer Beitimmung zu ver: 
hüten, wird bemerkt, daß die Vorſchrift, wonah Waaren - Ouanti 
täten unter Y,,00 des Zentners (3 Loth) zollfrei bleiben follen, 
namentlich auch in folgenden Fallen Anwendung findet: 

a. wenn in einem Transport mehrerlei Waarengattungen befind: 
lich find, gilt die Beftimmung für jede einzelne Waaren-Gattung, 
deren Gewicht unter der bezeichneten Größe fteht; 

b. wenn dad Gewicht einer, in größerer Quantität zur Verzollung 
gelangenden Waaren = Gattung fich jo ftellt, daß der überfchießende 
Bruchtheil weniger ald 00 des Zentners (3 Loth) beträgt, kommt 
die Vorfchrift bei folchen Bruchtheilen jeder, in einem und demſelb— 
en Frachtbriefe aufgeführten Waarengattung in Anwendung. 

In gleicher Art wird endlich auch hinſichtlich der Nichterhebung 
der Zollbeträge von weniger, ald /, Silbergrofchen verfahren. 
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Kurze Notizen, Auszüge aus Gefet- 
und Verordnungsblättern, Miscellen 
und literarifche Nachweifungen. 


Deiterreih. (Zur Vollſtreckung der Todesurtheile.) 
Die dfterreichifchen Juftiz = Behörven dringen feit mehreren Jahr: 
en auf Zuftandebringung einer Mafchine zur Vollſtreckung der 
Tovesurtheile, welche der KHumanität und Bildung unfrer Zeit 
entfpricht. Die bis jet vorgelegten Modelle find jedoch von Seite 
der technifchen Fakultäten für nicht ganz befriedigend erachtet word— 
en, worauf ber Monarch, refolvirte: die Beſeitigung der Mängel 
zu bewerfitelligen, was bei den Fortichritten der Wiffenfchaft und 
des Mafchinenweiend nicht unmöglich, noch ſchwierig ſeyn werde. 


Bayern. (Preßangelegenheiten) Die Kammer ver 
Neihsräthe ift auf die Wünfche ver zweiten Kammer in Bezug 
auf die Aufhebung der Genfur und Ertheilung des Preßgeſetzes 
nicht eingegangen. 


(Gegen Nachdruck und Nahbilpung.) Die Kammer der 
Reichsräthe Hat am Ende ihres Befchluffes über das Gefeg 
gegen Nach druck und a folgende Wünjche Ei: 

1840 I. 44 


— 658 — 


ſprochen: „Es möge nachträglich zu den Bundesbeſchlüſſen vom 6. 
September 1832, 2. April 1835 und 9. November 1837 aud eine 
Vereinbarung der deutschen Bundesregierungen zum Behufe ausge: 
dehnteren Schuged ver Verfaſſer dramatifcher Originalwerke jeder 
Art gegen Aufführung dev letzteren herbeigeführt werden.” — „Es 
möge durch gleiche Vereinbarung Die unbefugte, auch obne ftraf: 
rechtliche Abjicht verübte Verdffentlihung von Briefen Verflorbener, 
wenn Diefe Briefe auch nicht Literarifchen oder artiftiichen Inhalte 
find, bis zu einem beftimmten Zeitpunfte nach dem Tode der Urheb— 
er auf gefeglichen Wege verboten werden." — „Nicht minder möge 
auf dem nämlichen Wege ver Vereinbarung die ſchon in der Natur 
der Sache liegende Verpflichtung der öffentlichen Blätter aller Art 
ausgejprochen werden, ſich gegenfeitig Nachrichten, Korreipondenz- 
Artikel, Aufiüge und Abhandlungen nie ohne Anführung des Blatt: 
es zu entnehmen, in welchem dieſe zuerjt erjchienen ſind.“ 
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Wäürttemberg. (Literariſche Nachweiſungen.) Das 
Archiv für eiviliſtiſche Praris Bd. XXII. bringt Erläuterungen und 
Erbrterungen, dad K. Württemberg. Geſetz über Die privatrechtlichen 
Folgen der Verbrechen und Strafen betreffend, von Dr. K. G. 
Wächter, Kanzler. 


Derſelbe Gelehrte liefert in eben dieſem Archive XXIII. Br. 1. 
Heft, eine Ueberſicht der neueſten Fortſchritte der Civilgeſetzgebung 
in Württemberg, mit legislativen Bemerkungen und vergleichender 
Rückſicht auf das gemeine Recht. 


(Bifitation der Maße und Trinkgeſchirre ver 
Wirtde) Das Reg.:Blatt vom 27. März enthält eine Verfüg— 
ung des Minifteriums de8 Innern; wonach für den Zwed einer 
gleichfoͤrmigen, ven beftebenden geſetzlichen Ginrichtungen entſprechenden 
Handhabung ver Bifitation ver Maße und Trinkgeſchirre 
der Wirthe vie Führung der Aufjicht hierüber von den Bezirkt— 
amtern am die zuftännigen Gemeinvebehörven zu überweiſen und von 
diefen in jeder Gemeinde zu Vornahme der vorgejchriebenen perie 
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difchen Unterfuchungen ein bejonvderer Aufſeher zu beitellen ift. Orts— 
vorfteber Fönnen nicht zu folchen Aufſehern beitellt werden, auch 
darf der Aufſeher mit feinem der Mirthe nahe verwandt oder 
verfchmägert ſeyn; jedenfalls ift die Viſitation bei einem mit dem 
Aufſeher verwandten oder verfchwägerten Wirthe durch eine andere 
Perſon zu beiorgen. Zu den Bilitationen iſt ein Gemeinderaths— 
Mitglied als Urfundsperfon beizugeben. Die Bijitation ift wenig- 
ſtens zweimal jährlich und nicht zu einer im Voraus beftimmten 
Zeit, auch nicht in ununterbrochener Aufeinanderfolge bei den ver: 
ſchiedenen Wirthen der Gemeinde vorzunehmen. 


Baden. (Hannover'ſche Verfafjungsfrage) In ver 
70. öffentlichen Sitzung der zweiten Kammer vom 10. April nahm 
der Abgeoronete von Itzſtein das Mort, um feine ſchon früher 
angefündigte Frage an die Hohe Megierung zu ftellen, in Betreff 
des dermaligen Standes der Hannoverſchen Verfaſſungsfrage. Er 
Sprach im Werentlichen Folgendes: Aufs neue bringe er heute einen 
für Hannover, wie für ganz Deutichland wichtigen Gegenftand in 
diefer Kammer in Anregung. Seit dem 29. April vorigen Jahres, 
wo diefe Sache in der Kammer von ihm zur Sprache gebracht 
worden fen, Habe der Stand der Sache ſich wefentlicy verändert ; 
damals babe mannoch die Hoffnung gebegt, daß Durch ven Bundestag 
diefe Frage auf eine ven MWünfchen des hannoverfchen Volkes entſprech— 
ende Weile entfchieden merde. Seitdem folle nun unter dme 5. Septbr. 
ein Bundesbefchluß ergangen ſeyn, den man freilich nur durch Veröff— 
entlichung der bannoverfchen Regierung kenne, des wejentlichen In— 
balts, „daß bei obwaltender Sachlage eine bundesgeſetzlich begründete 
Veranlaſſung zur Ginwirfung in diefe innere Landesangelegenheit nicht 
beſtehe; dagegen werde vertrauensvoll erwartet, daß S. M. der König 
von Hannover geneigt fein werde, baldmöglichſt mit den dermaligen 
Ständen über das Verfaſſungswerk eine den Nechten ver Krone 
und der Stände entfprechende Vereinbarung zu treffen" Diejer 
Befchluß, man könne es ſich nicht verbergen, habe den Erwartungen 
nicht entfprochen; auch habe er den Frieden nicht hergeftellt, fort: 
während fey Zerwürfniß in Hannover, dad Vertrauen untergraben, 

44 * 


— 660 — 


die betrübenditen Vorgänge hätten ſich gemehrt, der Nechtszuftand 
Deutſchlands fey fortwährend gefährdet. Jeder Freund des Rechtes 
müſſe diefen Zuftand tief beflagen, und wünſchen, daß der Streit 
auf frienliche Weife im Interefje des guten Rechts ſich loͤſe. Gr: 
‚freulich ſey es, daß unter den Regierungen, die am Bundestage für 
die Sache des Rechts jich erklärt hätten, auch vie bapifche Megier: 
ung fey. Dur die Proclamation des Kannoverfchen Kabinets bei 
Bekanntmachung jenes Bundesbeichluffes, zu der fie übrigens nicht 
berechtigt geweſen ſey, habe die vffentliche Stimmung in und auffer 
Hannover fih noch mehr verichlimmert, denn ed fey in dieſem Be: 
fhluffe vom Kabinet in Hannover die Deutung gegeben worden, 
al3 ob die Verfaffung von 1833 nun rechtlich aufgehoben, die von 
1819 und die dermaligen Stande als geieglih anerkannt jeyen. 
Deßhalb Habe fich die öffentliche Stimme Deutfchlands durch die 
Drgane der verfammelten Kammern in Braunfchweig, Sachien, 
Darmitadt abermald erhoben; ihnen fchließe jich heute Die badiſche 
Kammer an, und merbde auch ihrerfeit3 der Interpretation des Bund— 
esbeichluffes, wie fie das Hannoverſche Kabinet fich erlaubte, als 
einer rechtöverlegenden und den Rechtözuftand aller Fonftitutionellen 
Länder Deutſchlands gefährdenden entgegen treten. Gt ftelle vie 
Frage an vie hohe Negierung, ob die erwähnte Interpretation des 
Bunvesbefchluffed durch das Hannover'ſche Kabinet in den Ver 
hbandlungen des Bundes ihre Begründung finde, und ob von and— 
eren Negierungen Schritte gefchehen feyen, um auf Herftellung der 
Berfaffung von 1833, oder eine authentijche Interpretation des frag: 
lichen Bundesbefchlufjes hinzuwirken? Hierauf erwiederte der Minift- 
er der audmärtigen Angelegenheiten, Frhr. v. Blittersporf: die 
Frage, die jo eben an ihn gerichtet worden fey, komme ihm nicht 
unerwartet; der Abgeoronete v. Itzſtein habe fie felbft acht Tage 
vorher angefündigt, und infofern fey er nicht unvorbereitet, fie zu 
beantworten. Auch diesmal müffe er wiederholen, daß nad dem 
Standpunkte, den die Regierung in diefer Angelegenheit zu nehmen 
Habe, fie der Kammer feine Cinwirfung auf die VBefchlüffe des Bund: 
estagd, noch auf die ihrem dortigen Geſandten zu gebenven Ins 
ſtructionen geflatten fünne. Ebenſo wenig ſey es ihr erlaubt, vie 
dort gepflogenen Verhandlungen zu veröffentlichen; denn dieſe Ders 
handlungen feyen ein Gemeingut aller daran theilnehmenven Reg: 
ierungen des deutfchen Bundes, nicht ein Eigenthum des Großer: 


€ 


u 6 


zogthums oder irgend eines einzelnen Negeuten, worüber jeder nach 
Belieben verfügen Eünne, Der Abgeoronete v. Ipftein habe Be: 
zug genonmen auf einen in einer Proclamation des Königs von 
Hannover befannt gemachten Bundesbeſchluß. Nachdem dieſe Be—— 
fanntmachung nun einmal von ver zunächſt dabei betheiligten han— 
nover'fihen Regierung erfolgt fey, jo habe er — der Minifter — 
feinen Grund, deſſen Eriftenz in Abrede zu flellen. (Der Kerr 
Minijter liest den Bundesbefchluß vor, fein Inhalt ift gleichlautend 
mit dem vonder hannover’ichen Regierung befannt gemachten.) Der 
Sinn dieſes Beichluffes fey Har, der Bund erkläre, daß er unter 
den obwaltenden Umſtänden nicht berechtigt fey, fich in vie hanno— 
verjche Verfaſſungsfrage, ald einer inneren Angelegenheit ded Landes 
einzumifchen ; er enthalte ferner die Erwartung, daß der König von 
Hannover mit feinen dermaligen Ständen jich über eine den Nechten 
der Krone und Stände angemeflene Verfaſſung vereinbaren werde. 
Die Kammer babe auf tinen Befihluß des Bundedtagd provocirt; 
jie erkenne aljo feine Gompetenz an, ein Beichluß ſey ergangen, jey 
zu formellen Rechten geworden und habe verpflichtende Kraft. Durch 
diefen Beſchluß ſei feſtgeſetzt, daß es fih von einer inneren Ange— 
legenheit des Königreih8 Hannover handle, in die ſich zu mifchen 
unter den obwaltenden Berhältniffen Feine Deranlafjung-"gegeben 
fey; daraus folge, daß weder die Negierung noch weniger die Kammer 
fich berechtiget glauben könne, Ginmifchung für fich in Anſpruch 
zu nehmen. Er koͤnne ſich daher nicht einlaifen auf das Materielle 
der Diskufjion, nicht Fragen beantworten, welche vie Gompetenz der 
Kammer überichritten. Der Nachfag jenes Bundesbeſchluſſes fey 
übrigens eine nothwendige Folge des Vorderſatzes. Gelänge es dem 
König von Hannover, die inneren Verfaffungsverhältniffe zu ordnen, 
fehre das Vertrauen wieder, gewännen die inneren Berhältniffe Kon: 
jiftenz, fo fünne dies nur erfreulich fenn; im dieſes Bemühen ſtör— 
end einzugreifen, bürfe Niemand jich erlauben. Der Bund vürfe 
jich ohne die dringendſte Beranlaffung Feine Ginmifchung in die inn- 
eren Angelegenheiteit eines Bundesſtaats erlauben; die Kammer möge 
wohl bevenken, wie folgenveich eine Einmiſchung jeyn würde, wie 
beveutungsvoll für die Unabhängigkeit der einzelnen Staaten. Nicht 
mit zu raſcher Hanb dürfe hier eingegriffen werden; die Kammer 
moͤge daher nicht erwarten, daß man bei obwaltender Sachlage weiter 
gehen werde; er hege das Vertrauen zu der Kammer, daß fie in 
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den ferneren Discufjionen, die Echranfen der Mäßigung und des 
Anftandes beobachten, jedes leidenſchaftliche Mittel verihmähen um 
nicht gewillt ſeyn werde, durch aufregende Worte neue Bejorgniffe 
zu verbreiten und die Gemüther zu erbittern. 

Der Abgeoronete v. Itzſtein: weder die badiſche Kammer, noch 
er, der Mebertreibungen nicht liebe, würden die Schranfen des An: 
ftanvdes vergeflen; aber es gebe Wahrheiten, die ſtark feyen, fo mäßig 
num fie auch ausdrücke. Vor allem müſſe er jegt, wie früher, ver 
Behauptung widerjprechen, daß die Kammer nicht competent fen, 
fi in diefe Sache zu mischen, daß die Vorgänge in Hannover für 
und, für dad übrige Deutfchland von feinem Gewicht jeyen Gr 
wolle, dies zu widerlegen, nicht Frühered wiederholen. Beveutungs- 
voll jeyen allerdings jene Vorgänge für das ganze conjtitutionelle 
Deutfchland; denn ein böſes Beifpiel werde hier gegeben, deſſen mög: 
Iıche Wiederholung auch andere Völker befürchten müßten. Gin 
Grund, in diefer Sache Feine weiteren Schritte zu thun, habe einiz: 
en Schein, namlich den, daß der König von Hannover ja den Gnt: 
wurf einer neuen VBerfaffung feinen damaligen Ständen vorgelegt 
babe. Diefer Grund fey aber freilich nur ein fcheinbarer, denn viele 
dermaligen Stände feyen nicht diejenigen, die zur Ausübung poli- 
tifcher Funktionen berechtigt fegen. Wären Stände nach der Wer: 
faffung von 1833 da, und legte der König diefen Vorſchläge un 
Anträge zur Berathung der Verfaffung vor, welcher Art ſie aud 
feyen, dann wäre in ver That feine Veranlafjung, feine Berechtig— 
ung für den Bund da, ſich einzumifigen. Aber die vermaligen 
Stände jeyen Feine Berechtigten, das hannover'ſche Volk in Teiner 
itberwiegenden Majorität protejtire gegen fie, erfenne fie nicht an; 
eine auf ſolche Werfe berufene, durch Viinoritätswahlen geichaffene 
Kammer habe das öffentliche Vertrauen nicht, ſey nicht geeignet, 
Friede und Ruhe Herzuftellen. Diss auszufprechen, jey Pflicht ver 
Kammer, das Weitere dev Weisheit des Bundes anheim zu ftellen. 
v. Itzſtein fchließt mit dem Antrag: „vie Kammer wolle mit wer: 
trauensvoller Zuverſicht der Erwartung außfprechen: „„es werde die 
bobe Hegierung son ihren Beitvebungen bei der hoben Bunvesver: 
ſammlung nicht nachlaſſen, vie Wiederherſtellung der einfeitig auf- 
gehobenen hannover'ſchen Verfaffung von 1833, feve es durch förm- 
licyen Befchluß oder durch eine vahin führende authentische Inter: 
pretation des Bundesbeſchluſſes vom 5ten September 1839 herbei- 
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zuführen, damit die durch die Bublifation des koͤnigl. hannover'ſchen 
Kabinetd vom 10. September vermehrten Bejorgniffe wegen Mangel 
eines Fräftigen Schutzes der beſtehenden Verfafjung gehoben, und 
auf diefem Wege zugleich die in Folge der beflagenswertben Vor: 
gänge in Hannover täglich mehr fteigende Beunruhigung und die 
wachſende Gefährdung des allgemeinen Rechtszuſtandes in Deutich- 
land befeitiget werve, tu u 

Die Abgeoroneten Boftelt, Duttlinger, von Rotteck, 
Weller, Sander, Knapp, Bader, Bed, Mörves, Mohr 
Gerbel, Martin und Rinvefchwender nahmen nacheinander 
das Wort und zwar insgefammt und einftimmig für ven Antrag. 
Die darauf erfolgte Abjtimmung war das Grgebniß der ein— 
ftimmigen Annahme des Antragsd. 


Schwarzburg =: Sonderöhaufen. (Gegen Thierquäl: 

erei.) Hier ift folgende treffliche Verordnung erſchienen: 
„Günther Friedrich Karl, von Gottes Gnaden, 
Fürft zu Schwarzburg = Sonveröhaufen. 

Sp unbezweifelt ed ift, daß ein großer Theil der Thierwelt auf 
mannichfache Weiſe dem Menichen zum Nugen bejtimmet ift, und 
diefer fich ihrer daher erlaubter Weile zu feinen Zweden bedienen 
darf, jo unverantwortlich und empoͤrend für das Gefühl des ſittlich 
guten Menſchen ift c8, wenn in unjern Zeiten nicht felten hier und 
da noch eine graufame Behandlung der Thiere Statt findet, welche 
fomohl den Menfchen entwürdigt, al3 auch Die Grenzen feiner Eig— 
enthumsrechte überfchreitet, und daher nicht genulvet, fondern viel: 
mehr verboten und beftraft zu werden verdient. Das wirkinmite 
Mittel, folchen Handlungen vorzubeugen, liegt unftreitig auch in dev 
Erziehung der Jugend und dem öffentlichen Unterrichte, und Ich 
fordere taher meine Gonfiftorien auf, dafür beſorgt zu ſeyn, daß in 
den Schulen Meines Landes eifrig dahin gewirkt werde, die Begriffe. 
der Jugend über diefen Gegenftand gehörig zu lautern und zu be— 
richtigen, und ihr namentlich durch angemeffene Belehrung recht an: 
fchaulich zu machen und einzuprägen, daß der Menfh zwar die 
Thiere und ihre Kräfte für jich benugen, und fie auch felbit zu dieſen 
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Zweden, oder in fofern fie ihm Gefahr und Schaden bringen, 
tödten dürfe, vaß er aber Fein Necht Habe, ihren Tod durch unnöth: 
ige Qualen zu verbittern, oder fie aus Muthwillen des Lebens zu 
berauben, und daß es eine von der Menjchlichkeit beſonders gebotene 
Pflicht fey, die Hausthiere mit Sorgfalt und Schonung zu behand— 
eln, und fie nicht, — vielleicht gar in Halb verhungertem Zuſtande — 
durch Miphandlung zu übermäßiger Arbeit über ihre Kräfte hin 
aus anzuftvengen. Es erfcheint um fo nöthiger und heilfamer, dem 
Gemüthe der Jugend frühzeitig hierüber die richtigen Empfindungen 
beizubringen, damit fie abgehalten werde, durch muthwilliges Mart: 
ern und Peinigen der Thiere ihr Herz zu verhärten, und dadurch 
felbft ihr Gefühl gegen vie Leiden der Menfchheit abzuftumpfen. 
Auch den Eltern, Vormüntern und Lehrherren finde Ich mich da— 
her. bewogen, Hierdurch zur unerläßlichen Pflicht zu machen, nad 
allen ihren Kräften dahin zu wirken, daß jener Zweck bei ver ihrer 
Leitung und Aufſicht anvertrauten Jugend gewiſſenhaft in's Auge 
gefaßt und möglichft erreicht werde. In mehreren Ländern haben 
ſich Vereine gebildet, um jener, unfer Zeitalter entehrenden Behand— 
lung der Thiere auf mancherlei Art entgegen zu wirfen, und mit 
Mohlgefallen würde Ich es vernehmen, wenn auch in meinem Lande 
ein ſolcher Verein zu Stande Fame, dem ich gern Schuß und möy- 
Lichte Förderung gewähren würde. Um indeß der Thierquälerei 
auch im Wege ver Strafgefeßgebung bald entgegen zu treten, fine 
ich mich bewogen, hierdurch zu verorbnen: 

I, daß Jeder, der abfichtlich ein hier, fey ed in feinem Gigen: 
thum oder nicht, 1) auf eine ungewöhnliche, und zugleich mehr als 
nöthig fehmerzliche Weiſe töptet, oder 2) ihm, ohne einen berfümm: 
licher Maßen als erlaubt geltenden Zweck dabei zu verfolgen, Schmerz: 
en oder Qualen zufügt, 3) ober doch, felbjt bei worliegenvem er: 
laubten Zwede, die Schmerzen unndthiger Weife erhöht, 4) der ein 
Thier durch Entziehung der zu feiner Griftenz erforderlichen Nabr: 
ung und Pflege quält, und 5) der ein Thier gegen deſſen Natur 
oder Uber deſſen Kräfte durch graufame Behandlung zur Erreichung 
feiner Zwecke anftrengt, der Thierquälerei für ſchuldig erachtet und 
mit Gefängniß bis zu 6 Wochen, oder nach Befinden mit einer 
verhältnißmäßigen Geldbuße beftraft werben foll. 

HU. Der Grad der bei. Verubung. ver That zum Grunde ges 
legenen Bosheit oder moralifchen Verderbtheit und die Größe der 
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dem Thiere zugefügten Qual ſollen bei Beſtimmung der Strafe den 
bauptfüchlichiten Maßſtab abgeben. 

111. In Wieverholungsfällen jind hinfichtlich der Straferhöhung 
die im dieſer Beziehung allgemein angenommenen Grundfäge in: An— 
wendung zu bringen. 

IV. Die Eltern, Vormünder oder Lehrherren derer, welche ſich 
der Thierquälerei ſchuldig machen, ſollen, wenn ſie um den Frevel 
gewußt, und dieſen nicht zu verhindern geſucht haben, als Theil— 
nehmer an der Begehung zur Strafe gezogen werden. 

V. Die eingehenden Strafgelder ſollen in den Waiſenverpfleg— 
ungsfonds des betreffenden Landestheiles fließen. Von meinen Reg— 
ierungen erwarte Ich, daß fie vie nöthigen Verfügungen treffen, da— 
mit die im Obigen als ſtrafbar bezeichneten Handlungen zeitig zur 
Anzeige und Unterſuchung gelangen, daß ſie über die Befolgung 
dieſer Verordnung wachen, und ſelbige auf gewöhnlichem Wege 
zur öffentlichen Kenntniß bringen werden. 

Sondershauſen, am 5. März 1840. 

Günther Friedrich Karl, 
Fürſt zu Schwarzburg-Sondershauſen.“ 


Freie Städte. Hamburg. (Gefängnißweſen.) In dem 
Senate ijt man zu dem Entſchluße gekommen, einen, den Bedürf— 
niſſen entſprechenden, in würdigem Maasſtabe auszuführenden Bau 
vorzuſchlagen, und dabei nicht nur ven nörhigen Raum, fondern 
auch die mögliche Beſſerung ver Sträflinge zu berückſichtigen. Es 
joll nemlich dad amerikanische Spftem, und zwar das von Phila: 
velphia (abgefonderre Zellen bei Tage und bei Naht, und Schweig— 
en) eingeführt werden. 


Frankfurt. (Mündliches Verfahren in bürgerlichen 
Streitfachen.) In der Sigung der gefeßgebenden Verſammlung 
vom 22. Februar d. J. Hielt Herr Dr. juris Reinganum zu 
Gunften eined vein mündlichen Verfahrens in Streitfachen 
bei dem Stapdtanıte folgenden motivirten Antrag, welcher für die 
— Politik von allgemeinem Intereſſe ſeyn 
dürfte: 

„Bei den Erwägungen, die ich freiwillig vortragen will, gehe ich 
zuvörderſt von der Meinung aus, daß wir alle darin einverſtanden 
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find, der Gegenftand, der ung heute beichäftigt, fey Feine Bagatell: 
fache. Und in ver That, wie follte er es ſeyn? Kann man das 
Recht ald das von dem Staate garantirte Minimum der Sittlich— 
feit betrachten, jo verliert ed an feinem Werthe und jeiner Bereut: 
ung nicht nah dem Maaße, mit dem ed zugemefien wird. G 
bleibt immer daſſelbe Recht, ob groß ob klein die Summe feiner 
Anwendung. Ia, je mehr die Gegenſtände der Nechtöpflege im dem 
Kreiſe des Fleineren Beſitzthums, Des angeftrengteren Grwerbes lieg- 
en, deſto eingreifender, deſto gefühlter wird die Art der Rechtspflege 
jelbft. Ueberdies, was beveuten die Zahlen? vie Moral, Die ıbnen 
anflebt, enticheivet allein über ihr Gewicht. Um der Eleinften Be: 
träge willen werben Die größten Verbrechen begangen, wenigſtens 
bauptfüchlich diefe beftraft. 25° Gulden find mehr, als irgend ein 
exiſtirender Taglohn, fie find regelmäßig der Kohn eines ganzen 
Monats; 300 Gulden jind fchon ein Vermögen, denn Der Staat 
verlangt von vielen feiner Bürger nicht mehr zur Gaution; um 
auch ver Thätigſte oder Neichite mag 300 Gulden nicht verlieren. 
Iſt alfo die bürgerliche Rechtspflege, die mit den. Gegenftänden ver 
geringen Competenzſummen jich befchäftigt, fo beſonders wichtig, if 
ſie gerade die Nechtöpflege für die größere Allgemeinheit des Volks, 
jo ertlärt ich fchon bievaus von felbit ald etwas Nothwendiget, 
tag jede Unbehaglichfeit über ven gegebenen Zuſtand dieſes Teils 
der Rechtsverwaltung um fo fihmerzlicher und inniger empfunten 
wird. Nun empfinden wir viele Unbehaglichfeit Alle ſchon Lange, 
rufen die Aerzte, fuchen nach Heilmitteln, und fchlagen uniere Pbar: 
—miacopoe auf. Es fehlt an Mitteln nicht, aber vie Heilung bleibt 

aus. Bald wird ein Termin verfürzt, dafür verfchieben ſich antere; 
bald eine Iare erniedrigt, andere fteigen Dagegen; eine Echreiberei 
wird aus dev Mafıhine herausgehoben, die Lücke füllt fich durch 
eine andere neu entſtehende Schreiberei aus; der Gebrauch der In 
wälte joll eingeſchränkt werden — bald werden die Partbeien, welde 
beſſere Geichäfte treiben fünnen, als die Gerichtsthüren zu belagern, 
den Verluſt an Zeit, an Geſchäftszeit, an dem unerjeglichiten Gute, 
ichmerzlicher empfinden, al3 den Geldaufwand. Bald wird das Amts: 
perjonal vermehrt, die nlüdlichfte Folge davon kann ſeyn, daß das 
Schreiben Ichneller zu Eude gebracht, dagegen aber auch um jo viel 
mehr gefchrieben wird. 

Wenn die Palliative ſo fruchtlos ſind, möchte es nicht vielleicht 
rathſamer ſeyn, eine Radikalkur zu verſuchen, wenigſtens vorzube— 
reiten? Wenn die Mittel nicht anſchlagen, iſt der Grund davon nicht 
vielleicht der, weil die Pharmacopoe nichts taugt und die Miſchung 
ſo künſtlich iſt, daß ſie die Wirkung aufhebt? Vielleicht huldigen 
wir zu viel der Kunſt, wo wir ven Vorſchrifien der Natur uns 
bingeben follten. Die Frage ift wenigftend der Unterfuchung wert. 

Dajjelbe Experiment, welches wir mit dem Stadtamte im Kleinen 
machen, viefelben fteten Verſuche, zu beffern, und viefelbe Erfolgle- 
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jigfeit ver Bemühungen, gründlich zu helfen, ſahen wir, nach ver 
ausdrücklichen und fürmlichen Aufnahme ver römiſchen und canon= 
iichen Rechtsbücher, in der Prozeßgeſetzgebung des alten großen 
deutfihen Neiches feit mehr als drei Jahrhunderten anftellen. Der 
Ausgang iſt befannt. Betrachten wir einmal dieſes ſogenannte 
Deutiche Prozeßverfahren in ver Nähe. Unterfuchen wir feine Fun: 
damente. Zuerst iſt ed nicht deutſch; es ift aus ven italienischen 
geiftlichen Gerichten entiprungen, ihren Normen nachgebilvet; der 
Raterlanvsliebe gewährt 08 Feine Nahrung und feinen Keim erhebender 
Grinnerung. Das deutiche Verfahren, das wahrhaft volksthümliche, 
war gerade entgegengejegier Art, und anderen Geiſtes. Seine Grund— 
lage war die freie Rede, und das Rechten unter Gottes freiem Him— 
mel und in den offenen Nathöfalen. Die Grundlage und vas Werfen 
des heutigen jogenannten deutſchen Prozeßverfahrens iſt die Schrift: 
lichkeit, die Aktenmaäßigkeit. 

Erheben-wir uns auf den Standpunkt, für einige Augenblicke ab⸗ 
zuſtreifen, was wir aus Gewohnheit, aus Gemächlichkeit, aus alter 
Theorie zu lieben meinen, und unterſuchen wir ganz unbefangen den 
Werth dieſer weſentlichen Grundlage un res Prozeßverfahrens. Sollte 
ich hierbei vielleicht ſo unglücklich ſeyn, die Genoſſen des Fachs gegen 
meine Anſicht auftreten zu ſehen, ſo wende ich mich um Hülfe an. 
Die andern Herren, die Nicht-Nechtögelehrren. Wo vie Wiſſenſchaft 
mich verläßt, werde ich an den gefunden Menfchenverftand appelliren. 

Ich will lieber gleich mit dieſer Appellation anfangen, fo fpare 
ich die erſte Inſtanz. 

Bei diefer Schriftlichkeit und Aktenmäßigkeit des Prozeßverfahr- 
end iſt es zuvörderſt eine ſehr auffallende Erſcheinung, daß viele Art 
und Weiſe, Geſchäfte zu behandeln oder die Wahrheit zu ermitteln, 
jo ganz vereinzelt daſteht und in feinem anderen Verhältniſſe 
des Kebens oder des Staates in gleichem Unfange vorkommt. In 
welchem anderen Verhältniſſe würde man es vernünftig oder zuläſ— 
ig finden, daß die Hauptperionen nur durch Correſpondenz 
mit einander verfehren? Die natürlibe Richtung des Menſchen 
iſt, ſich durh mündliche Rede mitzutheilen; die ſchrift— 
ficbe Gorrefpondenz ift nur ein künſtliches Surrogat für 
den Nothfall, wo man an der ummittelbaren mündlichen Beſprech— 
ung verhindert if. Taut erfand die Schriftiprache nur für Die Zus 
kunft, nicht für die Gegenwart. 

Der Prediger von der Kanzel, ver Vrofeffor vom Catheder, der 
Lehrer in der Schule, ver Arzt am Krankfenbette, der Difizier vor 
jeiner Compagnie, der Kaufmann zu feinen Gejchäftsfreunvden, ver 
Gewerbsmann zu feinen Gehülfen und Kunden — ſpricht. Man 
verfuche viele Mittheilungen durch Schreiben zu erfegen und jebe, 
was herauskommen wird, und wie fi Alles in das IInendliche ver: 
wideln und vermweitläuftigen würde. Mir jind bier 85, um und 
gegenfeitig aufzuflären, unjere Anfichten einander gegenüber zu ſtell— 
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en, das Nichtige zu wählen, eine Entjchliefung zu faffen. Sollten 
wir darüber fhriftlich mit einander verhandeln, wohin fämen wir, 
welches wäre das Nefultat ? 

Wenn man jich nicht fprehen fann, muß man freilich Die Feder 
ergreifen; — aber nur aus North. Selbſt dann noch veranjtalten 
Gollegien in wichtigen Fällen, mündliche Gonferenz durch Deputirte, 
Der Handeldinann, bei Sachen von Belang oder Verwicklung, oder 
um jeine Geſchäfte zu fürdern, begnügt ſich auch in feinem Ver: 
fehre nach dem Auslande nicht mit der Gorreipondenz, Die durd 
das Gopierbud lauft. Er ſendet Handlungsreiſende, Commiſſionaire, 
Boten, Manvatare, Anmälte, um aus der Echriftlichfeit, in melde 
die Noth der Entfernung ibn zwang, wieder herauszufonmıen und 
zu der Regel ver Natur zurüdzufehren. Der Staat ſchickt Geſandte. 
Damit vergleiche man unfer Verfahren in Nechtöftreitigkeiten. Der 
Eine hat gegen den Anvern eine Forderung von. 100 Gulden aus 
gelieferter Arbeit. Ex ichreibt an’ das Gericht einen Brief, um ven 
andern zur Zahlung zu zwingen. Diefer Brief wird Klagſchrift ge— 
nannt. Brief des Gerichtes an ven Schuloner, er möge binnen 14 
Tagen fich erklären; vieler Brief beift ein Dekret. Zugleich wird 
ein Buch angelegt, um die ganze Zufunft dieſer wichtigen Angeleg: 
enheit in jich aufzunehmen und zu verwahren; dieſes Buch beißt 
Aftenfascıkel. Gleichzeitig müſſen der Kläger und der Beklagte over 
der Sachwalter eined jeden dieſelbe Mapregel nachahmen und jeder 
auch ein ſolches Buch anlegen, das die Manual: Aften genannt wir. 
Nach vierzehn Tagen antwortet der Beklagte, er habe die Arbeit 
erhalten, jedoch 20 Gulden bezahlt und die Arbeitöpreife feven zu 
hoch angelegt. Diefer Brief wird wieder dem Kläger mitgetheilt, 
diefer veplicirt in weiteren vierzehn Tagen, wieder Mittheilung durch 
das Gericht, Duplif des Beklagten, Aktenfchluß, pazwifchen Vorladung— 
en, Gänge, Duplifate, Ausfertigungen, alles muß zwei oder dra 
Mal geichrieben werden. Dann ein Beicheiv, dreimal gejchrieben. 
Noch einige Verwicklung des Faktums vder der Nechtöfrage hinzu 
und der Aftenfascifel wird ein Foliant. Solcher Folianten nun werd: 
en bei dem Stadtamte allein jährlich zwei bis drei Taufend gebor: 
en, genährt und aufgezogen. 

Und nun mundere man fich, bei folcher Unnatur, über den un: 
nötbigen Aufwand an Zeit und Arbeitäfraft. Für Rubriken und 
Regiftriven, für die Anreven und Eingänge, Uebergänge, Verwahr— 
ungen und Schlußformeln wird mehr Zeit und. Kraft verbraudt, 
ald kaum die Behahdlung der Sachen jelbit bei einem natürlicheren 
Verfahren erfordern würde. Vergeblich ift auch die Hoffnung, zum 
Ziele furzer dadurch zu gelangen, daß die Sachen, wie jegt für vie 
Streitfummen unter und bis 25 Gulden vorgefchlagen ift, mündlich 
zum Brotofolf inftruirt werben follen. Gerade für die protofoll: 
ariiche Aufnahme wird dann wieder ein aroßer Zeitaufwand erfort: 
ert. Schreiben die Partheien oder Sachwalter ihre Anträge zu 
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Haufe, fo hat wenigfteng das Gericht das Gefchriebene fertig vor 
jich liegen, und die Fabrik ift auſſerhalb. Müſſen Hingegen die Par— 
theien Vorträge bei dem Gericht felbit bis zum Aftenfihluß in einer 
Tagfahrt zu Papier gebracht, namlich durch den Actuar protokollirt 
werden, jo nimmt eine ſolche Tagefahrt leicht den ganzen Vormittag 
hinweg. Die Procevur in Frachtfahrerfachen bewähret dieſes fchon 
jest. Die Nothwendigkeit ver protofollarifhen Aufnahme 
deffen, was die Partheien vorbringen und beantragen, führt immer 
wieder zu der Schriftlichfeit und zu dem Akten-Bilden zurüd, und 
wird von allen deſſen Nachrheilen begleitet. Ueberdieß iſt die Kürze 
der Barthei- Vorträge zwar ein loͤblich Ding und für den Richter 
bequem; aber jie it nicht die Hauptlache. Die Kürze im Ausprud 
ift eine jchöne Eigenſchaft des Geiſtes, ein Produkt der Bildung, 
und ift ganz zweckmäßig, wenn man fich beiderfeits ſchnell veriteht 
unt über gewiſſe Grunvbegriffe und VBorausfegungen einig ift. Hinz 
gegen kann größere Ausführlichfeit oft auch nöthig feyn, um deut— 
lih zu werden, die Gedanken in ihrer logiſchen Folge ſyſtematiſch 
zu entwideln und die eigene Ueberzeugung auch auf den Richter 
wirken zu machen. Es ift daher aufjer Zweifel, daß zu große Kürze 
der Deutlichfeit fehavden kann, indem fie die Entwicklung und Dar— 
ftellung der Gedanken hemmt, und ftopmeife hinwirft, wad nur durch 
ein ruhiges Fortichreiten und Zerlegen Elar werben konnte. Wer 
daher im Stande ıft, feine Darftellungdgabe zu beherrſchen, wird 
je nach dem Berürfniffe des Gegenſtandes und je nach dem Maße 
der Empfänglichfeit, vie er bei dem Zuhörer oder Leſer voraudiegen 
darf, fich fürzer faffen wollen over ausführlicher verbreiten müffen. 
Der minder Gebilvete wird gewöhnlich auch weitläufiger in feinen 
Aeufferungen feyn, over auch zu kurz für das Verſtändniß. Der 
gerichtöpolizeilihe Zwang zum Befleipigen ver Kürze fiheint in 
finer Allgemeinheit nicht ſehr ftatthaft zu feyn. 

Mas aber gegen das fihriftliche Werfabren ‚überhaupt und das 
protofollarifche insbefondere aus dent Motive der Zweckmäßigkeit 
namentlich entgegengefegt werpen kann, das ift der Umftand, daß ed 
der Ermittlung ver Wabhrbeit nicht fo fürverlich ift, wie das 
rein mündliche. Die jchriftliche Darftellung hat immer etwad Ge— 
zwungenes und Eteifed, der Gedanfe erflarrt in ihr, ja ed gehört 
ſchon ein befondered Talent dazu, um die objective Wahrheit jchrift- 
lich getreu und ungefchminft wieder zu geben. Wird es ja an Dich— 
tern und Gefchichtsichreibern ala ein Großes gerühmt, wenn ſie Die 
Natur und die TIhatjachen wahr und klar zu ſchildern vermögen, 
fo daß der Leſer aus ihrer Daritellung ein richtiges Bild von dem 
Dargeftellten erhalte. Ganz anders ift e8 bei der mündlichen Rede. 
Aus ihr tritt die Wahrheit veiner hervor, dem Richter namentlich, 
deſſen Aufgabe ift, die Wahrheit zu finden, kann durch eine augen 
blieklich eintretende Leitung des Verfahrens, durch zweckmäßig ange- 
ftellte Fragen die Erdrterung zwifchen den Partheien auf den eigent- 
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lichen Streitpunft lenken, ev kann ‚eben To leicht alsdann die unge 
hörigen Abſchweifungen befeitigen und die Vorträge abfürzen. Jeder 
Richter und Sachwalter wird einräumen, daß bei der mündlichen 
Grörterung und bei dem perfünlichen Erfcheinen die Sachen oft gan; 
anders fich ergeben, ald8 man nad) ven Akten annehmen konnte, wo 
dann aber bei unfern jegigen Einrichtungen immer der alte Sprud 
entjcheivet: was die Akten nicht enthalten, eriftirt nicht. Die Akte 
find dann eben mit einer ganzen Kette von Fietionen angefult, 
welche der Gegenjag der Wahrheit find, ja die fihriftlichen Bartk:i: 
Vorträge müſſen fich großentheild damit beichäftigen, die vielen Reb 
en:Zuthaten, Glaufeln, Eventualitäten und Fictionen wegzudeduciren, 
unter denen Die Wahrheit, als wäre fie eine Nebenſache, ſich ver: 
fiert. Auch bier hilft das Protofolliven nicht. Denn nachdem vi 
Partbeien jih ausgeiprochen haben und dann Alles oder das für 
erheblih Erachtete niedergefchrieben werden foll, erftarret ſchon auf 
dem Wege der wahre Gedanke, er verfteift ſich und friert, die be: 
gleitende Umgebung der Ihatfachen und ihrer mündlichen Heuer: 
ung füllt weg, und das Protocoll, dad der Richter fpäter feinem 
Urtheile zu Grunde legen ſoll, gibt ihm nur mehr ein unvollſtän— 
diges Bild deffen, was doch vor feinen eignen Augen und Obren 
jich zugetragen. So läßt ſich auch nicht die Gründlichkeit für 
das jchriftliche Verfahren anführen; denn die Gründlichkeit beſteht 
nicht in der Maffe der Argumente, ſondern in den Auffinden ver 
Wahrheit. Und die Wahrheit zeichnet jich gerade dadurch aus, daß 
jie einfach und Far ift. 

Sp naturwidrig tt das schriftliche Prozeßverfahren, daß die Göttin 
der Gerechtigkeit, al3 eine fchreibende gedacht, zur Garricatur werten 
würde, ja daß vie erhabeniten Beilpiele ver Gerechtigfeitstiebe um 
der Gerechtigfeitspflege, aus der älteſten wie aus den fpäteren Ge 
jchichten nur folche find, mo die Könige und die Richter die Bar 
theien vor fich haben, Hören und richten. Man denke fich Sale: 
mons Richterſpruch mit ihrirtlichen Gingaben und Protokollen. 

Wozu bedarf es aber eines Rückblickes auf ven Mythus der Völker 
oder auf ihre alte Rechtögefchichte? Man braucht die Länder faum 
zu nennen, wo dad Naturgefeg noch heute herrſcht, daß der Richtet 
felbit die beiden Theile oder ihre Sachwalter mit ihrer mündlichen 
Aeufjerung hört und dann enticheidet. Nicht ver Cadi blos werde 
biefür genannt, fondern das ganze ſüdliche und weſtliche Gurera, 
die deutſchen Kinder jenfeitS Des Rheins, und nun auch das Gror- 
herzogthum Baden erfreuen ich diefer Einrichtungen, In England, 
Sranfreih, Spanien, Portugall, Italien, ver Schweiz wenigftens 
zum großen Theile, und in den deutfihen NRheinlanvden weiß man 
von dem fihriftlichen Verfahren nichts. In Hamburg ward nat 
Vertreibung der Fremdherrſchaft das mündliche Verfahren wenigitent 
für Hanvelsfachen beibehalten. In Polen, in ganz Amerifa gilt ». 
Und niemald Hat der Herfomman und der Schlenvrian, der mit vem 
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Schriftlichen Verfahren jo Leicht ſich einfchleicht, auch nur einen 
Schatten jolcher Anhänglichfeit erweckt, wie die freieren und natur- 
gemäßeren Ginrichtungen des mündlichen Verfahrens. Niemals ift 
es dem Tchriftlichen Verfahren ‚gelungen, a zurzeln in den Herzen 
des Volks zu ſchlagen, das in ſeinem richtigen Gefühle nur gewohnt 
iſt, diefe Proceduren als läſtig, zeitraubend , langweilig, fremvartig, 
Foftfpielig und vor allem unverjtändlich zu verjpotten. Unver— 
ſtaͤndlich, denn wenn die Bürger die Prozeßſchriften gelefen haben, 
it ihre gewöhnliche Aeuperung: rich oeritebe nicht, was der Mann 
gefchrieben hat.” Die Anhänglichkeit an Das naturgemäße Verfahr: 
en hingegen ift bei allen Böltern, bie in deſſen Beige find, fo leb— 
Haft, daß ſie an Begeifterung gränzt. Man braucht nur acht Stun: 
en weit von bier zu gehen. Bemitleivet wird in jenen Ländern 
unfer Verfahren, das fchreibfelige und überkünſtliche; bemitleidet 
werden feine Diener, die deutſchen Advokaten, ald ewige Schreiber, 

Selbit unjere Fundamental-Prozeßgeſetzgebung jagt, dev Parthei 
müſſe das rechtlihe Gehör werden, nicht: das rechtliche 
Geleſe. Die Leſerei beftand nur bei dem Neichsfammergericht. Die 
Franffurtiichen Bürgermeifter hatten die Audienz. 

So tritt jelbit in dem Sprachgebrauche überall der Nachhall des 
früheren Naturgebotes wieder hervor, und erinnert an Das, was 
Noth thut. 

Für feine Art von Sachen aber kann das Funftlofere mündliche 
Verfahren angemeffener jeyn, als gerade für die im Art. 32. der 
Gonftitutiong = Erganzungs=Afte bezeichneren Rechtsſtreitigkeiten von 
minderem Belang, bei welchen die Verfaffung weiſe als Zweck vor— 
gefchrieben hat, ven hieſigen Bürgern und den Landbewohnern eine 
beförderliche und wenig koſtſpielige Juſtizverwaltung zu verſchaffen, 
Wie nach den angeführten anderen Rechtsverfaſſungen der Richter 
und Friedensrichter die Partheien hört, und dad Recht dann findet. 
jo fünnen auch unſere Stadtamtmänner verfahren und das Necht 
finden, wenn eine neue Prozeßordnung für das Vorfahren in diefen 
Mechtsitreitigkeiten ihnen das Mittel dazu an die Hand gibt. Nicht 
in den Perfonen, in den inrichtungen allein liegt ja anerfannter 
Maßen der Mangel. Es ift aber freilich nicht sonnodthen, daß in 
jeder Sache ein Aftenband ſich gebäre, möge er protofoflirt, regi— 
ftrit, numerirt oder quadrangulirt ſeyn. 

- Die MRechtöpflege ver Juſtizämter kann Fein wahres Reben in diefen 

Schriften und Aften erlangen, fie wird davon wahrhaft eritickt. Es 
ift auch nicht vonnöthen, daß alles protofollirt werde, was die Bars 
theien over Anwälte fagen. Wenn vie Rechnung oder Schuldurfunde 
eingereicht, der Antrag und Örgenantrag kurz niedergefihrieben wird, 
wenn tiber das jonftige, bei einiger Verwicklung, der Richter jich 
felbft eine kurze Notiz macht; over wenn, bei ausführlicheren Factis, 
die Anwälte ſelbſt den Thatbeſtand und Streitpunkt kurz gemein— 
ſchaftlich niederſchreiben und dem Richter als Eingang zum Urtheil 
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übergeben, dann die eigentliche Verhandlung mündlich in einer 
Tagefahrt bis zum Schluſſe gepflogen, aber nicht protokollirt wird; 
fo wird wenig, aber immer fgenug geſchrieben ſeyn, es wird aber 
viel Zeit und Arbeitöfraft erfpart, viele Beförderung gewonnen um 
für den Dienft der Wahrheit ‚und Gerechtigkeit beſſer gelorgt ſeyn. 
Die Meberzeugung Vieler ift, daß auf viefem Wege allein ver Aus- 
gang aus dem vorhandenen Labyrinthe zu finden fey. Organ vieler 
Ueberzeugungen, trage ich jie ohne Abfichten für mich felbft vor 
Advokaten, welche feit zwanzig Jahren in der Zurückgezogenheit ib 
rer Gejchäftszimmer lebten, wird es immer läftig feyn, vie alten 
Gewohnheiten mit neuen Formen zu vertaufchen; frage ich mein 
perjönliches Gefühl allein, fo wäre vie alte Gewohnheit mir lieber 
und bequemer. Uber die perfünlichen Neigungen Fonnen in einer 
fo Außerft wichtigen Angelegenheit für Niemand ein Beftimmungs: 
grund des Votums feyn. Ich ftelle deßhalb den Antrag: 
Hohen Senat zu erfuchen, die Frage ver forgfältigiten Prüf: 
ung zu unterwerfen, ob ed nicht, um den Zweck des Art. 32. 
der Gonititutiong = Ergäanzungs-Acte vollſtändig zu erfüllen, am 
angemeffenften feyn würde, das bisherige Schriftliche und 
protofollarifhe Verfahren bei dem GStadtamtt 
ganz abzuschaffen, und dagegen, in allen zu deſſen geleglid: 
er Kompetenz gehörigen Streitfachen, ein rein mündliches Der: 
fahren einzuführen, in welchen alle wefentlichen Verhandlungen 
von den Partheien oder ihren Sachwaltern perſoͤnlich und 
mündlich vor dem Stadtamtmanne gepflogen, nur vie Anträge 
und Gegenanträge protofollirt, dann, wenn ohne Anmalte wer: 
handelt worden, der Thatbejtand von dem Amtmann ſelbſt ald 
Eingang zu dem Urtheil kurz niedergefchrieben, Hingegen, wenn 
Anwälte zugezogen waren, von diefen gemeinfchaftlich der That: 
beitand ald Eingang des Urtbeild entworfen und dem Richter 
. Ubergeben, hiernächſt das Urtheil ſelbſt jehriftlich erlaſſen und 
durch Verleſung publicirt, eine Ausfertigung davon aber nur 
auf befondered Verlangen gegeben werde? Und die Rückäuſſer— 
ung über den Erfolg viefer Prüfung, allenfall3 mit beigelegt: 
em Gntwurf einer neuen, auf den bezeichneten Grundlagen 
ruhenden Prozefordnung für das Stadtamt, baldthunlichſt ver 
Berfammlung mitzutheilen,“ 
Bei der in der Sigung vom 26. Februar hierauf vorgenommenen 
Abftimmung wurde vorftehender Antrag mit 47 gegen 13 und 4 
fuspendirte Stimmen für zuläfjig erklärt. 


—— 
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Wider die Monopolien! Rückblick auf einen An- 
trag in der zweiten Kammer der Stände des 
Großherzogthbums Helfen auf dem Landtage vom 
Jahr 1832— 1833 wegen Abfchaffung der aus: 
Schließlichen Wirthſchafts⸗ Brau-, Brennerei⸗ und 


Zapfberechtigungen und Sinbfic auf die fpäteren 
Landtage in diefer Beziehung. 


(Fortſetzung und Schluß *) ). 


Der Abgeoronete E. E Hoffmann beſtritt das Amendement 
des Abgeordneten v. Gagern, das die Ausmittelung des wahren 
Werihed ohne Benehmen mit dem Berechtigten wolle, aber zu feiner 
feften Berechnung führen würde, während der Antrag dahin gehe, 
die Staatdregierung zu erfuchen, alle Berechtigten ven Rechtsgrund 
ihrer Anfprüce beweifen zu laffen und von dieſem Beweife ven An— 
ipruch auf Entſchädigung abhängig zu machen. Der Abgeorvnete 
v. Gagern bemerkte dagegen, es fey nicht gleichgültig, ob die 


*) Siehe S. 363 — 378. ©. 364 3. 22 von oben „aber“ ſtatt „über,“ 
S. 365. 3. 4 von unten „noch beſtehenden“ ſtatt „nachbeftehenven“, 
S. 366. 3. 11 von oben „vererbleigt” ftait „vererblicht.“ ©. 373, 
3. 15 von unten lies „wenige flaft „weniger.“ ©. 374. 3. 3 von 
oben lies „dauern, um fo größer wird 20.” ftatt „dauern, wird.“ 
©. 376, 3. 1 von unten lies: „dennoch“ ftatt „demnach.“ Ehendaf. 
fällt 3. 20 von oben das Zeichen „ weg- 

1840. I. | 45 
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Stanfdregierung den Standesherren und übrigen Berechtigten geg- 
enüber blo8 ven Werth ihrer Berechtigungen ausmittele, eine Maaß— 
regel, welche ohnehin in dem landesherrlichen Dberauffichtärecht be- 
grümdet fey, oder ob fie fich weitläuftiger Unterhandlungen mit dem: 
felben unterziehe, um mit den Berechtigten eventuell einen Abloi- 
ungswerth zu beflimmen; die Procrdur ſey verſchieden; fein Amen: 
dement beeinträchtige den Antrag nicht. 

Hievauf ergriff der Abgeoronete Goldmann dahin das Wort: 
Sch muß mich der Stadt Alsfeld annehmen, meines Wiſſens die 
einzige Gemeinde, die im Beſitze eines Monopold von Bedeutung 
ift. Wollen wir dabei beharren, daß dafjelbe die Natur eines ftädt: 
ifchen Octrois an fih trage, die Anficht mehrerer Abgeordneten 
welche deſſen unentgelvliche Aufhebung durch Geſetz wollen, jo müſſ— 
en wir auch alle Entfchädigungen, welche jetzt ſchon aus der Staats: 
kaſſe an Gemeinden für die Aufhebung ähnlicher Gefälle durch Nent- 
en geleiftet werden, ohne Unterfchied verweigern, over die für vie 
Abloͤſung folcher Renten fhon bezahlten Kapitalien an vie Staats 
Eaffe zurück bezahlen laffen; denn ſonſt wide ja die Stadt Alsfeld, 
welche im Wege ver Beiteuerung dazu beitragen muß, voppelt prä: 
gravirt werden. Wir Haben z. B., wie aus dem Staatsbüdget zu 
erjehen, an viele Gemeinden bereits Entſchädigung geleijtet für auf: 
gehobenes Ohmgeld, viele Gemeinde beziehen Renten aus ver Staats: 
Eaffe für aufgebobenes Pflaitergeld und andere ähnliche Gefälle, 
welhe man dann auch in dieſe Kategorie bringen und ftreichen 
müßte. Dies lapt ſich aber rückwärts nicht mehr ausführen, und 
daher glaube ich nicht, daß wir bei der einzigen Gemeinde, welde 
jegt noch eine foldhe Berechtigung von Beveutung befigt, eine Aus: 
nahme von der jeitherigen Regel machen Finnen. Uebrigend wird 
jich, wad auch im Allgemeinen von der Entſchädigung für ähnliche 
Privilegien gilt, der Werth des Alsfelver Privilegs nicht jo hoch be: 
rechnen, ald man bisher angenommen hat. Das bisherige Ein: 
fommen der Stadt Alsfeld aus ihrem Branntweinverlagsredt 
beſteht aus zwei Theilen, namlich aus dem Ertrag des Mo: 
nopols felbft, d. h. dem ausſchließlichen Rechte des Branntwein: 
ſchanks in der Stadt Alsfeld, und aus einem von der Gemeinde— 
verwaltung damit verbundenen Branntweinhandel. Den letzteren fort: 
zutreiben, der fich nicht auf Alsfeld allein, fonvern auch auf die 
umliegenden Bezirke erftreckt, welche dem Monopol ver Stadt nidt 
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unterworfen ſind, verwehrt ihr auch nach Aufhebung des eigentlichen 
Monopols gewiß Niemand, und dieſer Handel liefert der Stadt, 
wie die Acten ausweiſen und notoriſch iſt, auch einen großen Er— 
trag, der aber in dem vorhin erwähnten Durchſchnittseinkommen 
der Stadt Alsfeld mit enthalten iſt. Wegen dieſes Ertrags kann 
von keiner Entſchädigung eine Rede ſeyn. Was die Abweichung 
des Amendements des Abgeordneten v. Gagern von dem Antrage 
des Proponenten betrifft, ſo erkläre ich mich für den ungeänderten 
Antrag des Proponenten; denn wenn wir ohne Zuziehung der Be— 
rechtigten und ohne vorläufige Verhandlungen mit denſelben einen 
ohngefähren Werth ſolcher Berechtigungen einſeitig durch die Staats— 
behorden ausmitteln laſſen wollen, fo erfolgen ſolche Ausmittelungen 
gewöhnlich auf oberflächliche Angaben von Ortsvorſtänden oder 
Landräthen, die jich oft nur auf Vermuthungen ſtützen Fünnen, oder 
aus Akten, welche nicht zum Behufe der Ausmittelung von Ent— 
fchädigungen, fondern zu andern Zweden erwachfen find, und ver 
Werth der Berechtigungen wird alsdann ohne Zweifel weit höher 
angegeben werden, ald er in der Wirklichfeit beträgt und bei einer 
Enticheidung angenommen werden fann. Wenn die Staatäregier: 
ung wenigitend vorläufige Schritte einer Unterhandlung mit ven 
Berechtigten thut, dann wird von dieſen ohne Zweifel viel weniger 
geforbert werden, als vielleicht von Manchem unter ihnen geforbert 
werben wird, wenn ſchon folche vorläufige hohe Angaben vorliegen. 
Sch glaube auch nicht, daß der Abgeoronete E. E. Hoffmann die 
Abficht Hat, daß die Veriräge mit den Berechtigten fo abgefchlofjen 
werden, daß die landjtändifche Genehmigung nicht wohl mehr aus: 
bleiben kann, ſondern daß nur eine Urt von vorläufiger Ueberein- 
funft (eine Punktation) erzielt wird, aus welcher man mit Be— 
ftimmtheit über die evnftlihen und gegründeten Anfprüche ver 
Berechtigten urtheilen fann, über welche die Stände demnächſt be- 
ſtimmtere Entſchließung faſſen Fonnen, und auf welche hin vie 
Staatsregierung immer noch geringere Entſchädigungen bieten kann, 
wenn die Stände nur weniger, ald das vorläufig DBerabredete oder 
blos geforderte bewilligen wollen. Uebrigens muß ich mich auf das 
Beftimmtefte dagegen erklären, daß man den Gemeinden der Bann 
bezivken noch Zuſchüſſe zu den Entfchädigungen zumuthen fol. Die 
Entſchädigungen müffen meiner Anjicht nach, ganz von der Staats— 
Erffe übernommen werden. Kat der Staat feine Mittel in ver Hand 
45 * 
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die betreffenden Bewohner Hinfichtlich der Monopole fo zu ſchützen, 
daß fie nicht übertheuert und benachteiligt werden, fo muß ver 
Staat die Monopole ſelbſt entfernen, und dieſe Berbinvlichfeit haben 
keineswegs die Gemeinden, ſobald die Staatögewalt nicht Kinreicht, 
die Bürger in der verfafjungsmäßigen Freiheit der Perfon, des Eig— 
enthums und der Gewerbe zu ſchützen. 

Der Abgeoronete Aull (gewefener Präfivent des Kreisgerichts in 
Mainz) erhob ſich Hierauf und fprah: In fofern es fich darum 
handelt, ein Monopol zu befeitigen, Fann ich mich nur dem An: 
trage aufchliegen, denn Monopole jind mit den verfaffungsmäsßigen 
Berhaltniffen im Widerfpruch *). Sie müffen daher auch als gegen 
das Prineip, auf welchem die Freiheit des Staatsbürgers berubt, 
anftoßend, möglichit entfernt werden. Indeſſen erhebt fich vie Frage: 
Wie bieten ſich uns zwei entgegenftehende Partheien, die Activ- und 
Pafjivbetheiligten, dar? Die Actioberechtigten find entweder Standes: 
herren oder Gemeinden. Was nun vorerft die Standesherren be: 
trifft, jo koöͤnnen diefen ihre flandesherrlichen Rechte ohne Entſchäd— 
igung nicht entzogen werden, Diefer Grundſatz ijt längſt angenomm: 
en; er ift in der Verfaſſung gebeiligt, und es kann daher davon 
feine Rede feyn, ihnen ihre Rechte unentgelvlich zu entziehen. Lie 
müffen entfchädigt werden, aber von wen? das ift eine Frage, melde, 
meines Grachtend, Hier eine Erörterung verdient. Man bat ver: 
hin gejagt, Die Standesherren müßten wegen Entziehung ver frag: 
lichen Gerechtſame nothwendig vom Staate und zwar ganz entſchäd— 
igt werden. Davon jehe ich aber den Grund nicht ein; denn haben 
fie ein Recht auf Entſchädigung überhaupt, fo müffen jie von dem: 





*) Dem Staatsgrundgefeß von Heften bei Rhein ftellen ſich durch aus— 
drückliche Beſtimmungen über Monopolien an die Eeite die Der: 
fafjungsurfunden von Württemberg ($. 32. „ausschließliche Han- 
vels- und Gewerbsprivilegien Eönnen nur zu Folge eines Geſetzes, over 
mit bejonderer, für den einzelnen Fall gültiger Beitimmung der Stänte 

“ ertheilt werden.“ Kurheifen ($. 36. „Ausfchliefliche Handels: 
und Gemerbsprivilegien follen ohne Zuftimmung der Landſtände nicht 
mehr ertheilt werden. Die Aufhebung der beitehenden Monopole io- 
wie der Bann- oder Zwangsrechte ift durch ein befonderes Geſetz zu 
bewirken :c. 0.) und Sachfen = Altenburg ($. 59. „Monopole 
Lausjchliegliche Privilegien] follen künftig nicht mehr eriheilt oder 
wieder erneuert werden.“) 
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jenigen, der dad Monopol trägt, entfchädigt werden. Haben jie aber 
fein Necht, Died vom Staate zu verlangen, fo ift der Staat ihnen 
auch zu nichts verpflichtet. Indeſſen glaube ich demohngeachtet, 
daß Monopolien doch gewiffermaffen auch eine Beläftigung für den 
Staat find, fie ftoßen gegen die verfaffungsmäßigen Grundfüge an 
und flören außerdem auch die Induftrie im Staate. Der Staat hat 
alfo ein doppeltes Intereffe, die Monopole aufzuheben, und ich gebe 
zu, der Staat foll felbit eine Ausgabe dafür nicht feheuen; aber er 
foll nicht die ganze Entſchädigung übernehmen, denn die Gemeinden, 
welche vielleicht jelbft den Standesherren, als dieſelben noch fouver- 
ain waren, die Berechtigung zugeſtanden, und die Laſt, jo lange fie 
beiteht, getragen haben, find gegenwärtig allein die Belafteten. War- 
um foll alfo ver Staat die Laſt, melde ihn nur theilweife und 
zwar nur in ftaatswirthfchaftlicher Hinficht drückt, allein übernehm- 
en? Ich glaube, daß, wenn Die betreffenden Gemeinden ihren Ans - 
theil zur Entſchädigung felbft beitragen müſſen, dieſes Mittel günſtig 
für die Ausgleihung mit den Standesherren mitwirken wird; denn 
ich fehe Diefe zwar nicht mehr als wirkliche Landesfurften an, aber 
ich muß doch annehmen, daß fie in einem fo innigen Verbande mit 
ihren Unterthanen ftehen, daß fie fich im alleinigen Verhältniß zu 
Diefen geneigter und nachgiebiger finden laſſen werden, als wenn 
Das ganze Großherzogthum zu folchen Entſchädigungen beitragen 
muß. Die Standesherren leben ja unter diefen Untertanen; man 
würde ihnen, wenn Leßtere zu fehr gebrügft würden, zum Vorwurf 
machen, daß jie Schuld an dem Drude waren. Die Sinndeöherren 
gewinnen alſo indiveft, indem fie ihre Unterthanen von dem Drudet 
befreien. Jedenfalls werden wir von den Standesherren beffere Be: 
dingungen erlangen, wenn ihre Unterthanen zum Theile wenigfteng, 
zur Entſchädigung beitragen helfen, als wenn der Staat die ganze 
Entſchädigung übernimmt, denn jene find allein die Paſſivbetheiligt— 
en, und das ganze Land ift eigentlich nicht verpflichtet, zur deßfallſig— 
en Entfchädigung der Standeöherren etwas beizutragen. Es gibt 
aber auch Gemeinden, welche in Bezug auf die in der Berathung 
ſtehenden Beſchränkungen Aftioberechtigte find, wie 3. B. die Stadt 
Alsfeld. Was nun folche Gemeinden betrifft, fo Fann, meiner An: 
ficht nach, bei diefen nicht von Entſchädigung die Neve feyn. Ich 
ſehe feinen Grund, warum diefe Gemeinden befjer gehalten werden 
follen, als andere, welche ehevem wohl größere Rechte hatten und 
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auf ſolche ohne Entſchädigung verzichten mußten. Warum follen 
namentlich Städte, denen man dergleichen Gerechtigfeiten entzog, 
noch felbft dazu beitragen helfen, um anderen Städten den Vortheil 
der Entſchädigung zuzumenden, der ihnen felbft nicht zugeftanven 
wurde? Gie fragen, meine Herrn, welche Städte dieſes find? Ich 
kann jie ihnen nennen. Meine eigene Daterftadt 3. B. ift es, die 
Stadt Mainz. Diefe mußte! fehr wichtige Vorrechte einbüßen, 
ohne daß ihr ein Pfennig Entſchädigung geleiftet wurde, Nament⸗ 
lich gehört dahin, das Vorkaufs recht, deſſen Verluſt die Bürger 
von Mainz fehr empfindlich betroffen hat; denn in Folge dieſes 
Vorkaufsrechtes mußte Jeder, der in Mainz feil halten wollte, feine 
Maaren zuerft den Mainzer Bürgern zum Kauf anbieten und fie 
ihnen überlaffen, wenn dieſe fie faufen wollten, ehe er an Fremde 
verfaufen durfte. Allein dieſes Vorkaufsreht fand mit den fran: 
zofifchen PBrineipien im MWiderfpruh und darum wurde es aufge 
hoben, und zwar ohne Entjchadigung. Aber die Stadt Mainz be: 
bielt doch immer noch das Stapelrecht bis in die neueſten Jahre. 
Dies war ein Recht von noch viel höherer Beveutung. Ganz Eu: 
ropa, welches Waaren nah Mainz fandte, war der Stadt dadurd 
tributbar, bis ber Großherzog durch eine Convention mit den Ufer: 
ftaaten *) dieſes Necht plößlich aufhob. Die Stadt verlor dadurch 
ein jahrliches reines Einfommen von 40,000 fl. Ich jelbit babe an 
den Beängftigungen des Mainzer Stadtraths Theil genommen, der 
darauf finnen mußte, diefen großen Ausfall zu decken *). Wir 
fonnten e8 nicht. Ein Glück mar es nur, daß und der Staat noch 
bedeutende Kapitalien ſchuldete. Es blieb und bierin ein Mittel, 
vorläufig das Deficit auf andere Weije zu decken, und fo waren wir 
im Stande, die Sache vorläufig wenigftens noch auf einige Jahre 
hinzuhalten. Nach deren Verlauf müffen aber die nächſten Mittel 
ergiffen werden, um dieſen fo beträchtlichen Ausfall zu decken, wir 
müffen nun forgen, wie wir uns felbft befteuern. Warum nun, 
frage ich, jollen wir Mainzer noch folche Entſchädigungen an andere 


*) Siehe des Herausgebers Archiv für die Geſetzgebung Band 1. Eeite 
618 ıc. „Hebereinfunft unter den Uferflaaten des Rheins 
und auf die Schifffahrt diefes Aluffes ſich beziehende 
Ordnung.“ 

**) Modner war Mitglied des Gemeinderaths. 
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Gemeinden bezahlen helfen, da man uns ein fo wichtiges Recht ohne 
Entſchädigung aufhob? Wir verlieren durch einen Federſtrich ein 
jährlich: Einfommen von 40,000 jl., ohne daß man nur fragte, 
woher. wir Erſatz dafür erhalten follten. Warum joll Alsfeld 
befjer gehalten jeyn, als die Stat Mainz? Ihr Magiftrat hat 
auch nie gegen die unentgelvliche Entziehung dieſer Rechte, jo bedeut— 
end fie auch waren, reklamirt; ich jagte immer, die Gemeinden find 
Injtitute, welche nicht blos vermüge des Oberauffichtsrechts, fondern 
auch in allen wichtigen Staatdintereffen den Rückſichten für das 
Wohl des Ganzen unterliegen. Wenn man nun jagt, dad Mono- 
pol ijt den Grundfägen unferer Berfaßung entgegen, ed ijt ein feind— 
jeliges Element, welches der Induftrie im Wege fteht, jo muß fidh 
die Stadt Alsfeld gefallen laſſen, daß das Monopol aufgehoben 
wird. Wenn wir fie aber dafür entichädigen wollen, fo begehen 
wir ein Unrecht gegen andere Städte, welche unter gleichen Ver— 
hältniſſen Feine Entſchädigung erhalten haben. Glauben Sie übrig- 
end, daß Alsfeld einen wirklichen Vortheil von dieſem Rechte, 
von welchem man ſo viel ſpricht, hat? Ich ſage, es hat ihn nicht! 
denn das Monopol iſt ein Recht der Faulen. Der Bader, der ein 
Monopol hat, backt nur fo viel Brod, ald er glaubt, daß Die Leute 
kaufen müflen, um zu leben, und er fann dabei doch veich werten. 
Allein laffen Sie einem folchen Manne auch Koncurvenz entgegen— 
treten, er wird darum, wenn er fleißig iſt, nicht zu Grunde ge- 
richtet, fondern er wird nur zu größerer Sorgfalt und Thätigkeit 
gendthigt, und fann auch dann noch reich werden und fein Gewerbe 
voranbringen. Wenn das Monopol der Stadt Alsfeld aufgehoben 
wird, jo wird es, che ein Jahr vergeht, Hunderte geben, welche dort 
Branntwein brennen. Alsdann werden ficherlich von Manchem dar— 
unter vecht gute Produfte geliefert werden, und Died wird nicht nur 
den Leuten, welche fie verzehren, angenehmer, fondern die Getränke 
werden auch gejünder feyn, ald der Fuſel, wie er vielleicht jetzt ges 
brannt wird. Ja, die Aufhebung des Monopol wird nicht blos 
Einzelnen, fondern der ganzen Umgegend zu gut kommen; dent ins 
dem Die Verarbeitung der Produkte vervielfültigt wird, werden aud) 
die Früchte in jener Gegend einen höheren Werth gewinnen, und 
Hunderte daraus Vortheil ziehen. Ja! ich würde felbit jedem, der 
ein ſolches Recht bejigt, rathen, e3 aufzuheben; denn er wird fonft 
feinen Mitbürgern geradezu feindfelig entgegenftehen. Wenn vie 
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Gemeinden ſich aber nicht hiezu verſtehen wollen, und der Staat 
weiter ſieht, als dieſe, und ein ſolches Recht aufhebt, ſo wird da— 
durch nicht nur kein Nachtheil herbeigeführt, ſondern im Gegentheil 
Nutzen geſtiftet. Wenn ich daher mit dem Vorſchlage des Abgeord— 
neten v. Gagern in jo weit einverſtanden bin, daß vie Staats— 
regierung vorläufig mit den Standesherren in Unterhandlung trete, 
um zu erfahren, wie hoch ſich der Werth des ganzen Objekis, von 
welchem vie Rede ift, belauft, jo wünſche ich aber auch, daß auf 
der anderen Seite in dem deßfallſigen Beichluffe ver Kammer aus: 
geipruchen werde, daß den berechtigten Gemeinden Feine Entſchädig— 
ung zugejtanden werden Fonne Ih glaube viefen Antrag ven Be: 
wohnern der Provinz Rheinheſſen ſchuldig zu ſeyn; denn es wäre 
offenbar eine Brägravation fir und, wenn wir neben unferm vielen 
Verlufte zu dieſer Steuer auch noch beitragen follten. 

Nach dem Abgeoroneten Aull ergriff der Abgeoronete Glau— 
brech (Advokat in Mainz) das Wort: Auch ich unterfcheide zwiſchen 
den Berechtigten, Sind es die Gemeinden, fo bin ich der Anſicht, 
daß man die Berechtigung in einem Geſetze untergehen laſſen fann, 
das Feine Entſchädigung bingibt; denn es handelt fih nur von 
Steuern, welche die Gemeinden ſich ſelbſt auflegen und Die werwerf- 
lich find, weil fie weniger einiragen ald bingegeben wird. So zahl: 
en vielleicht Die einzelnen Gemeindebürger an ven Pächter des Mo: 
nopols jährlich 4000 Gulden, während die Gemeindefafle nur einen 
Pacht von 2000 Gulden bezieht. Sind Standeöherren oder Vri— 
vaten bereihtigt, fo jind dieſe allerdings zu entſchädigen; aber nit 
aus Staatsmitteln; es ift dieſes Sache des Berpflichteten; vie fi 
von einer privatrechtlichen Laft befreien wollen; ein Gejeg vürfte fie 
berechtigen, eine Verwandlung in eine ſtändige Grundrente zu ver: 
langen. | 

Der Abgeordnete von Brandis (Oberforſtrath) exflärte ſich 
gegen das Amendement ded Herrn v. Gagern und fügte hinzu: 
Die bisherige Discuffion hat zu wenig Gewicht auf den Vortheil 
gelegt, der der Gefammtheit durch Befreiung von folchen Laſten zu: 
wach. Rheinheſſen hat viefe Feſſeln Langft abgeichüttelt und eine 
firenge Anforderung gebietet und, den beiden viefjeitigen Gebieten 
diefelbe Wohlihat zuzuwenden und fie der Nheinprovinz gleichzu— 
ſtellen. Bon dieſem großen Zwecke müſſen alle Rückſichten zurück— 
weichen. — Der Abgeordnete Zulauf Landmann aus Oberheſſen 
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in der Gegend von Alsfeld) bemühte fich, zu zeigen, daß bie be- 
rechtigte Gemeinde entichadigt werden müffe und beleuchtete dabei 
vie DVerhältniffe der Stadt Alsfeld, mwiderfprechend, daß dort vie 
Getränfe fohlechter und theurer feyen. Der Abgeoronete Heß (Be: 
vichtevftatter) hob hervor, daß dieſe Stadt ausdrücklich mit dem 
Monopol beliehen fey und dieſe Belehnung erjt vor Kurzem er: 
neuert worden wäre und da der Abgeordnete Aull einwendete, daß 
die Privilegien der Stadt Mainz von den Kaifern verliehen worden 
feyen, zeigte er darauf bin, daß die Aufhebung des Stapelrechts 
derfelben auf den Staatöverirägen des Jahres 1815 beruhe, alfo 
ein andere Verhältniß obmwalte. Der Abgeovonete, Graf v. Lehr— 
bach Sprach jich dahin aus, daß dem gemeinen Wefen nicht zuges 
muthet werden fünne, „zur Erhöhung der Nationalinduftrie ein fo 
beveutended Opfer zu Guniten der Stadt Alsfeld und ihrer Be— 
wohner zu bringen.“ 

Hierauf nahm der Abgeoronete Jaup noch einmal dahin das 
Wort: Je glänzender die Beredfamfeit ift, mit welcher der Abgeord— 
neie Aull gefprochen, um fo mehr halte ich es für meine Prlicht, 
gegen die Prineipien, welche er aufftellt, Ihnen einige Zweifel vor— 
zutragen. Sch glaube nicht, daß ver Staat in dem ruhigen Gange 
geſetzlicher Ordnung berechtigt ift, mwohlerworbene Nechte ohne Ent— 
fhadigung aufzuheben. Das Maaß der Entſchädigung, und was als 
nothwendig in derſelben begriffen betrachtet werben muß, ift eine 
ganz andere Frage. Als Frankreich durch das Recht der Eroberung 
das linke Rheinufer mit fich vereinigte, wurden allerdings alle 
NRechtöverhältniffe geändert, weil fie zu dem damals ald weſentlich 
betrachteten gefeglichen Zuftande Frankreichs nicht paßten. Als die 
großen europäifchen Monarchen auf dem Wiener Gongreffe nach dem 
Falle des größten Monarchen unferes Jahrhunderts eine neue Orb: 
nung in Europa hervorrufen wollten, beftimmten ſie die Aufhebung 
des Stapeld in Mainz *). Es ſind died Höhere politifche Ereig- 
niffe, ahnlich denjenigen, welchen die Standesherren den ganz ohne 
ihre Schuld erfolgten Verluft ihrer Hoheitsrechte zufchreiben müffen. 
Was ein Europaifcher Congreß vorfchreibt, dem können die einzel: 
nen Staaten ſich nicht entziehen; was Staatöverträge bedingen, 
welche von allen Regierungen Europas gefchloffen oder anerkannt 
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*) Klüber: Oeffentliches Recht des deutſchen Bundes $. 481. | 
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wurden, muß der einzelne Staat erfüllen. Aber in dem gewöhn— 
lichen Gange der Dinge hat er nicht die Befugniß, Rechte, welche 
wohl erworben ſind, andern zu entziehen. Man kann in einzelnen 
Fällen vielleicht wünſchen, daß die Revolution dahin geführt hätte, 
allein dies gibt noch Fein Recht, es nachträglich dahin zu führen. 
Man kann 3. B. vielleicht wünſchen, daß der härtere Zuſtand, ver 
in den ftandesherrlichen Bezirken auf dem Volk laftet, dadurch ver- 
mieden worden wäre, daß die größeren Vorrechte, welche die Stand: 
eöherren genießen, venjelben vamals, als fie überhaupt ſchuldlos einer 
höheren Politik geopfert wurden, ebenfalld geradezu entzogen und 
ohne Weiteres aufgehoben worden wären, weil alsdann dieſes weitere 
Unrecht eine Quelle von Wohlthaten für die Bewohner der ftanv- 
eöherrlichen Bezirke geworden wäre. Diefe Wünſche geben aber 
durchaus Fein Necht, während des ruhigen Ganges gejeglicher Ord⸗ 
nung nachzuholen, was gelegentlich einer Staatsummälzung etwa 
in Einem bingegangen wäre. ch verfenne nicht, aus welchen ſehr 
fobenswerthen Lirfachen die obenermähnten Belorgniffe erhoben 
wurden; man glaubte namentlidy tie Koften würden beveutenver 
ſeyn, als wie ich zu zeigen mich bemühte, Ich mache aber 
aufmerkſam auch darauf, was vorhin der Abgeoronete Gold: 
mann bemerfte, daß. bei allen unferen Privilegien ein großer Theil 
des Grirags aus dem Handelsgewinne befteht, der wenigitend dem 
größeren Theile nach nicht ald Entſchädigung demnächſt wird ver 
gütet werden müſſen. Gerade dies fcheint bei Alsfeld vas Be 
deutenpfte zu ſeyn. Ich kann hierbei beftärigen , was bereitd ver 
Abgeoronete Zulauf bemerkte, daß vie Waare, welche in Alsfeld 
der Monopolift verkauft, eine gute jey. Ich habe die Acten gelcien, 
worin der Kreisrath berichtet hat, daß ev eine genaue Unterjuchung 
vorgenommen habe, und daß der in vem Meinfeller der Stadt lag- 
ernde Branntwein von nicht geringerer Güte jey, ald 17 Grad 
nad Gartice. Sowie einerfeit8 der Hauptgewinn hier, ein Handels— 
gewinn ift, fo ift anderſeits nicht blos von einer Befteuerung der 
Bewohner der Stadt, die Mede, fondern auch der ganzen umliegen- 
den Gegend, welche oft Feine befjere Waare erhalten Fann. 

Der Abgeoronete Höpfner (Mitglied ded oberften Gerichts und 
Abgeoroneter der Stadt Alsfeld) ſprach: Ich würde glauben, mit 
den Pflichten in Widerfpruch zu gerathen, welche ich dem Vater: 
lande ſchuldig bin, wollte ich gegen das Princip im Allgemeinen 
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fprechen, welched der Motion und den im Ausfchußberichte entwidk- 
elten Anfichten zu Grunde liegt. Was dagegen das Privileg be- 
trifft, welches der Stadt Alsfeld zufteht, fo unterliegt es Eeinem 
Zweifel, daß diejed ein mohlerworbened Recht diefer Stadt ift. Die- 
fes Privilegium ſtammt aus den früheften Jahrhunderten. Schon 
der Landgraf Philipp ver Großmüthige hat der Stadt eine Leihe 
ertheilt für den alleinigen Weinſchank, und die Urfunde biervon, 
welche bei den Acten liegt, ergibt, daß es eine Erneuerung eines 
früheren Privilegs ift. Bon 1650 an Hatten wir das Privilegium 
des Landgrafen Georg des Zweiten, welcher der Stadt dieſes Necht, 
wegen der von ihr bewiefenen Anhänglichfeit an das Regenten— 
haus und der Beweiſe von Treue und Ergebenheit, welche die Bürg- 
erichaft bei jever Gelegenheit abgelegt hat, ertheilte *). Es ift auch 
bei jedem Regierungswechſel, welcher feit dieſer Zeit vorgefommen 
if, der Stapt"eine neue Keihe gegeben worden, und noch in dem 
legten Jahre hat die Stadt von des jetzt regierenden Großherzog 
Königlicher Hoheit eine neue Leibe befommen, worin auch der Grund 
angegeben ift, welcher ver Stadt in frühern Jahrhunderten viefes 
Privileg verfchafft bat. Es heißt namlich in dic xeihurfunde: „Wir 
haben confiverirt, wasmaßen in den hiebevorigen langwierigen Kriegs 
läuften Bürgermeifter und Rath, auch fammtliche Bürgerfchaft der 
Stadt Alsfeld ihre unterthänigfte fchulvigfte Treue in der That 
ſtandhaftig und rühmlich erwiefen, und dannenhero bewogen morben 
zu Bezeigung der Gnade, wie auch zu MWieveraufbringung bejagter 
Stadt faft ruinirter Stadtmauern und anderer Stadt Gebau, den 
Wein- und Brandweinſchank in Gnabden und dergeftalt conferirt 
daß ſie und ihre Nachkommen ꝛc. ꝛc.“ Died ift die Form, welche 
aus den: früheren Leihurkunden aus einer in die andere übergeführt 
worden ift. Es dürfte alfo Eeinem Zweifel unterliegen, daß dieſes 
Privilegium jevenfalld unter die wohlerworbenen Rechte der Stadt 
gehört. Iſt dies der Fall (und vie Redner, welche vor mir geſpro— 
chen, haben auch im Ganzen zugegeben, daß es ein Privatrecht ift) 
fo bringt e8 wohl ver verfaffungsmäßige Grundſatz, daß Niemanden 
ein Privatrecht ohne vollftänvigen Erſatz entzogen werben Fann, 
mit fich, daß die Stadt entfchädigt werden muß, wenn dieſes Necht 


*) Siehe Dieffenbadh: Geichichte von Hefien, mit befonderer Berück⸗ 
fichtigung des Großherzogthumes. Darmſtadt 1831. ©. 165. 
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aufgehoben werben joll. In dieſer Hinficht beziehe ich mich lediglich 
auf dasjenige, was bereitö der Abgeordnete Saup vor mir bemerkt 
hat. Die Frage über das Quantum ver Entſchädigung, die Frage, 
wer die Entſchädigung zu leiften hat: ob derjenige, welcher durch 
Aufhebung des Privilegiums Vortheile erlangt, ob der Staat, iſt 
eine ganz andere. Ich glaube allerdings, daß diejenigen, welche durch 
die Aufhebung des Privilegiums gewinnen, einen Beitrag zu leiten 
haben. Uebrigens bemerke ich noch, daß auch ich dasjenige beftätigen 
fann, was fchon von mehreren Abgeoroneten bemerkt worden if. 
Sch habe ſelbſt Erfundigungen eingezogen, und immer erfahren, daß 
die Stadt Alsfeld von ihrem Privilegium feither den ruhmvoll: 
ften Gebrauch gemacht hat. Was insbefondere die Qualität ver 
Maare betrifft, jo ift e8 allgemein befannt, daß der Branntwein over 
‚ der Liqueur, welcher aus dem ftädtifchen Keller fommt, in der Qua— 
lität mit jedem andern in der Nachbarſchaft ohne Anftand ven 
Dergleich aushalten Fann. . 

Der Abgeoronete von Gagern nahm nochmals das Wort, um 
fein Amendement zu verteidigen. Dem Abgeoroneten Goldmann 
gegenüber Außerte ex fich dahin, die ſtändiſchen Verhandlungen Iren 
dffentlich und die Verechtigten in den Kammern gehörig vertreten, 
daher fie genau davon unterrichtet feyen, was in ihrem Intereſſe 
und in Bezug auf daffelbe erörtert werde, welche Zwecke vie eine 
oder die andere Kammer verfolge; hätten fie ein Intereſſe dabei, 
fich ihrer Sonderrechte zu begeben, mas fie, wie er glaube, wünſcht⸗ 
en, jo würden fie jich innerhalb der Grenzen der Billigfeit und ter 
Mahrfcheinlichkeit de Erfolgs halten. Dann aboptirte der Redner 
die Meinung des Abgeordneten Aull, daß die Entſchädigungen 
wenigftens theilweife von- denen zu Teiften feyen, auf welchen das 
Monopol lajte *), was dazu beitragen werde, daß fich Die Standes: 





*) Die Frage: wer die Entſchädigung zu leiften habe, ift bis jetzt wenig 
eröriert worden. Bisher beſchäftigte man ſich mehr mit der Arage, 
ob entjchädigt werden müſſe. Mohl handelt S. 260—- 263 des zweit; 
en Bandes feines Werks: Die Polizeiwifienfhaft nad) ven Grum 
lägen des Rechtsſtaats. Tübingen 1833. von den Monopolen. Zuert 
ſpricht er fi) dahin aus: „Wenige Säge dürften aus dem EStanppuntt 
des Rechts und aus dem der Volkswiſſenſchaftslehre fo allgemeine m 
unbejtrittene Billigung finden, als der, daß ein bios einem Ginzelie 
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herren im Interefje ihrer ehemaligen Unterthanen Hinfichtlich ver 
Größe der Entſchädigung mäßigen würden; man habe bereit3 das 
Analoge des Geſetzes vom Jahre 1827 über Die Ablöfung ver Leib— 
eigenfchaftsabgaben, indem bezüglich einer in dieſelbe Kategorie fall: 
enden LZeiftung die Staatsregierung mit Ginwilligung der Stände 


oder weniger Begünfligten verliehenen ausjchliefliches Recht auf die 
Derfertigung und den Verkauf von Gewerbgegenftönden ebenfov unge: 
recht, als fchädlich, und ſomit unbedingt verwerflic ift. Es ift naͤm— 
lich ganz Far: dag eine folche ausichliegende Berechtigung einen viel— 
fachen und bedeutenden Verluft für das Nationalvermögen zur Folge 
haben mus; denn a) wird der jeines hinreichenden Gewinnes auch ohne 
befondere Anftvengung fichere Monopolift in der Kegel fidh nicht vie 
Mühe geben, jene Erzeugnifie fo zu vervollfommnen, wie er könnte, 
und wie er, von Goncurrenten geitachelt, thun würde. Dieje Miitel- 
mäsigfeit aber vermindert den Werth feiner Erzeugniſſe, ſomit auch 
des Geſammt-Vermögens und hat überdieg den Nachtheil, daß folche 
Waaren auf dem großen Weltmarkte die Mitwerbung anderer minv- 
er unzweckmäßig geleiteter Böller nicht ertragen, ſomit — ebenfalls 
wieder zum Schaden des Bolfsvermögens — nicht in der möglich 
größten Menge verfertigt werden fönne. b) Auſſerdem wird der All: 
einberechtigte um fo mehr einen hohen Preis für feine Waare verlang- 
en, als er nur um dieſes Gewinnes willen überall das Necht hat. 
Dieje Höhe des Prejſes aber wird in Mandyem die Luft erfticden, den 
Gegenſtand zu erwerben und oft wird daher die Erzeugung anderer 
Werthe, welche dagegen ausgetaufcht worden wären, unterlaffen werd— 
en, jv daß das Volfsvermögen um zwei Werthe weniger reich ift. 
2) Ebenſo unbeftreitbar it, daß die Eumme des materiellen Glücks 
eines Volks Durch ein Monopol vermindert wird, indem dadurch die 
allgemeine Berbreitung eines nüßlichen vder angenehmen Gegenftand- 
es, wie eben bemerft, reichlich vermindert wird, Aus allem diejen 
folgt aber 3) ferner, daß die Monopole ein Unrecht enthalten, indem 
fie die möglichit alifeitige Thätigfeit und Kräfteübung der Bürger nicht 
nur nicht fördern (was Pflicht des Nechtsftaats ift) fondern fogar 
unterdrücken. Nun fann aber eine folche Befchränfung des Staats- 
bürgers nur dann erlaubt fein, wenn fie als nothwendiges Mittel zur 
Erreichung eines Staatszweds dient; nie aljo, wenn fie an und für 
fi und materiell ſchädlich iſt. Von doppeltem Gewichte find alle 
diefe Einwände, wenn der Staat felbit zu feinem Gewinne das Mo- 
nopol betreiben würde. Zu dem allgemeinen Schaden kämen hier 
noch die Nachtheile der in der Regel fo theuern und oft nachläffigen 
Verwaltung der Staatsgewerbe,’ Hierauf begnügt fih der Berfafier 
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die Hälfte der Laſt der früheren Leibeigenichaftöpflichten, deren and— 
ere Hälfte denfelben geblieben, auf den Staat Übertragen habe *). 
Der Abgeoronete Golpmann ergriff hierauf nochmals das 
Wort: Ich muß mich noch einmal der einzelnen Bemohner ber 
Bannbezirfe annehmen. Wenn wir ihnen zumuthen wollen, für 
die Abloͤſung der ausfchließlichen Wirthfchafis: und ähnlichen Be- 
rechtigungen die Entſchädigung ganz oder theilweiſe zu leiften, jo 
müffen mir ihnen doch auf der andern Seite auch nachmweifen, daß 
fie dafür einen reellen Vortheil Haben, wie jte ihn von der vorhin 
beifpieläweife erwähnten Aufhebung der LKeibeigenfchaft, jo mie bei 
Abloͤſung ver Frohnden, wirklich haben, indem ihnen dabei beftimmte 





hinzuzufügen: „Demnach hat der Staat vor allem feine eigenen Mo: 
nopole aufzugeben, wobei von einer Entichädigung narürlich Feine Reve 
fein kann; ebento muß die Verleihung neuer ausjchließlicher Berecht— 
igungen an Privatperfonen unbedingt unterbleiben. Dagegen türf- 
en die bereits verliehenen und fomit wohl erworbenen 
Monopole nicht ohne Entihädigung aufgehoben werten. 
Nicht ganz leicht wird in manchen Fällen die Berechnung des Schad— 
ens jein, der dem bisher allein Berechtigten durch die Aufhebung jein- 
es Vorrechtes zugeht und deßhalb erjcheint eine runde Eumme das 
zweckmäßigſte Auskunſtsmittel.“ 

Vergl. noch: Log Handbuch der Staatswirthſchaftlehre, Band 2. 
Erlangen. 1821. ©. 116. ec. ꝛc. — Dom Nutzen und Schaden ver 
Monvpolien, ſammt der Einſchränkung, unter der fie nützlich fein 
fönnen, in zwei Abhandlungen des Probites Duirl und Kammerratbs 
Klippitein herausgegeben vom Dr. Runde. Gafjel 1778. Smid: Bei 
trag zur Unterſuchung der Monopolien (in den Bemerfungen ver 
Churpfalziſchen Gejellichart zu Lautern v. J. 1778, ©. 61 x. x.) 
Ueber die Monopolien, nebft Bemerfungen über die in diejer Materie 
vom Probft Quirl und Kammerrath Klippftein zum Vorſchein gefomm: 
enen Schriften. Hannover 1779. — Nogues de Maumont: Ab- 
handlung über die Monopvlien. Zelle 1783. Gründler: Bon ven 
großen Nachtheilen ver Monopolien 1786. — Schütze: An mono- 
polia in republica sint toleranda Viteb. 1779. — Rrönfe: Ab 
handlung über faatswirthichaftliche Gegenftände Thl. I. Darmiart 
1812. ©. 31. ꝛc. — Benedict: Der Zunftzwang und die Bann: 
rechte gegenüber der Bernunft, dem Rechte und der Wijlenichaft. 
Leipzig 1835. Zweites Hauptitüd. — Walther: Lehrbuch der Staau— 
wirthſchaft. Giefien 1798. ©. 27. ıc. 254 ıc. 

*) Goldmann: Die Geſetzgebung ıc. $. 61. ©. 109. 110. 247— 28. 
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Leiftungen abgenommen worden find. Diefe Nachweifung können 
wir ihnen aber hinfichtlich ver Monopole nicht liefern. Wenn vie 
Polizeianftalt die Verbindlichkeit erfülten kann, welche dem Staate 
obliegt, daß die Bewohner der Bannbezirfe ihre Lebensbedürfniſſe 
um die wahren laufenden Preife erhalten, fo haben legtere gar fein 
Interefie dabei, ob fie der A. oder ver B. verkauft, ob der Ver— 
Fäufer ein Monopolift ift oder nicht; denn den wahren Werth ver 
Maare und den reihtlichen Gewinn ded Kaufmanns müfjen fie jev- 
em Verkäufer ſtets doch .bezahlen, da& Monopol mag befteben over 
nicht. In dem Begriff des Monopols liegt aber Feineswegs ein Necht 
des Berechtigten, einen unerlaubten Gewinn zu machen, oder höhere 
PBreife zu nchmen, ald der freie Gewerböbetrieb dem rechtlichen 
Kaufmann zu nehmen verftattet, oder fehlechtere Waare für gute 
zu verfaufen, jondern in dem Begriffe des Monopols liegt nur die 
Befugniß, — daß Einer ein Gewerbe irgendwo allein betreiben 
darf und fein anderer dazu concefjtonixt werden fann. Braucht in 
diefem Falle immer nur der wahre Werth der Waare, den fie auch 
ohne Monopol haben würde, bezahlt zu werden, fo haben vie Be- 
wohner des Bannbezirks fein Intereife dabei, ob dad Monopol bes 
ſteht oder nicht; das Interefie Hierbei hat blos der Staat, theils 
aus ſtaatswirthſchaftlichen Nüdfichten wegen Erhöhung ver Indus 
ftrie, auf Vermehrung der Gemwerbsthätigfeit; ded Verkehrs und des 
Nahrungsitandes der Einzelnen, theild aus finanziellen Rüdfichten 
auf erhöhtes Cinfommen aus der Gewerbefteuer und anderen Ab- 
gaben. 

Der Abgeoronete Emmerling (Anvofat in Darmftadt) Aufferte 
fi dahin: Ich glaube mich mit der Entwicklung des Abgeoroneten 
Aull in fofern vereinigen zu müſſen, als es ınir ebenfalls billig 
erfcheint, daß derjenige, welcher den Vortheil von der Aufhebung 
eined Monopols hat, auch zu der dafür zu leiftenden Entfchänigung 
einen billigen Beitrag leiften follte. Ich bin daher der Anficht, daß 
wir ed allerdings. den Bewohnern der Provinz Rheinheffen, welche 
eine Befreiung von der Laft der Bannrechte nicht mehr bedürfen, 
ſchuldig find, unfere Anträge über den vorliegenden Gegenftand da— 
bin zu firiren, daß die Staatskaſſe nicht allein die auszumittelnve 
Entfchädigung zu übernehmen verbindlich erklärt werden möchte. 
Mas ven von dem Abgeoroneten Goldmann in dieſer Beziehung 
gemachten Einwurf betrifft, daß den durch Aufhebung der Mono- 
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polien gewinnenden Staatsbürgern ein beſtimmter Vortheil doch 
wohl nicht nachzumeifen ſey, To fpricht Dagegen die Erfahrung. Denn 
aus den vorzugsweile von beftcehenten Monopolien beläftigten Lan— 
vdeötheilen find fchon zu viele Wünjche und jelbft Anerbietungen 
von namhaften Opfern zur Befeitigung der Bannrechte laut geword— 
en, als daß es noch einem Zweifel unterliegen Fonnte, daß Diele 
Bewohner nicht recht gut die Bortheile, welche durch Aufhebung 
diefer Berechtigungen ihren Gemeinden entjtehen müßten, erfennen, 
und für deren Grlangung auch mit Freuden einen billigen Beitrag 
zu leiften, jich bereit finden laffen würden. Ich glaube übrigens 
auch ver Ueberzeugung Raum geben zu dürfen, daß wenn wir der 
von mir unterjtügten Anſicht des Abgeordneten Aull beireten, 
dann felbft Diejenigen Rheinheſſiſchen Deputirten, welche, wie die 
Abgeoroneten Glaubrech und Kertell, die Entſchädigung ganz 
auf die Bannpflichtigen gewälzt haben wollen — ver fihönen See, 
welche fo jehr in dem Geifte unjerer Verfaſſung beruht, daß näm— 
alle "folhe Monopole aus der Wirklichkeit verfchwinden möchten, 
gerne huldigen und ihre Zuftimmung nicht_verfagen werden, vap 
ein verhältnigmäßiger Antheil der auszumittelnden Entſchädigung 
allerdings auf die Staatskaſſe übernommen werde. 

Nachdem noch andere Abgeoronete, zum Theil folche, melde be 
reits Antheil an der Didcuffion genommen, nach verjchienenen Ric: 
ungen bin dad Wort ergriffen Hatten *), ſchloß der Präſident vie 
Berathung. In der Sigung vom 18. April 1833 ſchritt die Kammer 
zur Abſtimmung. Mit 28 Stimmen gegen 12 wurde bie Frage 
verneint, ob die Kammer der Motion, nach dem Antrage des 
Ausichuffes, in allen ihren Theilen Folge geben, mit dem hiernach 
an die Staatöregierung zu richtenden Erfuchen aber noch das mei: 
tere verbinden wolle, für den Fall, daß die unter Pos. 3. des An: 





*) Sp ergriff der Abgeordnete von Glaubrech noch einmal das Wert 
theild um zu verhüten, daß die Rheinhefiifchen Abgeordneten, welde 
an der Discuffion Theil genommen, mißverftanden oder verfannt würd: 
en, theils um hervorzuheben, daß fein Amendement dahin gehe, die 
Staatsregierung um Vorlegung eines Gefegesentwurfs zu bitten, we: 
nad 1) die ausfchließlichen Wirthfchafts-,: Brau-, Brennerei: un 
Bapfberechtigungen der Standesherrn und Privaten in fändige Grund: 
vente verwandelt werden könnten; 2) jene der Gemeinden ohne Ent: 
Ihädigung unterdrücdt würden. 
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trage bemerkten Unterhanvlungen nicht zu dem gewünfchten Ziele 
führen follten, dem fünftigen Landtage zugleich einen Geſetzesvor⸗ 
ſchlag über die Aufhebung der als Gegenſtand des Privateigenthums 
erſcheinenden ausſchließlichen Berechtigungen der fraglichen Art, 
namentlich über die Grundſätze, von welchen bei Ausmittelung des 
Werthes derfelben auszugehen ſey, vorzulegen ? 

Dagegen beichloß die Kammer einftimmig: unter Bezugnahme 
auf den Antrag, Ausſchußbericht und die Berathung die Staats- 
regierung zu erſuchen, ven rechtlichen Umfang der noch beftehenven 
ausschließlichen Gewerböberechtigungen genau unterfuchen, folche, unter 
Anwendung der geeigneten polizeilichen Aufficht über veren Ausüb— 
ung, auf ihr Grenzgebiet beſchränken zu laflen und den reinen Werth 
derjelben, der ald Maasſtab der Entſchädigung erjcheine, auszumitt: 
eln, fofort an die Stände entiprechende Vorjchläge gelangen zu laffen. 

In diefer Abſtimmung fehritt vie Motion über die Schwelle der 
eriten Kammer, welcher Namens des dritten Ausſchuſſes verfelben 
der Hofgerichts-Präſident und Univerjität3= Kanzler v. Arens Be: 
richt evjtattete. \ 

Diejer der erſten Kammer eritättete Bericht ift, mit Uebergehung 
der Einleitung, worin ein Rückblick auf die den Gegenftand ver er: 
bobenen Motion berührenden Erfcheinungen auf dem Landtage von 
1826. —1827 geworfen, und der Abjtimmung ver zweiten Kammer 
gedacht wird, des Inhalts: „Ueber ven Antrag jind in der zweiten 
Kammer vielfach von einander abweichende Anjichten erörtert word— 
en, welche bier um fo mehr werden unberührt bleiben dürfen, ala 
ed ſich noch zur Zeit nicht von einer definitiven Grledigung des 
in Antrag gebrachten Gegenjtandes, fondern blos davon handelt, 
welche Anträge an die Großherzogliche Staatsregierung zu ftellen 
find, um am zwedmäßigften eine Fünftige Erledigung ver Sache her— 
bei zu führen. Der Ausschuß glaubt nach den, mährend dieſes 
Landtags in diefer hohen Kammer mehrfach geäußerten Anfichten 
und den diefen entfprechend, in ähnlichen Angelegenheiten gefaßten 
Beichlüffen, unbedenklich vorausfegen zu dürfen, daß die hohe Kammer 
gegen die Aufhebung der befragten Monopolien, gegen eine anges 
meffene Entfhädigung, an und für fich nichts zu erinnern habe: 
Hiervon ausgehend, würde für ihn dann zunächſt vie Aufgabe vor— 
liegen, gründlich zu prüfen: ob der geftellte Antrag, jo wie et 
vorliegt, fich zur Aneignung empfehle over nicht ? Da indeſſen der 
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Beſchluß der verehrlichen zweiten Kammet einſtimmig gefaßt worden 
iſt, und daher wohl angenommen werden darf, daß der Herr An— 
tragſteller ſeinen Antrag, in ſo weit dieſer von dem gefaßten Be— 
ſchluſſe abweicht, ſelbſt verlaſſen und modificirt habe, fo dürfte es 
der Lage der Sache angemeſſener erſcheinen, die hier vorzunehmende 
Prüfung darauf zu richten: ob ſich der Beſchluß der zweiten Kammer 
ald genügend begründet darftelle, und fo zur Zuftimmung dieler 
hoben Kammer empfohlen werden könne? Der Beichluß felbit iſt 
wohl zunächit durch ein Amendement des Abgeordneten v. Gagern 
veranlaßt worden. Derjelbe war nämlich, in Beziehung auf die 
dritte Poſttion des geftelltern Antrags, der Meinung, daß ich die 
Stände auf die Bitte um Ausmittelung (des wahren Werthes ver 
‚ befragten Berechtigungen) beichränfen follten; weil fonft eine zu 
große Vollmacht in die Hände der Staatdregierung gelegt ſeyn würde, 
über eine, dem Antrage nach auch ſelbſt noch nicht approrimatie 
ermittelte Summe, ohne landſtändiſche Zuftimmung, vorläufig zu 
disponiren. Sey die Ermächtigung zum Voraus einmal eribeilt, 
fo fünne die wirkliche Bewilligung der Summe jpäter nicht wohl 
verweigert werden, er glaube daher, daß die Stände eine folche Er: 
mächtigung nicht eher ertheilen follten, als bis fie klar ſähen, we: 
von die Rede fey. Sein Amendement gehe demnach dahin: die 
Staatsregierung zu erjuchen, einftweilen ven wahren Werth ver 
fraglichen Gewerbsmonopole, in Ausjicht demnächitiger Ablöfung, 
ausmitteln zu laffen und nach dem Ergebniffe darüber alsdann ven 
Ständen Propofition zu machen. Diefer nicht unbeftritten gebliebene 
Antrag ift von mehreren Mitgliedern der zweiten Kammer unter: 
fügt, und nachher zum Beichluffe erhoben worden. Der mwidhtigite 
Theil dieſes Beichluffes befteht offenbar darin, daß die Staatsregier— 
ung bloß um die Grmittelung ded wahren Werths ver in Frage 
ſtehenden Monpolien erjucht werden fol, ohne das Gefuch, dem An: 
trage ded Herrn Proponenten gemäß, auch zugleich darauf zu richt— 
en, daß jie mit den Berechtigten vorläufig, vorbehaltlich der ftänd: 
ifhen Genehmigung, hierüber contrahire.e Schon in der zweiten 
Kammer ijt gegen diefe Befchränfung des urfprüglichen Antrags 
erinnert worden, daß durch diejed vorläufige Gontrahiren das Ge: 
ſchäft ſehr werde befördert werben, daß die Grmittelung des wahren 
Werths, ohne ſich mit den Berechtigten hierüber zuvor zu benehm: 
en, faſt unmöglich fey, und daß dadurch dem vorbehaltenen Rechte 
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der ftändifchen Genehmigung in feiner Weife vorgegriffen oder prä: 
jubieirt werden koͤnne. Det Ausfhuß Hält diefe Gründe für ge- 
wichtvoll, und er kann daher diefen Theil ded von der zweiten 
Kammer gefaßten Beichluffes der Zuftimmung der hohen Kammer 
um fo weniger empfehlen, als ſich darin offenbar ein durch nichts 
gerechtfertigtes Mißtrauen gegen die Staatdregierung ausfpricht, 
und als dieſer Beſchluß mit ven Beſchlüſſen nicht wohl vereinigt 
werden kann, welcher von den Ständen auf dem Landtage von 1827 
wegen Abloͤſung ver gutsherrlichen Frohnden, und noch auf dieſem 
Landtage, in Betreff der ſogenannten Herrnweinkaufabgaben gefaßt 
worden find. Mit dieſen Befchlüffen fteht dieſer Beichluß in einem 
auffallenden Gontrajte, und da der Ausſchuß Fein Moment. aufzus 
finden vermag, warum man der Großherzoglichen Staatsregierung 
in Diefer Angelegenheit weniger Bertrauen ſchenken ſoll, als ihr in 
jenen, zum Theile noch wichtigeren Angelegenheiten, und das zwar 
fogar noch vor ganz Furzer Zeit, gejchenkt worden ift; jo Fann der 
Ausschuß feinen pflihtmäaßigen Antrag nur darauf richten, daß dieſe 
hohe Kammer in diefem Punkte dem Beichluffe der zweiten Kammer 
ihre Zuftimmung verfagen und dagegen den Antrag Voſ. 3. ganz 
in der von dem Herrn Proponenten geftellten Faſſung aboptiren 
möge. So viel nun den weiteren Inhalt ded von der verehrlichen 
zweiten Sammer gefaßten Beſchluſſes betrifft; ſo Dürfte der Beitritt 
diefer hohen Kammer zu demfelben feinem erheblichen Anſtande un= 
terliegen, denn wenn derfelbe 1.) darauf gerichtet wird, mit Bezieh— 
ung auf die gepflogenen Verhandlungen, die Großherzogliche Staats— 
tegierung zu erfuchen, den rechtlichen Umfang der ausfchließenden 
Gewerböberechtigungen genau unterfuchen, und auf ihren eigentlich: 
en Beftand beichränfen zu laffen, fo läßt fich, bei der vorliegenden 
Berficherung der Staatdregierung: daß viefe Prüfung bereitd über: 
all Statt gefunden habe, von dieſer Petition zwar fein großer Ge— 
winn erwarten, allein immer bleibt e8 doch möglich, daß' in dieſer 
Hinſicht das Cine oder dad Andere überfehen worden ift, und es 
wird daher aus dieſem Gefuche der ‚Stände, weil es nichts weiter 
beabjichtigt, ald die Realifirung von dem, was Recht ift, nur Bor: 
theile, nie aber ein Nachtheil hervorgehen fünnen. "Die Zuftimms 
ung diefer ‘hohen Kammer zu demfelben fteht daher aus vemfelben 
Grunde zu erwarten, aus welchem 2.) der weitere darauf gerichtete 
Beſchluß der Kammer: vie geeignete polizeiliche Aufficht über die 
46 * 
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Ausübung diefer Berichtigungen eintreten zu laffen, auf dieje Zu: 
flimmung Anfprüche zu machen Hat. Bei ver in der zweiten Kammer 
über diefen Antrag gepflogenen Berathung jind, namentlich von vem 
Abgeorpneten Herrn Jaup, mehrere bier zu verlefende Beiſpiele an- 
geführt worden, welche fobald ſie ſich als wahr bewähren jollten, 
feinen Zweifel darüber übrig laffen, daß dieſe polizeiliche Aufſicht 
nicht überall in der Weiſe gehandhabt worden ift, wie dieſes eigent: 
lich Hätte gefchehen follen. Der Beſchluß der zweiten Kammer er: 
fcheint daher zur Genüge motivirt und Die Aneignung deijelben wird 
deßhalb bei diefer hohen Kammer gewiß feinen Anftand finden. 
Sollten fich dieſe Anträge des Beifalld viefer hohen Kammer zu 
erfreuen haben, jo werden mehrere in der zweiten Kammer jehr 
weitläufig erörterte Fragen bier um fo mehr unberührt übergangen 
werden fünnen, ald fie nicht Gegenjtand einer befondern Beſchluß— 
nahme gemorvden jind, und erſt dann, wenn von der Staatöregier: 
ung den Ständen die, zur ganzlichen Befeitigung dieſer Angelegen: 
heit geeigneten Propofitionen werden vorgelegt morden ſeyn, Vor— 
wurf einer gründlichen Prüfung und Beichlußnahme werden Fünnen. 
Wollte die Hohe Kammer 3. B. ſchon jegt darüber beraten um 
beichliegen, ob das der Stavt Alsfeld zuitehennde Monopol te 
Branntweinfchanfs unentgeldlich over nur gegen Entſchädigung auf: 
gehoben werden fünne, nach welchen Grunpfügen ferner der wahr: 
Werth) der einzelnen Monopolien ermittelt werben müffe, und ob 
die ven Berechtigten zu leitende Entſchädigung einzig und allein 
aus der Staatskaſſe zu beftreiten, oder ob den einzelnen Banndi— 
ftrieten ein verhältnißmäßiger Beitrag, und wie hoch, angejonnen 
werden fünne u. d. m.; fo würde fie offenbar Zeit und Mühe auf 
einen Gegenftand verwenden, der erit dann zur definitiven Entſcheid— 
ung fommen fann, wenn von den Ständen, nachdem die zur Gr: 
ledigung des Gegenftandes erforderlichen Propojitionen von Seiten 
der Großherzoglichen Staatsregierung bereitd vorliegen, die nötbigen 
Entſchädigungsſummen zu verwilligen find. Darum bat venn ver 
Ausihuß geglaubt, fih aller und jever Prüfung und Beurtbeilung 
diefer Fragen um fo mehr enthalten zu müffen, als vie Land— 
tage ohnehin lang genug dauern und, wie die Erfahrung lehrt, die 
Anfichten der jegigen ftändifhen Kammern von ven Anjichten ver 
fünftigen, welche über dieſe Angelegenheit definitiv zu enticheiven 
haben werden, ſehr weſentlich verfchieden ſeyn koͤnnen. 
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Nah Anhörung vieles Ausichußberichtes fchritt die erjte Kammer 
in ihrer ein- und vierzigften Sigung am 19. Juli 1833 zur Be- 
rathung. Nur ein Mitglied der Kammer, der Graf (nun Fürft) von 
Sienburge Büdingen, ergriff das Wort. „Ich glaube“ fprarh 
er, „daß das ftandesherrliche Edict in den Art. 57, 58 und 60 *) 
alle erforderliche Auskunft über die Abldfung folcher Berechtigungen 
gibt und Die darin enthaltenen Bejtimmungen bier um jo mehr zur 
Anwendung Fommen müffen, ald das Ediet einen Beftandtheil der 
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*) Die 89. 57 — 62 betreffen das „Standesherrliche Eigenthum 
und Einkünfte.“ Im Gingang des $. 57 heißt es: „ven Stand: 
esheren verbleiben, auffer ihren eigenthümlichen Gebäuden, Gütern, 
Maldungen, Mühlen, Höfen, Brauereien, Brennereien, Schäfereien, 
Activ-Lehen und Erblehen, Bergwerfen, Grnnözinfen und Gilden, 
Zehnten, Jagden und Fifchereten, Waidgangs:Gerechtigfeiten, Flöſſer— 
eien, eigenthümlichen Wirthichaftsgerechtigfeiten und andern Gegen: 
jtänden des ‘Privateigenthums, annoch folgende Ginfünfte 20.“ Der 
$. 58. ılt des Inhalts: „Wenn in verfafjungsmäßigem Wege allge: 
nein gejeßliche Anordnungen erfolgen, durch welche die, in vorſtehend— 
em $. verzeichneten nutzbaren Nechte und Gefälle der Stanvesierren, 
zu Staatszweren in Anfpench genommen, vermindert, ganz oder theil- 
weife abgelößt, oder der Form nach) verwandelt werden, fo foll dieß, 
nach der in $. 23, dieſes Unferes Edietes enthaltenen Zuficherung, 
nicht anders als gegen gleichzeitige, vollſtändige Entſchädig ung der 
Standesherren gefchehen fünnen. Alle übrigen, in ven andern Ab- 
ſchnitten diefes Ediets den grundgefeglichen Beftimmungen der deutſch— 
en Bundesacte gemäß, näher bezeichneten, fowohl perfünlichen als wie 
die Ausübung der Juſtiz und Polizei umfafjenden ftandesherrlichen 
Berechtigungen, find aber unter diejenigen zu rechnen, welche ohne 
Einwilligung der Standesherren, denfelben nach befagtem $. 23 ſelbſt 
gegen Entſchädigung nicht entzogen werden können.“ Hierauf heißt 
es im $. 60. weiter: „Wenn Zweifel darüber entfichet: ob irgend ein 
Einfommen der Standesherren von privatrechtlicher Natur und Folge 
einer gutöherrlichen Berechtigung fey, fomit von Unferen Unterthanen 
neben ihren, den Staatsfaffen fchuldigen direrten und indirerten Eteu- 
ern, an biefelben fort entrichtet werden müſſe, oder ob folches als eine, 
von den Unterthanen ihrem vormaligen Yandesherrn geleiftete Staats: 
abaabe anzufehen, und daher, ohne die Standesherren für ihren Ver— 
luft zu entichädigen, aufzuheben fen; fo wollen Wir vorerjt durch Unf- 
ere Staatöbehörden die Sache prüfen, und mit Zuztehung der Stand: 
esherren und der betheiligten Unterthanen eine gütlidye Vermittlung 
verfuchen laſſen. Findet folche nicht ſtatt, ſo ſoll für jeden einzelnen 
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Verfaſſung bildet. Eine in viefem Wege anzunehmende Ablöfung, 
die ich wünfjche, wird auf feine Einwendungen floßen. Uebrigens 
will ich auf Anlaß einer Aeufferung in der zweiten Kammer zu 
meiner Rechtfertigung bemerfen, daß die mir gehörigen Brau⸗ und 
Brennerei-Gerechtigkeiten ohne Ausnahme verpachtet find. Der 
Pächter hat ſich mehrmals zu hohe Preisanſätze erlaubt, iſt aber 
dafür von der Polizeibehörde beftraft worden; nun ift er unter 
firenge Aufjicht geftellt worvden, wodurch Beſchwerden vorgebeugt 
fein wird. 

Der den Vorſitz führende zweite Präfident, Graf von Solms: 
Rödelheim bemerkte nur noch: Da der Vorſchlag des Ausichuffes 
nur auf Annahme des dritten Theil der. Motion. gehe, wornad der 
wahre Werth ver Berechtigungen ermittelt werden folle, jo weit vieß 
noch nicht gejchehen und eine jolche Unterfuhung nur nüglic fein 
koͤnne, jo dürfte man fich dafür entfcheiden; alle übrigen Fragen, 
wie die Entfchädigung zu veguliven, ob jie auch den Gemeinden 
zuftehe u. ſ. w. konnte man unberührt Taffen. 

In der Sitzung der erjten Kammer vom 26. Juli 1833 ftimmte 
biefe und zwar fo ab, wie der von dem dritten Ausfchuß der zweit: 
ten Kammer verfelben weiter erjtattete Ausſchußbericht beurfunket. 
Diefer Ausſchußbericht ift ded Inhalts: „Die erfte Kammer bat be: 
fchlofien, dem Antrag ihres dritten Ausſchuſſes in ihrem früheren 
Berichte durchaus beizutreten und der vorliegenden Motion in ver, 
in diefem bemerften Weiſe Folge zu geben, wonach denn die erite 
Kammer die Acten zur weiteren Berathung und Beſchlußnahme 


Fall diefer Art, zwifchen den Stanvesherren auf der einen, und den 
betheiligten Unterthanen auf der andern Seite, welchen Legteren Wir 
nach Umftänden Unfern Fiscal zur Aſſiſtenz beigeben lafjen werden, 
vor der competenten Gerichtsftelle ein rechtliches Verfahren eingeleitet, 
und mit Vorbehalt der jedem Theile zuftehenden Rechtsmittel, var: 
über entfchieden werden. Der Befisitand der Etandesherren foll je: 
doch in ſolchen Fällen von Unferen Adminiftrativ-Behörden nicht fact: 
isch geitört, fondern auch hierüber nur von dem Richter entichieden 
werden. . 

Siehe noch Wei: Eyftem des Verfafjungsredhts des Großherzog: 
thums Hefien = Darmftadt 1837. $. 89. „Standesherrlides 
Eigenthum und Einkünfte“ und 90. „Allgemeine Garan— 
He der ftandesherrlihen Rechte. ©. 323—329, 
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wieder hieher mitgetheilt hat. Es ergibt ſich aus dem Vorgetrag— 
enen, daß Die Abweichung des Beichluffes der 1. Kammer von dem 
der 2. leviglich darin befteht, daß nach jenem die Stantöregierung 
neben demjenigen, worüber beive Kammern miteinander einverftand: 
en jind — nicht nur um Ausmittelung des wahren Werths ver 
fraglichen Monopolien, ſondern auch darum erfucht werden foll, dem 
Antrage ded Proponenten gemäß, mit den Berechtigten vorläufig, 
vorbehältlich ver ftändifchen Genehmigung, über den Werth ver ge: 
dachten Monopolien zu contrahiren, mährend nach dieſem das Er- 
fuchen lediglich auf die Ausmittelung des Werths gerichtet werben 
fol. Da ihr Ausfchuß bereits in feinem früheren Berichte darauf 
angetragen bat, auch das erwähnte weitere Erſuchen um vorläufige 
Unterhandlung mit den Berechtigten, an die Staatsregierung zu 
richten und da er fortwährend der Anjicht ift, daß durch dad vor: 
läufige Gontrahiren das Gejchäft jehr befürdert werden wird, daß 
die Ermittlung ded wahren Werths ver fraglichen Monopolien, ohne 
fich zuvor mit ven Berechtigten darüber zu benehmen, nicht wohl 
möglich ift, und daß dadurch dem vorbehaltenen Necht dev ſtändiſch— 
en Genehmigung in feiner Weife präjudieirt wird, — fo fchlägt er, 
indem er nach der gründlichen und umfaffenden Erörterung des 
vorliegenden Gegenftandes bei der früheren Discuffion, eine noch— 
malige Ausführung der für und mider die verfchiedenen Anfichten 
fprechenden Gründe nicht für ndthig erachtet — Ihnen vor, in dem 
fraglichen Punkte auf dem gefaßten Befchluffe nicht zu beharren, 
fondern, in Uebereinftimmung mit dem Bejchluffe der erſten Kanımer, 
der vorliegenden Motion nach dem vorderen Antrag Ihres Aus: 
fchuffes in allen ihren Theilen Folge zu geben und demnach das 
am Schluffe des früheren Berichts bemerkte rg an bie 
Staatdregierung zu richten, 

Bei der wiederholten Berathung in ver Sitzung der zweiten 
Kammer vom 4. September 1833 nahmen nur zwei Abgeorbnete 
das Wort. Der Abaeoronete Jaup äuſſerte fich dahin, in ver erft- 
en Kammer fey der zweiten Kammer der Vorwurf gemacht worden, 
der Befchluß der letztern, die Staatsregierung nicht zu vorläufigen 
Verträgen zu ermächtigen, contraftire mit deren Befchlüffen auf 
dem Landtage v. I. 1827 wegen der Frohnden und dem Beichluffe 
derfelben auf dem gegenwärtigen Landtage wegen des Herrnwein— 
faufd; allein das, was die Kammer ded Landtags v. S. 1827 als 
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Anjicht ausgeiprochen habe, fünne der jegigen Kammer nicht zum 
Präjudiz dienen und ein Beichluß, welcher hinfichtlich der meit un: 
wichtigeren und binfichtlich ihres Durchichnittäbetrags zu berechnend— 
en Herrnweinkaufsgelder gefaßt worden, koͤnne nicht zur Richt— 
ſchnur dienen, für Die weit wichtigere Sache der Monopolien, die 
die Abſchätzung als ſehr ſchwierig zeige; fey ja doch Pie erfte Kammer, 
welche auf jenem früheren Landtage fich gegen den Antrag auf 
Derbannung der Monopolien erflärt habe, nun darauf eingegangen, 
nicht Stoff zum Tadel, fondern zur Freude und zu der Soffnung 
auf Wechfel ver Anfichten; dem wiederholten Antrag des Ausſchuſſes 
ftimme er bei, weil die erſte Kammer die Entfernung der verwerf: 
lihen Monopolien auf dem von demſelben vorgefchlagenen Wege, 
der zum Ziele führe, wolle In ähnlichem Sinn äußerte ji ver 
Abgeoronete E. E. Hoffmann: 

In der Sigung der zweiten Kammer vom 26. September 1833 
beſchloß dieſe einſtimmig, der erjten Sammer, beizutreten. 

Sp gelangte eine gemeinfhaftliche Addreſſe an den Negenten. 

Auf pem zweitnächiten Randtage von 1835— 1836 ftellte der Ab: 
georonete Hardy (gemefener Landrath) einen wiederholten Antrag 
„auf Aufhebung der ausſchließlichen Wirthichafts:, 
Brau-, Brennerei und Zapfberechtigungen,“ deſſen In: 
-balt aus dem nachjtehenden Ausjchußbericht hervorgeht: „Der An- 
trag ergibt, daß auf die Aufhebung jener Monopolien ſchon auf 
dem fünften Landtage (v. 1833) angetragen, darüber in beiven 
- Kammern-verhandelt und auch deßfalls eine gemeinjchaftliche Addreſſe 
an die hohe Staatöregierung gerichtet worden ift. Im dieſer Ad— 
dreſſe find ganz diefelben Wünfche ausgeiprochen worden, welche ver 
Abgeordnete Hardy gegenwärtig bei dieſer verehrlichen Kammer in 
Antrag bringt. Wir ebenfalls der Antragfteller erwähnt, fo darf 
angenommen werden, daß vie hohe Staatäregierung in der Minifter: 
jalbefanntmahung vom 14. April 1834, $. 44. die Zuficherung 
gegeben hat: ver gedachte Gegenftand folle, fobald vie zu Ertheilung 
einer endlichen Allerhöchiten Entfchliefung erforderlichen vorbereit- 
enden Erörterungen beendigt jeyn werden, die nach den Umſtänden 
geeignet fcheinende Berüudjichtigung finden. Es mußte demnach ihr 
pritter Ausſchuß vor allem jich aufgefordert finden, in Grfahrung 
zu bringen, in wie weit die fraglichen vorbereitenden Grörterungen 
vorgeichritten feyen, und der Neferent machte zu dem Ende eine An: 
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frage bei dem Regierungscommiffär, Herren Miniſterialrath v. Ku: 
der, worauf er unterm 17. v. Mts. die nachjtchende Antwort er: 
bielt: „Die Anlage Ihrer gefalligen Zufihrift vom 10, d. Mts. 
beebre ich mich, Ew. ꝛc. ꝛc. unter der Eröffnung zurüdzugeben, daß 
die zur Ertheilung einer endlichen Allerhöchften Entſchließung über 
den Gegenitand erforderlichen vorbereitenden Grörterungen immer 
noch nicht beendigt find, daß jedoch derſelbe bei dem Großherzog: 
lichen Minifterium des Innern und der Juftiz fortwährend im Be: 
trieb fteht."" Hiermit ift der gegenwärtige Stanppunft diefer An= 
gelegendeit vargeftellt. Was nun zuvörderſt die Zweckmäßigkeit des 
Antrags anbelangt, fo darf fich der berichtende Ausſchuß eine weit- 
läufige Verbreitung darüber um fo mehr erfparen, als fehr Aus- 
führliches in ven in dem Antrage angezogenen Verhandlungen des 
fünften Landtages über dieſen Gegenftand zu lefen ift, und vie Nach— 
theile, welche durch ausjchließliche Berechtigungen der gedachten Art 
für die betreffenden Staatsangehörigen, und ven Staat felbit, ſich 
ergeben, ohnedieß fo anerkannt find und fo fehr in die Augen fall- 
en, daß es vepfalld Feiner weit hergeholten Auseinanderjegung bes 
darf. Es braucht demnach kaum noch hervorgehoben zu werben, 
daß die den Monopolien unterworfenen Staatdbürger dadurd in 
der verfafjungsmäßigen Gemwerbefreiheit befchränft werden, mährend 
die Abnehmer (Kunden), welche an die Monovoliften gebunden jind, 
fich Preis und Befchaffenheit des Produkts bis zu einem gewiſſen 
Grade gefallen laſſen müſſen, denn es ift nicht möglich, daß durch 
polizeiliche Maßregeln daſſelbe Verhältniß hergeftellt und erhalten 
werden kann, welches die freie Goncurrenz von ſelbſt berbeiführt, 
Wenn dagegen auch bei manchen in Selbftwerwaltung ſtehenden 
Monopolien von Braus und Brennereien oder Zapfereien rühm— 
lichit anerkannt werden muß, daß trog des Monopold das Fabrikat 
in guter Qualität und um angemefjenen Preis geliefert wird, fo 
kann diefed Verhältniß doch jeden Augenblick durch Verpachtung 
odere andere Umſtände fich wieder ändern. Es kann alfo durch die 
Anführung folcher Thatſachen der Nichtigfeit desjenigen, was über. 
die Gemeinfchäplichkeit der Monopolien gift, Fein Abbruch gefchehen. 
Es ift demnach unbezmweifelt, daß vie Aufhebung noch beſtehender 
Monopolien auf gefeglihem Wege in jeder Hinficht wünfchenswerth 
iſt; auf der anderen Seite aber ift nicht zu verkennen, daß die Aus- 
mittelung der urfprünglichen Eigenfchaft und des wahren Werthes 
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der Monopolien, fo wie der beften Art ver Ablöfung, vielen Schmie- 
tigfeiten unterliegt, worin wohl zum Theil die Urfache davon be- 
gründet ſeyn mag, daß dieſe Sache noch nicht weiter gediehen if. 
Bei ver allbefannten Intention unjerer Staatsregierung, alle Hemm: 
niffe, welche dem Flor des Aderbaues und der Gewerbe im Wege 
ftehen, zu befeitigen, dürfen jedoch vie Stände fi der Hoffnung 
überlaffen, daß eine Wiederholung des ſchon auf dem fünften Land: 
tage von beiden Kammern gemeinjchaftlih geftellten Anfuchens, weg⸗ 
en der in Rede ftehenden Monopolien, hinreichend feyn wird, daß 
vie hohe Staatsregierung BVeranlaffung nimmt, die mehrerwähnten 
vorbereitenden Grörterungen möglichft bald zu Ende bringen zu 
laffen, und dann, dem ftändifchen Anfuchen gemäß, weiter in viefer 
Angelegenheit zu verfahren. Der dritte Ausichuß trägt demnach 
auf Wiederholung der über die Befeitigung der gedachten Monopo- 
lien auf dem fünften Landtage in einer gemeinichaftlichen Addreſſe 
beider Kammern audgeiprochenen Wünſche, und fomit zugleich auf 
Folgegebung des von dem Abgeordneten Hardy auf gegenmärtigem 
Zandtage geftellten Antrags in allen feinen Beziehungen an. Zus 
gleich jieht ſich der berichtende Ausſchuß aufgefordert, noch weiter 
zu bemerken, daß fich auffer den im Antrage wörtlich genannten 
Monopolien, nemlich den Wirthſchafts-, Brau-, Brennereis und Zapf: 
berechtigungen, wohl audy noch einige Monopolien anderer Art bier 
und da vorfinden dürften; er ftellt demnach den weiteren Antrag, 
daß ed der verehrlichen Kammer gefallen möge, das Gefuch über: 
haupt auf alle noch beftehenden, dem Aderbau oder den Gewerben 
binverlichen Monopolien auszudehnen.“ 

In der Situng der zweiten Kammer vom 9. Okiober 1835 ent- 
wickelte jich folgende Discufiion: 

Der Abgeorpnete Babit *). um einige der im Antrag nict 
genannten Monopolien nambaft zu machen, worauf der Ausſchuß 
in feinem Bericht hingewieſen hat, will ich mir anzuführen erlaub- 
en, daß 3. B. noch Bannrechte zu Badhäufern in manden Ge 
meinven beitehen; aucd das Lumpenſammeln, welches im Grofber: 
zogthbum noch als Monopol beſteht **), ift wohl hierher zu rechnen. 





*) Defonomierath, jest Director der landwirtbihaftliden Anftalt zu EL 
dana bei Greifswald in Pommern. 


**) Bovpp: Der Heſſiſche Rechtsfreund. Darmit. 1837. S. 406. „Pumr 
enjammeln.“ 
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Der Mühlenbann würde auch noch hier anzuführen ſeyn; allein es 
find deßhalb bereit befondere Anträge an die Staatöregierung ge- 
ftellt worden *), und wir dürfen deßfalls der Vorlage eined beſond— 
eren Gefeßedentwurfed entgegenfehen ; dieſer Gegenjtand wäre daher 
jet nicht mit zur Sprache zu bringen. 

Der Abgeoronete Hirſch: **) Ich bin in denjenigen Theilen des 
Großherzogtfums, wo dergleichen Monopolien beftehen, jehr genau 
befannt und weiß, welche bedeutende Nachtheile daraus hervorgehen. 
Sch habe aufferdem ſchon eine Menge von Klagen darüber gehört, 
insbefonpere auch aus meinem Wahlbezirk, und würde deßhalb felbft 
bereitd einen Antrag wegen Aufhebung diefer Monopolien geftellt 
haben, wenn. der Abgeordnete Hardy mir darin nicht zuvorgekom— 
men wäre. Ich ann daher ven vorliegenden Antrag nur unterftüßen, 
und muß zugleich den Wunfch audfprechen, daß, wenn es nur irg- 
end möglich ift, die Staatsregierung noch auf dieſem Landtage die‘ 
erforderliche Vorlage den Ständen machen möge. 

Regierungsrath Dr. Breidenbach: **) Ich kann nur das wies 
perholen, was bereit8 in dem Schreiben des Großherzoglichen Re— 
gierungscommiffard an den verehrlichen pritten Ausfhuß enthalten 
iſt. Der Gegenftand wird von der Staatsregierung behandelt, es 
find von ihrer Seite alle erforverlichen Schritte gefchehen, um die - 
Materialien zu fammeln, welche unerläßlich nothwendig find, wenn 
nur irgend ein erkleckliches Refultat erzielt werden foflte. Ich möchte 
übrigens hier nicht einer Hoffnung Raum geben, welche ſich nicht 
realifiven kann; ih muß mäamlich fehr bezweifeln, ob e8 in ber 
Möglichkeit Liegt, dem Wunfche, welchen der Abgeordnete Hirſſch 
fo eben ausgefprochen hat, zu entfprechen, das Heißt, noch auf dem 
gegenwärtigen Landtage eine veffallfige Propofition an die Stände 
gelangen zu laſſen. Höchſt fehwierig find die Vorarbeiten; es jolle 
die rechtliche Natur dieſer Bannrechte oder Monopolien gefunden 
werden; es fol ver Werth verfelben ausgemittelt werden; man 
wünfcht, Daß die Regierung die rechtlich nicht fundirten ohne Weitered 
aufhebe. Das ift eine bevenkliche Sache, und es wird der Regierung 

*) ©. Buchner: Geſchichte des Großherzogl. Hefiichen Landtags vom 

Jahre 1834. Hanau 1835. ©. 135. 136. 
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nicht zu verdenken ſeyn, wenn fie mit größter Vorficht zu Werke 
geht, um nicht einem Schritte einen Rückſchritt folgen laſſen zu 
müffen. Im den allermeiften Fällen ift ein Beſitzſtand vorhanden, 
und nur deſſen Umfang und Bedeutung wird zu prüfen je. 
Wiederum eine fehr jehmwierige Sache. Hierüber muß aber die Re 
gierung klar jehen, und auch noch manche andere Fragen möchten 
zu beantworten feyn, ehe und bevor zum Abſchluß von proviſor— 
iſchen Verträgen mit den Berechtigten geichritten werden Fann. Es 
ift eine Forderung der Gerechtigkeit, daß den Pflichtigen, over wer 
für viefelben einftehen wird, Feine zu große Entſchädigungsſumme 
aufgebürdet werde, aber auch, daß die Berechtigten nicht verfürzt 
werden. Nur Gründlichfeit kann zum Ziele führen, dieſe aber koftet 
Zeit, jede Uebereilung rächt ſich durch fpätere Gonfufion. Alles, 
was ich dermalen fagen kann, bejtebt darin, daß vie Staatäregier: 
ung diefen wichtigen Gegenjtand fortwährend im Auge behalten 
wird. | 

Der Abgeoronete Hardy: Ohne dad Bild ver Benachtheiligung: 
en, welche diejenigen Drte und Gegenden, in welchem vie beresten 
Monopolien beiteben, dadurch erleiden müffen, hier ausfühlich wieder 
geben zu wollen, indem varüber auf dem fünften Landtage ſchon 
vollftändig gehandelt, und beutliche und volffommen wahrhafte Dar- 
ftellungen gegeben wurden, muß ich doch recht jehr wünschen, daß 
es unferer Staatsregierung gefallen wolle, fo viel es nur irgend 
thunlich ift, den Gegenftand, wovon hier die Rede ift, im Sinne 
der früheren Kammerbefchlüffe und meines jeßt geftellten Antrags, 
zur Grledigung und Ausführung zu bringen. Es find nun bereits 
zwei volle Jahre verfloßen, feitven die landſtändiſchen Wünſche in 
diefer Beziehung an die Staatsregierung gelangt jind, und ich glaube, 
daß dieſer Gegenftand als eimer derjenigen angefeben werden muß, 
welcher allerdings Beichleunigung und unausgefegte, ernſtliche Be: 
arbeitung fordert. Es iſt nicht allein ver Art. 104. der Verfafl: 
ungdurfunde, welcher durch den Fortbeſtand jener Monopolien auf 
eine wirklich grelle Art verlegt wird; es ift nicht allein vie unge 
ſetzlich gehemmte freie Ausübung der Gewerbe, welche dadurch er 
zeugt wird, ſondern es ſind auch alle Menſchen, welche in einer Ge: 
end, wo ſolche Monopolien beftehen, wohnen, dadurch gleich nam: 
haft beeinträchtigt. Alle diejenigen, welche in dem Falle find, vor 
ſolchen Monopolien, die in den meiften Fällen die erften Lebensbe— 
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dürfniffe umfaffen, Gebrauch machen zu müſſen, erleiden Beeinträcht 

igung durch die nachtheilige und üble Befchaffenheit, welche meiftens 
mit der Ausübung der Monopolienrechte verbunden ift. Der recht- 
lihe Gejichtöpunft nach welchem der zur Berathung ftehende Geg— 
enjtand zu beurtbeilen ijt, ferner wie dad Verfahren zu Grreichung 
de8 Zwecks einzurichten ſeyn möchte, entlich, mie insbeſondere die 
Gemeinden, in deren Umfang ſolche Monopolien beſtehen, zu einer 
Mitleidenschaft für die den Monopolberechtigten zu leiftende Ent= 
ſchädigung herangezogen werden follen, alle dieſe Verhältniffe find 
auf dem fünften Landtage bereitd ausführlich erwogen und zur Be— 
rückfichtigung an die höchfte Staatsbehörde übergeben worden. Ich 
glaube demnach aud, daß eine einfache Bemerfung, wie- fie bier ge= 
ſchehen ift, binreichen möchte, um dieſem Gegenftande die gemünfchte 
Erledigung zu verichaffen, und die baldige Folgegebung des von 
mir geitellten Antrages zu veranlaffen. 


Der Abgeordnete G. Schenf *): Nur einige wenige Worte. — 
Ich befinde mich in demſelben Kalle, wie der Abgeoronete Hirſch; 
auch ich bin von mehreren Seiten aufgefordert worden, über dieſen 
Gegenitand in der Kammer einen Antrag zu ftellen, allein ich babe 
ed unterlaffen, weil mir der Abgeordnete Hardy darin bereits zu= 
vorgefommen war. Ich habe mich ſehr darüber gefreut, und wünfche 
der Sache ven beiten Erfolg. Die Sache ift übrigens wichtiger, 
als man glaubt, namentlich für die ftandesherrlichen Orte, indem 
in den ftanveöherrlichen Bezirken vorzugsweiſe dergleichen Wirth— 
ſchafts⸗ ıc. ꝛc. Berechtigungen beftehen und oft zu großen Pladerei- 
en und Reibungen unter ven Bewohnern Anlaß geben. — Nach ven 
Berjicherungen, welche auf dem vorigen Landtage bei Gelegenheit 
eines Ahbnlichen Gegenjtandes, worüber ich Neferent war, von Seiten 
der Staatsregierung gegeben worden find, habe ich allerdings ges 
glaubt, und glaube e8 auch noch, daß der Gegenftand balvigft zur 
Erledigung fommen wird. Wenn ich auch nicht die fanguinifchen 
Hoffnungen hege, wie der Abgeordnete Hirſch, fo Hoffe und glaube 
ich, daß fortwährend von Seiten der Staatsregierung diefer Sache 
die erforderliche Aufmerkſamkeit gefchenkt werden wird und wir dann 
wenigſtens auf dem nächften Landtage der Erfüllung unjerer Wünfche 
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in dieſer Beziehung entgegenſehen können. Ich unterſtütze daher 
den Antrag. | 

Der Abgeoronete Samefasca *): Auch ich trete ganz demjen— 
igen bei, wa8 die Abgeoroneten Hirſch und G. Schend bemerkt 
haben, indem auch id einen Antrag Habe jtellen jollen, auf Auf- 
hebung diefer Bannberechtigungen, namentlich auf Aufhebung, ver mit 
dem Rechte des Alleinbetriebs verjehenen Backhäuſer, und vieler An: 
trag, mit diefem generellen Antrage feine Erledigung finden bürfte. 

Der Abgeoronete Pabſt: In der Vorausfegung, daß ed von 
Intereffe ift, noch mehrere Arten von Monopolien, welche noch nicht 
genannt worden find, hier namhaft zu machen, erlaube ich mir auch 
noch auf die Wanfenmeiftereien aufmerkjam zu machen, vie hin und 
wieder beitehen, deren Aufhebung aber ebenfalls dringend wünſch— 
enswerth ift, indem viejelben einmal in medicinalspolizeilicher Hin: 
ficht Schaden bringen, weil vas Vieh häufig länger Liegen bleiben 
muß, als fonft nöthig wäre, indem zu viel Zeit oft vorübergeht, 
bis der Waafenmeifter herbeikommt, was bei feuchenartigen Krank: 
heiten ein weitered Umfichgreifen zur Folge haben fann, und dann 
üben auch dieſe Berechtigungen für die Landleute eine große Härte 
aus, indem diefe nicht einmal die Haut von ihrem gefallenen Vieh 
erhalten. 

Der Abgeoronete Bergfträßer **): Ich glaube, es ijt Fein Mit- 
glied in viefer Verſammlung, welches die Nachtbeile, vie mit den 
Monopolien für die Gefammtheit verbunden find, nicht erkennt; all: 
ein eben jo ſchwierig ift es auch, diefem Gegenftanvde abzubelien, 
und ich glaube daher, wir dürfen uns bei den Zuficherungen, welde 
der Herr Regierungscommiffär gegeben Hat, vollfommen beruhigen. 

Der Abgeordnete Föffler: Ich unterfiüuge, noch insbeſondere den 
von dem Abgeordneten Pabſt geftellten Antrag hinſichtlich ver 
Waafenmeiftersien. 

In der folgenden Sitzung vom 14. Oktober bejabte die Kammer 
einftimmig vie Frage. Soll die Staatdregierung in der Weile, wie 
der Abgeoronete Hardy angetragen hat, und zwar mit Ausvebn: 
ung auf alle anderen noch bejtehenven, dem Aderbau oder ven Ge: 
werben nachtheiligen Monopolien, erjucht und dieſem Erſuchen ver 
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Wunſch beigefügt werben, daß die in dem Antrage erwähnten Pro: 
pojitionen den Ständen baldmöglichft, jevenfalld aber auf dem nächit- 
en Landtage möchten vorgelegt werden? 

Sp gelangte der Antrag an die erjte Kammer. In dem ber: 
felben durch den Landesbiſchof Dr. Kaifer erftatteten Bericht fprach 
fich der Ausihuß dahin aus, er dürfte in Gemäßheit der Erklär— 
ung des Regierungscommiffärs, Minifterialvath v. Kuder genügen, 
daß die Staatäregierung aus den wiederholten ſtändiſchen Verhand— 
lungen die Wünfche des Parlaments erſehe. 

Bei ver Berathung nahm nur ‚ver Freiherr v. Breidenftein 
und zwar dahin das Wort, die Erklärung der Staatöregierung 
dürfe genügen, daher eine Wiederholung der Bitte nur als zweck— 
loſes Monitorium anzuiehen jey; eine Ausvehnung auf alle Mono— 
polien fünne Gegenftand von Amendement3 werden, wenn ein Ges 
jeßedentwurf vorgelegt werde. 

Bei der Abftimmung am 11. Dezember 1835 verneinte die Kammer 
mit 13 Stimmen gegen eine die Frage, ob dem Antrage Folge zu 
geben jey? 

Der weitere Ausfchußbericht fchlug der zmeiten Kammer vor, ich 
bei der Zujicherung zu beruhigen, daß jich der nächſte Landtag der 
gewünjchten Vorlage erfreue. Ohne vorausgegangene Discuffion 
wurde diefer Vorſchlag genehmigt. | 

In der achtzehnten Sigung der zmeiten Kammer auf vem folg- 
enden Landtage (am 17. Dezember 1835) wiederholte der Abgeord— 
nete Hardy feinen Antrag, an deſſen Schluffe ed, unter einem Rüd- 
hlif auf den vorangegangenen Landtag heißt: „Seit den gepfloge- 
nen Verhandlungen bis jeßt find. drei volle Jahre verfloffen und 
noch ift der Zuftand der Dinge derſelbe. Ich enthalte mich jeder 
näheren Ausführung der Gemeinfchäplichfeit dieſes beſtehenden Zus 
ftandes, intem ich überzeugt bin, daß die Kammer meine Anjicht 
theilt und wiederhole ich demnach nur den von mir am 16. Juli 
1835 geftellten Antrag mit der in der Abftimmung von 14. October 
1835 enthaltenen Ausdehnung.” Der Ausfchußberiht empfahl dieſe 
erneuerte Motion zur Genehmigung und trug zugleich darauf an, 
der Staatöregierung den angelegentlichen Wunfch auszudrüden, jene 
vorbereitenden Erörterungen thunlichft befchleunigen und baldmög— 
licht, jedenfalld auf dem nächften Kandtage, ven Ständen die ent: 
fprechenden Propofitionen vorlegen zu mollen. 
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In der Sigung der zweiten Kammer vom. 14. Februar 1839 
entwidelte fich folgende Discuffion. 

Der Abgeoronete Krug *): Daß die zur Erledigung ver jtänd: 
ifchen Anträge erforberlichen Arbeiten umfangreih und bejonderen 
Schwierigkeiten unterworfen find, laßt ſich nicht verfennen, indeſſen 
laͤßt es fich auch auf der anderen Seite nicht verfennen, daß es eine 
wahre Forderung der Gercchtigfeit ift, die bei der ſteigenden Bevöllk— 
erung immer brüdender werdenden Nachtbeile für vie betreffenzen 
Intereffenten, namentlich in ven ftanvesherrlichen Bezirken, bald 
möglichft zu befeitigen. Ich kann daher ven Wunfch nicht unter: 
drücken, daß die Staatöregierung die erforderlichen Mittel ergreifen 
möge, um mit unausgejegter ernftlicher Ihätigkeit den vorliegenden 
fo lange ſchon zur Sprache gebrachten Gegenftand zu betreiben, und 
wo möglich noch auf dem gegenwärtigen Landtage den Ständen 
darüber Propofitionen zu machen. 

Der Abgeordnete Hardy: Auch ich erkenne ald Antragfteller 
mit vielem Danf die von der Staatöregierung ertheilte Verſicher— 
ung des fortwährenden Betriebes der hier zur Berathung jtehenden 
Angelegenheit. Vielleicht kann e3 zu einiger Befchleunigung dieſes 
Betriebes beitragen, wenn ich mir erlaube, die Wichtigkeit dieſes 
Gegenjtandes noch einmal Furz zu berühren. Wer die Wirkungen 
folcher Monopolien in der Nähe beobachtet hat, der wird nicht be: 
zweifeln, daß es dringend nothwendig ift, dieſelben zu befeitigen, 
Nehmen Sie hierzu, daß wie ich neuerlich vernommen babe, vie 
Monopoliften, in dem Wahne, die Ausübung ihres Gewerbes Fönne 
durch nichts geftört werden, d. h. aljo, eine Konfurrenz darin könne 
und werde niemals ftattfinden, weil die ſchon fo vielfältig ausge: 
fprochenen ftändifchen Defiverien zur Befeitigung dieſer Monopolien 
immer erfolglo8 geblieben feyen, die Monopoliften immer mehr vie 
Ausübung ihres Gewerbes verfchlechtern, jo wird gewiß eine bring: 
ende Aufforderung für die verehrliche Kammer vorhanden feyn, dem 
von mir gejtellten Antrage zu entiprechen. Es it durch dieſes Ver: 
hältniß nicht nur die Gefammtheit der Einwohner in ven Gemeind- 
en oder Bezirken der Monopoliften auf das Tiefſte gefränft und 
beeinträchtigt, fondern auch die Freiheit der Staatsangehoͤrigen, ſich 
ihren Beruf und ihr Gewerbe nach eigener Neigung zu wählen, 
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wird hierdurch auf eine Art verlegt, vie nach Artikel 36 unferer 
Verfaſſungsurkunde nicht zu rechtfertigen ſeyn dürfte Kömmt noch 
hinzu, daß, wie ich weiter höre, bier und da in neuefter Zeit Die 
Eigenthümer von ſolchen Monopolien, im Wege der Verpachtung 
derſelben, Fünftlicher Weile ungewöhnlich hohe Mietbpreife zu er— 
zielen fuchen, jo ift die Abjicht wohl Elar, damit dereinſt höhere Ent- 
ſchäͤdigungsanſprüche liquiviren und begründen zu wollen. Durch 
die Verzögerungen werden alfo die Schwierigkeiten zur Befeitigung 
der Mipitände immer größer und um jo mehr glaube ich der höchſt— 
en Staatdregierung vertrauen zu Dürfen, daß endlich ver Betrich 
diefer Angelegenheit zu dem Refultate führen möchte, was vie ſtänd— 
iſchen Wünſche feit einer namhaften Reihe von Jahren ausmadht. 
Sch bin nach allen viefem mit dem Antrage des Ausichuffes volls 
fommen einverftanden. 

Der Abgeoronete Bergfträßer: Ich ſtimme ebenfalld ven Ans 
fichten, welche die Abgeoroneten Krug und Hardy ausgefprochen 
haben, vollfommen bei, davon ausgehend, daß es mit den übrigen 
Fortichritten, welche unfer Großherzogthum feit vielen Jahren in 
Raatswirthichaftlicher Hinficht gemacht bat, unvereinbarlich ift, ſolche 
Monopolien für die Zukunft fortbeftehen zu lafien. Ich kann auch 
aus Erfahrung dasjenige beftätigen, wad der Abgeoronete Hardy 
angeführt hat, daß nemlich die größten Mißbräuche mit diefen Mo— 
nopolien getrieben werden, daß man die Wirthichaften und andere 
Monopolien auf eine £ünftliche Weiſe fehr hoch verpachtet und da— 
durch auf Koften des Publifumd bedeutende Ginnahme erzielt, zus 
gleich aber auch namhafte Entſchädigungsbeträge für die Zufunft 
vorbereitet. Aus diefen Gründen genügt mir auch ver Antrag des 
Ausjchuffes nicht, ich wünfchte vielmehr, daß ed noch dem gegenwär— 
tigen Landtage vorbehalten ſeyn möchte, dieſe Sache, wo möglich, 
zu ordnen, und ich unterftüge daher den Antrag des Abgeoroneten 
Krug, welcher dahin geht, die Staatöregierung zu bitten, daß fie 
noch auf dem jeßigen Landtage die geeigneten Propofitionen eins 
bringe. 

Der Abgeoronete Knorr: Dem Abgeoroneten Bergſträßer 
will ih nur erläuternd bemerken, daß der Antrag des Ausſchuſſes 
feineöwegd dahin geht, vaß die Staatsregierung auf dem fünftigen 
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Kandtage die geeigneten Vorſchläge machen foll, ſondern es joll 
hiernach die Staatöregierung erfucht werben, Die erforderlichen Pro: 
pofitionen bald möglichft und jeden Falls auf dem nächſten Land: 
tage vorzulegen. Iſt alfo die Möglichkeit gegeben, viefe Propofi 
tionen noch auf dem gegenwärtigen Ranttage vorzulegen, fo entjpridt 
es dem Antrage des Ausjchufles, daß viefe Möglichkeit wirklich rea— 
liſirt werde. 

Minifterialrath von Kuder: Es bedarf bei der Staatdregierung 
feiner Aufforderung, diefen Gegenftand fobald ald möglich zu erle 
digen; jie erkennt die Wichtigkeit deffelben an. Auf dem gegenmärt: 
igen Landtage aber ift e3 rein unmöglich, eine deßfallſige Propoſi— 
tion zu machen, ob auf dem nächſten Landtage, hoffe ich; allein die 
Berhältniife find fo fihwierig und der Gegenftand von folchem Um: 
fang, daß ich ein Verfprechen darüber nicht beftimmt ertheilen kann. 
Es handelt jich bier nicht von einigen, fondern von einer Menge 
Monvpolien, ed handelt jich nicht von Monopolien einerlei, ſondern 
fehr verſchiedener Art; endlich Handelt es fich nicht von einem mäßigen 
Abldfungskapital, fondern von höchft bedeutenden, maß nach den Ford⸗ 
erungen, die fehon vorliegen, in mehrere 100,000 Gulven hineinläuft, 
und ich bin überzeugt, daß wenn der Staat nicht diefe Laſt entwerer 
ganz oder zum großen Theile übernimmt, die Pflichtigen unmöglid 
fid) dazu verftehen werben, dieſe Monopolien abzulöſen, vielmehr 
lieber die Monopolien fernerhin dulden, als die Ablöfungsjumme wert: 
en aufbringen wollen. Um fo nothwendiger ift es daher, mit aller 
Behutfamfeit und Umjicht die Sache zu behandeln und demnächſt 
die Entſchädigung fo zu greifen, daß fie auch, mag died nun von 
dem Staate over den Pflichtigen gefchehen, getragen merven fan. 

Der Abgeoronete Kümmich *): Ich ergreife nur das Wort, 
um mid; mit dem Antrage des Ausfchuffes vollfommen einveritant- 
en zu erklären, und ich thue das um fo mehr, da mir aus meinem 
Wahlbezirke viele Klagen über vie fraglichen Monopolien und über 
das Höchft Drückende verfelben zu Ohren gefommen find und ich im 
Intereffe der Betheiligten auf das Angelegentlichfte münfche, tab 
Biejen Klagen fobald ald möglich abgeholfen werden möge. 

Der Abgeoronete Löffler: Auch ich erkläre mich für das von 
den Abgeoroneten Hardy, Krug und Bergfiräßer Ausgeiprod: 
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ene, denn ich Habe ebenfalls erfahren, daß in ftandesherrlichen Be: 
ziren, wo man durch Verpachtung diefer Monopolien, einen hohen 
Ertrag auf fünftliche Weife zu erzielen gewußt bat, diefe Mono: 
polien jich um dad Dreis, Vier-, ja felbft Fünffache erhöht haben, 
und dies wird demnächſt nur um fo größere Summen erfordern, 
um die Monopolien zu bezählen. Ich muß mir nur noch die Frage 
erlauben: ob auch diejenigen Wirthfchaften, welche eigentlich Erb: 
leihen find, die aber doch auch ein ausſchließliches Wirthichaftsrecht 
haben, unter die Kategorie der bier in Rede ſtehenden Monopolien 
gehören? 
(Don mehreren Abgeoroneten wird dieſe Frage bejaht.) 

Der Abgeoronete Löffler: Wenn dieß der Kal ift, wirt der 
Abgeoronete Hardy darüber ebenfalld ein fehr auffallendes Beis 
fpiel anzuführen im Stande fein, namentlih von den Gemeinden 
Heufenftamm und Eppertöhaufen. Ich wünſche biernadh, 
daß die Sache ſobald ald möglich im Intereffe des Staats erledigt 
wird und fchliege mich daher dem Antrage des Ausſchuſſes voll: 
fommen an. 

Der Abgeorpnete Frig*): Auch ich fchliefe mich dem Antrage 
des Ausſchuſſes an, damit die Sache fobald als möglich erledigt 
wird, nur erlaube ich mir, noch Folgendes zu bemerken. Nach ver 
Beilage 104 der Verhandlungen ded Landtags von 1826 — 1827 
wurde den Ständen die Nachricht gegeben, daß alle fisfalifchen Mo— 
nopolien aufgehoben worden jeyen. Es fiheint aber doch, daß dieß 
nicht überall der Fall ift; denn ich habe noch ganz Fürzlich vie 
Nachricht erhalten, daß in Höchſt, an ver Widder, noch in viefen 
Jahre die Wirchichaftsgerechtigkeit verpachtet worden iſt. 

Der Abgeoronete Goldmann: Wenn ich nicht fehr irre, jo 
rührt die fragliche Berechtigung daher, daß der Gerichtöherr von 
Höchit am der Widder mit der Abtretung der Jurisdiktion in 
neuerer Zeit auch feine augfchliegliche Wirthichaftäberechtigung an 
den Staat abgetreten hat. Diefe legtere hat die Oberfinanzkammer 
in Abminiftration genommen und es ijt wahrjcheinlich dieſe Ueber— 
nahme fpäter gefchehen, als diejenigen Notizen gefammelt worden 
waren, aus welchen der damalige Abgeordnete Weller feinen vor: 
Hin erwähnten Bericht erftattet Hat. Ich glaube nun allerdings 


*) Bürgermeifter der Stadt Friedberg. 
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auch nicht, daß dieſe MWirthfchaftögerechtigfeit von Neuem Hätte ver: 
pachtet merden follen. Nachdem der Staat einmal viefelbe acquirirt 
hatte, hätte er fie eben fo behandeln follen wie andere Gerechtig— 
feiten dieſer Art, e8 beruht vielleicht blo8 auf einem Verſehen, daß 
dies nicht geichehen ift, welches noch reparirt werden Fann. 

Minifterialrath von Kuder: Es ift Übrigens nichts Neues, daß 
folhe Monopolien, wie der Abgeordnete Hardy bemerkt, von ven 
Berechtigten verpachtet werben, ed ift Died von jeher geichehen, na— 
mentlich in den ftandeöherrlichen Bezirken. 

Der Präfivdent *): Auch mir find aus verjchiedenen Theilen des 
Landes ſolche Nachrichten über die üblen Folgen diefer Monopolien 
zugefonunen, daß ich fehr wünſchen muß, daß fobald, wie nur im- 
mer thunlich, etwas im diefer Sache gefchehen möge. Ich glaube 
auch, daß die Staatöregierung, da fie ja fchon in fo vielen andern 
Angelegenheiten hülfreiche Hand geleiftet Hat, auch hier Abhülfe 
fchaffen wir. 

Der Abgeordnete Hardy: Da der Abgeorbnete Löffler ſich 
auf mich bezogen hat, jo bemerfe ich, daß allervingg Heuſen— 
ftamm und die daſelbſt beftehende Bannwirthichaft Gegenftand um 
mitunter hauptſächliche DVeranlaffung des von mir geftellten An: 
tragd war, daß Die dortige Monopolwirtbichaft nicht im ver Art 
betrieben werden foll, wie man ed nach den Bedürfniſſen des Orts 
Heuſenſtamm und feiner Bewohner fordern fann, ift Gegen: 
fundig, und in diefer Hiniicht Fann ich, mas von der Aecufferung 
des Abgeoroneten Löffler darauf bezüglich ſeyn dürfte, nur be: 
ftätigen. 

Der Abgeoronete Goldmann: Wenn nicht auch bei dem vor: 
liegenden Gegenjtande von Seiten des Staated intercedirt wird, und 
zwar durch Geldmittel, dann wird niemald etwas zu Stande ‚tum: 
men; aber ich glaube auch, daß wenn von Geiten des Stantes et: 
was gefchieht und Geld vorhanden ift, die Berechtigten billige Fort: 
erungen machen werden; denn diefe geben, wenn man ihnen baares 
Geld bietet, dieſe Berechtigungen billig ber; jegt halten fie dieſelben 
zwar allerdings feft, da fie fie nicht ohne Entſchädigung auf 
zugeben verbunden find und fich in ihrem Rechte und Bejig erhalt 
en wollen. Aber e3 find fo viele Pladereien damit verbunden, 


*) Geheimer Staatsratd Bigenbrodt, im Mai 1839 veritorben. 
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welche ihnen nur zur Laſt find, daß jie alle, um viefelben los zu 
werden, die Berechtigung gern gegen eine jehr billige Entſchädigung 
hergeben werden, fobald man ihnen nur die Wahl laßt, ob fie ſich 
hierzu verjtehen over die Monopolien mit allen ihren Unannehmlich— 
feiten und Laſten fortbehalten wollen. 

Sp Schloß ſich Die Discufjion. 

In einer der folgenden Sigungen bejchloß Die zweite Kammer ein: 
ftinnmig, den Antrag des Ausſchuſſes zu adoptiren. 

In diefer Abftimmung gelangte die Motion an die erjte Kammer, 
die ih von ihrem vritten Ausſchuß durch den Referenten, ven 
Landesbiſchof Kaifer, Bericht erjtatten ließ. In dieſem Bericht 
heißt es, nach vorausgegangenen Rückblicken auf die Berathung und 
den Befchluß der zweiten Kammer: „Es ift Diefer Beichluß derfelbe, 
den Die zweite Kammer ſchon auf dem vorigen Landtage gefaßt hatte, 
welchem aber diefe hohe erite Kammer nicht beitrat, ſondern ſich 
dahin entjchied, dem in der zweiten Kammer geitellten Antrage Ecine 
Bolge zu geben. Die hierfür in dem Ausfchupberichte und bei ver 
Berathung damals vdargelegten Gründe liegen auch jest noch und 
in derfelben Stürfe vor, indem durch das, was der Regierungs— 
commifjär neuerdings, beſonders bei der Berathung in der zweiten 
Kammer geauffert hat, eines Theils es genügend erläutert ift, war— 
um die ndthigen Morarbeiten bis jet nicht, zu beendigen waren, 
anderen Theild den Ständen die möglichſt ſchnelle Erledigung zu— 
gefichert ward. Der Ausschuß erachtet daher auch noch jegt eine 
Petition an die Staatsregierung für unndthig. Da jedoch die zweite 
Kanımer ihren Befchluß wiederholt gefaßt hat, fo fieht ſich dadurch 
und um den Unfchein fern zu halten, als wünfche die erjte Kammer 
nicht ebenfalld baldmöglichſte Erledigung, der Ausſchuß zu dem 
Antrag veranlaßt, dem Befchluffe der zweiten Kammer beizutreten. 

In der Situng vom 5. April 1839 fchritt die erſte Kammer 
zur Beratbung: 

Graf zu Stollberg Wernigerode: Gedern: Ich Habe 
ſchon in der Ausichußiigung erklärt, daß ich nicht für den Beſchluß 
der zweiten Kammer ftimmen kann und es bleibt mir deßhalb nur 
übrig, meine Motion abzugeben. Ich ſchicke die Bemerkung voraus 
daß ich immer für das, was ich für nügfich und gut, aber auch 
zugleich für gerecht und billig Halte, ftimmen werde; Ich würde es 

aber auch nicht jcheuen, für Opfer zu ftimmen, wenn dadurch wahr: 
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haft Gutes beförbert wird. Es ift nicht zu verfennen, daß meine 
Standesgenoſſen viele Opfer gebracht haben, die ich als befannt 
nicht aufzählen will. Dagegen erhebt fih die Frage, zu welchem 
Zweck und Nuten jie gebracht wurden? Manches ward zum dffent- 
lichen Beten hingegeben; allein auch manches Opfer brachte nicht 
die gehofften Früchte. Oft aber wurden nur Einzelne auf Koften 
Anderer begünftigt. Auch ift ed allerdings fehr bequem, auf eine 
Klaſſe alle Opfer laden und zugleich das Gehäffige des Gegenftantes 
fhieben zu fünnen. Es fcheint, ald wenn man in neuerer Zeit allzu 
oft, in der Huldigung gewiffer moderner‘ Ideen befangen, darauf 
vage Theorien zu begründen und zu vertheidigen fucht, welche ſich 
in der Prarid ganz anders darftellen; man glaubt unter der Firma: 
Deffentliched Wohl, fehr vieles einführen zu können, was fich nicht 
immer mit Recht und Billigfeit vertragen möchte. Es gibt beſond— 
ers gewiſſe Ausdrücke, die eine faſt magische Wirkung Auffern um 
womit man alles Beſtehende zu bewältigen fucht. Dahin gehören 
namentlich die Worte: Bannrecht, Monopolien und getheiltes Eig— 
enthum, welche ihren Zauber auf alle Gemütber ausüben. Diele 
unter den früher aufgehobenen Gerechtfamen waren auch in ber 
Wirklichkeit nicht fo drückend, als man anzunehmen pflegt; ſie be 
ftehen ungeachtet ihrer Aufhebung noch fort. Beiſpielsweiſe gevenfe 
ich nur der Aufhebung der Jagdfröhnden *), welche, obgleich fie 
überall aufgehoben worden find, an vielen Orten biß jet factiſch 
forbeftehen, indem die Gemeinden oft freiwillig und mit Vergnügen 
gegen eine Fleine Entſchädigung an Lebensmitteln und Naturalien 
für ihre Bemühungen, dem Treibjagen dienen, wie früher auch, eine 
Art Gerechtfame, welche man ftet8 ald die allerdrückendſte vargeftellt 
hat und die zurüczumünfchen ich weit entfernt bin. Auf ähnliche 
Weiſe verhält es jich mit den Beeden **); denn fo viel man auch 


) S. Goldmann: Die Gefepgebung des Großherzogthums Heften in 
Beziehung auf Befreiung des Grundeigenthums und der Perſon ven 
alten drücenden Laften, Darmitadt 1831, ©. 116 und 255.256, we 
das betreffende Gejeh vom 6. März 1824 mitgetheilt it. 

**) Vergl. befonders Eigenbrodt: Ueber die Natur der Beede-Abgaben 
in Bezug auf bie Frage: ob die Beedepflichtigen von diefen Laften un- 
entgeldlich zu befreien find ze. Siejlen 1826 und Goltmann a. a. 
D. $. 77. S. 5— 80, 
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über Druck gefchrien bat, welcher durch viefelben ausgeübt merbe, 
fo find dennoch ſeit ſechs Jahren noch nicht einmal an allen Orten 
die Ginleitungen zu deren gänzlichen Aufhebung getroffen worden. 
Nach allem dem, was von meinen Standeögenofien jchon als Opfer 
bingegeben worden ift, bleibt faum noch eine nußbare Gerechtfame 
übrig. Aber wenn man jene von mir bezeichneten Theorien ferner: 
bin walten läßt, fo fehe ich nicht ein, wo fich envlich vie Grenze 
der Abtretungen wird finden laffen, da man am Ende unter: Deffent- 
liche Wohl u. f. w. alles fubjumiren kann, was irgend einen 
Schein von Nüslichkeit hat; ed droht eine Erfchlaffung der Rechts: 
begriffe einzubringen, daß am Ende Niemand weiß, was Recht ift, 
So fünnte man am Ende auf die Idee fommen, daß auch durch andere. 
ausgedehnte Eigenthumsrechte, 3. B. durch den Beſitz bedeutender 
. Waldungen, gewiffe Monopolien ausgeübt würden. Aufferdem gibt es 
auch gewiſſe Verhältniffe, welche auf einem beichränften Rechte be- 
ruhen, wie 3. B. Pacht- und Miethverhältniffe, felbft Schulden: 
verhältniffe, welche fehr drüdend feyn Fünnen, und welche doch Nies . 
mand vernünftiger Weife wird auflöfen wollen, eine völlige Unbe- 
ſchränktheit aller Rechte wird ſich aber wohl nirgends in dieſer 
Melt finden. In der zweiten Kammer ift von dem Herrn Regier- 
ungscommiffar auch der Kojtenpunft berührt worden, und auch aus 
viefem Grunde fcheint ed für das Intereffe des Landes ganz und 
gar nicht wünfchenswerth zu feyn, daß neue Ablöfungen von Ge- 
rechtſamen flattfinden und dem Staate dadurch beveutende neue 
Laſten aufgebürvdet werden. Aus allen diefen Gründen bin ich nicht 
für die Ablöfung der beſtehenden Gewerbsmonopolien, allein auch 
ohne diefe Gründe wäre ich gegen vie beantragte Aufhebung der— 
felben, da ich von ver Anficht ausgehe, daß fie ald eine Art von 
Ehrenrechten meiner Stanveögenoffen zu betrachten find, Ehr— 
enrechte aber, welche fie auch feyen, ftrebt wohl Jeder aufrecht zu 
erhalten, und ich möchte mir wohl ven bejcheidenen Zweifel erlauben, 
ob viele Derjenigen, welche dieſe Anträge fo fehr befchäftigen, wenn 
jie jelbft in der Lage wären, dergleichen Rechte zu entäuffern, fo 
bereitwillig zu deren Abtretung ſeyn möchten, befonvers bei der Un- 
gewißheit: ob und wie viel die Entſchädigung für die Ablöfung für 
derartige Gerechtfame betragen wird. Was die Monopole und 
Bannrechte im Allgemeinen betrifft, jo bin ich zwar durchaus Fein 
Freund davon, allein. ich wiederhole es, daß fich Vieles in ver 
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Theorie ganz anderes anfieht, als es ſich in ver!Praris geftaltet. 
Die Wirthichaftsgerechtigkeiten insbefonvdere anbelangend, ſo ift « 
bei ihnen, abgejehen davon, daß es noch zweifelhaft ift, ob fie üb: 
erhaupt unter den Begriff von Monopolen zu fublumiren find, zu 
bemerken, daß jie nach $. 57. des ftandeöherrlichen Ediets als eig: 
enthümliche Nechte der Stanvdesherren anerfannt find; wenn gleich 
auch befanntlich, auffer den Standeöherren, auch Gorporationen, wie 
Gemeinden, folche ausjchliefliche Wirthſchaftsgerechtigkeiten, zuſtehen. 
Bei ihnen ift es aber ganz befonders zu überlegen, ob die Aufbeb: 
ung derſelben wirflich jo wünfchenswerth ift, als dieſes gewöhnlich 
Hingeftellt wird. Ich für meinen Theil kann mich von dem Wünſch— 
enswertben der Aufhebung nicht überzeugen, denn durch praftiiches, 
eigenes Anfchauen, babe ich vie Ueberzeugung gewonnen, daß in 
vielen Orten der Domainiallande, in melden ohne Beſchränkung 
Wirthſchaften befteben, und errichtet werben dürfen, die Wirthichaft: 
en nicht jo gut find, aber beſonders durch dieſelben jehr nachtheilig 
auf die Moralität der Einwohner eingewirft wird, als gerade in 
den Orten der benachbarten ftandeöherrlichen Bezirke, in welchen 
Bannwirthichaften beftehen. Sch bin aber auch weiter der Anicht, 
daß es im Allgemeinen nicht gut iſt, Wirthſchaften ohne alle Be 
Ichränfung entfteben zu laſſen, und auch hierfür fpricht vie Erfahr: 
ung; wie 3. B. in dem Sönigreiche Preußen man früher ganz von 
dem Grundfage unbeichränfter Wirthihbaftsfreiheit ausgieng, und 
durch die Erfahrung belehrt, Hiervon wegen mancherlei aus dieſem 
Prineipe bevvorgegangenen Nachtheilen zurück gefommen if. Ich 
glaube vielmehr, daß vie Grlaubniß, zur Errichtung neuer Wirth— 
Ichaften, großen Beſchränkungen unterworfen feyn muß, man müßte 
denn der Anficht, welche ich auch ſchon habe entwiceln hören, vie ich 
aber unmöglich theilen kann, huldigen, daß ſich der gute Öffentliche 
Geiſt allein in den Wirthshäuſern entwickele. Was ſodann insbeſondere 
weiter die Brau- und Brennereimonopole anbelangt, ſo glaube ich 
nicht, daß dieſe Monopole factiſch ganz aufgehoben werden, indem 
die Anlage großer Brauereien und Brennereien bedeutende Capita— 
lien erfordern; gerade wegen der Aufbringung und Verwendung 
ſo großer Capitalien aber keine große Concurrenz eintreten wird, 
und folgeweiſe die Monopole factiſch quasi fortbeſtehen werden. 
Auſſerdem iſt uns, ein ſchoͤnes Recht geblieben, das auch glücklicher 
Weiſe keinen Fäuflichen Preis hat, das, für unfere Untergebenen 
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zu jorgen, daß dieſes aber vorzüglich Dadurch gefchiebt, wenn wir 
die und zuftehennen Monopole dazu benugen, daß die und anges 
hörigen Leute nicht mit Getränken überſchwemmt werden, wozu noch 
der weitere nicht zu bezweifelnde Umftand kommt, daß mit den und 
zu Gebote ftehenden größeren Gapitalien befjere Getränke geliefert 
werden fünnen. Bei dem in der neueren Zeit jo aufferorventlich 
überband nehmenden Hange zum Branntweintrunfe und den fo fehr 
ſchrecklichen Folgen deffelben, ift ferner nicht zu verfennen, daß da— 
durch, daß in unferen großen Brauereien befjeves Bier gebraut wird, 
als anders wo, dem Branntweintrunfe bedeutend gefteuert wird. 
Ueberhaupt muß ich endlich hier die Bemerfung niederlegen, daß 
mich die aufgeftellten allgemeinen Theorien wegen der Gerechtigkeit 
und Nüglichkeit der Aufhebung ber beitehenden Gewerbsmonopole, 
wie fie bei der Verhantlung ver zweiten Sammer vorgefommen 
jind, nicht Blenden Fünnen. So find auch in der zweiten Kammer 
den Monopolberechtigten viele Mifbräuche vorgeworfen worden, names 
endlich ver, daß fie in einzelnen Fällen, von folchen Monopolen, im 
Wege der Verpachtung derfelben, Fünftlicherweife ungemöhnlich hohe 
Mietbpreife zu erzielen gefucht hätten, und es ift hieraus die Ab- 
jicht erklärt worden, hierdurch dereinſt höhere Entſchädigungsan— 
fprüche liquidiven und begründen zu wollen; alleın ich vermag hier— 
in feinen gegründeten Vorwurf zu finden. Es ift namlich ein über- 
all anerkannter Grundfaß, bei jeder geregelten Aodminiftration, aus 
jedem nußgbaren Rechte, den möglichit hoben Ertrag zu erzielen, 
oder, mas daffelbe it, e8 fo gut, ald möglich zu verpacht- 
en; derſelbe Grundjag kommt aber ſowohl bei unferem geſammt— 
en Staatshaushalte, ald auch bei dem der Gemeinden fogar gefeg- 
lich zur Anwendung, und es finden deßhalb bei jener Gelegenheit 
öffentliche DVerfteigerungen ſtatt. Es möchte daher doch auch wohl 
den Monopolberechtigten verftattet feyn, nach denfelben Grundſätzen 
zu verfahren. Ich finde aber auch feinen Grund, üder diefen Vor: 
wurf Beſchwerde zu führen, da der Herr Regierungscommiſſär ſchon 
in der Diseuffion bei der zweiten Kammer erläutert hat, daß «8 
übrigens nicht? Neues fey, daß ſolche Monopole von den Berecht- 
igten verpachtet würden, und daß dieß von jeher aefchehen. nament= 
lich in ven ftandesherrlichen Bezirken. Wenn übrigens bei irgend 
einer Sache ein Mißbrauch vorkommt, dem doch immer auf admi- 
niftvativem Wege zu begegnen feyn möchte, jo kann dieß an und 
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für fih noch feinen Grund zur gänzlichen Abſchaffung verielben 
geben. Es iſt weiter in ber zweiten Kammer geäuffert worven, daß 
durch dieſes DVerhältniß vie Gefammtheit der Einwohner in ven 
Gemeinden oder Bezirken der Monopoliften auf das Tiefite gekränkt 
und beeinträchtigt würden; allein ich vermag nicht einzufehen, wor: 
in diefe "Kränfung und Beeinträchtigung bejteht, ed ift mir auch 
wirklich nichts der Art befannt geworden. Der Herr Negierungs: 
commiffär hat im der zweiten Kammer fehr richtig den auſſerord— 
entlich bedeutenden Koflenpunft hervorgehoben, indem er bemerkte, 
daß es jich hier nicht von einigen Taujend, fonvern von mehreren 
Hunderttaufend Gulden handle, mit welchen die Staatdcaffe, im 
Falle ver Aufhebung der beftehenden Gewerbsmonopole, durd vie 
zu übernehmenvden Entſchädigungen auf's Neue belaftet werden 
müſſe. Ich muß aber befennen, Daß, nah dem Stande des 
neuen Finanz = Gefeged, und nad den vielen aufferorventlicen 
Koften, die namentlich durch die vielen Ablöſungen vorausſicht⸗ 
lich find, es mir höchſt bevenklih fcheint, aus dieſem Grunde . 
die Ausgaben jo beveutend zu vermehren. Ich fannı hierbei eine 
Bemerkung nicht unterlaffen. Man will überhaupt und überall, 
bei allen Ablofungen von Gerechtjamen, daß der Staat bei ver 

Entfchädigungsleiftung vortrete. Allein wenn man unterjucht, was 
man Staat nennt, fo ergibt es fich, daß gewiſſe Bartieen hinzutret⸗ 
en, welche entfchädigt werden müffen, und wenn man bevenft, daß 
diefe Berechtigten auch wieder bedeutende Beiträge zu den zu leift- 
enden Entſchädigungen contribuiren müſſen, fo erhellt, daB gerade 
diefen Berechtigten dieſe Ablöfung ſehr erichwert, und ihnen be: 
deutende Nachtheile zugefügt werden. Sind biöher nur darüber 
Stimmen laut geworden, daß ſich die Monopoliften die größten 
Mißbräuche bei Ausübung ihrer Monopole erlaubten, fo möchte 
id auch nicht unerwähnt laffen, daß zum Theile der umgekehrte 
Fall vorliegt, indem man oft Beeinträchtigungen ven Bannbereht- 
igten dadurch zufügt, daß man, neben den Bannwirthſchaften, Wer: 
zapfung von Riqueuren ıc. erlaubt, und fcheint dieß auch zum Theile 
nie geläugnet zu werden. Ich kann mwenigftend auf die Stimmen, 
die darüber aus unjerer Gegend laut werben, die Verjicherung geb: 
en, daß bei unſeren Käufern derartige Mißbräuche nicht fkattfinden 
und daß, wenn fie auch möglich find, fie nicht als Zweck vorkomm⸗ 
en werden. Nah allen dem von mir Gejagten, trage ich darauf 
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an, daß der in der zweiten Kammer geftellte Antrag auf fich be- 
ruhen möge, indem ich mich menigftend nie dazu verftehen werde, 
dafür zu flimmen, daß die bezeichneten beſtehenden Monopole abge: 
(öft werden, und follte ich auch in diefer Beziehung überftinmt - 
werden, fo muß ich doch darauf beitehen, daß die Ablöfung nach 
dem wahren Werthe der beftehenden Monopole und nach den Be: 
ftimmungen des $. 23. des ſtandesherrlichen Ediets ftattfinpen. 
Biihof Dr Kaifer: Wenn vielleicht von mir erwartet werben 
follte, daß ich den in dem Ausfchußberichte geftellten Antrag recht: 
fertigen werde, fo weiß ich dafür nichts Beſſeres zu bemerken, als 
daß derſelbe nur eine Wiederholung deſſen enthält, mas auf mehr- 
eren früheren Landtagen befchloffen worden ift, er enthält dieſelben 
Gejinnungen und Wünfche, welche in diefer hohen Kanımer wieder- 
holt geäuffert worden find. Es ift dieſesmal dem Beichluffe der 
zweiten Kammer beigetreten worben, um dadurch nur auszudrüden, 
iwie man es gleichfall8 wünfche, daß dieſer Gegenftand baldmoͤglichſt 
zur. Erfedigung kommen möge; dagegen ift in dem Ausfchußberichte 
feine Anftcht darüber ausgefprochen worden, wie und auf welche 
Meife dieſe Sache erledigt werden folle, und ich habe felbft in der 
Ausſchußſitzung meine Divergirende Meinung geauffert. Allein alle 
abweichenden Anfichten, welche die Nothwendigkeit und Zmwedmäßig- 
feit der Aufhebung der in Rede ſtehenden Monopole berühren, jind 
für die vorliegende Sache erft dann von Wichtigkeit, wenn den 
Kammern von der Staatsregierung die gewünfchte, nähere Vorlage 
megen Erledigung dieſes Gegenftandes überhaupt gemacht ſeyn wird. 
Die von Seiner Erlaucht dem Herrn Grafen zu Stollberg auöge- 
fprochenen allgemeinen und befonderen Bemerkungen kann ich, fo 
weit meine Erfahrung und mein Urtheil darüber reicht, zum groß: 
en Theile nicht verfennen. Ich glaube jedoch, daß es fich noch zur 
Zeit nicht davon, fondern nur überhaupt von einem Berfuche zur 
Aufhebung der fraglichen Monopole handelt, und daß es jich erſt 
aldvann, wenn die nöthigen Vorarbeiten und Erdrterungen werden 
zu Ende geführt feyn, wird beurtheilen laffen, ob und in mie weit 
die Aufhebung ber beftehenden Gemwerbömonopole zwedfmäßig und 
thunlich erfcheint. | 
Seine Hoheit der erfte Präfident *): Ohne mich auf die Un: 





*) Prinz Emil, Bruder des Großherzoge. 
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terfuchung der Frage jegt ſchon einlajfen zu wollen, ob ed zweck— 
mäßig und wünjchenswerth ift, vie beſtehenden Gewerbömonopete 
aufzuheben, wozu es Zeit jeyn wird, wenn Die Staatäregierung in 
Folge ihrer Forſchungen es geeignet erachtet, den Ständen im vieler 
Beziehung Vorſchläge zu machen, muß ich mich gegen ven Antrag 
des Ausfchuffes, dem, in der zweiten Kammer gefaßten Beſchluſſe 
beizutreten, um deßwillen erflären, weil feine neuen Gründe für 
diefen Antrag des Ausfihuffes angeführt worden jind, und ibm, in 
Ermangelung folcher, die Kanımer, ohne die Gonjequenz, welche ihre 
Handlungen bezeichnen muß, zu verlegen, nicht wohl von ihrem 
früher gefafiten Beichluffe abweichen fann. Es müßten vaher neue 
Gründe aufgeführt und geltend gemacht werden, denn das bloße Be: 
fireben, einen mit der zweiten Kammer übereinſtimmenden Beſchluß 
zu erzielen, halte ich durchaus für feine hinreichende Urſache. Noch 
weniger aber glaube ich, daß ein Motiv Hierzu in der Beſorgniß 
zu finden ift, man könnte fonjt glauben, die hohe Kammer wünſche 
nicht ebenfalls die baldmöglichfte Erledigung des Gegenjtandes. Der: 
gleichen Rückſichten kann ich nicht ald beſtimmend erfennen; die 
hohe Kammer bat jederzeit allen dffentlichen Intereſſen die geeignete 
Theilnahme gewidmet, und jo fann feine Urjache vorliegen, zu 
zweifeln, daß ſie e8 auch in vieler Sache thun werde, fobaln vie 
Staatöregierung ed an der Zeit erachten wird, den Kammern Bor: 
ſchläge im dieſer Beziehung vorzulegen. Ich glaube deßhalb, daß die 
hohe Kammer auf ihren früher gefaßten Beichlüffen bebarren follte. 

Biihof Dr. Kaifer: Da in dem Ausjchußberichte ausdrücklich 
gefagt ift, daß es der Ausſchuß auch jegt noch nicht für notbwenvig 
halte, eine Petition an die Staatöregierung zu erlaffen, ſondern, wie 
er glaube, daß die von Seiten derſelben gegebene Erklärung voll— 
kommen genügen fünne, ſo ift, der Staatsregierung gegenüber, all- 
ervings Fein Grund vorhanden, jich mit dem Beſchluſſe der zweiten 
Kanımer zu vereinigen. Ich trage daher auch, als Meferent des 
Ausichuffes, Fein Bedenken, von dem in dem Ausichußberichte ar 
ftellten Antrage meines Theild abzugeben, und mich damit einzer: 
ſtanden zu erklären, daß die hohe Kammer auf ihrem, auf dem vor: 
igen Landtage gefaßten Beſchluſſe bebarrt. 

Graf zu Solms-Laubach: Auch ich trete der von Seiner 
Hoheit vem Herrn erften PBrafiventen entwidelten Anjicht bei, um 
glaube nicht, daß jo flarfe Motive vorliegen, welche vie hohe Kam: 
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mer veranlaffen Fönnten, die Staatsregierung wegen dieſes Gegen- 
ftandes zu erinnern, daß ed vielmehr abgewartet werden fann, ob 
und zu welcher Vorlage die Staatöregierung ſich veranlaßt finden 
wird. Bei diefer Veranlaſſung will ich mir nur die- Bemerkung 
beizufügen erlauben, daß ed meinen perfönlihen Wünfchen fehr ent: 
jprechen würde, wenn die beftehenvden verichiedenen Gewerbämonopole 
abgejchafft werden Fünnten. Ich theile zwar nicht die Ueberzeug- 
ung von der in der zweiten Kammer bervorgehobenen Größe ver 
Nachtheile ver Gewerbömonopole, kann aber nicht umhin, die That: 
fache anzuerfennen, daß für die Berechtigten, nach dem jegt herrfch- 
enden Zeitgeifte, aus dieſen Monopolen fehr viele Unannehmlichkeit— 
en entjtehen. Gine Folge der Anfichten unferer Zeit ift e8 namlich, 
daß die Berechtigten vielfältig, und auf eine unangenehme Werfe, 
für die Erhaltung diefer Berechtigungen kämpfen müjfen. Ueberall 
jucht man jich diefen Berechtigungen zu entziehen, die Gontravent- 
ionen gegen vdiefelben vermehren fich immer mehr, und bei der ver— 
fuchten Anwendung von Strafen wird das echt felbit beftritien, 
und da die Richter ſelbſt Menfchen find, fo kann möglicher Weife 
auch auf einen oder den anderen wohl der Zeitgeift in manchen 
Füllen unbewußt einigen Einfluß ausüben, vaher ift der Erfolg 
entftehenvder Streitigkeiten oft der, daß die Nechte verloren geben, 
oder daß da, mo fie gerettet werden, großer Koftenaufwand, Zeit- 
verlufte und Verſäumniſſe erwachfen. Zur Steuer der Wahrheit 
muß ich bier noch anführen, daß die Nachtheile der Monopole in 
der zweiten Kammer auf eine ſehr einfeitige Weile hervorgehoben 
worden find; denn was 3. B. die Wirthfchaftögerechtigfeiten betrifft, 
(welche nach unferer Gejeggebung als eine Art von Eigenthum an— 
erfannt find, wie ed 3. B. in $. 57. des ftandesherrlichen Edicts 
heißt: „Den Standeöherren verbleiben, auffer ihren eigenthümlichen 
Gebäuden, Gütern, Waldungen, Mühlen, Höfen, Brauereien, Brenn 
ereien, Schäfereien, Activfehen und Erblehen, Bergwerken, Grund: 
zinfen und Gilden, Zehnten, Jagden und Fiſchereien, Waidgangs— 
gerechtigfeiten, Flöffereien, eigenthümlihen Wirthſchaftsge— 
vechtigfeiten und anderen Gegenftänden ded Privat: 
eigenthums xxc.“) jo haben dieſe Wirthichaftsgerechtigkeiten,, fage 
ich, auf der anderen Seite eine fehr gute Folge, mie dieſes vorhin 
auch von Seiner Erlaucht dem Herrn Grafen zu Stolberg hervor: 
gehoben worden iſt. Es ift nämlich eine auffallenvde Erſcheinung, 
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daß in manchen mir befannten Orten, in welchen die Anlage uns 
das Zunehmen der Wirthshäuſer durch die angefochtenen Verhiölt— 
niffe beſchränkt ift, die Moralität, Sittlichkeit und der damit ſiets 
Hand in Hand gehende Wohlftand der Bewohner weit größer if, 
als in den Orten, in welchen unbefhränfte Gewerbefreiheit himſicht⸗ 
lich des Wirthſchaftsbetriebs ftattfindet, und in welchen deßhalb 
folgeweife viele Wirthſchaften beſtehen. Die Folge der freien Gen: 
currenz derartiger Generbe ift oft nicht jo wohlthätig, ald gewöhn— 
fih behauptet wird; bei Wirthichaften, führt fie insbeſondere leicht 
dazu, daß es ein Wirth dem anderen dadurch vorzuthun ftrebt, daß 
er feine Getränke wohlfeiler fchenkt, und um dieſes zu Fünnen, die: 
felben entweder verfälfcht, oder in fchlechter Qualität verabreicht, 
oder ſich Gontraventionen gegen das Tranfiteuergefeg zu Schulden 
kommen läßt. Oft bevient ſich auch der Wirth, um Gäfte anzu: 
ziehen, anderer gleich ſchädlicher Mittel, ald: Gelegenheit zu Karten: 
und Würfel- Spiel und Uebertretung der Polizeiftunde. Die Er: 
fahrung zeigt ferner, daß namentlich auc die ausfchliegfichen Bier: 
brauereigerechtigfeiten Feinedwegs den Nachtheil erzeugen, melder 
von vielen behauptet wird, denn es ift offenfundig, daß gerade in 
den Gegenden Deutichlands das befte Bier gebraut wird, in welchen 
ausfchlichliche Brauereigerechtigfeiten befteben, fo in Baiern. Der 
Grund hiervon liegt aber vorzugsweiſe darin, daß eine gute Brau— 
erei ein beteutended Capital erfordert, und daß ſie zu gefichertem 
Abjape ihres Produkts einen Rayon verlangt, welcher mindeftend 
8 bis 10,000 Menichen umfaßt. Zu einer fo bedeutenden Anlage 
fann jich aber nur der veranlaßt jehen, welcher eine ausichliepliche 
Brauereigerechtigkeit befigt, und jich daher nicht gefährdet ſieht, daß 
ein Anderer, aus Gewinnfucht oder aus fonftigen Gründen, fein 
Geichäft durch Goncurvenz erflidt. Der Hauptgrund, der gegen vie 
unbevdingte, mir für meine Perfon, wie ich ed wiederholen muß, 
außerft erwünfchte Aufhebung ver beftehenden Gewerbsmonopole, 
gegen verfafjungsmäßige Entſchädigung, fpricht, ſcheint mir aber ver 
zu jeyn, daß durch die, in Folge ver Aufhebung der Monopole von 
der Staatäfafje zu übernehmenden Entſchädigungen das Staatsbud⸗ 
get aufferordentlich belaftet wernen wird. Ich nehme keinen Anſtand 
vorauszufagen, daß wenn man fo fortfährt, von der Anjicht auszu— 
gehen, dag der Staat Alles gleih machen, und daß der Staat zu 
allen dieſen Ausgleihungen fortwährend die Mittel und Opfer dar: 
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bringen muß, bald die Nothwendigkeit eintreten wird, die Staats: 
abgaben beveutend zu erhöhen. Cine Folge davon wird aber alds 
dann feyn, daß die hieraus entſtehende Unzufriedenheit der Unter: 
thanen größer ſeyn wird, als die Zufriedenheit, welche durch das 
Wegſchaffen aller verartigen Privatgerechtfame erzeugt werden 
foltte. 

Minifterialratd von Ruder: Seine Erlaucht der Herr Graf zu 
Stolberg haben die Frage movirt, ob überhaupt in die Ablöfung 
ver Monopole einzugehen fey, und viefe.be, nad) Ihrer Anjicht von 
der Sache, verneint, Ich finde mich zu einigen Gegenbemerfungen 
aufgefordert. Es ift nicht zu beftreiten, vaß die Monopole dem 
Gewerböbetriebe, der Intuftrie und der möglichen Benutzung ver 
Nahrungsquellen hemmend entgegen treten. — In vielen anderen 
Staaten, wie in dem unferigen, hat fich daher das Verlangen und 
der Wunsch Fund gegeben, folche Henimniffe wegzuräumen. Diefes 
Verlangen und diefer Wunfch dürfte durch die ftetd zunehmende 
Bevölkerung nur allzu begründet erjcheinen, da mit ihr die Noth— 
wendigfeit, die Nahrungsquellen zu vermehren, beffer und vieljeitiger 
zu benugen, natürlih wählt. — Auf jenem unbeftreitbaren Sage 
beruht auch die Beitimmung unferer Verfaſſungsurkunde, daß aus— 
ſchließliche Gewerbs- und Handels: Privilegien, auffer zu Folge ein= 
es befonderen‘ Geſetzes, nicht flattfinden follen. Und darum möcht- 
en doch wohl mit der Staatdregierung die Stände des Großherzog 
thums in Abjiht, die Gewerbsmonopole zu entfernen, ganz im 
“ Sinne und Geifte ver Berfaffung Handeln. Seine Erlaucht der 
Herr Graf zu Stolberg fcheinen auch von der Idee auszugehen, als 
fey e@ mit der beabiichtigten Monopolablofung befonderd darauf 
abgejehen, den Gerechtiamen der erlauchten Standeöherrfchaften zu 
nahe zu treten, und von denſelben Opfer zu forbern. Hochdieſelben 
haben aber dabei offenbar nicht erwogen, daß fehr viele vergleichen 
Monopole fich auch in anderen Händen befinden, daß es fich bier 
lepiglih von vergleichen Gerechtſamen, die mit dem Gemeinmwohle 
nicht vereinbarlich, handelt, gleichviel, in weſſen Befſitz jich ſolche 
befinden, und daß für deren Aufhebung oder Entziehung Entſchäd— 
igung und namentlich den erlaucten Standesherren, nach Maßgabe 
ded Evictd vom 17. Februar 1820, eines integrivenden Theild der 
Berfaffungsurkfunde, vollſtändige Entſchädigung geleiftet werden foll 
und muß. Wenn Seine Erlaucht annehmen oder zu erkennen geb- 


en, daß man in der jeßigen Zeit auf Abftellung aller in vem Pri- 
vatrechte „befindlichen Vorzugsrechte allzufehr bedacht, mit einer 
wahren Nivellirungsjucht befallen jey, ohne Unterſchied, ob ſolche 
Rechte für die Allgemeinheit wirklich drückend feyen, oder nicht, io 
will ich dieſes keineswegs in Abrede ftellen, allein wenn Sie bier: 
bei der Ablöfung der Jagdfrohnden und ver Aufhebung der Beeden 
gedenken, fo muß ich dagegen zur Erwägung geben, daß es doch 
ein großer, beveutender Unterjchied ift, ob die Jagddienſte als dne 
Pflicht oder de facto aus Gefälligkeit geleiftet werden, ob man 
alſo ven Jagden freiwillig oder gezwungen beimohnt, und ob viel 
gefchieht, wenn man gerade Zeit und ‚Luft dazu bat, oder menn 
man diefed gegen feinen Willen und zu jeder Zeit, ſelbſt wenn eigene 
nothwenvige Geichäfte dringend in Anjpruch nehmen, thun muß, 
daß forann die zur Abloͤſung gebrachten Beeden eine Doppelte, alio 
ungerechte Beiteuerung waren, und daß deßhalb deren Aufhebung 
mit allem und dem beften Grunde von der Staatöregierung, im 
Vereine mit den Ständen, beichloffen wurde. Wie auch noch, nad 
der Anficht Seiner Erlaucht, mit der beabjichtigten Ablofung ver 
Monppole zugleich eine Kränfung der Ehrenrechte der Standes 
herren verbunden jey, vermag ich wahrlich aar nicht einzuieben. 
Ehen fo muß ich der beliebten Behauptung widerfprechen, daß in 
ver neueften Zeit der Monopoliften in ihren Nechten eingeengt und 
beeinträchtigt würden. Es ift mir dieſes nicht befannt. Wohl be 
kannt ift e8 mir aber, daß die Verwaltungs-, Polizei- und Juſtiz— 
Behörden, nady ver ihnen obliegenden Pflicht darüber wachen, daß 
die beftehennen Monopole nicht über die rechtlich begründete um 
anerkannte Berechtigung ertendirt, und nicht zum Nachtheile over 
zur Uebervortheilung des Publikums ausgeübt, fo wie daß allenfalls 
verfuchte unbefugte Erweiterungen diefer Gerechtfamen zurückgewieſen 
werden, und zwar nach dem Nechtögrundfage, daß Monopole stric- 
tissime interpretirt werden müflen, da jie eine Ausnahme von ver 
Regel bilden, und eine Beichränfung ver natürlichen und bürzger: 
lihen Breiheit enthalten. Bezüglich des von Seiner Erlaubt vem 
Herin Grafen zu Solms-Laubach, wegen der Wirthichaftsgerechtig- 
keit Grwähnten bemerfe ich nur, daß nach meiner Anjicht, Derjenige, 
welchem an einem Drte eine ausfchliepliche Wirthichaftsgerechtigkeit 
zufteht, ſei es, mo es wolle, allerdings im Beſitze eines Monopols 
ift, indem duch ihn eine Goncurcenz in diefer Beziehung ausge: 
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ſchloſſen wird. Ich gebe uͤbrigens zu, daß Vervielfaͤltigung von 
Wirthshaͤuſern, mehr als zur Aemulation in guter Bewirthung der 
Säfte erforderlich, dem Wohlſtande und der Sittlichkeit nachtheilig 
ſey, weßhalb auch die Staatsregierung die in ſolcher Beziehung er— 
forderlichen und möglichen, Verfügungen bereits getroffen hat. 

Graf zu Solms-Laubach: Ich will nur eine Bemerkung dem 
von dem Herrn Regierungscommiſſär Geſagten beifügen, daß es 
nämfih auch Gemeinden ‚gibt, welchen ausſchließlich die Wirth— 
fchaftsgerechtigfeiten zufteben, wie 3. B. ber Stadt Alsfeld, und 
von. dieſer kann dann doch wohl nicht gejagt werden, daß fie im 
Beſttze eines Gewerbemonopols fey, da zur Ausübung eined Mono— 
pols wohl ein dazu berechtigtes Individuum gehört. 
Miniſterialrath von Kuder: In diefem Falle ift die Wirth: 
Ihaftsgerechtigkeit immerhin monopolifirt, da jie die Goncurrenz in 
dem Betriebe ausfchließt; fie,” gewöhnlich in dem Pächter, da die 
Ausübung  folchen Nechted von der Gemeinde auf. eigene Admini— 
ftration zu theuer kommt, als Monopolift perfonificitt. 

Freiherr Niedefel: Die Stadt Alsfeld verpachtet das ihr zus 
ftebende ausschließliche Recht der Branntweinwirtbichaft.nicht, fonds 
ern fie adminiſtrirt daſſelbe in der Art-felbit, vaß alle vortige Schenk— 
winthe ihren Berarf an Branntwein von der von der Stadt ſelbſt 
angefauften Quantität. holen müffen. 

Graf zu Solms-Laubach: Die Stadt Alsfeld bietet, wie wir 
fo eben von Herrn Freiherrn Riedeſel, welchem die Verhältniſſe 
genauer befannt find, ‚gehört ‚haben, ein ganz beſonderes Beiſpiel 
dar, indem vafelbit das beftehenve Monopol oder die ausschließliche 
MWirtdiihaftsgererhtigkeit, nach dem Wunfche der Mehrzahl ver ord— 
entlichen Bürger, fortbeftchen fol, und ich babe jihon oft verjidh- 
ern hören, daß ed eine Folge der von der, Stadt ausgeübt werden» 
den Wirthichaftögerechtigfeit fey,. daß in Feiner, Gemeinde der dort— 
igen Gegend, jo gute  Getränfe verzapft würden, als gerade in 
Alsfeld. EB. it dies eine Erſcheinung, welche, fich ohne Zweifel 
aus dem, Mangel an Goncurrenz in-diejer Beziehung erkläxen läßt, 

Freiherr Riedeſel: In. Alsfeld hat die, Polizei, dafür geſorgt, 
dag nur, gute Getränfe ‚verzapft, werben. - Uebrigens haben die gut⸗ 
denkenden und orbentlichen ‚Bürger, der, Stadt Alsfeld den bedeut— 
enden Vortheil, daß ſich aus. der, der Stadt ausſchließlich zuſteh— 
enden Wirthſchaftsgerechtigkeit, dem ſogenannten Weinhauſe, ein 
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Fahrlicher Ueberfchuß von 5,000 bis 6 000 fl. ergibt, und eine Folge 
de⸗ ſich ergebenden Ueberſchuſſes iſt begreiflich der, daß im Alsfelb 
diel geringere Communalausſchlaͤge ſtatthaben, da zu dieſem bedeut⸗ 
enden Einnahmepoſten ‚alle Bürger, und alle dahin kommenden Aus 
märtige, mit beitragen müſſen, ſo Daß der’ geleiſtet werdende Beitrag 
Niemanden drückt. Würde aber viele der Stadt zuſtehende and 
ſchließliche Wirthſchaftsgerechtigkeit abgekauft ſo würde es davon 
eine unausbleibliche Folge ſeyn, daß die Einnahme von Aleeld 
welche durch die vermehrte Bevölkerung und den vermehrten Ber: 
kehr ſtets fleigt, auf derſelben Höhe‘ der Zinſen des dafür: erhalten 
en Kaufſchillings stehen bleiben müßte, und für vie VJolge die Um⸗ 
lagen in dieſem Verhältniſſe Höher werden müſſen. 

Graf zu Solms-Laubach: Da’ wir To -eben‘ gehört Baben, 
Haß eine einzige Gemeinde des Landes aus der ihr zuſtehenden auf: 
ſchließlichen Wirthſchaftsgerechtigkelt einen reinen Ertrag von 5,0001. 
erzielt, der ihr ohne vollſtündige Entſchädigung wohl micht entzogen 
werben fann, fo laͤßt ſich in der That gar nicht ermeſſen, auf wie 
hoch ſich die zu Teiftenden Entſchädigungen, wegen Aufhebung der 
Gewerbsmonopole, int Allgemeinen und im ganzen Kande belaufen 
fverde, und ich vermag deßhalb durchaus nicht dafür zu ſtimmen, 
eine Petition ah die Staatsregierung zu erlaſſen und in derſelben 
zu bitten, die a unter); * REN. aufzu⸗ 
Heben. ia ie Ina N 

en zu A Stetoees— WINE Ge bleibt mit 
fur übrig, Auf einige von dem Herrn Negierungsconimiffir hervor: 
gehobenen Momente zu antwotten. Dielelben ſagten, daß ed Auf 
gäbe wer Polizei ſey, darüber zu wachen, daß die beſtehenden Mo— 
nopole nicht über die beſtehende Berechtigungen hinaus ausgedehnt 
Würden, dieſes iſt ganz in der Ordnung; allein dieſe Beſchränkung— 
en dürfen doch wohl gewiſſe Grenzen, welche die Geſetze beſtimmen, 
nicht üͤberſchteiten ’Die übrigen: von dert’ Herrn Regierungscom⸗ 
miſſar hervorgehobenen Gründe Halte ichnnicht für fo überwiegend, 
daß fie mich dazu beſtimmen koͤnnten, yon der von mir entwickelten 
Anficht abzugehen. Wenn ich vorhin benietfte, Daß’ ich in- der Aus: 
übung Der Monopole und der ausschließlichen Gewerbsprivilegien 
durch die Standesherren eine’ Art von Ehrenrechte derſelben er 
kenne, ſo muß ich zugeben; daß die Anſichten darüber ſeht verſchier⸗ 
en ſeyn Tonnen, mern ich aber auch auf die vorliegenden Rechte 
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als ſolche betrachtet, an ſich Beim Beſonderes Gewicht dege do war 
meine Abſicht hauptfächlich vie, Tanzuneuten, rap, nachdem! jo: = 
Ehren rechte meiner Stanvesgenoffen!" aufgehoben: wörven find, 
en. in Ueberbleibjeh davon zu ſeyn fehlen. on no mama onen 
Freiherr Miedeiel:inı&oiwiel mir) befunntidfb Wurde der: Siadi 
— ** die ihr ausſchließlich zuſtehende Witthſchaftsgerechtigkeit/ von 
einem früheren Landgtafen von Heſſen durch Anen beſonderen Gnad⸗ 
enact/ „weil; ſie ſich in neineni ſtattgehabten Kriege dem Landgrafcn 
beſandersutren / und sengebembezeigt ;: und douſelben bei deru Kriegs 
führuug beſonders thätig untetſtützt hatte; erleben und es wuͤrde 
eine große Hürte enthalten, wenn man dieſer Städt: jetzt lein Recht 
entziehen wollte, welches ſie durch das Gut: und Blut ihrer fruͤh⸗ 
eva Bewohner gewiſſermaſſen erworben hat 2.0 Narlaniiice 
AMiniſterialrath von Kummer: Denfelben ———— dermalen 
die: Stadt Alsfeld duch das! ihr zuftehende Monopol iervsicht; wuͤrde 
fie auch Bam! erzielen, wenn fie statt des: beſitzenden ae 
Recht zur Erhebung )eined Octrois conceditt erhielteen —5* 
Freiherr Riedeſel: Ich glaube nicht, daß die — Albei 
vurch die Eintichtung eines! Oetrois denſelben Zweck erreichen würde, 
wie jetzt durch die beſtehende Wirthſchaftsgerochtigkeit, denn im Falle 
der Einrichtung’ eines Octrois würden die Abgaben richt bloß von 
ven Getränken, ſondern inch; won anderen Gegenſtänden, insbeſond⸗ 
re von Materialwaaten/ geleiſtet werden, and? FAIR und 5* 
ſpieliger zu erheben jean) als jetzt ui BELA AT: 
Miniſtetialrath· 8. Ku dernd Dad ind der: Stade eafetg” —* 
führende Oettoi⸗ mürde ſich ganz auf die Gegenſtäände befchränfen 
müiſſen /welche das dermalen beſtehende⸗ Monopol umfaßt‘. Es hat 
in’ früheren Zeit! in! Erbach ein aͤhnliches Verhaͤltniß Beftanden, und 
es iſt dieſes/ zur Zufrledenheit aller Betheiligten hf: ‚die. von" mir 
bezeichnete‘ Weiſe aufgehoben, Fesp. alterirt worden... suil 
See die Stoff zu manchen Betrachtungen und Stoffen 
darbletenden Oioduſſtonnu In der folgenden Sißung.: vomi. 9. Aprit 
1839 beichlodnule Kammer einftimnlig;; dem Anirage nicht beizutreten) 
So helangte dle "Angelegenheit: wier" an die: zweit” Kanıner) 
welcher per dritte Außſchuß durch Feinen⸗ Mefeventen, den Abgebrde 
weten Gr LOberfinanzrath) folgenden Bericht: erftattetei Aus 
ven bereits in Ihren Haͤnden!beſtnolichen gedruckten Verhandlungen 
der eriten Kammer aa Sie, daß der Ausschuß ven Beitritt 
45 * 
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zu dem Beſchluſſe ver zweiten Kammer empfahl, daß aber. in der 
Diseuſſion neben Vertheidigung der zu den: Monopolien: Berechtigten 
und ſelbſt der Monopole. die Anjicht ausgeſprochen wurde, es ſeyen 
feine neuen Gründe für den Antrag geltend gemacht worden und 
daß darum die Kammer aus Conſequenz von: ihrem. auf deu vorig⸗ 
en-Landtage gefaßten Beſchluſſe nicht abweichen koͤnne. Da ddieſes 
aber /ſchon zu der Zeit bekannt war, Halsder Beſchluß ver zweiten 
Kammer: gefaßt wurde und es auch beindenfrügerem: etſchöpfenden 
Croͤrierungen ſchwer werden dürfte, neue @rinde hervorzuheben, da 
ed. ferner Beinen neuen Gründe bedarf, um einen früheren! dringend 
motivirten Wunſch beider Kammern bei der Staatsregierung wieder 
in Anregung zu bringen und es jedenfalls wünſchenswerth iſt, dieſe 
Angelegenheit bald geordnet zu ſehen, ſo trägt Ihr Ausſchuß dar⸗ 
auf au, hohe) Kammer wolle auf ihrem Beſchluſſe beharren und 
denſelben mittelſt einſeitiger Addreſſe der. Staatäregierang - vorkegen.“ 
In dernSitzung der zweiten Kammer vom 7. Mai 1839 ergriffen 
bie Abgeordneten Bergiträßer, Hardy: — ) um 
Baldmann dad Wert: 1: 9... 

Der Abgeordnete Bergfträßen: Ich wil mir nur in Beieh⸗ 
ung auf eine in der Herſten Kammer von des Kern Grafen von 
Stolberg-Wernigerode Erlaucht porgetragene Bemerkung eine Er: 
lauterung erlauben. Sch; habe bei der erſten Bexathung über dieſen 
Gegenſtand in. der zweiten Kammer die, Anſicht ausgeſprochen und 
unterftügt, daß von Bejigern von Gewerbsmonopolien namentlid 
Wirthſchaftsmonopolien, dieſe Wirthiihaften ſo hech wie möglich zu 
vexpachten geſucht wären, um ſchon jetzt eine gute Entſchädiaung 
für die Zukunft, vorzubepeiten. Hierbei hatte ich durchaus Feine 
Standesherren im Auge, ſondern ich hatte nur. ſpezielle Fälle im 
Sinn, welche in dem Landrathsbezirk Breuberg vorgekommen find. 
Dort find alle Wirthſchaftsmonopolien entweder unbeſchränktes Pri— 
vaſeigenthum der ſie jelbit ausübenden Privaten, oder fie ſind in 
Erbleihe gegeben. Dieſe Privaten ſuchen nun quf Koſten des Pub⸗ 
likums von ihren Monopolien Mißbrauch zu machen und durch 
künſtliche Mittel die Pacht- und anderxe Ertcäͤge für wen Fall einer 
Entihärigung hoch zu ſtellen,. Died und wicht! anders wollte ich 
rügen und gewiß gibt ‚es. feine ftauvesherrliche Verwaltung, bie ji 
nr ‚bexgäbe, nn ——— Mittel er en zu 
wir en. — 4 2 Yu, Ss 
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Oer Abgeordnete Hardy: Die hohe erſte Kammer iſt unſereni 
der 36: Sigung'am 418. Februar dieſes Jahres einſtimmig ge: 
ßten Befchluffes nicht beigetreten. : Die Urfachen des ablehnenden 
eſchluſſes der erften' Kammer: find: 1) daß feine neuen: Gründe 
v:dem ieffeitigen! Antrag geltend ‘gentacht worden feyen und 2) 
iß die erſte Kammer der Konſequenz wegen‘ von ihrem auf dem 
rigen Landtage in Bezug auf den vorliegenden’ Gegenftand gefaßt: 
Beſchluſſe nicht abweichen koöͤnne. Zu 1) Hat ſchon ver Abge— 
nee Bergſträßer dasjenige hervorgehoben, was allerdings doc 
vhl als ein meiner Grund zur Beſeitigung dieſes ungeſetzlichen 
eißſtandes und zwar als ein fehr: erheblicher Grund anzuſehen 
un mochte. Gr hat namlich, was auch in der früheren Berath— 
ng geüuſſert wurde, wiederholt, daß Falle im Lande vorkämen, mo 
e Gewerbsmonopolien durch Verpachtungender Beſitzer auf eine 
inſtliche Höhe getrieben: wurden, die keinen anderen Zweck habe, 
[8 bei dem in der: Folge zu erlaſſenden Geſetze eine deſto höhere 
ntfhädigung zu erlangen. Auſſerdem aber ift der Gegenſtand, wie 
uch der Ausichup im Berichte bemerkt bat, bereitd fo erſchoͤpft, es 
nd der ‚Gründe, von allen Seiten ſo viele zur Beleuchtung und 
nterſtützung des Antrags vworgebracht worden, daß es allerdings 
m Ende unmoͤglich werden muß, noch mehr Gründe anzuführen, 
m noch weiter: durch ſolche ven Antrag unterflügen zu wollen, 
ie Sache ſtellt ſich von allen Seiten fo dar, daß auf jeven Kal 
ne Erledigung - der beſtehenden großen Beſchwerden erzielt werben 
uß. Die Hauptgründe- für den Antrag beftehen in den Art. 36 
nd 104 der Verfaſſungsurkunde. Jener garantirt die Freibeit ‘aller 
ztaatsangehdrigen, ſich ihren Beruf und Gewerbe nach freier Neig- 
ng zu wählen, was bei den beſtehenden Monopolier unmöglich 
t, und dieſer erklärt "alle Gewerbsprivilegien (Monopolien) ale 
nftatthaft:. Zu 2) was ſodann den von der Konſequenz herge— 
ommenen Grund betrifft, ſo geſtehe ich, daß ich nen Beſchluß, 
elchen die hohe erſte Kammer am 11. Dezember 1885 in Bezug 
uf den fraglichen Antrag gefaßt Hat umd wodurch fie ausſprach, 
iß dem geſtellten Antrage Feine Folge gegeben werben kbnne, nicht 
aders, als im Zuſammenhange mit ver varüber gepflogenen Bes 
ithung/ verftehen konnte. In dieſer Beräthung der erften Kummer 
m 28 November 4835 ,: Heißt es aber." vdaß die Yon Seiten der 
taatstegierung erfolgte‘ Erflärung:genige‘, ''daß eine wienerholte 
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Bitte, nur als Moniterium angeſehen werben Fönne, und daß dieſes 
wegen den ffrüheren Erklaͤrung als Iwecklas erſcheinen würde. Der 
Herr Regierungscommiſſaär Hatte damals in nahe: Qusſicht geſtellt 
Das Ständen: eine Mropofitlon gemacht · werden würde, um 
die fraglichen Monppolipn ‚zu ‚befritigen. ‚Die: erſte Ranınier glaubte 
alſo, daß es nicht, ,angemefjen: wäre, ein Monitoxium an die Staatk 
regierung au erkanlensr, par ihre Geneigtheit zurx Entiprechung des 
Antrags erklärt fe + Bir dem namlichen Sinne hat auch dieie ver⸗— 
ehrliche zweite Kammer bei.,ihven zweiten - Abflimmung beſchloſſen. 
ſich dem Beſchluſſe der erften Kammer anzuſchließen, und ich möchte 
daher nicht annehmenAdaß ed ein Verſtoß gegenz:Die Conſcquen; 
wãxe, wenn ſich die erſte Kammer: veranlaßt grſehen hätte, dem von 
dieſer Kammer einſtimmig gefaßten Beſchluſſe, beiggusurten. Der dritte 
Ausſchuß hat jetzt danguf angetragen, auf dem früheren Beſchluß 
zu beharren.a Ichchalte mie min, vollern Zuverſicht im Voraus 
überzeugt/ daßadie xerehrliche Kammer nach dem Antrage des Aus— 
ſchuſſes otixen mixd und es wird ıaldvann.ıeime einſeitige Addreſſe 
exfolgen und dergleichen einſeitige Addyeſſen werden, wie wir alle 
wiſſen, in dem Eandtagba bſchlede nicht berührt. Ich vertraue aber 
der Weisheit und Dem allezeit bewährten Wohlwollen der Staat: 
Legierungen dB ſier auch in der einſeitigen Addreſſe den Wunſch der 
Staatsangehoͤrigen ſieht, von der Laſt der Monopolien endlich be 
freit zu werden, dennoch geneigt ſeyn wird, dieſem Gegenſtande ihre 
fernere thätigſte Aufmerkſamkeit zu widmen, und; Dasjenige endlich 
zu erzielen, was auf, ſo vielen Kaudtagen als ein Wunſch ver zweit: 
eu Kammer der, Stände ausgeſprochen murderinnn.n > - 

Der Abgeorduete Goldmann: 1 Ich; ſtimme ——— dem 
Antrage des Ausſchuſſes ‚bei; allein ich halte es doch auch für meine 
Pflicht, in Beziehung auf. die in der exſten Kammer ſtatt gehabte 
Bersthung einige: Bemerkuugen in, das Protokollniederzulegen, weil 
der Gegenſtaud von zu hoher Wichtigkeit iſt, als daß man, ihn mit 
Stillſchweigen- übergehen kann. Es wurde in der ‚erften - Komma 
von. Seiten ‚gings Mitglieds derſelben, jn einer ‚ausführlichen Aerj— 
erung Darauf, hingedeutet, als habe man ‚in ver „zweiten Kammer 
nur die Tendenz, ‚auf, Koiten ber Berechtigten. den Pflichtigen Bor 
sheide: mzumpenden,, amp man ſcheint ‚Died namentlich auf vie Ba 
handkungen der zweizen Kammer hinſichtliche der Meomppptien- zu be 
sieben. ‚Meine Ahũcht bei Unterſtühung der vorliegenden Motier 


und auch gewiß die der zweiten Kammer: war niemals die, daß man 
Dem einen: Theile auf Koſten des andern Theils etwag ſchenken ſoll. 
Wenn der „geehrte Redner in ‚der exſten Kammer. leſen will, was 
ich. ans . Februard, 3; vorgetragen babe, ſo wird ex finden, daß 
ich im Voraus von dem. Grundſatze ausgegangen bin, daß Mono; 
polien Gegenstände des Privateigenthums der Dermaligen Berechtigt⸗ 
«u ünd, und daß ſie ihnen ohne vollftändige Entſchädigung aus. der 
Stagtskaſſe nicht entzogen werben koͤnnen; ich bin. aber. auch auf 
Ber andern ‚Seite: zugleich. von dem Grundſatze ausgegangen, daß 
die jenige Erleichterung, welche den Plichtigen auf Koſten de? Staats 
durch Aufpebung. der Monopolien zugewendet wird, unter ‚keinen 
Aunſtänden ein Geſchenk ſey; denn als Gnadengeſchenk repudiire ich, 
wenigſtens meinexſeits Namens der Pflichtigen, die Aufhebung her 
Beeden, Fomme. das Geſchenk, woher es wolle. Es handelt ſich Hier 
viel mehr um einen Akt dev. Gerechtigkeit, und ich glaube dies auch 
damals fo auseinandexgeſetzt zu haben, daß darüber kein Zweifel 
mehruobwaltet. Wir haben die Verbindlichkeit, auf Koſten des 
Stgats dieſe Berechtigungen zu entfernen und die Pflichtigen ſind 
amd gar. keinen Dank: dafür ſchuldig;, denn fie ‚haben ein. Recht, 
dieſes zu Tondern: Ich ‚glaube auch ‚nicht, Daß.im ber zweiten Kam⸗ 
‚mer. abweichende, Anſicht daxüber exiſtirt, wenigſtens ift Damals fein 
Widoenſpruch dagegen erfolgt Daß zu dem Opfer, welches ver 
Staat⸗ hienbei sbringt, die Berechtigten auch wieder ald Steuerpflicht⸗ 
ige beuragen müſſen, das iſt natürlich; auch im, der. zweiten Kammer 
ñtzen Viele, welche den Monopolien nicht unterworfen ſind, und 
ale: ihrScherflein doch gerne und bereitwillig zur Gntfernung der: 
ſelben / nach »ährer: Steuerpflicht beitragen. Man hat ferner in Der 
erben Kammer behauptet / die Monopolien jeyen nicht: fo nachtheilig 
und man ſolle ſie von Seiten der Standesherren nur nicht abtret⸗ 
sen; weil ſie namentlich ſchätzbare Ehrenrechte ſeyen. Ich kann na— 
dürlich in dem Sinne eines Andern nicht ſprechen und will alſo 
auch hier am Allgemeinen: Niemandem vorſchreiben, welche Anficht 
er haben ſoll. Aber ich glaube doch behaupten‘ zw koͤnnen, daß 
hierüͤben auch andere Anuſichten beſtehen, und daß es au Berecht⸗ 
igte gibt, die ihre Monspolberechtigungen gegen: Euntſchädigung geun 
abtreten, weil, nach meiner Ueberzeug, die Monopolien gerade die— 
 Jenigen Berechtigungen ſind, die man am Liebſten los werden ſollte, 
weil fie ſich nicht mehr ‚gehprig, aufrecht erhalten laſſen. Ich bin 
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zwar kein Standeöhere, aber ich kenne dieſe Sache doch aus Er- 
fahrungen, die ich jelbft gemacht habe; auch kenne ich manche ſtand⸗ 
esherrliche Verwaltung ziemlich genau und weiß, daß es ſolche Ver— 
waltungen gibt, die in dieſer Beziehung ganz anders, als ver ver- 
ehrte Redner in der erftien Kammer denken. Es ift ferner in ver 
eriten Kanımer — ich weiß nicht, wie vie vorliegende. Gelegenbeit 
eigentlich Hieher: gezogen ift —  geäuffert "worden, daß über die 
Beeden jo viel „geſchrien“ worden fey, und veren Aufhebung ie 
ja jetzt doch noch nicht einmal im ganzen Lande vollzogen. Es ik 
mißlich, ſich über folche Sachen zu Auffern, und namentlich bitter 
zu: Auffern, wenn man die Verhältniffe nicht genau kennt. Ich mar 
Antragfteller in Bezug auf die Beeden auf dem Landtage von 1833 
und wenn Sie, meine Herren, dad 16. Protokoll der erften Kam— 
mer ©. 153 ff. von jenem Landtage nachlefen, werben Sie jeben, 
daß zwei Standesherren unfered Landes, die ich fehr Hoch verehrte 
und zu denen ich die größte perfünliche Zuneigung hege, ſich da: 
mals in einem ganz anderen Sinne ausgefprochen haben, indem vie: 
felben ihre große Bereitwilligkeit zur Aufhebung der Beeden gegen 
Entſchädigung der Berechtigten erklärt und fich günftig für meinen 
Antrag geäuffert haben. Es maren dies Se. Durchlaucht, der Herr 
Fürſt gu Solms Lich * und Se. Erlaucht ver Herr Graf zu 
Solms Laubah. Auf dem Kandtage von 1833, welcher vie 
Aufhebung der Beeden veranlaßte, habe ich :von keinem Geſchrei 
darüber etwas vernommen; Dagegen finde ich von einem Gefchrei 
nur Etwas in dem. 12. Protokoll der erſten Kammer vom Lan 
tage von. 1834. Die Aufhebung der Beeden, ‚deren. Stand mir ſehr 
genau bekannt ift, iſt in denjenigen Bezirken, wo die Beeden am 
drückendſten waren, fon: im Jahre 1834 wirklich vollzogen word⸗ 
en. In einigen andern ftandesherrlichen Bezirken hat aber allerrings 
fpater. die Abldfung Aufenthalt und Anftände gefunden, vie nidt 
in. der Schuld der Staatöregierung, fondern in den Entſchlüſſen 
der Berechtigten ihren Grund haben, und die die Staatsregierung 
noch ‚nicht Hat befeitigen koͤnnen. Diefe Anftände find die Veran: 
laffung, daß das Gefchäft der Beedenabloͤſung zuletzt einige Stod: 
ung erlitten — und = — in — Augenblicke in dieſen 


*) Der Verfaſſer der vielbeſprochnen Schrift: Dentſchland und die ne 
präfentativ-Derfaffungen in Gieſſen. 1838, 
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und einigen andern Bezirken noch einige, jedoch gerade die unbe: 
deutenpften Beeden fortbeftehen. Das Letztere ift namentlich der Fall 
in der Standesherrfchaft Stoflberg- Gedern, in der nur eine ein« 
zige Beed befteht, die jährlich nicht mehr ald 30 fl. beträgt. 

In diefer Spike endigte die Discufjion. 

In der Sigung der zweiten Kammer vom 10. Mai 1839 ftimmte 
diefe einftimmig dahin ab, bei ihrem Beichluffe zu beharren und in 
der folgenden Sigung vom 15. Mai murve eine einfeitige Addreſſe 
an den Megenten ‚genehmigt. , Die „Ueberveichung > berfelben iſt bis 
jegt (Mai 1840) "ohne Refultat geblieben, indem auf dem” Rand: 
tage v. 3. 1840 feine Proppfition an die Stände gelangte. 

So blühen die Monopolien noch immer, obwohl die Art bereits 
an ihre Wurzeln gelegt if. 

Alle Monopolien find in fo fern Schwefel: — als 
ſie leicht von der ſie beleuchtenden Fackel auch entzündet werden 
und gewärtig fein müſſen, in Aſche verwandelt zu werben. 
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Zur kirchlichen und prozeffichen 
Gefeßgebung. io 


Unterm 29. September 1839 erließ, auf Anlaß der Namen? ver 
Infpirationdgemeinden in Oberheſſen eingereichten Worftellung der 
Fabrifanten Mook zu Herrugehaag und Mörichel zu Arndburg 
(in der Provinz Oberheffen) wegen Sicherung ihrer Gewiſſensftei⸗ 
beit durch fernere Zulaſſung zum Handgelübde an Eidesſtatt, das 
Großherzl. Heſſiſche Miniſterium des Innern und der Juſtiz folg: 
endes Reſeript an die Gerichtshöfe der Provinzen Starfendburg und 
Oberheſſen: 


„Die rubricirten Gemeinden *) haben bei und das Geſuch ange: 
bracht, fie auch fernerhin zum Handgelübde an Eivesftatt zuzulaſſen 


*) Der Stifter diefer Secte der Infpirirten, eines Zweiges der Serte der 
Mennoniten, ift ein gewiffer Nod, ein Zeitgenoffe des Grafen von 
Zinzendorf. ©. Syangenberg: Leben des Herren Nikolaus 
Ludwig, Grafen und Herren von Zingendorf und Pattendorf. Th, 1-8. 
1772 bis 1775. bei. Th. 3. S. 630 — 634. Es wird dort eines Brieit 
Zinzendorfs gedacht, wo er fich über Rod dahin äuffert: „Die 

Art feiner Infpiration war diefe, daß er plöglich ſtark erſchüttert 
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und zur Unterſtützung dieſet Mitte, angeführt daß ſten dieſelbe MWers 
günſtigung genoſſen haͤtten, ehe und bevor fies ker: Souverainetät 
Gr. Koͤniglichen Hoheit des Großhetzogs unterworfen worden, daß 


ihnen; hei, der Beſitznahme *) Gewiſſensfreiheit/ und die bisherige Mes ⸗ 


ligionsausübung zugeſagt worden, daß ſich die Ausſchwoͤrung eines 
feierlichen Eides mit ihren Religionsbegriffen durchaus nicht verein⸗ 
igen: laſſe,endlich daß ihrem Verlangen eine entſchiedene Gerichts— 
praxis zur Seite ſtehe. Wir haben «und bewogen gefunden, das 
Großherzogliche Oberappellations⸗und; Caſſationsgericht, unter 
Zuſendung ſämmtlicher Arten; zum Gutachten: aufzufordetn, 
und est iſt daſſelbe zu denn. Reſultat gekvmmen, daß folgende 
Thatſachen als conſtant anzunehmen ſeyen: A). ler Inſpirirt⸗ 
en bilden in unſerm Großherzogthum seine in ſich abgeſchloſſene 
von dem Staat tolerirte, Stetez 2)mit den firirtenHNe⸗ 
ligionsbegriffen derſelben ift die Ableiſtung eines feierlichen Eides 
nicht zu vereinigen, vielmehr mur Handgelöbniß an. Eideöſtatt zut 
läſſig, welches jedoch mit‘ jenem gleiche Wirkung Aufert;; 3) Es hat 
7 dere. V. Xit 1% —XRXX Far CI U Fre 
rl, er α T. . mehihınmu mas 
Tu ir: Dabei, —* ſein ——— — ———— 
‚ Feit Hin und her. In dieſenm Zuſtaude ſprach ex gewiſſe Woxte in der 
au von prophetiſchem Ausdruck. welche man Injpiration nannte. ‚Man 
ſchrifb diefelbe ‚unter, ber Rebe auf, ſchickte fie den geuten zu, auf 
belde fie selten und lieg fe nad) Gelegenheit Deuren. 7, 
G. auch noch Wagner Veſchrebung des Großherzogthumi ööffen. 
ee erhefien.“&, 1er. T. . Herrilgehaag,‘ S. 170.'f. © 
Laer 1650ſ. v. ee und Sl Pr 258. f.'W, 
J a und Hsdu Bisehicheftatiftiiche nn der Graf⸗ 
feat OMbereiſenburg. Frauff. 47900 SB nenne ho 
it Die Inſpitirten haben meber einen Taufen ER heilige: Abends 
miahl, Pe die heilige Echrift glauben ¶ fie ‚haben leinen 
Seitlichen. fonpgen, any. ninen,. ſegenzunten Atlieuetg uud glauben, ap 


— * KR. Einwirkung I: heiligen Beides. . tan Spii FIHFR 
23 en Jahren 1806. resp, 18IB. 
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biößer, und nainentlich : in: dem Zeitpunkte, up" dieſelben der Gefeg- 
gebung des Großherzogthums unterworfen wurden ‚eine "Gerichts: 
praxis ·beſtanden vermoͤge welcher die dieſer Secte Angehoͤrigen nie 
einen: feierlichen Eid; abgeſchworen /nſondern ſtets Handgelöbniß an 
Eidesſtatt abgelegt haben. Dieſe Thatſachen dürften: genügen ; -um 
das Geſuch der Petenten um Aufrechthaltung des hieraus hervor— 
gehenden Rechtszuſtandes als begründet: darzuſtellen / wenn man 
damit die in dem hoͤchſt verehrlichen Erlaſſe vom 6. 1. Mis. ent: 
haltenen weiteren factiſchen Aufſchlüſſe combinirt.“ Hiernach ſteht es 
richtig ‚daß. damals, als die Inſpirationsgemeinden der Souverai: 
netaͤt Sr. ‚Königlichen Hoheit: des Großherzogs unterworfen murden, 
der Beſitznahme⸗ Commiffür auf. Befvagen ihnen verflärte: mie er 
bei den bekannten toleranten Gefiunungen der Großherzogl:: Staats 
regierung auch. nicht entfernt zweifelhaft :fey, daß bie: befragten Ge— 
meindew nach Maasgabe der ihnen durch die früheren Landesberr⸗ 
fchaften: bewilligten ı Religiondansübung und Gewiſſensfreiheit auch 
dieſſeits geſchützt werden : würden. Eben fo. gegrünvet ift es ferner, 
daß, nad) den damald von dem Bejignahme = Commiffär bei ven 
ftandeöherrlichen Behörden eingezogenen Erkundigungen, die Injpir: 
irten feinen Eid in der bei andern Hriftlichen Confeſſionen üblichen 
Form, ſondern nur Handgeloͤbniß an Eidesſtatt geleiſtet hatten. 
Es iſt alſo damals den In ſpiratisnsgemelnden die Fortdauer der 
ihnen durch ihre früheren Landesherrſchaſten bewilligten Religions⸗ 
übung und Gewiſſensfreiheit im Allgemeinen bewilligt worden, und 
ed ift daher dieſe Zuſicherung um ſo mehr auch auf den pie. Form 
der Eide betreffenden Glaubensfag zu beziehen, ald der Befignahme: 
Commiſſaͤr von dieſem Gegenjtande Kenntniß genommen , indem er 
nad) eingezogener Erfundigung bei den ſtandesherrlichen Behoͤrden 
erfahren hatte, daß von den Inſpirirten ſeither fein Eid in feier: 
licher Form abgeſchworen, ſondern nur Handgeloͤbniß an Eides— 
ſtatt abgelegt worden ſch Zene Zuſichetung iſt denn auch gleich 
Anfangs factiſch dadurch vethaãtigt worden, daß, — wie wir, den 
Acten zufolge, annehmen zu dürfen glauben, — die Infpirirten ven 
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Guldigungseid in der ihren KReligionsgrundſätzen entſprechenden 
Form geleiſtet haben. Daß ihnen die bewilligte Religions = und 
Gewiſſensfreiheit auch ſpäterhin gewährt worden iſt, und daß ihnen 
inndem Jahre 1834ſogar eigne Confeſſionsſchulen und eigne Schul: 
vorſtaͤnde bewilligt wurden, haben wir bereits erwähnt: : Es liegt 
daher, unſeres Ermeijeng ‚eine: zu Gunſten der Petenten ſprechende, 
den früheren Rechts zuſtand anerfennehbe; Erklärung ded : Sonve: 
raind vor. Wir find übrigens der Meinung, daß, wenn ſelbſt eine 
folche ausprüdliche Erklärung des Souveraind nicht vorläge, dieſe 
doch ald in der Natur der Sache begründet, fomit ſtillſchweigend 
ertheilt angefehen werben müßte; denn mwenn eine gewiffe Secte 
von dem Staate ald eine beſondere Religiondparthie einmal aner- 
kannt iſt, und in diefer Eigenſchaft tolerirt wird, jo liegt darin zu— 
gleich die Bewilligung einer ungeftörten Gemiffend = und Religions— 
freiheit, weil fonft die Seite nicht fortbeftehen fonnte. Gehört nun zu 
ihren Religiondgrundfägen die Unzuläfjigkeit feierlicher Eive, fo dürfte 
fein haltbarer Grund gedenkbar jeyn, warum die ihnen im Allge— 
meinen bewilligte Gewifjensfreiheit nicht auch auf diefen Theil ihres 
religiöfen Glaubens zu beziehen jeyn follte. Die Annahme des Ge— 
gentheild würde nur dann motivirt erfcheinen, wenn aus dem Pri- 
vileg, welches in der Legislatorifchen Anerkennung jened Religions- 
grundfages liegt, Nachtheile für den Staat oder die bürgerliche Ge— 
fellichaft zu beforgen wären. Dies ift aber nicht der Fall, ſobald 
nach den religiöjen Anfichten der Secte dad KHandgelöbnif an Eid: 
eöftatt von gleicher Kraft und Wirfung ift, wie Der feierliche Eid, 
und die Verlegung oder die Faljchheit deſſelben gleiche Verantwort— 
lichkeit vor dem göttlichen und menjchlichen Richter zur Folge hat, 
als ein folenn abgefchworner Meineid. Die Nichtigkeit des Gejagten 
wird dann auch durch die Erfahrung ſowohl bei den Mennoniten, 
ald bei den Infpivirten felbit, wie die deßfallſigen Zeugniffe ver: 
ſchiedener Behhrven des Inn= und Auslandes beweiſen, beftätigt. 
Dem allen zu Folge find wir ded Dafürhaltend, daß dem Gefuche 
der Petenten, in jo fern daffelbe auf Manutenirung bed zur Zeit, 
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alo ſie der Souveraimetät:. Sr. Königlichen Hoheit des Broßhergogs 
unterworfen wlirden/ — ee — iſt, zu 
wilifahren ſey.“ Si 2.3.00: cn. mn α— 

Wir ſind dieſen Anfihtin, des ——— FERNE EN 
und Gaffationd: Gerichts. vollkommen Beigetreten und fegehn Sie hie: 
von; auf Untwag diejed: oberſten Grrichtöfofesj in Kenntnip; . auf 
— Rothwendig, daß die» Ihnen untergebenen Gerichter von — 

hitxvon la me 1 An sol eh nt ums 


Pr n x 93 *1* 6 
13173 Aa Tau “Js BIN 2* arte HLTER 113%) — — 112 
Per —*— Pr — Fur ’ B „er Zr geüp fd ur .+ N 
Grin —R AL „Ft s 3.29 00. ie” +44 451 * Du 24 da 
373 we) 7 ti; 1 J 16 ! I 1 it 4 
£f, —8* 
weis 1) 1, 1.43% Zur ’ a Ze | 
tt i j at If ‚919 +] i 
1 — — — — — 
1 “Hs =. r 
14 y 4 An wii 0. N j4ns I # 4 — 1454 
F RE FI SEIEN BERN TE — PER 
J tis nt ia er ne TE . 
1717 af . Sr It J ini I, 1 H N 
D 
}} 5i9 3166 J 
PER i ) hing „MH Hi } j 
& f l * iR ! s f 
} Hi st J Br 1 
Au 
4 jil;7 Ne r J 1 1 
[8 r 2 
Li ‘ ı L 4 I 
’ i 3 1» = Hr r 
. *24 "va D 
sth? t war Ya i m 
r ‚53 rs 03 va Tr, pt In 
. 
\ fin} 9 
4, 
1 e j | 
t 4 * 
J I: j i ih ah ZDN 4173 
j 1; - 
st f B r J 4 sis + z 3 * : 2 I I + ! 1 { 
%, 4 J 
a 1* I II. Iö I wind So 
D f f P} 
= N [n fl se 45 id 2 1 11714 e, j la f 
} ji! „rat, f fi i 9 * 41 146 N ri: ; 
D pre 4 | r . 
Zr . ı ; f J hit 4 4 i l 


— 135 


vachehan im Srökkiringtkum Sie die hi 
— fchiffahrt betreffend: 


I. Sieuennammtsordmung vom 11. Jum 1836. IR Ge⸗ 
ſetz vom 19. April 1839, die — des Steuer⸗ 
„man herein. 3), . | 
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Unterm 11. Juni ‚4836 wurde ‚von, dem Großherz. Heſſiſchen 
Minijterium ter auswärtigen Angelegenheiten „‚zaus, allerhöchftem 
beſondern Auftrage,“ folgende Steuermanns Oxbnung.für 
die Großhexzoglich Hefſiſche Rheinſtrecke,“ erfaffen:., 
In Erwägung, daß von einer. zweckmäßigen und geſchickten Führ— 
ung oder Steuerung der Floße und der beladenen Fahrzeuge auf 
dem, Rheine die Sicherheit, ver, Waarın =) Transporte , ſowie auch 
jene: der Perſonen und- ‚ver Schifffahrt, überhaupt ,.. weſentlich ab- 
bänatı, — daß ‚aber über, den Dienſt der Stemerleute Feine, beftimmig 
Vorſchriften beſtehen, wird auf den Grund des Ylrtifeld 60, des 
Uhr TiRDe · Caruas vom, = März; 1831 *) — 





*) Vergl. den — Band von des en — Archt für die 
Geſetzgebung S. 619 —,686: „Uebereinfunft unter den Ufer: 
Staaten des’ Rheins und anf die Schiffahrt dieſes 
Bluſſes fich begiehende Ordnung und-den zwelten Band deſſelb— 
enn S. 28-167: Geſſchichthiche und reitifäpe Brirettungen 
Zu der Uebereinkunft unter ie rn! 
0) Es heißt in veiſelten. „Was den’ Dienft der Lbotſen und Steuer⸗ 
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derjenigen allgemeinen Beftimmungen, welche etwa in biefer Hin— 
ficht zwifchen den ſämmtlichen Nheinuferftaaten demnächſt noch ver- 
abrevet werden Fünnten, verordnet, wie folgt: 4. In den Grof: 
berzoglich Heſſiſchen NRhHeinhäfen, vor der Sand von Mainz un 
Bingen, follen von nun an nur folche Individuen zu Steuerleuten 
ernannt und als folche von dem Großherzoglichen Provinzial-Gom: 
miffair zu Mainz patentijirt werben, die ihre Fähigkeiten hierzu 
auf die in gegenwärtiger Verordnung vorgefchriebene Weiſe darzu: 
thun im Stande ſind. 2. Die Zahl. ver Steuerleute in den vor: 
benannten Häfen iſt zwar im Allgemeinen nicht befchränft; damit 
folche aber das Bedürfniß der Schifffahrt nicht überfchreite, fo ſoll 
die Annahme neuer Steuerleute nur auf den Antrag oder das Gut: 
achten ber betreffenden Localbehörden ‚und Handelsſtände, der Flöfier 
und ‚der Schiffer, welche. die ‚vefpectiven Häfen frequentiren, ftatt: 
finden. ° 3. Wer Steuermann werben will, muß a. das Alter der 
Grofjährigkeit erlangt haben, als Bürger in feinem Wohnorte re— 
eipirt feyn, und deutſch leſen und fchreiben fünnen; b) mährend 
vier Jahren ohne Unterbrechung bei einem patentijirten rheiniſchen 
Güterſchiffer die Rheinichiffahrt erlernt und fodann auf der betreff⸗ 
enden Stromftrede während weiterer zwei Jahre als Schiffsgeſelle 
gedient amd ein Jahrlang als Lehrburſche eines patentiſi rten Ste: 
ermannd', zum Steuermannsdienſte ſich gehörig befähigt haben; 
e) hierauf ine Prüfung darüber beſtehen, daß er' mach dem je: 
mweiligen Pegelftande die Waflerhöhe in ven verſchiedenen Untiefen 
der Strede, für die er die Anftellung nachfucht, berechnen oder be— 
ſtimmen koͤnne, mit der Lage und Richtung der Felſen und Gründe 
auf der nämlichen Strecke genau--befannt fey und wiſſe, bei welch⸗ 
em Waſſerſtande diefelben ’zu überfahreit over zu vermeiden find, 
und welchet Weg in letzteren Bulle eingehalten werden muß, endlich, 
daß er das Verbhäftniß des Wafferftandes” im Thalwege zu jemem im 
Bergwege kenne und wiſſe/ unter welchen Umſtaͤnden und wo aus 
dem einen in den andern übergegangen werden muß; d) unter der 





lleute betrifft, ſo hat es bei den. in jedem Staate gegebenen oder zu 
gebenden Beitimmungen und in Anfehung ber Gebühren, welche fr 
zu fordern. berechtigt ſind, bei. der gegebenen oder zu gebenden Tar: 

ordnung mit der Maasgabe fein, Bewenden,, dag dem. fremden Schiffe 
keine andere Verpflichtungen, als bem einheimifchen auferlegt werben.“ 
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Aufficht eined Steuermanns und eines Schiffers eine Probefahrt 
machen, und e) über feine gute Aufführung und feinen tavellofen 
Lebenswandel, ſowie über ven Beſitz einigen fehuldenfreien Grund: 
ꝛigenthums oder fonftigen Vermögens durch Atteftate feiner Local— 
behörde und respective jeiner Lehr= oder Dienftherren fich aus— 
weifen; £) endlich auch ein Zutrauend-Zeugniß des Handels- und 
Schifferftandes beibringen. 4.), Diejenigen, welche nur mit dem 
Steuern der Flöfie jich befaſſen mollen, brauchen die Rheinſchiff— 
fahrt nicht erlernt zu Haben, müffen dagegen fünf Jahre lang bei 
einem recipirten Yloffenfteuermann in ver Lehre verbleiben, haben 
ver im F. 3. unter ©) vorgefchriebenen Prüfung ſich zu unterwerf: 
en, unter der Aufficht eined Steuermanns und eined Flöſſers eine 
Probefahrt mit einem Floſſe zu machen, und über ihre Aufführung, 
ſo wie einiges Vermögen, die gehörigen Atteftate ($. 3: d.) beizu— 
bringen. 5. Um für die Zufunft die verordnete Dauer der Vor: 
bereitung zum Steuermanndvienft gehörig zu conftatiren, wird auf 
vem Hafen = Gommifjariat zu Mainz ein beſonderes Regiſter zum 
Eintragen der Bertrüge, welche die Lehrlinge und Schiffögefellen, 
oder deren Eltern und Vormünder mit Schiffern und Steuerleuten 
wegen Erlernung und Betriebs der Schifffahrt und des Steuer- 
mannd = Dienjtes fchriftlich oder mündlich abfchliegen, eröffnet. 6. 
Die im $. 3. unter c. vorgefchriebene Prüfung wird von dem 
Großherzoglichen Provinzial-Commiſſair zu Mainz auf die Sei ihm 
von dem Aspiranten deßhalb eingereichte und mit den nöthigen Zeug 
niſſen begleitete Borftellung verordnet, und hat zu Mainz im Bei: 
feyn und unter Leitung des Hafencommiſſärs ftatt, welcher zwei 
Steuerleute der vefpectiven Stromftrede und zwei diefelbe Strede 
gewöhnlich befahrende Schiffer (oder für einen Afpiranten zur Floß— 
enftenerung zwei Floffenfteuerleute und zwei Blöffer) bezeichnet, vie 
ven Aſpiranten zu prüfen haben; es wird tarüber ein Protokoll, 
in welchem die an den zu Prüfenden geftellten Fragen und Die 
Beantwortung berjelben genau einzurüden find, aufgenommen und 
foldye8 von dem Geprüften wie von den Prüfenden mit unterzeich- 
net. Von dieſer Prüfungscommifjion wird gleichzeitig der Steuer: 
mann und der Sciffer oder Flöffer beſtimmt, und deſſen Aufjicht 
die ($. 3. d. und $. A.) vorgefchriebene Probefahrt gemacht und 
von welchen nach der Probefahrt über die Nefultate verfelben ein 
Zeugniß audgeftellt und dem Hafencommifjär übergeben werben foll, 
1840, I. 49 
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dad von demfelben mit dem Protokolle bei Großherzoglichem Pro— 
vinzialeommiffär vorzulegen ift. 7. Der Afpirant, der auf die vor: 
gefchriebene Weile feine Fähigkeit zum Steuermanndvienfte darge: 
than, und bei der Prüfung beflanden hat, wird hiernach von vem 
Großherzogl. Provinzialcommiſſär als mirkliher Steuermann pa- 
tentifirt, oder erhalt von demfelben, wenn feine Annahme als folder 
wegen einer hinreichenden Anzahl tauglicher Steuerleute, noch nicht 
fofort zuläffig. erfiheint, ein Patent ald Steuermanndcandivat, ver: 
möge deſſen er in die Zahl ver patentifirten Steuerleuten, fobald 
diefe demnächft vermehrt werden ſoll, einrüdt, bis dahin zugleid 
aber auch befugt ift, bei augenbliclichen Mangel an Steuerleuten den 
Dienft verjelben außerorventlicher Weife zu verfeben. 8. Nach 
Maßgabe der Eigenfchaft des Fahrwaſſers und der Befchaffenbeit 
des Flußbettes bleibt der Steuermannsdienſt nach der bisherigen 
Obſervanz nur auf beftimmte Stromtheile beſchränkt und es haben 
ihn demnach die in oben benannten Hafen Angeftellten berföünm: 
lichermaßen auf folgenden, in ihren Patenten zu bezeichnenven 
Stromftreden, die fie nicht überfchreiten dürfen, auszuüben, näm- 
lich: 1.) die Steuerleute in Bingen: zu Thal auf der Strede von 
Bingen nah Gaub, zu Berg auf jener von Bingen bis Mainz. 
2.) Die Steuerleute in Mainz: zu Thal auf ver Strede von Mainz 
bi8 Bingen, zu Berg auf jener von Mainz nach den Oberrhein. 9. 
Ale Floße und alle Schiffsladungen von 300 Gentnern und darüber 
müffen, ſowohl ſtromauf- ald abwärts, theils wegen ihrer eigenen, 
theil8 wegen ver Sicherheit der Schifffahrt im Allgemeinen, damit 
nämlich durch etwaige Schiffbrüche in dem Fahrwaſſer feine neuen, 
Hinderniffe entitehen, auf den bezeichneten Stromftreden durch die 
für diefe angeftellten Steuerleute gefteuert werden; ausgenommen 
hiervon find jedoch: a) ſolche Floͤſſe, die wegen ihrer Größe und 
Ginfenfung das Fahrwaſſer nicht einzuhalten brauchen; b) Waar- 
entransporte auf Bahrzeugen, die eine Ladungsfähigkeit unter 300 
Gentnern haben; c) Ladungen, Die aus Gegenftänden beftehen, melde 
zum wechjelfeitigen Verkehr ver nahen Uferbewohner gehören; d) 
Ladungen von Eigengut, in fofern fie aus Gegenftänven befteben, 
die bei etwaigen Sinfen des Fahrzeuges fich von felbit heben; e) 
Markt: und kleine Jachtichiffe. 10. Die Namen der patentifirten 
Steuerleute, fo wie auch jene ver Steuermanndcandivaten, follen in 
ben betreffenden Häfen durch Anjchlag Öffentlich bekannt gemacht 
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werben; unter biefen haben die Schiffer und Aldjjer eine ganz freie 
Wahl. Diejenigen Schiffer, vie, oberhalb Mainz, in Oppenheim, 
Worms ıc. eine Ladung ſtromaufwärts übernehmen, können hierzu 
fich eines Bergfteuermannd aus Mainz oder eines foldhen aus Mann= 
beim, wenn diefer von feiner Regierung gehörig patentifirt ift, be— 
dienen; eben jo ift ed den fogenannten Holländer = Flößern, in fo 
fern ſie in Mainz oder Kaftel Feine ihnen anftändigen Blofienfteuer: 
feute finden, wie biöher geftattet, vie Führung ihrer Flöffe von 
Mainz aus den in Rüdesheim wohnenden und hierzu patentirjirt: 
en Steuerleuten zu übergeben. 11. Sobald ein Schiffer mit einem 
Fahrzeuge vor dem Hafen angelangt ift, und einen anwejenven 
Steuermann um feine Dienftleiltung für die Stromftrede, wofür 
er angeftellt ift, zur alsbaldigen Fortſetzung feiner Fahrt anfpricht, 
und ihm das beftinmte Maximum des Steuermannslohns zu be— 
zahlen jich erbietet, iſt diefer Steuermann verpflichtet, dad Steuer— 
ruder ded gedachten Schifferd zu übernehmen und fann jich nicht 
damit entſchuldigen, daß er von einem andern Schiffer, veilen Fahr: 
zeug noch nicht vor dem Hafen angelangt ift, zum Voraus beſtellt 
worden jey. Auf die, die Dampfbote gewöhnlich führenden Steuer: 
leute findet vorſtehende Beitimmung feine Anwendung. 12. Die 
erſte Pflicht eined Steuermanns, der die Führung eines Floſſes 
oder eines beladenen Schiffes übernimmt, ift, fich zu verläffigen, ob 
die Bemannung binlänglih, die noͤthigen Babrgerärhichaften vor: 
handen, und alled am gehörigen Orte ſey. Bis das etwa Fehlende 
berbeigefchafft und alles in Ordnung gebracht, ſoll er die Abfahrt 
verhindern und feinen Dienjt verweigern. Während der Fahrt muß’ 
der Steuermann auf alles, was auf den Gang des Floffed over des 
Schiffes einigen Einfluß haben kann, feine ganze Aufmerkfamfeit 
richten. Bevor das Floß oder das Schiff an dem Beſtimmungsorte 
oder in dem Hafen, in welchem vie GSteuerleute gewechfelt werben 
müffen, angelangt ift, darf er jich davon nicht entfernen, nicht einmal 
auf furze Zeit, und auch dann nicht, wenn felbft ver Floßherr oder 
der Schiffsmeiſter hierzu die Einwilligung gegeben hätte; er muß 
. auch die Nacht darauf zubringen, wenn nämlich am anderen Tage, 
um den Beflimmungdort oder den Hafen, in welchem die Steuer: 
leute gemwechjelt werden, zu erreichen, die Fahrt fortgefegt werden 
muß. In vdiefem Falle hat ver Flöffer oder Schiffer ihm eine ge: 
eignete Schlafitelle anzumeifen. 13. Alle auf die Stellung, Richt: 
49 * 
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ung und auf den Gang des Flofſes oder. Schiffed Bezug habenden 
Anordnungen hat der Steuermann allein zu treffen, und in vieler 
Beziehung fteht die geſammte Floſſen- und Schiffsmannfchaft, fowie 
auch bei der Bergfahrt der Führer der Halfterpferve, nur allein 
und unmittelbar unter feinem Commando. Bei eintretenden un: 
erwarteten ganz ungewöhnlichen Umftäriven, fo auch im Augenblid 
der Gefahr, hat der Steuermann mit dem Floßherrn over Schiffs: 
meifter jich zwar zu bejprechen, die Befehle zu dem Bollzug ver 
etwa gemeinfchaftlich beichloffenen Maaßregeln aber kann nur ver 
Steuermann geben. 14. Für alle unglüdlichen Greigniffe, vie einem 
Floſſe oder einem Schiffe während ver Fahrt begegnen, und nicht 
durch offenbar unabwendbare Zufälle herbeigeführt werden, fondern 
Folge einer ungeſchickten Steuerung, einer Unachtfamkfeit, oder einer 
verabfaumten zweckmäßigen Maaßregel jind, ift und bleibt ver 
Steuermann allein verantwortlich. Der Floßenfteuermann ift nam- 
entlich verbunden, zur Abwendung von dergleichen ven Floſſenan— 
führer auf feine Verbindlichkeit aufmerffam zu machen; wenn er 
bloß Stümmel und einzelne Böden führt, eine Wahrfchauerfahne 
aufzufteden; führt er aber größere Flofie, namentlich jogenannte 
Käausgchen, lofe Fahrten, over Holländer-Floße, einen Wahrſchauer⸗ 
Nachen recht zeitig vorauszuſchicken. 15. Der Großherzogliche Pre: 
vinzialcommiſſär fegt alljährlich und zwar im Laufe des Monats 
März, dad Marimum des Steuermannslohns feft, nachdem derſelbe 
bierüber von den. betreffenden Steuerleuten und den dabei betheil— 
igten Schiffen gemeinfchaftliche Vorſchläge erhalten hat. Zu dem 
Ende werben in den eriten Tagen des Monats März die Steuer: 
leute zu Bingen zwei und jene zu Mainz ebenfalld zwei aus 
ihrer Mitte bevollmächtigen, und der Hafencommiſſär in Mainz 
wird zu demfelben Zwecke vier Schiffer aus denjenigen, welche vie 
vefpectiven Streden jowohl ftromauf= ald abwärtd gewöhnlich be: 
fahren, bezeichnen. Dieje treten an einem, von dem befagten Haf— 
encommiffär zu beftimmenden Tage unter feinem Vorſitz zufammen 
und verftändigen fi) über die hinfichtlich des Marimums für ven 
Steuermannslohn dem Provinzialeommiffär vorzulegenven gemein: 
ſchaftlichen Vorſchläge. 16. Das feftgefegte Marimum ded Steuer: 
mannslohns wird in den Häfen von Bingen, Mainz, Gernsheim 
und Worms, durch öffentlichen Anfchlag bekannt gemacht; mehr 
als dafjelbe, unter was für einer Benennung oder unter welchem 
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Borwande es auch feyn möge, iſt der Schiffer, jey er In- over 
Ausländer, zu bezahlen nicht jchuldig, und der Steuermann zu ford: . 
ern nicht befugt. 17. Im Frühjahre vor dem MWieverbeginn ver 
Schifffahrt, wie auch unmittelbar nach jedem hoben, die Ufer über: 
fteigenden Waffer, find ſämmtliche Steuerleute gehalten, ihre resp. 
Stromftreden zu befahren, dad Strombett und den Fahrweg zu 
unterfuchen und vie Leinpfäde zu befichtigen, damit ein jeder von 
ihnen die vielleicht ftattgehabten Veränderungen genau kennen lerne. 
Daß fie dieſer Pflicht Genüge geleiftet, werben jie durch XAtteftate 
der betreffenden Lokalbehoörden, bei denen fie ſich deßhalb zu melden 
haben, darthun; dieſe Atteftate geben fie auf dem Hafencommiffar- 
iat zu Mainz gegen Empfangsbeſcheinigung ab, damit folche erforb- 
erlihen Falles eingefehen und bei dem Provinzialcommiſſär vorge— 
legt werden fünnen. Die in dem Strombette entvedten neuen 
Hinderniffe, ſowie vie etwaigen Beſchädigungen an den Leinpfäden 
haben jie wie bisher den Behörden anzuzeigen. I8. Die unter Ziffer 
16 vorgefihriebenen Unterfuchungen und Beltchtigungen müffen vie 
Steuerleute unentgelvlich vornehmen und fünnen dafür von Nie- 
mand eine Entſchädigung oder Bezahlung, unter was immer für 
einem Namen und DBorwande, verlangen. 19. Da die Ausübung 
ded Steuermanndvdienftes, zu welcher jeder Steuermann ſtündlich 
berufen werben kann, ruhige Befonnenheit, Aufmerkfamfeit, Geiftes- 
gegenwart erfordert, fo follen diejenigen Steuerleute, welche der 
Bollerei ergeben find, von der Kifte der Steuerleute geftrichen werd— 
en. 20. Ein Steuermann, ver auch auf einer anderen, ald der ihm 
in feinem Patente angewiefenen Stromftrede das Steuren von Floſſ— 
en und beladenen Schiffen eigenmächtig und ohne hiezu gehörig 
patentifirt zu feyn, übernimmt, bat für das Erftemal eine Discipli- 
narftrafe von zwei bis fech8 Gulden, für dad Zweitemal dad Dop- 
pelte diefer Summe zu erlegen und foll bei fortgefeßter Uebertret— 
ung der Vorſchrift in $. 8. auf ſechs Wochen bis drei Monate 
vom Gteuermannddienfte fuspendirt werden. Die nämlichen Ber: 
fügungen find anwendbar gegen Steuerleute, welche a) die Vorfchrift 
des $. 11. übertreten, oder b) die Floſſe oder Fahrzeuge, die fie 
zu fteuern übernommen, während ver Fahrt und bevor fie an dem 
Drte der Beftimmung oder in dem Hafen, wo die Steuerleute ge- 
mechjelt werden, angekommen find, verlaffen, over e) an der im 
8. 17. vorgefchriebenen Unterfuchung und Befichtigung des Fluß— 
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betteö und der Keinpfade im Frühjahre und nach jedem hoben Wafl 
er. feinen Theil genommen haben. Die Strafe der Suspenfion vom 
Steuermannddienfte auf ſechs Wochen bis ſechs Monate, und ie 
gar ven Verluſt des Steuermannspatented ziehen nach Befinden 
der Umftände endlich diejenigen jich zu, welche ein und mehrmal 
durch unachtfames und ungejchicdted Steuern daS Leben ver an 
Bord befinvlichen Menichen, die Flöffe oder Schiffe und Schiffslad— 
ung in Gefahr gebracht und unglüdliche Ereigniffe verurfacht haben. 
Die Klagen auf Schadenerſatz bleiben dabei ven Betheiligten vor: 
behalten. 21. Alle Zumiverhandlungen von Seiten der teuer: 
leute over Steuermanndcandidaten gegen die Verfügungen gegemmärt: 
iger Verordnung, gehören zu der Cognition der bisher ſchon ob: 
fervanzmäßig die Disciplinargewalt über die Steuerleute geübt hab: 
enden Großherzoglichen Provinzialitelle, vermalen des Großherzog: 
lichen Provinzialeommiffard zu Mainz, ald Disciplinarbehörve. Von 
feinen Entſcheidungen bat verjelbe jedesmal auch dem General:Jn: 
ſpeetor der Rheinſchifffahrt und ver Großherzoglichen Handelskam— 
mer Mittheilung zu machen. Binnen vier Wochen unerſtrecklicher 
Friſt vom Tage der Verkündigung an kann dagegen ver Mecurd 
an das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten eingemendet 
werben; derſelbe hindert aber nicht Die proviſoriſche Vollſtreckung 
der erlafjenen disciplinarifchen Entſcheidung des Großherzoglichen 
Brovinzialeommiffärg.' 


11. 


In der Sigung der zweiten Kanımer der Stände vom 13. De: 
zember 1833 legte ver Regierungscommiffär, Minifterialratd Brei: 
denbach, folgenden Gefegesentwurf, „betreffend die unbe: 
fugte Ausübung des Steuermannddienftesim Bereid 
der Großherzoglichen Rheinſtrecke“ vor: „Ludwig IE ıc. x. 
Wir haben nach Anhörung Unſeres Staatsraths und mit Zuſtim— 
mung Unferer getreuen Stände verorpnet und verordnen wie folgt: 
Art. 1. Wer den Stenermannddienft auf ven im F. 8. der Steuer— 
mannsoronung vom ‚11. Juni 1836 erwähnten Rheinſtrecken aus: 
übt, ohne dazu von der zuftändigen Behoͤrde patentifirt werden zu 
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jeyn, oder nachdem er des Patents verluftig erklärt worden, fol 
wenn er ‚Solche Floſſe oder Schiffsladungen gefteuert hat, vie nach 
$. 9. der angeführten Steuermanndordnung durch die dort erwähnt: 
en Steuerleute geiteuert werden müffen, im eriten Falle mit Ge: 
fängniß von 1 bis 3 Monaten, im MWieverholungsfalle mit Ge- 
füngniß von 3 bi8 6 Monaten beftraft werden. Art. 2. Durch 
die im Art. 1. angedrohten Strafen wird die Erkennung derjenigen 
Strafen nicht ausgefchloffen, welche wegen Mangels des Gewerbe: 
Patentd verwirft worden find. Urkundlich ıc. ıc. 

Diefen Gefegedentwurf begleitete der Regierungs = Gommiffär mit 
folgenden Motiven: „Zur Sicherheit der Waarentransporte nicht 
nur, fondern auch der Perfonen und der Schifffahrt überhaupt ift 
durch Die Steuermanndordnung vom 11. Juni 1836 vorgefchrieben, 
daß in den Großherzoglichen Rheinhäfen, vor der Hand von Mainz 
und Bingen, nur folche Individuen zu Steuerleuten ernannt und 
als ſolche von dem Gropberzoglichen Provinzial = Commiffär zu 
Mainz patentijirt. werden follen, vie ihre Fähigkeit Hierzu auf. vor= 
fhriftsmäßige Weife darzuthun im Stande find. Seitdem ift aber 
der Fall mehrfach vorgefommen, daß nicht patentifirte Individuen 
jich jenem Dienfte unterzogen haben, zur größten Gefahr ver Per: 
fonen und der MWaarentransporte. Wenn gleich die Cigenthümer 
der Floſſe und Fahrzeuge den Schaden, den fie durch folche unge: 
prüfte Steuerleute erleiden, um fo mehr fich felbft zuzufchreiben 
haben, ald die Namen der patentijirten Steuerleute in ven betreff- 
enden Häfen durch üffentlichen Anfchlag befannt gemacht find, fo 
müffen  vemungeachtet jene unbefugten‘ Steuerleute ſtrenge beftraft 
werben, weil fie gemeingefährliche Handlungen vornehmen und meil 
Leben und Eigenthum Unfchuldiger mit auf dem Spiele ftehen. 
Die in der Provinz Rheinheſſen bejtehenden Strafgefege haben aber 
diefen Fall nicht vorgefehen; er läßt jich nicht unter den Art. 258. 
des Code penal *) fubjumiren und jo analog er auch dem im 
Art. 29. des Kaiferlichen Decretd vom 12. Dezember 1806. Be— 
handelten ift, fo kann Doch auch viefer Art. 29. nicht hierher gezog— 
en werben, weil nach der Rheinheſſiſchen Strafgefeggebung analoge 
Anwendung von Pönalfanctionen den Gerichten nicht geftattet ift. 


*) Hundrich: Strafeoder des franzöfifchen Reichs, überfegt ıc. Magde⸗ 
burg. 1811. S. 101. 
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Hier muß alio auf dem Wege der Gefeggebung geholfen werten 
und dies ift e3, was der Entwurf beabfichtigt. Der Art. 1. bedarf 
feiner weiteren Rechtfertigung und der Art. 2. ift nicht minter 
zweckmäßig, indem fonft durch die im Art. 1. übereinftimmend mit 
der Terminologie der Steuermannsordnung vom 41. Suni 1836 
gebrauchten Ausdrücke „Patent“, „Patentiſir en“, die irrige Anſicht 
entftehen Eönnte, als ſey in der im Urt. 1. angedrohten Strafe 
auch die wegen Defraudation der Patentfteuer verwirfte Strafe mit: 
begriffen, während beide erfannt werden müſſen. 

Unterm 10. Januar 1839 evflattete der Abgeordnete Staatspro— 
eurator Parcus Namens ded zweiten (Geſetzgebungs-) Ausſchuſſes 
der Kammer folgenden Bericht: Dur den Art. 58. Der Rhein: 
ſchifffahrts- Convention vom 31. März 1831 ift den Schiffern ge- 
boten, fich bejonderer Steuermänner für gewiffe Stromftreden zu 
bedienen, für folche nämlich, wo die Beichaffenheit des Bahrmaflers 
und des Flußbettes ſpecielle Kenntniß und fortgefegteg Studium 
verjelben zur Vermeidung von Gefahren und Beichädigungen für 
die Schiffe erforbert. Die Regulirung des Dienfted dieſer Steuer: 
männer überläßt und weißt ver Artikel 60. der Convention den 
einfchlägigen Uferjtaaten zu. Auf der dem Großherzogthum zuge: 
hörigen NRheinftrede ift die Nothwendigkeit folcher der ſpeciellen 
Schwierigkeiten des Stroms Fundiger Steuermänner zur Sicherheit 
der Fahrten vorhanden, und die Großherzogliche Staateregierung 
hat deshalb unterm 11. Juni 1836 in Ausführung der bezeichneten 
Stipufationen per Convention ein Regulativ für ven Dienft ver 
Steuermänner auf unferer Stromftrede erlaffen, welches alle hier 
zu berichtende Verhältniffe vorfieht und befriedigend ordnet. Die 
nothwendige Bafid diefer Steuermannsorbnung ift die Befchränfung 
der Ausübung des Gewerbes auch mit den hinreichenden Kenntniſſen 
und fonft erforberlichen Gigenfchaften ausgerüfteter, und daher be: 
ſonders concefjionirter Perfonen: es bedarf kaum der in dem Vor: 
trage ded Herrn Regierungscommiſſärs bereit3 enthaltenen Entwid: 
elung der Motive zur Rechtfertigung dieſer Beſchränkung; fie liegt 
in der Natur der Sache. Durch die Steuermannsordnung ift da 
ber Jedem die Verrichtung des Schiffiteuered auf ver Großherzog: 
lich Heſſiſchen Rheinſtrecke unterfagt, der nicht mit ter Conceſſioen 
dev Regierungsbehörpe dazu, das heift, mit einem Steuermannd: 
parente, verſehen if. Zu Aufrechthaltung dieſer Beſtimmung be- 
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darf es aber einer Pönalſanktion zur Repreſſion jener ſowohl, welche 
das Steuermannsgeſchäft ausüben, ohne dazu in vorfchriftlicher 
Weiſe autorifirt zu fein, wie derer, welchen die früher ertheilte Au— 
torifation auf legale Weife wieder entzogen worden; an eitter folchen 
feblt es, und dieſem Mangel abzuhelfen ift der Zweck des vorlieg- 
enden Geſetzesentwurfs. Was über den Abgang einer Pönalfanktion 
in dem Vortrage des Heren Regierungs-Commiſſairs bemerkt wir, 
fteht vollkommen vichtig; der Artikel 258 des in Nheinheffen güft- 
igen Strafcoder bejchäftigt fih nur mit der Ufurpation der Funk: 
tionen eines Öffentlichen Amts, und das Steuermanndgefchäft ift Fein 
Amt, fondern ein Gewerbe; das Fatjerlichsfranzöfifche Defret vom 
12. Dezember 1806, welches allerdings noch in der Provinz Nhein- 
befien in Wirkfamfeit flünde, wenn ed daſelbſt anwendbar wäre, 
bat aber blos den Dienft der Steuermänner (Pilotes) in ven 
Seehäfen zum Gegenftande, deren ausfchließliche Beſtimmung das 
Lootſen der Schiffe aus den und in die Häfen ift; deſſen Artikel 29., 
welcher in der That die unbefugte Ausübung dieſes Gewerbes ver- 
pont (und zwar ebenfalld3 mit Gefängnißftrafe bis zu 3 Monaten 
ala maximum, welche im MWieverholungsfalle bis zum doppelten 
gefteigert werden Ffann und aufjerdem mit Geldbuße), ift daher eben 
fo wenig auf die Nheinftenermänner, wie der Artifel 258. des Rhein— 
heſſiſchen Strafeoder anwendbar, da ed den wahren Grundfägen 
des Strafrechtd und der Gerechtigkeit überhaupt miderftreitet, Straf: 
en nad Analogie auszufprechen. Sonftige Gefege, welche auf den 
Fall paßten, jind nicht vorhanden. Wenn hiernach die Nothwend- 
igfeit einer Pönalfanktion zur NReprefiion der in Rede ftehenden 
Infraktion gegen gefegliche Beftimmungen anerkannt werden muß, 
fo kann e8 ſich nur noch von Beurtheilung der Zweckmäßigkeit ver 
von der Stantöregierung proponirten handeln. Die Natur der in 
Ausficht genommenen Strafe kann nicht beanftandet werben, indem 
weder Geldbußen noch andere minder empfindliche Strafen genügen 
fönnen, wenn fo wichtige Intereffen auf dem Spiele ftehen, und 
aufferdem nur eine beſondere Klaffe von Perfonen erreicht werben 
foll, worunter haufig Individuen vorfommen, gegen welche andere 
als Freiheitöftrafen ganz wirkungslos bleiben würven: wenn auch 
ſchon die beftehenden allgemeinen Strafgefege über Beſchädigung von 
Menfhen und Eigenthbum durch Nachläffigkeit, ficher auf die durch 
die Unkunde, Ungeſchicklichkeit und Untauglichkeit der Gteuermänner 
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entftehenden Unglücksfälle anwendbar wären, fo ift ed doch Auf 
gabe einer weifen Regierung, ſelbſt auf die Verhinderung folder 
Ereigniffe foweit möglich zu wirken, und dies foll durch den vor: 
liegenden Gefegentwurf evreicht werden; deßwegen darf die Straie 
nicht zu gering feyn, und das vorgeſchlagene Marimum kann daher 
aud nicht als zu hoch gefunden werben ; es fleht überdieß im Ein- 
Hange mit der oben erwähnten Strafe der unbefugten Ausübung 
des ficher jehr analogen Steuermannögewerbes in Seehäfen. Die Be: 
flimmung in Art. 2. des Entwurfs ift den überall befolgten Grund— 
fügen conform, wenn ed ſich von der Beftrafung der Uebertretung 
der Geſetze über invirefte Auflagen handelt; vie Beftrafung biefer 
Vebertretung confundirt jich niemals, wie fonft bei der Concurtenz 
mehrerer Verbrechen und Vergehen Nechtens ift, mit der durch and- 
ere gleichzeitige Infraftionen verwirkten Strafe. Ihr zweiter Aus: 
ſchuß glaubt daher Ihnen den vorliegenden Geſetzesentwurf zur un: 
veränderten Annahme empfehlen zu dürfen. 

Ohne in eine Berathung einzugeben, befchloß vie zweite Kammer 
in der Sitzung vom 16. Januar 1839 einflimmig, den Gejegei- 
entwurf anzunehmen. Auf venfelben Befchluß trug in der eriten 
Kammer der von dem Freiheren von Arens Namend des zmeiten 
Ausſchuſſes erftattete Bericht an, worin vorgetragen wurde: „Der 
Geſetzesentwurf erjcheint durch die Motive, die ihn begleiten, jomie 
durch den Bericht des Ausſchuſſes der zweiten Kammer jo voll- 
kommen begründet, daß der Ausfhuß diefer Begründung nichts wei: 
entliche8 beizufügen meiß ıc. ⁊c.“ | 

In der Sigung der erften Kammer vom 29. Januar 1839 ent 
wickelte jich folgende Discuſſion: 

Freiherr von Arens. Ich erlaube mir, in Beziehung auf den 
zur Berathung ftehenvden Gefebesentwurf, einige Zweifel zur Sprade 
zu bringen, vie nicht fomohl die Beitimmung ded Entwurfs jelbit, 
als vielmehr die Frage zum Gegenftande haben, welches Gewicht 
ald das zur. Beitrafung ver dad Geſetz verlegenden Gontravention 
eompetente betrachtet werden müfle. Meine Zweifel find von zwmei- 
facher Art. 1. beziehen fie fich auf die Beftimmungen der Rhein— 
ſchifffahrtsconvention vom 31. März 1831 in ven Artikeln 42, 60 
und 81 und auf die der Großherzogl. Verordnung vom 16. Sept: 
ember 1831, betreffend die Ausführung der Stipulationen der Mhein- 
Hifahrtsconvention vom 31. März 1831 hinſichtlich der Gerichts: 
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behoͤrden und des gerichtlichen Verfahrens *). Die erwähnten Ar: 
tifel 42 und 60 der Rheinjchifffahrtsconvention enthalten nämlich 
die nächſte Veranlafjung zu unferer Steuermanndorvnung vom 11. 
Juni 1836, wie dieſes auch aus dem Artikel 1. der lehtermähnten 
Verordnung hervorgeht. Unſere Steuermannsordnung enthält dem: 
nad, der Sache nad), eine der Großherzoglichen Staatöregierung 
für die Großherzogliche Rheinſtrecke in der Nheinfchifffahrtsconven- 
tion überlaffene Ergänzung: oder Vervollſtändigung 


*) Diefe Verordnung vom 16. September 1831, in deren Gingang es 
heißt: „Zur BVollziehung derjenigen Beftimmungen, welche die durch 
das Negierungsblatt Nro. 46. vom 14. Juli d. J. bereits befannt 
gemachte: Uebereinfunft unter ven Uferſtaaten des Rheins 
und auf die Schifffahrt diefes Fluffes ſich beziehende 
Ordnung d. d. Mainz am 31. März 1831 in dem von den Ge: 
richten in ftreitigen Rheinfchifffahrtsangelegenheiten 
handelnden adhten Titel enthält, haben wir verordnet und ver: 
orbnen wie folgt ꝛc. 20.“ zerfällt in 6 Kapitel und 41 88. Das erite 
Kapitel (Art. 1—15.) betrifft die „DOrganifation, Competenz 
und Beeidigung der Gerichtsbehörden.”“ Im $. 1. heißt 
es: „Das Rheinzollgericht für das Erhebungsamt Mainz befteht aus 
einem Richter, einem mit den Funktionen des öffentlichen Minifteriums 
beauftragten Beamten und einem Gerichtsfchreiber. Es hat feinen ' 
Eis in Mainz ıc. 20." Der Art. 8. beginnt mit der Beltimmung: 
‚Die Gompetenz des Rheinzollgerichts erſtreckt fich über alle in der 
Rheinjchifffahrtsconvention vorgefehenen Fälle,” worauf es weiter 
beißt: „Seine Grfenntniffe find nur dann dem Appell unterworfen, 
wenn in Givilfachen der Gegenftand der Klage fammt Accefiorien, 
mit Ausſchluß der Koften jedoch, ven Werth von fünfzig Franken üb- 
erjteigt, oder unbeſtimmt ift, wenn in Straffachen entweder, die Klage 
oder die Condemnation ſammt Accefvrien, ebenfalls mit Ausſchluß 
der Koften, diefen Werth überfteigen, und endlich, wenn überhaupt 
die Incompetenz des Gerichts behauptet wird.“ Der Art. 9. ift des 
Inhalts: „Als Straffachen werben alle die Fälle angefehen und be— 
handelt, welche eine verpönte Gontravention gegen die Beilimmungen 
ber Convention, namentlich gegen deren Art. 35, 61, 62, 65, 71, 73, 
74, 76, 77 und 78 darbieten, Alle andere Streitigkeiten, welche zwifch- 
en Parthien unter einander oder zwifchen Parthien und ven Rhein: 
zullangeftellten oder endlich über den Betrag der Magazins, Wang: 
und anderen Gebühren in den in den Art. 56, 57, 66, 69, 83 die 
Gonvention vorgefehenen und anderen Fällen entftehen, werden als 
Civilſachen behandelt.” Der Art. 10 lautet: „Wenn mit einer Cons 
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der letzteren, und ſie kann daher in ſoweit unbedenklich als ein Theil 
derſelben betrachtet werden. Eben ſo ergänzt auch der den Ständen 
vorgelegte Geſetzesentwurf wieder die Steuermannsordnung, inden 
ſie für die nicht conceſſionirten Schiffsführer Strafen feſtſetzt, die 
in der Steuermannsordnung nicht vorgeſehen ſind. Nun bezeichnen 


aber 


die Artikel 81. bis 88 der Rheinſchifffahrtsconvention die Ge— 


richtsbehoͤrden, welche in erſter und letzter Inſtanz über die fümmt: 
lichen Contraventionen gegen den Inhalt der Rheinſchifffahrts— 


travention gegen die Rheinſchifffahrtsconvention gleichzeitig eine Cou— 
travention gegen die Zollordnung und übrigen Gejeße und Verord— 
nungen über die indirecten Abgaben oder ein gemeines Delict begangen 
wird, fo hat das Rheinzullgericht blos über die erftere Gontravention 


- zu erfennen. Die, Behandlung. ver fonftigen damit verfnüpften Gen: 


traventionen oder Delicte bleibt den competenten Behörden vorbehalt: 
en.“ Im Nrt. 11. heißt es: „Das Kreisgericht für die Provinz 
Rheinhefien zu Mainz enticheidet über vie Appelle gegen die Sentenzen 
des Nheinzullgerichts ꝛc. 20.” Die Art. 12—14 find des Inhalts: Art. 
12. „Die Betreibung in Strafiachen findet duch das öffentliche 
Minifterium bei dem Kreisgerichte flat. rt. 13. Sämmtliche 
Mitglieder des Kreisgerichts leiften vor dem Obergeriht in Mainz 
den im Art. 9. des Wiener Vertrags über die Rheinfchifffahrt vom 
24. März 1815 vorgefchriebenen Eid. Art. 14. Seine Enticheidungen, 
fowie jene der Gentralcommiffton der Rheinfchifffahrt, wenn die Ap— 
pellation an diefe Behörde ergriffen wird, find deſinitiv und feinerlei 
Reeurs, felbft nicht der Gafjationsrecurs, wie der befagte Art. 9. des 
Miener Dertrags verfügt, unterworfen.” Das zweite Kapitel be 
trifft die „Bonftatirung der Contraventionen“, das dritte 
das „Gerichtsverfahren" (Art. 23—32). In dem Art. 23 heist 
es: „Wenn beive Parthien freiwillig vor dem Nheinzollgerichte er- 
fcheinen, fo wird die Sache durchgehende bis zum definitiven over 
interloeutorifchen Erfenntnifie mündlich verhandelt 2c., in allen an: 
eren Fällen wird die durch die rheinheffifche Civil: resp. Peinliche 
Prozeßordnung für die Friedensgerichte oder für die Ginfache - Poli: 
zeigerichte worgefchriebene Procedur befolgt, in fo fern fie nicht durch 
gegenwärtige Verordnung derogirt iſt.“ Das vierte Kapitel ($- 33.) 
handelt von der „abminiftrativen Erledigung der Contra— 
vention‘ das fünfte von der Verfolgung und Beitrafung 
der im Art. 68, der Convention vorgefehenen Mebertret: 


ung; das fehste (Art. 40. 41.) enthält allgemeine Be: 
Rimmungen.“ 
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eonvention zu erkennen und zu richten haben follen. Sie er: 
wähnen dabei ausdrücklich der Gontraventionen, die von den Führ- 
ern, d. i. Steuermännern, begangen werden, und es iſt daher der 
Zweifel nicht ohne Grund: ob der durch den Artifel 81. bezeichnete 
Zollrichter nicht auch Hinfichtlich der, gegen unbefugte Steuer: 
männer zu verhängenden Strafe ver competente ſey? Dazu kommt, 
daß die zur Ausführung der Stipulationen ver Rheinſchifffahrts— 
eonvention erlaffene Großherzoglihe Verordnung die Gerichtöbe- 
hoͤrden naher bezeichnet und feitiegt, welche über alle, in der 
Rheinfchifffahrtsconvention vorgefehene Fälle, als 
Civil- und Strafrichter zu cognosciren berufen feyn follen. (Ber: 
gleiche Artikel 8, 14, 23. der Großherzoglichen Verordnung vom 
16. September 1831). Nach den fo eben angegebenen Artikeln ver 
Rheinfchifffahrtsconvention und der Großherzoglichen Verordnung, 
entjchievet in erfter Inſtanz für die Großherzogliche Rheinſtrecke, 
ein von dem Großherzoge zu ernennender Zollrichter, von welchem 
ver Appellationdzug in appellablen Sachen, nad ver Wahl ver 
Parthien, entweder an vie Gentralichifffahrtscommifjion oder an 
das Großherzogliche Kreisgericht zu Mainz geht, und es tritt zwiſch— 
en dieſen Appellgerichten bloß der Unterſchied ein, daß die an die 
Gentrakommifjton ergriffene Appellation aus dem Grunde feinen 
Suöpenfiveffeet bat, weil diefe Commiſſion nicht zu jeder Zeit zu= 
gänglich ift, und bloß im Sommer auf ſechs Wochen zufammentritt. 
Nach dem bisher Grörterten und da, wie fo eben namentlich her— 
vorgehoben worden ift, unfere Steuermannsordnung, umd der jetzt 
in Berathung ftehende Gefegedentwurf, nur als ein ergänzender 
Beftandtheil ver Rheinfchifffahrtöconvention zu betrachten feyn dürfte, 
wirft ſich von felbft die Frage auf: ob in dem Falle, wenn die Con— 
traventionen gegen die Beſtimmungen des heute Discutirt werbenven 
Gefegedentwurfd zu rügen find, hierüber der Zollrichter, ober das 
dieſſeits und jenfeitd des Rheins fonft ordentlicherweife competente 
Bericht zu cognosciren habe? ine Frage, deren bejahende Beant: 
wortung aus dem Grunde viel für fich zu Haben feheint, weil der 
Artikel 81. der Rheinfchifffahrtsconvention Die contravenirenden _ 
Schiffsführer ohne Ausnahme der Gerichtsbarkeit des Zollrichters 
unterwirft, und der unbefugte Steuermann eben fo gut, wie ber 
conceſſionirte als Schiffsführer betrachtet werden muß. Es märe 
demnach gewiß fehr zu wünfchen, daß der Herr Regierungscom— 
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miffar über den angeregten Zweifel, zur Verhütung fonft möglicher 
Goinpetenzeonflicte, beftimmten Aufichluß ertheilen koͤnnte. 
- Der Regierungseommiffar, Minifterialratb Dr. Breivdenbak: 
Die Rheinſchifffahrtsconvention berührt nicht die Frage, melche ver 
Gefeßesentwurf behandelt, und wegen welcher die Großherzoglicht 
Staatöregierung die ftändifche Einwilligung in Anſpruch genommen 
bat. Der Gejegedentwurf handelt namlich nicht von conceflionirten 
Steuermännern, fondern von folchen Perfonen, welche auf ver Gros: 
berzoglich Heſſiſchen Rheinſtrecke den Steuermannsdienſt, ohne dazu 
befugt zu ſeyn, alſo ohne Conceſſion, ausüben. Der Geſetzesent⸗ 
wurf betrachtet eine ſolche Handlung als ein gemeines Vergehen, 
durch welches das Leben in Gefahr gebracht wird, und droht eine 
ernfte Freiheitsſtrafe, deren Verhängung dem Rheinzollrichter 
unmöglich überwiefen werden darf. Ich Halte es jevoch für jebr 
danfenöwerth, daß ver Herr Freiherr von Arens dieſen Zweifel zur 
Sprache gebracht hat, und Hoffe, daß verjelbe Durch das von mir 
fo eben Borgetragene feine Erledigung gefunden hat. Zur Begründ- 
ung der von mir audeinandergefeßten Anjicht, erlaube ich mir no 
die Bemerkung beizufügen, daß ver Gefegedentwurf dadurch hervor— 
gerufen worden ift, daß Fälle zur Anzeige gefommen find, in meld: 
em PBerfonen, welche feine Goncefjionen zum Steuermannsdienſte 
hatten, dennoch Schiffe fteuerten; in diefen Fällen bat das Zudt- 
polizeigericht nicht um deßwillen die Angeſchuldigten freigeiprochen, 
weil e3 jich für incompetent eracktete, fondern weil e8 in der rbein: 
heſſiſchen Gefeggebung an gefeglichen Beftimmungen zur Betrafung 
der erwähnten, zur Anzeige gebrachten Vergehen, mangelte. 
Freiherr von Arens: Der von mir erhobene Zweifel Eonnte um 
jo leichter entftehen, da der Artikel 42. der Rheinſchifffahrtscon— 
vention nur im Allgemeinen Führer von Schiffen erwähnt, und 
feinen Unterfchied zwifchen berechtigten und unberechtigten Schiffe: 
führern macht. Hierzu fommt noch, daß die Schiffe, bei entſtehend— 
en Streitigkeiten zwilchen den Steuermännern und den Schiffäeigen 
thümern, in der Regel nicht lange warten fünnen, und deßhalb hat 
auch wohl die Rheinfchifffahrtsconvention die Anftellung eigener 
Bollrichter für zweckmäßig erachtet, und für die Verhandlungen ver 
vorkommenden Sachen ein jchleuniged jummarifches Verfahren vor: 
gefhrieben.. Uebrigens ift mir die fo eben von dem Herrn Regier— 
ungscommiflär ertheilte, und über die Intention der Großherzoglich 


4 


— 175 — 


en Staatsregierung Auskunft gebende Erklärung vollkommen ge: 
nügend, und ich nehme keinen Anſtand, den von mir erhobenen 
erſten Zweifel fallen zu laſſen. Der von mir zu erhebende weitere 
Zweifel bezieht ſich darauf, daß die Möglichkeit gegeben iſt, daß 
Gontraventionen gegen die Beitimmungen des heute berathen werd— 
enden Geſetzesentwurfs, fowohl auf dem veihten, ald auch auf dem 
(infen Rheinufer begangen werden Fonnen. Im der Megel werden 
zwar derartige Gontraventionen auf dem linken Rheinufer vorkomm— 
en, wovon der Grund ganz einfach darin zu finden ift, daß, nach 
der Großherzoglihen Steuermannsdoronung vom 11. Juni 1836, 
nur für die Rheinhäfen zu Mainz und Bingen Steuermänner er- 
nannt werben, und der Schiffverkehr zwifchen diefen beiden Häfen 
offenbar der ftärkite if. Sobald nun, nach der Verficherung des 
Herrn Regierungdcommiffärd, der Zollrichter nicht als die Gerichts— 
behörve, welche über die in dem Geſetzesentwurfe erwähnten Con— 
traventionen zu cognosciren befugt ift, betrachtet werden Fann, fo 
wirft jich die weitere Frage auf: welche Gerichtöbehörve ift dann 
auf der rechten und linken Rheinſeite zur Aburtheilung dieſer Con— 
traventionen competent? — Für die Provinz Rheinheſſen hat vie 
Beantwortung diefer Frage nicht den entfernteiten Anftand, va die 
Artikel 137 und 179 des Code d’instruction eriminelle die Com— 
petenz der Einfachen-Polizeigerichte nur in den Fällen anerkennen, 
in welchen eine Gefegegübertretung blos mit Fünf Tagen Gefäng— 
niß, oder fünfzehn Francs verpönt ift, *) die Zuchtpolizeigerichte 
dagegen überall für competent erklären, wo ein Deliet mit mehr als 
fünftägiger Gefängniß- oder fünfzehn Francd Geldſtrafe bedroht 
ift **), weßhalb es denn auch für den conereten Fall nicht dem 
entfernteften Bedenken unterliegen kann, daß über die hier in Frage 
ſtehenden, mit drei bis ſechs Monaten Gefängniß bedrohten Ver— 
gehen, nur allein das Zuchtpolizeigeriht zu erkennen befugt feyn 
fann. Anders verhält es fich aber in Anſehung der Kontraventionen, 
welche auf dem auf ver rechten Nheinfeite gelegenen Großherzoglichen 
Gebiete begangen werben, indem für viefen Gebietötheil Feine fo be— 
ſtimmten Gefege und Verordnungen über die Gumpetenz der Ge: 
richte vorliegen, wie diefed für Rheinheſſen der Kal if. Es fragt 


*) Hundrich a. a. D. ©. XXI, 
**) Hundrid a. a. D. S. XXVI. 
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ſich alſo, ob für die, auf der rechten Rheinſeite begangen werdenden 
Contraventionen das betreffende Landgericht oder das Hofgericht das 
zuſtändige Gericht ſey? Dieſer Zweifel gründet ſich auf die Be— 
ſtimmungen unſeres Organiſationsediets vom 12. Oktober 1803, 
was auch in anderen Beziehungen ſchon jo viele Zweifel und Gen: 
fliete hervorgerufen hat. Daſſelbe beftimmt nämlich im $. 5., va 
das betreffende Hofgericht in allen Straffachen der orventliche Ridt: 
er (forum ordinarium). jeyn folle, es bezeichnet aber dabei zugleich 
mehrere Ausnahmsfälle, in melchen die Untergerichte nicht blos 
unterſuchende, ſondern auch urtheilende Behoͤrden jeyn follen. Zu 
diefen Ausnahmsfallen gehören unter anderen: (H. 5. Satz 4.) „all 
Defraudationen oder Unterfchleife gegen gewiffe — durch bejondere 
gejegliche Verordnungen fanetionirte Herrſchaftliche, Gemeinds— 
oder Privatberechtigungen, in ſo fern auf fie eine durch ein allge: 
meined Gefeß, oder im Berechtigungspatente ausgedrückte und nice 
auf Zuchthaus anſteigende Strafe gefegt iſt.“ *) Wenn nun gleid, 
nach meiner Anficht, derjenige feinen Unterichleif in dem, in ver jo 
eben verlefenen Stelle des Organiſationsediets bezeichneten Sinne 
begeht, welcher unbefugtermeife ein Schiff fleuert, und andere con 
cefjionirte Steuermänner in ihrem Gewerbe beeinträchtigt, fo fühlen 
doch vielleicht die verehrlichen Mitgliever der hohen Kammer mit 
mir die große Vagheit ver hervorgehobenen Beitimmung, indem «8 
immer höchft zweifelhaft bleibt, ob das betreffende Hofgericht oder 
das Uintergericht, das zur Beftrafung ver im Gefeßesentwurfe ver: 
ponten Gontraventionen competente Gericht ift, und es fünnen im= 
mer verfchiedene Anjichten hierüber entjtehen, welche beveutende Ver— 
zögerungen herbeiführen, und es kann ſich eveignen, daß oft er 
durch die Entjcheivung des oberſten Gerichtd derartige Zweifel und 
« Gonfliete gehoben werden koͤnnen. Es würde deßhalb fehr erwünſcht 
ſeyn, wenn der Herr Regierungdeommiffär, Namens der Großher— 
zoglichen Staatsregierung, eine Erklärung darüber abgeben wollt 
von welchem Gerichte, nad) der Intention der Großherzoglicen 
Staatöregierung, die auf dem rechten Rheinufer gegen den Geſehes 
entwurf begangen werdenden Gontraventionen zu beftrafen ſeyen 


*) Hefien-Darmftädtifche Eivilprozeß - Ordnung v. I. 1824 und peinlide 
Gerichts - Ordnung v. 3. 1726 mit Supplementen ıc. ꝛc. Darmitarı 
1830. ©. 343. 344, 
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Meiner Meinung nach iſt das Großherzogliche Hofgericht zu Darm— 
ſtadt dag allein zuftändige, weil deſſen Gompetenz als Negel ein— 
tritt, und die Ausnahme von diefer Negel jederzeit Flar und ſtrenge 
nachgewiefen werden muß, zu diefer Nachmweilung aber vie ange: 
zogene Beitimmung des Organiſationsediets um fo weniger genügen 
wird, als viefelbe jedenfalls vag und unbeftimmt abgefaft ift, und 
ohne ihr Gewalt anzuthun, eben fo gut bloß von Defraudation: 
en und Interfchleifen gegen Abgabengeſetze verſtanden werden kann. 
Der Regierungscommiffär Miniſterialrath Dr. Breidenbach: 
Die Frage, welche Gerichte zur Aburtheilung der, in Gemäßheit 
des vorliegenden Geſetzesentwurfs zur Anzeige kommenden Contra— 
ventionen competent ſeyn ſollen, iſt bei der Großherzoglichen Staats— 
regierung gleichfalls zur Sprache gekommen; es wurde erwogen, ob 
man das Erkenntniß, was vie jenſeitige Provinz betrifft, nicht an— 
die einfachen Polizeigerichte verweiſen ſollte, was kraft geſetzlicher 
Beſtimmung geſchehen könnte; allein man entſchied ſich dafür, keine 
Ausnahme von der Regel vorzuſchlagen, und beließ es daher bei 
der Zuſtändigkeit der Zuchtpolizeigerichte. Was die dieſſeitigen Pro— 
vinzen anlangt, ſo wird ſich zwar der Fall, daß deren Strafgewalt 
einträte, wahrſcheinlich nie ereignen, weil die von Mannheim zu 
Thal fahrenden Schiffer erſt in Mainz einen patentiſirten Steuer— 
mann an Bord nehmen müflen; möglich bleibt jenes aber doch, 
und ich bemerfe, daß vie Großherzogliche Stantsregierung bei Un— 
terftellung dieſes Falls, von der Anficht ausgegangen iſt, daß nur 
die Großherzoglichen Hofgerichte zur Aburtheilung compstent feyn 
werden. Die von den Herrn Freiheren von Arens verlejene Stelle 
des $. 5. des Organiſationsediets vom 12. Oktober 1803 ſpricht 
von Defraudationen oder Unterſchleifen gegen die dort aufgeführten 
Berechtigungen. Begeht aber Jemand eine Contravention gegen den 
vorliegenden Geſetzesentwurf, ſteuert alſo Jemand auf der Großher— 
zoglichen Rheinſtrecke in den bemerkten Fällen ein Schiff, ohne zum 
Steuermannsdienſte conceſſionirt zu ſeyn; jo begeht er vor allen 
Dingen, und vorzugsweiſe ein gemeines Vergehen, und der Um— 
ſtand, daß er zualeich andere conceſſtonirte Steuermänner in ihrem 
-Gewerbe beeinträchtigt, ift nur ſecundärer, nicht entfcheidenzer, ac: 
cefforischer Natur. Diejes ift vie Anjicht der Großherzoglichen 
Staatöregierung, welche ich der hohen Kammer officiell mitzutheilen 
die Ehre habe, und ich hoffe, daß hierdurch ver ziweite, der von dem 
1840 L 50 
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Herrn Freiherrn von Arens erhobenen Zweifel, ſeine Erledigung 
finden wird. | | 

Freiherr von Gruben *: Zur weiteren Rechtfertigung dee 
von dem Kern Referenten des Ausſchuſſes erhobenen Zmeifele, 
glaube ich noch auf den Artifel 42. der Rheinfchiffiahrtdconvention 
aufmerkſam machen zu ſollen, welcher unter Andern beſtimmt: „Da 
die Rheinſchifffahrt viele Erfahrung und Ortskenntniß erfordert: je 
werden zu deren Ausübung nur erfahrene Schiffspatrone oder Führ— 
er zugelaffen, welche jih über ihre in diefem Stüde erworbenen 
Kenntniffe vorher ausgewieſen haben.‘ 

Sodann heißt ed ferner: 

„Jede Uferregierung wird die nöthigen Maapregeln ergreifen, um 
fich von ver Fähigkeit derjenigen zu verfihern, welchem jie vie 
Rheinſchifffahrt vertraut.” 

In dem Artikel 42. der Rheinfchifffahrtsconvention ift alfo be: 
reits die Beftimmung enthalten, däß Niemand ald Schiffspatren 
oder Führer zur Ausübung der Rheinſchifffahrt zugelaffen werden 
foll, der jich nicht vorher über feine, im dieſem Fache ermorbenen 
Kenntniffe audgewiefen habe. Die wegen dieſer Qualification zu 
treffenden Anorpnungen find den Uferregierungen überlaifen worden. 
Was dazu im Großherzogthum Heflen gehören foll, ift durch die 
Steuermanndornnung vom 11. Juni 1836 feftgefegt, deren Ergänz— 
ung der vorliegende Geſetzesentwurf bezweckt. Der Artifel 81. ver 
Rheinschifffahrtsconvention beftimmt nun weiter: „Ehe die gegen- 
wärtige Ordnung in Vollzug tritt, fol an jedem Ein- und Ablade- 
Hafen, oder in jedem Gemeindebezirke, worin jich ein Zollamt be: 
findet, ein dafelbjt, oder doch fo nahe al3 möglich wohnender, auch 
aufferdem einem richterlihen Amte vorſtehender Beamter ernannt 
werden, zur ſummariſchen Behandlung und Entfcheivung in erfer 
Inflanz: a) aller Gontraventionen, gegen die Beftimmungen vieler 
Schifffahrtsorpnung und der hierdurch verwirften trafen, in io 
fern der Schiffspatron oder Führer ſich venfelben nicht. freiwillig 
unterwirft 20.” Wer aber der Großherzoglichen Steuermanndort: 
nung zumider die Rheinſchifffahrt ausübt, ver macht jich einer Gon: 
travention gegen das erwähnte, in vem Artikel 42. der Rheinſchiff⸗ 
fahrtäconvention aufgeftellte Princip fchuldig, woraus dann, in Gr: 


*) Bundestagsgefandter. 
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mäßheit des Artifeld 81. zu folgern feyn dürfte, daß nicht die ords 
entlihen Gerichte ded Großherzogthums, fondern der Zollrichter, 
wegen Zuerkennung der auf folche Gontraventionen gefeßten Strafen 
competent fey. . | 

Der Großherz. Regierungscommiffäar, Minifterialrath Dr. Brei: 

denbach: Der Artifel 42. der Rheinfchifffahrtsconvention legt den 
die Rheinichifffahrtsconvention abgefchloffen habenden Uferftaaten vie 
Verbindlichkeit auf, nur erfahrne und geprüfte Leute zu Steuer: 
männern zu conceffioniren, und der Artifel 81. der Rheinſchifffahrts— 
eonvention überträgt den Zoltrichtern eine gewiffe Strafgewalt, welche 
häufig die Natur von, wenn auch bedeutendeh Disciplinarftrafen 
bat. Hieraus fann aber nicht gefolgert werden, daß ver Artikel 
81. der Rheinſchifffahrtsconvention den Zollrichtern auch die Be— 
fugnig einräumen wollte, gegen Leute, welche gar feine Steuermänns 
er find, und welche ſich Gefegesübertretungen zu Schulden fommen 
laffen, welche gemeine Verbrechen begehen, Strafen zu verhängen, 
fonft müßten fie auch Zuchthausftrafen verhängen fünnen. 
Freiherr von Gruben: Man kann dann doch nicht läugıten, 
daß in dem Artikel 42. eine Beftimmung der Rheinſchifffahrtscon— 
vention enthalten ift, wornach nur erfahrne und geprüfte Männer 
Schiffe führen, alfo Steuermäanner feyn follen, und daß der Artikel 
81. der Nheinfhifffahrtsconvention den Zollgerichten alle Gontra= 
ventionen gegen die Beftimmungen der Rheinfchifffahrtsornnung zu— 
weißt; ed liegt demnach allerdings Grund zur Beſorgniß vor, daß 
die Rheinſchifffahrtscentralbehöͤrde Reelamationen dagegen erheben 
würde, wenn anderen Gerichten, ald den Zollrichtern, im Großher— 
zogthume die Befugniß eingeräumt würde, wegen ber fraglichen Con— 
traventionen Straferfenntniffe zu erlaffen. 

Der Regierungscommiſſär Minifterialratd Dr. Breidenbad: 
Die von dem Herrn Freiheren von Gruben fo eben hervorgehobs 
ene Beſorgniß, follte fie begründet feyn, wird dadurch gehoven, daß 
wie bemerkt, Falle vorgefommen find, in welchen vie Thätigfeit der ‘ 
ordentlichen Gerichte eingetreten ift, unter den Augen ver Rhein 
ſchifffahrtscommiſſion, und von Ihr gefannt, ohne daß fie die Com: 
petenz der NRheinzollrichter behauptet hätte, welche Behauptung man ' 
übrigens, hätte fie ftattgefunden, von N nicht hätte bes 
gründet finden koͤnnen. 

Sreihere von Arend: Wenn Fülle der Art vorgefommen find, 
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dag mit Vorwiſſen und Zuftimmung der Gentralcommiffion Anzeig: 
en gegen nicht zum. Steuermannddienfte concefjionirte Schiffer an 
das Zuchtpolizeigericht abgegeben und von dieſem abgeurtheilt wort: 
en find, fo ift die Sache erlevigt, und die hohe Kammer wird ſich 
bei der, von dem Herrn Regierungscommiſſär gegebenen Erklärung 
beruhigen fünnen, fo wie auch ich den von mir erhobenen zweiten 
Zweifel für völlig befeitigt erachte. 

Kanzler Dr. Linde: Ich erfläre mich mit dem Herrn Neger: 
ungscommiffär dahin einverftanden, daß fidh die Kompetenz der durch 
dte Rheinfchifffahrtsconvention eingeführten Zollgerichte nur auf die 
eoncefjlonirten Steuermänner erftredt, keineswegs auf folche, melde, 
ohne mit einer Goncefjlon zum Steuermannsvienfte verichen zu Ten, 
dennoch auf der Großherzoglich Heſſiſchen Rheinſtrecke Schiffe fuhr: 
en. Ein ganz analoges Verhältniß findet da flatt, wenn einer Be 
börde die Disciplinarftrafgewalt gegen einen Beamten unzweifelhaft 
zufteht; wo man nicht annehmen darf, daß diefe Behörvde auch geg— 
en den eine Strafgewalt ausüben darf, welcder fi ein Amt an: 
maßt, und fo ſich ein Vergehen zu Schulden fommen läßt, weldes 
wenn er wirklid Beamter geweien, ein Dienftvergehen ſeyn würde; 
denn im leßteren Falle begeht ja der Nichtbeamte ein gemeine Ver: 
gehen und fein Dienftvergehen. Wenn ich mir aufferdem eine Be: 
merfung beizufügen erlaube, fo liegt derſelben keinesweqs vie Tend— 
enz zum Grunde, mich gegen den Gefegedentwurf zu erklären, jond: 
ern nur um meine Anficht über die Motive der Entitehung deſſelben 
auszuſprechen, und um mich gegen die Unterjtellung zu verwahren, 
daß ich durch Stillfchweigen ein Prinzip anerfannt habe, wovon 
vermuthlich Hier noch oft die Rede ſeyn wird. Die Motive des vor: 
liegenden Gefegedentwurfes gehen von der Anjicht aus, daß die 
rheinheſſiſche Geſetzgebung Feine analoge Anwendung der Strafge: 
fege geftatte; dieſe Theorie theile ich nicht. Die franzöſiſche, in 
Rheinheſſen geltende Gejeggebung läßt allervingd das Prinzip der 
analogen Anwendung der Strafgejege zu; aber die Gerichte, nam: 
entlich in Rheinheſſen, erkennen viefes Prinzip nicht an, und daher 
entjpringt die Nothwendigkeit, bei der Strafgeleggebung in Rhein: 
heſſen, durch die Legislation nachzuhelfen. Der von ven rheinheils 
fhen Gerichten ‚beobachtete, und jo eben hervorgehobene Grundiag, 
daß die Strafgelege Feine analoge Anwendung erleiden könnten, ik 
fehr fruchtbar in feinen Folgen und flörend in der Anwendung. 
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Man fucht ſich zwar dadurch zu helfen, daß man zwifchen analoger 
Anwendung und extenfiver Interpretation der Gelee unterfcheivet, 
allein die Unterſcheidung veicht oft nicht hin, und führt dahin, fort: 
während durch fpecielle gejegliche Beſtimmungen Lücken ausfüllen 
zu müflen, die dad Richteramt durch Anwendung analoger Rechts⸗ 
grundſätze beſſer unfühlbar macht. 

So ſchloß die Berathung. In der folgenden Sitzung der erſten 
Kammer vom 2. Februar 1839 beichloß dieſe mit fünfzehn Stimmen 
gegen eine die. Annahme ded Gefegedentwurfs, der ganz in der Ab— 
fafjung, in der er vorgelegt ward, unterm 19. April 1839 ald Ge: 
feg publicirt ward. (Großherzogl. Heil. Reg. Bl. Nro. 16. vom 
30. April 1839.) 
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Hannover. 
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Ein Blick auf den Entwurf der neuen Verfaſſungs— 
urfunde für das Königreih Hannover, wie er 
der allgemeinen Ständeverfammlung im Mär; 
1840 zur freien Berathung vorgelegt worden ilt, 
mit der Stimme eines hannoverſchen Publiciſten 
über das ſtändiſche Mitwirkungsrecht hinſichtlich 
der Geſetzgebung, und einer Schlußnote des Her⸗ 
ausgebers. 


Der Entwurf der neuen Verfaſſungsurkunde für das Königreich 
Hannover *) ift beiden Kammern vorgelegt worden und die Berath— 
ung darüber ift im vollen Gange. 

Derjelbe befteht aus acht Kapıteln. 

Kapitel i. handelt von dem Königreiche, dem Könige, der Thron: 
folge und der NRegentichaft. Kap. 2. Don den Nechten und Ber: 
bindlichfeiten der Unterthanen im Allgemeinen. Kap. 3. on ven 
Gemeinden und Körperichaften. Kap. 4. Bon den Kirchen, Unter 
richtö-Anftalten und milden Stiftungen, Kap. 5. Von ven Land— 
fländen. Kap. 6. Don den Finanzen. Kap. 7. Don ven obern 
Landesbehörden und ver königlichen Dienerichaft. Kap. 8. Von ver 
Gewähr der Berfaffung. Unter den Beitimmungen des Entwurfs 


*) Ein vollftändiger Abdruck davon ift in der Helwing’fchen Hofbuchbant- 
lung zu Hannover erfchienen, 
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heben wir folgende hervor: In der Vertretung der beiten Kamm— 
ern der allgemeinen Ständeverfammlung find feine beveutende Ab- 
Anderungen beantragt, als daß die lebenslänglichen Mitgliever des 
Schatzkollegs zum Theil in die erfte, zum Theil in die zweite Kammer 
eintreten. Ein Landtag danert regelmäßig ſechs Jahre, und bie 
Stände werden alle drei Jahre berufen. Die allgemeine Stände: 
verfammlung- Hat das Necht ver Zuftimmung zur Grlaffung, Wie: 
deraufbebung, Abänderung und authentifchen Interpretation a) all- 
er Sefege über die Steuern; b) aller derjenigen gefeglichen Bes 
flimmungen, welche einen direeten Gingriff in das Privateigentbunt 
enthalten; ° e) aller derjenigen geirglichen Beftimmungen, wodurch 
ten Untertbanen over einzelnen Klaſſen derfelben neue Laſten und 
Zeiitungen aufgelegt oder die beſtehenden erhöht werden follen. Zu 
der Erlaffung, Wiereraufhebung, Abänderung und authentifchen In— 
terpretation gejeglicher Beftimmungen anterer Art wird das rath- 
fame Gutachten der allgemeinen Ständeverſammlung erfordert. Das 
Recht der ſtändiſchen Mitwirkung erſtreckt fih nur auf den weſent— 
lichen Inhalt der Geſetze. Dem Könige verbleibt das Recht, die— 
felben nach Maßgabe ver verſaſſungsmäßig feitgefegten Grundſätze 
ausnrbeiten und dann verfündigen zu laffen. Die Verwaltung ver 
Domänen und Negalien, jo wie ihrer Einfünfte, hangt allein vom 
Könige ab. Die Stände fonnen in diefer Hinjicht Feine Art ver 
Mitwirkung in Anfpruch nehmen, fofern nicht der König für ein- 
zelne Grgenftände ihnen eine ſolche Mitwirkung zeitweife einräumt. 
Es wird jevoch der allgemeinen Ständeverfammlung bei Eröffnung 
eines jeden Landtags eine Meberjicht ver Einnahmen und Ausgaben 
der königl. Kaffe mitgetheilt werden. Die reinen Einkünfte aus 
den Domänen und Regalien follen verwendet werben zur Bezahlung 
der Zinfen der auf den Domänen haftenden Schulden und zum 
allmahligen Abtrage der Pafliv-Kapitalien; zur Beftreitung ver Be— 
dürfniſſe des Föniglichen Hauſes; und zu Beftreitung der übrigen 
Regierungdbevürfniffe. Die Einkünfte aus den Domänen und Res 
galien follen fünftig nicht mit den Steuern und Chauſſeegeldern 
vereint in eine‘ gemeinjchaftliche Kaffe fließen, fondern es foll vie bis 
zum 4. Juli 1834 beftanvdene Trennung der Euniglichen Kaffen und 
der Landeskaſſe wieder hergeftellt werben, und das bis zum 25, 
September 1833 beftandene rechtliche Verhältnig ver Kaſſen wieder 
eintreten. Ueber vie dauernde Vertheilung beftimmter Klaſſen von 
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Ausgaben auf die koͤnigliche, ſo wie auf die ſtändiſche Kaſſe wird 
zwiſchen König und Ständen eine Vereinbarung beantragt, welche 
nur durch beiderſeitige Zuſtimmung abgeändert oder wieder aufge: 
hoben werden kann. Ueber vie Ausgaben, welche aus der Landes— 
kaſſe zu beſtreiten ſind, ſoll der allgemeinen Ständeverſammlung 
in jedem ordentlichen Landtag, alſo alle drei Jahre, ein nach Haupt: 
dienftzweigen gefonverted Budget vorgelegt werden. Die allgemeine 
Stänveverfammlung hat dad Recht, das Bupget zu prüfen und zu 
bewilligen. Gleichzeitig wird der allgemeinen Ständeverſammlung 
ein Anjchlag der zu deren Beſtreitung erforderlihen Ginnabnen an 
Steuern vorgelegt werden. Die Steuern bevürfen der Bewilligung 
der allgemeinen Ständeverſammlung, welche jedes Mal für die 
nächte dreijährige Finanzperiode audzufprechen if. Da vie Land: 
zölle und: Schifffahrtöabyaben für jegt mit den Gingangäfteuern 
enge verbunden jind, fo überläßt ver König für vie Dauer dieſer 
Verbindung die Benugung dieſes Negald der Landeskaſſe, melde 
hierfür jährlich die Summe von 230,000 Rthlr. an vie königliche 
Kaffe zu vergüten bat. Der veine Ertrag der direkten und invirckt- 
en Steuern fließt in vie Landeskaſſe. Die Verwaltung vieler Kaſſe 
ftebt unter ver Aufitcht und obern Keitung des Binanzminifterkumd 
dem Schagfollegio zu, welches theild durch Grnennungen des Kön— 
igs, theils Durch ſtändiſche Wahlen unter füniglicher Beſtätigung 
bejegt wird. Wenn Die in dieſer Berfaffungdurfunde begründete 
landſtändiſche Verfaffung auf verfaflunadmwiorige Art aufgehoben 
würde, fo ift das Schaßfollegium berechtigt und verpflichtet, ven 
König um Aufrechthaltung jener Verfaſſung oder um ſchleunige 
Berufung der in Gemäßheit verielben beftehenven allgemeinen Stände— 
verfammlung zu bitten, und wenn diefer Schritt fruchtlos bleiben 
ſollte, ven Schuß des deutſchen Bundes für die aufgehobene land- 
ftändische Verfaſſung anzurufen. 


Den meiſten Anſtoß erregt der 6. 106 dieſes neuen Verfafſungs— 
Entwurfs; der wörtliche Inhalt veffelben lauter: 

„Die allgemeine Ständeverfammlung hat das Necht der Zuftimm: 
ung, zur Erlaffung, Wiederaufhebung, Abänderung und autbent: 
ifchen Interpretation 
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a.) aller Gefege über die Steuern, 

b.) aller diejenigen gejeglichen Beftimmungen, ee einen bireft- 
en Eingriff in das Privateigenthum enthalten, 

e.) aller derjenigen gefeglichen Beitimmungen, wodurch den Un- 
terthanen oder einzelnen Claſſen derſelben neue Laften und 
Leiftungen aufgelegt oder die beſtehenden erhöht werven follen. 

Zu der Erlaſſung, Wiederaufhebung, Abänderung und authent: 
ischen Interpretation gejeglicher Beltimmungen anderer Art wird 
Das rarhiame Gutachten der allgemeinen Ständeverſammlung er- 
fordert. 

Das Recht der ftändijchen Mitwirkung erſtreckt ſich nur auf den 
weientlichen Inhalt ver Geſetze. Dem Könige verbleibt das Mecht, 
diefelben nadı Maßgabe der verfaflungsmäßig feftgeftellten Grund: 
füge ausarbeiten und ſodann verfündigen zu laffen. 

Bei der Verkündigung eined jeven Geſetzes ift die babei einge: 
tretene Art ver ſtändiſchen Mitwirkung zu erwähnen. Ä 

Die Frage, welche Theilnahme den Ständen bei der Landesge— 
eg chung zufommen fünne, bietet einen zwiefachen Geſichtspunkt 
zur Beachtung dar: fie muß nämlich fomohl von der rechtlichen 
(juriftifchen) wie von der politiichen (nüßlichen) Seite her erwogen 
werden, ehe über eine derartige Verfafſungsbeſtimmung geurtheilt 
werden fann. 

In der erftern Beziehung, der juriftifchen, führt die Erwägung 
zu folgendem Refultate. Da es in Deutfchland feine ftilffchweigende 
Beichränfung ver landesherrlichen Gewalt gibt, und da die Geſetz— 
gebung ein Ausflug und wefentlicher Theil der landesherrlichen Ge— 
malt if, fo fann eine Beichränfung verielben ald Recht und aus 
rechtlichen Gründen nur in fo weit gefordert werben, als fie in dem 
noch geltenden Bartieularrechte oder in den Geſetzen des deutſchen 
Bundes enthalten it, jie kann aber, falls jie nur in den Partifu- 
largefegen begründet läge, nicht über dad Maaß hinausgehen, welches 
die Bundesgeſetze ald Marimum aufitellen. Dieſe unftreitig richtigen 
Grundſätze auf Hannover angewendet, ergeben, daß die Baſis einer 
deßfallſigen Anforderung lediglich in dem $. 6. der Verfaffung von 
1819 zu ſuchen ift, und daß das, mas jegt mehr bewilligt worden, 
nur aus. dem Gejichtöpunfte landeöherrlicher Verwilligung aufzu⸗ 
nehmen ift. Noch mehr als dieſes kann rechtlich nicht geforbert 
werben, weil weder dad bis jet geltende beſondere, noch das allge: 
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meine Recht ein Mehrered gebieten, resp. begründen. Mamentlid 
aber kann keine allgemeine Theilung ver Geſetzgebung mit den Stänt: 
en vom Könige gefordert werben, indem hiermit eine Verlegung des 
oberften Grundfaged des Bundesrechted, ded monarchiſchen Brinzips 
gefordert werden würde, eine Anforderung, tie niemals zur redt- 
lichen Griftenz gelangen könnte. Vielleicht möchte man, da einmal 
von dem PBartifularrechte die Rede geweſen, gegen uniere Bebaup:: 
ung auf die fruhern Nechte der Provinzialftande hinweiſen und be 
haupten wollen, daß wenigftens eine Provinz, nämlich Lüneburg, 
früher das Recht ver Zuftimmuna gehabt habe. Wir geben viele 
Thatfache zu; allein gleichwohl laffen wir eine Bezugnahme bierauf 
nicht zu. Weßhalb nicht, brauchen wir ſicher wohl nicht erft aus: 
drücklich zu erklären, die Gründe liegen Elar vor. Dennocd mag 
ein einziger nicht übergangen werben, weil er das Anführen aller 
übrigen entbehrlich macht. Wir meinen nämlich den, daß die durch 
die Verhältniſſe, namentlich durch die Auflojung des deutſchen Neid: 
es aufgehobene Befugniß einer einzelnen, früher in ihrer Beredtig- 
ung gänzlich iſolirten Provinz keineswegs jet als Norm cine 
das ganze Land betreffenden Gefeged, ald Grundlage einer vepfalls 
figen rechtlichen Forderung erſcheinen Fonne. 

Hiernach ift denn aber der $. 106. des neuen Berfaflungsent: 
murfes wohl geeignet, von diefer Seite ber zufrieden zu ftellen. 

Daſſelbe Refultat wird gemonnen, wenn man uniere Frage in 
der andern Beziehung, der politischen, auffaßt. Erwägen wir nun 
bier, abgejehen von ven pofitivsgejeglichen Beſtimmungen, welches 
qualitative und quantitacive Maaß der ftänvifchen Theilnahme an 
der Gefeßgebung zu bewilligen räthlich ſey, fo werden doch auch 
felbft diejenigen, welche die Gejeßgebung durchweg mit den Stänv: 
en getheilt wiſſen wollen, zugeben müffen, daß Gonceijionen, 
fo wie fie ver $. 106. des Entwurfed gibt, vorausgefegt nur, daß 
jie praftifch realijirt werben, — volllommen ausreichend find, um 
die Rechtöjicherheit der Unterthanen zu fügen. 

Muß diejed aber da angenommen werden, wo bei vielen, umftreitig 
die wichtigften Intereffen betreffenden Gefrgen die Zuftimmung, bei 
den minder wichtigen das rathſame Gutachten der Stänpe notb: 
wendig ift, fo entfteht nur noch die Nebenfrage: was denn eigent- 
ih dem Lande durch die fehlende Zuftimmung bei folchen Geſehen 
die minder wichtige Intereffen betreffen, verloren werde? 
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Wer auf die Erfahrung geachtet und darauf Gewicht Iegt, wer 
überdieß die Beichaffenheit und Zahl derjenigen Gefege Eennt, welche 
in die Kategorie der nad dem mehrgenannten $. 106. blos zu be— 
rathenden Gefege gehören, der wird die beichränfende Beitimmung 
des F. 106 unftreitig fogar für einen "mehrfachen Gewinn halten. 
Wir find durchaus nicht gefonnen, durch Tadeln der Landſtände 
zum Ziele zu gelangen, aber dennoch Fünnen wir nicht umhin, im 
Allgemeinen auf die Uebel und Mängel binzumeifen, vie unparthei— 
ifche und fachFundige Männer ven Ständen, in foweit es die Legis— 
latur betrifft, fchon längſt auf das Evidenteſte nachaewiefen haben, 
und die jo jonnenklar am Tage liegen, daß jle mehr oder weniger 
Jeder erkennen muß, die aber auch fo geftaltet find, daß felbft unfere 
Gegner wohl zugeftehen werben, fie könnten auf vie allgemeine 
ftandifche Zuftimmung verzichten, würde dadurch nicht die monarch— 
ifche Gewalt beichranft. | 

Eine unpartheiifche Auffaffung dieſes Gegenſtandes, mag fie auch 
noch fo vieljeitig jeyn, muß zu der Ueberzeugung führen, daß der 
- $. 106. gewährt, was rechtlich und billig begehrt werden kann und 
was heilſam ift. Die Stände mögen mit ihrer Erfahrung die Reg: 
ierung bei ihrer. legiölativen Thätigkeit unterſtützen, und deren Ge— 
ſichtskreis erweitern; fie mögen vathen. Das ift unter Umſtänden 
wirklich rathiam und fördernd. Ein Mehreres aber ift unvereinbar 
mit den Anforderungen einer guten Gefeggebung, gehört lediglich 
in dad Gebiet der unbedachten und unüberlegten Zeit Extreme, und 
it ohne allen Nutzen. Oder follte etwa das Gute, das im Wege 
des Rathes an die Regierung gebracht worden, nicht Eingang 
finden ? Eollte die Zwangskette der ftändifchen Zuflimmung durch— 
aus erforderlich feyn? Haben etwa die guten Geſetze Deutichlands 
nur der Zuftimmung der Stände ihr Dufenn zu vervanfen? Mer 
diefe Fragen nad ver beften Lehrerin, der Erfahrung, zu löfen ver: 
fleht, der wird nachmald finden, daß ver $. 106. des Verfaſſungs— 
Entwurfed Alles gewährt, was gefordert werden mag. Unſere eig- 
ene Staatögefchichte lehrt und, vapsdie allgemeine ſtändiſche Zus 
flimmung Feine politifche conditio sine qua non einer quten Ge— 
jeggebung ift, und — bevürfte es der Beweiſe noch ftürfere, fo 
ließen jich die Gefegbücher Preußens, Defterreichd und felbft Frank: 
reichs willig ald Zeugen aufrufen. Ueberhaupt mag bier aber noch 
erwogen werben, daß der Streit über unſere Frage mehr die Prin- 
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Zipien, als die Anwendung trifft. Auch dieſes läßt ſich aus unſ— 
erer eigenen geſchichtlichen Erfahrung nachweiſen. Die Jahre ven 
1819 bis 1833 zeigen, daß die Regierung niemald ein Gefeg pre: 
mulgiven ließ, welches gegen den entfibiedenen Willen beider Kamm: 
ern verftoffen hätte. Hierzu laſſen jih die ungmeideutigften Belege 
liefern. 

Doch unfer Beiipiel mag ſammt ven gewollten Bemerkungen Bier 
ftille fteben.. Es würde zu weit führen, follte ver Gegenitand er: 
ſchöpft, follte Alles wiederholt werden, was ſich bier ſagen läßt. 
Für ven Zweck, welchen wir im Auge haben, genügt das Bisherige, 
Es follte blo8 gezeigt werden, daß ver neue Berfaffungdentwurf in 
einer feiner michtigften Beziehungen zwar nicht in den Fabeln ver 
Zeit fuße, aber doch die rechtlichen und politifch heilfamen Anfore: 
erungen vollfommen befriedige. Hiermit wollten wir den vorfcnell: 
en Urtheilen und dem einfeitigen Tadel derer begegnen, melde vie 
Bafid unfered inneren Friedens abſichtlich verbächtigen. 

Aub mir betrachten den neuen Verfaſſungsentwurf nicht ale 
ewigen, niemals veränderlichen Schlußſtein unferer politiichen Ent: 
wicelung und der Damit verbundenen Hoffnungen ; aber wir glauben 
von ibm, daß ev Hannover für lange berubigen und die Wiederkeht 
unfered gemeinschaftlich frievfamen Zufammenwirfens erzeugen Fönne. 

Unter: den obmaltenden Umftänven liegt hierin Alles, was nüg- 
lid) und notbmwenvig ift. Das, was ich Pinuf von dem günftigen 
Einfluffe einer fpäteren Zukunft und von der Entwidlung bed un: 
ftreitig Guten, welches der vorgelegte Entwurf, wenn auch neben 
manchen Mängeln enthält, erwartet werben. 

Nur diefe Erwägung fann zum Ziele führen, nicht das unfidere 
Hinitieren in die unfichtbare Zukunft! ®). 


*) Ganz abgefehen von dem eigentlichen Streitgegenſtand, um ben fi6 
die Hannover'ſche Verfaffungsfrage bewegt, und weit entfernt, ben ara: 
enwärtig vorliegenden Berfafjungsentwurf für geeignet zu betrachten, 
um den in Hannover geftösten Rechtszuftand bei den fich wiederholen: 
en Petitionen biffentirender Korporationen wieder herzuftellen umd wen 
deßfalls in mehreren conftitutionellen Staaten Deutfchlands laut ger 
wordenen Befürchtungen zu begegnen, theile ich von ganzer Seele vw 
Anficht, weldje hier über den $. 106. des nenen Berfaffungsentwurit 
und über das zu limitirende fündifche Necht der Legislatur entwidel 
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worden iſt. Ich theile dieſe Anſicht nicht blos im Intereſſe von Han— 
nover, ſondern im Intereſſe von ganz Deutſchland. Noch ehe die be— 
dauerlichen Mißklänge in Hannover mit ihren unheilvollen Wirkungen 
zum Vorſchein gekommen waren, habe ich dieſe Auſicht im Intereſſe 
der Monarchie wie im Intereſſe einer ruhigen conſtitutionellen 
Entwicklung als meine Ueberzeugung ausgeſprochen, nicht einmal, ſond— 
ern oft und beſonders in meiner Schrift: Ueber den Charakter 
unſrer Zeit und den Mißklang im conſtitutionellen 
Leben. Heidelberg 1835. Ich habe die innere Beruhigung, niemals 
zu den Bartheien der beiden politifchen Extreme gehört zu haben. Streng 
confitutionell, im wohl veritandenen Sinne des Wortes, halte ich den 
Egoismus, der in den ſtändiſchen Kammern bei dem Zuſtande unſ— 
rer Geſetzgebung das gebieteriihe Wort führt, für eine Echattenfeite, 
für ein großes Uebel in den conftitutionellen Staaten. Iſt die Theil: 
nahme der Stände an der Gejeggebung in allen Zweigen derfelben 
eine mehr als berathende, kann fein Geſetz ohne ihre Zu: 
ffimmung die Bublication erlangen, jo wird eben diefer Egoismus 
eine ewige Quelle der Mißgriffe von Eeiten der Stände und der Reg- 
ierungen in Deutſchland bleiben. Daher die ‚Unvollfommenbeit der 
meiften Gejege, nämlich derjenigen, die das Gepräge dieſes Egoismus 
an fid tragen, daher die große Verſchiedenheit in den Beltimmungen 
derfelben, daher die läftigen Partheienfimpfe und Snterpellationen in 
den ftändifchen Kammern, daher die oft fo grell hervortretenven Gen: 
enjäge zwifchen ver erſten und zweiten Kammer, daher der überwieg- 
ende Ginftuß, welchen einzelne ivrachfertige und imponirende (oft nur 
redfelige und floskelreiche) Nepner über die ſchwächeren Brüder der 
Kammern behaupten, daher Die oft ermudende Weitſchweifigkeit, Breite, 
Hartuädigfeit und Tautologie, womit fo manche Reduer die exit in 
den legten vier Wochen augelernte legislatsrifche Weisheit — zu ihrer 
eignen aroßen Selbitzufrievenheit — in den fchiwierigften Fächern der 
Geſetzgebung an den Diann zu bringen fuchen, daher endlich die über: 
triebenen Ferderungen für die fogenannten materiellen Intereſſen, 
die oft als die einzigen Lehensfragen der Bülfer behandelt werden, 
während die heiligfte und dringenſte Angelegenheit des inneren monz 
archiichen Stuatslebens mit der höchſten Kühle und Gleichgültigfeit 
abgefertigt, nicht jelten fogar mit dem eifte ver Negation von Nas 
dicalgefinnten aufgefaßt wird, die mit Umftoßung alles Beſteh— 
enden ihre Ideen von Freiheit im Sturmjchritte verwirklichen 
mollen. Mur dieſe, fich gefallend in Angriffen und Mebergriffen, und 
welche in dem maßlofen Gefesgebungsredyt der Stände einen immer: 
wahrenden Zündftoff für die Zufunft unteralten möchten, find betrübt 
über jede Schranke, die den von daher kommenden Agitationen gejegt 
werden fol. Ruhige Bürger, die einen allmähligen, gefchichtlichen 
aber fiheren Bang der Entwicklung mit fieter Aufrechthaltung der 
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Ordnung wünfchen, müſſen fich darüber erfreuen. Das zu ausgevehn:e 
Geiebgebungsrecht der Stände ift es tamentlich, welches vie im ein: 
zelnen Derfammlungen derjelben hervortretende fürmliche Oppoñtien 
gegen die Regierungen hervorgerufen hat. Diefe [ppofition if es, 
welche ver Erzielung und Befeftigung eines freundlichen Ginverfänp: 
nifjes zwifchen Ständen und Regierungen im Wege ſteht. Durd fe 
it die Natur der Ständeverfammiungen verändert und der Zweck ihrer 
GEinfegung vereitelt worden. Die Gründung freier Berfajjungen war 
ein Bedürfniß, nicht blos zum Heile der Völker, ſondern auch zur 
Sicherheit und Macht der Fürften. Um fich über die wirflichen In: 
terefien des munarchifchen Prinzips und der conftitutionellen Freihen 
zu verftändigen, ift vor allem nothwendig, daß gewarnt werde, eben 
fowohl vor jedem Beitreben, den Strom der Zeit zu hemmen, ven feine 
Menſchenmacht aufpalten fann, als vor jedem Beginnen einer gewalt- 
famen übereilten Durchſetzung phantafticher Ideen. In dieſer Be;ieh: 
ung find mir die deſtructiven Partheihäupter in ihrer Zeritörungs: 
luft eben ſo verwerfli, als die Gonjervativen im Dienfle der 
Etabilität. Aecht conftitutionell find nur diejenigen, die im 
Kampfe für Recht und Wahrheit, für Gejepmäßigfeit und Ordnung 
die Monarchie ehren, und in ihrer Verfaſſungetreue und Verfaſſungs— 
liebe flar und deutlich erkennen, was die Zeit will, wollen fann 
und darf. 


Der Herausgeber. 
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Zur Prefigefeßgebung. 
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Entwurf eines Preßgeſetzes, wie es moͤglich und 
annehmlich iſt. 


Der nachſtehende Entwurf, zuerſt veröffentlicht in der „allgemein— 
en Preßzeitung“ iſt, obgleich dabei das Koönigreich Sachſen fpeciell 
ins Auge gefaßt worden iſt, ein für ganz Deutſchland höchſt inter— 
eſſantes Aktenſtück, und es verdient alle Anerkennung, daß der Ver— 
faſſer die Initative der Geſetzgebung ergreifend, mit legislativen Vor— 
ſchlägen an das Licht tritt, die wir, weil darin die Rückſicht auf 
die Bundesgeſetzgebung vollſtändig gewahrt und auch auf eine noch 
auffer den vom Bunde vorgeſchriebenen Maaßregeln zu bewirkende 
Sicherung gegen Mißbrauch forgfültig Bedacht genommen worden 
it, al8 eine willfommene Arbeit für das fchwierige Gefchäft ver 
deutſchen Geſetzgebung auf dieſem der fortmährenden Oppojition 
preiögegebenen Felde mit Dank begrüßen. Der mwohlgejinnte Ber: 
faffer geht ven Weg der Bermittelung, ehrt den Grundjag der Preß— 
freiheit, wie die durch die Polizeigewalt des Staates gebotenen 
Schranfen. . Er hat feine Beftimmung aufgenommen, der man den 
Bormurf der Unzweckmäßigkeit, und der Unmöglichkeit ihrer Aus: 
führung machen fünnte. Cine noch andere Glanzſeite des Entwurfs 
ift die, daß der privatrechtlichen Seite des literariichen Eigenthums, 
welche bisher in den Preßgeſetzen gänzlich umgangen war, die ges 
bührende Rückſicht in ver Art gewidmet worden ift, wie ſich die 
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Heiligkeit des Eigenthumsrechts mit jenen gebieterifchen Anſprüchen 
verträgt, welche die publiciftiichen Verhältniſſe Deutfchlands zum 
Innlade fowohl ald zum Auslande erheiſchen. 

Diefer Entwurf lautet: | 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


$. 1. Jeder Landeseinwohner ift berechtigt, ſich der Preſſe zu 
bedienen, um Thatfachen, Urrheile und Meinungen ungehindert zu 
veröffentlichen. So lange jedoch der Bundesbeſchluß vom 19. Sept. 
1819 in Kraft bleibt, dürfen Schriften, die in der Form täglicher 
Blätter oder Heftweile erfcheinen, desgleichen ſolche, Die nicht über 
zwanzig Bogen im Drude ſtark find, nicht ohne Vorwiſſen und 
Genehmigung der Genjurcollegien zum Drucke befördert werden. 
F. 2. Eben fo wenig dürfen, für die Dauer des Bundesbeſchluſſes 
von 5. Juli 1832, Zeit: oder nicht über zwanzig Bogen betrag: 
ende ſonſtige Drudjchriften politifchen Inhalts, welche in einem wict 
zum deutjchen Bunde gehörigen Staat in deutſcher Sprade er: 
ſchienen find, ohne vorgängige Genehmigung der Negierungsbebörde 
auögegeben oder verbreitet werden. F. 3. Jedem ift nachgelafien, 
auch ſolche Schriften, welche nach $. 1. der vorgängigen Genchmig: 
ung nicht bedürfen, zur Genfur einzureichen. $. 4. Alle in Sachſen 
erjcheinenden Drudichriften, fie mögen einer vorläufigen Genchmig: 
ung unterliegen oder nicht, müffen mit dem Namen des Druders 
und, infofern fie zur Klaſſe der Zeitungen und Zeirfchriften gehören, 
auch mit vem Namen de3 verantwortlichen Herausgebers verichen 
ſeyn. Drudichriften, bei melden dieſe Vorfchrift nicht beobachtet 
ift, dürfen nicht in Umlauf gefegt, und follen, wenn folcheö beim: 
licherweife geichiebt in Beichlag genommen werden. $. 5. Diele 
Vorſchrift leidet feine Anwendung auf diejenigen Gegenftänve, welde 
nicht zu den Drudichriften gehören, fondern wie Etiketten, Factur: 
en, Rechnungen, Tabellen und unter dem techniichen Ausdruck: Arc 
eidenzien, begriffen werden; es jind jedoch die Drucker verpflichtet, 
von jever folchen Arbeit ein Exemplar, mit ihrer Firma bezeichnet, 
ein Jahr lang aufzubewahren. $. 6. Von jedem in Sachſen ge: 
druckten oder verlegten Werke muß, gleichzeitig mit der Ausgabe 
deſſelben, ein Gremplar an die vorgelegte Genfurbehörde eingereicht 
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werden. Der Einreichende erhält Hierüber eine Beſcheinigung, welche 
zugleich die gefegliche Präfumtion des rechtmäßig erworbenen Ver: 
lagdrechte8 begründet. (‚In der Ausführungsveroronung dürfte zu 
beftimmen feyn, daß diefe Exemplare, nad vorgängiger Prüfung 
IS. 21.], .mit einem Stempel verfehen und an eine Öffentliche Bib⸗ 
liothek abgegeben werden ſollen.) 


II. Vorſchriften über den Gewerbbetrieb. 


$. 7. Zur Errichtung neuer Buchdrudereien und anderer An- 
ftalten, aus welchen cenfurpflichtige Gegenftände hervorgehen koͤnnen; 
zu dem Betriebe ded Sortimentd- und Kommiffionsbuchhandeld aufs 
jerhalb Leipzig; ingleichen zu Herausgabe von politifchen Zeitjchrifts 
en, follen von jest an Conceffionen erforberlicd, fein, welche von 
den Kreidbirectionen audzufertigen find: Für den Betrieb des Buch: 
handels in Leipzig bleiben die Beftimmungen des daſigen drtlichen 
Status allenthalben in Wirkſamkeit. $. 8. Die ertheilten Goncef> 
fionen fünnen den Inhabern wegen Mißbrauchs, in Folge rechtlicher 
Entjcheivung wiederum entzogen werben. $. 9. Für MVorlegung der 
der Genfur unterworfenen Schriften im Manufeript, over in ven 
Satzbogen vor deren Abdruck, an den competenten Genfor, und für 
wefentliche Abweichungen des Abdrucks von dem cenjirten Manu— 
feript oder Satzbogen, ift der Drucker verantwortlich. Für den Ins 
Halt feiner Drudarbeiten haftet der Drucder, als folcker, nur wegen 
der Accidentien ($. 5.) $. 10. Es fteht den Inhabern von Buch— 
prudereien frei, an ihrer Statt einen des Gefchäftes kundigen Mann 
als verantwortlichen Vorſtand der Offiein der Obrigfeit vorzuftelle 
en und verpflichten zu laſſen. Die Verantwortlichkeit der Vorſtaͤnde 
erftredt fih auch auf die Handlungen und Unterlaffungen der in 
ven Buchdrudereien befchäftigten Perfonen, wenn ihnen dabei eigene 
Verſchuldung oder grobe Nachläfjigkeit zur Laft füllt. $. 11. Jeder 
Zanvdedeinwohner, welcher cenfurpflichtige Schriften aufferhalb der 
deutſchen Bundesftaaten drucken läßt, ift verpflichtet, dieſelben wor 
deren Ausgabe der competenten Genfurbehörve vorzulegen. $. 12. 
GSleichergeftalt find die Commiſſionairs folcher Verlagshandlungen, 
die aufferhalb der deutfchen Bundesſtaaten wohnen, verpflichtet, für 
Drudichriften, welche in Sachen der Cenfur unterworfen jein würd— 
en, vor deren Außgabe, bei eigner Verantwortung, die Erlaubniß 
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zum Bertriebe nachzufuchen. $. 13. Sortimentöbuchhändfer, melde 
von Ausmärtigen, die feinen Commiſſtonair in Sachſen haben, 
Bücher oder Zeitfchriften zugefendet erhalten, die einer vorgängigen 
Bertriebserlaubniß bevürfen ($. 2. und 12), find für Einholunz 
derfelben perfönlich verantwortlich, auch dürfen Sortimentshäntter, 
Keihbibliothefare und Antiquare Feine ſolchen Bircher führen, melde 
in Folge rechtlicher Entſcheidung, oder einer adminiftrativen Maf- 
regel, unterdrückt worden jind. $. 44. Die verantwortlichen Her: 
auögeber von Zeitjchriften oder andern Sammelwerken, und ever 
tuell deren DBerleger, werden vor dem Geſetz ald Verfaſſer ver ein 
zelnen Artifel angefehen und behamvelt; jie Fünnen jedoch, durch 
. Nennung ded wirklichen Verfaſſers, ſich von der ihnen obliegenven 
Perantwortlichfeit infoweit befreien, als jie nicht wegen Theilnahm 
oder Begünftigung eines größern oder geringern Vergehens, in Ge 
mäßbeit. des 5. Gap. des -Griminalgefegbuchs, firafbar find. $. 15. 
In allen Fällen, wo durch eine Drudichrift ein ſolches Verbrechen 
begangen worden ift, Hinjichtlich melched nach Art. 86 des Straf: 
gefegbuch®, die Pflicht der Denuneistion ftattfindet, find auch Her 
ausgeber und Verleger zur Namhaftmachung des Verfaſſers, auf 
amtliche8 Erfordern, verbunden; iſt der Verfaſſer ein Ausläner, 
fo fommen die Vorſchriften des Art. 3 und 4 des Strafgeſetzbuchs 
zur Anwendung. $. 16. Die Herausgeber von Zeitjchriften find 
verbunden, von Behörden. und Privatperjonen factifche Berichtig: 
ungen gegen fie gerichteter Artikel. verfelben Zeitfihrift, und zwar 
bis zur Länge diefes Artifel3 unentgeltlich, über dieſes Maaß hin— 
aus aber gegen Bezahlung der von ihnen im Allgemeinen beſtimmi⸗ 
en Infertionsgebühren, in dem nächſten nah vem Eingange der 
Berichtigung zum Drucke gelangenvden Stud oder Blatt aufu: 
nehmen. $. 17. Im Mebrigen bleiben ſowohl ver Verfaſſer als 
Herausgeber und Verleger, welche ihre Schriften freimillig, oder in 
Gemäßheit dieſes Gefeged der Genjur unterworfen haben, rückſicht 
ih der mit Genehmigung des competenten Genford gebrudten 
Schriften von aller mweilern Verantwortung frei; die im $. %. 
vorbehaltene Mafregel full in ihrer Anwendung auf cenjirte Schrift: 
en niemald von nachtheiligen Folgen für die Perfonen begleitet fein. 


II. Verwaltung der Genfur. 
F. 18, Durch die Genfur ift in ven nach $. 1 und 2 verjelbe 
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geſetzlich oder nach F. 3. freiwillig unterworfenen Schriften die Ber- 
oͤffentlichung ſolcher Aeuſſerungen zu verhindern, durch welche die 
beſtehenden Geſetze des Landes übertreten, oder die Würde und Sich— 
erheit der deutſchen Bundesſtaaten eder anderer verbündeter Fürſten 
verlegt werden. $. 19. Für die Genfur follen zwei Inſtanzen be- 
ſtehen; eine collegialiich georpnete Behörde erſter Inftanz, und das 
Miniflerium, in feiner Organifation ald Adminiſtrativjuſtizbehörde, 
ald zweite Inftanz. Die Genjoren werden auf Vorfchlag der Gen: 
furbehörvde vom Miniſterium angeftellt, und find ald Staatsdiener 
zu betrachten. $. 20. Die Genfurbehörven haben jich der angeftellt- 

en Genforen zur Verwaltung ver Genfur ald Organe zu bevienen. 
Der Cenſor ift berechtigt, die Druderlaubniß unbedingt oder nach 
erfolgter Vereinbarung über etwaige Abänderungen mit dem Ber: 
fafjer oder deſſen Nechtönachfolger, zu ertheilen; über jede Verweig— 
erung ded Imprimatur hat verfelbe die Entfcheidung der Genfurbes 
hoͤrde einzuholen, welche ven DBetheiligten Binnen 24 Stunden und, 
im Falle ver Beftätigung, unter Anführung von Gründen fchrift: 
lich zu eröffnen it. Gegen dieſe Entſcheidung findet - ein Recurs 
an das Minifterium flatt, welches binnen drei Tagen durch Verord— 
nung und, im alle der Bejtätigung, ebenfalld unter Angabe von 
Gründen in letzter Inſtanz entſcheidet. F. 21. Die Thätigkeit der 
Genfurbehörten erſtreckt fich auch auf die Prüfung ver nad $. 6. 
einzureichenden Schriften. In Rüdjicht der. Genfurpflichtigen, in= 
gleichen ver freiwillig der Cenſur unterworfenen Drudichriften iſt 
viefelbe auf deren Uebereinſtimmung mit dem Genfureremplar; in 
Rückſicht der cenfurfreien Schriften darauf zu richten, ob dadurch 
irgend ein Strafgefeß übertreten wird. Gintretenden Falls find uns 
gefaumt die geeigneten Vorkehrungen dagegen zu treffen. $. 22. 
Schriften, deren Abdruck die Genjur verweigert hat, oder welche durch 
fonftiges Verbot unterdrückt worden find, dürfen weder oͤffentlich 
angefündigt, noch. auf indirectem Wege veröffentlicht werben; auch 
follen Beränderungen einer Drudichrift in Folge der Genfur nicht 
durch Genjurlüden und eben jo wenig in einer andern verleßenden 
Weiſe im Abdruck angedeutet, andererſeits aber auch der Verfaſſer 
nicht gendthigt werden, den durch die Genfur etwa geftörten Sinn 
wieder herzuftellen. $. 23. Weder für die Prüfung der ver Cenſur 
geleglich unterworfenen Schriften, noch für die Erlaubniß zu deren 
Abdruck und beziehentlich Verbreitung ($. 12 und 13.) ſollen Koſt⸗ 
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en bezahlt werden; hingegen haben Diejenigen, welche ſich freiwillig 
der Cenſur unterwerfen, eine Genfurgebühr, welche nah Sprade 
und Gegenftand verfchieden fein Fann, an die Kafje der Genjurbe: 
hörde zu entreichten. 


IV. Polizeiliche Aufficht über die Erzeugnifle ver 
Prefie. 


$. 24. Alle Druckſchriften unterliegen der polizeilichen Aufſicht, 
ohne Unterſchied, ob dieſelben cenſurpflichtig ſind oder nicht. In 
deſſen Gemaͤßheit Haben vie Polizeibehoͤrden nicht blos auf Anrufen 
eines Betheiligten, ſondern auch von Amtswegen in allen Fällen, 
wo durch die Veröffentlichung von Thatſachen oder Aeuſſerungen 
beſtehende Geſetze verletzt worden ſind, gegen die betreffende Schrift 
einzufchreiten, die Exiſtenz der Verlegung zu conſtatiren, die Schuld— 
igen zu ermitteln und hierauf nach Befinden an die betreffenten 
Gerichte zur Fortftellung der Unterfuchung und Entjcheivung abzu: 
geben. $. 25. Die Bolizeibehörven find berechtigt, vorfommenden 
Falles ſolche Drudfchriften, durch welche vie Geſetze des Landes ver: 
legt worben find, mit Befchlag zu belegen, oder auch bis zu Aus: 
trag der Sache in amtliche Verwahrung zu nehmen. Diefelben 
Mafregeln fönnen eintreten auf Antrag von Privatperfonen, melde 
fih in ihren Rechten beeinträchtigt glauben; miderfpricht jedoch ver 
Beflagte, fo haben die Poltzeibehörden vie Entfcheivung der com= 
yetenten Gerichtsbehoͤrde zu überlaffen. Gegen unzuläljige Schriften, 
weldye Ausländern eigenthümlich zugehören, Fann lediglich die Be— 
ſchlagnahme und Rückſendung an ven, welcher viefelben eingelendet 
bat, angeoronet werden. $. 26. So wie vie Bundesverſammlung, 
in Gemüßheit des Beichluffed vom 20 Sept. 1819, ift auch die 
Staatsregierung berechtigt, alle Drudjchriften, welche in Sachſen 
mit oder ohne Genfur erfchienen find, aus adminiftrativen Ermäg: 
ungen zu unterbrüden; es follen jenoch die Gigenthümer in allen 
Fällen, auffer wenn die Unterprüdung auf den Grund des $. 53. 
der Verfaſſungsurkunde durch einen richterlichen Ausipruch eriolgt, 
duch Bezahlung des Nettopreißes für jedes abgelieferte Grempfar 
entſchädigt werben. Iſt ein folcher noch nicht öffentlich angefünvigt, 
fo soll derjelbe durch das Gutachten von Sachverſtändigen ermittelt 
werden. $. 27. Wenn der BVerlegte mit der gefeglich ermittelten 


HE 


Entfhädigung ſich nicht begnügt, oder behauptet, daß vie Polizei 
behoͤrde ihre Befugniffe überſchritten habe, bleibt demfelben der Rechts: 
weg nach den allgemeinen gejeglichen Beitimmungen vorbehalten. 


V. Strafbeftinmungen. 


$. 28. Auf die durch Deröffentlihung von Drudfchriften und 
andern Drudjahen ($. 5.) begangenen größern oder kleinern Ver— 
brechen leiden alle Beftimmungen des Strafgejegbuchd, melde auf 
Vergehen Bezug haben, die ihrer Natur nach durch Wort oder 
Schrift begangen werben fünnen, fowohl in Anfehung der Urheber 
als der Theilnehmer und Begünftiger analoge Anwendung. $. 29. 
Es jollen jedoch die bürgerlichen Folgen des Griminalverfahrens 
binfichtlih der Preßvergehen nur in dem Ball eintreten, wenn die 
$. 6. vorgefchriebene Depofition eined Exemplars der angefchulpigt- 
en Schrift bei ver Genfurbehörde unterblieben ift. Aufferdem zieht 
bie Unterlaffung der vechtzeitigen Einreichung in Sachſen gebrudkter 
- oder verlegter Schriften eine Ordnungsſtrafe von fünf Thalern nach 
ſich. $. 30. Hinterziehung der Genfur und Uebertretung der deß— 
halb ertheilten WVorfchriften werden ald Polizeiftrafiachen behandelt 
und ohne Rückſicht auf den Inhalt einer Schrift, welcher nach $. 
28. zu beurtheifen ift, alternativ mit Geld- over Gefängnißftrafe 
bis zu acht Tagen und im MWieverholungsfalle bis zu einem Monate 
beftraft; es ſoll jedoch vie legtere nur dann eintreten, wenn die Ab— 
ficht der Hinterziehung für eriwiefen anzunehmen tft. $. 31. Die 
Ausgabe cenjurpflichtiger Schriften vor erlangter Genfur; die Ver— 
breitung von Schriften, welche nach $.4. nicht vertriebsfähig find; 
endlich die Verbreitung von Zeitfchriften und Schriften unter 20 
Bogen, welche im Ausland in veuticher Sprache erfchienen und po— 
fitiichen Inhalts find, vor dazu ertheilter Erlaubniß, ift mit Ge: 
füngniß bis zu einem Monat zu beftrafen. $. 32. Die Nichtauf: 
bewahrung von Accidenzdrucken ($. 5.) ift mit vier Wochen Ge- 
fängniß zu beftrafen; mit verfelben Strafe ift die Lebertretung eines 
polizeilichen Vertriebs- oder Verleihungsverbotes auch in dem Fall 
anzufehen, wenn vafjelbe fpäter in Folge einer gerichtlichen Entfcheib- 
ung wieder aufgehoben wird, $. 33. Werben ſolche Druckſchriften 
oder einzelne Stellen, welchen die Genfurbehörven die Genehmigung 
ausdrüclich verweigert hatten, dennoch abgedruckt, fo Tann die Strafe 
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vorausgeſetzt, daß nicht wegen eines wirklichen Vergehens auf eine 
hoͤhere Strafe zu erkennen ift, biß zwei Monat Gefängniß anfteigen. 
$. 34. Die Uebertretung ded $. 13. enthaltenen Verbotes, mit un 
terprückten und verbotenen Büchern zu handeln, foll mit einer Gel: 
ftrafe yon fünf bis zwanzig Thalern verbüßt, und mit verfelben 
Strafe die Feilbietung und dffentliche Ankündigung unterdrüdter 
Schriften geahndet werden. $. 35. Die Vorfchriften ded gegenwärt: 
igen Geſetzes gelten zugleich für alle Berdffentlichungen, melde in 
ihrer Wirkung dem Abdrucke durch die Preffe gleichfommen. &s 
folfen jedoch Abbildungen aller Art, Landkarten, NRiffe und Mufi- 
falien, auch wenn dieſelben mit Tert verfehen find und in «Heften 
unter 20 Bogen audgegeben werben, der Genfur nicht unterworfen 
feyn. F. 36. Alle bisherigen gefeglichen Beftimmungen über vie 
Angelegenheiten der Preffe und des Buchhandels, ſoweit dieſelben 
nicht das Eigenthumsrecht der Urheber an den Erzeugniffen ver 
Kunft und Wiſſenſchaft, ingleichen ven Schuß gegen Nachorud be 
treffen, werden aufgehoben. *) 





*) Cine Beurtheilung diefes Entwurfs iſt bereits durch die „Leinziger - 
allgemeine Zeitung” (Beilage zu Nro. 125 und 127 v. 4 und 6. Mai 
1840) und zwar aus dem Gefichtspunfte des fähfiihen Eut— 
wurfs, den die Regierung den gegenwärtig verfammelten Landitänden 
vorgelegt hat, mitgetheilt worden, welch legterer eine fehr fcharfe Kri- 
tif in eben biefer Zeitung erfahren, und bei ben Buchhändlern und 
Buchdruckern die ungünftigfte Aufnahme gefunden hat. Ein Abdruck 
diefes fächfischen Entwurfs mit Erläuterungen und Motiven findet ſich 
in der „allgemeinen Pre: Zeitung” Nro. 5, 8, 9, 10 und 11. Die: 
felbe Zeitung enthält auch eine ſehr feharfiinnige Beurtbeilung des 
Entwurfs für Sachſen, nach Prinzip, Grundlage, Ausführung und 
Ergebniß, in Nro. 14, 15, 22, 24 und 26, Der Berfarfer ſagt am 
Schluſſe feiner fritifchen Bemerfungen: „wir wollen nicht verbergen, 
dag wir in Verlegenheit find, dasjenige namhaft zu machen, was ale 
das eigentliche Ergebniß des Geſetzes betrachtet werden fann. Es if 
dies allzumwenig erfreulich; allein wir haben zwingende Gründe gefund 
en, unfere Anficht von piefem Grgebniß zu verfchweigen und minde 
ſtens der unter Cenſur ftehenden Preſſe nicht auzuvertranen.“ Wan 
vergleiche jedoch Nro. 29. und 30 der „Allgemeinen Preßzeitung“ mo 
unter der Aufichrift: Gin Paar Worte zu Gunften einer 
hart angefahten Sache, der ſächſiſche Preßgeſetzentwurf nic 
ohne hämifche Bemerkungen gegen Juurnaliften vertheidigt werden till. 

D. Re 


Königl Baieriſches Gefeg, 


den Schuß des Eigenthums an Erzeugniſſen der 
Literatur und Kunft gegen Beröffentlihung, Nach— 
bildung und Nachdruck betreffend *). 


Ludwig, 


von Gotted Gnaden, König von Baiern, Pfalzgraf bei Rhein, Her: 
zog von Baiern, Franken und in Schwaben ıc. ır. 


Wir Haben nah Vernehmung Unſeres Stantörathd und mit 
Beirath und Zuftimmung der Lieben und Getreuen der Stände des 
Reichs beſchloſſen und verordnen, was folgt: 

Art. 1. Erzeugniſſe der Literatur oder der Kunſt dürfen ohne 
Einwilligung des Urhebers, feiner Erben oder Nechtönachfolger, weder 
veröffentlicht, noch ohne daß ein ſolches Erzeugniß zu eig: 
enthümlicher Form verarbeitet worden, Rat, noch 
auf mechanifhem Wege vervielfältigt werben. 

Als Erzeugniffe der Literatur find auch mündliche Vorträge an- 
zufeben, welche abiichtlich zum Zwecke der Belehrung oder des Ver: 
gnügen® gehalten werben. 

Zu jeder neuen Auflage ift eine neue Bewilligung erforberlich, 
wenn nicht vertragsmäßig hierüber etwas anders beſtimmt worden 


*) Im vorigen Hefte diefes Archives S. 398. gedachten wir des Ent- 
wurfs. Hier folgt num das Gejeh, wie es in Folge der ftänbifchen 
Berathung und Zuflimmung die königliche Sanctivn erhalten hat. 

D. Rır. 
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ift. Iſt in dem Vertrage beftimmt, wie viele Exemplare bed betteff⸗ 
enden Erzeugniſſes der Literatur gedruckt werden ſollen, ſo ſind alle, 
über die bedungene Zahl abgezogenen Exemplare, wie ſie auch be— 
zeichnet fein mögen, als Nachdruck zu betrachten. Der Verleget 
und der Vorfteher der Druderei haben deßhalb, nah Vollendung 
des Druds, ihre Geihäftsbücher oder beglaubigten Auszüge aus 
denfelben dem Autor auf Verlangen vorzulegen. 

Art. II. Ausgenommen von ber Beſtimmung ded Art. I. fin: 

1) Werke ver Baukunft in ihren äuffern Umriffen, dann vie an 
Öffentlichen Plägen aufgeftellten Denkmale, vorbehaltlich jedoch 
der bezüglich ihrer Nachbildung etwa zu treffenden Anordnung: 
en, dann ber Ginmwilligung derjenigen, deren Gigenthum etwa 
zum Behufe folcher Nachbildung betreten werden will, wo, um 
folches zu betreten, e8 gehört, daß Erlaubniß gegeben fen. 

2) Drudfchriften, auf welchen weder der Name des Urhebers nod 
jener des Derlegerd gegeben tft; 

3) Die Aufnahme einzelner, früher ſchon gedruckter Auffüge und 
Gedichte in Literarische Zeitjchriften, Sammlungen und Ghre: 

ſtomathien; 

4) Nachrichten, Auszüge, Auffüge und Abhandlungen, welche in 
öffentlichen Blättern erfcheinen. 

Art. IL. Das nach Art. I. den Urhebern, ihren Erben und 
Rechtönachfolgern zuftehenve ausfchlieffenve Recht bezüglich der med: 
anifchen Vervielfältigung verdffentlichter Erzeugniſſe der Literatur 
oder Kunft erlifcht: 

1) wenn der Urheber eine phyſiſche Perſon ift, mit dem Ablaufe 
von 30 Jahren nach dem Tote vefjelben. Das Kalenderjahr, 
in welchem der Urheber geftorben ift, wird jedoch in den 
3Ojährigen Zeitraum nicht eingerechnet; 

?) wenn der Urheber eine juriftifhe Perſon oder ein erlaubter 
Berein ift, mit dem Ablaufe von 30 Jahren von dem Er: 
jcheinen des Werkes an zu rechnen; 

3) bei Werfen, pie erft nad dem Tode des Urhebers herausge— 
geben werden, oder auf welchen nur der Name des Verlegers 
angegeben ijt, mit dem Ablaufe von 30 Jahren von dem Gr: 
feheinen an zu rechıten. 

Befteht in den unter Ziffer 2) und 3) bezeichneten Fällen dat 
Werk aus mehreren, eine einzige Aufgabe zufammenhängend behand⸗ 
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elnden Bänden, ſo fängt der 30jährige Termin erſt von dem Er— 
ſcheinen des letzten Bandes zu laufen an, ſo ferne nicht zwiſchen 
dem Erſcheinen einzelner Bände ein mehr als dreijähriger Zmwifch- 
enraum verflofien it. Wenn dagegen die mehreren Bände nur als 
fortlaufende Sammlungen von Auffägen und Abhandlungen über 
verfchiedene Gegenftände anzufehen find, fo ſoll jeder einzelne Band 
bei der Berechnung des 80jährigen Termind ald ein für jich be— 
ſtehendes Werk behandelt werben. 

Das Kalender-Jahr, in welchem das Werk erjchienen iſt, wird 
übrigens in den 30jährigen Zeitraum nie eingerechnet. 


Art. IV. Dem Könige bleibt vorbehalten, für einzelne Werke 
Privilegien zu ertheilen, und hierin den Zeitraum, während vefjen 
der gefegliche Schuß gegen Beeinträchtigung durch mechanifche Ver: 
vielfaltigung gewährt werden joll, befonvers feitzufegen, ohne an 
eine Zeitlänge gebunden zu feyn. 

Art. V. Jever Bayer, der ein eigened oder fremdes Erzeugniß 
ber Literatur oder Kunft durch mechanifche Vervielfältigung herz 
ausgibt oder herausgeben läßt, ift verbunden, bei der Herausgabe 
deffelben zwei Exemplare, und zwar, wenn die Ausgabe auf ver- 
ſchiedene Papierforten gemacht wird, von der beften Sorte an dad 
fönigl. Minifterium des Innern abzuliefern, wovon ein Exemplar 
an die Fönigl. Hof- und Staatsbiblivthef und beziehungsmeife an 
die von dem Könige zu beſtimmenden Kunftiammlungen des Staated 
abgegeben, das zweite Exemplar aber gleichfalld ald Staatd:Eigen- 
thum nad) den Anoronungen des Königs aufbewahrt wird. 

Diefe Ablieferung von Freieremplaren bat bei Erzeugniffen der 
Kiteratur auch von jeder erfheinenden neuen verbefferten Auflage 
zu geichehen. | 

Die über die Einlieferung auszuftellende Empfangsbefcheinigung 
ift bei Anrufung der polizeirichterlichen Hülfe gegen Nachdruck der 
Klage unter dem Präjudice der Zurückweiſung jederzeit beizulegen. 


Art, VL Wer ein Erzeugniß der Riteratur oder Kunft rechts⸗ 
widrig veröffentlicht, nachbilvet oder auf mechanifche Weiſe verviel- 
faltigt, hat dem oder ven Beeinträchtigten volle Entſchädigung zu 
feiften und wird nebftvem an Geld von 50 bis 1000 fl. beftraft, 
vorbehältlih übrigens der einfchlagenden ftrafgejeglichen Beftimm- 
ungen, dann mit analoger Anwendung derfelben für den Fall, daß 


ee 


der ſchuldig Befundene die erkannte Gelpftrafe ganz oder zum Theile 
zu bezahlen nicht im Stande ift. 

Bei verübter wiverrechtlicher Vervielfältigung auf mechanifchen 
Mege find die noch vorräthigen Exemplare mit Beichlag zu belegen 
und nach erfolgtem rechtöfräftigen Urtheile zu confiäciren und zu 
sernichten, fofern nicht der Beſchädigte vie Ueberlaffung verfelben 
verlangt, in melchem Falle verfelbe jedoch vie von dem Verurtheilten 
auf die Herausgabe diefer Exemplare ermweislich verwendeten Aus 
lagen an der Entfchänigung fich abrechnen zu laſſen hat. In jolden 
Fällen, wo die Vervielfältigung eines Erzeugniffes durch ein bleib: 
endes ausſchließend zu tiefem Zwecke brauchbares Mittel bewerf: 
flelliget wird, hat auch noch die Beichlagnahme und Gonfiscation 
der zur Nachbildung gemachten Vorrichtungen, der Formen, Platten 
Steine u. f. w. flattzufinden und es ijt hiemit, wie mit den bin- 
weggenommenen Exemplaren, zu verfahren. 

Art. VIL Der Betrag der zu leiftenden Entſchädigung wird in 
jedem einzelnen Falle nach den allgemeinen gefeglichen Beftimmung- 
en zugemeffen. 

Bei verübter widerrechtlicher Verdffentlihung durch Wervielfält: 
igung auf mechanifchem Wege fol jedoch verfelbe nach Befchaffen- 
heit der Umftände auf eine dem Verkaufswerthe von 50 bis 1000 
Eremplaren der rechtmäßigen Ausgabe gleihfommende Summe durd 
die zuftändige Behdrbe beftimmt werden, fo ferne der oder die Be 
vechtigten nicht einen höheren Schaden nachzuweiſen vermögen. 

Art. VI. Wer mwiderrechtlich vervielfültigte Erzeugnifle der Kit: 
eratur oder Kunft wiffentlich zu Verkaufe Hält oder verbreitet, if 
nah Art. VI. gleich dem Urheber ver widerrechtlichen Bernielfält 
igung auf mechanifchem Wege zu beftrafen und hat mit vemjelben joli- 
darifch für die Entſchädigung zu haften, die Vervielfältigung möge 
übrigens im deutſchen Bunveögebiete oder aufjerhalb deſſelben ver- 
anftaltet worben jeyn. 

Art. IX. Die Unterfuhung ift in allen Fällen nur auf den 
Antrag des DVerlegten einzuleiten. Iſt viefelbe aber einmal einge 
leitet, fo findet die Zurüdnahme des Antrages nur noch in Bezieb: 
ung auf die Entichädigung und Gonfidcation, nicht aber in Berich: 
ung auf die Geldbuße ftatt. 

Die civil- und ftrafrehtlichen Beſtimmungen über Verjährung 
finden auch auf die im gegenwärtigen Gefeße vorgefehenen Medtt: 
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verlegyngen analoge Anwendung, und zwar in der Art, daß bie 
Dauer der.ftrafrechtlichen Verjährung in allen Theilen des as 
reichs auf zwei Jahre feflgefegt wirb. 

Art. X. Das Unterfuchungsverfahren iſt nach ven ade 
für das Merfahren bei Polizei-Uebertretungen geltenden Geſetzbe— 
ſtimmungen zu führen, und was insbefondere den Beweis betrifft, 
in den fieben Kreifen dieſſeits des Rheins unter analoger Anwend: 
ung der hierüber hinfichtlich der Vergehen beftehenven Borfchriften 
des Strafgefegbuches. 

Die Diftrifts-Polizeibehörden haben in erfter, die Kreisregierung— 
en und ftandeöherrlichen Regierungs- und Juſtiz-Kanzleien in zweiter, 
und der Staatsrathsausſchuß, bei Erfüllung der allgemeinen Vor: 
bedingungen, in legter Inftanz ſowohl über die Entſchädigung als 
über die Strafe zu erkennen, und ihren Erfenntniffen die Entfcheid- 
ungsgründe beizufügen. Die Erfenntniffe find nicht nur jedenfalls 
von beiden Berufungs-Inftanzen, fondern auch von jenen Diftriftö- 
Polizeibehörven, deren Mitgliederzahl ein collegialiiched Verfahren 
überhaupt zuläßt, erftinftanzlich in collegialer Form zu fhöpfen. 

In der Pfalz fteht die Unterfuhung und Entjcheidung ven Fünig- 
lichen Frievensgerichten in ihrer Gigenichaft ald Polizeigerichten zu. 
Die Berufung gebt an das einfchlägige Bezirfögericht, und hat in 
ver durch die dortigen Geſetze vorgefchriebenen Form und Frift zu 
gefchehen. 

Der Recurd an den Gaffationshof bleibt den beftehenven Gefeßen 
gemäß vorbehalten. 

Art. XL Die nad) dem gegenwärtigen Gefege erfannten Geld— 
bußen follen nach Abzug der Unterfuchungsfoften: 

a) bei Inlänvern ver Armenkaffe des Polizeiviftrikts in welchem 

der Verurtheilte feinen Wohnfig hat, 

b) bei Ausländern der Armenkaffe des Polizeidiſtrikts, in deren 

Amtöfprengel die Vertretung verübt wurde, zufallen. 

An der Pfalz treten hinjichtlich dieſer Gelobußen die dortigen 
Beftimmungen über Verwendung ver Strafpolizeiftrafgelder ein. 

Art. XII. Den in einem fremden Staate erfchienenen Erzeug- 
niffen der Literatur und Kunſt foll ver Schuß des gegenwärtigen 
Gefeßes in demfelben Maaße gewährt werben, ald die Geſetze dieſes 
Staated gleichen Schuß den in Baiern erfchienenen Werfen fichern. 

Art. XII. Der Schuß des gegenwärtigen Geſetzes foll mit dem 
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Tage der BVerfündung und in Anfehung aller bereid auf mecha— 
niſchem Wege rechtmäßig vervielfältigten und' veröffentlichten Exzeug- 
niffe der Literatur und Kunft in Wirkſamkeit treten. 
Den Inhabern früher ertheilter Privilegien ift jedoch freigeftellt, 
‚ entweder von diefen Privilegien Gebrauch zu machen, oder den 
Schuß des gegenwärtigen Gefeged anzurufen. Das Minifterium 
ded Innern ift mit dem Vollzuge beauftragt. 
Gegeben: Münden, ven 15. — im Jahre Eintauſend acht⸗ 
hundert und vierzig. 
N udwig. 
Frhr. v. Giſe, Frhr. v. Schrenck, v. Abel, 
Frhr. v. Gumppenberg. 
Nach koͤniglichem a Befehl der expedirende geheime 
Seeretair: 


P. Hexamer. 
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Kurze Notizen, Auszüge aus Geſetz—⸗ 
und Verordnungsblättern, Miscellen 
und literariſche Nachweiſungen. 


Preußen. (Beaufſichtigung der Privatſchulen und 
Privaterziehungsanſtalten.) Die beiden Miniſterien der 
geiſtlichen Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten und des Inn— 
ern haben mittelſt einer Circular-Verfügung vom 18. März ven 
fümmtlichen koͤniglichen Regierungen die unterm 24. November v, 
3. vom Könige beftätigte und am 31. Dezember vom Staatsmini— 
fterium vollzogene Inftruction überfendet, welche, in Gemäßheit einer 
früheren Cabinetsordre vom 10. Juni 1834 verfaßt, die Beaufjicht- 
igung der Privatschulen, der PBrivaterziehungsanftalten und Pris 
vatlehrer, ſowie der Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen betrifft. 
Dad Ganze ift in drei Abfchnitte mit 23 Paragraphen getheilt. 
Unter andern Beftimnungen find aud) hie enthalten, daß diejenigen, 
welche einer unerlaubten Verbindung angehört haben, ebenfo wie 
Ausländer von der Erlaubnig zur Gründung oder Fortfegung einer 
Privatanſtalt im Lehr- oder Erziehungsfache auegeichloffen find, 
doch Fünnen die legteren mit höherer Genehmigung dazu gelangen; 
ferner bleibt unverheiratheten Männern die Führung einer weiblich- 
en Grziedungsanftalt in der Regel verfagt, und find Prediger und 
Öffentliche Lehrer als ſolche noch nicht zur Haltung einer Privatz 
ſchule berechtigt. 
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(Univerfitäts-Disciplin.) Der Rector und Senat der frie: 
prich-Wilhelms3-Univerfität haben mittelft Anſchlags an das fchwarze 
Brett den Studierenden die Altern, auf Bundesbeſchlüſſe gegründeten 
Vorfchriften in Grinnerung gebradht, wonach die Theilmahme an 
geheimen Verbindungen und dad Tragen «von Abzeichen, vie aub 
nur im entfernteften darauf Bezug haben Fünnen, ftreng unterjagt 
werden mit dem Hinzufügen, daß die Uebertreter mit Relegation 
und auch mit ver Unfähigfeit zur Bekleidung von Staats ämtern 
beſtraft werden würden. 


(Beneficialerben.) Durd eine Verordnung von: 28. März 
d. J. welche gegenwärtig publicirt ift, find die Beichränfungen, 
welche für Beneficialerben nach gefeglichen Beflimmungen vor- 
handen waren, dadurch weientlich ermäßigt, daß 1) denſelben die 
- Befugniß beigelegt ift, über die zum Nachlaffe gehörigen Grum- 
ſtücke und Gerechtigfeiten ebenjo wie über bewegliche Sachen zu 
verfügen, wenn fie jich nicht der Verwaltung des Nachlafjes begeben 
haben, oder ihnen darin nicht vom Richter, auf Antrag ver Lega— 
torien oder Gläubiger, Schranfen gejegt find; 2) bei der Bericht: 
igung des Befigtiteld fol die Beichränfung, als Beneficialerben, 
nicht in das Hypothekenbuch eingetragen werden. Jede auf Grund 
der bisherigen Geſetze bereitd eingetragene Einfchränfung eines Be: 
neftcialerben fol nach Ablauf von ſechs Monaten gelöfcht merben, 
infofern Erbfichaftsglaubiger nicht nachweiſen, fchon vor Publication 
dieſer Verordnung, innerhalb Iahresfrift feit Eröffnung der Erb: 
fchaft, ihren Anſpruch im Rechtswege geltend gemadt zu haben; 
3) eine nothwenvige Subhaftation der zum Nachlaffe gebörigen 
Grundftüde und Gerechtigfeiten fol auch auf den Antrag eines 
Beneficialerben gültig ftattfinden fünnen; 4) dieſe neue Berortnung 
ift nur im den Lanvestheilen gültig, in welchen das Landrecht und 
die Gerichtsordnung Kraft haben, | 


(Doctoren der Rechte) Durch eine Gabinetdorpre vom 
20. Dezember 1839 ift ver Juftizminifter ermächtiget worven, folde 
Doctoren der Rechte, welche den afademifchen Doctorgrad auf Grund 
der auf einer preußifchen Univerſität abgelegten gejegmäßigen Prüf: 
ung erlangt haben, von der Audfultator= Prüfung Behufs iben 
Zulafjung zur Ausfultatur zu entbinden. 
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Württemberg, (Literatur) Die in Stuttgart und Tü— 
bingen in ver 3. G. Cotta'ſchen Verlagshandlung erfcheinende 
„deutſche Bierteljahrde: Schrift" wird immer intereffanter 
und werthvoller durch Die forgfältige Wahl und würdige Bearbeit- 
ung ihres praftifch wichtigen und in die Geftaltung des deutſchen 
Öffentlichen und Kamilienlebend tief eingreifenden Stoffes. Das 
neuefte Heft April — Juni 1830, Nro. 10. enthält befonvers lehr— 
reiche Fingerzeige und Vorfchläge für die Gefeßgebung in Beziehung 
auf dad Heimathweſen, die Verwerflichkeit des Hazard— 
fpiels und der Spielbanken befonverd in Badorten, ſodann 
für deutſche Vorprüfung und Vorbereitung zu den 
höheren Univerfitäts- Studien. 


Sachſen. (Organifation des deutſchen Buhbanp: 
el8.) Unter der Ueberichrift: Zur Vorbereitung der Ge— 
feßgebung über die Organifation des deutfchen Buch— 
handels theilt die in Leipzig erfcheinende „Allgemeine Preßzeitung“ 
in No. 33. und 34. dad Votum eined Buchhändler mit einer 
Nachichrift von einem folchen und einer von dem Herausgeber mit, 
welches auch in diefem Archive niedergelegt zu werben verdient, da 
es wider das täglich; mehr um fich greifende Unweſen der Vüchers 
Fabrikation gerichtet ift, und ſehr beachtensmwerthe Legislative Vor— 
fchläge enthält, deren Ausführung in allen veutfchen Staaten fo 
räthlich ald möglich ift. | 

„Die Lage des veutfchen Buchhandels in merfantiler Hinficht ift 
derzeit nicht glänzend: ſowohl die Unternehmungen ver Verleger als 
die von Gtabliffementd im Sortiment (Detail-Berfauf) find größern 
Gefahren unterworfen als früher, Dennoch werden auch jegt um— 
- fichtige und thätige Männer immer noch in folchen Geſchäften be- 
ftehen und fi zu Wohlſtand durcharbeiten Fönnen. 

Died Gefahrvolle im Buchhandel entipringt aus dem jeßigen 
Zuftand. und Gang der Literaturim engern Sinn, die man 
in Deutfchland die Schöne nennt — diefe ift unficher und ohne 
Würde, 

Solcher Vorwurf trifft vie eigentliche wiſſenſchaftliche Kits 
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eratur nicht, in melcher das Forfchen und Arbeiten ver Gelehrten 
gewiß mit eben folcher Tiefe und Umficht, mit eben fo viel Giter 
und reichem Reſultate betrieben wird, ald je in einem frübern 
Zeitraum. 

In der fogenannten deutfchen fchönen Literatur find die ältern 
Autoritäten meift erlofchen, neue nicht erftanden oder nicht aner: 
fannt, — dagegen find Lohnſchriftſteller gemeiner Art und mie 
driger Gefinnung in Maffe eingevrungen, die mit mehr oder weniger 
Talent üblen Einfluß auf das Lefepublitum ausüben: — dieſe ver— 
derben den richtigen Gefhmad, trüben ven Sinn fürd Große und 
Schöne, verwirren den Geift in fittlicher und veligiöfer Hinfict. 

Am Gefolge diefer Lohnjchriftfieller find in den Buchhandel Spe: 
eulanten, denen jedes Mittel, Geld zu gewinnen, gleich ift, einge: 
treten, die mit jenen Hand in Hand gehen zu Fabrik-Unternehm— 
ungen, die zur Demoralifation der Nation führen. 

Gegen diefe Uebel kann die Cenſur nur wenig ſchützen: viel 
leicht reicht fie aus gegen Gefahren für den Staat, gemügt aber 
nicht gegen die, welche Religion und Sitte bevrohen. Die Genfur 
ift an fich ſchon eine ſchwere Aufgabe für die Gefeßgebung — noch 
fehwerer in ihrer Ausübung — und der Gewiffenloje wird fie fies 
leicht umgehen koͤnnen. 

Allerdingd darf man erwarten, daß Geil, Sinn und Takt ver 
Nation von Innen heraus die Xiteratur wieder zu Sicherheit und 
wahrer Würde leiten, den Unfug in ihr hemmen werve; doch follt 
en Aufßere Mittel zu Erreichung folchen Zweded gefunden werben 
fönnen, fo wären fie nicht zu verabfaumen. 

Ein folches Mittel Scheint zu fein, wenn neben der Genfur, — 
deren Nothmwendigkeit im Allgemeinen befonnene Männer ver Zeit 
nicht mehr leugnen werden, — größere Strenge bei vem Gr 
thbeilen von Gonceffionen zum Betriebe ded Bud: 
handels eingeführt würde. 

Die verberbliche Bücher-Fabrikation mürbe von ſelbſt aufbören, 
wenn der Kohnfihriftfteller Eeinen Laden mehr findet, wenn das Gr: 
ſchäft des Buchhandeld nur von rechtlich gefinnten, unter: 
richteten und erfahbrnen Männern betrieben würde. Auf folde 
Eigenichaften ift aber bisher bei Ertheilung von Conceſſionen nicht 
geachtet worden, allenfall8 nur auf hinreichende (?) Geldfonds, wo: 
bei denn auch die Behörden auf vielfältige Art getäufcht worden jint. 
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Berner bedarf es bis jeßt wirklicher Conceflion nur fir 
den Sortimenthändler, der einen offenen Buchladen etabliren 
will — dem Bücherverleger wird faft fein Hinderniß gelegt, wenn 
nur überhaupt Berechtigung zum bürgerlichen Gewerbe ftatt findet. 
Grade aber vom legtern Zweig des Buchhandel= Gefchäfts geht vie 
Gefahr aus, wie die Bücherfabrifation erweift, 3. B. die Stuttgar: 
ter, Quedlinburger w. — und fo jollte abjeiten des Staates dar— 
auf gejehen werden, daß zum Stand des Verlegers nur Männer 
von moraliihen Gharafter, jittlichem Lebenslauf und wiffenfchaft- 
licher Bildung zugelaffen würden. Auf hinreichenden Geldfond ift 
bei Etabliſſements beider Zweige allerdings auch zu achten, auf 
größern aber beim Verleger — denn ift er bei diefem nicht bebeut- 
end, jo wird er in wenig Jahren verjtocdt fein, und dann wird 
alsbald nothgedrungen auf Leichtfertige, unmwürdige Unternehmungen 
ſperulirt. 

In Leipzig, wo man am vorſichtigſten hätte fein ſollen, zeigen 
fich jegt fchon die traurigen Folgen des zu leichten Gewährens von 
Conceſſionen — auch in merfantiler Hinficht duch häufige Ban- 
queroutte und durch Verarmung. 


* % 
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Augenfällig fcheint zu fein, daß die Behörden, die bis jegt zum 
Ertheilen von Goncefjionen befugt find, für Unterfuchung ver Be- 
fühigung des Buchhändler = Betriebs nicht ausreichen, — eine bes 
fondere Prüfungs = Gommiljion ift dazu erforderrlich, vie vielleicht 
am beiten aus Mitgliedern dev Ober-Cenſurbehörde beftehen fönnte. 

Einer jolhen Prüfungs: Gommiffion ift das Schema ver 
Punkte ndthig, über welche man vom Bittfteller Auskunft zu er: 
halten hat. Dem Borftand des Buchhändler-Vereins in Gemein: 
fchaft. mit dem Leipziger Gremium wäre aufzugeben, ein folches 
Schema im Entwurf vorzulegen. Brei Gefuchen um Goncefjion 
würde die Prüfungs-Gommifjion, nach eingehoftem Gutachten von 
der Ortsobrigkeit über die Geftattung, dem Vorſtand des Buchhänd— 
ler Bereind und dem Keipziger Gremium. Bericht abfordern, nad) 
Maapgabe des erwähnten Schema, über die Perfünlichkeit, ven Leb— 
enswandel, Gejchaftälauf und Bildungsitand des Bittftellerd. Lauten 
die Berichte, günſtig, fo wäre der Bittfteller in Perſon vorzuladen, 
um von ihm felbft noch Auskunft zu erhalten, Eindruck von feiner 

1840. I. 32 
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perjönlichen Erfcheinung zu empfangen und ihn zu würbigem Ge: 
fchäftäbetrieb zu ermahnen. 

Auch bei Vererbung einer Buchhandlung’ hätte vie Prüfunge— 
Commiſſion gleicherweife. einzufchreiten: — der Erbe einer Apotbefe 
muß fih, um fie zu verwalten, einer Prüfung unterwerfen, over 
ftatt feiner einen geprüften Vroviſor ftellen. 

Wenn auch nicht felten die Prüfung feine pofitiv günftigen Re 
fultate für den Bittfteller ergeben follte, — nur feine beftinımten 
Gründe zum Dermeigern der Gonceffion vorliegen — fo werten 
dennoch bald vie heilfamen Folgen firengerer Maafregeln zu er: 
fennen fein. - 

Eine Anordnung der Art im Königreiche Sachen getroffen, würde 
befonders bei ver Wichtigkeit Leipzigs ald Stapelplag des deutſchen 
Buchhandels, Aufmerfiamkeit und Nacfolge in andern deutſchen 
Staaten erwecken. Zunächſt wahrfcheinlih in Preußen, mo nur nad 
Gelvfond bis jegt gefragt wird, und mo man bereitö dies als un: 

zureichend erkennt und ſchmerzhaft fühlt. 

Der Buchhändler-Verein hat mehrere Male nah Mitteln gefuct, 
die ihn in Stand fegen fonnten, moralijch Unwürdige von fich aus: 
zufchließen; er ift aber nicht berechtigt, irgendwo Jemand zurückzu— 
weifen, der eine Conceſſion feiner Obrigfeit vorlegt, es fei denn, daß 
ev diefe wieder verwirfe durch Banqueroutt oder Vergehen. Der 
Buchhanvdler-Berein ift Feine Innung, feine Zunft. 


Die Prüfung der Befähigung, die der verehrte Verf. der obigen, 
durch den Herrn Herausgeber zu meiner Kenntniß gebrachten Mit: 
theilung vorfchlägt, fcheint jenoch nicht auszureichen, fie muß meiner 
Anficht nach bei dem Sortimentshännler noch durch die Unter: 
fuhung ergänzt werden, ob dad Bedürfniß des Publifums vie Er 
richtung einer neuen Buchhandlung verlange oder nicht? Das Ber: 
lagögefhäft kann durch dieſe Rückſicht nicht beichränft werben, weil 
der Erfolg oder Niht-Erfolg deijelben weit weniger in Außeren, son 
dem Verleger unabhängigen Urfachen, als vielmehr in feinem Ta— 
Iente, in feiner Perſoͤnlichkeit begründet ift, und weil, wo die Wirk: 
famfeit einer fjolchen in den Vordergrund tritt, jede Vorausſicht 
und Berechnung zu Schanden wird. Bei der größten Goncurren; 


J 
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fann ein. Ginzelner durch eine glüdliche Idee ſich ein bleibendes 
Verdienſt um die Nation erwerben; au ift ja der Verleger nicht 
an den Ort, wie der Sortimentöhändler, gebunden. Für dieſen da— 
gegen möchte ich einen Schug in Anſpruch nehmen, der, wie ich 
mir nicht verheble, ver herrſchenden Anjicht von der Gewerbefreibeit 
zumiderläuft.. Weit davon entfernt, den Segen derſelben zu ver: 
fennen, nehme ich aber nur die Erlaubniß in Anſpruch, das ab- 
ftracte Prineip in feiner Anwendung zu modificiren und den Be— 
weis zu führen, daß die Ausübang des Sortimentshandels, ihrem 
innerjten Wefen nah, zu den Ausnahmen von der Regel gehöre, 
die jede Gejehgebung hat geftatten müfjen. Die eigentliche Frucht 
der freien Goncurrenz, die Ermäßigung des Preifes fällt nämlich im 
Buchhandel bei ven überall gleichen Ladenpreiſen, bei den einfachen, 
dem Publikum offen vorliegenden Bedingungen des Verkehrs zwiſch— 
en Sortimentshändler und Verleger hinweg, und mit derſelben all 
die Möglichkeiten von vortheilyaftem Einkauf, rafcherem Umfag ver 
Gapitalien u. f. w., die in jevem andern Gefchaft den umfichtigen 
Kaufmann vor dem Stümper auszeichnen. Es ift daher immer 
nur, bei namenlojer Mühe und Arbeit, ein mäßiger Gewinn, auf 
den der Verkäufer im Buchhandel zu rechnen Hat; aufferorventliche 
Glücksfaͤlle gehören zu den Seltenheiten, von denen Kind und Kind: 
eöfinder erzählen. Das literariſche Bevürfniß des Publikums wählt 
nicht in's Unendliche, und fo entftehen bei ver ungebührlichen Ver— 
mehrung buchhändlerifcher Etabliſſements immer Eleinere und arm— 
feligere Parzellen, vie faum mehr die auf fie Angewiefenen zu nähr— 
en im Stande find. Wenn es aber vem Interefle der dffentlichen 
Gefundheitöpflege gemäß ift, daß der Apvtheferftand zu den mwohl- 
habenden Gewerbtreibenden gehöre, fo liegt ed nicht minder im In— 
tereffe ver Literatur, den Buchhandel nicht zum Trödel herabfinfen . 
zu laffen; der Buchhänpfer iſt nicht blos Kaufmann, er ift, als 
der Verbreiter literarifcher und Eünftlerifcher Productionen, nach dem 
Ausdrucke des Herausgebers dieſer Blätter, zugleich der Beamte der 
Literatur, und wer aus Erfahrung weiß, welch einen Einfluß ver: 
felbe in hochgebildeten Rändern, um mie weit mehr da, mo er die 
Wahl des Publitums nach Willführ leitet, auf den Abſatz der Bücher 
ausübt, wird gewiß dem Weſentlichen meiner Behauptungen beis 
flimmen.* Bei der Fluth neuer Bücher ift es unmdglich, ſich für 
jedes zu interefjiren; der Sortimentshändler wird daher, nah Maa$- 
52 * 
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gabe feiner Bildung und Erfahrung, dad Schlechte und 
in” feinem Kreife Unverfäufliche ausfcheiden, fich aber auch, ala Be- 
amter im Dienfte ver Wiffenfchaft, für verpflichtet erachten, jenes 
gute Buch als einen Pilegbefohlenen zu betrachten, dem er Eingang 
und Aufnahme bei Geijteöverwandten und Gleichgefinnten vermittelt, 
und der ihn dafür nach feinem befcheivenen Theile durch den Ge: 
winn am Verkauf entſchädigt. Diefe über alle Erzeugniffe ver 
MWiffenfchaft gleichmäßig verbreitete Sorgfalt ijt aber nur Die Frucht 
echter Bildung und eines gegen übermäßige Goncurrenz geſchützten 
Gewerbftandes : dagegen hat fich zuerft, unter den überzähligen Nie: 
derlaffungen, die in Städten gegründet wurden, wo dem literarijcen 
Bedürfniß bereits Hinlänglich genügt war, analog mit den Lohn: 
ſchriftſtellern und fabrizirenden DVerlegern, eine Gattung von Sor— 
timentöhänpfern gebildet, die, nur den augenblidlichen Gewinn be: 
vechnend, ſich mit Macht auf die Verbreitung von einem oder mehr 
eren jener fogenannten populären literarifchen Unternehmungen werf: 
en, und alle übrigen Neuigkeiten unbeachtet liegen lafjen. Hieraus 
erklärt fich jo Manches, was, flüchtig angefehen, unerklärlich er: 
fcheint, und man wird daher bei reiflichem Nachvenfen immer auf 
‚den Berfuch zurückkommen müffen, neben der Prüfung der Indi— 
viduen auch die geographifche Vertheilung der buchhändferiichen Nie: 
derlafjungen zu überwachen. 

Die Ausführung ift leichter, ald es auf den erften Anblick er: 
ſcheint. Eine Concurrenz der Gentral= Regierung, der betreffenden 
Ortsbehorden und angefehener Buchhänvlergremien, vie freilich zu 
diefem Zwecke erft organijirt werden müßten, werden nothwendig 
ein Ergebniß zur Folge Haben, dad von engherzigem Gewerbözwang 
eben fo weit entfernt iſt, als von der rüdjichtölofen Anwendung ein: 
es Princips, das in jedem Gefchäftszweige zuläffiger ericheint, als 
im Sortimentöbuchbandel. Hat man ed auch mit einer unendlichen 
Größe, dem Bücherhunger, zu thun, fo kommt ed ja doch bier nicht 
auf vie Erfindung gültiger Normen, ſondern auf die Anwendung 
von Vorſchriften an, die in jevem einzelnen Falle den vorliegenden 
Verhältniffen angepaßt werben müffen. Man vergeife auch nidt, 
daß man bei der eigenthümlichen Ginrichtung des Buchbandels dem 
entfernteften, ſelbſt ausländischen Verleger ein Urtheil über die Noth— 
wendigfeit irgend einer neuen Nieverlafjung zutrauen Fann, da er 
ja zum Theil hiernach feinen Grevit abzumellen gewohnt ift; « 
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wird fich fomit der gewiß feltene Fall ergeben, daß von Gewerböge: 
nofjen, eben weil man Unbetheiligte um Rath fragen fann, eine 
unpartheiifche Entjcheivung zu erwarten fteht. V. 
f 
Nahichrift ves Herausgebers. 

Es fcheint nicht unzweckmäßig, den vorjtehenden ſchätzenswerthen 
Mittheilungen einen kurzen Bericht darüber beizufügen, wie e8 in 
Preußen bei Ertheilung von Gonceifionen zum Betriebe des Buch- 
handels gehalten wird, Möge dies zu ähnlichen Communicationen 
aus anderen deutfchen Staaten führen. | 

Die Erlangung der Buchhändler-Coneeſſionen ift bei und abhängig 
gemacht: 1) von der völligen Unbefcholtenheit und Unverbächtigkeit 
des eine folche Nachfuchenden, auf deren Nachweis mit bejonderer 
Strenge foll gehalten werden; 2) von der zum Betriebe des Buch- 
haͤndler-Geſchäfts unerlaßlich nöthigen Bildung. (Bei dem‘ Polizei: 
Präafivio zu Berlin ift ein eigner Literat ald Examinations-Com— 
miffarius angeftellt, der den Candidaten, foviel mir befannt, einer 
mündlichen und einer Prüfung in fehriftlichen Ausarbeitungen un— 
teriwirft. Ich werde verfuchen, mir von dem in der Negel dabei 
befolgten Gange nähere Kenntniß zu verfchaffen.) Bei Befchwerven 
über ein abfälliges Urtheil von Seiten des Graminators, ift dem 
Graminaten der Recurs an die Minifterien des Innern und der 
Angelegenheiten des Dffentlichen Unterrichts offen gelaffen. Berner 
wird 3) in Berlin der Nachweis eined eigenen Vermögens von 
5000 Thlr., in allen andern Orten der Preußifchen Staaten, wo 
verfelbe bisher gefordert worden, von 2000 Thlr. verlangt. In 
Fällen, wo eine befondere wiffenfchaftliche Bildung oder Die Ver— 
bindung mit berühmten Gelehrten u. f. w. eine Ausnahme in Be: 
ziehung auf diefe Vermögensnachweiſe zuläfjig erfcheinen laßt, kann 
eine folche vom Minifterium des Innern bewilligt werben. In all- 
en Fällen foll es aber mehr auf die Individualität 
als auf dad VBermdgen anfommen. — Wenn eine Bud: 
handlung auf eine Frau u. |. w. vererbt wird, fo beftellt die Reg— 
ierung einen Disponenten, der mit den gefeßlich erforberlichen Eig- 
enfchaften verfehen fein muß und für ven Gefchäftäbetrieb ver: 
aniwortlih gemacht wird. — Die Trandlocation einer Buch: 
handlung an einen andern Ort Tann nur mit Genehmigung ver 
Regierung erfolgen; dagegen ift zur Anlegung von Commanditen, 
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wenn die Firma der Haupthandlung beibehalten wird, eine beſondere 
poligeiliche Erlaubniß nicht erforverlih. (Nah A. F. u. P. M 
Schulz Preuß. Geſetzkunde x. Th. J. ©. 205 ff., mo die betrefi- 
enden Verordnungen befonderd angeführt find.) 

Berlin. Der Heraußgeber. 


(Literatur) In Leipzig bei A. Wienbrad ift folgendes für 
Staatsmänner, Rechtögelehrte und Defonomen, beſonders für deutſche 
Gefeggebung wichtige Buch erfchienen: der Baron umd per 
Bauer oder dad Grundbefigthum, von Dr. M. C. F. W. 
Gräpell. Mit gewohnter Grünvlichkeit, Freimuth und ohne Vor: 
urtheil unterfucht der Durch feine früheren Schriften ruhmlichit be- 
kannte Herr Verfaſſer hier die belangreiche Frage: ob der Ber: 
fehr mit Grund und Boden ganzlih der Willführ zu 
überlafien, oder die Freiheit dejjelben an ein gejeg: 
Ih beftimmtes Maaß uno Ordnung zu binden fen? 
Aus ven Thatſachen der Vergangenheit zeigend, wie der Erbapel 
und Bauernftand, urfprünglich ein und derjelbe, fd 
allmählig von einander gefondert und unterſchiedlich geitaltet haben, 
prüft er weiter, in wiefern dad Gewordene ihnen entipreche, welches 
die wahre Beſtimmung beiver Stänve ſey und welche Einrichtungen 
eben hiezu die unerläßlichen Bedingungen, zu denen ein angemefjener 
und erblich geficherter Grundbeſitz wejentlich gehört. 


(Das in Ausfiht geftellte Eivilgefegbud.) In ver 
jieben- und fiebenzigften öffentlichen Sigung ver II. Kammer ber 
ſaͤchſiſchen Stände fam der Bericht der dritten Deputation über die 
Petition des Abgeordneten Eilenftud, die Borlegung eines Gr 
vilgefegbuhes ſammt einer Civilgerichtsordnung 
betreffend, zur Berathung *). Die Petition umfaßte einen doppelt: 
en Antrag. inmal nämlich war derſelbe dahin gerichtet, es möge 
von Geite der hohen Staatöregierung Mittheilung an die Stände 
geirhehen, wie weit die Bearbeitung eines Civilgeſetzbuchs, vie be- 
reits im Jahre 1834 bei den flänpifthen Verhandlungen als drin: 
gended Berürfnig erfannt worden war, jebt geviehen ſey. Der 





*) Bergl. Mittheilungen über die Verhandlungen des Landtages U. Kam 
mer Nro. 86. 
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zweite Antrag gieng dahin, ob die Vorlage eines Givilgefeßbuchs 
an die nächte Stäudeverfammlung erwartet werden Fönne? 

Die Debutation hatte der Kammer den Antrag des Petenten 
unbedingt empfohlen und angerathen, im Vereine mit der erften 
Kammer eine der Petition gemäße Schrift an die Regierung gelang« 
en zu laſſen. 

Vor der Abſtimmung darüber erklärte der Staatdminifter von 
Könnerig: „Es wird dem nächſten Landtag nächſt ver Wech— 
ſelordnung das Geſetz über das Criminalverfahren vorge— 
legt werden, allein das Civilgeſetzbuch und die Civilge— 
richtſordnung das nächſtemal vorzulegen, it un möglich. Es 
iſt eine ſolche Arbeit, ſolchen Schwierigkeiten, die ſich nur erſt bei 
der Bearbeitung ſelbſt herausſtellen, ja ſelbſt ſo vielen Wechſelfällen 
unterworfen, daß es leichtſinnig ſeyn würde, über den Zeitpunkt 
der Vorlage eine beſtimmte Zuſage ertheilen zu wollen.“ 
Indeſſen ertheilte derſelbe Miniſter die Verſicherung, daß die Arbeit 
zu Entwerfung eines Civilgeſetzbuches, die durch das Hinſcheiden 
eines der damit beauftragt geweſenen Staatsdieners unterbrochen 
worden ſey, nunmehro unverzüglich wieder aufgenommen werden 
ſolle. Der Miniſter machte darauf aufmerkſam, daß die Entwerf— 
ung eines Civilgeſetzbuches, wenn man auch das Geſetzbuch eines 
anderen Staates zum Muſter nehmen wolle, eine ſehr ſchwierige 
Arbeit ſey. Bei einem Civilgeſetzbuch müſſe derjenige, der es be— 
arbeite, in der That zuvor das ganze Rechtsſyſtem, ja jede einzelne 
Materie deſſelben ſehr genau bei ſich erwägen, über jede einzelne 
Materie, deren innern Zuſammenhang, das theoretiſche und praktiſche 
Bedürfniß ſich ſelbſt erſt ganz klar machen, nicht ſowohl, um etwas 
Neues hinzuſtellen, ſondern nur um das, was bereits beſtehe, und 
das, was in anderen Geſetzgebungen gegeben iſt, genau zu prüfen, 
das Richtige und praktiſch Nothwendige zu finden, und alle einzel— 
nen Beſtimmungen in einen inneren Zuſammenhang und Ueberein— 
flimmung zu bringen, ehe er an die wirkliche Bearbeitung gehen 
fünne. In der That fünne nur der, der mit folchen Arbeiten be- 
fohäftigt geweien, vie große Schwierigkeit einer folchen ermeflen. 

Gab dieſe Erklärung darüber Beruhigung, daß man Seite ver 
Regierung die Idee nicht aufgegeben habe, den Kammern ein Gi- 
vilgefegbuch vorzulegen, jo erſchien nunmehr die Einreichung einer 
ftändiichen Schrift nicht weiter nöthig. inftimmig wurde viele für 
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überflüßig gehalten, weil in Folge der miniſteriellen Erklärung dem 
Zwecke der Petition und des von der Deputation der Kammer an: 
gerathenen Antrags im Weientlichen entiprochen worden fen. 
Interefjant für die Gopification der deutſchen Civilgeſetzgebung 
in Beziehung auf dad damit verbundene jchwierige Geſchäft find 
die dadei zum Vorfchein gefommenen Wünfche, daß man eine am: 
ere Geſetzgebung, die jich bereits erprobt babe, dabei zum Grunde 
legen möge, um dadurch Fürzer zum Ziele zu kommen. Im vieler 
Abficht ſprach fih eine Hinneigung zu dem dfterreichiicen 
Givilgefegbuh aus. Reihe: Eifenftud bemerkte: „Alle Gr: 
fundigungen, die ich über das vfterreichiiche Givilgefegbuch einge: 
zogen habe, haben mir die Gewißheit verfchafft, daß man in ven 
dfterreichifehen Staaten ſowohl Seiten ver Clienten, ald auch Seiten 
der Anwälte mit dem Givilgefegbuche unter nur wenig Ausnahmen 
im Ganzen zufrieden if. Das Hat mih nun zu der Idee binge 
zogen, daß ed gut fen, auf dieſes Geſetzbuch fortzufußen. Daß bie 
Umarbeitung und Umſchaffung eines Civilgeſetzbuches ausführbar 
fey, dafür Spricht bereitd die Erfahrung: der Code-Napoleon ik 
in Holland, in Weftphalen und fonft eingeführt, und es find dabei 
die nöthigen Abänderungen in Bezug auf die eigenthümlichen Ver: 
Hältniffe jener Länder gemacht worden. Ich glaube aber, daß das 
dfterreichifche Givilgefegbuch jih nur mit wenig Abänderungen bei 
uns einführen laffen dürfte." Der vorfiehende Redner wurde be 
ſonders von dem in dieſer Sache beftellten Meferenten Klinger 
unterftüßt, der da fügte: „das öfterreichifche Geſetzbuch wird, wie 
ich in Defterreich vielfach vernommen, ſowohl von ven Partbeien, 
ald auch von Seiten derer, die es ald Richter und Sachwalter tig: 
lich zur Hand haben müfjen, fehr hoch geſchätzt. Es enthält nur 
die oberften Prineipien des Rechts, unter die nun die einzelnen 
Falle fubjumirt werden fonnen. Ich babe das Defterreichifche Ei: 
vilgefegbuch zur Hand, es befteht — welche hohe Wohlthat — nur 
aus einem einzigen Bande, und es ift die Faſſung veflelben fo con: 
einn und Elar, daß ed wohl der Mühe werth ſeyn dürfte, einen ein: 
zigen $. aus vemfelben bier mitzutbeilen. Der $. den ich zufällig 
bier aufgeichlagen‘, handelt von dem Kaufvertrage, und lautet ie: 
„Durd ven Kaufvertrag wird eine Sache um eine beitimmte Summe 
Geldes einem Andern überlafien. Er gehört, wie der Tauſch, m 
den Titeln, ein Eigenthum zu erwerben. Die Erwerbung erfogt erft 
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durch die Uebergabe des Kaufgegenftandes. Bid zur Uebergabe be- 
hält der Verkäufer das Eigenthumsrecht.“ So kurz und bündig, 
faplih Ear und coneinn jind alle und jede $$. in diefem Gefege 
gefaßt, daß der Wunfch wohl gerecht genannt werden muß, im Be: 
fie eines ähnlichen, alle Caſuiſtik ausſchließenden Civilgeſetzbuchs fich 
zu befinden.“ Daß die füchjifche Negierung gleicher Anficht ift, 
beftätigt die weitere Neuerung des Staatsminifterd von Kön- 
nerig: „Das Minifterium ift damit volllommen einverjtanven, daß 
nicht die Abficht ſeyn Eönne, in einem Givilgefegbuche ſich ein durchaus 
neues Rechtsſyſtem jchaffen zu wollen. Vielmehr wird man ein be- 
veit8 vorhandenes zum Vorbild nehmen. Ich kann ven geehrten 
Sprechern nur beiftimmen, daß das öſterreichiſche Givilgefeg: 
buch unendlich vıele Vorzüge darbiete, und hauptſächlich für einen 
Staat mit ftändifcher Verfaffung ſchon um deßhalb viele Vorzüge 
darbietet, weil es nur hoöhere Rechtsſätze enthalt, über die man jid) 
bei weitem leichter verftändigen fann, als über cafuiftifche Säge.“ 

Die ſächſiſche Regierung Hat bei dem Griminalgefegbuche die Er— 
fahrung gemacht, daß auch mit ftändifchen Kammern ein Gefegbud 
ſich zu Stande bringen laſſe. Gleicher Hoffnung darf fie jich bei 
dem noch vorzulegenden Civilgeſetzbuche hingeben. Eine beilfame 
Ausſicht für das Königreich Sachſen nicht nur, fondern auch für 
das Großherzogthum Sachen und die übrigen fachlifchen Länder, 
denen dann die ermünichte Gelegenheit gegeben wäre, durch Adoption 
deſſelben Geſetzbuches einem gleichfalls Längft erkannten Bedürfniß 
minder fchwierig abzubelfen, und fo den ſächſiſchen Partikularismus 
in mehr deutſche Gemeinfchaftlichfeit umzuwandeln. 


In der Zeitfohrift für Rechtspflege und Verwalt— 
ung, zunächſt für das KönigreichßSachſen. Bo. 3. Heft 4. 
(1840) hat ver Oberappellationdgerichts-Vicepräfident Ritter, u. f. w. 
Dr. Gottſchalk Hiftorifche und eregetifche Bemerkungen über vie 
XIte der Churfürftlich Sächftfchen Deciſionen v. 3. 1746 von Ber: 
mächtniffen, fo in Gegenwart der Erben gefchehen, niedergelegt. 

Daffelbe Heft viefer Zeitfchrift enthält eine ſehr geviegene Ab— 
handlung über die Bildung zum DVerwaltungsbeamten, mit Rüd: 
ficht auf Sachen, vom Hof- und AJuftizrathe Dr. Funde, Re 
gierungsrathe bei der Königl. Sächſ. Kreispirection zu Zwidau. 
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Hannover. (Die Berathung des $. 106. des Verfail: 
ungsentmwurfed betreffend.) Der $. 106, die Theilnahme 
ver allgemeinen Stündeverfammlung an ver Gefeßgebung betreffen, 
führte in der Sigung der zweiten Kammer (am 19. Mai) zu einer 
langen Diseufjion. Wir haben ven Wortlaut viefed $. bereits ac 
geben *). Bei der erſten Berathung war beſchloſſen 
worden, die PVojttionen a, b und c und ven ‚Sa „Zu der Er: 
laſſung“ zu ftreichen und dafür zu fegen: „der Geſetze.“ (8 
fautete alſo demnach ver $: „die allgemeine Stänvdeverfammlung 
hat dad Recht der Zuftimmung zur Crlaffung, Wiederaufhebung 
Abänderung und authentifchen Interpretation der Gefege.") — In 
der obigen Sigung beantragte ein Mitglied in einer längeren Rebe dir 
Herftellung des Entwurfs (vorbehältlich etwa einer Verbefferung im 
Einzelnen) upd motivirte diefen Antrag hauptſächlich Durch näher 
Ausführung der Gründe, 1) daß ein allgemeines und unbe: 
ſchränktes Zuſtimmungsrecht der Stände bei der Geirk 
gebung nichts weniger ald eine Bedingung ver Wohlfahrt des Land— 
es, oder einer wohlthätigen und einflußreihen Wirkſamkeit der 
Stände und eined zwedmäßigen Fortſchreitens der Geſetzgebung 
fei, ja leßterer oft Hinderlich werden fünne, wie denn in 
den menigften, namentlich aufgezäblten Verfaſſungs =. Urfunven 
deuticher Staaten ein folches unbeſchränktes Zuſtimmungsrecht ven 
Ständen beigelegt worden, mährend meiftentheild 3. B. in Baiern, 
Baden ähnliche Beichränfungen, wie hier vorgefchlagen ferien, Hatt 
fänden, ohne daß man dort von einer zu geringen Wirkſamkeit ver 
Stände werde reden wollen; 2) daß es bier. überall nicht auf ein 
von Seiten der Stänte zu bringendes Opfer, fondern auf die Frage 
ankomme, ob die von der Regierung angebotene Erweiterung 
der ffändigen Rechte genüge, und anzunehmen jei, indem 
die Berfaffung von 1819, von welcher bei Beurtheilung ver Sache 
auszugehen, noch bei weitem weniger, als jeßt geboten worden, ge 
währe, nämlich nur das Steuerbewilligungsreht, während varin 
bei allen anderen geſetzlichen Beftimmungen ven Ständen nur dai 
Recht der Zuratheziehung beigelegt fey; 3) daß die von ver Ver 
fammlung für nöthig oder doch fehr wünſchenswerth erachtete Er 
wirkung der Garantie des veutfchen Bundes bei Aufnahm 


*) Bergl &. 760. diefes Heftes. 
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eines ſolchen Satzes ſchwer zu erlangen fein möchte, indem wenig— 
ſtens bis jetzt noch keine Verfaſſungsurkunde, welche ven Ständen 
ein allgemeines Zuſtimmungsrecht bei der Geſetzgebung beilege, dieſe 
Garantie erhalten habe. 4) daß endlich bei einem etwaigen Be— 
ſtehen der Stände auf Einräumung des allgemeinen Zuſtimmungs— 
rechts ein Zuſtandekommen der im Intereſſe des Landes fo dring— 
end ndtbigen Vereinbarung über die Verfaſſung um fo weniger zu 
hoffen fey, da Seine Majeftät ver König das allgemeine Zuftimm- 
ungsrecht ver Stände bei der Gefeggebung ald eine Gefährdung ber 
Souverainetätörechte betrachten zu müffen glaube, und nad ver 
fönigl. Proflamation vom 15. Yebruar v. 3. folches für einen ver 
Gründe für die Nothwendigkeit ver Aufhebung des Staatögrund: 
geieged von 1833 Öffentlich und feierlich erklärt habe, eine Erklär— 
ung, die eine Aufnahme eben verfelben Beitimmungen in Die neue 
Verfaſſungs-Urkunde ald kaum gedenkbar erfcheinen Iaffen müffe. 

Der Redner wies bier wie, bei feinen ferneren Aeußerungen im 
Verlauf der Debatte auf die Gefahr hin, durch zu große Forder— 
ungen felbft des Dargebotenen verluftig zu geben, wie folches nad 
angeführten Beispiele fhon vorgefommen. Er warnte auf das Ernſt— 
lishfte davor, daß man nicht ſowohl wegen ver Ueberzeugung von 
der Umnentbehrlichkeit des allgemeinen Zuftimmungsrechtes für die 
Wohlfahrt des Landes, fondern aus Rückſichten auf die Erwart— 
ungen, welche von gemiffen Seiten ber von den Ständen in vieler 
Beziehung gehegt werben mögen, auf einem Verlangen beftehe, deſſen 
Willfahrung von der Regierung nicht im ntfernteften zu erwarten 
fei. Er deutete endlich auch darauf hin, daß wenn man nicht etwa 
entjchloffen jei, unbefümmert wegen der möglichen, ja mahrjcheinlich- 
en Folgen, auf der feiner vollen Ueberzeugung nach vergeblichen 
Forderung unter allen Umftänvden zu beharren, jet der Zeitpunkt 
fei, Das zu beſchließen, was man für nöthig und Recht halte, nicht 
aber ohne meientliche Gefahr. dad etwanige Nachgaben bis zum 
Ende der ganzen Berathung, ja vielleicht biß etwa des Königs Ma- 
jeftät dem Verfaffungsentwurf aus dieſem Grunde die Allerhoöͤchſte 
Sanction verfagt habe, verfchoben werben dürfe, weil, menn beive 
Kammern ven "angefochtenen Sab definitiv bejchloffen Haben, vie 
Sache in die bevenkliche Lage gebracht fei, daß die Berfafjungd-Ur- 
funde mit jenem Sate erft an den König gelangen müſſe, und es 
dann dahin ftehe, im wie fern neue Verhandlungen darüber zuge- 
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laffen werden. Ein anderes Mitglied, diefen Anfichten im Weſent⸗ 
lichen beipflichtend, ftellte ven Berbeflerungdantrag: ben Entwurf 
in Uebrigen Herzuftellen, jedoch die Poſition b jo zu faffen: „allen 
denjenigen gejeglichen Beftimmungen, welche die Freiheit der Berien 
bejchränfen, over einen Eingriff in das Privateigentbum enthalten « 
und vermeinte, daß Damit jedwede nüthige Garantie gegeben irin 
würde. Der Proponent des Hauptantrags eignete fich viele Ber- 
befferung an. Nachdem noch mehrere Mitglieder in kürzern over 
längern Vorträgen über dieſen hochwichtigen Gegenftand ihre dem 
Seßtern DVorfchlage im Ganzen günftigen Anfichten geauffert batten, 
von einem andern Mitglieve aber aus allgemeinen Rückſichten da— 
gegen gefprochen worden war, erflärte jih ein Redner in einem 
ausführlichen Vortrage für die vollitändige Beibehaltung des hei 
der eriten Berathung gefaßten Beichluffes, juchte die einzelnen Ar: 
gumente ded erften Redners zu wiederlegen, und vermeinte fchliepli, 
daß jedenfalld erjt zu erwarten lei, ob die königl. Regierung, melder 
an der Erledigung des Verfaffungäftreites eben foviel ald den Stänt- 
en liegen müjje, wegen eines von der vorigen Regierung 
für unbevenflich erachteten Satzes, weicher auch das ein- 
zige Mittel darbiete, zur Verhütung von gefährlichen Streitigkeiten 
darüber, ob ein Geſetz Die Zuflimmung oder nur das ratbiame 
Gutachten der Stände erfordere, die Verfaffungsfache ferner uner- 
ledigt laſſen werde. Andere Mitglieder erflärten fich alsdann noch 
für die Annahme des Verbeſſerungsantrags, theild weil ihrer Ueb— 
erzeugung nach ein Mehrere zum Wohle des Landes nicht erford⸗ 
erlih, und wegen des zweifelhaften Nutzens eines allgemeinen Zu: 
flimmungsrecht8 die Frucht mehrjähriger Anjtrengungen und Ar- 
beiten nicht auf das Spiel gefegt werden dürfe, theils weil es ic 
in der That mehr um einen theoretischen Sag und formellen Un— 
terfchied Handle, ald um reele Folgen, indem der Erfahrung und der 
Natur der Sache nach das rathbjame Gutachten der Stände 
durch fein moraliiches Gewicht einem Zuſtimmungs rechte in ver 
Wirkung gleich fei. (!!) Nah vem Schluffe der Debatte, deren 
wefentlicher Inhalt bier nur hat angeführt werden könn: 
en, (!!) wurde ver Verbefjerungs-Antrag, den Entwurf 
mit der erwähnten Ginfchaltung in der Pofition b. berzuftellen 
alfo ein allgemeines Zuſtimmungsrecht ver Stänte 
beider Gefeggebung nicht in Anſpruch zu nehmen 
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yon überwiegender Majorität angenommen, und der 
demgemäß veränderte F. dann ohne weiteren MWiderfpruch ge— 
nehmigt. 


Baden. (Prüfung Fatholifcher Geiftliher.) Eine 
großherzogliche Verordnung in Betreff der Prüfung Eatholifcher 
Geiftlicher für Kirchenpfründen, publicirt in dem Staatd- und Reg: 
terungablatt vom 1. Maui, enthält nachftehende Hauptbeflimmungen - 
„In Erwägung, daß bisher über die Prüfung ver fatholifchen reci- 
pirten Geiftlihen, welche fih um eine Kirchenpfründe bewerben 
wollen, feine allgemeinen Vorſchriften, fondern nur in einzelnen 
Landestheilen Partikular-Verordnungen beftanden, haben Wir auf 
den Vortrag Unſeres Minifteriums und nach Vernehmung des erz⸗ 
biſchoͤflichen Ordinariats, zur Befriedigung des Bedürfniſſes allge— 
meiner für alle Landestheile geltender Beſtimmungen über die Con— 
curs⸗Prüfungen, beſchloſſen und verordnen, wie folgt: $. 1. Jeder 
katholiſche, noch nicht definitiv angeftellte Geiftliche, der zu einer 
Kirchen: Pfründe befbrvert zu werden wünſcht, hat fich der unten 
bezeichneten Goncurd= oder Dienftprüfung zu unterziehen. $. 2. Um 
zu diefer Prüfung zugelaffen zu werden, wird erfordert: 1) daß 
der Geiſtliche die Seelforge ſchon mwenigftens zwei Jahre lang aus— 
geübt habe und gute Zeugniffe feiner Vorgeſetzten über feinen 
Wandel vorlege; 2) daß verfelbe wenigften® ſechs Wochen vor dem 
beftimmten Prüfungstermin unter Vorlage der erforderlichen Zeug: 
niffe, bei der Fatholifchen Kirchen-Section Unferes Minifteriums des 
Inneren um Zulaſſung fchriftlich nachgefucht hat. Ueber vie Zu— 
laſſung enticheivet die genannte Kirchen = Section im Einverftänpniß 
mit dem erzbifchöflichen Ordinariat. $. 3. Die Prüfungscommiffion 
wird von der Staats- und von der Kirchenbehörde gemeinschaftlich 
niedergefeßt, indem nämlich die katholiſche Kirchen = Section einen 
landesherrlichen Prüfungs-Gommiffär und zmei geiftliche Eramina- 
toren und das Ordinariat einen erzbifhöflihen Prüfungscommiffär 
und gleichfalls zwei geiftliche Craminatoren ernennt und indem von 
beiden Behörden gemeinfchaftlich ein landesherrlicher Dekan oder 
Bezirks-Schul-Viſitator dazu berufen wird. Die Leitung und der 
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Vorſitz fteht dem landeöherrlihen Commifjär zu. $. 10. Geiftlice, 
welche in ver Goncuröprüfung eine ber geringeren Moten erhalten 
haben, dürfen fih zur Erlangung einer befjeren Note einer zweiten 
und felbft einer dritten Prüfung unterziehen. Geiftliche, welche in 
der Goncursprüfung als befähigt nicht erklärt worden find, Eönnen 
eine zweite, und wenn auch dieſe mißglücen follte, noch eine dritte 
Dienftprüfung beftehen. ine vierte Prüfung findet nicht ftatt.“ 


Begen Hazardfpiele und Spielbanken.) Die „veutihe 
Vierteljahrſchrift“ bringt in ihrem neueflen Hefte unter der Leber: 
Schrift: „Baden-Baden und die Spielbank,“ eine trefflide 
Mahnung an die deutfche Geſetzgebung, zunächft an die badiſche Re: 
gierung, welche befanntlic) die für dieſen ſehr befuchten Badeort leider 
priyilegirte Spielbank für eine bedeutende Summe und zwar gegen- 
wärtig an Herrn Benazet, einen Parifer, verpachtet hat. Der bier 
auftretende Gegner der concejlionirten Hazarvipiele vergleicht eine 
Öffentliche Spielbank mit einer Kupplerin, die eben ſowohl vie Un: 
ſchuld verführt, als fie denen Gelegenheit macht, die fie fuchen. 
Sehr fchlagend ift feine Argumentation: „Konnten doch jelbit in 
Paris die Spielhäufer ſich gegen die Öffentliche Meinung nicht länger 
halten, und für Paris lafjen fich, was die Duldung des öffentlichen 
Spiels betrifft, doch ganz andere Gründe anführen, als für ein 
deutiches Bad. Und man bemerfe wohl, zu derfelben Zeit, wo das 
Öffentliche Spiel aus Paris für immer verbannt wird, findet es 
einen Zufluchtsort in Deutichland, das im Punft ver öffentlichen 
Moral von Frankreich jonft nicht gerne Lehren annimmt. Mit dem 
bisherigen Pächter ver Pariſer Spielhäuſer wird ein Pacht von 
15 Jahren abgefchloffen und ſomit ift währenn vieles langen Zeit: 
raums feine Hoffnung vorhanden, ven Unfug des dffentlichen Spiels 
auch aus Deutichland verbannt zu ſehen.“ 

Die Vertheiviger ver Spielbant und ein guter Theil ver Be 
wohner Badens fagen: „ohne die Spielbanf fein Heil für Barden: 
Baden; dem Spiele dankt Baden-Baden fein Emporkommen und fein 
en jegigen Flor, und ohne dad Spiel würde dieſer bald verjchwin: 
en, denn dad Spiel zieht Fremde herbei, und, was die Hauptiſache 
ift, der Ertrag des Spielpachts verjchafft die Mittel zu ven fol: 
fpieligen Einrichtungel und Anftalten, durch welche Baden-Baden 
feine jegige Bedeutung erhalten hat.” Dabei berufen ſie ſich auf 
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die befonderen Verhältniffe diefed berühmten Badeorts, in welchem 
ſich Perſonen von allen Nationen zufammenfinden, deren Moralität 
zu überwachen, die Landesregierung feine Verpflichtung habe. Und 
da die Spielfucht, gleich anderen Trieben, ihre Befriedigung fuche, 
fo ſey es beſſer, ihr dieſe unter üffentlicher Aufjicht zu verichaffen, 
ald daß man heimliche Spielgeſellſchaften dulde, vie bei vem Weg— 
fall des dffentlichen Spieles faum zu verhindern wären. Aber mit 
Recht bemerkt dawider der Gegner: „Was die befonvderen Verhält— 
nifje eined Badeorts betrifft, jo wüßten wir nicht, wie es zu recht= 
fertigen wäre, wenn man fi gegemüber den Fremden über vie 
dffentliche Moral hinwegſetzt, die man gegenüber ven eignen Staats: 


angehörigen zu verlegen Bedenken tragen würde. Wird das öffent: 


liche Spiel für ververblich erachtet, fo müſſen Fremde gegen bie 
Lockungen deſſelben eben ſowohl gefichert werden als Ginheimifche. 
Uebrigens laſſen ſich in Beziehung auf die ſchädlichen Folgen des 
Öffentlichen Hazardſpiels die Einheimifchen nicht ifoliven, felbjt wenn 
ihnen die Theilnahme an demſelben verboten ſeyn follte; denn ein 
ſolches Verbot ift jo fchwer zu handhaben, daß man es nahezu als 
nicht vorhanden betrachten fann. So jieht man dann, beſonders 
an Senntagen, Zandleute der Umgegend an der heillofen Roulette 
ihr Heil verfuchen, und wenn ein folcher Landmann das Unglüd 
hat, zu gewinnen, jo fann fein Beifpiel die Bewohner eined ganzen 
Dorfes mit der Spielfucht anfterfen, während den Gemwinnenden 
felbft der Gewinnft zum Taugenichts macht.“ Gegen den für die 
Öffentlichen Spielhäufer angeführten Grund, daß dadurch dem heim— 
lichen Spiele gefteuert werde, erinnert der Gegner, daß er ohne 
allen Gehalt ſey, denn fonjt müßte von Staatöwegen dafür ge: 
forgt werden, daß alle ververbliche Neigungen der Menſchen unter 
öffentlicher Aufjicht befriedigt werden fünnen. Eher ließe fich dieſes 
auf öffentlihe Käufer im engeren Sinne anwenden, weil hier von 
der Befriedigung eined mächtigen Naturtriebed die Rede ſey; in 
Diefe Kategorie gehöre aber die Spielfucht keineswegs; dieſe jey eine 
wohl zu unterdrückende verderbliche Neigung, welche durch die ihr 
zu ihrer Befriedigung dargebotene Gelegenheit genährt und oft erft 
geweckt werde. Jeder Freund einer vernünftigen Geſetzgebungspo— 
litik wird hHiernächft dem wohlmeinenden Gegner der Spielbanken 
darin beipflichten, wenn er fagt: „Glaubt man jich durch höhere 
Staatdrüdjichten gendthigt, von den Grundſätzen der firengen Moral 


* 
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abzugeben, jo Fann eine foldhe Abweichung unter gewiffen Umftänv- 
en allervingd in der salus reipublicae dem oberſten Geſetz, ihre 
Entfhuldigung finden. Wer wird aber zu behaupten wagen, daß 
‚ diefer Fall vorhanden fey, wenn davon die Rebe ift, einen von ver 
Aatur ohnedieß begünftigten, mit allen erforverlichen Ginrichtungen 
und Anftalten bereitd aufs veichlichite verſehenen, höchft frequenten 
Badeort noch weiter empor zu bringen und ven Lurus ver Ginridt- 
ungen noch weiter zu fteigern. Erjcheint eine foldhe Steigerung aus 
ftaatswirtbicaftlichen Gründen wünfchenswerth, fo mögen die Koſten 
von Staatswegen beftritten werben, wie dieſes z. B. bei ven würt: 
tembergifchen Bädern gefchieht, für welche die Stände bedeu— 
tende Summen verilligt haben. Liegt aber die Steigerung zunächſt 
im Intereſſe der Gemeinde Baden: Baben, jo fommt eö viejer zu, 
die Koften zu beftreiten, zumal ald jie, ald Korporation betrachtet, 
mwohlhabend ift, und bedeutende Domänen bejigt. In keinem Falle 
ift e8 zu rechtfertigen, daß der Wohlftand einer Gemeinde auf Kof: 
en der öffentlichen Moral befördert werde, und wenn einft ein Mit- 
glied der franzöjiichen Nationalverfammlung bei Gelegenbeit ver 
Abſchaffung der Sklaverei ausgerufen hat: „perisse plutöt une 
colonie qu’un prineipe,* fo läßt fih wohl mit gleichem Rechte 
fagen: eher möge der Vortheil einer Gemeinde geopfert werben, als 
die Öffentlihe Moral. Ob aber die Erneuerung des Spielpahrs 
eine Lebensfrage für Baden-Baden ift, fünnte mit Necht bezweifelt 
werden. Inzwifchen. fcheint die badische Negierung ed fo angejeben 
zu haben, jonft wäre nicht zu erklären, wie diefer Pacht zu einer 
Zeit erneuert werden Fonnte, wo die Spielhäufer in Paris für immer 
gefchloffen wurden. Hiebei mag mitgemwirft haben, daß auch in ein- 
igen andern deutichen Bädern, die mit Baden-Baden rivaliiiren, 
das Dffentlihe Spiel geduldet wird. Wie dem aber few, jeder 
Deutſchgeſinate hätte wünſchen mögen, daß die betreffenden Regier: 
ungen, gleichwie fie in Sachen des üffentlichen Nugens Vereine 
Schließen, im Intereffe ver öffentlichen Moral übereingefommen 
wären, das Öffentliche Hazardſpiel aus ihren Staaten für immer ze 
verbannen, ftatt durch Conceſſionirung deſſelben eine Art von Gleid 
beit zwiſchen rivalifirenden Badeorten herzuſtellen.“ 
Mit rügendem Ernſte ſchließt der Verfaſſer feine belangreichee 
Erinnerungen mit folgendem, wie uns ſcheint, wohl verdienten Me- 
mento an die badiſchen Volksvertreter: 


„Es wäre zu erwarten gewejen, daß die zweite Kanımer ver bad: 
iſchen Landftände bei ven Verhandlungen, welche über ven erwähnt- 
en Spielpacht ftatt hatten, ihre Mißbilligung über die Erneuerung 
deffelben auf eine energijche Weile ausgefprochen hätte. Zwar ließen 
jich einige achtungdwerthe Stimmen über die Werwerflichkeit des 
Hazardipield überhaupt vernehmen, von der Mehrheit wurde jedoch 
das Miniſterium hauptſächlich deßhalb getadelt, weil es unterlaſſen 
habe, ven Pacht zur Öffentlichen Verſteigerung⸗zu bringen, wodurch 
badische Staatödiener in den Verdacht gerathen feyen, von Kern 
Benazet einen pot de vin angenommen zu haben. Alfo nicht fo= 
wohl der Spielpacht an fih, ald das bei ver Verpachtung beob- 
achtete Verfahren ift es, was die babifche Kammer angegriffen hat. 
Möge es dieſer verebrlichen Kammer, nicht mißfallen, wenn ung 
diefed nicht ver Standpunkt fcheint, aus welchem veutiche Volks— 
vertreter die Frage zu würdigen haben. Was ven pot de vin be 
trifft, jo mag dad Erforberliche eingeleitet werden, um vie Ehre des 
badischen Staatsdienſtes unbefledt zu erhalten; viefes aber ift immer 
nur Nebenſache. Die Hauptjache bleibt der Spielpacht an ſich und 
die Goncefftonirung des Hazardſpieles, und hierüber Fam es ber 
Kammer zu, im Sntereffe der öffentlichen Moral ihren Tadel aus: 
zufprechen, ohne fih durch Gründe der Nüsglichfeit oder durch 
Rückſichten auf einen Badeort, dem ed auch ohne das Hazardſpiel 
nicht an Frequenz fehlen wird, irre machen zu laffen. Darüber, 
daß der Spielpacht nicht zur Öffentlichen Werfteigerung “gebracht 
worden, möchten wir dad Minifterium am wenigften tadeln; vafjelbe 
hat vielmehr unſres Erachtens Flug gehandelt, Die Sache in ver 
Stille abzumachen, und die Stände hätten vielleicht beffer gethan, 
über die Sache mwegzugehen, ald das bei der Verpachtung beobadht- 
ete Verfahren anzugreifen, und dadurch den Pacht an fich flill- 
ſchweigend zu billigen. 

Das „lucri bonus odor“ ift eine Marime, die man einem röm= 
iichen Imperator zu gut halten mag; deutſchen Volksvertretern 
ziemt ed nicht, fie zu der ihrigen zu machen.“ 
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Braunſchweig. (Criminalgeſetzgebung.) Der Ent: 
wurf des Strafgeſetzbuches iſt nur mit wenigen Veränderungen 
von den Ständen angenommen worden. Die öffentliche Bekannt: 
machung dieſes Gefeges, welches Männer vom Fache als ein wohl 
georpneted und höchft gelungenes anerkennen, wird nächftens er 


fcheinen. 


” 


Kurheſſen. (Rüudblide auf pad Jahr 1839.) I. Staat: 
vertrag mit dem Königreiche Sardinien vom 15. Februar 1839 weg: 
en Freizügigkeit; wornach „Abzugsgeld oder Nachfteuer von vem 
aus dem Kurfürftenthum- Heffen in das koͤniglich farbinifche Ge: 
biet over aus dieſem Gebiete in die Kurfürftlich Heflifchen Staaten 
übergehenden Vermögens von gevachtem Tage an nicht mehr erhob: 
en werben foll.“ II. Verordnung vom 9. Oktober 1839 wegen 
Anftelung von Unteroffizieren, Soldaten und Spielleuten bei ber 
Givil- und Militairverwaltung zur Grfparung von Ruhegehalten, 
in 9 $$. Im Eingang wird hervorgehoben, daß die Verorpnung 
„zur Grzielung eines gleichmäßigern Verfahrens: bei ver Bollzieb- 
ung der im $. 6. des dem Staatövienftgefeße vom 8. März 1831 
angehängten NRegulativs über die Verſorgung von Unteroffizieren, 
Soldaten und Spielleuten enthaltnen Vorfchriften *)“ dienen folle. 
Nah $. 1. ſoll das Kriegäminifterium die Liften derer aufitellen, 
welche unter Vorausſetzung der dur eine Brüfung zu ermittelnden 
Befähigung zur Anftellung bei der Civil- oder Militairverwaltung 
geeignet feyen. Im $. 2. werden in Gemäsheit des $. 6. jenes 
Regulativs die geeigneten Stellen in ver Juftize, Finanz, Militair: 
Berwaltung u. ſ. mw. bezeichnet. Die $$. 3—5. Handeln von der 
Prüfung Nah g. 6. foll dad Kriegäminifterium vie Befäbigten 
in die Verforgungdliften aufnehmen. Die $$. 7 — 9. handeln vor 
der Befegung der Stellen felbft mit folchen. III. Verordnung von 
2. März 1839 über die von ven Staatdanwälten vor Gericht ı 
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lativ“ iſt. ©. 678—680. abgedruckt. 
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vertretenden Anflalten „zur Vollziehung des $. 4. ded Geſetzes von 
11. Juli 1832 über den Gefchäftsfreis der Staatsanwälte, wor: 
nach die von ven Letztern in Folge ihres Amtes vor Gericht zu 
vertretenden Anftalten durch eine beſondere Verordnung zur dffent: 
lichen Kunde gebracht werden follen.” Der $. i. ver 2 86. um: 
faſſenden Verordnung zählt dieſe Anftalten ( Kirchliche Inftitute, 
Unterrichtd:, Kunft= und wifjenjchaftliche Anftalten, Penfiond:An- 
falten, Landes: und Provinzial-Hofpitäier und Kranfenhäufer, milde 
Stiftungen u. f. w. auf, während ver $. 2. Zufäge und Abän- 
derungen vorbehäft. IV. Verordnung vom 2. März 1839 wegen 
der Reife- und Tagegelder ver Mitglieder der Ständeverjammlung *). 
Nah der Einleitung Hat viefe Verorpnung den Zwei, zur Boll: 
ziehung des $. 88. der Verfaffungsurfunde **) zu dienen. Die 
Verordnung zerfällt in 4 $$. Nadı g. 1. follen die Reifefoften für 
die Mitglieder der Ständeverfammlung, mit Ausnahme der Bringen 
des Kurhaufes, ſowie der Standesherren, mit. einem Thaler für jede 
Poftmeile vergütet werden. Der $. 2. beftimmt: „an ZTagegelvern 
erhält jedes Mitglied ver Stänveverfammlung, welches weder Prinz 
des Hauſes, noch Standesherr ift, fo fern daſſelbe aufjerhalb des 
Berfammlungsortes wohnt, drei Thaler, fofern vaffelbe dagegen 
an letzterem wohnhaft ift, einen Thaler“ Dem Präſidenten 
der Stündeverfammlung erthellt ver $. 3. einen Zufag von zwei 
Thalern täglich. Der $. 4. ift des Inhalts: die Tagegelver werben 
auffer für die nothwendigen Tage der Hinz und Herreife, für den 
Zeitraum von dem Tage, auf welchen die Stänveverfammlung ein- 
berufen ift, bezüglich von dem fpäteren Anfunftstage an, bis zur 
Entlaffung der Stänvdeverfammlung vergütet und fallen für die Zeit 
einer Beurlaubung meg.“ 


Herzogthum Naſſau. (Rückblick auf das Jahr 1839.) 
Der Telegraph Hat bereitd mehrmals legislative Erfcheinungen, vie 


— 


*) Bekanntlich hat dieſe Verordnung die Staͤndeverſammlung veran« 
laßt, Anklage gegen den fie contraſignirenden Miniſter des Innern zu 
erheben. 

+“) „Die Mitglieder der Ständeverfammlung, mit Ausnahme der Prinzen 
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diefem Staate angehören, und zwar aus dem Jahr 1840 vorge: 
führt. In Folgendem ein Rückblick auf das Jahr 1839. 

I. Im Juni 1839 *) wurde mit dem Königreich Baiern wegen 
gegenfeitiger Verpflegung erfrankter Untertbanen, unter Aufhebung 
einer früheren Hebereinfunft v. I. 1826, ein Staatövertrag abge: 
ichloffen, im Wejentlichen dahin: Die Koften der Heilung und Ver— 
pflegung von erfrankten oder verunglücten Unterthanen des einen 
oder andern Staated werben im allgemeinen im Herzogtbum Naſſau 
von den Landarmenfonds, im Königreich Baiern von den Sftungs- 
oder Gemeindefaflen der Drte, wo fie einen Unfall erleiden , beftrit- 
ten, obne daß deßhalb ein Erſatz verlangt werden kann; auch ſoll 
jeder der beiden Staatsregierungen dafür beforgt fein, daß in ſolchen 
Fällen jedem Anjpruch der Menfchlichkeit genügt werde und nichts 
verfäumt wird. Bei dem nur ſubſidiären diefer Verbindlichkeit, 
ift nach billiger Berechnung der Aufwand zu erſetzen, wenn entweder 
der erkrankte Reifende einen Erſatz aus eigenen Mitteln zu Leiten 
vermag, oder die nach den Gefegen des einen oder andern Staats 
zu feiner Ernährung und Unterftügung verbundenen Berfonen vazu 
im Stande find, was erforderlichen Falld durch amtliche Nachfragen 
bei der heimathlichen Behörde zu ermitteln tft. 


I. Die Verordnung vom 12. November 1839 wegen der Ver- 
bältmiffe ver Poftanftalt zur Taunus:Eifenbahn ift des Inhalts: Zur 
Regulivung der Verhältniffe der Poftanftalt zu der Taunus:Gifen: 
bahn-Unternehmung im Intereffe des öffentlichen Merfehrs werden 
mit Höchfter Genehmigung, unter Beziehung auf den $. 11. ver der 
Taunus = Eifenbahn= Gefellfihaft ertheilten Goncejjion vom 13. Juni 
1838, die nachfolgenden Beftimmungen ertheilt: $. 1. Die Taunus: 
Eiſenbahn-Geſellſchaft ift im Intereſſe des Verkehrs und zur Be: 
förderung des Zwecks ver Poitanjtalt verpflichtet, ihren Fahrtenplan 
fo viel als möglih mit ven regelmäßigen Pofteurfen in Ginklang 
zu bringen. $. 2. Derfelben ift ed unterfagt, die Beförderung der 


des Kurhaufes, ſowie der Standesherren, erhalten angemeſſene Nee: 
und Tagegelder.“ 

*) Cine Berordnung vom 19. September 1839 wegen Sicherung dei 
Berfehrs auf der Taunuseifenbahn ift im Wejentlichen übereinſtimm— 
end mit der Großherzogl. Heſſiſchen Verordnung vom 4. October 1839. 
in gleichem Betreff. 
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Briefe und VBriefpafete, fowie der Waarengüter, Padereien und 
Gelpfendungen unter und bis zu 25 Pfund auf eigene Rechnung 
zu übernehmen. $. 3. Die Geſellſchaft bat für Rechnung der Port 
den Transport der ‘ver leßteren übergebenen Gegenftänve auf der 
Eifenbahn zu beforgen. Die Briefe und Briefpafete bis zu V, 
Pfund, fo wie alle Dienftpafete und herrfchaftliche portofreie Senv: 
ungen müffen unentgelvlih mitgenommen werden. Für alle andere 
Pädereien über Y, Pfund vergütet die Poftverwaltung der Gifen- 
bahngejellichaft nach dem Gewicht im Ganzen, die Hälfte der für 
den Maarentransport auf der Eijenbahn beftimmten Taxe, welche 
nicht Höher ald der Poſttarif gefeßt werden darf. $. A. Die Be- 
förderung der der Poftverwaltung übergebenen Gegenftänve gefchieht 
in Packwagen, welche von ver Poftverwaltung geftellt und durch 
die nöthigen Vorrichtungen auf der Eifenbahn fortgefchafft werben. 
&3 fann nicht verlangt werden, daß gleichzeitig mit einem Eiſen— 
bahnzuge mehr als Ein Packwagen befördert werde. Jedem Pad: 
wagen ift von der Poftverwaltung ein Conducteur beizugeben. Auffer 
ver in $. 3. beftimmten Taxe für vie Pädereien wird für ven 
Transport des Packwagens felbit und des denſelben begleitenden 
Gonducteurd eine befondere Vergütung an die Gefellfchaft nicht 
geleiftet. Die Beförderung der Packwagen aus dem Poſthofe auf 
pie Eiſenbahn und zurück hat vie Poftverwaltung auf eigene Koften 
zu beſorgen. $. 5. Die Geiellichaft ift verpflichtet, Reiſende, welche 
mit der Poft angefommen find over welche ſich weiter, al8 die Ei— 
fenbahn geht, auf ver Poſt haben einfchreiben laffen, mit dem mit 
dem Pofteurfe zufammentreffenden Gifenbahnzuge vorzugsweiſe vor 
‚anderen Perfonen auf der zweiten Wagenflaffe zu befördern. Das 
Geväde diefer Reiſenden ift bis zu dem Gewicht vom 40 Pfund 
frei. Das Uebergewicht wird nach der Tare des Waarentransportes 
auf der Eifenbahn vergütet. Die Poſtenverwaltung erhebt den vollen 
Betrag der für Die bezeichnete Wagenklafje und das Uebergewicht 
beftimmten Taxe und vergütet diefelbe, nach Abzug von 25 pr.&t. 
an die Gefellfchaft. Dagegen hat die Poftverwaltung die Foftenfreie 
Beförderung der bei ihr eingefchriebenen Reiſenden und deren Ge: 
päckes von dem Poſthof an vie Eifenbahn und zurüd zu übernehmen 
$. 6. Die Eftafetten find, infofern fie mit den regelmäßigen Fahrten 
zufammentreffen, für die Poft ohne Aufrechnung einer Taxe auf 
der Eifenbahn zu befördern. $. 7. Für die im Dienſte auf ber 
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Eiſenbahn reiſenden Poſtbeamten erhält die Poſtverwaltung die er: 
forderliche Anzahl Freikarten. F. 8. Es bleibt vorbehalten, wegen 
des Anſchluſſes der Eiſenbahnfahrten an die Poſtcourſe und Beföw: 
erung des Zweded der Poftanftalt durch die Eifenbahn amvermeatte 
und nähere Beftimmungen zu ertheilen, injofern jolche in ver Folge 
fich al8 nüglich oder nothwendig ergeben follten. $. 9. Wird ver 
regelmäßige Betrieb auf der Eifenbahn unterbrochen, jo iſt die Pot: 
verwaltung verbunden, die Poftverbindung auf andere Meile zu 
unterhalten. Die Eifenbahngefellihaft ift dagegen verpflichtet, ver 
Pot den Berluft zu erießen, wenn die hierdurch entſtehenden 
Auslagen die Einnahmen überfteigen. Dauert die Unterbrechung 
länger als 14 Tage, fo hört mit vem Ablauf dieſes Zeitraums die 
der Poſt zu leiftende Entſchädigung auf, wenn die Poftverwaltung 
acht Tage vor dem Ablauf von der Fortvauer der Unterbrechung 
durch die Eifenbahngejellichaft in Kenntniß gefeßt wird. 


Großberzogtbum Heſſen. (Entlaffene Strafgefang: 
ene.) Unterm 9. October 1839 *) machte das Großh. Minifterium 
des Innern und der Juſtiz Folgendes befannt: „Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog haben allergnädigft zu genehmigen gerubt, 
daß ſich zur Unterftügung und Beaufjichtigung ver aus den Land: 
es⸗ und Provinzial-Strafanftalten im Großherzogtfum Entlaffenen 
ein Verein unter nachfolgenden Beftimmungen bilde: $. 1. ver 
Zweck des Vereins ſoll ſeyn, die moralifhe und bürgerliche Befler: 
ung der aus den oben genannten Straf-Anftalten Entlaffenen zu 
beförbern, darum ihnen die Möglichkeit eines ordentlichen Lebens: 
wandel® und rechtlichen Erwerbs zu verichaffen und daher ihnen 
auch bei ihrem nach überftanvener Freiheitöftrafe ndthigen Unter: 
fommen und Fortkommen behülflich zu feyn, namentlich ſie dabei 
mit Rath und Verwendung und, wenn ed erforberlich erfcheint, 
felbft mit Gelpmitteln zu unterflügen. $. 2. Die zur Erreichung 
des Zweckes nöthigen Fonds find durch von den Vereinsmitgliedern 
jährlich zu leiſtende und flatutenmäßig zu beſtimmende Beiträge 
aufzubringen. Dazu und beſonders zur Beflreitung der Bermalt: 


") Weitere Rücblide auf das Jahr 1839 bleiben vorbehalten. 
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ungsfoften joll aus einem zu milden Zweden beſtimmten Fonts 
altjährlich ein gewiſſer Zufchuß verabreicht werden. $. 3. Die Wirf- 
jamfeit des Vereins ift ver oberiten Leitung des Minifteriums des 
Innern und der Juſtiz anvertraut und ift demſelben deßhalb un- 
mittelbar vie zur Beſorgung der Vereinsgeſchäfte zu errichtenve 
ftänpifche Behörde untergeoronet. $. A. Die Behörvde des Vereins 
joll aus einem Präfidenten, für den Fall deſſen Verhinderung, ein: 
em Vicepräjidenten und einem Seeretär beftehen. Diefelben werben 
von ter Staatöregierung ernannt. — Belolvungen find mit diefen 
Stellen nicht verbunden. $.5. Berathungen über Vereindgegenftände 
fonnen in Generalverfammlungen des ganzen DVereind, unter Vor— 
ig und Leitung des Präjidenten und Zuziehung des Gecretärs, 
Statt haben, deren Bearbeitung Toll aber in einem zu den Ende 
zu errichtenden Vereinsausſchuſſe geichehen. Diefer Ausſchuß ift 
von den DVereindmitglievern aus fammtlichen Mitgliedern des Ver: 
eind für eine gewijje Zeit zu wählen. $. 6. Die Statuten des Ver— 
eins, welchen die vorjtehenden Beftimmungen zur Grundlage dienen 
jollen, unterliegen ver Genehmigung und Beftätigung ver Staatö- 
regierung. Zur Erleichterung der deßfallſigen Berathungen des 
Vereins wird ihm ein Entwurf der Statuten mitgetheilt werben. 
$. 7. Um vie Bildung ded Vereins zu bewirken, wird dad Mini- 
fterium des Innern und der Juftiz für jede Provinz einen Com. 
miſſär ernennen, bei welchem fich diejenigen, welche an folhem Ver: 
eine Theil nehmen wollen, zu melden haben und worauf verjelbe die 
ich Angemelveten zu einer Berfammlung einladen wird. In viefer 
Berfammlung wählen zur Berathung der Statuten die perfünlich 
gegenwärtigen Mitglieder nach Stimmenmehrheit zwei Deputirte aus 
ihrer Mitte. Die hiernach aus den drei Provinzen gewählten ſechs 
Deputirten verfammeln ſich demnächft auf die Aufforderung des 
Präfidenten zu Darmfladt, um unter veffen Keitung über die Sta: 
tuten zu berathen und abzuſtimmen, worauf dann folche, zur Ein: 
holung der erforderlichen Genehmigung und Beftätigung von Seiten 
der Staatöregierung, dem Minifterium des Innern und der Juſtiz 
vorgelegt werden.‘ j 

Diefer Aufruf zur Bildung des Vereins Hat wenig Anklang ge: 
funden, obgleich im Jahr 1840 von Seiten ver Kreißräthe befond- 
ere Schreiben an die Bürgermeifter und Pfarrer mit der Aufford- 
erung, ihre Wirkfamfeit geltend zu machen, erlaffen wurden. Auf 


} 
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der andern Seite häuft ſich leider der Stoff zur Thätigkeit ſolcher 
Vereine. Das vierte Heft der Demme'ſchen Annalen der Crimi— 
naltechtöpflege, Altenburg 1840 enthält einen Beitrag des Grimi: 
nalrichtes Nöllner in Gießen: „Den Dieb von PBrofei: 
fion x." worin fi der Verfaſſer auch dahin Auffert:- „Wahrlic, 
das Uebel ift groß! Die Zahl ver Rückfälligen bedroht vie bürger: 
liche Gefellfchaft gleich einer Sündfluth; mit einer Schreden erreg- 
enden Regelmäßigfeit vermehren fich die Rüdfälle ꝛc.“ Vergl. voch 
gegenwärtige Zeitfchrift ©. 393. 394. „Preußen Gefängnis: 
weſen.“ 
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